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3 Beiträge 
Erläuterung des Beutfchen Reits 


Begründet non Dr. J. A. Gruchot. 
Herausgegeben von 
Predari, Dr. Güthe, 


Senatspräſident bei dem Reichsgericht, Geh. Juſtizrat und vortr. Rat im 
este 


Dr. Schlegelberger, 


Kammergerichtsrat. 


— 


— 


Neunundfünfzigſter Jahrgang 1915. 
Subſkriptionspreis für den Jahrgang (6 Hefte) 20 Mark. 


Am 1. Januar d. J. waren es 58 Jahre her, ſeit Dr. Gruchot 
dieſe Zeitſchrift begründete. Aus kleinen Anfängen hervor⸗ 
gegangen und von Jahr zu Jahr an Umfang und Inhalt 
wachſend, hat ſie ihre Aufgabe, der Erläuterung des Deutſchen 
Rechtes zu dienen, ſowohl in der früheren Zeit wie auch ſeit 
Schaffung der Rechtseinheit getreulich und nach beſten Kräften 
erfüllt. Daß ſie dies tun konnte, verdankt ſie außer der wert⸗ 
vollen Mitarbeiterſchaft Berufener in erſter Linie den Männern, 
die nach dem Tode des Begründers ſich ſeines Werkes annahmen. 
Es genügt, die Namen des Reichsgerichtsrats Dr. Raſſow, des 
Unterſtaatsſekretärs Dr. Küntzel, des Präſidenten Dr. Eceius 
und des Reichsgerichtsrats Dr. Jaeckel zu nennen, um zu 
erklären, wie die Zeitſchrift von Jahr zu Jahr an Bedeutung 
und Einfluß zunehmen konnte. | 

Seit dem 1. Januar 1915 wird die Zeitſchrift von dem 
Senatspräſidenten bei dem Reichsgericht Predari, der ſchon 
eine Reihe von Jahren im Verein mit Exzellenz Küntzel und 


Auſichtshefte und Beſtellung bei allen Buchhandlungen. 


Exzellenz Eccius die Schriftleitung geführt hat, ſowie dem 
„Geheimen Juſtizrat und vortragenden Rate im preußiſchen 
Juſtizminiſterium Dr. Güthe und dem Kammergerichtsrat 
Dr. Schlegelberger herausgegeben. Auch unter dieſer neuen 
Leitung bleibt die Zeitſchrift beſtrebt, der Erkenntnis und Ver⸗ 
tiefung des vaterländiſchen Rechtes zu dienen. Daher läßt ſie 
neben der Fortführung der Friedensarbeit dem neuen Kriegs⸗ 
recht beſondere Förderung angedeihen. Dieſem Ziele ſucht ſie 
nicht durch Beſprechung dieſer oder jener einzelnen Streitfrage, 
ſondern dadurch gerecht zu werden, daß ſie zuſammenfaſſende 
Aufſätze über ein ganzes Gebiet bringt. So enthält das 1. Heft 
aus der Feder Güthes eine eingehende Erörterung dreier 
praktiſch wichtiger Kriegsgeſetze, nämlich des Kriegsteilnehmer⸗ 
ſchutzgeſetzes vom 4. Auguſt 1914 und der Bundesratsver⸗ 
ordnungen vom 7. und 18. Auguſt 1914 über die gerichtlichen 
Zahlungsfriſten und die Beſeitigung der Verzugsfolgen; in dem 
eben erſchienenen 2. Hefte hat Schlegelberger das Kriegsrecht 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit in erſchöpfender Darſtellung be⸗ 
handelt. Auch für die nächſten Hefte ſind Aufſätze dieſer Art 
in Ausſicht genommen. 

Daneben wird der Rechtſprechung des Reichsgerichts und 
der Aufnahme gründlicher, zuverläſſiger Beſprechungen nach wie 
vor Aufmerkſamkeit zugewendet. Die Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts werden unter Wiedergabe des Wortlauts, insbeſondere 
auch des Tatbeſtandes, mitgeteilt. Beſonderer Wert wird darauf 
gelegt werden, die Urteile ſo ſchnell als möglich zum Abdruck 
zu bringen. Dies Beſtreben wird dadurch unterſtützt, daß die 
Zeitſchrift nunmehr in 6 e Heften erſcheint und das 
Beilageheft fortfällt. 

Groß und ernſt iſt die Zeit, in der die Beiträge ihren 
neuen Jahrgang begonnen haben, und nicht leicht iſt es für 
die, denen kein Platz draußen in dem ſchweren Kampfe um des 
Vaterlandes Ehre angewieſen iſt, der gewohnten Arbeit nach⸗ 
zugehen. Aber auch fie iſt notwendig. Denn treue Pflicht: 
erfüllung auch in den ſchwerſten Zeiten iſt es ja, die mit bei⸗ 
getragen hat zu Deutſchlands Macht und Größe, und die daher 
auch in den Daheimgebliebenen wach halten kann den an 
Glauben an die Ewigkeit unſeres Volkes. 


Die Schriftleitung und der Verlag der „ge 


| Inhalt 
des erflenenen erſten und zweiten Heftes des 59. Jahrganges (1915). 


Abhandlungen. 


1. Das Recht und der Krieg. Vom Geheimen Juſtizrat Profeſſor Dr. Otto 
von Gierke in Berlin. 

2. Die Beſtimmungen des Reichsgeſetzes vom 4. Auguſt 1914 und der Bekannt⸗ 

machungen des Bundesrats vom 7. und 18. Auguſt 1914 in ihrer praktiſchen 
Anwendung. Vom Geheimen Juſtizrat und vortragenben Rat im Juſtiz⸗ 
miniſterium Dr. Güthe. 

3. Wie weit gehen die Aufgaben des Gerichts im Verteilungsverfahren? | 
(88 872 ff. ZPO. unter gleichzeitiger Berückſichtigung der neuen Hinter: 
legungsordnung.) Von Amtsrichter Dr. Dummer in Berlin. 

4. Hypothek und Bruchteilseigentum am Grundſtück im N zuein⸗ 
ander. Von Rechtsanwalt Dr. Ludwig Levy in Potsdam. 

5. Kriegsrecht der freiwilligen Gerichtsbarkeit. Von Kammergerichtsrat Dr. 
Schlegelberger. | 
6. Aber den Amtsbetrieb und das Prinzip der Konzentration in der öſter⸗ 
reichiſchen Zivilprozeßordnung. Von Gerichtsaſſeſſor Georg Warnecke 

in Pinneberg. 

7. Hypothek und Bruchteilseigentum am Grundſtück im Verhältniſſe zuein⸗ 
ander. Von Rechtsanwalt Dr. Ludwig Levy in Potsdam. (Fortſetzung.) 


. Aus der Rechtſprechung des Reichsgerichts. 


Neue Bücher. 


Die Zeitſchrift iſt durch alle Buchhandlungen zu beziehen. Zu Be⸗ 
ſtellungen wolle man ſich des angefügten Beſtellzettels gefälligſt bedienen. 


Berlag von Franz Mahlen in Berlin 
W9, Linkſtraße 16. 


Der Unterzeichnete beſtellt hiermit bei der Buchhandlung von 
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e SER zur Erläuterung des Deutſchen Rechts. 
Begründet von Gruchot. Herausgegeben von Predari, Güthe, 
Schlegelberger. 59. Jahrg. (1915) Heft 1 und Fortſetzung. 


(erlag von Franz Vahlen in Berlin W 9.) 
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(Um recht deutliche Unterſchrift wird gebeten.) 


Abhandlungen, Beſprechungen von Redtsfällen. 


Der Krieg eine Morgenröte der Rechtspflege? 


Von Herrn Amtsgerichtsrat Graef in Eiſenach. 


Sechs Kriegsmonate find nun ins Land gegangen ſeit jenen 
denkwürdigen Auguſttagen, da das deutſche Volk ſich wie ein Mann 
erhob, um den ruchloſen Friedensbruch ſeiner Feinde und Neider ab⸗ 
zuwehren. Gewaltige Schläge haben unſere ſiegreichen Heere ſchon 
ausgeteilt, aber noch gewaltigere werden folgen müſſen, wenn der 
Feind völlig niedergerungen werden ſoll. In wahrhaft erhebender 
Weiſe ſchien ſich in jener erſten Zeit die ſittliche Wiedergeburt des 
Volkes zu vollziehen; der kraſſe Materialismus, von dem weite Kreiſe 
angekränkelt waren, machte einer hohen ſittlichen Begeiſterung Platz; 
der Parteihader, der das politiſche Leben vergiftete, erſtarb in der 
Verkündung des allgemeinen Burgfriedens, und gar mancher, der 
längſt ſeinem Gott untreu geworden war, fand ihn wieder. Schon 
deshalb müßte der Krieg, auch wenn er uns nicht den erwarteten 
Sieg bringen ſollte, geſegnet werden; hat er uns doch die Gewißheit 
gebracht, daß die Ideale, die ein Volk groß machen, bei und während 
der langen Friedenszeit nicht untergegangen waren, wie mancher Vater⸗ 
landsfreund befürchtete, ſondern noch tief in unſerer Bruſt ſchlummerten 
und nur der Erweckung und Wiederbelebung durch gemeinſame Not 
bedurften. 

Wird dieſer Geneſungsprozeß von Dauer ſein oder wird die zu⸗ 
tage getretene Beſſerung nur ein Strohfeuer bleiben? Werden wir, 
wenn ſich nach einem günſtigen Friedensſchluß etwa wieder ein Milliarden⸗ 
ſegen über das Land ergießen ſollte, eine zweite verſtärkte Auflage der 
Gründerjahre erleben oder wird ſich unſer Volk der wüſten ſpekula⸗ 
tiven Ausſchreitungen enthalten, die die Jahre 1872 bis 1874 kenn⸗ 
zeichneten und den ſittlichen Wert und die Ueberlegenheit produktiver 
Arbeit beherzigen? Wird die Flamme des alten eee wieder 
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auflodern, der Kampf der ſtaatserhaltenden Parteien bis zur gegen⸗ 
ſeitigen Vernichtung da wieder einſetzen, wo er beim Beginn des 
Krieges aufgehört hat, oder werden ſie ſich auf ihre vaterländiſche 
Pflicht beſinnen und die rauhen Sitten mildern? Wird ſich die Er⸗ 
ſtarkung und Neubelebung des religiöſen Gefühls als dauerhaft und 
nachhaltig erweiſen oder wird die Kirchenaustrittsbewegung weitere 
Fortſchritte machen? Dieſes alles ſind Fragen, die man ſich jetzt, wo 
der erſte Begeiſterungsſturm vorübergerauſcht und ein gewiſſer Still⸗ 
ſtand in den kriegeriſchen Operationen eingetreten iſt, wohl vorlegen 
kann. Man wird gut tun, hierbei mit nüchterner Ueberlegung zu 
Werke zu gehen, wenn man ſich vor Enttäuſchungen bewahren will. 
Die materialiſtiſche Lebensauffaſſung ſitzt gewiſſen Kreiſen zu tief im 
Blute und läßt ſich nicht von heute auf morgen ausrotten; manche 
bei der Vergebung von Kriegslieferungen hervorgetretene Mißſtände 
laſſen das deutlich erkennen, und die Preistreiberei, der viele Lebend⸗ 
mittel und notwendige Bedarfsartikel zeitweilig unterworfen waren, 
bis die Höchſtpreiſe wohltuend einſetzten, muß doch zu denken geben. 
Wer näher hinſieht, wird auch zugeben müſſen, daß die Flamme des 
Partei⸗ und Klaſſenkampfes keineswegs gänzlich ausgelöſcht iſt; das 
Feuer glimmt unter der Oberfläche weiter und droht nach dem Frieden 
mit neuer Entfeſſelung. Wenn es trotz des Burgfriedens immer wieder 
vorgekommen iſt, daß einzelne Preßorgane wegen Gefährdung des 
inneren Friedens zeitweilig unter Zenſur geſtellt oder gar verboten 
werden mußten, ſo ſpricht das Bände und bietet einen Vorgeſchmack 
für künftige Zeiten. | 

Auch für die Rechtspflege werden auf den Krieg große Hoffnungen 
geſetzt, weniger allerdings bei dem großen Publikum, deſſen Intereſſe 
für Angelegenheiten der Rechtspflege von jeher gering geweſen iſt. 
Ich kann es nie vergeſſen, daß, ſo oft im Reichstag juriſtiſche Fragen 
verhandelt wurden, die meiſten Volksvertreter bis auf das kleine 
Häuflein der „Zünftigen“ aus dem Sitzungsſaal die Flucht an die 
Oeffentlichkeit antraten. Um ſo aufmerkſamer wird der Einfluß des 
Krieges auf den Gang des Rechtslebens ſelbſtverſtändlich in den 
Kreiſen der Richter und Rechtsanwälte verfolgt. In der Fachpreſſe 
tritt hier und da ein bemerkenswerter Optimismus zutage, und mancher 
warmherzige Idealiſt, wie z. B. Richard Nordhauſen, glaubt ſchon 
für die Rechtspflege die Morgenröte eines neuen Zeitalters zu ſchauen. 
Den alten Geiſt der Zwietracht und Streitſucht, der ſchon ſo viel 
Unheil angerichtet und wirtſchaftliche Werte vernichtet hat, glaubt man 
erſtorben, die Gerichtsſtuben ſieht man im Geiſte ſchon entvölkert, 
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und nicht mehr Haß und Rache, fondern Einigkeit und Verträglichkeit. 
wäre das Kennzeichen nicht nur en ſondern auch ſpäterer 
ſchönerer Friedenszeiten. 

Dieſe Hoffnung iſt indeſſen trügeriſch. Gewiß, es iſt nicht zu 
leugnen, daß der Krieg auch hier in den erſten Wochen manches 
Wunder gewirkt hat, das man ſonſt für unmöglich gehalten hätte. 
Zwar das Wort unſeres Kaiſers: „Ich kenne keine Parteien mehr“ 
wird für den Prozeßrichter ſelbſt während des Krieges ein unerfüll⸗ 
bares Ideal bleiben; immerhin konnten doch eine ganze Anzahl von 
Prozeſſen und namentlich auch Privatklageſachen verglichen werden, 
wenn man den Parteien perſönlich ins Gewiſſen redete und fie. von 
der Nichtigkeit ihres Falles überzeugte, und es mag ſogar vorgekommen 
ſein, wie- ich irgendwo geleſen habe, daß ein Beleidiger vor Gericht 
ſeinen Gegner tränenden Auges freiwillig um Verzeihung gebeten und 
ein Geldopfer für einen guten Zweck gebracht hat. Aber das Bild 
von dem Gläubiger und Schuldner, dem Beleidiger und Beleidigten, 
die nach Monaten harten und grimmigen Streites „ſich in den Armen 
liegen und vor Freude weinen“, paßt nicht auf den deutſchen National⸗ 
charakter, wie ihn Heinrich von Kleiſt in ſeinem „Michael Kohlhaas“ 
ſo anſchaulich und erſchütternd geſchildert hat. Deshalb werden ſolche 
Fälle Ausnahmefälle bleiben, die nur unter dem unmittelbaren Ein⸗ 
druck der erſten gewaltigen Kriegsbegeiſterung möglich waren. 

Jetzt, nach einem halben Jahre, kann man ſich ſchon ein Urteil 
darüber bilden, ob die zum Vergleiche geneigte Stimmung in der 
Bevölkerung angehalten hat oder nicht. Meine perſönlichen Erfahrungen 
ſind hier nicht gerade ermutigend, im Gegenteil ſcheint es mir, als ob 
langſam, aber ſicher ſich wieder alles zum alten wenden will. Die 
ernſteſten Vorhaltungen, der eindringlichſte Hinweis auf den Ernſt 
der Zeit wollen ſchon nicht mehr ſo recht verfangen: es gibt bekannt⸗ 
lich auch eine gewiſſe Grenze, jenſeits deren das Zureden des Richters 
leicht das Rechtsgefühl der Parteien verletzen kann, und der Vergleich 
hat ſeinen Beruf verfehlt, der in einer oder womöglich beiden Parteien 
das bittere Gefühl hervorruft, daß fie mehr oder weniger vergewaltigt. 
worden ſeien. Und wenn man ſchließlich die Parteien doch ſo weit 
hat, daß ſie grundſätzlich zum Vergleiche bereit ſind, dann iſt doch 
immer wieder die gefährlichſte Klippe zu umſchiffen, an der ſchon ſo 
mancher in der Hauptſache gelungene Vergleich zerſchellt iſt. Das iſt 
die böſe Koſtenfrage. Wie oft heißt es dann wie aus einem Munde: 
„ja aber Koſten trage ich nicht!“ und alle Bemühungen waren um⸗ 
ſonſt. Daß unſere Rechtsanwälte ſich redlich bemühen, ihre Partei 
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zum Vergleiche zu beſtimmen, manchmal ohne Rückſicht auf ihr eigenes 
Geldintereſſe, kann rückſichtslos anerkannt werden. Ein Ausnahme⸗ 
fall, der hier beobachtet worden iſt, kann an dieſem Geſamturteil 
nichts ändern. Hier hatte ein Richter gleich nach Ausbruch des Krieges 
ſich einige alte Privatklageſachen zwiſchen denſelben Parteien, die nicht 
leben und nicht ſterben konnten, aufs Korn genommen, um im Feuer 
der erſten Kriegsbegeiſterung einen Vergleich zu ſchmieden; er lud die 
Parteien perſönlich, allerdings ohne „anwaltliche Bekleidungsſtücke“, 
zu einem Sühnetermin vor und brachte einen Vergleich mit ihnen 
zuſtande, zog ſich aber die Beſchwerde des Anwalts der einen Partei 
zu, der ſich durch das Uebergehen ſeiner Perſon zurückgeſetzt fühlte. 
Formell war dieſer gewiß in ſeinem Rechte, ob er aber mit ſeiner 
Beſchwerde der Forderung des Tages gerecht geworden iſt, erſcheint 
mir zweifelhaft. 

Uebergroßer Optimismus iſt hiernach vorläufig nicht am Platze 
das lehrt auch ein Blick auf die Prozeßſtatiſtik. Hier und da ſcheint 
angenommen zu werden, als ob die Läuterung und Erhebung des 
Volksgefühls die leidige Sucht etwas dämpfen würde, wegen jeder 
Lumperei die Gerichte anzurufen. Die ziemlich bedeutende Abnahme 
der Prozeſſe, namentlich in den letzten Monaten des abgelaufenen 
Jahres, ſcheint dieſe Annahme auf den erſten Blick zu beſtätigen. 
In der Tat ſollte man auch meinen, daß nur der die große Zeit, 
in der wir ſtehen, richtig begreift und in dem rechten Geiſte miter⸗ 
lebt, der es auch einmal über ſich gewinnen kann, eine belangloſe 
Bagatelle nicht zum gerichtlichen Austrag zu bringen, wie es ſonſt 
vielleicht ſeinem Bedürfnis entſprechen würde. Und doch würde auch 
dieſe Annahme auf eine Selbſttäuſchung hinauslaufen und an den 
Tatſachen ihre Widerlegung finden. Die zeitweilige Verringerung 
der Prozeſſe erklärt ſich ungezwungen durch ganz andere Verhältniſſe. 
Wenn das Wirtſchaftsleben einer ſo heftigen Erſchütterung ausgeſetzt 
wird, wie in einem Weltkriege, wenn Millionen erwerbstätiger Männer 
auf Monate und vielleicht Jahre hinaus aus ihrem Berufe, ihrer 
Tätigkeit herausgeriſſen werden, dann ergibt ſich eine geringere In⸗ 
anſpruchnahme der ſtreitigen Gerichtsbarkeit ſozuſagen mathematiſch 
von ſelbſt, ohne daß man nach tieferlegenden Urſachen zu forſchen 
braucht. Aber die ſchöne prozeßarme Zeit nähert ſich, wenn nicht 
alle Anzeigen trügen, bereits wieder ihrem Ende. Schon wieder 
häufen ſich die Klagen und das ſchier unverſiegliche Bächlein der 
Bagatellprozeſſe plätſchert munter wie in alten Zeiten und „will ſich 
nimmer erſchöpfen und leeren“. An einem der letzten Terminstage 
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hatte ich unter 83 Sachen 37 ſolche, bei denen der Streitwert 20 M. 
nicht erreichte, 17 Sachen wieſen einen Streitwert von 20 bis 60 M., 
auf und nur bei den übrigen war das Objekt höher. Nach einem 
künftigen Friedensſchluſſe, der das Wirtſchaftsleben neu befruchtet, 
müſſen wir hier wieder auf das Schlimmſte gefaßt ſein; die Zahl der 
Prozeſſe und beſonders der Bagatellprozeſſe wird Legion ſein. Nach 
wie vor wird damit gerechnet werden müſſen, daß die Gerichte mit 
Tauſenden und Abertauſenden höchſt überflüſſiger Sachen überſchwemmt 
werden, die den Richter übermäßig in Anſpruch nehmen und für 
deren Erledigung feine Arbeitskraft vielfach zu koſtbar if. Das ift, 
wie niemand beſtreiten wird, eine höchſt unerfreuliche Ausſicht. Vogel 
Strauß⸗Politik zu treiben iſt aber zwecklos. Von dem Krieg iſt, das 
ſteht für mich feſt, die Heilung der Prozeßwut, an der wir kranken, 
nicht zu erwarten, es muß vielmehr der ſchon längſt geforderte geſetz⸗ 
geberiſche Eingriff erfolgen. In welcher Richtung ſich die Maßnahmen 
des Geſetzgebers bewegen ſollen, darüber iſt ſchon viel geredet und 
geſchrieben worden, ohne daß eine Klärung der Anſichten erzielt worden 
wäre. Am wirkſamſten wäre natürlich die ſogenannte Prozeßverhütung, 
ein Gedanke, der namentlich in den Kreiſen der Richter Anhänger hat: 
denn niemand weiß beſſer als wir, welche Verwüſtungen der erbitterte 
Kampf ums Recht anrichtet. Meiſtens ſind es kleine Leute, die hier 
beteiligt find: für fie aber bedeutet der Verluſt eines Prozeſſes in 
zwei Inſtanzen, namentlich wenn er „mit allen Chikanen“ geführt 
worden iſt, gar oft eine Exiſtenzfrage. Man kann deshalb getroſt 
den Satz aufſtellen: „Prozeßverhütung iſt geſunde Mittelſtandspoltik“. 

Die große Bedeutung dieſer Frage iſt leider in der Oeffentlichkeit 
bis jetzt nicht gebührend gewürdigt worden, und beſonders die Preſſe 
hat noch nicht genügend geſetzgeberiſchen Schritten vorgearbeitet. 
Und doch müßte ſie das Volk aufrütteln und ihm immer wieder ein⸗ 
dringlich zurufen: „tua res agitur“. Hunderte von Millionen gehen 
jährlich infolge der unſeligen Prozeßwut dem Wirtſchaftsleben verloren, 
die beſſer und nutzbringender angelegt werden könnten, und die ſtändige 
Vermehrung der Richterſtellen in den Städten, die im weſentlichen 
eine Folgeerſcheinung der wachſenden Prozeßziffern iſt, wird die Steuer⸗ 
laſt für die Allgemeinheit immer weiter ſteigern. 

Beſondere Schwierigkeiten kann die Verwirklichung des Gedankens 
kaum bieten. Ich ſehe nicht ein, weshalb der Bagatellprozeß nicht 
den Gerichten abgenommen und koſtenlos und unter Ausſchluß von 
Rechtsanwälten vor einem Schieddamte verhandelt werden könnte. 
Dieſes hätte eine Einigung der Parteien zu verſuchen, die ſich leicht 
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wird erzielen laſſen, weil keine Koſten fie verhindern und, wenn ein 
Vergleich nicht zu erzielen iſt, eine Entſcheidung zu geben. Gegen 
dieſe müßte dann der Rechtsweg beſchritten werden können. Eine 
Unzahl von Streitigkeiten würde ſo den Gerichten ferngehalten und 
im Keime erſtickt, ehe die durch einen gerichtlichen Prozeß hervor⸗ 
gerufene gegenſeitige Erbitterung und die im Bagatellprozeß immer 
noch verhältnismäßig hohen Koften eine Einigung erſchweren oder 
verhindern. Freilich wird dieſer Weg bei der Anwaltſchaft wenig 
Gegenliebe finden, und nicht ganz mit Unrecht; denn ihre, durch die 
Geſetze über die Gewerbegerichte und Kaufmannsgerichte ohnehin 
ſchon eingeengte Tätigkeit würde dadurch in erheblichem Grade weiter 
beſchränkt werden. Es könnte deshalb die Frage der Prozeßverhütung 
geſetzgeberiſch in der eben gekennzeichneten Richtung nur im Zuſammen⸗ 
hang mit der anderen Frage gelöſt werden, wie der Ueberfüllung des 
Anwaltsberufes entgegenzuwirken iſt. 

Was es für den Richterſtand ſelbſt und ſeine Berufsfreudig⸗ 
keit bedeuten würde, wenn man ihm den nervenzerreibenden Bagatell⸗ 
prozeß abnehmen würde, der meiftend weder piychologifche® noch 
juriſtiſches Intereſſe bietet, davon kann ein Außenſtehender kaum eine 
Ahnung haben. Wir aber, die wir dieſe Tretmühle jahraus jahrein 
zu bedienen haben, willen es. Gar mancher von uns wird ſich, wenn 
er mit ſich zu Rate ging, ſchon die Frage vorgelegt haben: „bedurfte 
es dazu eines koſtſpieligen Studiums und eines langwierigen Vor⸗ 
bereitungsdienſtes, daß Du ſchließlich ein trauriger Bagatellſchmied 
geworden biſt?“ Dieſes Mißverhältnis zwiſchen Aufwand und Leiſtung 
iſt es, das vielen die Freude am Richten einigermaßen vergällt. Das 
Gefühl der Nichtigkeit und Armſeligkeit unſeres eigenen Tuns iſt nur 
in dieſen Tagen, da draußen auf den Schlachtfeldern die Würfel um 
unſere ganze Zukunft geworfen werden, für diejenigen, die daheim 
bleiben müſſen, naturgemäß beſonders ſtark. 

Doch fort mit den trüben Gedanken! Vor lauter Bedenken 
wollen wir nicht die Augen verſchließen vor dem Schönen und Guten, 
das der Krieg der Rechtspflege ſchon gebracht hat; dürfen wir doch 
jetzt ſchon Gewinne für ſie buchen, die von großer und grundlegender 
Bedeutung ſind und von denen man, ohne zu überſchwenglich zu ſein, 
mit einigem Rechte ſagen kann, daßeſie ein neues Zeitalter herauf 
führen können. 

Unſcheinbar und nebenſächlich können auf den e Blick die 
bekannten Bundesratsverordnungen erſcheinen, nach denen der Richter, 
wenn ein Schuldner durch den Krieg zahlungsunfähig geworden iſt, 
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eine Geſchäftsaufſicht zur Abwendung des Konfurdverfahren® anordnen 
und einem Schuldner, deſſen Lage es rechtſertigt, Stundung bis zu 
drei Monaten gewähren oder die Zwangsvollſtreckung einſtellen kann; 
und doch bedeuten ſie, bei Lichte beſehen, die einfache und glückliche 
Löſung eines Problems. Das Bürgerliche Geſetzbuch hat in den 
§§ 133, 157, 242 den Rahmen für eine moderne, dem Zeitgeiſte 
Rechnung tragende Rechtſprechung geſchaffen, die ich einmal als 
„ſozial“ bezeichnen will; „ſozial“ nicht ſowohl im Sinne einer ein⸗ 
ſeitigen Begünſtigung des wirtſchaftlich Schwächeren, der ja nicht 
immer der Schuldner zu ſein braucht, als vielmehr im Sinne eines 
wirklichen, gerechten Intereſſenausgleichs. Dieſem Leitgedanken, der 
ſich durch das Bürgerliche Recht wie ein roter Faden hindurchzieht, 
werden unſere Prozeßgeſetze, namentlich Zwangsvollſtreckung und 
Konkursordnung, nicht gerecht; ſie können es auch nicht, weil ſie die 
Kinder einer andern Zeit ſind, und deshalb muten ſie uns unſozial 
und rückſtändig an. So entſpricht es z. B. nicht mehr dem heutigen 
verfeinerten Rechtsgefühl, daß nach der Auslegung, welche die Recht⸗ 
ſprechung dem Begriffe der Zahlungsunfähigkeit gegeben hat, ein 
Gläubiger ſeinen Schuldner auch dann zum Konkurs treiben kann, 
wenn nur eine nicht ſofort zu behebende Zahlungsſtockung dieſen 
hindert, ſeinen Verbindlichkeiten gerecht zu werden. Hierbei werden 
unter Umſtänden die Lebensintereſſen des Schuldners mit Füßen 
getreten. Ob ihm die Ausſicht winkt, nach einiger Zeit über die 
Kriſis hinwegzukommen und nach und nach, dafern er nur Zeit ge⸗ 
winnt, vielleicht alle ſeine Gläubiger befriedigen zu können, das darf 
den Richter nicht kümmern; wenn der Gläubiger auf ſeinem Schein 
beſteht, muß er das Konkursverfahren eröffnen, ohne danach zu fragen, 
ob dadurch die Exiſtenz des Schuldners vernichtet, er und ſeine Familie 
der Schande und bitterſten Not preisgegeben und wirtſchaftliche Werte 
zerſtört werden, die ſich für die Gläubiger hätten erhalten laſſen. 
Die ſchweren Gefahren, die hier der Allgemeinheit von dem 
Kriege drohen, ſind glücklicherweiſe erkannt, und es iſt durch die Neu⸗ 
ſchöpfung der Geſchäftsaufſicht Vielen, die ſonſt geſtürzt wären und 
dann unwiderbringlich als ſelbſtändige Exiſtenzen verloren waren, die 
Möglichkeit gegeben worden, über die ſchwere Zeit hinwegzukommen. 
„Einer für alle, alle für einen.“ Dieſer Geiſt, dieſes Gefühl der 
Zuſammengehörigkeit iſt es, aus dem heraus die Verordnung des 
Bundesrats geboren iſt. Sollte dieſer Geiſt, wenn er auch dem großen 
Erwecker „Krieg“ ſein Leben verdankt, nicht auch in friedlichen Zeiten 
ſeine Kraft bewähren können? Ich hoffe und glaube, daß das Rechts⸗ 
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inftitut der Geſchäftsaufſicht, ſoviel auch im einzelnen noch daran zu 
beſſern iſt, und ſo gewiß es auch hier und da von faulen Schuldnern 
mißbraucht wird, die ſich um die Bezahlung ihrer Schulden herum⸗ 
drücken wollen, doch keine vorübergehende Erſcheinung, ſondern ein 
dauernder Beſtandteil unſeres Rechtslebens bleiben möge. 

In weit verſtärkterem Maße gilt das von den Verordnungen, 
die den Richter ermächtigen, dem Schuldner Zahlungsfriſten zu erteilen 
und die Zwangsvollſtreckung einzuſtellen. Zurzeit iſt im Bereiche der 
Zwangsvollſtreckung der Richter weiter nichts als gewiſſermaßen der 
Büttel des Gläubigers, eine Marionette, die ſich in Bewegung ſetzt, 
ſo oft es dem Gläubiger beliebt, am Faden zu ziehen. Hier iſt der 
vollſtreckbare Schuldtitel Trumpf, und wenn der erſt erwirkt iſt, dann 
wird der Schuldner, wenn er nicht ſofort zahlen kann, unter Umſtänden 
auf das Schlimmſte gefaßt ſein müſſen. Mobiliarpfändung, Grund⸗ 
ſtücksbeſchlagnahme und Offenbarungseid ſtehen drohend im Hintergrunde; 
und doch ließe ſich bei vielen das Unglück noch abwenden, wenn 
ſie nur Zeit gewinnen könnten. Daß die Intereſſen des Schuldners 
bei dem Gläubiger nicht gut aufgehoben ſind, iſt klar und auch nicht 
zu verlangen, obgleich es auch nachſichtige Gläubiger gibt; was iſt 
daher natürlicher, als daß der Schuldner in ſeiner Bedrängnis ſich 
an das Gericht wendet? Das Gefühl, daß der Richter in der Lage 
ſein müſſe, ihm zu helfen, wurzelt in der Tat noch tief im Rechts⸗ 
bewußtſein des Volkes. Oft genug iſt mir ſchon vor dem Krieg die 
Bitte begegnet, eine mäßige Zahlungsfriſt zu bewilligen, und immer 
wieder ſah ich die Enttäuſchung des Bittſtellers, wenn ich ihm aus⸗ 
einanderſetzen mußte, daß die Friſtbewilligung nicht zu meinen Be⸗ 
fugniſſen gehöre. Und doch iſt ſie, am rechten Platze, die ſchönſte Er⸗ 
gänzung des Richterſpruches ſelbſt. Wunden immer nur ſchlagen zu 
müſſen, ſie aber nicht heilen zu können, iſt nicht nur kein erhebendes 
Bewußtſein für den Richter ſelbſt, ſondern das geringe Ausmaß der 
richterlichen Befugniſſe, das hier zur Erſcheinung kommt, drückt das 
Anſehen des Richters in den Augen des Volkes auch noch herab. 
Und ſollte nicht von der vielbeklagten Entfremdung zwiſchen Volk und 
Richterſtand ein gutes Teil ſeine Erklärung darin finden, daß der Richter 
nach der Pfeife des Gläubigers tanzen muß, ohne auch auf die Lebensinter⸗ 
eſſen des Schuldners Rückſicht nehmen zu können? Wirkliches Vertrauen 
aber wird einkehren, wenn der Richter die Möglichkeit hat, durch mäßige 
Stundung dem Schuldner über die Kriſis hinwegzuhelfen oder einen 
Gläubiger, der die Zwangsvollſtreckung zu rückſichtslos betreibt und 
dem Schuldner dadurch auch noch unverhältnismäßige Koſten macht, 
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durch zeitweilige Einftellung der Zwangsvollſtreckung wirkſam entgegen- 
zutreten. In dieſer Richtung liegt ein wirkliches Bedürfnis vor; ich 
greife nur ein Beiſpiel heraus, das ſich in der Praxis unzählige Male 
wiederholt: die Mobiliarpfändung iſt fruchtlos ausgefallen, der Schuldner 
hat aber Grundbeſitz und wäre in der Lage, durch Aufnahme einer 
Hypothek ſich die Mittel zur Befriedigung des Gläubigers zu ver⸗ 
ſchaffen. Hätte er etwas Zeit, ſo ließe ſich die Angelegenheit noch auf 
das beſte regeln. Der Gläubiger hat es aber eilig, er lädt ihn zum 
Offenbarungseid und bringt auch noch die Beſchlagnahme ſeines 
Grundbeſitzes aus; und das mitunter wegen einer Forderung von 
10 bis 20 M.! Die Sache läuft dann gewöhnlich ſo aus, wie das 
bekannte Hornberger Schießen. Der Gläubiger bekommt ſein Geld, 
der Zwangsverſteigerungsantrag wird zurückgenommen und er kann 
ſich an dem Bewußtſein freuen, ſeinem Schuldner Koſten gemacht zu 
haben, die den Betrag ſeiner Forderung um das Zwei⸗ bis Dreifache 
überſteigen. Nach meiner Wahrnehmung werden beim Amtsgericht 
Eiſenach etwa 50 % aller Zwangsverſteigerungsanträge, nachdem 
erhebliche Koſten erwachſen find, wieder zurückgenommen, weil 
ſich die Sache durch Zahlung erledigt hat. Welch unſinnige Ver⸗ 
geudung an Volksvermögen! Die Art und Weiſe, wie manche 
Gläubiger ihrem Schuldner die Daumenſchrauben anſetzen, bedeutet, 
rund herausgeſagt, einen öffentlichen Skandal; ſie iſt es, die die Ge⸗ 
richte bei der Bevölkerung ſo unbeliebt macht. Statt ſeinen Aerger 
auf den Gläubiger abzuladen, der durch ſeine Anträge Gerichte und 
Gerichtsvollzieher ſozuſagen automatiſch in Bewegung ſetzt, wird der 
Schuldner mit Erbitterung erfüllt gegen die ſtaatlichen Einrichtungen, 
die ſolche Zuſtände möglich machen. 

Hier iſt nun für die Dauer des Krieges durch die Bundesrats⸗ 
verordnungen ein erfreulicher Wandel geſchaffen worden. Der 
Schuldner iſt nicht mehr auf Gnade und Ungnade dem Gläubiger 
ausgeliefert, ſondern er kann, wenn ſeine Verhältniſſe danach an⸗ 
getan find, darauf rechnen, daß der Richter ihm eine Zahlungs- 
friſt bewilligen wird, die ihm fein Gläubiger vielfach verweigern 
würde. Der Richter iſt auch in der Lage, ihm Teilzahlungen vor⸗ 
zuſchreiben, die Stundung nur für einen Teilbetrag der Schuld 
zu bewilligen, oder auch ſie von einer Sicherheitsleiſtung abhängig 
zu machen, deren Höhe und Art wiederum nach freiem Ermeſſen zu 
beſtimmen iſt. Dieſe Vorſchriften ſind elaſtiſch genug, um der Eigen⸗ 
art jedes Falles gerecht werden zu können. Die Intereſſen des Gläu⸗ 
bigers werden dadurch gewahrt, daß die Stundung nur dann be⸗ 
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willigt werden darf, wenn die Lage des Schuldners ſie rechtfertigt, 
und außerdem darf ſie dem Gläubiger keinen unverhältnismäßigen 
Nachteil bringen. Böswilligen Schuldnern, die den Krieg dazu be⸗ 
nutzen wollen, ſich um die Bezahlung ihrer Schulden zu drücken — 
dieſer Typus iſt mindeſtens ſo ſtark vertreten, wie der des rückſichts⸗ 
loſen Gläubigers — kann ſo ihr Handwerk kräftig gelegt werden. 

Hier iſt wirklich ein großer Wurf gelungen; der Gedanke eines 
gerechten Intereſſenausgleichs, der bisher der Zwangsvollſtreckung fremd 
war, hat ſich mit einem Schlage durchgeſetzt; die Zwangsvollſtreckung, 
die in ihren Grundzügen von kapitaliſtiſchen Geſichtspunkten beherrſcht 
wird, hat den Anſchluß an die Ideenwelt des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
gefunden; auch ſie iſt „jetzt mit einem ſozialen Tropfen Oeles geſalbt“ 
und damit den Anforderungen der heutigen Zeit gerecht geworden. Das 
bekannte Wort, daß der Krieg der Vater aller Dinge ſei, hat, wie auf 
manchem anderen Gebiete, ſo auch hier ſeine Kraft und Wahrheit 
bewährt. 

Aber wie lange wird die neu errungene Herrlichkeit dauern? 
Sollen die Bundedratsverordnungen, wenn der erſehnte Friede kommt, 
wieder in der Verſenkung verſchwinden? Das kann und darf nicht 
ſein. Zwar iſt der äußere Anſtoß, dem ſie ihr Leben verdanken, die 
durch den Krieg hervorgerufene wirtſchaftliche Notlage des Schuldners; 
niemand aber wird leugnen können, daß ſich die Stundung durch den 
Richter auch in Friedenszeiten rechtfertigen läßt, wenn das Zahlungs⸗ 
unvermögen durch andere Urſachen hervorgerufen iſt, die ebenfalls, 
wie der Krieg, vorübergehender Natur ſein werden. Man denke nur 
an Krankheiten in der Familie des Schuldners, Streiks oder ſonſtige 
Störungen im Geſchäftsbetriebe des Schuldners uſw. Es gilt, das 
Errungene, das ſich in Kriegszeiten bewährt hat, zu verteidigen und 
für ſpätere Zeiten zu bewahren, und deshalb muß auch unſer Wunſch 
ſein, daß die Bundesratsverordnungen nach dem Friedensſchluſſe bis 
zur Reform des Zivilprozeſſes in ihren Grundzügen zum Reichsgeſetz 
erhoben werden. | 

Wenn wir Richter dieſen Wunſch ausſprechen, fo tun wir das 
um der uns anvertrauten Rechtspflege willen, weil wir erkennen, 
daß dadurch ein bedeutender Fortſchritt in unſerer Rechtsentwicklung 
geſchaffen wird; wir tun es aber auch im Intereſſe unſerer ſelbſt 
und unſeren ganzen Standes. Unſere Stellung im Zivilprozeß und 
beſonders in der Zwangszvollſtreckung hat etwas Unfreied , gerade 
die hinter uns liegenden Monate, die uns die Beſſerung gebracht und 
in gewiſſem Umfang uns das pflichtmäßige freie Ermeſſen beſchert 


haben, das die Stellung des Verwaltungsbeamten auszeichnet, haben 
und dieſe Unfreiheit deutlich zum Bewußtſein gebracht. Wir dürfen 
aber keine Gelegenheit vorübergehen laſſen, um die zum Teil un⸗ 
würdigen Feſſeln, die uns die Prozeßordnungen angelegt haben, ab⸗ 
zuſtreifen und bei aller Gebundenheit an das Geſetz und an einen 
geordneten Gang des Verfahrens den Verſuch zu machen, eine freiere 
Stellung gegenüber den Parteien zu erlangen. Was hier zu fagen 
iſt, bezieht ſich naturgemäß vornehmlich auf den Einzelrichter. Es 
gibt in unſeren Prozeßordnungen kaum eine Entſcheidung des Einzel⸗ 
richters, die nicht, und wäre ſie noch ſo unbedeutend und nebenſächlich, 
mit irgendeinem Rechtsmittel angefochten werden könnte; kunſtvoll baut 
ſich auf der Beſchwerde die weitere Beſchwerde, auf der Berufung die 
Reviſion auf, die Rechtsſicherheit des Staatsbürgers iſt durch einen 
wahren Stacheldrahtzaun von Rechtsmitteln gegen die „Willkür“ des 
Richters geſchützt. Hier haben die Väter der Prozeßordnungen, die 
zum Teil wohl noch unter dem Einfluſſe vormärzlicher Anſchauungen 
ſtanden und tiefes Mißtrauen gegen die Macht des Richters hegten, 
entſchieden des Guten zu viel getan. Und heute noch betrachtet es 
die Demokratie aller Schattierungen als ihre Aufgabe, dieſes gerade⸗ 
zu raffiniert ausgeklügelte Syſtem von Beſchwerden, ſofortigen Be⸗ 
ſchwerden, weiteren Beſchwerden, Einſprüchen uſw. als ein Palladium 
bürgerlicher Freiheit zäh zu verteidigen. An ihrem Widerſtande 
ſcheiterte im Jahre 1910 bei der Reform der Strafprozeßordnung 
auch der geringſte Beſſerungsverſuch. Muß es denn ſein, daß Urteile 
des Amtsgerichts in Bagatellſachen durchaus der Berufung unterliegen, 
während bei den Gewerbe⸗ und Kaufmannsgerichten die Berufung 
bei kleineren Streitobjekten ausgeſchloſſen iſt? Und iſt es vielleicht 
eine unbedingte Notwendigkeit, daß jemand, der wegen Fahrens mit 
einem unbeleuchteten Fahrrad oder einer ſonſtigen Uebertretung eine 
Polizeiſtrafe von 1 M. erhalten hat, hiergegen drei Inſtanzen an⸗ 
rufen kann, während z. B. demjenigen, dem man den Kopf vor die 
Füße legen will, gegen ſein Todesurteil nur ein einziges und noch 
dazu verkümmertes Rechtsmittel zur Verfügung ſteht? Hier könnte 
der Krieg ſeine vielgeprieſene ſchöpferiſche Kraft bewähren und alte 
eingewurzelte Vorurteile beſeitigen, gegen die in Friedenszeiten alle 
Aufklärungsarbeit vergeblich war. Mit einem einzigen Federſtriche 
greifen jetzt die Militärbehörden, wenn es nötig iſt, tief in das Leben 
einzelner Staatsbürger ein; Zeitungen werden verboten, Geſchäfte 
werden geſchloſſen, ohne daß den Betroffenen das Recht zuſtände, 
dagegen den Inſtanzenweg zu beſchreiten; ja die Allgemeinheit ver⸗ 


langt nicht einmal danach, Wenn aber ſolche weittragenden Ent⸗ 
ſcheidungen unanfechtbar ſind, dann nimmt es ſich demgegenüber geradezu 
wunderlich aus, daß z. B. die Entſcheidung des Amtsrichters, der eine 
Kriegsfriſt bewilligt oder ablehnt, der Beſchwerde und bei widerſprechen⸗ 
den Endſcheidungen die Entſcheidung des Landgerichts auch noch der 
weiteren Beſchwerde audgeſetzt iſt. So hat ſich der kurioſe Fall er⸗ 
eignen können, daß das Vollſtreckungsgericht eine Zwangsvollſtreckung 
auf 6 Wochen einſtellte; das Landgericht hob auf, der Schuldner legte 
weitere Beſchwerde ein, die jedoch erfolglos blieb; 5 Wochen nach 
der Entſcheidung des Vollſtreckungsgerichts kamen die Akten vom 
Oberlandesgericht zurück und der Schuldner lachte ſich ins Fäuſtchen. 
er hatte ſeine Friſt ſo ungefähr in der Taſche, obwohl ſie ihm end⸗ 
gültig verſagt wurde. Eine ſolche Inſtanzenhäufung iſt doch wirklich 
ganz zwecklos; hier kommen keine Rechtsfragen in Betracht, die der 
Nachprüfung durch Kollegialgerichte bedürften, ſondern die Richtigkeit 
der Entſcheidung wird bedingt durch die genaue Erkenntnis der 
Parteien und ihrer Verhältniſſe, eine Kenntnis, die naturgemäß bei. 
den Amtsgerichten in größerem Umfange vorhanden iſt. 

Der leitende Geſichtspunkt bei einer künftigen Neuerung wird 
immer der ſein müſſen, das Ausmaß der Rechtsmittel in ein richtiges 
Verhältnis zu bringen zu der Bedeutung und Tragweite der richter⸗ 
lichen Entſcheidungen; bei minderwichtigen oder gar nebenſächlichen 
Entſcheidungen möge man getroſt ein Rechtsmittel verſagen; das 
Volk wird ſich, deſſen kann man gewiß ſein, allmählich damit ab⸗ 
finden und ſogar froh darüber ſein, daß ihm Koſten erſpart werden. 

Wann unſere geſetzgebenden Faktoren Zeit finden, dieſe Neu⸗ 
ordnung in Angriff zu nehmen, iſt freilich noch nicht abzuſehen. Die 
Reform der Prozeßordnungen und des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes, bei 
der der Kampf um eine freiere Stellung des Richters zum Austrag 
gebracht werden muß, ſo oft ſchon verheißen und zeitweilig nahege⸗ 
kommen, iſt durch den Krieg vielleicht wieder in weite Ferne gerückt. 
Militäriſche und vor allem wirtſchaftliche Fragen von einſchneidender 
Bedeutung werden in den erſten Jahren nach dem Frieden die 
Arbeitskraft der Regierungen und Parlamente hauptſächlich in An⸗ 
ſpruch nehmen und die öffentliche Erörterung beherrſchen. Möchten 
ſie daneben die Rechtspflege nicht ganz verkümmern laſſen! 
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Rückblick und Ausblick in der Kriegszeit. 


Aus Geraer Rechtzpflege. 
Von Landrichter Dr. Zeunert. 


Während weit draußen in Freundes⸗ und Feindesland Städte in Flammen 
auflodern und der Widerſchein des Haſſes fremdes Urteil verwirrt, geht im 
Innern des Reichs das Leben der Gerichtsſtuben (bei uns immer noch Kom⸗ 
miſſionszimmer genannt) ſeinen ſtillen, merkwürdig gleichförmigen Gang. 
Täuſchung wäre es, zu berichten, daß nun mit einem Male alles anders ge⸗ 
worden wäre als ſonſt. Die Juriſten, wie andere Menſchen an das Her⸗ 
gebrachte gewohnt, ergriffen die neuen Verhältniſſe mit ihren alten Anſchauungen 
and legten fie ſich zurecht, wie fie es brauchten. 


Zunächſt galt es freilich zu unterſuchen, inwieweit überhaupt noch das 
Recht beſtand, das man ſonſt angewendet hatte. Und zu allgemeiner Be⸗ 
ruhigung konnte feſtgeſtellt werden, daß es trotz Trommelſchlag noch benutzbar 
war. Denn $ 68 der Reichsverfaſſung „in Verbindung“ mit dem preußiſchen 
Geſetz vom 4. Juni 1851 überträgt zwar dem Militärbefehlshaber die voll⸗ 
ziehende Gewalt und geſtattet ihm im Intereſſe der öffentlichen 
Sicherheit Verbote zu erlaſſen, beſchränkt auch damit alle, nicht die bloß 
aufgezählten Grundrechte (vgl. Arndt im „Tag“ Nr. 211 und 216; 
Schiffer, DIZ. 1014). Aber die geſetzgebende Gewalt erhält er da⸗ 
mit nicht und „wohlerworbene“ Rechte kann er nur im Intereſſe öffentlicher 
Sicherheit verletzen. Auch er wäre daher nicht in der Lage geweſen, die 
Beamtengehälter herabzuſetzen, die nach Labands herrſchender Meinung auf 
öffentlich⸗rechtlich gegen ſeitigem Vertrage beruhen. Ja nicht einmal ein 
Gebot, während des Krieges die Urteile ohne Tatbeſtände abzufaſſen, hätte er 
zu erlaſſen vermocht, wie es ganz im Geiſte der Zeit ein witziger Kopf vor⸗ 
ſchlug (vgl. DRZ. 798). Denn im allgemeinen leidet die Sicherheit des 
Reichs darunter nicht. Auch die Verſchärfung von Strafen bei gewiſſen 
gemeingefährlichen Verbrechen greift nach jenem Geſetze nicht Platz, denn ſein 
§ 8 iſt außer Kraft (vgl. Stenglein, Nebengeſetze S. 370 zu $ 8). 
Eine irrige gegenteilige Zeitungsnotiz, nach der „im Kriege“ Brandſtiftung 
mit dem Tode beſtraft würde, wirkte aber doch ihr Gutes. Nach Mitteilung 
der Staatsanwaltſchaft hat es ſeitdem im Bezirke gegenüber früheren Zeiten 
ganz überraſchend wenig gebrannt. So galt denn im weſentlichen das alte Recht. 


Wenn man aber nun weiter, um darin die Folgen des Kriegs für die 
Rechtsordnung zu erkunden, die Regiſter der Kommentare wälzte, fand ſich 
unter „Krieg“ nur eine geringe Ausbeute wie etwa § 247 CPO., § 9 
MilStrpO., und das führte zu dem gleichfalls beruhigenden Ergebnis, daß er 
„an ſich“ nur von geringem Einfluß auf das Recht war. Und doch ſah man 
ſeine gewaltigen Wirkungen überall auf den Straßen der Stadt. Die Fabriken 
(Webereien, Spinnereien und Maſchinenfabriken) hörten auf, regelmäßig zu 
arbeiten, bei großen Firmen, die ſonſt am Monatsſchluſſe Tauſende erhielten, 
ging kein roter Heller ein. Allgemein griff zunächſt die Auffaſſung Platz: Im 
Kriege braucht niemand zu bezahlen. Weiter legte die Militärverwaltung auf 
Kriegsbedarf Beſchlag, vor allem auf das im Neuſtädter Kreiſe wichtige Leder. 
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So fehlten Sachen, was Erfüllung von Verträgen unmöglich machte und ent⸗ 
ſprechende Prozeſſe nach ſich zog. Endlich aber, und vor allem, marſchierten 
feldgrau und blumengeſchmückt im Bewußtſein von der Gerechtigkeit der deutſchen 
Sache gegen England und Genoſſen, aber unbekümmert um die eigne Rechts⸗ 
lage, Tauſende von Menſchen aus dem Gerichtsbezirke, hinter denen es wie 
im Nebel lag, daß ſie einmal Gläubiger und Schuldner, Kläger und Beklagter, 
Beſchuldigter und Zeuge, Geſchäftsherr und Angeſtellter geweſen, ja, daß noch 
Aktenſtücke unerledigt geblieben und elterliche Rechte auszuüben waren. Recht 
iſt nicht die höchſte Macht im Leben der Völker. 

Raſch traf nun die Kriegsgeſetzgebung Schutzmaßregeln gegen die 
Aenderung der wirtſchaftlichen und perſönlichen Verhältniſſe, mehr noch half 
Verträglichkeit und Vertrauen. Freilich, die Richter, die jene Geſetze durch⸗ 
führen ſollten, waren nicht zu erſetzen. Denn, wenn auch mancher große 
Prozeß nicht zum Abſchluß kam, weil Zeugen oder Parteien fehlten, ſo gingen 
doch keineswegs erheblich weniger Klagen als früher ein. 

Und gerade die neuen Geſetze und Verhältniſſe ſuchten im Richter den 
Mann. Führten auch ſie zu zahlreichen juriſtiſchen Zweifelsfragen, ſo ent⸗ 
ſprachen ſie doch, wie kaum früher auf dem Gebiete des bürgerlichen Rechts⸗ 
ſtreits, voll bewußt dem modernen Verlangen nach einer freien, aufs Schöpferiſche, 
Gedeihliche gerichteten Richtertätigkeit, die ſich der Verwaltung annähert. Ent⸗ 
gegen den Beſtimmungen anderer Staaten, die von der geſetzlichen Friſt⸗ 
bewilligung, dem Moratorium, ausgehen, das ſeine Sonne gleichmäßig über 
Gerechte aber auch Ungerechte ſcheinen läßt, hat das Reich die Abwägung der 
Bedürfniſſe in die Hand des Richters gelegt. Das Gericht gewann vielleicht 
nicht überall gleich das richtige Augenmaß zur Sache. Auch hier war ein Ein⸗ 
ſchießen erforderlich. Das Ziel konnte nur ſein, zu richten nach Kriegslage: die 
Wirtſchaft des Volks tunlichſt aufrechtzuerhalten und die Schäden abzuwenden, 
die dem Volke durch den Krieg, insbeſondere den Kriegsteilnehmern aus ihrer 
Abweſenheit entſtehen könnten, war oberſtes Geſetz, war allgemeiner Wille. 

Anfangs ging man, wie wohl auch anderwärts, zu weit. Man war zu frei⸗ 
gebig im Gewähren von Friſten, erforderte zu Geringes von der Lage 
des Schuldners, die ſie rechtfertigen ſollte. Bald aber bedachte man, daß auch 
das Ausland keine dreimonatigen Moratorien, ſondern nur ſolche von 1—2 
Monaten gewährte (vgl. Burgmeier, Die Kriegsnotgeſetze S. 46). Abzahlungen 
wurden mit Recht verlangt, bei Mietzinſen, die in weiten Volkskreiſen das An⸗ 
ſehen bevorrechtigter Forderungen genießen, konnten die Raten höher ſein. Das 
erhält den ſozial beſonders wünſchenswerten Kreislauf des Zinſes vom Mieter zum 
Hausbeſitzer, vom Hausbeſitzer zum Hypothekengläubiger, von dieſem zum Pfand⸗ 
briefinhaber und ſtützt ſo den Grundwert. Die Lage des Schuldners mildern 
Kriegsunterſtützungen, Kriegskredit⸗ und Darlehenskaſſen, Kriegslieferungen be⸗ 
leben wieder den Verkehr, Beſchäftigungsbeſchränkungen ſind aufgehoben. Er 
kann ſo wieder zu Gelde kommen. Es ſchadet ihm auch nicht zuviel, wenn er ſich 
zu Kriegszeiten wieder einmal an die Bedürfnisloſigkeit früherer Jahre gewöhnt, 
wie es die draußen im Schützengraben müſſen. Hilft er doch ſo an ſeinem 
Teile zur wirtſchaftlichen Rüſtung des Vaterlands: Wer zahlen kann, ſoll 
zahlen. In drei Monaten kann ers vielleicht noch weniger. Nur wer durch 
den Krieg in ſchlechte Vermögenslage kam, iſt im allgemeinen der Wohltat 
des Kriegsgeſetzes würdig. Auch der Gläubiger iſt wieder Schuldner. 


So wurde ſpäter eingehender geprüft, ob die Lage des Schuldners die 
Friſt rechtfertigte. Gutachten des Einigungsamts, das in Gera aus Handels⸗ 
und Handwerkskammer und Vertretern für Land: und Forſtwirtſchaft errichtet 
war, konnten über die Geſchäftsverhältniſſe des Schuldners beigezogen werden. 
Vielfach ließen ſie ſich natürlich ohne weiteres erkennen: Händler mit Luxus⸗ 
waren z. B. machen jetzt keine Geſchäſte. 

Zweifelhaft erſchien, wie es mit der Frage des Beweiſes der Krieger⸗ 
eigenſchaft und des unverhältnismäßigen Nachteils des Gläubigers zu halten 
war. Aber im allgemeinen entjcheidet, vielleicht einmal auch „kryptoſoziologiſch“, 
mehr billige Beurteilung der Umſtände als förmliche Regel. 

Einen Beweis des Antragſtellers, daß der Gläubiger durch die Bewilligung 
keinen unverhältnismäßigen Nachteil erleide, verlangte das Gericht nicht. 
Das bedarf nach der Einredetheorie keiner Rechtfertigung, aber auch nach der 
Leugnungstheorie iſt der unverhältnismäßige Nachteil vom Kläger zu beweiſen, 
wenn man in der anſpruchhindernden Tatſache eine Ausnahme von der Regel⸗ 
norm findet. Das iſt ſie aber ihrem inneren Weſen nach, denn den Schutz 
des Schuldners bezweckt das Geſetz, das beſondere Intereſſe des Gläubigers 
begrenzt ihn nur. Der Rechtsſatz iſt dann etwa entſprechend $ 713 CPO. 
ſo zu verſtehen: der Beklagte erhält die Friſt, wenn es ſeine Lage recht⸗ 
fertigt, es ſei denn, daß die Lage des Klägers es nicht rechtfertigt. Wenn 
auch unter Umſtänden Negatives zu beweiſen iſt, ſo bildet das doch die Aus⸗ 
nahme, und daß der Beklagte die Geſamtverhältniſſe des Klägers kennen ſoll, 
iſt zuviel verlangt. Praktiſch wird es genügen, wenn der Gläubiger auf 
Befragen nichts anzugeben weiß. Das Leben meiſtert die äußerliche Beweisregel. 

Ueber die Zweifel, wie es mit der Ausſetzung ſteht, wenn die Teilhaber 
einer offenen Handelsgeſellſchaſt Kriegsteilnehmer find, iſt viel geſchrieben. 

Zweifel tauchten weiter auf über die Perſon des Kriegsteilnehmers. 
Der Urlauber und Verwundete verläßt damit keineswegs rechtlich den mobilen 
Truppenteil, dem er angehört, der Landſtürmer gehört dazu erſt mit dem Ein⸗ 
tritt. Erſt der, nicht der Aufruf, macht ihn zum Soldaten. 

Soweit Zeugen fehlen, iſt eine Unterbrechung nicht vorgeſehen, hier hilft 
§ 356 CPO. Aber vielfach wird die Vernehmung möglich fein. Belgien 
z. B. iſt „okkupiert“, nicht „annektiert“. Nach dem Haager Abkommen von 
1907 find deshalb die früheren Geſetze aufrecht zu erhalten vgl. (Arndt, 
Recht u. Wirtſchaft, S. 231; Düringer, ebendort, S. 207; a. M. Meidel, 
DIZ. S. 1202). Das gilt auch für Rechtshilfe. Doch wird man den um⸗ 
ſtändlichen Weg diplomatiſchen Verkehrs nicht zu wählen brauchen. Er ſetzt 
fremde Beamtenorganiſationen voraus. Aber der Zivilgouverneur in Belgien, 
an den das Geſuch gerichtet werden könnte, iſt deutſcher Beamter ). 

Viele weitere Streitfragen wurden nicht praktiſch. So kam es zu keinem 
Anerkenntnisurteil vor dem Amtsgericht, das auf Ladung des Beklagten er⸗ 
gangen wäre und ihm Friſt gewährt hätte. Uebrigens dürfte S 2 der BRVO. 
vom 7. 8. fo ſehr unpraktiſch nicht fein, wie er bisher im Schrifttum hin⸗ 
geſtellt wird. Denn gerade jo kann der Schuldner höheren Anwaltskoſten 2) 
entgehen und übt auch auf den Gläubiger einen Druck. Denn wenn dieſer 


1) Er kann nicht in Prozeßſachen angegangen werden (Min Bek.). 


D. Sch. 
2) Ich gehe dabei von der e Anſicht aus, daß Anwaltszwang er⸗ 
forderlich iſt. 
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ſpäter klagt, können ihm nach § 93 ZPO. die Koſten auferlegt werden. 
Ferner blieb unerörtert, ob erſt die teuern Anwaltskoſten aufgewendet werden 
müſſen, um den Friſtantrag zu ſtellen, dieſer alſo dem Anwaltszwang unter⸗ 
liegt, ob auch die Anordnung von Arreſt oder einſtweiliger Verfügung gegen 
den Krieger ausgeſchloſſen iſt, ob nur die beſonderen oder auch die allgemeinen 
Folgen der Nichtzahlung nach der Bekanntmachung vom 18. Auguſt 1914 
außer Kraft geſetzt werden können. Bei der letzten Frage dürfte es ſich vielleicht 
weniger, wie angenommen wird, um den Gegenſatz von allgemeinen und be⸗ 
ſonderen Folgen handeln, ſondern darum, ob lediglich die ausſcheiden ſollen, die 
von der Nichtzahlung allein abhängen. Dann handelt es ſich um geſonderte 
Folgen. Verzugsfolgen ſind aber nicht geſonderte Folgen der Nichtzahlung. Denn 
ſie ſetzen weiter Mahnung, Vertretbarkeit der Nichtleiſtung voraus. Alle dieſe 
Fragen müſſen natürlich in erſter Linie und infolge der ſchnellen und zuweilen 
ungenauen Abfaſſung der Kriegsgeſetze nach dem Grundſatze: Hilfe für die 
abweſenden Krieger, Aufrechterhaltung der Volkswirtſchaft beantwortet werden. 

Daß der ſchnelle Erlaß der Geſetze Unvollkommenes gezeitigt hat, kann 
nicht wundernehmen. Im Mahnverfahren muß der Schuldner bedauerlicher⸗ 
weiſe Widerſpruch gegen den Zahlungsbefehl erheben, um eine Friſt zu er⸗ 
langen. Die Unterbrechung wirkt auch zuungunſten des Kriegers, wenn ſie die 
Wirkung feiner Anträge abſchneidet (DIZ. 14, 1076). Beſchwerde würde 
ſtatt der Berufung genügen, wenn nur die Friſt, die das Urteil gewährt, be⸗ 
kämpft werden ſoll. Praktiſch wäre eine nähere Regelung der Rechte der 
Aufſichtsperſonen, die zur Abwendung des Konkurſes beſtellt ſind. 

Aber nicht alles muß ja unbedingt entſchieden ſein. Aus dem Rechte 
der Angeſtellten, deren Gehaltsforderungen bei Kriegsentlaſſungen vielen 
Zweifeln unterliegen (vgl. Burgmeier, Kriegsnotgeſetze S. 5, 6 und 
DIZ. S. 1106 und 1034) kam kein Fall zur Kenntnis des Landgerichts. 
Es fanden wohl wenige Entlaſſungen Zurückgebliebener ſtatt. Die Geſchäfts⸗ 
herren behielten die Angeſtellten, wenn auch bei gefürztem Gehalt, und dieſe 
wiederum waren froh, in ſchweren Zeiten ihr Brot zu finden. Wer ins Feld 
zog, hatte andere Sorgen, als Gehaltsſtreitigkeiten. 

Dagegen verklagten ſich zwei Ruſſen, die im Inlande wohnten. Mußte 
ihnen der Staat Rechtsſchutz gewähren? Daran war wohl auch gegenüber 
dem inzwiſchen erlaſſenen Zahlungsverbote nicht zu zweifeln, denn unſere Geſetz⸗ 
gebung unterſteht dem Territorialprinzip und fie hatten beide ihren Wohnfit 
im Inland. Dagegen klagte eine Firma, die im verbündeten Oeſterreich an⸗ 
ſäſſig war. Ihr Prozeß war nach dem Geſetz vom 7. Auguſt 1914 unter⸗ 
brochen. Dasſelbe Schickſal erlebte ein Prozeß einer Firma in Saloniki, der 
ſchon früher beim Uebergang der Stadt an Griechenland wegen der Sicherheit 
für die Prozeßkoſten und der Gegenſeitigkeitsfrage Schwierigkeiten gemacht hatte. 

Dagegen kamen, wie zu erwarten war, Anſprüche wegen Unmöglichkeit 
der Leiſtung vor Gericht. Auch Sachen, die nach Maß, Zahl und Gewicht 
beſtimmt zu werden pflegen, werden zu Kriegszeiten rar: Wolle, Jute, Leder, 
Benzin, Eier. Der Spekulant klagt. Entſcheidend wird neben den Grundſätzen 
der 88 275, 279, 323 ff. BGB. vielfach die Regel des S 242 BGB. ſein. 
Es wird darauf ankommen, ob die Erfüllung ſo ſchwer iſt, daß ſie nach Treu 
und Glauben und der Veekehrsſitte dem anderen Teile nicht mehr zugemutet 
werden kann. Das iſt der Fall, wenn z. B. die Wolle nur über See bezogen 
werden kann, wo die Ladung gute Priſe iſt. Anders liegt der Fall vielleicht, 


wenn der Eierhändler billig in Galizien eingekauft hatte, die Ruſſen jetzt feine 
beſtellte Ware verzehren und er ſie deshalb nicht weiter liefern kann. 


Aber überhaupt waren es nicht beſondere Fälle und Geſetze, die der 
Rechtspflege im Kriege ihren Stempel aufdrückten. In den Vordergrund treten 
ſollte der Gedanke, daß der Prozeß einen volkswirtſchaftlichen Zweck hat, daß 
Beſchleunigung gerade jetzt beſonders not tut, daß unnütze Streitereien und 
Rechtsmittel gegenüber dem großen Geſichtspunkte der Volkseinigkeit und dem 
kleinen der Belaſtung des Gerichts zurückgeſtellt werden müſſen. 


Man riet zur Zurücknahme ausſichtsloſer Rechtsmittel. 


Mit allen Kräften verſuchte man Vergleiche anzubahnen, leider vielfach 
ohne rechten Erfolg. Vergebens ſtellte oft das Gericht vor, daß die Arbeits⸗ 
kraft der Partei, die durch die Prozeßführung verloren geht, ungenügend be⸗ 
zahlt wird, daß ſie ſie beſſer verwerten kann, daß „bar Geld lacht“, daß es 
darauf ankommt, nicht ſelbſt überzeugt zu ſein, ſondern das Gericht zu über⸗ 
zeugen, daß die Auffaſſung jedes Rechtspflegeorgans, daß jedes Beweismittel 
Fehlerquellen birgt, daß jetzt gerade Zeugen vielfach ſehlen werden, daß ge- 
riugere Gebühr in Anſatz kommt. Selbſt der Hinweis auf die Einigkeit des 
Volks verſehlte oft ſeinen Zweck. Das war ihnen ja alles bekannt, doch das 
konnte gerade für ihren Fall nicht gelten. So blieb dann häufig nichts 
anderes übrig, als ſich im Sühnetermin durch perſönlichen Verkehr mit der 
Partei ein Urteil zu bilden. Denn darin irren die Gegner der Wildhagen⸗ 
ſchen Ermittlung des Sachverhalts, daß die Wahrheit ſo nicht eher ermittelt 
werden könnte als beim Verkehr mit den Anwälten. Das liegt an der ob⸗ 
jektiveren Frageſtellung des Richters und an der Rechtsunkenntnis des Laien, 
der den Sinn der Frage weniger errät. Aber auch die Perſönlichkeit des 
Gegners macht Eindruck und läßt die „Lüge ins Geſicht“ verſtummen. 


Im Strafverfahren war, was Privatklagen angeht, ein ähnliches 
Verfahren am Platze und angewendet. Niederſchlagung von Strafprozeſſen 
gegen Krieger erſchien erwünſcht. Ihre Uebertretungen ließ man verjähren. 
Die Ladung zur Hauptverhandlung iſt keine Liebesgabe. Der Staatsanwalt 
zog unter Löbells Einfluß Berufungen wegen der Strafhöhe zurück. Ein 
Angeklagter verlor die Wohltat der Amneſtie, weil er Berufung einlegte und ſo 
zur Zeit des Gnadenerlaſſes nicht rechtskräftig verurteilt war. Dagegen tauchten 
Kriegsſchwindler (falſche Sammler für Kriegszwecke, falſche Verwundete) auf. Die 
Holzdiebſtähle mehrten ſich. Sie müſſen infolge der Not milder, Einbruchsdieb⸗ 
ſtähle infolge ihrer Geſährlichkeit in unruhigen Zeiten härter beſtraft werden. 


»Die Beweiswürdigung wurde natürlich infolge der Kriegslage nicht weniger ſorg⸗ 


fältig gehandhabt, anders als beim erſten franzöſiſchen Urteil gegen deutſche Militär⸗ 
ärzte. Endlich mußten die Notparagraphen öfter angewendet werden. Nach 
dem Bericht der Gewerkſchaften betrugen Ende Oktober die Arbeitsloſen 21% 
der Arbeiterſchaft. Dies Verhältnis iſt inzwiſchen wieder beſſer geworden, als 
es vor dem Krieg um die gleiche Jahreszeit war. Heereslieferungen bilden die 
Grundlagen der neuen Wirtſchaft. Ihren Umfang zeigt ein Blick in den An⸗ 
zeigenteil des Berliner Tageblatts. Ein allgemeiner Arbeitsnachweis, den eine 
Arbeitsloſenverſicherung geliefert hätte, fehlt heute. Auch auf ſtrafrechtlichem 
Gebiete ſpielt danach eine Rolle die Kenntuis des Richters von wirtſchaftlichen 
Umſtänden, vom Handeln in der Not, von der Möglichkeit, Geld zu verdienen. 
Blätter für Rechtspflege LXII. N. F. XIII. 2 


Er Ag 


In einem Falle ſprang der Gegenjag zur „alten Schule“ in die Augen. 
Gummiwarenhändler, ordentliche Bürger, hatten Spülſpritzen ausgeſtellt. Statt daß 
fie ein Schutzmann auf § 184 Ziffer 3 StGB. hingewieſen hätte (dann wären die 
Sachen ohne weiteres entfernt worden), mußte er Anzeige erſtatten. So erzielte ein 
umſtändliches und teures Gerichtsverfahren, was mit gleicher Wirkung ein Hand⸗ 
griff getan hätte. Dazu trat wieder eine Minderung des Anſehens der Strafe. 

Auch neues Kriegsrecht kam zur Behandlung, ein bedauerlicher Fall der 
Bekanntmachung über Höchſtpreiſe. Eine arme alte Kleinhändlerin hatte 
55 Pfennige für ein Stück Butter verlangt. Der Gemeindevorſtand hatte 
den Höchſtpreis auf 50 Pfennige feſtgeſetzt. So viel koſtete es ihr ſelbſt. Zum 
Kaufabſchluſſe war es nicht gekommen, aber das verlangt das Geſetz nicht. 
In Frankreich wollte ein Mann auf dem Totenbette heiraten und ließ deshalb 
den Maire holen. Aber als alle Formalitäten erledigt waren, hatte er auf 
die wichtigſte Frage keine Antwort mehr. Da ſagte der Maire zu den Zeugen: 
„Obwohl das Ja recht ſchwach geweſen, haben Sie es doch alle gehört, meine 
Herren!“ und als es der Gerichtsſchreiber verneinte, erwiderte er: Mit den 
Ohren war freilich nichts zu hören, mit dem Herzen hätten Sie es hören 
müſſen.“ Wenn man mit dem Herzen gehört hätte, hätte man die Bauers⸗ 
frau freiſprechen ſollen? Oder war das „Gefühlsjurisprudenz?“ Aber hätte 
man auch die Frage aufgeworfen, ob der ſo ſchon bedrängte Schuldner vor 
dem Antrag auf Friſt erſt den Vorſchuß des Anwalts bezahlen muß? 

Doch das ſind Fragen nicht nur des Kriegs rechts. Sie können nach 
dem Geſetz ſo und anders entſchieden werden. Aber überall erſchließt erſt 
die lebendige Kraft des Richters ewig ſtummen Paragraphen den Mund. 
Jetzt iſt Kampf gegen den äußeren Feind alles, iſt keine Zeit für Urteile, in 
denen das Wälzen der Kommentare rauſcht. Beim römiſchen Prätor, der 
freilich kein Schulmeiſter war, bewundert man die Anpaſſung an das Leben; 
dem früheren deutſchen Richter war ſie nach manchem nur ſehr beſchränkt er⸗ 
laubt. Aber unerträglich werden ſie jetzt, des Römers „Klauſeln und Fälle, 
ſeine Praktiken und ſeine Kniffe“. Ueber ſeiner formellen Regel wie der, daß 
niemand Recht übertragen kann, das er nicht ſelbſt beſaß, ſteht der Satz vom 
guten und vom treuen Glauben. An der Schwelle eines neuen Rechts, deſſen 
Verwertung es auch innerlich deutſch machen ſoll, wäre gerade für den Juriſten 
ein Rückſchritt in jene Zeiten nicht zu ertragen, in denen der Deutſche nichts 
ſein Eigen nannte, was das Eigentum eines Volkes ausmacht; in Zeiten, als 
franzöſiſcher Geſchmack und italieniſche Kunſt, engliſche Philoſophie und endlich 
auch römiſches und kanoniſches Recht herrſchten im zerriſſenen Deutſchland. 

Nach dem deutſchen Kampfe um die Macht muß kommen ein „Mobil: 
machen“ der Rechtspflege. Prozeßverhütung, Kampf gegen Schiebung und 
Prozeßlüge, gegen die unumſchränkte Herrſchaft der Partei über den Prozeß 
und dazu dann Neuordnung der Rechtsanwaltſchaft, Prozeßbeſchleunigung, 
Urteil als wirtſchaftliche Leiſtung, zweckmäßigere Verwendung der Arbeitskräfte, 
was Tatbeſtand, Rechtsmittel und Arbeitsteilung angeht, Vereinfachung des 
Rechts, der Rechtsſprache, ſichernde Maßnahmen gegen den Verbrecher, Richter⸗ 
freiheit, vor allem auch pſychologiſche Behandlung der Sache, das ſind „Etappen“ 
von dem großen juriſtiſchen Aufmarſche der Zukunſt. 


Aus dem Oberlandesgericht. 
Von R. Deinhardt. 


Die erſten Tage der Mobilmachung ſtanden unterm Zeichen der Not⸗ 
prüfungen: 84 Rechtskandidaten, 25 Referendare wurden geprüft. 


Die Umordnung der Rechtspflege, die der Kriegsdienſt bei Richtern und 
Anwälten infolge Verringerung der Arbeitskräſte forderte, aber auch die Hammer⸗ 
ſchläge der Zeit und das geiſtige Umdenken von ſelbſt hervorriefen, ma ſich 
verſchieden geltend. 


Der Oberlandesgerichtspräſident ſuchte durch Anregung und Ermahnung 
zu erreichen, daß „kurzer Prozeß“ gemacht würde. Die Parteien ſollten auf 
einfachem Wege und raſch zu ihrem Recht kommen, ihre wirtſchaftlichen Be⸗ 
dürfniſſe ſollten ohne Umwege befriedigt werden und doch ſollte ihr natürliches 
Rechtsgefühl keinen Schaden leiden. Die Ermahnung ſchlug vor, die Rechts⸗ 
mittel einer Vorprüfung zu unterziehen und den Beteiligten einen Vor⸗ 
ſchlag zukommen zu laſſen, entweder ſich in angemeſſener Weiſe zu vergleichen, 
die Berufung, Beſchwerde uſw. zurückzuziehen oder ſonſt einen Ausgleich zu 
treffen. 


Wie alle Ermahnungen, z. B. bei der wichtigſten Volksſache, der Ernährung 
im Kriege, die Aufrufe zur Sparſamkeit und Ehrfurcht gegen das tägliche Brot 
vergeblich geweſen ſind, unſer Volk erſt den Zwang fühlen muß, ſo blieben 
auch die guten Ratſchläge zur Prozeßbeſchränkung für taube Ohren gefprochen. 
Nichtachten, Hemmungen, fogar Widerſtände machten ſich bemerkbar. 


Am eheſten noch war der Einfluß zu ſpüren in den Strafreviſionsſachen, dem 
nichtigen Kleinkram der Rechtspflege, den Uebertretungen und dem Kreuz der 
Schimpfſachen, die oft mit der größten Erbitterung durchgefochten werden. Sie 
ſind im allgemeinen zurückgegangen, es iſt doch zu beſchämend, ſich jetzt um 
unbedachte Schimpfworte in den Haaren zu liegen. Es gibt doch verſtändige 
Parteien, die das einſehn. Schöffengerichte und Strafkammern tun dazu ihre 
Pflicht am Volksganzen, daß ſie auf Vergleiche hinwirken. Indes manchmal 
wurde der Verſuch gemacht, die Schimpferei auch noch einmal beim Oberlandes⸗ 
gericht breitzutreten. | 


Kurze Gegenüberſtellungen machen die Wirkung deutlich ſichtbar. 


Urteile in Reviſionsſachen wurden erlaſſen 


N 1913 1914 
Auguſt 8 12 
September 14 1 
Oktober 9 1 
November 11 1 
Dezember 11 — 
1914 1915 
Januar 9 — 
Februar 6 1 
März 11 1 
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Wie ſchon immer, hat ſich gezeigt, daß die Reviſion in Strafſachen ein 
dem Volk unverſtändliches Rechtsmittel iſt, womit es nichts Rechtes anfangen 
kann. Wer hört, er kann noch ein drittes Gericht angehen, meint, da ginge 
es ebenſo zu, wie beim Schöffengericht und der Strafkammer, er will feine 
Sache, die allein ihm wichtig dünkt, zum dritten Mal nachgeprüft haben. 
Sachlich will er dies getan haben, glaubt, es ſei ſein gutes Recht, daß dies 
geſchehe. Ihm liegt gewöhnlich nur daran, daß unterſucht wird, ob die Tat 
bewieſen iſt, ſeine Tat, nicht eine abſtrakte Tat, die nie und nirgends ge⸗ 
ſchehen iſt, ob er der Täter iſt oder nicht, darum kämpft er, ob die Zeugen 
richtig ausgeſagt haben, das macht ihm Pein, darüber macht er ſich Gedanken. 
Ob die rechtliche Konſtruktion des Falls zutrifft, was kümmert das ihn, was 
iſt ihm Hekuba, daß er um ſie ſollt weinen? Er will noch einmal all das 
ſich herunterreden, was er gegen Zeugen oder ſeinen Gegner oder den Vorder⸗ 
richter auf dem Herzen hat; daß der Vorderrichter dem Zeugen Hinz geglaubt 
hat, ihm und ſeinen Zeugen aber nicht. 


Er hat gehört, er habe noch ein Rechtsmittel, aber es narrt ihn, iſt ein 
Irrlicht, das ihm trügeriſche Hoffnung macht und ihn auf den Sumpf lockt. 
Um all das, was ihm nahe geht, hat ſich ja das Oberlandesgericht nicht zu 
kümmern, trotzdem macht er aus Waſungen oder Oſtheim v. d. Rhön die 
weite Reiſe durchs Thüringer Land: Völlig unnütz! Man läßt ihn zwar vor⸗ 
bringen, was nicht zur Rechtsfrage gehört, um ihn zu beruhigen. Aber auch 
das macht ihm wieder falſche Hoffnungen. Er muß dann doch leſen: Die 
tatfächlichen Angriffe find nach § 376 StPO. unbeachtlich. All feine ſchönen 
Worte, die er fi jo hübſch zurecht gelegt hatte, find umſonſt geweſen, in den 
Wind geſprochen, „man iſt gar nicht eingegangen auf meine Sache“, ſo 
beſchwert man ſich wieder. 

Die rechtliche Konſtruktion des Falls, die allein das Oberlandesgericht 
angeht, iſt ihm gleichgültig, und das Oberlandesgericht kümmert nicht, was 
ihm die Hauptſache, das einzige Anliegen iſt. So redet man dort, wie 
ſonſt nie im Gerichtsverfahren, aneinander vorbei. Ob nicht auch dieſe „welt⸗ 
fremde“ Art des Rechtsmittels viel zu der Erbitterung beiträgt, das Verdammungs⸗ 
urteil über die „weltfremden Richter“ gebiert? 


So werden denn auch von 100 Reviſionen gewöhnlich 95 zurückgewieſen 
und daß 5 v. H. der Urteile aufgehoben werden, bedeutet noch keinen ſachlichen 
Erfolg für die Partei. Die Sache wird ans Landgericht zurückverwieſen, und 
gewöhnlich bleibts beim erſten Urteil. 


Man erwieſe dem Volk eine Wohltat, wenn man die Reviſion beſchränkte, 
all die kleinen Sachen ſind nicht wert, daß ſie dreimal durchs Gerichtsſieb 
gehen. Wahrhaftig, man muß Wohltaten aufzwingen. Man muß die 
Rechtspflege organisieren, die Allgemeinheit muß eingreifen, von ſelbſt kommt 
der Prozeßluſtige nicht zu einer geſunden Beſchränkung ſeiner Leidenſchaft. 
Das Gehn⸗ und Geſchehnlaſſen muß auch im Rechtsleben einer größern Macht 
der Allgemeinheit Platz machen. Daß der Strafkammerrichter bei ſeinem Urteil 
das Gefühl hat, er habe noch jemand über ſich, werde überwacht, damit ſind die 
Nachteile der Reviſion zu teuer erkauft. Und daß er das Damollesſchwert 
der Reviſion über ſich hat, iſt ſogar ein Unglück. Der Strafkammerrichter ſieht 
zu ſehr auf die Rechtsfrage, ſtellt dieſe in den Vorgrund, biegt vielleicht die Sache 


unbewußt danach, ſucht das Urteil durch wörtliche Anlehnungen an allgemeine 
Reichsgerichtsſätze hieb⸗ und ſtichfeſt zu machen, wird zu formal, macht eine 
Sache, die einfach liegt, verwickelt. Wie klar wäre die Sache oft darzuſtellen, 
wenn er die Tat einfach als ſolche ſchlicht und natürlich hernähme, die Wirklich⸗ 
keit mit einer unverbildeten, unverkünſtelten, nachempfindenden Anſchauung 
erfaßte. 

| In wie gequälter Weiſe, wie unwahr werden dann auch die Reviſions⸗ 
begründungen zurecht gemacht. Mit Winden und mit Schrauben ſoll ein 
„Rechtsirrtum“ herausgeklaubt werden. Man ſiehts der Sache an, daß 
zu ungunſten der Partei die Tatſachen feſtgeſtellt ſind und ſie darüber ſich be⸗ 
ſchweren will. Aber um einen Reviſionsangriff auf die Beine zu bringen, 
wird das Urteil in ſeinen tatſächlichen Feſtſtellungen wieder gedehnt und ver⸗ 
kürzt, ſchief ausgelegt. Schein über Schein, bis von der Wirklichkeit nichts 
mehr übrig iſt nach jo viel Duetſchmühlen. — 


Im Zivilverfahren hatte das Beſtreben zu Prozeßausgleich, Prozeß⸗ 
verhütung und Prozeßbeſchleunigung leider recht wenig Erfolg. Wie die 
Tugenden — Gott ſei Dank waren fie noch über Erwarten vorhanden — 
ſo zeigt der Krieg auch die Fehler und Schwächen in Vergrößerung. Und 
bei den Zurückgebliebenen ſcheinen gerade die Schwächen offenbar zu werden. 
Es wurde weniger verglichen als in Friedenszeiten, die Prozeßſucht iſt ge⸗ 
wachſen, Rechthaberei und Feilſchen um Kleinigkeiten nahmen überhand. Das 
Kriegsgeſetz: bei Vergleichen die Gerichtsgebühren nur zur Hälfte, ſcheint oft nicht 
gekannt zu ſein, wenigſtens nicht in ſeiner Tragweite. 


Hinzukommt, daß Eheprozeſſe ihren Gang weiter gehn. Und dann ſteht 
das Oberlandesgericht den Parteien ſelbſt zu fern, als daß es in erſprießlicher 
Weiſe auf ſie einwirken könnte. Zuviel Zwiſchenglieder ſtehn dazwiſchen. Bei 
Unfallſachen führt die Partei, die in der Klage aufgeführt iſt, den Prozeß 
nicht ſelbſt, gibt den Namen her, in Wahrheit iſt die Verſicherungsgeſellſchaft 
Prozeßpartei. Folgende Ueberſicht ſtellt die Eingänge an Berufungen und 
Beſchwerden gegenüber: 


Beruſungen Beſchwerden 
1918 1914 1913 1914 

Auguſt 55 60 46 46 
September 10 16 44 53 
Oktober 18 16 61 42 
November 45 35 59 56 
Dezember 61 48 58 41 
1914 1915 1914 1915 

Januar 82 45 52 56 
Februar 56 34 50 38 
März 57 40 62 38 


Daran, daß die Eingänge an Berufungen fo zahlreich find, tragen auch 
manch üble Gewohnheiten die Schuld. 


Wie die Partei will und wünſcht, ganz nach deren Wohlgefallen 
und Willkür wird Berufung eingelegt — auch ohne alle ſachliche oder geldliche 
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Unterlage für das Berufungsverfahren. Nach einiger Zeit wird die Berufung 
durch Verſäumnisurteil zurückgewieſen, die Vertretung iſt niedergelegt worden 
— mangels Vorſchuſſes oder ſachlicher Berufungsgründe. Es iſt eine unnütze 
Beſchwerung fürs Gericht oder Gerichtsſchreiberei, beſonders aber für den 
Gegner: er muß einen Anwalt beſtellen und Koſten bezahlen. Der Anwalt 
hat einen Grund, weshalb er ſo nach Wunſch Berufung einlegt: er will die 
Partei, die im letzten Augenblick zu ihm kommt, nicht im Stich laſſen. 
Gewiß — ganz menſchlich. Aber die Partei ſoll nicht ſo willkürlich mit den 
ſtaatlichen Einrichtungen ſpielen dürfen. Zuerſt kommen die Staatsnotwendig⸗ 
keiten. Ein Monat iſt die Berufungsfriſt. Sie ſollte ausgenutzt werden 
von Anfang an, dann könnte das Rechtsmittel ſchon geprüft werden, ehe 
es eingelegt würde. Das Prozeßpublikum ſollte zu einer ſorgfältigeren 
Prozeßführung, einer Ausnutzung der Friſten erzogen werden. Iſt es da 
nachläſſig, ſo ſollte es keinen Anwalt finden. Die Parteien, die es ſo 
betreiben, wie's ihnen gefällt, ſollten doch bekannt ſein. Gerade ſo, wie 
die Aerzte bald die Kunden kennen, die ſich bei jedem neuen Arzt heran⸗ 
ſchlängeln. Der Anwaltszwang ſollte nicht ſeinen Sinn und Wert ins 
Gegenteil verkehren. Das Geſetz iſt an den Nachteilen nicht ſchuld, aber 
wohl die Handhabung. 

Vielleicht muß aber auch da die Macht des Geſetzes eingreifen, nur das 
Geſetz kann die Leute bändigen, die keine Selbſtzucht haben. Auch für die Be⸗ 
rufung muß ein Begründungszwang eingeführt werden. 


Urteile wurden erlaſſen 


1913 1914 
Auguſt 0 1 
September 24 7 
Oktober 51 24 
November 44 17 
Dezember 44 21 

1914 1915 
Januar 41 32 
Februar 35 27 
März 42 27 


Die Zahl der Urteile iſt alſo zurückgegangen. Aber das iſt kein Vor⸗ 
teil für die Rechtspflege. Viele Sachen liegen noch unerledigt bei Gericht und 
Anwalt, harren der weitern Behandlung. 


Unerledigt waren im 


1. Zivilfenat 2. Zivilſenat 3. Zivilſenat 
Ende 1913 99 80 54 
Ende 1914 154 112 91 
Sachen. Die Zahl iſt alſo beträchtlich geſtiegen. 
Dabei ſind nicht viel Sachen, die auf Antrag ausgeſetzt worden ſind, weil 
Kriegsteilnehmer Partei waren. Z. B. ſind im 3. Senat nur 10 ausgeſetzte 
Sachen. Die Beſtimmungen des Kriegsteilnehmerſchutzgeſetzes, namentlich die 
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Ausſetzung, find in weitſchweifigen Entſcheidungen viel behandelt worden und 
die juriſtiſchen Zeitſchriften haben mit viel Geſchäftigkeit geſammelt, was ein 
Gericht hier oder dort entſchieden hatte. Ob man mit dem Fleiß, der auf 
derartige Entſcheidungen verwandt worden iſt, und der Sammelſucht nicht des 
Guten etwas zu viel getan hat? Beim Oberlandesgericht kamen zweifelhafte 
Fragen wenig vor und ſie wurden, ohne daß eine beſondre Vereinbarung ges 
troffen worden wäre, rein aus dem herrſchenden Geiſte heraus, verſtändig, kurz 
und bündig entſchieden und die Entſcheidungen nicht mit allen Unterlagen und 
Hilfsmitteln veröffentlicht. Die Rechtspflege hat keinen Schaden davon, ſoll 
Nutzen haben, aufrechte Richter erziehen, die auf ſich geſtellt find; alle Ent⸗ 
ſcheidungen, die im Deutſchen Reich ergehn, können ſie doch einmal nicht nach⸗ 
leſen. Dann müßte das Präjudizienweſen wirklich organiſiert, an nicht 
wie jetzt ein Chaos fein. 


Beim Kriegsteilnehmerſchutzgeſetz handelt ſich's doch nur um vorüber⸗ 
gehende Beſtimmungen, ſie haben nur formale Bedeutung und gar nicht die 
Wichtigkeit, die ihnen durch die breitſpurigen Behandlungen zuteil geworden iſt. 

Ja, vielleicht hat man von der Befugnis, Ausſetzung zu beantragen, zu 
viel Gebrauch gemacht und dadurch der Allgemeinheit geſchadet. Böswillige 
Schuldner haben Mißbrauch mit der Beſtimmung getrieben. Und auch ſonſt 
hat man oft den Eindruck, die Sache hätte ganz ruhig weiter behandelt 
werden können, der Kriegsteilnehmer hätte keinen Nachteil erlitten, es wäre 
ihm vielleicht ſogar ſehr lieb, wenn er bei ſeiner frohen Heimkehr die alte 
Prozeßſache nicht mehr vor Augen bekäme 1). Das iſt ihm ja alles vorauguſtliche 
Zeit, als jeder ſo leben zu können meinte, wie es ihm beliebte, der Name 
Allgemeinheit, Vaterland, Staat beinahe anrüchig war, das „Individuum“ 
herrſchte. Zum Umlernen brauchen wir Zeit, und dazu wäre die Kriegszeit 
ſehr wohl zu benutzen. 

Bis jetzt war das Ausſetzen ein Augenblickserfolg, ein Hinleben von der 
Hand in den Mund. Man beantragt die Ausſetzung, weil das Geſetz einmal 
die Handhabe gibt. Vorerſt iſt der Prozeß aus den Augen verſchwunden. 
Wer auf die Zukunft ſieht, tiefer blickt, dauernde Werte ſchaffen will, kann 
ſich mit dem Ausſetzen um jeden Preis nicht einverſtanden erklären. 


Die VO. vom 14. Januar 1915 hat die Befugnis eingeſchränkt. Aber 
das hat kaum eine Aenderung herbeigeführt. Der Prozeß ruht nun einmal 
und der Gegner kennt vielleicht gar nicht die neue Beſtimmung. 


1) So ſchreibt neueſtens ein braver Krieger aus dem Feldlazarett, das er 
kurze Zeit gegen den e e eingetauſcht hat: warum ſeine Sache nicht 
weiter gehe? Man habe ſie . das Gericht möge ihm Beten: daß be 
Prozeß zu Ende komme! 
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Von Greizer Gerichten. 
Von Landgerichtsdirektor Adolf Stein häuſer. 


In einem der verlaſſenen Richterzimmer des Greizer Juſtizgebäudes hat 
ſich die Kriegskreditkaſſe fürs Fürſtentum Reuß ä. L. A.⸗G. niedergelaſſen. Ein 
Richter übernahm bereitwillig die Vorarbeiten. Da fie eine Einheits⸗, keine 
Stufengründung iſt, mußten die Zeichner der Aktien im Gründungstermin 
ſelbſt anweſend ſein, oder ihre Vertreter mußten gerichtlich oder notariell be⸗ 
glaubigte Vollmacht haben. Die gerichtliche Beglaubigung geſchah koſtenlos. 
Mehrere Richter eilten hinaus, um am Wohnſitz der Zeichner die Beglaubt- 
gung vorzunehmen. So raſch wie die erſte deutſche Kriegsanleihe, die hier 
faſt 4 Mill. M., und die zweite, die etwa 9 Mill. M. brachte, wurde auch 
die Kriegskreditkaſſe mit ihren 500 000 M. gezeichnet, die Fürftlihe Landes⸗ 
regierung und die Stadt Greiz übernahmen über ihre Aktienzeichnung hinaus 
noch eine Garantie. Die Kaſſe will lebensfähigen Geſchäftsbetrieben über 
ihre Kriegsnotlage hinweghelfen. Mit dem von der Reichsbank in vierfacher 
Höhe des Aktienkapitals eingeräumten Kredit, der durch Diskontierung von 
Wechſeln jederzeit beanſprucht werden kann, verfügt die Kaſſe ſchon über 
2 Mill. M. Gegeben werden Darlehen zur Bezahlung von Warenſchulden 
und weiterlaufenden Geſchäſtsunkoſten, auch zur Beſtreitung des Lebensunter⸗ 
halts, aber nicht, damit beſtehende Forderungen anderer Banken gedeckt 
werden; hauptſächlich wird das Geld in der Form des Akzeptationskredites, 
aber auch in der des Diskontkredites und gegen erſt⸗ und nachſtellige Siche⸗ 
rungshypotheken bis zu 75 Proz. des Wertes der Grundſtücke abgegeben. 
Die Wirkung macht ſich im Grundbuchverkehr der Amtsgerichte bemerkbar. 
Hypothekbeſtellungen und Zeſſionen von Hypotheken mehren ſich dadurch, aber 
auch ſchon vorher geſchah es; viele zur Fahne einberufene Grundſtückseigen⸗ 
tümer mußten auſ Verlangen der Gläubiger Hypotheken an Stelle von 
Schuldſcheinen geben. Ueberhaupt machte ſich der Krieg vor allem auf dem 
Gebiete der Rechtspflege fühlbar, wo es ſonſt am friedlichſten zugeht, in der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit. Am meiſten traf er das Vormundſchaſtsweſen. Unter 
anderem wurden Abweſenheitspfleger beſtellt für Soldaten im Felde oder in der 
Gefangenſchaft. Nachträglich mußten die Pflegſchaften wieder aufgehoben werden, 
weil Vollmachten eingingen. Vollmachten können nach dem Reichsgeſetz vom 
28. Mai 1901, betreffend die freiwillige Gerichtsbarkeit in Heer und Marine, auch 
im Felde, nämlich vor Kriegsgericht oder Oberkriegsgericht, öffentlich oder öffent⸗ 
lich beglaubigt ausgeſtellt werden. In dringlichen Fällen laſſen ſie ſich frei⸗ 
lich nicht ſchnell genug beſchaffen. Zu Rechtshandlungen der Abweſenheits⸗ 
pfleger für den Pflegling, z. B. zur Aufnahme von Hypotheken auf deſſen 
Grundbeſitz, zur Abgabe von Löſchungsbewilligungen, zur Ausſchlagung von 
angefallenen Erbſchaften wurde vielfach die vormundſchaſtsgerichtliche Ge⸗ 
nehmigung erteilt. Solche Ausſchlagungen erklärten nach 8 1685 BGB. 
vor Gericht auch die Mütter an Stelle der durch den Kriegsdienſt an der 
Ausübung der elterlichen Gewalt tatſächlich verhinderten Väter. Den Vor⸗ 
mundſchaftsrichter ließ auch tätig werden der Zuſatz, den der §S 2 Abſ. 1 
des Dienſtunterſtützungsgeſetzes vom 28. Februar 1888 durch das Kriegs⸗ 
geſetz vom 4. Auguſt 1914 erhalten hat. Danach gehören zu den Unterſtützungs⸗ 


berechtigten auch uneheliche Kinder von Kriegsteilnehmern, inſofern ihre Ver⸗ 
pflichtung feſtgeſtellt iſt, als Väter den Unterhalt zu gewähren. Die Folge 
war, daß hier viele junge Männer zu gerichtlichem Protokoll ihre Vaterſchaft 
nach 5 1718 BGB. anerkannten. Die Unterftügung beträgt für das uneheliche 
Kind monatlich 6 M. Eine ſehr wohltätige Einrichtung in der Kriegszeit! 
Die Prozeßgerichte möchten in Unterhaltsſtreitſachen, in denen der Beklagte 
einberufen wird, es nicht bei der Unterbrechung des Verfahrens bewenden 
laſſen, ſondern die Parteien auf die Wohltat jenes Zuſatzes hinweiſen. Be⸗ 
findet ſich der junge Mann bereits im Felde, ſo kann er ſeine Vaterſchaft 
auch vor dem Kriegs⸗ oder Oberkriegsgericht anerkennen. Anerkennungen der 
Vaterſchaft ergaben ſich übrigens auch durch eine große Anzahl Nottrauungen. 
Dieſe hatten die Aufhebung von Vormundſchaften zur Folge, was die Vor⸗ 
mundſchaftsgerichte für die Zukunft allerdings auch wieder entlaſten wird. 
Die Tätigkeit der Nachlaßgerichte wurde in den Mobilmachungstagen erheblich 
geſteigert durch Teſtamentserrichtungen. Kriegsteilnehmer belehrte man, um 
ihnen Koſten zu erſparen, über die Errichtung eigenhändiger Teſtamente nach 
§ 2231 Nr. 2 BGB.; oft entwarf man fie ihnen. Bald kamen die Teſta⸗ 
mentseröffnungen und Nachlaßverhandlungen. Aus der Stadt Greiz ſind bis 
jetzt bereits viele Verheiratete als gefallen gemeldet. Unter den eröffneten 
Teſtamenten befinden ſich handſchriftliche, die Krieger vom Felde hereinſchickten. 
Bei ſolchen ſind nach Art. 32 des EG. die beſonderen Beſtimmungen des 
Reichsmilitärgeſetzes vom 2. Mai 1874 über die privilegierten militäriſchen 
Teſtamente in Kraft geblieben. Es genügt, daß fie vom Erblaffer geſchrieben 
und unterzeichnet ſind. Ort und Tag der Errichtung brauchen nicht an⸗ 
gegeben zu ſein. Wegen der vielen jugendlichen Kriegsfreiwilligen iſt es von 
Wichtigkeit, daß nach § 44 des Reichsmilitärgeſetzes im Felde auch Minder⸗ 
jährige eigenhändige letztwillige Verfügungen nach §S 2231 Nr. 2 BGB. er: 
richten dürfen, was dieſen durch $ 2247 BGB. ſonſt verboten iſt, und zwar 
auch in der erwähnten erleichterten Form. Ein wachſames Auge werden die 
Amtsgerichte als Aufſichtsbehörden auf die Standesämter zu richten haben 
wegen der Form der Beurkundung des Todes gefallener Krieger und der 
Vorausſetzungen der Eintragung ins Regiſter. 

Im Zivilprozeß mehrten ſich die Anträge auf Zahlungsbefehle ganz er⸗ 
heblich. Beim Widerſpruch gegen den Zahlungsbefehl erklärten fehr viele aus⸗ 
wärtige Schuldner, ſie wollten den Anſpruch anerkennen, aber um eine 
„Kriegsfriſt“ bitten. Sie wußten nicht, daß nach der Bundesratsverordnung 
vom 7. Auguſt 1914 eine ſolche Friſt nur im Urteil oder vom Vollſtreckungs⸗ 
gericht bewilligt werden kann. Ein Widerſpruch gegen den Anſpruch nach 
den 88 694, 695 3PO. lag nicht vor. Der Zahlungsbefehl behielt alſo 
ſeine Kraft und mußte auf Geſuch des Gläubigers für vollſtreckbar erklärt 
werden. Eine Ladung des Gegners zur mündlichen Verhandlung auf Grund 
von § 696 Abſ. 2 ZPO. erſchien ausgeſchloſſen. Man gab dem Schuldner 
anheim, vom Vollſtreckungsgericht Friſt nach $ 3 der Bekanntmachung zu er: 
bitten und erließ den Vollſtreckungsbefehl. Das Vollſtreckungsgericht, das die 
Verhältniſſe des Schuldners kannte, bewilligte noch vor Zuſtellung des Boll: 
ſtreckungsbefehls die nachgeſuchte Friſt. Daß das Zwangsvollſtreckungsver⸗ 
fahren auch ſchon vor der Vornahme einer Vollſtreckungshandlung eingeſtellt 
werden kann, hat das hieſige Amtsgericht und im Beſchwerdegang das Land⸗ 
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gericht zugunſten der Frau eines Kriegsteilnehmers angenommen, Das ent⸗ 
1 auch der Entſcheidung des Reichsgerichts 32, 395. Der Anſicht, daß 
keine Friſt mehr in der Zwangs vollſtreckung gewährt werden könne, wenn ſie 
im Urteil abgelehnt ſei, wird man nicht beitreten können. Schon der Wort⸗ 
laut des § 3 Abſ. 2: „it eine Zahlungsfriſt bereits beſtimmt worden“, 
ſpricht dagegen. Sie würde aber auch dem Zweck des Geſetzes widerſprechen, 
den Schuldner zu ſchützen. Die wirtſchaftliche Lage des Schuldners kann ſich 
nach Erlaß des Urteils verſchlechtert, die des Gläubigers verbeſſert haben. 
Freilich gibt es auch Schuldner, die ſich unter Berufung auf die Kriegsgeſetze 
zum Nachteile ihrer Gläubiger bereichern wollen. Auf liſtige Weiſe hat man 
hier z. B. die dreimonatige Friſt dadurch zu verlängern verſucht, daß man 
ſie erſt am Tage vor der Verſteigerung beim Vollſtreckungsgericht beantragte. 
Solches muß der Richter bei der Bemeſſung der Friſt mitberückſichtigen. Auf 
das Höchſtmaß von 3 Monaten iſt man hier gewöhnlich überhaupt nicht ohne 
weiteres gekommen. Sehr empfehlenswert iſt die Anordnung von Teilzah⸗ 
lungen innerhalb der Friſt. Sie erzieht den Schuldner zum beſſeren Zahler. 
Jedenfalls iſt die Tätigkeit des Prozeßrichters bei Anwendung jener Bundes⸗ 
ratsbekanntmachung außerordentlich verantwortungsvoll. Sie erfordert auch 
einen tieſen Einblick ins wirtſchaftliche Leben! Der jetzt viel geäußerte Wunſch, 
die ſo ſozial wirkende Verordnung möchte nach dem Krieg beibehalten oder noch 
weiter ausgebaut und zum Geſetz erhoben werden, iſt gewiß ſehr berechtigt: 
damit würden auch für die Zukunft würdige Schuldner beſchützt, rückſichts⸗ 
loſe Gläubiger bekämpft, die Machtbefugniſſe des Richters erweitert, ſeine 
Stellung freier, ſein Anſehen vergrößert werden. Den Krieg überdauern 
möchten entſprechend der öſterreichiſchen Exekutionsordnung auch die Gedanken, 
die in der Bundesratsverordnung vom 8. Oktober 1914 über das Mindeſt⸗ 
gebot bei der Verſteigerung gepfändeter Sachen verkörpert ſind. Den Antrag 
auf Anordnung einer Geſchäftsaufſicht ſtellten bisher nur ſieben Schuldner. 
Oft dagegen wollten es auf der Gerichtsſchreiberei des Amtsgerichts Gläubiger 
tun. Das Geſetz vom 4. Auguſt 1914 hat in Land⸗ und Amtsgericht viele 
anhängige Sachen zum Stillſtand gebracht und muß auch eine Abnahme der 
neuen Sachen herbeiführen. Denn wer wird klagen, wenn er ſchon vorher 
weiß, daß die Sache während des Krieges nicht durchgeführt werden kann. 
Trotzdem haben die neuen Sachen nur beim Landgericht, im Vergleich zu den 
Vorjahren, abgenommen, beim Amtsgericht nicht. Eine Abnahme dürfte überall 
die Zukunft bringen, hauptſächlich deshalb, weil die meiſten jetzt nur noch 
gegen Barzahlung verkaufen. Die Auslegung des Geſetzes würde nicht ſo viel 
Kopfzerbrechen verurſacht haben, wenn man dabei ſeinen Zweck mehr in den 
Vordergrund geſtellt hätte und Zweckmäßigkeitsgründe mehr gelten laſſen wollte. 
Aus der Ueberſchrift geht der Zweck klar hervor. Wer wegen ſeiner Teil⸗ 
nahme am Krieg ſeine Rechte nicht ſchützen kann, ſoll vor den daraus ent⸗ 
ſtehenden Nachteilen bewahrt werden. Man ſollte daher nicht in jeder Sache 
ohne weiteres die Unterbrechung des Verfahrens anordnen, ſobald man davon 
Kenntnis erhält, daß eine Partei zur Fahne einberufen iſt. Man ſollte 
ſie nicht verfügen, wenn ſie dem Kriegsteilnehmer ſogar 
Schaden bringt. Die beantragte Vernehmung eines ſchwerkranken Zeugen 
müßte vorgenommen werden, und es wäre gegen Sinn und Zweck des Ge⸗ 
ſetzes, wenn dieſe Prozeßhandlung dem Gegner gegenüber ohne Wirkung fein 
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ſollte. Man darf auch den Kreis der durch das Geſetz Bevorzugten nicht zu 
eng ziehen. Zu weit dehnt man den Perſonenkreis freilich aus, wenn man 
auch die zu Erſatzbataillonen oder Erſatzſchwadronen gehörenden Militärper- 
ſonen, die ſich noch in der Garniſon befinden und daher ihre Rechtsangelegen⸗ 
heiten noch erledigen können, als Angehörige eines „mobilen“ Truppenteils 
im Sinne des $ 2 KNSchutzG. anſieht. Bezirkskommandos ſehen ſolche Er: 
ſatztruppen als „immobile“ Truppenteile an. | 

Die Frage, ob ein Verfahren ruhen kann, ſpielt auch im Strafprozeß 
eine große Rolle. Kriegsgeſetze ſind für ihn nicht erlaſſen worden. Das 
bringt den Strafrichter in ſittlichen Widerſtreit. Wie man hört, legen viele 
deutſche Gerichte, ſobald ſie von der Einberufung der Angeſchuldigten oder 
Angeklagten erfahren, die Akten einfach zurück bis nach Beendigung des 
Krieges. Das entſpricht wohl nicht den Geſetzen. Als Abweſender ($ 203 
StPO.) läßt ſich ein Soldat im Feld, der die Feldpoſt erhält und durch die 
Kommandogewalt erreichbar iſt, nicht anſehen. Gegen ihn müßte daher das 
Verfahren eigentlich fortgeſetzt werden. Da die Militärperſonen des aktiven 
Heeres und der aktiven Marine, alſo die bei Kriegsausbruch bereits unter der 
Fahne ſtehenden — abgeſehen von den wenigen in 88 2, 3 und 4 der 
Militärſtrafgerichtsordnung behandelten Fällen — nach den SS 1 und 6 
dieſes Geſetzes auch wegen der vor ihrem Dienſteintritt begangenen ſtrafbaren 
Handlungen der Militärſtrafgerichtsbarkeit unterſtehen, ſo kommen hier nur 
die zum Dienſt einberufenen Perſonen des Beurlaubtenſtandes (Landwehr, 
Reſerve) ſowie die dieſen geſetzlich gleichſtehenden Perſonen, wozu die Land⸗ 
ſturmpflichtigen gehören, in Betracht. Denn ſie treten wegen der Zuwider⸗ 
handlungen, die ſie vor dem Tage, zu welchem ſie einberufen ſind, gegen die 
allgemeinen Strafgeſetze begangen haben, nicht unter die Militärſtrafgerichts⸗ 
barkeit. Nur darf nach 8 9 MStõGd. während der Dauer der Dienſtleiſtung 
ohne Zuſtimmung der Militärbehörden gegen ſie keine Unterſuchungshaft verfügt 
werden oder fortbeſtehen und keine Hauptverhandlung abgehalten werden, wenn 
der Angeklagte nicht von der Verpflichtung zum Erſcheinen entbunden iſt. 

Iſt eine Strafſache gegen einen zum Dienſt einberufenen Reſerviſten, 
Landwehrmann oder Landſturmpflichtigen wegen einer Zuwiderhandlung gegen 
die allgemeinen Strafgefetze, die er vor Dienſteinſtellung begangen hat, zur 
Hauptverhandlung reif, jo darf man fie, weil fie ohne geſetzlichen Grund 
nicht ruhen dürfen, nicht ohne weiteres zurücklegen, ſondern muß ſie der 
Militärbehörde überſenden und anfragen, ob ſie die Zuſtimmung erteilen wolle, 
die Hauptverhandlung abzuhalten. Wird die Frage bejaht, fo iſt der Ange⸗ 
klagte an das Zivilſtrafgericht überlaſſen. Danach, oder wenn der Angeklagte 
vom Erſcheinen entbunden iſt, kann die Hauptverhandlung ftattfinden. 

Kann nun der Richter gegen einen Krieger, der, auf dem Felde der 
Ehre kämpfend, ſtündlich dem Tod fürs Vaterland ins Auge ſchaut, ſo ver⸗ 
fahren, zumal bei weniger ſchweren Straftaten? Man braucht nicht erſt die 
bei Gericht eingegangenen Schreiben im Felde ſtehender Soldaten zu leſen, 
worin fie ſich über die nach S 172 ZPO. an den Chef der Kompagnie, 
Eskadron oder Batterie erfolgende Zuſtellung amtlicher, ſie bei Vorgefetzten 
und Kameraden bloßſtellender Schriftſtücke bitter beklagen, um ſich darüber 
klar zu werden, daß die Anfrage in ihnen große Erbitterung hervorrufen muß. 
Neben die erlaſſene Amneſtie iſt neueſtens eine Abolition getreten. Schon 
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vorher hatten hieſige Gerichte jede einzelne Sache darauf geprüft, ob fie fick 
eignet, daß die Niederſchlagung befürwortet werde, und ſie dann auf den 
Gnadenweg gelangen laſſen. Im Fürſtentum Reuß älterer Linie hat nach 
§ 45 der Verfaſſung die Krone erfreulicherweiſe das Recht der Abolition. 
In Staaten, wo das nicht der Fall iſt, müßte ſie wegen des gegenwärtigen 
Krieges und wenigſtens für ſeine Dauer durch Geſetz ermöglicht werden. 

Im Strafprozeß iſt jede Sache ſofort darauf anzuſehen, ob der Ange⸗ 
ſchuldigte in den Heeresdienſt eingeſtellt iſt oder es zu erwarten ſteht, damit 
unnötige Arbeit erſpart, ohne Zuſtimmung der Militärbehörde Unterſuchungs⸗ 
haft weder verhängt noch aufrechterhalten, eine Hauptverhandlung nicht an⸗ 
beraumt wird. In den Perſonalbogen der Polizeibehörden und in Proto⸗ 
kollen über Beſchuldigtenvernehmungen zur Perſon vermißt man nur zu oft 
die Antwort oder doch eine ausreichende Antwort auf die Frage nach den 
Militärverhältniſſen. Jetzt iſt dieſe Auskunft von ganz beſonderer Wichtigkeit, 
und es dürſte ſich eine Anweiſung an die betreffenden Behörden empfehlen, 
darauf beſonderes Gewicht zu legen. 

Beim hieſigen Amtsgericht mehrten ſich die Strafbefehle ſeit Beginn des 
Krieges außerordentlich. Je mehr die Arbeitsloſigkeit zunahm, um ſo mehr 
Feld⸗ und Forſtdiebſtähle wurden begangen. Oft befanden ſich Kinder unter 
den Dieben. Da die Amtsanwälte hier angewieſen find, den Strafbefehl 
gegen bedingt ſtrafmündige Perſonen nur ausnahmsweiſe zu beantragen, ins⸗ 
beſondere dann, wenn bei ihnen die zur Erkenntnis der Strafbarkeit erforder⸗ 
liche Einſicht mit Sicherheit anzunehmen iſt, hatten die Amtsrichter in ſolchen 
Sachen viele Hauptverhandlungen abzuhalten. 

Das vom Reichskanzler in feiner Rede vom 2. Dezember 19 14 über 
das wirtſchaftliche Leben gegebene Bild zeigte ſich erfreulicherweiſe auch hier. 
Die Stockungen in Handel und Gewerbe und damit die Arbeitsloſigkeit ver⸗ 
minderte ſich von Woche zu Woche. Leider nehmen die Diebſtähle nicht in 
demſelben Verhältnis ab; viele Leute ſcheinen es während des Krieges mit 
dem Unterſchied zwiſchen „mein“ und „dein“ nicht ſo genau zu nehmen wie 
im Frieden. Die „Verbrechen“ verringerten ſich nicht, daher auch nicht die 
gerichtlichen Vorunterſuchungen. Im allgemeinen nahmen aber bei Gericht 
die Strafſachen von Anfang an aus verſchiedenen Gründen mehr und mehr 
ab. Die Einziehung von Beſchuldigten und wichtigen Zeugen hinderte die 
Vorbereitung der Anklage. Von den Polizeibeamten ſind viele in den Heeres⸗ 
dienſt eingetreten. Zurückgegangen find daher vor allem die Uebertretungs⸗ 
ſachen, von denen zwar die meiſten durch Strafbefehle endgültig erledigt 
werden, viele aber doch auch die Rechtsgänge, wenigſtens bis zur Straf⸗ 
kammer durchmachen. Das Publikum hat jetzt auch wenig Neigung, unbe⸗ 
deutende Sachen zur Anzeige zu bringen. Sehr auffallend iſt die Abnahme 
der gefährlichen Körperverletzungen, des Widerſtandes gegen die Staatsgewalt 
und der Sachbeſchädigungen. Die Jahrgänge, die ſie hauptſächlich begehen, 
ſind einberufen. Neueſtens mehren ſich die Strafſachen bei allen Gerichten 
wegen der Kriegsvorſchriften über den Vertrieb, die Verarbeitung und den 
Verbrauch von Getreide und anderen Nahrungs⸗ und Futtermitteln. Man 
wende dieſe Vorſchriften raſch und ſtreng an, um vor N abzu⸗ 
ſchrecken und das wirtſchaftliche Durchbalten zu erleichtern. 

Und nun zu den leidigen Privatklagen! 
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Auch ſolche ſind hier gegen Kriegsteilnehmer anhängig. Ihre Nieder⸗ 
ſchlagung würde ſchon wegen der Auslagen des Privatklägers, namentlich 
der Gebühren feines Anwalts, großen Bedenken begegnen. Deshalb muß ein 
anderes Mittel verſucht werden. Der Richter ſoll dem Privatkläger oder 
ſeinem Anwalt die Zurücknahme der Privatklage anheimgeben. Bis zur 
Hauptverhandlung werden die Koſten nicht hinderlich ſein, der Privatkläger iſt 
vielleicht froh, wenn er von ſeinem bei Gericht eingezahlten Koſtenvorſchuß 
von 10 M. den unverbrauchten Teil zurückerhalten kann. Sein gegen ein 
freiſprechendes Schöffengerichtsurteil eingelegtes Rechtsmittel nimmt er vielleicht 
zurück. Will er die Gerichtskoſten nicht übernehmen, befrage man ihn, ob er 
nicht die außergerichtlichen Koſten tragen will. Lehnt er es ab, iſt der An⸗ 
walt zu befragen, ob er zugunſten des Kriegers auf Gebühren verzichten will. 
Bleiben dann nur noch Strafe und Gerichtskoſten übrig, ſteht der Gnadenweg 
offen, auf dem beides niedergeſchlagen werden kann. Erfolgt dieſe Nieder⸗ 
ſchlagung nicht, oder iſt der Privatkläger im Kriege, ſo bleibt nichts übrig, 
als das Verfahren bis nach Beendigung des Krieges ruhen zu laſſen. Im 
Geſchäftsintereſſe des Gerichts und im Intereſſe der Sachen ſelbſt liegt ihre 
Anhäufung für die Zeit nach dem Kriege nicht. 

Mit Recht erhoben ſich in letzter Zeit in juriſtiſchen Zeitſchriften Stimmen 
gegen die Durchführung aller Privatklagen, alſo nicht nur wegen der gegen 
Krieger anhängigen. Der Richter ſoll mehr noch als in Friedenszeiten darauf 
hinarbeiten, ſie durch Vergleich aus der Welt zu ſchaffen, hierbei auch mög⸗ 
lichſt der Kriegsfürſorge, insbeſondere dem roten Kreuz zu Einnahmen ver⸗ 
helfen. Dieſes Rezept hat man gewiß überall befolgt und vielfach auch mit 
Erfolg. Bei der biefigen Strafkammer erledigten ſich feit Kriegsausbruch 
ſämtliche im Berufungsgang anhängige Privatklagſachen durch Vergleich. Es 
war nicht immer leicht, die von Haß erfüllten Parteien zu einigen. Durch 
ethiſche Gründe laſſen ſich nicht alle überzeugen. Zumeiſt ſind erhebliche Koſten 
entſtanden, die die Parteien nicht tragen wollen und mitunter auch nicht leicht 
tragen können. Die wohltätige Beſtimmung des § 4 der BRV. vom 
7. Auguſt 1914, wonach bei einem Vergleichsabſchluß in bürgerlichen Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten die Gerichtsgebühr nur zur Hälfte, bei einem Streitwert unter 
100 M. überhaupt nicht erhoben wird, fehlt dem Privatklagverfahren. In 
einer hieſigen Beruſungsſache kam der Vergleich ſchließlich dadurch zuſtande, daß 
ſämtliche Zeugen in opferwilliger Weiſe auf ihre Zeugengebühren verzichteten 
und ein Teil der Anwaltsgebühren nachgelaſſen wurde. Es war erhebend, 
wie von den vielen Zeugen einer nach dem andern bereitwillig erklärte, 
wegen der gütlichen Beilegung der Sache auf Gebühren verzichten zu wollen. 

Und welches ſind nun die ethiſchen Gründe, die bei Verſuchen, Ver⸗ 
gleiche herbeizuführen, jetzt beſonders hervorgehoben werden müſſen? Daß in 
einer Zeit, wo das deutſche Volk ohne Unterſchied des Standes und der 
Partei zu einer tiefen Einheit und Eintracht kam, alles zurücktreten muß, was 
das Gefühl der Einheit des ganzen Volkes beeinträchtigen könnte, daß jetzt, 
wo wir das opfermutige Heldentum unſerer Krieger bewundern und die Opfer⸗ 
willigkeit und Gebefreudigkeit aller Daheimgebliebenen täglich ſehen, der Be⸗ 
leidigte gewiß leicht das kleine Opfer bringen kann: was ihn vom Mitbürger 
trennt, zu vergeſſen, in die zur friedlichen Beilegung einer Sache gereichte 
Hand einzuſchlagen. Es iſt aber auch die Erkenntnis, daß jetzt Zeit und 
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Geld einer beſſeren Sache wert ſind, als an kleinliche Streitereien ver⸗ 
ſchwendet zu werden. 

| Im Fürftentum find wie in den anderen deutſchen Bundesſtaaten bald 
nach Beginn des Krieges zwei Amneſtien ergangen. Die erſte bezieht ſich 
nur auf Militärperſonen. Der Wohltat dieſes Erlaſſes iſt hier eine größere 
Anzahl von Perſonen teilhaftig geworden. Soweit ſie bereits in Strafhaft waren, 
wurden ſie dem Bezirkskommando zugeführt, worauf ſie in den Heeresdienſt 
eingeſtellt wurden. Der Erlaß bezieht ſich nicht auf die Perſonen, die den 
zum Dienſt einberufenen Perſonen des Beurlaubtenſtandes geſetzlich gleich⸗ 
ſtehen, wozu die Landſturmpflichtigen gehören. Billigerweiſe aber verdienen 
dieſe dieſelbe Rückſicht wie die Perſonen des Beurlaubtenſtandes. Es wird 
deshalb Sache der Strafvollſtreckungsbehörden ſein, ſie der Begnadigung zu 
empfehlen. Der zweite Erlaß vom 10. Auguſt 1914 kommt Zivil⸗ und 
Militärperſonen zuſtatten und zwar ſolchen, die bis zum 10. Auguſt 1914 wegen 
darin näher bezeichneter Straftaten bis zu der darin gleichfalls beſtimmten 
Strafhöhe verurteilt worden ſind. Als die zweite Amneſtie bekannt wurde, 
nahmen vom Schöffengericht zu Strafe verurteilte Angeklagte noch nach dem 
Tag des Amneſtieerlaſſes ihre Berufung zurück, um von Strafe befreit zu 
ſein. Streng genommen fielen ſie nicht mehr unter die allgemeine Begnadigung. 
Es wäre aber unbillig, fie nicht auch der Gnade teilhaftig werden zu laſſen. 
Trägt der Richter Bedenken, die Amneſtie auch auf ſie anzuwenden, ſo wird 
es doch ſeine Pflicht ſein, ihre Begnadigung herbeizuführen. 

Jede Abolition oder Begnadigung wird die auf dem Felde der Ehre 
kämpfenden Krieger ſicher mit Freude und Genugtuung erfüllen. Da amt⸗ 
liche Zuſtellungen durch die vorgeſetzte Dienſtbehörde gehen, wird man, um 
die Begnadigten nicht bei dieſer und den Kameraden ohne Not bloßzuſtellen, 
die zarte Rückſicht gebrauchen, ihnen die Gnadenbotſchaft durch einfachen Brief 
eröffnen zu laſſen. Wenn auch Goethe mit Recht ſagt, es ſei des Kriegers 
Vorrecht, bei der Heimkehr in ſeinem Hauſe jedes an ſeinem Platze vorzu⸗ 
finden, wie er's dort verließ, ſo wird doch ſicherlich des Kriegers wohlverdiente 
Freude groß ſein, wenn er eine ihm vor der Abreiſe zugeſtellte Ladung zur 
Beſchuldigtenvernehmung oder zum Strafantritt nicht mehr vorfindet. 

Darf nun der Richter Niederſchlagung oder Begnadigung ohne Gnaden⸗ 
geſuch aus eigenem Antrieb herbeiführen? Das Weſen der Gnade beſteht 
darin, Härten und Unbilligkeiten, die durch die unbedingte Befolgung der 
Strafgeſetze entſtehen, zu mildern und zu beſeitigen. Damit ſteht fie im. 
Dienſte der Gerechtigkeit und wird zu einem ſegensreichen Hilfsmittel der 
Rechtsordnung. Iſt dem Richter durch das Geſetz der Weg verſperrt, Härten. 
und Unbilligkeiten ſelbſt zu beſeitigen, kann er nach dem Geſetz nicht ſelbſt 
die Entſcheidung geben, die er für die einzig richtige hält, und gibt es einen 
Gnadenweg, auf dem die Entſcheidung gemildert oder beſeitigt werden kann, 
ſo iſt es doch wohl richterliche Berufspflicht, dafür zu ſorgen, daß dieſer zum 
beſſeren Ziele führende Weg beſchritten wird. Damit wird er ſeinen Beruf, 
ein Diener der Gerechtigkeit zu fein, erfüllen, und in dieſer ſchweren Kriegs: 
zeit muß es auch erhebend für ihn ſein, amtlich ſein Teil zur Befreiung. 
manches in Feindesland kämpfenden Kriegers von Sorgen und Nöten bei⸗ 
tragen zu können. 


se. 
Erntſcheidungen. 
Aus der Rechtſprechung der Thüringiſchen Gerichte. 


Entſcheidungen des Oberlandesgerichts in Jena. 
Herausgegeben von den Mitgliedern des ee 


1. Bürgerliches Recht und Verfahren. 


1. Bei vertraglich geregeltem Schulbeitrag einer Ge— 
meinde iſt nach Meiningiſchem Recht der Rechtsweg 
zuläſſig. 

Die Gemeinde Sülzfeld und die Wüſtungsgemeinde Niederſülzfeld 
bilden einen Schulverband. Die Beitragspflicht zu Schulzwecken iſt 
geregelt in einem Vergleich, den die Gemeinden am 19. März 1876 
in Sülzfeld zu gütlicher Beilegung eines Rechtsſtreits geſchloſſen haben. 
Der Vergleich wurde vom Herzogl. Kirchen⸗ und Schulamt in Mei⸗ 
ningen genehmigt. Niederſülzfeld iſt danach verpflichtet, zu allen Bau⸗ 
koſten für die Schule von Sülzfeld als ihren Anteil den ſechſten Teil 
beizutragen. In Sülzfeld wurde im Jahre 1912 eine neue Schule 
gebaut. Auf Zahlung des Beitrags, der auf die Wüſtungsgemeinde 
Niederſülzfeld dafür entfällt, hat die Gemeinde Sülzfeld Klage erhoben. 
Das Landgericht hat ſie abgewieſen, weil der Rechtsweg unzuläſſig 
ſei. Das Oberlandesgericht hat ihn für zuläſſig erklärt: 

Nach § 13 GWG. kann auch für bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten 
durch Landesrecht die Zuſtändigkeit von Verwaltungsgerichten begründet 
werden. Anderſeits kann nach § 4 EGzG GVG. die Landesgeſetzgebung 
den ordentlichen Gerichten auch andere als bürgerliche Rechtsſtreitig⸗ 
keiten übertragen. 

Die Zuſtändigkeit der Verwaltungsbehörden oder Verwaltungs⸗ 
gerichte iſt nach Meiningiſcher Landesgeſetzgebung nicht begründet. 

Nach Art. 19 der Verordnung vom 16. Juni 1829 über die 
Kompetenzverhältniſſe zwiſchen den Gerichten und den Regierungs⸗ 
und Verwaltungsbehörden (dem ſog. Kompetenzedikt) iſt Sache der 
Verwaltung die Art der Aufbringung von Leiſtungen zu öffentlichen 
Zwecken, namentlich bei Unterhaltung von Schulen, ſofern Gemeinde⸗ 
verhältniſſe in Frage kommen. Nach Art. 19 Abſ. 2 aber ſoll, wenn 
einzelne Gemeindeglieder oder Klaſſen beſondere Statuten oder vertrags⸗ 
mäßige Rechte behaupten, ihnen die rechtliche Ausführung zugelaſſen 
bleiben. Art. 20 dehnt die Beſtimmung des Art. 19 u. a. auf 
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die Verhältniſſe mehrerer Gemeinden untereinander wegen der Bau⸗ 
koſten für Schulen aus, die gemeinſchaftlich zu tragen ſind. Er 
ſetzt weiter feſt, wie die Quoten der verſchiedenen Gemeinden zu be⸗ 
ſtimmen ſind, jedoch ebenfalls „mit Vorbehalt beſonderer Verträge 
und Statuten“. Zwiſchen den Parteien hat der Vergleich vom 19. März 
1876 die Anteile feſtgelegt. Gegenſtand des Rechtsſtreits bildet auch 
nicht die Höhe des Anteits, ſondern die Frage, ob für die Beitrags⸗ 
leiſtung von Niederſülzfeld die übrigen Vorausſetzungen vorliegen, die 
der Vergleich feſtſetzt. Da alſo der Anſpruch von Sülzfeld auf einem 
beſonderen Vertrag beruht und die Höhe des Anteils überhaupt nicht 
in Frage ſteht, kann aus Art. 19 und 20 der Verordnung vom 
16. Juni 1829 nicht die Zuſtändigkeit der Verwaltung hergeleitet 
werden. 

Das Volksſchulgeſetz hat daran nichts geändert. Art. 19 des 
neuen wie des alten Volksſchulgeſetzes (vom 22. März 1875 und 
3. Januar 1908) beſtimmt, daß die Schullaſten für eine mehreren 
Gemeinden gemeinſame Volksſchule auf Anrufen einer beteiligten Ge⸗ 
meinde durch den Landrat nach einem beſtimmten Maßſtab feſtzu⸗ 
ſetzen ſind. Hier iſt zwar kein Vorbehalt für den Fall gemacht, daß 
beſondere Verträge vorhanden ſind. Daraus folgt aber nicht, daß 
er weggefallen iſt. Die Begründung zum Entwurf des Volksſchul⸗ 
geſetzes vom 22. März 1875 und die Landtagsverhandlungen ent⸗ 
halten davon nichts. Es hätte aber nahe gelegen, eine ſo weſentliche 
Aenderung zu erwähnen, wenn ſie beabſichtigt geweſen wäre. Es 
iſt auch nicht anzunehmen, daß man dem Landrat eine Tätigkeit hat 
zumuten wollen, wenn die Beteiligten die Angelegenheit ſchon ver⸗ 
traglich geregelt haben, ſo daß dann namentlich für Feſtſetzung der 
Höhe der Beiträge kein Raum iſt. Der Vorbehalt des Kompetenz⸗ 
edikts iſt deshalb offenbar als felbftverftändlich nicht wiederholt worden. 

Auch für das Verwaltungsſtreitverfahren, das auch bei Zuläſſigkeit 
des ordentlichen Rechtswegs dieſen vorausgehen müßte (vgl. Urteil 
des OL G. Jena vom 7. März 1912 ThürBl. 59, 120), iſt kein 
Raum. Nach Art. 10 Ziff. 4 des Geſetzes vom 15. März 1897 
betreffend das Verwaltungsſtreitverfahren gilt es in Streitſachen 
zwiſchen Gemeinden über die im Art. 22 Abſ. 3 des Volksſchulgeſetzes 
von 1875 vorgeſehenen Beiträge und Vermögensauseinanderſetzungen. 
Der Fall des Art. 22 liegt an ſich nicht vor. Selbſt wenn man 
aber den Fall der Feſtſetzung der Beiträge nach Art. 19 des Volksſchul⸗ 
geſetzes mit hierher rechnen wollte, wäre das Verwaltungsſtreitverfahren 
nicht am Platze, da es ſich im Art. 19 um Beiträge handelt, die 
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der Landrat feſtgeſetzt hat, hier aber Beiträge auf Grund eines Ver⸗ 
trages gefordert werden. | 

Ebenſowenig kann die Klägerin aus dem Vergleich vom 19. März 
1876 im Verwaltungszwangsverfahren vorgehen. Vorausſetzung iſt 
dafür nach Art. 10 Ziff. 4 des Geſetzes betreffend das Zwangsverfahren 
im Verwaltungsweg vom 12. März 1897, daß der Vergleich obrigkeitlich 
genehmigt und zur Beilegung einer Streitigkeit vor einer zu deren 
Entſcheidung zuſtändigen Behörde abgeſchloſſen oder erklärt worden 
iſt. Das trifft nicht zu. Unter der zuſtändigen Behörde iſt, da es 
ſich um Verwaltungs angelegenheiten handelt, nur eine Verwaltungs⸗ 
behörde zu verſtehen. Der Vergleich iſt zwar obrigkeitlich genehmigt, 
aber nicht vor einer ſolchen Behörde abgeſchloſſen oder erklärt. Der 
damalige Streit war beim ordentlichen Gericht anhängig. Selbſt 
wenn er, was nicht erſichtlich iſt, bei dieſem eingereicht iſt, iſt alſo 
dieſe Vorausſetzung nicht gegeben. Ueberdies war ſchon damals nicht 
verwaltungsrechtlich zu entſcheiden, da die Klägerin ſchon damals ihren 
Anſpruch nicht auf Geſetz, ſondern einen Rezeß ſtützte. | 

Die Klägerin kann ſonach ihren Anſpruch weder im Verwaltungs⸗ 
noch im 3 oder Berwaltungszwangs verfahren durch⸗ 
ſetzen. | 
Anderſeits iſt anzunehmen, daß die Meiningiſche Geſeßgebung 
den ordentlichen Rechtsweg eröffnet hat. Ausdrücklich iſt das zwar 
nur in Art. 19 des Kompetenzedikts für den ausgeſprochen, der 
zu öffentlichen Leiſtungen herangezogen wird und ſich auf vertrags⸗ 
mäßige Rechte beruft. Nach Art. 20 ſollen aber die Beſtimmungen 
des Art. 19 auch im Verhältnis mehrerer Gemeinden zueinander gelten. 
In Uebeteinſtimmung damit iſt für beſondere Verträge zwiſchen den 
Gemeinden ein Vorbehalt gemacht. Es iſt nicht einzuſehen, weshalb 
ein auf Verträge gegründeter Streit über öffentlichrechtliche Leiſtungen 
nur dann, wenn er ſich zwiſchen einer Gemeinde und ihren Angehörigen 
abſpielt, dem ordentlichen Rechtsweg zugänglich ſein ſoll, nicht aber 
dann, wenn er das Verhältnis zweier Gemeinden betrifft. In beiden 
Fällen haben derartige Verträge denſelben Charakter. Sie können 
je nach der Wurzel, aus der ſie entſpringen, privatrechtlicher oder 
öffentlichrechtlicher Natur ſein. Art. 19 macht keinen Unterſchied 
zwiſchen beiden Arten vertragsmäßiger Rechte. Daher muß dasſelbe 
gelten für Verträge, die Art. 20 im Auge hat. Mag deshalb auch 
der Vergleich vom 19. März 1876 öffentlichrechtlichen Charakter 
(ogl. für die entgegengeſetzte Auffaſſung: RG. 57, 350; 67, 291) 
haben, ſo iſt doch aus Art. 19 und 20 zu ſchließen, daß 1 Streitig ⸗ 

Blätter für Rechtspflege LXII. F. N. XIII. 


* 8 ie 2 . 5 En 1 7 % r 
1 „ VAT ED RE er i a ar E 
. ent. e f 


wi, BA: 


keiten daraus der ordentliche: Rechtsgang offen ſteht. Dieſe beſondere 
Behandlung von Verträgen auf öffentlichem Gebiet entſpricht der Auf⸗ 
faſſung der Zeit, wo das Kompetenzedikt entſtand. Da Verwaltungs⸗ 
gerichte fehlten, neigte man dahin, für beſondere Rechtstitel, insbeſondere 
Verträge, wegen der Aehnlichkeit mit privatlichen Verhältniſſen den 
ordentlichen Rechtsſchutz zu gewähren (vgl. Apelt. Verwaltungs⸗ 
rechtspflege [1] 36, das ſächſiſche Zuſtändigkeitsgeſetz vom 18. Januar 
1835 88 8 und 9 und das Urteil des 3. Zivilſenats des OLG. Jena 
vom 16. Dezember 1913 — 3 U 154/13). e 
Die vom Reichsgericht neuerdings (RG. 79, 200) vertretene 
Unterſcheidung zwiſchen Vergleichen, die einen einzelnen Fall der Ver⸗ 
gangenheit betreffen, und ſolchen, die die öffentlichrechtlichen Beziehungen 
für die Zukunft regeln ſollen, lag außerhalb des Gedankenkreiſes der 
Zeit, wo das Kompetenzedikt entſtand. Wo überhaupt Verträge über 
öffentlichrechtliche Leiſtungen vorhanden waren, wollte es den Rechts⸗ 
weg zulaſſen, ohne danach zu fragen, auf welcher Grundlage die Ver⸗ 
träge beruhten. Ueberdies würde, wenn zwar im Fall des Art. 19, 
nicht aber im Fall des Art. 20 der ordentliche Rechtsweg zugelaſſen 
wäre, in dem letzten Fall überhaupt kein Rechtsſchutz beſtehen, da das 
Verwaltungsverfahren nicht gegeben iſt. Daß die Meiningiſche Geſetz⸗ 
gebung einen ſolchen Zuſtand gewollt hätte, iſt nicht anzunehmen. 
Das Urteil des OLG. Jena vom 30. Juni 1902 im Rechts⸗ 
ſtreit der Gemeinde Seligenthal gegen die Gemeinde Reichenbach ſteht 
mit dieſem Ergebnis nicht im Widerſpruch, da es das preußiſche Recht 
betrifft. | ie | 
Urteil des 2. Zivilſenats vom 9. April 1914, 2 U 16/14 (nach 
Meiningen). | oo. 


2. Erwachſen im Falle der Glaubhaftmachung tat- 
ſächlicher Behauptungen, die zur Begründung 
eines Antrags auf Beſtimmung einer Zahlung 8⸗ 
friſt erfolgen & 1 Bek. v. 7. 8. 1, die Gebühren der 

8 134 und 17 GO. f. RA.? | l 
Die von der Klägerin in. ihrer Koſtenrechnung in Anſatz ge⸗ 
brachten Beträge für Beweis⸗ und weitere Verhandlungsgebühr nebſt 
Pauſchſätzen ſind von dem Gerichtsſchreiber mit Recht geſtrichen 
worden. Richtig iſt zwar, daß der Anſpruch des Rechtsanwalts auf 
die Beweisgebühr nach § 13 Ziff. 4 und die weitere Verhandlungs⸗ 
gebühr nach § 17 GO. f. RA. nicht davon abhängig iſt, daß ein 
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förmlicher Beweisbeſchluß ergeht, daß alſo die Gebühren erwachſen 
auch bei einer Beweisaufnahme, die ein beſonderes Verfahren nicht 
erfordert, notwendig iſt aber, daß es ſich um eine Beweisaufnahme 
handelt, die erforderlich iſt zur Entſcheidung über den Klaganſpruch 
oder dagegen erbrachte Einwendungen. Im Streitfalle hat ſich die 
Beweisaufnahme lediglich darauf bezogen, ob das Geſuch der Ber 
klagten um Bewilligung von Zahlungsfriſten nach § 1 der Bundes⸗ 
ratsVO. vom 7. Auguſt 1914 begründet war. Die Entſcheidung 
hierüber iſt nicht eine ſolche über den Klaganſpruch oder dagegen er⸗ 
hobene Einwendungen, ſondern ſie beſchäftigt ſich lediglich damit, 
wie es mit der künftigen Zwangsvollſtreckung aus dem Urteil zu 
halten ſei. Für die einer Entſcheidung ſolcher Art vorausgehenden 
Beweisaufnahmen find im Geſetz beſondere Gebühren nicht vorge⸗ 
ſehen, auch eine entſprechende Anwendung der 88 144 und 17 Go. 
f. RA. und § 89 daſelbſt iſt bei der grundſätzlichen Verſchiedenartig⸗ 
keit des Falles nicht angängig. Die dafür in Anſatz gebrachten Be⸗ 
träge ſind alſo entgegen der Entſcheidung des Landgerichts abzuſetzen. 

Beſchluß des 1. Zivilſenats vom 2. Dezember 1914 1 W 236/14 
(nach Weimar). 


3. Auslegung des $ 1701 BGB. 

Das Landgericht hatte ein Armenrechtsgeſuch eines Minder⸗ 
jährigen zur Klage gegen ſeinen Vater wegen Unterhaltsgewährung 
zurückgewieſen, weil ſeine Mutter, die es angebracht hatte, nicht zu 
ſeiner geſetzlichen Vertretung berufen ſei. Deren Ehe war auf ihre 
Anfechtungsklage für nichtig erklärt worden. Der I Zivilſenat hat 
auf Beſchwerde den Beſchluß aufgehoben: Das Landgericht hält ſich 
an den Wortlaut des $ 1701 BGB. Das iſt zu eng. Der Ber 
luſt der väterlichen Rechte ſoll eine Strafe für den bösgläubigen 
Vater ſein. Dieſer Zweck würde nahezu nie erreicht werden, wenn 
man nach dem Buchſtaben verlangen wollte, daß dem Vater bei der 
Eheſchließung die Nichtigkeit der Che bekannt geweſen ſein müßte; 
denn dieſe ſetzt faſt ſtets die Nichtigkeitserklärung im gerichtlichen 
Verfahren voraus (85 1329, 1341 BGB.), das natürlich erſt nach 
der Eheſchließung ſtattfinden kann. Deshalb muß § 1701 weiter 
ausgelegt werden. Der Vater ſoll dann ſeine Rechte verlieren, wenn 
er die Tatſachen, die ſpäter zur Nichtigkeitserklärung ſeiner Ehe führen, 
kannte und mit der Möglichkeit rechnen mußte, ſeine Frau könne 
bei Kenntnis der Sachlage die Nichtigkeits⸗ oder Anfechtungsklage 
erheben. Dabei bedarf es indeſſen keiner näheren Kenntnis vom 
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Weſen dieſer Rechtsbehelfe. Es genügt der in einem ſolchen Bewußt 
ſein enthaltene böſe Glaube. | 

Danach iſt hier § 1701 BGB. anzuwenden. Der Antrags- 
gegner war vor der Ehe oft mit Gefängnis beſtraft, die bürgerlichen 
Ehrenrechte waren ihm aberkannt, namentlich war er zweimal wegen 
Sittlichkeitsverbrechens an Kindern unter 14 Jahren und einmal wegen 
Sittlichkeitsvergehens nach $ 183 StGB. verurteilt. Alles das ver⸗ 
ſchwieg er wohlüberlegt feiner Frau. Gerade Sittlichkeitsverbrechen 
erregen Abſcheu und Ekel in allen Volksſchichten. Deſſen war er 
ſich auch bewußt: Die Strafe nach § 183 StGB. hatte er nach 
ſeiner Verehelichung zu verbüßen. Wie das Urteil des Landgerichts 
feſtſtellt, ſagte er da ſeiner Frau, er ſei wegen Körperverletzung be⸗ 
ſtraft, weil das in ihren Kreiſen nicht für ſo verwerflich gilt. Et 
hatte alſo ein böſes Gewiſſen und fürchtete um den nn 
feiner Ehe. 

Das Landgericht hat den Antragſteller als von feiner Mutter 
geſetzlich vertreten anzuſehen und den Antrag auf Bewilligung des 
Armenrechts nochmals zu prüfen (8 575 3PO.) . 

Beſchluß des 1. Zivilſenats vom 21. Oktober 1914 1 W 211/14 
(nach Weimar). 


4. Die rechtliche Stellung der Herzoglichen Hof- 
kammer in Gotha. 

Die Hofkammer hat beantragt, eine Hypothek zu löſchen. Der 
Antrag trägt die Unterſchrift des Präſidenten und das Siegel der 
Hofkammer. Das Grundbuchamt meint, die Hofkammer ſei keine 
öffentliche Behörde, und hat durch Zwiſchenverfügung einen Antrag 
in der Form des § 29 der GBO. gefordert. Das Landgericht hat 
die Beſchwerde der Hofkammer zurückgewieſen. Ihre weitere Be⸗ 
ſchwerde iſt begründet. Denn die Hofkammer iſt als öffentliche Be⸗ 
hörde anzuerkennen, ihr Antrag daher eine öffentliche Urkunde im 
Sinne des § 29. 

Das folgt aus § 8 des Gothaer Vertrags über die Domänen⸗ 
teilung vom 19. Juli 1905 (GeſS. 1905 S. 81 ff.). Durch dieſen 
iſt das Domänengut im Herzogtum Gotha zwiſchen dem Herzoglich 
Sachſen⸗Gothaiſchen Geſamthaus und dem Staate geteilt und jeder 
Beſtandteil in eigene Verwaltung genommen worden (88 2, 7). Nach 
§. 8 hat die Behörde, die der regierende Herzog für die Verwaltung 
des Herzoglichen Domänenguts zu beſtellen hat — die Hofkammer — 
ihren Sitz und Gerichtsſtand in der Stadt Gotha zu nehmen. 
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Danach iſt dieſe Behörde nicht nur vom Herzog ſelbſt, ſondern 
landesgeſetzlich beſtellt und fo in den Staats⸗ und Behördenverband 
des Herzogtums eingegliedert. Ihr Beſtand iſt der einfeitigen Ber- 
fügung des Herzogs entzogen und nur im Wege der ſtaatlichen Ge⸗ 
ſetzgebung angreifbar. Sie hat daher die Stellung einer öffentlichen 
Behörde erhalten. Unerheblich iſt, daß der Vertrag den Ausbau der 
Behörde nicht ſelbſt näher regelt; denn der Staat konnte dies ohne 
Gefahr für eigene Bedürfniſſe dem Herzoglichen Geſamthaus über⸗ 
laſſen. 

Ferner hat die Hofkammer nicht nur dem Herzogshauſe zu 
dienen, ſondern auch ſtaatliche Zwecke zu erfüllen. Denn die Ein⸗ 
künfte des Herzoglichen Domänenanteils vertreten die Zivilliſte (§ 23) 
und find daher beſtimmt, die Koſten für das Staatsoberhaupt, feine 
Hofhaltung, eine Regierungsverweſung und Statthalterſchaft zu 
tragen. Dieſe Koſten ſind in einer Monarchie ſtaatliche Lasten, deren 
Uebernahme erfüllt einen ſtaatlichen Zweck. 

Daher beſteht kein Grund, der Hofkammer die Eigenſchaft einer 
öffentlichen Behörde zu verſagen. Zwar hat die Landesregierung im 
März 1914 dem Gothaer Landtag ſelbſt erſt einen Geſetzentwurf über 
die rechtliche Stellung der Hofkammer vorgelegt, wonach ſie die 
Rechte und Stellung einer ſtaatlichen Behörde haben ſollte. Doch 
wollte dieſer Entwurf nicht etwa neues Recht ſchaffen, ſondern nur 
beſtehendes zur Anerkennung bringen, um jeden Zweifel über die 
Stellung der Hofkammer zu heben. Das ergibt die eigene Begrün⸗ 
dung des Entwurfs. Dagegen wäre der Umkehrſchluß, daß ſchon 
dieſe Vorlage ſelbſt die Hofkammer nur als Privatbehörde erkennen 
laſſe, hier ebenſowenig zwingend wie ſonſt oft. Der Entwurf iſt auch 
nicht etwa im Landtag geſcheitert, ſondern bisher nur unerledigt ge⸗ 
blieben, nachdem ihn der Rechtsausſchuß zurückgeſtellt hat (Gothaer 
Landtagsverhandlungen 1913/16 S. 225 Nr. 1, S. 373 Nr. 3). 
| Es widerſpricht auch nicht dem Weſen des Verfaſſungsſtaates, 
eine Behörde als öffentlich anzuerkennen, obwohl ſich — wie hier — 
ihre Verwaltung der Aufſicht des Landtags entzieht. Denn es ſtand 
der ſtaatlichen Geſetzgebung frei, ſich dieſer Aufficht zu begeben, und 
fie fonnte das um fo eher, als ſchon die eigne Beteiligung des 
Herzoglichen Geſamthauſes alles ſtaatliche Intereſſe an einer geord⸗ 
neten Verwaltung des Herzoglichen Domänengutes ſicherſtellt. Auch 
iſt im Verfaſſungsſtaate Preußen die Königliche Hofkammer allgemein 
als öffentliche Behörde anerkannt (vgl. Joh ow, Jahrb. der endgült. 
Entſch. der preuß. Appellationsgerichte, 5, 71; Johow, Jahrb. der 
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Eniſcheid. des Kammerger. 16, 103; Güthe, GBO. (2) II, 
1626 Ziff. 10). Dennoch iſt ſie der Aufficht des e Land⸗ 
tags entzogen. 

Ueberhaupt iſt der Vergleich mit den preußiſchen Berhältniſſen 
auch wertvoll für die Stellung der Hofkammer in Gotha: Denn 
das Domänenweſen hat ſich in Preußen ganz ähnlich wie in en 
entwickelt. 

Dort waren die Königlichen Familiengüter urfpränglid dem 
Staatskanzleramt unterſtellt. Erſt durch die Kabinetsorder vom 
11. Januar 1819 wurde die Verwaltung dem Königlichen Haus⸗ 
miniſterium, einer eignen Behörde des Königlichen Hauſes, übertragen; 
ihm unterſteht die Hofkammer der Königlichen Familiengüter. Doch 
hatte man bei dieſer Aenderung nicht die Abſicht, dem neuen Organ 
die Eigenſchaft einer öffentlichen Behörde zu verſagen, ſondern er⸗ 
kannte dieſe ohne weiteres an. Auch in Gotha war das Domänengut 
nach dem Vertrag vom 1. März 1855 (GeſS. 9, 269 fl.) faſt ganz 
fideikommiſſariſches Eigentum des Herzoglichen Geſamthauſes, die 
Verwaltung aber trotzdem rein ſtaatlich, bis im Vertrag vom 19. Juli 
1905 der Herzogliche Anteil eine eigene Herzogliche Behörde, die Hof⸗ 
kammer, erhielt. Dieſer Einklang mit der geſchichtlichen Entwicklung 
in Preußen begründet den Schluß, daß auch die rechtliche Stellung 
der beiden Hofbehörden einheitlich zu würdigen iſt. 

Auch das praktiſche Bedürfnis führt in der Frage, ob die Hof⸗ 
kammer als öffentliche Behörde anzuerkennen iſt, eher zu Gründen 
dafür als zu Bedenken dagegen. 


Beſchluß des 3. Zivilſenats vom 9. Oktober 1914, Y 14/14 
(nad) Gotha). 


5. Bedeutung von „Grundſtück“ im Sinne des Ge⸗ 
ſetzes für Reuß j. L. vom 3. Juni 1911 über die 
Güdterzerſchlagung. — Dieſes Geſetz iſt ein unbe- 
dingtes Verbotsgeſetz im Sinne des § 134 BGB. 
Nach dem Geſetz für Reuß j. L. vom 3. Juni 1911 (GeſS. 

27, 369) bedarf die Zerſchlagung land⸗ oder forſtwirtſchaftlich ge⸗ 

nutzter Grundſtücke der Genehmigung des Landratsamts; auch unter⸗ 

liegt ſie einer ſtaatlichen Abgabe (88 1, 4). Das Grundbuchamt darf 
eine Zerſchlagung im Grundbuch erſt dann verlautbaren, wenn ihm 
eine Beſcheinigung über die Zahlung der Abgabe vorgelegt worden 

iſt ($ 6). 
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Der Gutsbeſitzer H. in Kleinaga hat feine. Grundſtücke in den 
Fluren Kleinaga, Großaga und Seligenſtädt an verſchiedene Perſonen 
verkauft und aufgelaſſen. Das Grundbuchamt hat dieſen Eigentums⸗ 
wechſel nicht für eine genehmigungs⸗ und abgabenpflichtige Zer⸗ 
ſchlagung gehalten und ihn daher im Grundbuch ohne den Nachweis 
der Zahlung der Abgabe vermerkt. Das Grundbuchamt hat den 
Antrag des Landratsamts abgelehnt, einen Widerſpruch nach § 54 
GBO. einzutragen, und das Landgericht die Beſchwerde des Land⸗ 
ratamts zurückgewieſen. Die weitere Beſchwerde iſt begründet. 

Nach § 54 GBO. iſt ein Widerſpruch einzutragen, wenn das 
Grundbuchamt unter Verletzung geſetzlicher Vorſchriften eine Ein⸗ 
tragung bewirkt hat, durch die das Grundbuch unrichtig geworden 
iſt. Das Grundbuchamt hat hier geſetzliche Vorſchriften dann ver⸗ 
letzt, wenn eine genehmigungs⸗ und abgabenpflichtige Zerschlagung 
ſtattgefunden hat. | 

Es hat dabei den Begriff, Grundſtück im Sinne des Landes: 
geſetzes vom 3. Juni 1911 verkannt. Denn darunter iſt nicht nur 
eine rechtliche Einheit, ſondern auch ein ganzer wirtſchaftlicher Ver⸗ 
band zu verſtehen, fo daß eine Zerſchlagung auch dann dem Landed⸗ 
geſetz unterfallen kann, wenn nicht einzelne Grundſtücke, ſondern ein 
ganzer Wirtſchaftsverband zerſchlagen worden iſt. Zu dieſer freieren 
Auslegung des Begriffes „Grundſtück“ zwingt die Zweckbeſtimmung 
des Geſetzes, denn dieſe ging dahin, die Güterzertrümmerung ſo viel 
wie möglich zu erſchweren und einzuſchränken. Das ergeben die 
Vorarbeiten des Geſetzes: Die Regierungsvorlage in den Landtags⸗ 
verhandlungen 1911/13 A Nr. 8 S. 167, der Ausſchußbericht B 
Nr. 19 S. 91 und die Landtagsverhandlungen C Nr. 9 S. 97 und 
Nr. 33 S. 571. Danach hat der reußiſche Geſetzgeber die Kampf⸗ 
mittel, die überhaupt gegen die Güterſchlächterei denkbar ſind, wie 
ſtaatliche Genehmigung, Beſteuerung, Einführung eines Rücktrittsrechtes, 
polizeiliche Beſchränkungen des Güterhandels und dergleichen nicht nur 
vereinzelt gewählt, ſondern fie. wirkſam gehäuft, um den Kampf 
möglichſt erfolgreich zu führen. Iſt das aber der Zweck des Geſetzes, 
ſo würde ihn die enge Auslegung des Grundbuchamts gefährden. 
Denn einzelne Grundſtücke im Rechtsſinn werden ſelten zerſchlagen, 
viel häufiger iſt die Zertrümmerung eines ganzen Verbandes. Des⸗ 
halb würde das Geſetz ſeinen Zweck verfehlen, wenn es dieſen 
häufgeren Fall nicht mitträfe. 

Auch der Hinweis des Grundbuchamts auf Art. 119 Ziff. 2 
des EG. zum BGB., die reichs rechtliche Grundlage des Landes⸗ 
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geſetzes, ſchlägt nicht durch. Darin iſt zwar ſowohl von Grund⸗ 
Rüden, als auch von zuſammen bewirtſchafteten Gnmdſtücken 
die Rede. Wenn nun auch das Landesgeſetz nur von „Grundſtücken“ 
ſpricht, ſo wollte es doch nicht etwa den einen Fall des Art. 119 
herausgreifen und den andern beiſeite laſſen. Denn das widerſpräche 
feinem Zweck, und eine fo bedeutſame Unterſcheidung hätte ſicher in 
den Vorarbeiten einen Ausdruck gefunden; daran fehlt es jedoch. 
Vielmehr iſt die — freilich wenig glückliche — Faſſung des Geſetzes 
nur darauf zurückzuführen, daß auch ſeine Vorbilder in anderen 
Bundesſtaaten nur von „Grundſtücken“ handeln wie vor allem das 
Geſetz für Coburg vom 19. Dezember 1908 (GeſS. 1908 S. 199) 
und das für Gotha vom 10. April 1909 (GeſS. 1909 S. 87). 
Daß aber auch in dieſen Geſetzen „Grundſtück“ im weiteren Sinne 
von „Grund beſitz“ verſtanden wird, zeigen die Ausführungen in 
den Thür Bl. 1912 S. 83 (Lotz, Bemerkungen zu dem Gothaer 
Geſetz vom 10. April 1909). 

Endlich meint das Grundbuchamt, die weite Auslegung lähme 
den Grundſtücksverkehr auf dem Lande; denn dann müßte bei je der 
Ueberſchreibung geprüft werden, ob die Rechtsänderung nicht ge⸗ 
nehmigungsbedürftig ſei, da es ſich ſtets um den Teil eines wirt⸗ 
ſchaftlichen Ganzen handeln könnte. Doch iſt die Frage, ob eine 
Veräußerung der Genehmigung bedarf, nur dann zu prüfen, wenn 
ein greifbarer Anhalt für eine Güterzerſchlagung be⸗ 
ſteht. Eine weitergehende Prüfungspflicht kann jedenfalls nicht im 
Willen des Geſetzes liegen. Bei dieſer Beſchränkung aber iſt es 
keine ungebührliche Belaſtung des Grundbuchverkehrs, wenn das 
Grundbuchamt in Fällen dieſer Art gehalten iſt, durch Anfrage bei 
den Beteiligten oder beim Landratsamt, der für Güterzertrümmerung 
zuſtändigen Behörde, die Anwendung des Landesgeſetzes ſicherzuſtellen. 

Die hier vertretene Auslegung iſt auch ſonſt der reußiſchen Ge⸗ 
ſetzesſprache nicht fremd; denn nach § 50 Ziff. 2 des Bebauungs⸗ 
geſetzes vom 12. März 1907 (GeſS. 26, 35) iſt Grundſtück „jeder 
im Zuſammenhang ſtehende und eine wirtſchaftliche Einheit bildende 
Gundbeſitz des nämlichen Eigentümers, gleichviel ob er im Grund⸗ 
buch und Kataſter einheitlich eingetragen iſt oder nicht“. Es ent⸗ 
ſpricht dem vorwiegend wirtſchaftlichen Charakter des Geſetzes gegen 
die Güterzerſchlagung, daß auch bei ihm „Grundſtück“ nicht im recht⸗ 
lichen, ſondern im weiteren wirtſchaftlichen Sinne zu faſſen iſt. | 

Danach kann rechtlich ein Fall der Güterzertrümmerung vor⸗ 
liegen. Iſt dies auch tatſächlich der Fall und der Genehmigungs⸗ 
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und Abgabepflicht nicht genügt, dann iſt das Grundbuch unrichtig 
geworden. Denn ein Verſtoß gegen das Landesgeſetz macht die Zer⸗ 
ſchlagung nach $ 184 BGB. nichtig, da ein unbedingtes Verbots⸗ 
geſetz in Frage ſteht. Zu Unrecht leugnet das das Landgericht. Denn 
will das Geſetz nicht eine ſtumpfe Waffe bleiben, ſo muß es einen 
Verſtaß mit Nichtigkeit bedrohen; nur dieſe Rechtsfolge kann ſeinem 
Willen entſprechen, weil es einen wirkſamen Kampf gegen die 
Güterzertrümmerung führen will. Die Faſſung des § 1: „jede Zer⸗ 
ſchlagung bedarf vorgängiger behördlicher Genehmigung“, ſteht 
der Annahme eines unbedingten Verbotsgeſetzes nicht entgegen; der 
Zweck und Geiſt des Geſetzes aber zwingt geradezu, einen abſoluten 
Verbotscharakter anzunehmen, wie dies auch nach dem Schrifttum 
allgemein von den landesgeſetzlichen Verfügungsbeſchränkungen gilt, 
die dem Art. 119 des EG. zum BGB. entſpringen. (Vgl. Komm. 
d. RER. (2) Bd. 1, 8 135 Anm. 2; Oberneck, Reichsgrund⸗ 
buchrecht 1, § 46 S. 310 Ziff. 2.) 

Dieſe Nichtigkeit kann ferner nicht bloß die Zerſchlagung ſelbſt 

ergreifen, die Ueberſchreibung aber unberührt laſſen. Denn auch dieſe 
iſt ein Beſtandteil des ganzen Zertrümmerungsakts (vgl. Lotz in 
Thür Bl. 1912 S. 83, 84). Das Landesgeſetz würde feinen Zweck 
nur unvollkommen erreichen, wenn eine ſolche Scheidung, wie ſie das 
Landgericht vornimmt, anzuerkennen wäre. Doch wäre ſie nicht nur 
zweckwidrig, ſondern ſie widerſpräche auch dem allgemeinen Rechts⸗ 
grundſatz, daß ein Verſtoß gegen ein unbedingtes Verbotsgeſetz nicht 
nur das ſchuldrechtliche Grundgeſchäft nichtig macht, ſondern auch 
das ſachenrechtliche Erfüllungsgeſchäft, wozu die Ueberſchreibung ge⸗ 
hört. (Vgl. Komm. d. RGR., Bd. 1 S. 145 Ziff. 1.) 
Vor allem aber zeigt auch der § 6 des Landesgeſetzes, daß die 
Ueberſchreibung nach dem Willen des Geſetzes ſelbſt ein untrennbarer 
Teil des ganzen Zerſchlagungsakts fein ſoll. Denn danach darf das 
Grundbuchamt eine Zerſchlagung im Grundbuch erſt nach Eingang 
einer Beſcheinigung über die Zahlung der Abgabe verlautbaren; das 
Geſetz behandelt alſo unter der Ueberſchrift der „Zerſchlagung“ auch 
die Eintragung im Grundbuch und bekennt ſich damit zu der Auf⸗ 
faſſung, daß der ganze Zerſchlagungsakt bis zu ſeiner letzten Durch⸗ 
führung eine rechtliche Einheit bildet. 

Danach ergreift die Nichtigkeit auch den Ueberſchreibungsakt und 
macht das Grundbuch ſelbſt unrichtig. 

Endlich hält das Landgericht zu Unrecht 8 134 deshalb für un⸗ 
anwendbar, weil die Zerſchlagung kein „Rechtsgeſchäft“ im Sinne 
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dieſer Beſtimmung ſei, hält die Zertrümmerung vielmehr für einen 
wirtſchaftlichen Vorgang, wenn er ſich aus einer Reihe von Rechts⸗ 
geſchäften zuſammenſetze. Indeſſen fehlt ein durchſchlagender Grund, 
alsdann der Geſamtheit des Aktes den rechtsgeſchäftlichen Charakter 
zu verſagen. Auch iſt „wirtſchaftlicher Vorgang“ und „Rechtsge⸗ 
ſchäft“ überhaupt kein Gegenſatz, ſondern beide ſcheiden ſich nur, je 
nachdem, ob man eine Lebenderſcheinung vom wirtſchaftlichen oder 
vom rechtlichen Standpunkt aus beurteilt; beide können we dies 
ſelbe Erſcheinung ihrem Weſen nach beſtimmen. 

Rechtlich iſt alſo der Antrag des Landratsamts begründet einen 
Widerſpruch einzutragen. 

Beſchluß des aus vom 14 September 1914 1 5 Sa 
(nach Gera). u 


6. Das Weimariſche Recht tennt in. see u 
Hypothekenſachen nur zwei Inſtanzen. 
Der I. Zivilſenat hat eine weitere Beſchwerde in einer Vormerkungsſache 
als unzuläſſig verworfen: 

Im Gemeindebezirke Dorndorf (Werra) iſt das Grundbuch bisher nicht 
angelegt; alſo gilt noch das Weimariſche Liegenſchaftsrecht. Dieſes kennt das 
Rechtsmittel der weiteren Beſchwerde nicht, ſondern nur die Berufung gegen 
die Entſcheidung der erſten Inſtanz. Das Oberlandesgericht hat dieſe Meinung 
ſtändig vertreten, ſo namentlich in den Beſchlüſſen des Ferienſenats vom 
9. rn 1905 (Hypothekenſache Biſchoff⸗Starke, 1 Y 13/1905) und 
des I. Zivilſenats vom 27. Juni 1908 (Löſchungsſache Nußbücker⸗Petri 
1 Y 6/ 1908). In jenem Beſchluſſe ift zur Begründung ausgeführt: 

„Nach Art. 11 des Landesgeſetzes vom 12. April 1899, die Ausführung 
des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 

betreffend, iſt das Rechtsmittel der weiteren Beſchwerde auch in den An⸗ 
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit gegeben, die durch Landesgeſetz 
den ordentlichen Gerichten übertragen find. Dieſe geſetzliche Beſtimmung iſt 
aber auf die Uebereignungs⸗ und Hypothekenſachen nicht anwendbar. Die 
Beſtimmungen des Geſetzes vom 12. April 1899 finden nämlich nach 
Art. 70 auf das Verfahren in Grundbüchern nur ſo weit Anwendung, als 
für dieſe nichts anderes beſtimmt iſt. Etwas anderes iſt aber über die 

Rechtsmittel in Uebereignungs⸗ und Hypothekenſachen beſtimmt durch 8 14 
des Zuſtändigkeits⸗ und Inſtanzenzugsgeſ. v. 15. März 1850 in Verb. 
mit 8 7 des Gef. vom 8. März 1879 über die ordentlichen Landes⸗ 

gerichte. In dieſen Sachen ſind daher, ſolange das Grundbuch nicht als 

angelegt anzuſehen iſt, nicht die Verfahrensvorſchriften des Geſetzes vom 
12. April 1899, ſondern die des früheren Geſetzes zur Anwendung zu 

bringen (vgl. Landtagsverh. von 1899, Schriftenwechſel S. 758). 

Nach der mit $ 333 des Gef. vom 6. Mai 1839 über das Recht an 
Fauſtpfändern und Hypotheken im Einklange ſtehenden Vorſchrift des an⸗ 
geführten 8 14 des Gel. vom 15. März 1850 in Verb. mit dem an⸗ 


geführten § 7 des Gef. vom 8. März 1879 bildet in Anſehung des Grund⸗ 
und Hypothekenweſens das Landgericht die zweite und letzte Inſtanz für 
alle Berufungen gegen die Verfügungen der Amtsgerichte ſeines Bezirkes. 
Hat alſo in einer Uebereignungs⸗ oder Hypothekenſache auf eine Berufung 
gegen eine Verfügung des Amtsgerichts das Landgericht eine zweitinſtanzliche 

Entſcheidung erteilt, ſo iſt dagegen kein weiteres Rechtsmittel gegeben, 
namentlich nicht die Nichtigkeitsbeſchwerde. Ohne allen Grund beruft ſich 

jzjur Rechtfertigung dieſer der Beſchwerdeführer auf § 337 des Pfandgeſ. 
Dort iſt von der Nichtigkeitsbeſchwerde überhaupt nicht die Rede. Es iſt 
darin vielmehr die Beſtimmung enthalten, daß Nichtigkeiten im förmlichen 
Rechtswege auszuführen ſind.“ 

Der Senat hält an dieſer Auffaſſung feſt. In dem in der Zwiſchenzeit 
erſchienenen „Landesprivatrecht der Thüringiſchen Staaten“, herausgegeben von 
Dr. Boeckel, wird zwar S. 698 das Gegenteil behauptet, doch ohne nähere 
Begründung, 

(Beſchluß vom 11. November 1914, 1 Y 26/14, nach Gijenad) 


7. Gutachtliche Aeußerung des J. givilſenats vom 4. Juli 
5 1914 über folgenden Grundſatz aus dem Landesrecht 
von Reuß j. L.: 


Iſt ein Grundſtück mit einer Landrente belaſtet, ſo 
find ins geringſte Gebot grund ſätzlich nur die laufenden 
Renten und die Rückſtände der letzten zwei Jahre auf⸗ 
nehmen, dagegen nicht auch die Ablöſungsſumme. a 
Nach S 10 Ziff. 3 des 3G. haben an dritter Stelle ein Recht 

auf Befriedigung die lo ffentlichen Grundſtückslaſten wegen der laufenden und 
der aus den letzten zwei Jahren rückſtändigen Beträge. Dieſe find nach SS 44 ff. 
ins geringſte Gebot aufzunehmen. 


Nach $ 1 III AG. z. 3G. v. 10. Auguſt 1899 (Geſ.⸗S. für 
Reuß j. L. 23, 127) ſtehen den öffentlichen Laſten gleich „Ablöſungsrenten 
und Ablöſungstapitalien, welche an die Stelle einer durch die Zwangsver⸗ 
ſteigerung erlöſchenden Ablöſungsrente treten“. Daher fallen ins geringſte 
Gebot auch die laufenden und für zwei Jahre rückſtändigen Ablöſungsrenten. 

Dagegen ſind Ablöſungskapitalien grundſätzlich nicht ins geringſte 
Gebot aufzunehmen. Denn § 1 III beſtimmt nicht ſelbſt, daß die Ablöſungs⸗ 
rente ſtets durch die Zwangsverſteigerung erlöſche und deshalb das Ablöſungs⸗ 
kapital dasſelbe Vorrecht haben ſolle, wie die laufende und die für zwei Jahre 
rückſtändige Rente. Vielmehr trifft §S 1 III nur Ablöſungskapitalien, wenn 
ſie an die Stelle einer durch die Zwangsverſteigerung erlöſchenden Ablöſungs⸗ 
rente treten. Das ergibt die Entwicklung des reußiſchen Ablöſungsrechts: 

Die Faſſung des § 1 III iſt dem § 48 Ziff. 3 des Geſ. über die 
Zwangsvollſtr. ins unbew. Verm. v. 19. September 1879 (19, 135) entlehnt. 
Danach waren früher bei der Verteilung der Maſſe an dritter Stelle die auf 
drei Jahre rückſtändigen Reallaſten, wie Ablöſungsrenten, zu berichtigen, „ſowie 
die Ablöſungskapitalien, welche. an Stelle einer durch die Verſteigerung er⸗ 
löſchenden Ablöſungsrente treten“. Daher können die faſt gleichen Worte im 
§S 1 III Geſ. v. 10. Auguſt 1899 nichts anderes bedeuten, als in §. 48 
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Ziff. 3 Gef. v. 19. September 1879. Dieſe Beſtimmung aber hat nicht 
ein Erlöſchen des Rentenrechts durch die Verſteigerung verfügt; denn das 
hätte das geltende Ablöſungsrecht weſentlich geändert und würe dann ſicher 
nicht in einem Nebenfatz ausgedrückt worden. Eine Aenderung wäre es 
gewejen, weil die Ablöfungsrente nach $ 21 S. 2 Gef. über die Ablöfangen 
und Gemeinheitsteilungen v. 23. März 1888 (12, 9) und nach den 88 109, 
107, 12 Ziff. 5 des Hypothekengeſetzes v. 20. November 1858 (12, 89) 
durch die Zwangsverſteigerung nicht berührt werden ſollte. Es wäre daher 
sprachlich und geſetzestechniſch nicht zu rechtfertigen geweſen, im $ 48 3. 3. 
Geſ. v. 19. September 1879 eine jo bedeutſame Aenderung in einem 
Nebenſatz zu verfügen und ferner in einem Zuſammenhang, in den ſich 
die Aenderung logiſch gar nicht eingliedern würde. Auch die Vorarbeiten des 
Geſetes ergeben keinen Anhalt für eine ſolche Aenderung, würden ſonſt aber 
ſicher einen Hinweis darauf enthalten. $ 48 Ziff. 8 kann daher nur be⸗ 
deuten: „Ablöſungskapitalien, wenn ſie an die Stelle einer durch die Ver⸗ 
ſteigerung erlöſchenden Ablöſungsrente treten.“ 

Deshalb kann ſich nur noch fragen, ob ein Fall dieſer Art uberhaupt 
denlbar war. Und das iſt zu bejahen. Denn die Ablöſung unterlag nach 
den 88 13, 14 Ablöſgeſ. v. 23. März 1838 in erſter Linie der Partei⸗ 
vereinbarung; daher konnte ein Erlöſchen der Ablöſungsrente durch die Zwangs⸗ 
verſteigerung und ihr Erſatz durchs Ablöſungskapital vereinbart werden. Ferner 
konnte dieſelbe Rechtsänderung nach dem Geſ. v. 19. September 1879 zur 
Verkaufsbedingung (§ 25) erhoben werden. An Fälle dieſer Art iſt in 
§ 48 Ziff. 3 gedacht. Da aber der gleichlautende $ 1 III Gef. v. 10. Auguſt 
1899 dieſelbe Bedeutung haben muß, da jetzt ebenſo wie früher Fälle des 
Erlöſchens denkbar find und endlich auch die Vorarbeiten des Gef. v. 10. Auguſt 
1899 nicht eine Aenderung des Ablöſungsrechts erwähnen, ſo iſt das Ab⸗ 
löſungskapital regelmäßig nicht ins geringſte Gebot aufzunehmen. Vielmehr 
läßt die Zwangsverſteigerung das Rentenrecht grundſätzlich ebenſo unberührt, 
wie alle Laſten des öffentlichen Rechts. 


‘ 


2. Strafrecht und Strafverfahren. 

1. Bedeutung des § 2 Abſ. 2 des Mein. Ausſchreibens 
vom 13. November 1908 über Herſtellung und Ver⸗ 
trieb künſtlicher Mineralwaſſer. — Zuläſſigkeit 
landes rechtlicher Vorſchriften neben dem Rahrungs⸗ 
mittelgeſetz. — Prüfungspflicht der Gerichte, ob 
die Grenzen eingehalten ſind, die dad nns 
mittelgeſetz zieht. 

Wenn die Reviſion ſagt, § 2 Abſ. 2 des Ausſchreibens vom 
13. November 1908 verbiete nicht, künſtliche Fruchtſäfte überhaupt 
zu verwenden, ſondern nur, die Getränke bei Verwendung von Kunſt⸗ 


produkten als ſolche aus Früchten zu bezeichnen, fo iſt das unhaltbar. 
Er bringt deutlich zum Ausdruck, daß nur Eſſenzen aus natürlichen 
Früchten, alſo keine Kunſtprodukte verwendet werden ſollen. 5 
§ 2 Abſ. 2 des Ausſchreibens iſt auch gültig. Das Landgericht 
hat im Anſchluß an die §8 5, 8 Nahr Mittel G. zutreffend ausgeführt, 
daß jedenfalls im Rahmen des § 5 Nahr Mittel G. auch landesrechtliche 
Vorſchriſten zuläſſig find, die das Nahr Mittel G. ergänzen, ſolanze 
nicht die im § 5 vorgeſehenen kaiſerlichen Verordnungen ergangen ſind. 
Die Reviſion meint nun aber, anknüpfend an eine Entſcheidung des 
Kammergerichts (DIZ. 1903, 297, 28), ſolche landesgeſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften dürften nicht weiter gehen, als erforderlich ſei, um die Ver⸗ 
braucher gegen Gefahren zu ſchützen, die ihrer Geſundheit durch den 
Verkauf ſchädlicher Nahrungsmittel und ihrem Vermögen durch Ueber⸗ 
vorteilung drohten; die Limonade des Angeklagten ſei aber, wie das 
Landgericht feſtſtelle, nicht geſundheitsſchädlich und er übervorteile auch 
ſeine Abnehmer nicht, ein ſolches Kunſtprodukt, wie er's verwende, 
könne daher nicht verboten werden. Der Senat kann dem nicht zu⸗ 
ſtimmen. §8 5 Nah Mittel GG. geftattet zum Schutze der Ge⸗ 
ſundheit u. a. Vorſchriften, die beſtimmte Arten verbieten, Nahrungs⸗ 
und Genußmittel herzuſtellen. Zum Schutze der Geſundheit iſt das 
Ausſchreiden vom 13. November 1908 erlaſſen, das auf Reinlichkeit, 
Verwendung guten Waſſers und reiner Zutaten dringt. Auch die 
Beſtimmung in § 2 Abſ. 2 des Ausſchreibens fügt ſich dem Geſichts⸗ 
punkt „zum Schutze der Geſundheit“ ein. Und nur das, ob ſich die 
Beſtimmungen des Ausſchreibens in dem vorgeſchriebenen Rahmen 
(zum Schutze der Geſundheit) halten, haben die Gerichte nachzuprüfen. 
Ob die einzelnen Beſtimmungen zum Schutze der Geſundheit not⸗ 
wendig ſind oder ihm nur entfernt dienen können, iſt gleichgültig für 
ſie. Die Art der Reglung im einzelnen iſt Sache des Geſetzgebers, 
der die Vorſchriften erläßt, die Zweckmäßigkeit und Notwendigkeit der 
Vorſchriften geht die Gerichte nichts an. Wenn der Geſetzgeber etwa 
die tatſächlichen Verhältniſſe falſch beurteilt und deshalb eine Be⸗ 
ſtimmung mit aufnimmt, die bei richtiger Beurteilung nicht nötig iſt, 
ſo können dem die Gerichte nicht abhelfen. Auch eine ſolche Be⸗ 
ſtimmung hält ſich, mag ſie auch auf falſchen Vorausſetzungen be⸗ 
ruhen, in den gezogenen Grenzen, iſt zum Schutze der Geſundheit er⸗ 
laſſen. Nur wenn eine Beſtimmung unter keinen Umſtänden zum 
Schutze der Geſundheit erlaſſen ſein könnte und ohne Zweifel nur 
andere Zwecke verfolgte, würden ihr die Gerichte die Gültigkeit ab⸗ 
ſprechen können, weil ſich der Geſetzgeber nicht in dem Rahmen ge⸗ 
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halten hätte, der ihm durch das NahrMittel®. gezogen iſt. (Natürlich 
könnte eine ſolche Beſtimmung immer noch nach anderen Geſetzen 
zuläffig fein, ſelbſtverſtändlich wäre das zu beachten.) Daß der Geſetz⸗ 
geber aber den § 2 Abſ. 2 in anderer Abſicht, als dem Schutze der 
Geſundheit zu dienen, erlaſſen haben ſollte, iſt in keiner Weiſe er⸗ 
ſichtlich. Nicht richtig iſt, wenn Katz, Nahrungsmittelgeſetz (1898): 
9 5 fagt, nicht zu prüfen ſei, ob die Verordnungen nach § 5 Nahr Mittel G. 
zum Schutze der Geſundheit erlaſſen worden ſeien. Die Gerichte 
haben in dem gekennzeichneten Umfange eine Prüfungspflicht. 

Urteil des 1. een vom 17. April 1914, 1 S 23/14 (nach 
Meiningen). 


2. Für ein Wiederaufnahme verfahren gegen ein 
Urteil eines Schwurgerichts, das mehreren 
Staaten gemeinſchaftlich iſt und abwechſelnd an 
verſchiedenen Orten abgehalten wird, iſt die 
Strafkammer des Landgerichts zuſtändig, wo zur 
Zeit des Antrags das Schwurgericht abgehalten 
wird, gleichgültig, ob das Urteil vor dem Schwur⸗ 
gericht an einem anderen Landgericht ergangen iſt. 
Nach § 99 Abſ. 2 GWG. hat das Landgericht, wo die Sitzungen 
des Schwurgerichts abgehalten werden, die Geſchäfte wahrzunehmen, 
die im § 82 S. 2 GVG. den Landgerichten zugewieſen find, dies 
iſt hier das Landgericht in Gotha. Denn da werden zurzeit die 
Schwurgerichtsſitzungen für den Schwurgerichtsbezirk der Landgerichte 
Gotha und Eiſenach abgehalten. Beim Landgericht in Gotha würde 
daher auch die neue Schwurgerichtsverhandlung vorgenommen werden 
müſſen, die nach Anordnung der Wiederaufnahme des Verfahrens 
und neuen Hauptverhandlung ($ 410 Abſ. 2 StPO.) erforderlich iſt. 

Dem geſetzgeberiſchen Gedanken des §S 82 GWG. entſpricht es, 
daß ein Schwurgerichtsfall bei der Strafkammer des Sitzes des 
Schwurgerichts auch nach der Urteilsfällung bleibt und dieſe Straf⸗ 
kammer auch allein zuſtändig iſt für die ſpäteren Entſcheidungen. 
Aber dieſer von Löwe in Note 4a zu § 82 GWG. aufgeſtellte Satz 
kann nur durchgreifen, wenn der Schwurgerichtsbezirk die Bezirke 
mehrerer Strafkammern eines Landgerichts, von denen ſich nur eine 
am Sitz des Schwurgerichts befindet, umfaßt (5 78 GVG.) oder 
wenn das nach § 99 Abſ. 1 GVG. zum Sitz des Schwurgerichts 
beſtimmte Landgericht nach der Beſtimmung der Landesjuſtizverwaltung 
ſtändig mit der Abhaltung der Schwurgerichte betraut iſt, wenn alſo 
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der Sitz des Schwurgerichts bleibend feſtſteht. Nur dieſe Fälle hat 
auch Löwe im Auge, denn er hält einen Wechſel des Sitzes des 
Schwurgerichts zwiſchen mehreren Landgerichten in der Art, wie er 
nach der Anordnung der zuſtändigen Juſtizverwaltungen zwiſchen den 
Landgerichten Gotha und Eiſenach eintritt, überhaupt nicht für zu⸗ 
läſſig (Löwe 8 99 Note 3). Maßgebend iſt hier, daß für die Land⸗ 
gerichtsbezirke Gotha und Eiſenach die Schwurgerichtsſitzungen in 
wechſelnder Folge bei einem der beiden Landgerichte und zurzeit bei 
dem in Gotha abgehalten werden. Daraus folgt die Zuſtändigkeit 
des Landgerichts in Gotha. Denn dies vertritt nach § 99 GVG. 
das Schwurgericht, deſſen Urteil angefochten wird, es iſt daher auch 
zuſtändig nach 88 407, 410 StPO. für die im Wiederaufnahme⸗ 
verfahren zu treffenden Entſcheidungen. 

Nach § 14 StPO, (vgl. Löwe Note 2 zu § 14 und Note 1 
zu 8.19 StPO.) beſtimmt daher das Oberlandesgericht das Land⸗ 
gericht Gotha als das Gericht, das ſich der Unterſuchung und Ent⸗ 
ſcheidung des Wiederaufnahmeantrags des D. zu unterziehen hat. 


Beſchluß des 2. Strafſenats vom 18. Mai 1914, W 77/14 
(nach Gotha). 


8.8 1391 der Gewerbeordnung, weim. Handelsſchulgeſetz 
vom 20. März 1912. Handlungslehrling iſt nur, wer 
für den kaufm änniſchen Berufsſtand vorgebildet wird, 
nicht dagegen, wer in einem Handelsgewerbe zur Aus⸗ 
bildung in land wirtſchaftlicher Buchführung beſchäftigt 
wird. Erfordernis der Dauer der Lehrzeit. 

Das Landgericht beſtraft den Angeklagten als den Geſchäftsführer einer 
Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung, weil er einen jungen Mann unter 
17 Jahren, den er im Büro der Geſellſchaft in W. zur Ausbildung in 
landwirtſchaftlicher Buchführung beſchäftigte, nicht zum Beſuche der Handelsſchule 
angemeldet hat. Die Handelsſchule iſt eine kaufmänniſche Fortbildungsſchule, 
die dem Zwecke dient, den (Handlungsgehilfen und) Handlungslehrlingen neben 
der Förderung der Allgemeinbildung theoretiſchen Fachunterricht zu gewähren 
($ 1 des weim. HSchulc ß. v. 20. März 1912). Zu ihrem Beſuch find 
alle männlichen (Handlungsgehilfen und) Handlungslehrlinge verpflichtet, die 
in dem Gemeindebezirke beſchäftigt find, in dem die Schule beſteht (§ 2). 

Die Reviſion macht geltend, der junge Mann ſei kein „Handlungs⸗ 
8 g“, aber mit Unrecht. 

Er iſt jedenfalls in einem Handelsgewerbe beſchäftigt worden. Denn 
nach § 13 Abi. 3 GmbHG. gilt eine Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung 
ſtets als eine „Handelsgeſellſchaft“ im Sinne des Handelsgeſetzbuchs; nach 
deſſen $ 6 aber ſind auf jede Handelsgeſellſchaft die für „Kaufleute“ ge⸗ 
gebenen Vorſchriften anzuwenden, und der Betrieb eines Kaufmanns iſt ein 
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„Handelsgewerbe“, wie aus $ 1 HG. durch Umtehrſchluß folgt. Der Ge⸗ 
ſchäftsbetried der GmbH. iſt daher ein Handelsgewerbe auch jo weit, als er 
ſich mit der Führung landwirtſchaftlicher Bücher und Rechnungen befaßt. 

Das Landgericht hat ferner angenommen, daß auch die Dienſte, die der 
junge Mann erlernen und leiſten ſollte, kaufmänniſche ſeien. Es geht 
dabei davon ans, daß Buchführungstätigkeit ihrem Weſen nach etwas Kuuf⸗ 
männiſches, ein Hauptzweig gerade kaufmänniſcher Tätigkeit ſei, auch wenn 
ſie innerhalb eines an ſich nicht kaufmänniſchen Betriebs, namentlich eines 
land wirtſchaftlichen vor ſich gehe. Die Reviſion ficht auch das als rechtsirrig 
an. Nicht ohne Grund. Buchführung gehört allerdings zu einem kauf⸗ 
männiſchen Betriebe. Aber fie ift nicht ſchon allein um ihrer ſelbſt willen 
etwas Kaufmänniſches, nur eine Hilfstätigkeit, nicht Selbſtzweck und Weſen 
des kaufmänniſchen Betriebs. Auch der Arzt, der Anwalt, der Theaterunter⸗ 
nehmer, die Staats⸗ und Gemeindekaſſen verwaltung, die Hausfrau führen 
Buch. Daher iſt die Buchführung eines Landwirts ebenſowenig etwas Kauf⸗ 
männiſches wie die eines Arztes uſw. Darum iſt ein Gutsverwalter, der die 
Buchführung des landwirtſchaftlichen Betriebs beſorgt, noch kein kaufmänniſcher 
Angeſtellter, ſeine Ausbildung dafür noch keine kaufmänniſche Ausbildung. 
Auch kommt es für den Begriff der kaufmänniſchen Dienſte, die der Handlungs⸗ 
gehilfe leiſtet und der Handlungslehrling erlernt, nicht darauf an, ob fie in 
einem Handelsgewerbe geleiſtet oder erlernt werden. Daher wird, wer zu rein 
landwirtſchaftlicher Buchführung vorgebildet wird, auch nicht zum Handlungs⸗ 
lehrling dadurch, daß er dieſen Unterricht in einem Handelsgewerbe genießt. 
Die kaufmänniſchen Dienſte, die kaufmänniſche Ausbildung ſind vielmehr in 
einem berufsſtändiſchen Sinne zu verſtehen. Die Begriffe „Kaufmann“ 
und „kaufmänniſch“ decken ſich nicht. Der Fabrikant iſt in vollem Umfange 
Kaufmann, auch ſoweit er nicht Handel in engerem Sinne, ſondern Herſtellung 
oder Bearbeitung betreibt; aber kaufmänniſche Angeftellte find nicht auch feine 
Fabrikarbeiter, Werkmeiſter, Techniker, ſondern nur ein beſchränkter Kreis feiner 
Angeſtellten: die die eigentlichen Geſchäfte des Handels im engeren Sinne 
(Einkauf, Verkauf, Vertrieb, Verrechnung) beſorgen, mit Einſchluß der dazu 
gehörenden Hilfsgeſchäfte. Es kommt auf die Verkehrsauffaſſung an, darauf, 
was fie als kaufmänniſche Berufstätigkeit anſieht. So iſt auch für den Be 
griff des Handlungslehrkings weſentlich, daß er für den kaufmänniſchen 
Berufsſtand vorgebildet wird. Zum Kaufmannsſtande wird aus⸗ 
gebildet, wer das erlernt, was im Verkehr von einem Handels angehörigen 
erfordert wird, und es erlernt, um es ſpäter als Berufstätigkeit im Handels⸗ 
gewerbe auszuüben. Geht das Ziel nur auf die beſondere Befähigung zum 
Bücherführen in landwirtſchaftlichen Betrieben oder bei einem Arzte oder auf 
einem Anwaltsbüro, ſo fehlt es an dem Zwecke, einen kaufmänniſchen Gehilfen 
heranzubilden. | 

Hier iſt jedoch nach den Feſtſtellungen des Landgerichts das Ziel weiter 
geſtellt. Sie ergeben im Zuſammenhalt, daß es bei der Ausbildung des jungen 
Mannes nicht auf die eines eigentlichen landwirtſchaftlichen Buchhalters ab⸗ 


geſehen war. Schon vorher war er nicht in einem landwirtſchaftlichen, ſondern 


in einem gewerblichen Betriebe, einer Mollerei, beſchäftigt worden. Er ſollte 
in dem Rechnungsbüro feine Fort bildung erhalten, alfo befähigt werben, 
fpäter in einem ſolchen Molkereibetriebe die Buchhaltung zu beſorgen, wenn 
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auch gleichzeitig ins Auge gefaßt war, ihn zur Stelle des Rechnungsführers 
in einem landwirtſchaftlichen Betriebe vorzubereiten, jo daß er „die gewonnene 
kaufmänniſche Ausbildung ſpäter möglicherweiſe in einem landwirtſchaft⸗ 
lichen Betriebe“ verwerten konnte. Die Buchführung bei einer Molkerei aber 
iſt eine kaufmänniſche Tätigkeit, und daher die Ausbildung für den Beruf 
eines ſolchen Buchhalters auch die für einen „kaufmänniſchen“ Beruf, zu kauf⸗ 
männiſchen Dienſten und Arbeiten. 

Neben der Pflicht, ihn zu unterweiſen, beſtand auch der Anſpruch, 
daß er die erlernten Dienſte leiſte. Das hat das Landgericht rechtlich 
einwandfrei feſtgeſtellt, es hat aus der tatſächlichen Handhabung auf den 
Sinn der Vereinbarung zurückgeſchloſſen. Daß es jetzt anders tatſächlich dar⸗ 
geſtellt wird, muß unbeachtet bleiben. 

Die Reviſion rügt ferner, daß es an einer gewiſſen Dauer der Lehr⸗ 
zeit fehle. Eine beſtimmt verabredete Dauer hat das Landgericht allerdings 
nicht feſtgeſtellt. Aber es iſt für einen Lehrvertrag im Handelsgewerbe auch 
nicht nötig, daß die Dauer ganz ausdrücklich beſtimmt wird. Es genügt auch, 
ſtillſchweigend Bezug zu nehmen auf das Uebliche oder Angemeſſene, ja auf 
das fachkundige Ermeſſen des Ausbildenden. Vorausgeſetzt iſt nur, daß eine 
längere Dauer des Verhältniſſes, ein Ausdauern gewollt wird, bis wahrſchein⸗ 
lich das Ziel erreicht iſt. Es genügte daher, wenn, wie das Landgericht feſt⸗ 
ſtellt, beſprochen worden war, der junge Mann ſolle ſo lange beſchäftigt 
werden, bis er den Geſchäftszweig erlernt habe, und wenn dafür ein Zeitraum 
von 2 Jahren als vorausſichtlich erforderlich ins Auge gefaßt worden war. 
Dabei macht es keinen weſentlichen Unterſchied, ob die Feſtſtellungen des Land⸗ 
gerichts fo zu verſtehen find, daß dieſe Dauer von 2 Jahren ſchon von vorn⸗ 
herein mit dem Vater beſprochen oder erſt nach dem Vertragsſchluſſe einmal 
dem Sohne gegenüber genannt worden iſt; denn es iſt nicht erſichtlich, daß 
in dieſem Fall darin etwa eine Sinnesänderung gegenüber dem bisher Ge⸗ 
meinten liegen ſollte. 

Wenn dem Angeklagten das Recht zugeſtanden hätte, den jungen Mann 
jederzeit ohne Kündigung zu entlaſſen, ſo vertrüge ſich das kaum mit dem 
Weſen eines Lehrvertrags, der eine gewiſſe Dauer der Lehrzeit vorausſetzt. 
Das Landgericht läßt es dahingeſtellt, und ſeine Feſtſtellungen ergeben nicht, 
daß es ſich um eine ausdrückliche Vertragsabrede gehandelt habe; vielmehr 
gibt es nur eine vom Zeugen Sch. geäußerte Rechtsanſicht wieder, der der 
Meinung zu ſein ſcheint, der Lehrling könne deshalb jederzeit entlaſſen werden, 
weil über die Dauer nichts beſprochen ſei. Dieſe Anſicht konnte das Land⸗ 
gericht allerdings als unerheblich behandeln; denn wenn über die Dauer nichts 
beſprochen war, ſo konnte, ſelbſt wenn eine gewiſſe Gefälligkeit den Eltern 
des Lehrlings gegenüber als Beweggrund mitgeſpielt haben mochte, das Land⸗ 
gericht es doch als das Näherliegende, Regelmäßige anſehen, daß eben ein 
vertraglich bindendes Lehrverhältnis im üblichen Sinne gewollt war; nur das 
Gegenteil hätte im Urteile näher feſtgeſtellt werden müſſen. | 

So hat das Landgericht ohne Rechtsirrueum den jungen Mann als 
„Handlungslehrling“ beurteilt. Denn er iſt in einem Handels⸗ 
gewerbe zum Zwecke ſeiner kaufmänniſchen Ausbildung 
und zur Leiſtung der erlernten Dienſte durch Vertrag auf 
eine gewiſſe Lehrzeit eingeſtellt. 

Blätter für Rechtspflege LXII. N. F. XLII. 4 
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Er ift am 5. Mai 1913 17 Jahre alt geworden, war daher bis zum 
Schluſſe des Schuljahres, während deſſen er dieſes Alter erreichte, alſo bis 
Oſtern 1914 zum Beſuche der Handelsſchule verpflichtet (8 2 Abſ. 2 des 
Handelsſchulgeſetzes). 

Zum Beſuche dieſer Fortbildungs⸗ und Fachſchule (vgl. § 1 HShul®.) 
hatte ihn daher der Geſchäftsinhaber anzuhalten ($ 139 1 Abſ. 2 GewO. 
vgl. auch § 6 HSchulGG.). Die Pflichten des Geſchäftsinhabers liegen bei Ge⸗ 
ſchäften, die von juriſtiſchen Perſonen betrieben werden, wie eine „Geſellſchaft 
mit beſchränkter Haftung“ es iſt, deren geſetzlichen Vertretern (Vorſtänden) ob, 
hier alſo dem Angeklagten als dem Geſchäftsführer (vgl. § 151 Abſ. 1 
Gew.). Er hat den Lehrling nicht zum Beſuche der Handelsſchule ange⸗ 
halten. Die Schuld (Fahrläſſigkeit) dieſer Unterlaſſung hat das Landgericht 
geprüft und feſtgeſtellt. Der Angeklagte iſt daher nach 8 150 Abſ. 1 Nr. 4 
($ 139 Abſ. 2) GewO. ſtrafbar. Dieſe Strafbeſtimmung des Reichsrechts 
geht der landesgeſetzlichen in §S 15 des weim. HSchulG. vor, wie dieſe auch 
ſelbſt vorſieht. Der Strafrahmen iſt indes in beiden Geſetzen derſelbe. Eine 
Unterlaſſung der Anmeldung (§ 7 SchulG.) würde allerdings nicht mit 
unter die reichsgeſetzliche Strafbeſtimmung fallen; aber die Nichtanmeldung 
bildet hier nicht den Gegenſtand des landgerichtlichen Urteils. 

Urteil des 1. Strafſenats vom 26. Mai 1914, 8 38/14 (nach 
Weimar). 


Entſcheidungen des Thüringiſchen Oberverwaltungs⸗ 
gerichts in Jena. 


Herausgegeben von Geh. Juſtizrat v. Samwer in Jena. 


1. Steuerpflichtige Einnahmen aus einem Speku⸗ 

lations verkauf im Sinne des 8 10 Weim. EStG. 
ſind nur ſolche Gewinne, die außerhalb des Ge⸗ 
werbebetriebes durch Wiederveräußerung von 
Grundſtücken erzielt werden, die vom Beſitzer von 
vornherein ausſchließlich oder doch vorwiegend in 
der Abſicht, durch die Wiederveräußerung Gewinn 
zu erzielen, erworben worden ſind. 

Der Kläger hat im Jahre 1895 „an den Sonnenbergen“ in 
Jena ein 9055 qm haltendes Grundſtück erworben und ſich auf deſſen 
unteren, an der jetzigen Beethovenſtraße liegendem Teil noch in dem⸗ 
ſelben Jahre ein Wohnhaus gebaut. Dieſes hat er bis zum vorigen 
Jahre ſelbſt bewohnt; das Reſtgrundſtück benutzte er zunächſt als 
Garten. Später verkaufte er das oberſte Drittel davon zu einem Bau⸗ 
plate. Im Jahre 1904 wurde für das Gelände an den Sonnen⸗ 
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bergen ein Ortsbauplan aufgeftellt, der ſpäter auch genehmigt wurde. 
Darin find drei Straßen vorgeſehen, durch die das Grundſtüͤck in 
günſtiger Weiſe der Bebauung erſchloſſen wird. Der Kläger ließ in⸗ 
folgedeſſen bei der Vermeſſung der von ihm zu den Straßenanlagen 
abzutretenden Flächen das verbleibende Areal in Bauplätze aufteilen. 
Einen davon (2015 qm) verkaufte er im Jahre 1911 für 6750 M. 
Er wurde deshalb für das Steuerjahr 1912 mit 1550 M. Einkommen 
aus einem zu Spekulationszwecken unternommenen Verkaufe von 
Grundbeſitz (S 10 EStG.) zur Steuer herangezogen. Seine Berufung 
hiergegen wurde durch Beſcheid vom 7. September 1912 als un⸗ 
begründet zurückgewieſen. Auf ſeine Beſchwerde wurde dieſe Ent⸗ 
ſcheidung zwar vom Staatsminiſterium aufgehoben und eine noch⸗ 
malige Prüfung durch die Berufungskommiſſion veranlaßt, dieſe kam 
aber auch bei der neuen Prüfung wieder zur Abweiſung der Be⸗ 
rufung. Gegen dieſe Entſcheidung richtet ſich die Reviſion, die Ver⸗ 
letzung des § 10 EStG. durch Verkennung des geſetzlichen Tatbe⸗ 
ſtands eines zu Spekulationszwecken unternommenen Verkaufs von 
Grundſtücken rügt. Dem Rechtsmittel war ſtattzugeben. 

Die Zuläſſigkeit der Beſteuerung von Einnahmen aus Speku⸗ 
lationsverkäufen als Einkommen ergibt ſich zunächſt nur arg. e 
contr. aus der Vorſchrift des $ 10 EStG., wonach „außerordentliche 
Einnahmen aus .. .. dem nicht (gewerbsmäßig oder) zu Spekulations⸗ 
zwecken unternommenen Verkaufe von Grundſtücken nicht als ſteuer⸗ 
pflichtiges Einkommen, ſondern als Vermehrung des Stammvermögens“ 
gelten. Was unter einem „zu Spekulationszwecken unternommenen“ 
Verkaufe zu verſtehen iſt, iſt weder im Geſetz noch in den Geſetzes⸗ 
materialien feſtgelegt. Die Ausführungsverordnung zum geltenden 
Einkommenſteuergeſetz — vom 19. Juli 1898 — fagt darüber im 
Art. 71 No. 7, ein Geſchäft ſei als der Verwirklichung von Speku⸗ 
lationszwecken dienend anzuſehen, „wenn beim Erwerbe der be⸗ 
treffenden Gegenſtände die Abſicht nicht ſowohl auf die mit dem Be⸗ 
ſitze verbundene laufende Nutzung oder auf die dauernde Anlage eines 
Vermögensteils, als vielmehr weſentlich auf den durch Erhöhung 
des Kapitalwertes zu erzielenden Gewinn“ gerichtet ſei. Das Staats⸗ 
miniſterium ſteht jedoch auf dem Standpunkte, daß das nicht als 
Legaldefinition des Begriffs „Spekulationsverkauf“ im Sinne des 
§ 10 EStG., ſondern nur als „eine Erläuterung des Hauptfalles“ 
eines ſolchen Verkaufs aufzufaſſen ſei und „die Spekulationsabſicht 
auch aus anderen Tatſachen und Umſtänden gefolgert“ werden könne, 
und hat demgemäß in ſeinen, die Berufungsentſcheidung pen 7. Sep⸗ 


— 52 — 


tember 1912 aufhebenden Beſchwerdebeſcheide die Anſicht vertreten, 
daß insbeſondere ein zu Spekulationszwecken unternommener Verkauf 
auch dann vorliege, wenn „ſchon im Zeitpunkte des Erwerbes, ſelbſt 
wenn die Abſicht der Spekulation nicht unzweifelhaft erhelle, doch 
die Abſicht beſtanden habe, in ſpäterer Zeit den Erwerb mit einem 
nicht unerheblichen Gewinne zu realiſieren“ und demgemäß fur den 
jetzigen Veräußerer „beim Erwerbe des Grundſtücks die Erwägung zum 
mindeſten mit beſtimmend“ geweſen ſei, „daß ſich ſein Wert in Zu⸗ 
kunft ſteigern werde und ſomit ſein ſpäterer vorteilhafter Verkauf in 
Betracht zu ziehen ſei.“ Und auf dieſe Auffaſſung ſtützt auch die 
Berufungskommiſſion ihre zweite, jetzt noch eee Entſcheidung. 
Ihr war jedoch nicht beizutreten. 

Zwar iſt der Begriff des Spekulations verkaufs auf 
den im Art. 71 No. 7 der Ausführungs verordnung hervorgehobenen 
Tatbeſtand nicht beſchränkt, wohl aber die Beſteuerung des Ge⸗ 
winns aus einem ſolchen Verkaufe als Einkommen durch den 
Einkommens begriff, wie er durch die 88 9 und 10 EStG. feſt⸗ 
gelegt iſt. 

Als ſteuerpflichtiges Einkommen gelten nach 8 9 a. a. O. die 
„geſamten Jahreseinkünfte“ des Steuerpflichtigen aus 1) Kapital⸗ 
vermögen, 2) Grundvermögen, 3) Handel und Gewerbe einſchließlich 
des Bergbaus, 4) Arbeit und gewinnbringender Beſchäftigung ſowie 
aus Rechten auf periodiſche Hebungen und Vorteile anderer Art uſw. 
Damit iſt der Begriff des ſteuerpflichtigen Einkommens erſchöpfend 
beſtimmt. § 10 gibt nur eine Ausführung und zugleich eine Be⸗ 
ſtätigung jenes Grundſatzes, wenn er ſagt, daß „außerordentliche 
Einnahmen aus Erbſchaften, Schenkungen uſw. nicht als ſteuerpflichtiges 
Einkommen gelten.“ Denn ſeine Bedeutung liegt nicht darin, daß 
dieſe letzteren Einnahmen al8 außerordentliche zu den Jahres⸗ 
einkünften des 8 9 als regelmäßigen, fondern darin, daß fie 
als Einnahmen aus Erbſchaften uſw. zu denen aus den im 
8 9 genannten Quellen ſteuerlich in Gegenſatz geſtellt werden 
ſollen: ſie „gelten“ nicht deshalb „nicht als ſteuerpflichtiges Ein⸗ 
kommen“, weil ſie außerordentliche, ſondern deshalb, weil ſie überhaupt 
keine Einkünfte aus den im §9 bezeichneten Quellen find. Demnach 
ergibt ſich aber auch für die Beſteuerung der Gewinne aus Ge⸗ 
legenheitsſpekulationen daraus, daß ihre Zuläſſigkeit zunächſt nur arg. 
e contr. aus 5 10 des Geſetzes folgt, keine Sonderſtellung im Syſteme 
des Einkommenſteuergeſetzes; und ſie erſcheint daher beim Mangel 
einer poſitivrechtlichen abweichenden Vorſchrift dogmatiſch nur inſoweit 


gerechtfertigt, als fie ſich in dieſes Syſtem eingliedern läßt, d. h. in⸗ 
ſoweit, als die „außerordentliche Einnahme“ aus einem ſolchen Ge⸗ 
ſchäft als Einnahme aus einer der im § 9 bezeichneten Quellen an⸗ 
geſehen werden kann. 

In Preußen gelten „vereinnahmte Gewinne aus der zu Spekulations⸗ 
zwecken unternommenen Veräußerung von Wertpapieren, Forderungen, 
Renten, uſw.“ geſetzlich grundſätzlich als Einkommen aus Ka⸗ 
pitalvermögen (§ 11 EStG. vom 19. Juni 1906). Das Preu⸗ 
ßiſche Oberverwaltungsgericht ſieht allerdings darin nur eine geſetz⸗ 
liche Fiktion und iſt der Meinung, daß ökonomiſch betrachtet „die 
aus Gelegenheitsſpekulationen erwachſenen Gewinne und Verluſte ſich 
ſtets im Bereiche des Vermögens vollziehen“ (E. in St. 10, 78). 
Es iſt jedoch nicht einzuſehen, weshalb die Einnahme, die jemand 
dadurch zufließt, daß er ſein Geldkapital zur Erwerbung von Wert⸗ 
objekten in der Abſicht verwendet, durch die Wiederveräußerung einen 
außerordentlichem Gewinn zu erzielen, wirtſchaftlich anders zu beurteilen 
ſein ſoll, wie der Abwurf, den das Kapital bei anderer Anlegung ge⸗ 
währt, und daher die Behandlung der Gewinne aus Gelegenheits⸗ 
ſpekulationen als Einkommen aus Kapitalvermögen nicht 
auch dogmatiſch wenigſtens inſoweit gerechtfertigt erſcheinen ſoll, als 
derartige Geſchäfte „die Fruktiſizierung von Kapitalvermögen be⸗ 
zwecken“ (Friedberg im VerwArch. 11, 566). Alsdann ſcheiden 
allerdings als ſteuerpflichtige Spekulationsgewinne die Gewinne in 
den — hier im weſentlichen nur noch in Betracht kommenden — 
Fällen ohne weiteres aus, wo jemand ein durch Erbgang oder 
weſentlich in der Abſicht dauernder Nutzung erworbenes Grundſtück, 
veranlaßt durch günſtige geſchäftliche Konjunkturen, mit Gewinn ver⸗ 
äußert; denn dann kann eben, gleichviel ob der Beſitzer die günſtigen 
Konjunkturen mehr oder weniger geſchickt ausgenützt oder gar ſelbſt 
herbeigeführt hat, von einer beabſichtigten Fruktifizierung von 
Kapitalvermögen offenſichtlich keine Rede ſein; auch iſt der dabei 
erzielte Gewinn in der Tat gar nicht „Frucht“ eines Kapitals oder auch 
irgendeines anderen Vermögenswertes, ſondern lediglich realifierter Wert⸗ 
zuwachs, alſo Vermögen, das durch die Veräußerung nur in eine 
andere Form übergeführt worden iſt (vgl. Fuiſting, Die preuß. 
direkten Steuern 1, 70; Friedberg im VerwArch. 11, 567). Und 
Spekulationsgewinn im Sinne des § 10 EStG. iſt deshalb dann 
lediglich derjenige Gewinn, welcher außerhalb des Gewerbebetriebes 
durch Wiederveräußerung eines Grundſtücks erzielt wird, das vom 
Beſitzer von vornherein ausſchließlich oder doch vorwiegend in 
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der Abſicht, durch die Wiederveräußerung Gewinn zu er- 
zielen, erworben worden iſt (Fuiſting 1, 70/71). | 
Die Vorentſcheidung iſt mithin weder unter dem Geſichtspunkte 
haltbar, daß für den Kläger beim Erwerbe des jetzt veräußerten Grund⸗ 
ſtücks immerhin die Ausſicht, ſpäter einmal aus einer zu erwartenden 
Wertſteigerung Vorteile zu ziehen, für den Erwerb mit beſtimmend 
geweſen ſei, noch unter dem, von der Berufungskommiſſion zunächſt 
vertretenen und vom Vertreter des Staatsfiskus in der mündlichen 
Verhandlung wiederaufgenommenen, daß der ſpekulative Charakter des 
Verkaufs aus den Maßnahmen folge, die der Kläger im Jahre 1904 
bei der Aufſtellung des Bebauungsplans für das Sonnenbergviertel 
behufs vorteilhafter Verwertung ſeines Grundſtücks getroffen hat. Daß 
der Kläger aber das Grundſtück wirklich von vornherein vorwiegend 
in der Abſicht einer ſolchen vorteilhaften ſpäteren Verwertung erworben 
hat, hat das Oberverwaltungsgericht auch bei ſelbſtändiger Prüfung en 
geglaubt, feſtſtellen zu können (folgt nähere Begründung). | 
Urteil vom 11. Februar 1914, C 156/13. 


2. Die Gemeinden im Großherzogtum Sachſen ſind 
grundſätzlich einkommenſteuerpflichtig. — Ein⸗ 
nahmen aus dem Verkauf von Grundſtücken ſind 
auch bei juriſtiſchen Perſonen ($ 55 EStG.) nur 
ſteuerpflichtig, wenn gewerbsmäßiger Grundſtücks⸗ 
handeloder Spekulationsabſicht anzunehmen iſt. 
(Erläuterung des $ 10.) 

Die Reviſionsklägerin vertritt in erſter Linie den Standpunkt, 
daß die Gemeinden im Großherzogtum überhaupt nicht einkommen⸗ 
ſteuerpflichtig ſeien. Sie gehörten weder zu den juriſtiſchen Perſonen 
des § 4, 4 noch zu den Perſonenvereinen im Sinne des 8 55 EStG. 
und letzterer könne auch ſchon deshalb nicht angewandt werden, weil 
von einem Reinertrag ihrer Wirtſchaft bei einer Gemeinde, die Steuern 
erhebe, niemals die Rede ſein könne. Dieſer Angriff geht fehl. Die 
grundlegende Beſtimmung über die Einkommenſteuerpflicht enthält 
8 A EStG., nicht § 55. Danach find einkommenſteuerpflichtig alle 

juriſtiſchen Perſonen. Hierunter fallen in ſtrengem Rechtsſinne auch 

die Gemeinden. Es iſt allerdings richtig, daß in den Geſetzen die 
Gemeinden vielfach nicht ſchlechthin unter dieſem Oberbegriff erſcheinen; 
daß ſie aber in dem weimariſchen Geſetz darunter mitbegriffen ſein 
ſollten, ergibt deſſen § 7, 5, denn hier iſt von Gemeinden „und 
anderen juriſtiſchen Perſonen“ die Rede und hinſichtlich der Ge⸗ 
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meinden beſtimmt, daß ſie nur hinſichtlich des Einkommens aus ſolchem 
Vermögen von der Einkommenſteuer befreit find, das ausſchließlich 
zu einem frommen und gemeinnützigen Zweck beſtimmt iſt und be⸗ 
ſtimmungsgemäß verwendet wird. Daraus geht klar hervor, daß 
ſie im übrigen als einkommenſteuerpflichtig angeſehen ſind. Dieſer 
Auslegung des Geſetzes entſpricht auch die bisherige feſte Praxis 
im Großherzogtum, die — unwiderſprochen geübt — auch ſchon für 
ſich ein Gewohnheitsrecht zu begründen geeignet wäre. 

Aber die angefochtene Entſcheidung der Berufungskommiſſion 
iſt allerdings in ihrer Begründung inſofern nicht haltbar, als ſie die 
hier in Frage ſtehenden Einnahmen lediglich unter dem Geſichtspunkt 
des § 55 Abſ. 2 EStG. anſieht. Sie verkennt dabei das Verhält⸗ 
nis des § 55 zu § 10. 8 55 ſtellt keinen von 8 10 abweichenden 
ſelbſtändigen Begriff des ſteuerpflichtigen Einkommens auf, ſondern 
beſtimmt nur, wie das nach den §§ 9 und 10 in Betracht kommende 
Einkommen bei Perſonenvereinen feſtzuſtellen iſt. Nach § 10 aber 
ſind außerordentliche Einnahmen aus dem Verkauf von Grundſtücken 
grundſätzlich nicht als ſteuerpflichtiges Einkommen, ſondern als Ver⸗ 
mehrung des Stammvermögens anzuſehen, nur dann ſollen ſie als 
Einkommen im Sinne des Steuergeſetzes gelten, wenn die Verkäufe 
gewerbsmäßig oder zu Spekulationszwecken unternommen ſind. Dieſe 
Beſtimmung wird durch Art. 55 Abſ. 2 nicht abgeändert. Danach 
kommt es im vorliegenden Fall lediglich darauf an, ob die Stadt 
Weimar den An⸗ und Verkauf von Grundſtücken gewerbsmäßig be⸗ 
treibt oder ſolche Verkäufe zu Spekulationszwecken unternimmt. Die 
Veranlagungskommiſſion hat ſich dieſe Frage wohl vorgelegt und 
offenbar angenommen, daß eine der beiden Vorausſetzungen vorliegt. Die 
Berufungskommiſſion aber hat ſie anſcheinend gar nicht nachgeprüft. 
Denn fie geht als unbeſtritten davon aus, daß es ſich um Spekulations⸗ 
gewinn handelt, und begründet auch nicht näher die weitere Feſt⸗ 
ſtellung, daß dieſer Gewinn zum Einkommen aus dem Gewerbe⸗ 
betrieb der Stadt gehöre. Indem ſie zu den Angaben und Aus⸗ 
führungen der Klägerin nicht Stellung genommen hat, fehlt es an. 
einer Anwendung der maßgebenden Rechtsnormen. Nach § 10 kommt 
es hier auf die richtige Anwendung der Begriffe der Gewerbsmäßigkeit 
und des Spekulationszweckes an. Die Vorausſetzungen für die An⸗ 
nahme der Gewerbsmäßigkeit und des Spekulationszweckes ſind nun 
verſchieden, aber gemeinſam iſt die Vorausſetzung, daß Ankauf und 
Verkauf der Grundſtücke zum Hauptzweck die Gewinnerzielung haben. 
Das iſt erforderlich, um den gewerblichen Charakter des Grundſtück⸗ 
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handels der Klägerin feſtzuſtellen (vgl. u. a. Landmann, Kom⸗ 
mentar zur Gewerbeordnung 22 ff.) wie ebenſo, um einen 
Spekulationszweck anzunehmen. Es genügt insbeſondere, worauf 
auch Art. 71 Ziff. 7 Ausf VzEStG. ausdrücklich hinweiſt, in letzterer 
Hinſicht nicht, daß die Gewinnabſicht beim Verkauf eines Grundſtücks 
vorhanden iſt, es muß auch ſchon „beim Erwerb desſelben die Ab⸗ 
ſicht nicht ſowohl auf die mit dem Beſitz verbundene laufende Nutzung 
oder auf die dauernde Anlage eines Vermögensteils, als vielmehr 
weſentlich auf den durch die Erhöhung des Kapitalwertes zu er⸗ 
zielenden Gewinn gerichtet geweſen fein” (vgl. dazu auch Fried⸗ 
berg, Ueber Spekulationsgeſchäfte und deren Stellung im Einkommen⸗ 
ſteuergeſetz, VerwArch. 11, 558 ff., 569, 570; ſowie Fuiſting, 
Kommentar z. preuß. EStG. 70, 71, 506; Entſch. des PreußO VG. 
in Staatsſteuerſachen 8, 41. „Die Veräußerung zu Spekulations⸗ 
zwecken ſetzt den Erwerb der Objekte in ſpekulativer Abſicht voraus 
und kann auch nur in Verbindung hiermit gedacht werden“). Daß 
dieſe Vorausſetzung hier gegeben, iſt ſehr zweifelhaft. Es ſtreitet, wie 
die Klägerin mit Recht bemerkt, keine Vermutung für die gewerbliche 
und Spekulationdabſicht. Wenn eine Gemeinde Grundftüde erwirbt, 
ſpricht vielmehr die Vermutung dagegen, daß damit ein Grundſtuͤcks⸗ 
handel betrieben oder ſonſt ein privatrechtlicher Vermögendgewinn er⸗ 
zielt werden ſoll. Das Wahrſcheinliche und daher glaubhaft iſt es, 
daß damit lediglich oder weſentlich eine Verwertung zur Erfüllung be⸗ 
ſtimmter öffentlicher Aufgaben der Gemeinde beabſichtigt iſt, wie ſie 
der Gemeindevorſtand näher angibt. Eine ſolche Verwertung kann 
auch dann vorliegen, wenn von vornherein die Abſicht beſtand, die 
erworbenen Grundſtücke zum Teil weiterzuveräußern. Sollte der 
Ankauf und die Weiterveräußerung der Grundftüde nur flattfinden, 
um im Intereſſe einer geſunden Bodenpolitik auf deren Bebauung 
Einfluß zu gewinnen, ſo liegt darin lediglich ein öffentlicher Zweck, 
keine Gewinnerzielungsabſicht. Eine ſolche kann nur angenommen 
werden, wenn ſie aus den den Erwerb begleitenden einzelnen Um⸗ 
ſtänden zweifelsfrei feſtgeſtellt wird (vgl. u. a. die Entſch. des Preuß.⸗ 
OVG in Staatsſteuerſachen 6, 279; Fuiſting, Die direkten 
Steuern 4, 156; auch Friedberg a. a. O. 571). Und auch 
wenn fmit der Möglichkeit einer Gewinnerzielung durch den Abe 
verkauf einzelner Teilſtücke von vornherein gerechnet wurde, um die 
Rentabilität eines Grundſtückserwerbs im Ganzen zu rechtfertigen, 
ſo würde das noch nicht genügen, um dieſem Erwerb einen gewerb⸗ 
lichen oder ſonſt ſpekulativen Charakter aufzuprägen. Es kommt 
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vielmehr darauf an, welchen Zweck der Ankauf im ganzen hatte. 
Solange nicht beſtimmt nachgewieſen war, daß die Gewinnerzielungs⸗ 
abſicht bei den in Betracht kommenden Grundſtückserwerbungen die 
Hauptſache geweſen iſt, konnte weder die Feſtſtellung getroffen werden, 
daß ein gewerbsmäßiger Grundſtückshandel, noch die, daß Spekulations⸗ 
verkauf vorliege. Zur Prüfung nach dleſer Richtung muß die Sache 
in die Vorinſtanz zurückverwieſen werden. Dabei wird zur Feſtſtellung 
eines gewerbsmäßigen Grundſtückshandels auch noch zu prüfen ſein, 
ob die Vorausſetzung berufsmäßig fortgeſetzter Ausübung und freier 
Ausbietung im öffentlichen Verkehr vorlag (vgl. Reger, Entſch. 17, 
129), und zur Feſtſtellung einer Gelegenheitsſpekulation, ob das 
aleatoriſche Moment. welches ein Geſchäft zur Spekulation macht, 
gegeben war (vgl. Friedberg a. a. O. 559, 561). 

Ueber den Anſatz der Aufwendungen wird die Gemeinde eventuell 
noch näher ſich zu äußern Gelegenheit haben. Bemerkt ſei nur, daß 
die Begründung der Berufungsentſcheidung in dieſem Punkt nicht zu 
beanſtanden iſt. Wenn die Berufungskommiſſion ablehnt, einfach einen 
beſtimmten Prozentſatz der geſamten Koſten der Kommunalverwaltung 
einzuſetzen, ſo verkennt ſie damit nicht den Begriff der Aufwendungen. 
Denn einmal kommen dabei eine Reihe von beſonderen Aufwendungen 
in Betracht, die ſich nicht als allgemeine Verwaltungskoſten darſtellen 
(Kaufſtempel, Beſitzwechſelabgaben, Aufwendungen zur Erhöhung des 
Kapitalwertes u. dgl.); und ferner iſt, da der Anteil an den Ver⸗ 

waltungskoſten ſelbſt ſich rechneriſch kaum feſtſtellen läßt, die Vor⸗ 
nahme freier Schätzung nicht zu beanſtanden. 

Urteil vom 11. Februar 1914, C 172/13. 


3. Zur Abgabe einer Steuererklärung geſetzlich ver- 
pflichtet ($ 43 Nr. 1 des Weim EStG.) iſt nur der 
Steuerpflichtige, der in die Steuerrolle des zuletzt 
vorausgegangenen Jahres mitſchätzungspflichtigem 
Einkommen von mindeſtens 3000 M. beim Ablauf 

der Erklärungsfriſt rechtskräftig eingeſtellt iſt. 

Durch die angefochtene Entſcheidung iſt die Berufung des Klägers 
gegen ſeine Veranlagung mit 12 651 M. Geſamteinkommen ohne 
ſachliche Prüfung zurückgewieſen worden, weil er nach § 43 Nr. 1 EStG. 
zur Abgabe einer Steuererklärung verpflichtet geweſen, dieſer Pflicht 
aber nicht nachgekommen und deshalb nach § 48 Abſ. 1 EStG. der 
Rechtsmittel gegen ſeine Veranlagung verluſtig gegangen ſei. Er 
macht mit der Reviſion mit Recht geltend, daß er gar nicht erklärungs⸗ 
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pflichtig geweſen ſei und demnach § 48 Abſ. 1 nicht hätte angewandt 
werden dürfen. Denn er war zwar „in die Steuerrolle des zuletzt vor⸗ 
ausgegangenen Steuerjahres mit ſchätzungspflichtigem Einkommen von 
mehr als 3000 M. eingeſtellt“ (§ 43 Nr. 1 EStG.), er hatte aber 
gegen dieſe Einſtellung Berufung erhoben, über die bis zum Ablaufe 
der Erklärungsfriſt (§S 44 Abſ. 1 EStG.) noch nicht endgültig ent⸗ 
ſchieden war. Unter dieſen Umſtänden beſtand aber für ihn keine 
Pflicht zur Steuererklärung. Denn für dieſe Verpflichtung iſt nicht 
entſcheidend, daß der Steuerpflichtige in die Steuerrolle des Vor⸗ 
jahres mit mindeſtens 3000 M. ſchätzungspflichtigem Einkommen 
überhaupt eingeſtellt, ſondern daß er mit einem ſolchen Einkommen 
in dem kritiſchen Zeitpunkt rechtskräftig eingeſtellt iſt. Daß die 
Vorſchrift des § 43 richtig nur ſo auszulegen iſt, dafür ſpricht ſchon 
der — wenn auch äußerliche — Umſtand, daß nach dem Syſtem des 
Einkommenſteuergeſetzes die „Aufſtellung der Steuerrollen“ (ſ. Ab⸗ 
ſchnitt C der „Beſonderen Beſtimmungen“) ſich nicht in der nach der Be⸗ 
endigung des eigentlichen Veranlagungsverfahrens von dem Rechnungs⸗ 
amt oder der Steuerlokalkommiſſion vorzunehmenden Feſtſtellung der 
Einzelſteuerkapitale erſchöpft, ſondern erſt abgeſchloſſen wird mit der 
Beendigung des Rechtsmittelverfahrens, wie durch deſſen Aufnahme 
als Unterabteilung II in den Abſchnitt C deutlich zum Ausdruck kommt. 
Dieſe Auslegung wird aber auch ſachlich erforderlich hingeſehen auf 
die Erwägungen, die dazu geführt haben, die Erklärungspflicht auf 
Steuerpflichtige mit 3000 M. nach unten hin zu begrenzen. Denn 
die von der Großherzoglichen Staatsregierung im Jahre 1897 zur 
Rechtfertigung der Vorſchrift gegebenen Ausführungen, die u. a. da⸗ 
hin gehen: 
„Die Abgabe zutreffender Erklärungen ſetze eine ausreichende eigene 
Ueberſicht des Steuerpflichtigen über ſeine jährlichen Einnahmen und 
Ausgaben voraus; eine ſolche Ueberſicht laſſe ſich aber in der Regel 
nur durch Führung von Geſchäftsbüchern .. .. gewinnen; eine 
derartige Buchführung und die Fähigkeit dazu könne allgemein er⸗ 
fahrungsgemäß nur bei den Inhabern größerer Betriebe angenommen 
werden“ .. . . (vgl. Landtagsverhandlungen 1897, Schriftenwechſel 
S. 44), 
zeigen deutlich, daß es doch Erwägungen durchaus realer Natur ge⸗ 
weſen ſind, die dazu geführt haben, den Erklärungszwang auf Steuer⸗ 
pflichtige mit größerem Einkommen zu beſchränken. Es erſcheint 
deshalb nicht gerechtfertigt, die Entſcheidung über die Erklärungspflicht 
nunmehr — wie es bei der Auffaſſung der Steuerbehörden geſchieht 


— an das rein formale Moment der vorläufigen Einitellung in 
die Steuerrolle mit einem Einkommen von mindeſtens 3000 M. an⸗ 
zuknüpfen, zumal wenn man ſich die einſchneidenden Rechtsnachteile 
vergegenwärtigt, die das Geſetz an die Verſäumung der Erklärungs⸗ 
pflicht knüpft (§ 48 EStG.). 

Inwiefern aus der hier vertretenen Auffaſſung, wie vom Ver⸗ 
treter des Staatsfiskus angeführt worden iſt, dem ungeſtörten Fort⸗ 
gange des Veranlagungsgeſchäfts Schwierigkeiten erwachſen ſollen, iſt 
nicht erſichtlich. Durch die Verlegung der Entſcheidung in die Rechts⸗ 
kraft der Veranlagung zu einem Einkommen von mindeſtens 3000 M. 
wird hinſichtlich der Erklärungspflicht für die Steuerbehörden wie für 
den Steuerpflichtigen eine ebenſo klare Rechtslage geſchaffen, wie 
wenn man das Entſcheidende in der bloßen Tatſache der Einſtellung 
mit einem ſolchen Einkommen ſieht. Den unerwünſchten Folgen, 
die ſich daraus ergeben können, daß ein Steuerpflichtiger, der ſeine 
Einſtellung mit mehr als 3000 M. grundlos angefochten hatte, 
bei dieſer Auffaſſung gleichwohl von der Erklärungspflicht frei wird, 
wenn feine Veranlagung erſt nach Ablauf der Erklärungspflicht rechts⸗ 
kräftig wird, kann von den Veranlagungsbehörden leicht begegnet 
werden, da es ihnen nach dem Geſetz möglich iſt, die Erklärungs⸗ 
pflicht auch in den Fällen, wo fie nach $ 43 Nr. 1 EStG. zweifel⸗ 
haft iſt, durch eine beſondere Aufforderung nach § 43 Nr. 2 EStG. 
auszulöſen. 

Urteil vom 11. Februar 1914 C 157/13. 


4. Unter „Gemeinem Wert“ iſt in Ergänzungsſteuer⸗ 
ſachen der Verkaufswert zu verſtehen. — Der Ber: 
kaufswert iſt grundſätzlich mittelſt Vergleichung 
der im wirtſchaftlichen Tauſchverkehr für die zu 
bewertenden Objekte ſelbſt oder für gleiche oder 
gleichartige tatſächlich erzielten Preiſe zu berechnen. 
Gegenſtand der Bewertung, Bewertungs einheit, 
iſt grundſätzlich die wirtſchaftliche Einheit. — Der 
Bewertung eines unparzellierten Baugeländes 
können grundſätzlich nur für gleichartige gezahlte 
Preiſe, aber nicht für zur Veräußerung vorbereitete 
einzelne Bauplätze (Bauſtellen) gleicher Lage er- 

zielte Preiſe unmittelbar zu grunde gelegt werden. 
Die Kläger beſitzen in ungeteilter Gemeinſchaft einen Grundſtücks⸗ 

komplex, der durch eine Bahnlinie zerſchnitten wird. Für den Teil auf 


— O0 — 


der einen Seite davon beſteht ein Ortsbebauungsplan, der andere 
liegt in der Feldflur. Bei der Veranlagung der Ergänzungsſteuer 
für 1913 iſt ihnen der Wert des Grundbeſitzes mit je 30000 M 
für je 1,44 ha in Anrechnung gebracht worden. Ihre Berufung iſt 
durch die angefochtene Entſcheidung als unbegründet abgewieſen. 
worden. Der Reviſion wurde ſtattgegeben: 

Die Reviſion iſt nicht unzuläſſig, wie das Staatsminiſterium in 
erſter Linie geltend macht. Zwar richtet ſie ſich in der Tat gegen das 
Ergebnis einer Schätzung, das eine tatfächliche Feſtſtellung iſt, fie be⸗ 
mängelt es aber nicht als ſolches, ſondern mit der Behauptung, daß 
bei der Schätzung nicht richtig verfahren worden ſei; fie rügt . 
unrichtige Anwendung des Rechts. 

Die Rüge iſt auch begründet. 

Die Berufungskommiſſion hat den ſtreitigen Betrag von ins⸗ 
geſamt 60 000 M. (von je 30000 M. für jeden der beiden Kläger) in 
der Weiſe feſtgeſtellt, daß ſie den „gemeinen Wert“ der Geſamtfläche 
auf Grund eines Gutachtens — offenbar unter Zugrunde⸗ 
legung eines Einheitspreiſes von 2 M. für 1 qm — geſchätzt 
hat. Ob aber dieſe „Schätzung“ auf geſetzlicher Grundlage erfolgt iſt, 
darüber geben an ſich ſchon weder die Entſcheidungsgründe noch der 
ſonſtige Akteninhalt Aufſchluß. Gemeiner Wert im Sinne des Er⸗ 
gänzungsſteuergeſetzes iſt nach Art. 6 Nr. 2 der Ausführungsanweiſung 
dazu, der übrigens die herrſchende Meinung wiedergibt, der Verkaufs⸗ 
wert des ſteuerpflichtigen Gegenſtands. Es liegt im Begriff, daß 
dieſer Verkaufswert zutreffend nur durch Vergleichung der im wirt⸗ 
ſchaftlichen Tauſchverkehr für die zu bewertenden Objekte ſelbſt oder 
für gleiche oder doch gleichartige Objekte tatſächlich erzielten 
Preiſe gefunden werden kann, demnach aber regelmäßig auch ſo 
ermittelt werden muß und eine andere Ermittlungsart erſt dann Platz 
greifen kann, wenn zur Vergleichung geeignete Veräußerungen nicht 
ſtattgefunden haben oder die dabei erzielten Preiſe nicht zu ermitteln ſind. 
Für die Bewertung land⸗ und forſtwirtſchaftlich genutzter Grundſtücke 
iſt das auch im Geſetz ausdrücklich anerkannt, indem im $ 10 Erg StG. 
beſtimmt iſt, daß dabei der Wert „nach den Verkaufswerten (und den 
Pachtpreiſen) zu bemeſſen iſt, die ſich für Grundſtücke gleicher Art 
nach dem Durchſchnitte der letzten 10 Jahre ermitteln laſſen“, und 
auch die Scheidung zwiſchen „Berechnung“ und „Schätzung“ des 
ſteuerbaren Vermögens in dem den allgemeinen Grundſatz über die 
Wertermittlung enthaltenden § 9 des Geſetzes beruht offenbar auf 
der Auffaſſung, daß der gemeine Wert, ſoweit möglich, zu be⸗ 
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rechnen, d. h. aus feſtſtehenden Zahlen zu ermitteln iſt (vgl. auch 
Art. 6 Nr. 3 der Ausf Anw. und Landtagsverhandlungen 1910/1912, 
Sten Prot. S. 552). Eine „Schätzung“ des gemeinen Werts, die im 
Gegenſatz hierzu in der Bewertung nach äußeren Merkmalen, wie 
der Beſchaffenheit, Lage, Verwertungsmöglichkeit, beſteht, ſetzt demnach 
voraus, daß eine Berechnung aus wirklichen Ergebniſſen des Tauſch⸗ 
verkehrs nicht möglich iſt. Das hätte die Berufungskommiſſion alſo 
feſtſtellen müſſen, ehe ſie zu einer Schätzung ſchreiten durfte. Denn 
daß ſie frei geſchätzt hat, kann nach ihren Ausführungen nicht zweifel⸗ 
haft ſein. Daraus allein, daß ſie ihr Urteil ausſchließlich auf ein 
Sachverſtändigengutachten ſtützt, folgt das zwar nicht. Denn es 
kommt dabei ganz darauf an, ob das Gutachten ſelbſt auf freier 
Schätzung beruht oder die für eine Berechnung maßgebenden Grund⸗ 
ſätze berückſichtigt. Das letztere iſt jedoch bei dem von der Berufungs⸗ 
kommiſſion verwendeten Gutachten nicht der Fall. Es ſpricht zwar 
einmal davon, daß der Sachverſtändige ſelbſt beim Erwerb eines 
benachbarten Grundſtückes 3,50 M. für 1 qm bezahlt hat, und be⸗ 
hauptet an anderer Stelle, daß in gleicher Lage für 1 qm 6,50 M. 
geboten und 8,00 M. verlangt worden ſeien. Dieſe Angaben bieten 
aber keinen Anhalt für die tatſächliche Bewertung der hier fraglichen 
Grundſtücke im Tauſchverkehr, denn in dem einen Falle handelt es 
ſich nach den eigenen Angaben des Sachverſtändigen um eine un⸗ 
gewöhnliche Preisbildung und im andern eben nicht um Preiſe, die 
tatſächlich erzielt worden ſind. Der Sachverſtändige kommt dann 
auch zu dem Ergebnis, daß der Grundbeſitz mit mindeſtens 2 M. für 
1 qm zu bewerten ſei, in der Hauptſache auf Grund der all⸗ 
gemeinen Erwägung, daß dieſer Preis mit Rückſicht darauf, daß das 
Areal dicht bei der Stadt, innerhalb des genehmigten Bauplans und 
an der Hauptſtraße liege, ſicher erzielt werden könne. 

Iſt ſonach das von der Berufungskommiſſion bei der Wert⸗ 
ermittlung beobachtete Verfahren ſchon im allgemeinen nicht einwand⸗ 
frei, ſo verſtößt es, wie die Reviſion mit Recht rügt, auch im be⸗ 
ſonderen inſofern gegen weſentliche Rechtsgrundſätze, als der in Betracht 
kommende Grundbeſitz ohne weiteres im ganzen nach einem Einheits⸗ 
preiſe für 1 qm der Geſamtfläche bewertet worden iſt, obwohl er aus 
zwei einzelnen, durch den Bahnkörper der Weimar⸗Berkaer Eiſenbahn 
getrennten Teilſtücken beſteht. Denn nach § 9 ErgStG. iſt 
bei der Ermittlung des ſteuerbaren Vermögens die Berechnung oder 
Schätzung auf die „einzelnen Teile“ des Vermögens zu richten. Was 
als ſelbſtändiger Bermögensteil im Sinne dieſer Vorſchrift anzuſehen iſt, 
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beſtimmt ſich allerdings, da für die Wertermittlung überhaupt wirt⸗ 
ſchaftliche Rückſichten maßgebend ſind, nicht nach rechtlichen, ſondern 
nach wirtſchaftlichen Geſichtspunkten: Gegenſtand der Bewertung, Be⸗ 
wertungseinheit, iſt regelmäßig die wirtſchaftliche Einheit. Ob 
eine ſolche unter mehreren Gegenſtänden beſteht, iſt aber Tatfrage, es 
ſpricht auch keine Vermutung für das Beſtehen. Darüber, daß ſie 
beſteht, bedarf es daher einer beſonderen Feſtſtellung, wenn mehrere 
rechtlich ſelbſtändige Vermögensteile als Ganzes bewertet werden 
ſollen. Eine ſolche Feſtſtellung hat aber die Berufungskommiſſion 
nicht getroffen, weder ausdrücklich in ihrer Entſcheidung, noch durch 
Erörterung der Frage in den Akten; ſie iſt vielmehr offenſichtlich von 
der — irrigen — Annahme ausgegangen, daß der Grundbeſitz der 
Kläger nur aus einer Parzelle beſteht, und hat auch da gar nicht 
beachtet, daß er durch den Bahnkörper in zwei völlig getrennte 
Teile zerſchnitten wird, obwohl dieſer Umſtand gerade die Vermutung 
nahelegt, daß das Areal, auch wenn es nach dem Kataſter eine 
Einheit bildete, nicht als einheitliches Verkaufsobjekt angeſprochen 
werden kann. Demnach beruht ihre Wertfeſtſetzung auf einer un⸗ 
richtigen rechtlichen Vorausſetzung. Der Mangel iſt auch weſentlich, 
wenn es richtig iſt, daß — wie die Kläger behaupten und nach der 
Sachlage anzunehmen iſt — nur der auf der Stadtſeite der Eiſenbahn 
gelegene Grundſtücksteil als Bauland, der andere dagegen als Acker⸗ 
land zu bewerten iſt. 

Die Entſcheidung mußte daher aufgehoben und an die Berufungs⸗ 
kommiſſion zurückgegeben werden. Dabei mag darauf hingewieſen 
fein, daß bei der Bewertung von Baugelände, d. h. eines größeren 
zur Verwertung in mehreren einzelnen Bauſtellen geeigneten Grundſtücks⸗ 
komplexes, ſolange als eine Aufteilung in Bauſtellen noch nicht vor⸗ 
genommen iſt, für die Wertermittlung die für Bauſtellen in gleicher 
Lage erzielten Preiſe nicht ohne weiteres ſo verwendet werden dürfen, 
daß der Bewertung der Geſamtfläche ein aus dieſen Preiſen errechneter 
Einheitspreis für die Flächeneinheit (am) zu grunde gelegt wird, viel⸗ 
mehr davon ausgegangen werden muß, welcher Preis bei einer Ver⸗ 
äußerung der Fläche im ganzen erzielt werden würde, und dem⸗ 
gemäß für die Wertermittlung nur für gleichartige Grundſtückskomplexe 
erzielte Preiſe unmittelbar, für einzelne Bauſtellen erzielte da⸗ 
gegen höchſtens mangels jener als Schätzungsanhalt verwendet 
werden können. 

Urteil vom 7. Februar 1914 C 128/13. 
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5. Eine nach dem Shwarzburg-Rudolftädtifhen 
Geſetz vom 3. März 1913 abgabepflichtige „Zer⸗ 
ſchlagung“ von Grundbeſitz liegt vor, ſobald der 
Beſitzwechſel zwiſchen dem bisherigen Eigentümer 
und den neuen Erwerbern wirtſchaftlich vollzogen iſt. 
Nach dem Schwarzburg⸗Rudolſtädtiſchen Geſetze vom 3. März 

1913, betreffend die Zerſchlagung von Grundbeſitz (Geſ.⸗S. S. 151), 
unterliegt die Zerſchlagung land⸗ und forſtwirtſchaftlich genutzten 
Grundbeſitzes einer behördlichen Genehmigung (§ 1) und einer Befit- 
wechſelabgabe (§ 3). Zur Einholung der Genehmigung und im Falle 
ihrer Erteilung zur Zahlung der Abgabe iſt derjenige verpflichtet, 
welcher die Zerſchlagung im eigenen Namen oder in fremdem Auf⸗ 
trage vornimmt oder durch Vermittlung zwiſchen dem bisherigen 
Eigentümer und Dritten zuſtande bringt oder ſie zwar auf den Namen 
des bisherigen Eigentümers oder eines Dritten, aber auf ſeine eigene 
Rechnung oder unter Vorſtreckung der erforderlichen Mittel, vor⸗ 
nehmen läßt ($ 4). Das Geſetz iſt am 1. April 1913 in Kraft ge⸗ 
treten, hat aber den Beſtimmungen über die Abgabepflicht mit der 
Maßgabe rückwirkende Kraft beigelegt, daß die Abgabe auch für die 
Fälle der Zerſchlagung zu entrichten iſt, in denen der Eigentums⸗ 
übergang erſt nach dem 31. Januar 1913 ſtattgefunden hat (8 15 
Abſ. 2). 

Im Mai 1911 hat der Landwirt R. in W. ſein Bauerngut in 
einzelnen Parzellen an mehrere W.er Einwohner gerichtlich veräußert; 
der Anfechtungskläger hat die Veräußerung vermittelt oder ſelbſt be⸗ 
trieben. Die Uebereignung der verkauften Grundſtücke verzögerte ſich 
wegen einer Ablöſungsſtreitigkeit und war im September 1913 noch 
nicht erfolgt. Durch Beſcheid vom 12. September 1913 forderte 
deshalb das Landratsamt in Rudolſtadt als die für die Abgaben⸗ 
feſtſetzung zuſtändige Behörde vom Anfechtungskläger eine Beſitz⸗ 
wechſelabgabe von 161,20 M. unter Hinweis auf die Uebergangs⸗ 
vorſchrift des 8 15 Abſ. 2 des Geſetzes vom 3. März 1913. Der 
Anfechtungskläger beſchwerte ſich dagegen beim Fürſtl. Minifterium, 
Abteilung des Innern, wurde aber abgewieſen. Hiergegen richtet ſich 
die Klage. Es wird darin angeführt, die Veräußerungen lägen 
2 Jahre zurück, damals habe es zu den Veräußerungen keiner be⸗ 
hördlichen Genehmigung bedurft, der Kläger brauche und verlange 
auch jetzt keine, er könne mithin auch nicht beſteuert werden; er habe 
auch bei dem Verkaufe nichts verdient. 


ee 


Die Klage ift zuläſſig ($ 5 des Güterzerſchlagungsgeſetzes und 
8 2 No. 3 des Ausf.⸗Geſetzes zum Staatsvertrag vom 15. Dezember 
1910 — vom 27. September 1912), aber unbegründet. | 

Es iſt richtig, daß es zu der im Jahre 1911 durchgeführten 
Gutsaufteilung einer nachträglichen Genehmigung nach § 1 des Ge⸗ 
ſetzes vom 3. März 1913 jetzt nicht mehr bedarf, die Erhebung der 
Beſitzwechſelabgabe iſt aber grundſätzlich auch von der Erteilung der 
Genehmigung weder im allgemeinen noch im vorliegenden Falle ab⸗ 
hängig. En 

Abgabepflichtig iſt nach dem Geſetz (§ 3) die „Zerſchlagung“ 
von Grundbeſitz. Ueber den Zeitpunkt der Entſtehung der Abgabe⸗ 
pflicht enthält das Geſetz keine beſondere Vorſchrift; dieſe entſteht 
daher, wenn der Tatbeſtand einer „Zerſchlagung“ gegeben iſt. Auch 
darüber, wann dies der Fall iſt, ſagt aber das Geſetz nichts. Das 
Wort „Zerſchlagung“ bezeichnet nichts weiter als eine Aufteilung 
bisher in einer Hand befindlichen Grundbeſitzes unter mehrere neue 
Beſitzer. Eine ſolche Aufteilung iſt an ſich ein tatſächlicher Vorgang. 
Es fragt ſich jedoch, ob dieſer Vorgang nicht, ehe er geeignet er⸗ 
ſcheint, die Abgabepflichtigkeit zu begründen, alſo eine Rechts 
wirkung herbeizuführen, ſelbſt irgendwie rechtlich relevant geworden 
ſein muß, etwa dadurch, daß er zur Uebereignung geführt hat oder 
durch die vorgeſchriebene behördliche Genehmigung ſanktioniert worden 
iſt. Daß nach dem Geſetz die Uebereignung der Teilſtücke auf 
die Erwerber nicht zum Tatbeſtande der abgabepflichtigen Zer⸗ 
ſchlagung gehört, ergibt ſich indeſſen unzweifelhaft aus §8 7 des Ge⸗ 
ſetzes, wo beſtimmt iſt, daß das Amtsgericht die „infolge einer Zer⸗ 
ſchlagung“ erforderlich werdenden Eintragungen im Grundbuche . 
nur bewirken darf, wenn ihm eine Beſcheinigung über die Ge⸗ 
nehmigung ſowie über Zahlung uſw. der Abgabe vorgelegt wird“, 
wo alſo davon ausgegangen wird, daß ſich der die Abgabepflicht 
begründende Tatbeſtand ohne die Uebereignung erfüllt. Aber auch 
die Auffaſſung, daß die Zerſchlagung erſt mit der Genehmigung 
rechtserheblich werde, zu der die Beſtimmung des § 4 führen könnte, 
daß „zur Einholung der Genehmigung und im Falle ihrer Er⸗ 
teilung zur Zahlung der Abgabe derjenige verpflichtet iſt, der ...“, 
wird man ablehnen müſſen, wenn man bedenkt, daß nach dem Geſetz 
die Einholung der Genehmigung nicht erzwungen werden kann und 
es infolgedeſſen der Abgabepflichtige, wenn die Abgabepflicht erſt mit 
der Erteilung der Genehmigung entſtehen würde, in der Hand hätte, 
dieſe Entſtehung nach Belieben zu verhindern oder hinauszuſchieben. 


Die Faſſung des § 4 will offenbar nur zum Ausdruck bringen, daß 
eine Verpflichtung zur Zahlung der Abgabe dann, wenn die Ge⸗ 
nehmigung verſagt wird, nicht beſteht, und der Sinn des Geſetzes 
geht demnach offenbar doch dahin, daß als „Zerſchlagung“ lediglich 
der tatſächliche Vorgang der Aufteilung und der abgabepflichtige Tat⸗ 
beſtand alſo als gegeben anzuſehen iſt, wenn der Beſitzwechſel zwiſchen 
dem bisherigen Eigentümer und den neuen Erwerbern ſich wirt⸗ 
ſchaftlich vollzogen hat. Wann dies der Fall ift, iſt Tatfrage, die 
nach den beſonderen Verhältniſſen jedes einzelnen Falles zu ent⸗ 
ſcheiden iſt. Hier iſt jedenfalls die Zerſchlagung längſt abgeſchloſſen 
geweſen, ehe das Geſetz vom 3. März 1913 in Kraft getreten iſt, da 
die Veräußerungsverträge ſchon im Mai 1911 abgeſchloſſen find und 
die Erwerber die Teilſtücke ſeitdem bewirtſchaften. Eine Genehmigung 
der Zerſchlagung nach § 1 des Geſetzes kommt daher allerdings nicht 
mehr in Frage, da das neue Geſetz nur ſchwebende, aber keine vor 
ſeinem Inkrafttreten abgeſchloſſenen Tatbeſtände ergreifen kann. 
Andererſeits ſteht aber ihre Abgabepflichtigkeit nach der Uebergangs⸗ 
vorſchrift des § 15 Abſ. 2 außer Zweifel. Es könnte zwar ſcheinen, 
als ob das Geſetz hier die Entſtehung der Abgabepflicht an die 
Uebereignung habe knüpfen wollen, und dann wäre die Abgabe⸗ 
anforderung des Landratsamts verfrüht, weil die Uebereignung der 
Teilſtücke am 12. September 1913 noch nicht erfolgt war und wohl 
auch jetzt noch nicht erfolgt iſt. Es beſteht indeſſen kein Grund, an⸗ 
zunehmen, daß das Geſetz in der Uebergangsvorſchrift den Tatbeſtand 
der Zerſchlagung anders hat faſſen wollen wie ſonſt. Die Tatſache, 
daß „der Eigentum übergang erſt nach dem 31. Januar 1913 
ſtattgefunden hat“, bildet nur das Kriterium, nach dem die Abgabe⸗ 
pflicht der vor dem Inkrafttreten des Geſetzes ausgeführten Zer⸗ 
ſchlagungen ſich beurteilt, für die Frage aber, ob der Tatbeſtand der 
Zerſchlagung erfüllt iſt, hat der Eigentumsübergang auch hier keine 
Bedeutung; das Kriterium hätte gerade ſo gut ſo beſtimmt werden 
können, daß man die Abgabepflicht etwa rückwirkend für ſolche Zer⸗ 
ſchlagungen ausſprach, die erſt nach dem 1. Oktober 1912 eingeleitet 
worden ſind. 

Die Abgabenanforderung iſt demnach geſetzlich begründet. Auch 
die Berechnung der Abgabe entſpricht den geſetzlichen Beſtimmungen 
(vgl. § 3 des Geſetzes). Die bloße Behauptung des Klägers, daß 
er aus der Zerſchlagung keinen Gewinn gezogen habe, vermag die 
Feſtſtellung des Landratsamts, daß dabei ein Gewinn von 466 M. 
erzielt worden iſt, nicht zu erſchüttern. Die ſubjektive N 
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des Klägers, die übrigens vor dem Oberverwaltungsgericht nicht * 
beſtritten worden iſt, ergibt ſich aus § 4 des Geſetzes. 

Hiernach war die Klage abzuweiſen. 

Urteil vom 28. März 1914, A 44/13. 


6. Das Einkommen der Lohnarbeiter iſt grundſätzlich 
mit einem vollen⸗Jahresarbeitsverdienſt in Anſatz 
zu bringen. — Gelegentliche Beſchäftigungsloſig⸗ 
keit gehört nicht zu den Verhältniſſen, unter denen 
nach Art. 79 Abſ. 2 der Ausf VO. zum EStG. ein 
Herabgehen unter den Jahresſatz vorgeſchrieben 
oder zugelaſſen if. — Ob Einnahmen als „feſte“ 
oder als „ſchwankende“ anzuſehen ſind, beurteilt 
ſich nicht nach der Beſchaffenheit der Einkommens- 
quelle, ſondern nach der Natur ihres Abwurfs 
(Weimariſches Einkommenſteuergeſetz). 


Der Kläger hatte mit der Berufung Herabſetzung ſeiner Ver⸗ 
anlagung mit 950 M. Arbeitsverdienſt auf den von ihm im Vor⸗ 
jahre wirklich verdienten Betrag verlangt, der ſich nach feiner Anga be 
nach Abzug der Kaſſenbeiträge auf etwa 500 M. ſtellen ſoll, iſt aber 
abgewieſen worden. Die Berufungskommiſſion ſteht auf dem Stand⸗ 
punkte, daß das Einkommen des Klägers „bei dem häufigen Wechſel 
der Arbeitsſtätte und infolge der öfteren Arbeitsunterbrechungen als 
ein unſtändiges und ſchwankendes“ zu betrachten, demgemaͤß beim 
Mangel ziffermäßiger Unterlagen für die Feſtſtellung des dreijährigen 
Durchſchnitts nach Art. 79 der AusfVO. zum EStG. zwar unter 
Zugrundelegung der im letzten Jahre verdienten Löhne, aber ohne 
Rückſicht auf die vorübergehenden durch Arbeitsmangel veranlaßten 
Unterbrechungen des Arbeitsverhältniſſes zu veranſchlagen und danach 
nicht zu hoch eingeſchätzt ſei. Mit der Reviſion verlangt der Kläger 
wiederum die Veranlagung mit ſeinem wirklichen Verdienſt im Vor⸗ 
jahre unter Berückſichtigung des durch ſeine mehrfache Arbeitsloſigkeit 
verurſachten Lohnausfalls. 

Das Oberverwaltungsgericht hat die Borentſcheidung aus folgen⸗ 
den Gründen aufgehoben: 

Das Verlangen des Klägers iſt an ſich nicht begründet. Denn 
das Einkommen der Lohnarbeiter iſt, wie das Oberverwaltungsgericht 
ſchon wiederholt ausgeſprochen hat, auch wenn es als ſchwankendes 
nach Art. 79 der AusfVO. unter Zugrundelegung des im letzten 
Jahre verdienten Lohnes zu veranſchlagen iſt, regelmäßig mit einem 
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vollen Jahres verdienſt in Anſatz zu bringen (vgl. das Erkenntnis 
des Oberverwaltungsgerichts in Thür Bl. N. F. Bd. 40 S. 136/137), 
und es gehören auch, wie vom Oberverwaltungsgericht auch ſchon 
mehrfach entſchieden worden iſt (vgl. die Erk. in ThürBl. a. a. O. 
S. 50/51, 57 und 137), zufällige und außergewöhnliche Unter⸗ 
brechungen des Arbeitsverhältniſſes, die wie hier durch gelegentlichen 
Arbeitsmangel veranlaßt worden, nicht zu den Verhältniſſen, unter 
denen das Geſetz eine Abweichung von dieſem Grundſatze vorſchreibt 
bezw. geſtattet (Art. 79 Abſ. 2 und 3 der Ausf VO .). 
Die Entſcheidung konnte aber bei der geſetzlich gebotenen ſelb⸗ 
Röndigen Prüfung nicht aufrecht erhalten werden, denn ſie iſt des⸗ 
wegen rechtsirrig, weil die Berufungskommiſſion die Einkünfte des 
Klägers als „ſchwankende“ behandelt und demgemäß unter Zugrunde⸗ 
legung ſeines Verdienſtes im Vorjahre (Art. 79 der AusfBO.) ver⸗ 
anſchlagt hat. Der Kläger arbeitete nach den Akten zur Zeit der 
Veranlagung gegen Wochenlohn, ſeine damaligen Bezüge waren daher 
ihrem Betrage nach feſt beſtimmt. Der Umſtand, daß er — worauf 
die Berufungskommiſſion das entſcheidende Gewicht legt — ſeine 
Arbeitsſtelle häufig wechſelt und öfters arbeitslos iſt, kann demgegen⸗ 
über nicht dazu führen, ſeine Einnahmen als „unſtändig und ſchwankend“ 
anzuſehen. Nicht darin, ob die Einkommens quelle in ihrem Beſtande 
und in ihrer Ertragfähigkeit für die Dauer des Steuerjahres geſichert 
iſt oder nicht, liegt das Kriterium für die Unterſcheidung zwiſchen 
feſten oder beſtimmten und unbeſtimmten oder ſchwankenden Bezügen 
(vgl. 58 53 Abſ. 4, 54 Abſ. 1 EStG. und Art. 56 der AusfVO.), 
ſondern entſcheidend iſt, ob der Ertrag oder der einzelne Be⸗ 
zug ſeiner Natur nach beſtimmt oder unbeſtimmt, d. h. von 
vornherein zahlenmäßig beſtimmbar oder ſeinem Betrage nach von 
nicht vorauszuſehenden Umſtänden abhängig iſt. Feſte Einnahmen 
aus gewinnbringender Beſchäftigung ſind daher, wie in den Art. 56 
Abſ. 2 ff. und 78 Abſ. 1 der AusfVO. übereinſtimmend mit der hier 
vertretenen Auffaſſung ausgeſprochen iſt, Löhne, die nach Jahres⸗, 
Monats-, Wochen⸗ oder Tagesſätzen von vornherein feſt vereinbart 
werden, ſchwankende dagegen ſolche, deren Höhe wie bei Akkord⸗ 
löhnen, Proviſionen, Tantiemen von der jeweiligen Arbeitsleiſtung, 
den geſchäftlichen Erfolgen oder ähnlichen Umſtänden abhängig iſt. 
Der Kläger wäre demgemäß nach 88 54 Abſ. 1, 53 Abſ. 4 
EStG. und Art. 56 Abſ. 2 bezw. Art. 78 Abſ. 1 der AusfVO. mit 
dem Jahresbetrage des von ihm zur Zeit der Veranlagung 


bezogenen Wochenlohns zu veranlagen geweſen. Da dieſer nach ſeiner, 
5* 
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allerdings noch nicht nachgeprüften Angabe 16 M. betragen hat, ſo 
würde ſich ſein ſteuerpflichtiges Einkommen, wenn die Angabe richtig 
iſt, weſentlich niedriger ſtellen, als es von der Berufungskommiſſion 
feſtgeſtellt iſt, nämlich auf etwa 750 M. Er iſt daher nach der 
gegenwärtigen Aktenlage durch die angefochtene Entſcheidung in ſeinen 
Rechten verletzt. 

Urteil vom 24. April 1914, C 203/13. 


7. Aufwendungen für Hilfe im Haushalt ſind auch 
dann nicht abzugsfähig, wenn ſie notwendig ſind, 
um der Ehefrau eigenen Verdienſt zu ermöglichen. 
Die angefochtene Entſcheidung betrachtet den Betrag von 300 M., 

den fie an dem Erwerbseinkommen der Ehefrau S. für Beköſtigung 
von deren Mutter in Abzug bringt, nicht als Aufwendungen, die zum 
Unterhalt von Angehörigen gemacht werden, ſondern als Werbungs⸗ 
koſten, die zur Erwerbung des Einkommens der Ehefrau aufgewendet 
werden, und deshalb nach $ 53 Abſ. 8 3. 2 EStG., Art. 78 
Abſ. 4 3. 1 der Ausf BO. zum EStG. von den Einnahmen abzu⸗ 
rechnen ſind. 

Dieſe Anſchauung iſt nicht zutreffend. 

Als Werbungskoſten im Sinne der vorbezeichneten Borſchriften 
ſind nur diejenigen zu betrachten, die unmittelbar zur Erlangung des 
ſteuerpflichtigen Einkommens aufzuwenden ſind (Fuiſting, Die 
direkten Steuern in Preußen 1, 79 Anm. c). Die Aufnahme und 
Beköſtigung der Mutter der Frau S. in dem Hausſtand der Ehe⸗ 
leute S. hat nach den Feſtſtellungen der Berufungskommiſſion un⸗ 
mittelbar den Zweck, Bedürfniſſe des Haushalts der Eheleute S. zu 
befriedigen. Dieſe Bedürfniſſe mögen ihrer Höhe nach durch den 
Umſtand beeinflußt werden, daß Frau S. einem ſelbſtändigen Erwerb 
nachgeht, ſie verlieren aber dadurch nicht — auch nicht teilweiſe — 
ihren Charakter als hauswirtſchaftliche Bedürfniſſe, und Aufwendungen 
zu ihrer Befriedigung ſind Ausgaben für den Haushalt, nicht Aus⸗ 
gaben, die „zur Erwerbung“ des Einkommens der Ehefrau S. ver⸗ 
wendet werden (vgl. Fuiſting a. a. O. 114 Anm. d, PrOVG. 
Entſch. in Steuerſachen 2, 304, SächſO VG. Jahrbücher 10, 181). 
Es iſt danach nicht richtig, wenn die Berufungskommiſſion den im 
übrigen ſeiner Höhe nach nicht ſtreitigen ſteuerpflichtigen Verdienſt der 
Frau S. um den mehrfach bezeichneten Betrag kürzt. Die Erwägung, 
daß von dem Verdienſt der Frau S. erſt der Unterhalt ihrer Mutter 
abginge, ehe ſie ein Reineinkommen dem Ehemann abführen könne, 
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iſt ſchon um deswillen verfehlt, weil es ſich bei dem $ 6a EStG. 

um Einkommen der Ehefrau handelt, das grundſätzlich ihrer freien 

Verfügung unterliegt, es alſo gar nicht darauf ankommt, ob und in 

welcher Höhe es überhaupt an den Ehemann „abgeführt“ wird. 
Urteil vom 23. April 1914. C 200/13. 


8. Mehrere Grundſtücke, die vom Eigentümer zur ge⸗ 
winnbringenden Weiterveräußerung beſtimmt ſind, 
bilden lediglich aus dieſem Grunde nur dann eine 
wirtſchaftliche Einheit (Geſamtgrundſtück im Sinne 
des § 1 Abſ. 2 3 St.), wenn der Eigentümer den 
Grundſtückshandel gewerbsmäßig betreibt. 

Der Kläger betrieb früher Schankwirtſchaft in E., jetzt hat er 
eine Wirtſchaft in A. gepachtet. Während er noch in E. wohnte, 
kaufte er in A. mehrere Grundſtücke, im Jahre 1905 die Acker⸗ 
parzellen 91 und 92 und im Jahre 1908 ein Wohnhausgrundſtück 
in der G.⸗Straße, die er in der Folge durch Verpachtung und Ver⸗ 
mietung nutzte. Im März 1913 verkaufte er die Parzellen 91 und 92, 
die er für 1250 M. erworben hatte, für 3500 M. Aus dieſem 
Anlaß wurde er durch Beſcheid des Fürſtl. Erbſchafts⸗ und Zuwachs⸗ 
ſteueramts Arnſtadt vom 2. Juni 1913 mit einer Zuwachsſteuer von 
293,51 M. belegt; ſein Antrag auf Freiſtellung von der Steuer wurde 
mit der Begründung abgelehnt, daß die veräußerten Grundſtücke „mit 
dem bebauten Grundbeſitz im Werte von 29 400 M. eine wirtſchaft⸗ 
liche Einheit“ bildeten und deshalb der Geſamtwert des Grundbeſitzes 
für die Frage entſcheidend ſei, ob Befreiung von der Steuer nach 
8 1 Abſ. 2 3StG. einzutreten habe oder nicht. Die Beſchwerde 
gegen dieſen Beſcheid, mit der das Beſtehen einer wirtſchaftlichen Ein⸗ 
heit hinſichtlich der Ackerparzellen und des Wohnhauſes beſtritten 
wurde, wurde von der Oberzolldirektion durch die jetzt angefochtene 
Entſcheidung als unbegründet zurückgewieſen. Die Oberzolldirektion 
erkennt an, daß beim Beſchwerdeführer die perſönlichen Vorausſetzungen 
der Steuerfreiheit nach § 1 Abſ. 2. Z StG. gegeben find, iſt aber mit 
dem Zuwachsſteueramte der Anſicht, daß für die Beſtimmung der 
nach § 1 Abſ. 2 3StõG. für die Befreiung maßgebenden unteren 
Wertgrenze der geſamte Grundbeſitz des Klägers in A. in Betracht 
zu ziehen ſei, weil er eine wirtſchaftliche Einheit bilde. Das begründet 
ſie wörtlich, wie folgt: 

„Nach den angeſtellten Ermittlungen ſtanden dem Beſchwerde⸗ 
führer .. . zur Zeit der Veräußerung in der Flur A. ein 
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Wohnhaus und die hier veräußerten beiden Grundſtücke eigen⸗ 
tümlich zu. Das Wohnhausgrundſtück, das zur Zeit der Ver⸗ 
äußerung einen Wert von 29 400 M. beſaß, hatte der Veräußerer 
im Jahre 1908 für 19500 M. erworben. Es iſt nach An⸗ 
gabe des Steuerpflichtigen vermietet. Die beiden jetzt ver⸗ 
äußerten Grundſtücke im Werte von 3500 M. ſind vom Be⸗ 
ſchwerdeführer am 20. Oktober 1905 für 1250 M. erworben 
worden und waren bis zum Zeitpunkt der Veräußerung ver⸗ 
pachtet. 

Bei dieſer Sachlage muß angenommen werden, daß der 
Veräußerer mit dem Erwerb der Grundſtücke einen gleichen 
wirtſchaftlichen Zweck verfolgt hat, nämlich den, die Grundſtücke 

bei ſich bietender Gelegenheit günſtig weiter zu verkaufen und 

ſich dadurch eine weitere Einnahmequelle neben den Einkünften 
aus ſeinem Gewerbe zu verſchaffen. Hiernach haben die Grund⸗ 
ſtücke einem einheitlichen wirtſchaftlichen Zwecke gedient, und es 
iſt für ſie damit der Begriff der wirtſchaftlichen Einheit gegeben.“ 

Die Reviſion rügt unrichtige Anwendung des § 1 Abſ. 2 3StG. 
durch Verkennung der Begriffe „Geſamtgrundſtück“ bezw. „wirtſchaft⸗ 
liche Einheit“. 

Dem Rechtsmittel wurde ſtattgegeben: 

Die Oberzolldirektion geht zwar zutreffend davon aus, daß 
mehrere Grundſtücke desſelben Eigentümers als wirtſchaftliche Einheit 
und demgemäß als Geſamtgrundſtück im Sinne des § 1 Abi. 2 
StG. (vgl. Amtl. Mitteil. 1911 S. 97, 138, 252/58; ferner 
Urteil des OVG. vom 14. Januar 1914 — C 54/13 —) dann an⸗ 
zuſehen ſind, wenn ſie einheitlich, d. h. zu einem einheitlichen wirt⸗ 
ſchaftlichen Zwecke verwertet werden (vgl. Amtl. Mitteil. 1913 
S. 134 Nr. 2 und das zitierte Urteil des Oberverwaltungsgerichts). 
Sie verkennt aber, wie der Reviſion zuzugeben iſt, den Tatbeſtand der 
einheitlichen Verwertung, wenn ſie ihn ſchon dadurch als erfüllt 
anſieht, daß der Veräußerer mit dem Erwerbe einen gleichen wirt⸗ 
ſchaftlichen Zweck, „nämlich den verfolgt hat, die Grundſtücke bei ſich 
bietender Gelegenheit günſtig weiterzuäußern und ſich dadurch eine 
weitere Einnahmequelle neben den Einkünften aus feinem Gewerbe 
zu verſchaffen“. Da die Oberzolldirektion im Eingang ihrer Ent⸗ 
ſcheidung ausdrücklich feſtſtellt, daß bei dem Beſchwerdeführer die per⸗ 
fönlichen Vorausſetzungen der Steuerfreiheit nach $ 1 Abſ. 2 Satz 3 
3StG. gegeben ſeien, zu dieſen Vorausſetzungen aber nach der früheren 
— hier noch maßgebenden — Faſſung der Vorſchrift gehörte, daß 


© 


der Veräußerer den Grundſtückshandel nicht gewerbsmäßig be- 
treibt, ſo kann ſie mit der Ausführung, daß der Beſchwerdeführer ſich 
durch den Ankauf und die Weiterveräußerung der Grundſtücke eine 
weitere „Einnahmequelle“ habe verſchaffen wollen, nicht haben feſt⸗ 
ſtellen wollen, daß der Beſchwerdeführer den Ankauf und die Wieder⸗ 
veräußerung von Grundſtücken als beſonderen Erwerbszweig betreibt, 
wenn anders nicht ihre Entſcheidung ſchon wegen des unvereinbaren 
Widerſpruchs, in dem ſich dieſe Feſtſtellung mit jener befinden würde, 
der Aufhebung verfallen ſein ſollte. Alsdann hat ſie aber verkannt, 
daß es für die Feſtſtellung, daß mehrere Grundſtücke zu einem ein⸗ 
heitlichen Zwecke verwertet werden, weder genügt, daß ſie für 
einen gleichen Zweck, d. h. gleichartig verwendet werden, noch aus⸗ 
reicht, daß ihre Verwertung ſchlechthin der Einkommenderzielung dient, 
daß vielmehr, wie vom Oberverwaltungsgericht in Uebereinſtimmung 
mit der amtlichen Auslegung (vgl. Amtl. Mitteil. 1913 S. 143, 
Nr. 6) und der Rechtſprechung (vgl. unter anderem PrOVG. in Amtl. 
Mitteil. 1912 S. 151 und 1913 S. 69) ſchon in dem Urteile vom 
14. Januar 1914 — C 54/13 — ausgeſprochen worden iſt, das ob⸗ 
jektive Merkmal der einheitlichen Zweckbeſtimmung mehrerer Grund⸗ 
ſtuͤcke nur in ihrer gemeinſamen Verwendung für einen der im Er⸗ 
werbsleben üblichen Gewerbezweige gefunden werden kann, d. h. in 
ihrer Zugehörigkeit zu einem geſchloſſenen wirtſchaftlichen Unternehmen. 
Dieſes Tatbeſtandsmerkmal würde aber eben hier gerade unter der 
von der Oberzolldirektion angenommenen Vorausſetzung, daß der 
Kläger die Grundſtücke von vornherein in ſpekulativer Abſicht er⸗ 
worben habe, nur dann gegeben ſein, wenn der Kläger den Grund⸗ 
ſtückshandel gewerbsmäßig betriebe. Das iſt jedoch nach den 
eigenen Feſtſtellungen der Oberzolldirektion nicht der Fall. 
Urteil vom 8. April 1914, C 202/13. 


9. Die für die Verpflegung von Gefangenen vom 
Staate gewährte Vergütung gehört zu den nicht 
ſteuerpflichtigen Entſchädigungen für übernom- 
menen Aufwand im Dienſte. 

Der Reviſionskläger iſt durch die Entſcheidung der Berufungs⸗ 
kommiſſion neben ſeinem Dienſteinkommen von 1900 M. auf 400 M. 
aus gewinnbringender Beſchäftigung eingeſchätzt worden. Dieſer Ge⸗ 
winn ſoll aus der ihm als Gefangenenmeiſter obliegenden Verpflegung 
der Gefangenen und der ihm übertragenen Reinigung der Handtücher 
für die Geſchäftsräume erzielt werden. 
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Die Reviſion bemängelt die Veranlagung dieſer 400 M. mit 
dem Bemerken, daß ſie jeder Begründung entbehre. Hiermit iſt nicht 
nur die Höhe der Schätzung gerügt, ſondern die Berechtigung der 
Heranziehung dieſer angeblichen Einnahmequelle überhaupt angefochten. 
ſonach eine Geſetzes verletzung im Sinne des Art. 16 des Staats⸗ 
vertrages behauptet. 

Dieſe Rüge iſt aber begründet. 

Die Verpflegung der Gefangenen, ſowie das Reinigen der Hand⸗ 
tücher für die Geſchäftsräume gehört zu den Dienſtobliegenheiten der 
hiermit betrauten Beamten, vorliegendenfalls des Reviſionsklägers. 
Die ihm hierfür vom Staate gewährte beſtimmte Vergütung ſoll ſo 
bemeſſen ſein, daß ſie dem Umfange ſeiner Aufwendungen entſpricht. 
Die gewährte Vergütung hat deshalb den Charakter von Dienſt⸗ 
bezügen im Sinne des § 29 Ziff. 2 EStG., die bei der Anmeldung 
von Dienſteinkommen nicht mit in Anſatz zu bringen find und ded« 
halb auch nicht der Beſteuerung unterliegen. Dies erſtreckt ſich natur⸗ 
gemäß auch auf etwaige Erſparniſſe, die bei derartigen Dienſtbezügen 
der Beamte vielleicht — z. B. durch günſtige Geſchäftsabſchlüſſe — 
macht, wenn auch die Bemeſſung der hier in Frage ſtehenden Dienſt⸗ 
bezüge fo erfolgt, daß fie auch tatſächlich aufgewendet werden und 
nicht zum Schaden der zu Verpflegenden dem Empfänger zur un⸗ 
billigen Gewinnerzielung dienen ſollen. 

Urteil vom 29. April 1914, C 193/13. 
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Auf dem Felde der Ehre find von khüringiſchen Juriſten 
gefallen 


1. aus dem Großherzogtum Sachſen: 


Rechtsanwalt Paul Kormann, Gera, am 3./12. 12 (RPr. 19./12. 03 
— GaApr. 24./4. 09 — NA. b. LG. Eiſenach ./ 1. 10, — b. LG. 
Gera 12./4. 10). | 

Referendar Kurt Thielicke, Rittergut Markersdorf (RPr. 26./2. 10). 

Oberamtsrichter P. Schmidt, Stadtlengsfeld (RPr. 14./12. 94 — 
G Apr. 1./7. 98). | | 


2. aus dem Herzogtum Altenburg: 


Gerichtsaſſeſſor Werner Schmid⸗Burgk aus Jena am 12./12. 14 (RPr. 
26./1. 07 — GNNotpr. 9./8. 14). 


3. aus dem Herzogtum Meiningen: 
Gerichtsaſſeſſor Werner Ullrich, Obermaßfeld, am 2./ 1. 15 (RPr. 30./11. 07 
— GApr. 5/12. 18). 
Referendar Walter Heubach aus Köppelsdorf (RNotPr. 3./ 8. 14). 
Amtsanwalt Guſtav Gehring aus Hildburghauſen, Hauptmann der Land⸗ 
wehr 8./1. 15. 
Rechtsanwalt Dr. Heß, Sonneberg (RPr. 30/10. 08 — GAPr. 16./1. 04). 
Gerichtsaſſeſſor Rudolf Hermann in Meiningen (RPr. 20./10. 06 — 
EABL. 29./11. 12). | 


4. aus dem Herzogtum Coburg⸗Gotha: 


Referendar Dr. Otto E. Vollrath, Gotha, am 19./11. 1914 (RPr. 
26.6. 1909). | 


5. aus dem Fürſtentum R. j. L.: 
Referendar Kurt Schöler aus Schleiz (RNotPr. 4./8. 1914). 


(Abgeſchloſſen am 15. März 1915.) 


Bücherbeſprechungen. 


1. Coenders, Dr. Albert, Richtlinien aus den Lehren Feuer⸗ 
bachs für die moderne Strafrechtsreform. Oeffentliche Antritts⸗ 
vorleſung, gehalten in der Aula der Rheiniſchen Friedrich⸗Wilhelms⸗Univerſität 
am 14. Januar 1914. Recht und Staat in Geſchichte und Gegenwart 
(Heft 7). Tübingen (Mohr) 1914. 56 S. broſch. 1,50 M. 

Man hat P. J. A. Feuerbach (geb. 1775, geſt. 1838) mit Recht den Neu⸗ 
begründer der deutſchen Strafrechtswiſſenſchaft und Bahnbrecher der deutſchen Straf- 
1 genannt. Die Studie von Coenders wird ſchon aus dieſem Grunde 
Intereſſe finden. Er knüpft an die Bedeutung der Lehre vom pfychiſchen Zwange, 
deren konſequenteſter Vertreter Feuerbach war, für das Strafrecht der Gegenwart 
an, erörtert die Gebrechen der Vergeltungslehre in ihren beiden Erſcheinungsformen, 
die Unzulänglichkeit der Beſſerungslehre ſowie die notwendige Zurückhaltung beider 
Lehren gegenüber der Geſetzgebung und der Rechtſprechnng. Nach einer kurzen 
Stellungnahme zum Begriff der Gerechtigkeit im Strafrecht behandelt er den ſeeliſchen 
Zwang in ſeiner halb⸗ und unterbewußten Wirkſamkeit und die unbewußte Fahr⸗ 
läſſigkeit. Die Forderungen, die er aus der Theorie vom pſfychiſchen Zwange für 
den Strafvollzug herleitet, dürften nicht unwiderſprochen bleiben. Die Betrachtungen 
über ſonſtige für die Strafrechtsreform beſonders bedeutſame Lehren Feuerbachs 
(Trennung von Rechtspflege und Verwaltung, die Autorität des Geſetzes gegenüber 
dem Richter, das „Freirecht“) find ſehr beachtlich. Für Wiſſenſchaft und Geſetzgebungs⸗ 
politit bietet ſich innerhalb der vom Verfaſſer mit feinem Verſtändnis bezeichneten 
Richtlinien ein reiches Arbeitsfeld. | 


: 2. v. Liſzt, Dr. Franz, ord. Profeſſor der Rechte in Berlin, Lehr⸗ 
buch des Deutſchen Strafrechts. 20. völlig durchgearbeitete Auflage 
(35. bis 36. Tauſend). Berlin (Guttentag) 1914. XXVII u. 714 S. 
„ Die Geſchichte dieſes Buches iſt ein Teil der Entwicklungsgeſchichte der „ſozio⸗ 
logiſchen Richtung“. Im Jahre 1889 erſchien die erſte Auflage. Seitdem nahm 
es, von Auflage zu Auflage bis auf den neueſten Stand der Wiſſenſchaft verarbeitet, 
ſeinen Siegeslauf durch die ganze Welt. Die Bedeutung des Werkes und ſeines 
Verfaſſers liegt nicht nur in dem faſt beiſpielloſen literariſchen Erfolg, ſondern vor 
allem in dem wachſenden Einfluß ſeiner kriminalpolitiſchen Lehren auf die Geſetz⸗ 
gebung (3. B. Norwegen und England). Am deutlichſten zeigt ſich die praktische 
Wirkung der modernen Richtung am „Vorentwurf“ eines Deutſchen StGB. Seit 
dem Erſcheinen der letzten Auflage (1911) iſt aus dem „Vorentwurf“ inzwiſchen der 
zKommiſſionsentwurf“ geworden. Liſzt bemerkt im Vorwort hierzu: „Für ein 
Lehrbuch des Deutſchen Strafrechts bietet dieſer Stand der Dinge manche Schwierig⸗ 
keit. Es muß das geltende Recht darſtellen und doch über dieſes hinaus in die Zu⸗ 
kunft weiſen. Ich habe mich bemüht, diefer Schwierigkeit Herr zu werden 
Für den allgemeinen Teil habe ich die Mitteilungen verwertet, die über die Kom⸗ 
miſſionsbeſchlüſſe veröffentlicht worden find. Für den beſonderen Teil mußte ich 
darauf verzichten. Solange der Wortlaut der Beſchlüſſe nicht im Zuſammenhange 
vorliegt, iſt eine klare Ueberſicht, wie ein Lehrbuch fie braucht, nicht möglich. Dafür 
iſt hier der Gegenentwurf zu ſeinem Rechte gekommen.“ Mit dieſen Sätzen iſt der 

Unterſchied der jüngſten Bearbeitung 1 8 den früheren Auflagen kurz charakteri- 
ſiert. Im übrigen iſt, obwohl die beſſernde Hand des Autors an jedem Abſchnitt 
tätig war, die Geſamtgliederung des Werks nicht verändert. Dem glänzenden Auf⸗ 
bau des Liſztſchen Syſtems wird auch der Gegner feine aufrichtige Bewunderung 
nicht verſagen können. Ob das Buch trotz ſeines Rieſenerfolges und r ob- 
beſtreitbarer didaktiſcher Vorzüge als „Lehrbuch“ den Anforderungen moderner Päda⸗ 
gogik vollkommen entſpricht, iſt zweifelhaft. Liſzt ſcheint dies ſelbſt zu fühlen, wenn 
er ſagt: „Wohl ſchwebt auch mir das Bild eines Buches vor, das, zur Einführung 
des jungen Juriſten beſtimmt, von der konkreten Tat und ihrem Täter ausgehend, 
die Verfolgung und Ueberführung des Verbrechers darſtellen, und mit der Voll⸗ 
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ſtreckung der erkannten Strafe enden mußte. Aber ein ſolches Buch wäre etwas 
völlig anderes als ein Lehrbuch des Strafrechts, wie der Student und der Praktiker 
es brauchen. Es könnte dieſes ergänzen, niemals es erſetzen.“ Hierüber wollen 
wir nicht ſtreiten. Zahlreiche Praktiker werden in dieſem Punkte anderer Meinung ſein. 


3. Löwe, E., Die StPO. für das Deutſche Reich, nebſt 

dem GVG. und den das Strafverfahren betreffenden Be⸗ 

ſtimmungen der übrigen Reichsgeſetze. Kommentar von Dr. 

E. Löwe, weil. Senatspräſidenten des Reichsgerichts, fortgeſetzt von Dr. 

A. Hellweg, Reichsgerichtsrat }. 14. Aufl., bearbeitet von Geh. Inſtizrat 
Werner Roſenberg, Landgerichtsdirektor in Straßburg. Berlin (Guttentag) 
1914. 1201 S. Geb. 27,50 M. | 


Als Hellweg im Jahre 1906 die 12. Auflage zu Löwes Kommentar be⸗ 
ſorgte, wollte er — von grundſätzlichen Bedenken abgeſehen — „mit Rückſicht auf 
die in Vorbereitung begriffene Neuordnung des Strafprozeßrechts“ eine erheblichere 
Umgeſtaltung des Werkes nach Form und Inhalt vermeiden und mit der „poraus⸗ 
ſichtlich letzten“ Auflage des Buches feinen Charakter als Löweſches Werk nicht in 
Frage ſtellen. Inzwiſchen hatte die Vertagung der Strafprozeßreform nach dem 
Tode Hellwegs eine neue Auflage nötig gemacht. Roſenberg übernahm die ſchwie⸗ 
rige Aufgabe, das große Werk ſeiner Vorgänger in pietätvoller Weiſe fortzuführen. 
Von Aenderungen in der Anordnung und Einteilung des Stoffes ſah er ab, be⸗ 
ſchränkte ſich aber nicht darauf, nur die neuere Literatur und Rechtſprechung an⸗ 
zuführen, ſondern nahm in zahlreichen Fällen eine längſt notwendig gewordene Um⸗ 
arbeitung des Textes vor. Der Verfaſſer erzielte mit ſeiner neuen Bearbeitung 
einen ſtarken Erfolg. Die letzte Auflage wurde ſo ſchnell abgeſetzt, daß ſchon vor 
Ablauf eines Jahres das Bedürfnis nach der jetzt vorliegenden 14. Auflage hervor⸗ 
trat. Der Geſamtcharakter des Buches entſpricht auch in ſeiner neueſten Geſtalt 
der urſprünglichen Anlage des Werkes. Die Umarbeitung des Textes im einzelnen 
iſt fortgeſetzt. Die neueingefügten Abſchnitte über die äußerſt beſtrittene Materie 
der Prozeßvorausſetzungen (S. 319 ff., Note 15— 24) und über Auslieferungsverträge 
(S. 1039 ff.) werden neben einigen Ergänzungen, die hinzugekommen ſind (3. B. das 
Geſetz betr. die Entſchädigung der Schöffen und Geſchworenen vom 29. Juli 1913; 
Auszug aus dem preußiſchen Geſetz über den Belagerungszuſtand vom 4. Juli 1851; 
das bayeriſche Geſetz über den Kriegszuſtand vom 5. November 1912), manchem 
willkommen ſein. Der dankenswerte Verſuch, die Literatur über Spezialfragen am 
Eingang der betreffenden Abſchnitte und Paragraphen anzuführen, iſt leider nicht 
überall einheitlich durchgeführt. Die Hervorhebung des weſentlichen Inhalts der 
Anmerkungen durch fettgedruckte Stichworte erleichtert die ſchnelle Ueberſicht bei 
Benutzung des unentbehrlichen Kommentars. Mögen ihm die zahlreichen alten 
Freunde die Treue halten und viele neue ihm gewonnen werden. | 


4. Ringel, Marta, Polizei⸗Aſſiſtentin an der Polizei⸗Direktion Dresden. 
Die Polizeiaſſiſtentin, Schilderungen aus dem Beruf. Mit 
einem Geleitwort von Miniſterialdirektor Geh. Rat Dr. Rumpelt. Leipzig 
(Felix Meiner) 1914. broſch. 2 M. a 


| Das Buch behandelt „die Stellung der Polizeiaſſiſtentin und die Entwicklung 
ihres Berufs in Deutſchland bzw. in Sachſen“, ihre Arbeit, Reglementierung der 
Proſtitution und „Schützlinge und Pfleglinge der Polizeiaſſiſtentin“. Dr. Rumpelt 
ſchließt fein freundliches Geleitwort mit der Bemerkung: „Polizei- und Fürſorge⸗ 
behörden, Vereine und Privatleute, die ſich dem Rettungsdienſte der Menſchenliebe 
widmen, werden in dem Büchlein wertvolle Fingerzeige finden“. Dieſem Urteil 
können wir nur teilweiſe zuſtimmen. Die Schrift kann weder als eine objektive 
noch eine erſchöpfende Behandlung des Themas angeſprochen werden. Die Arbeit 
gipfelt in einem warmherzigen Lobgeſang auf die Werke chriſtlicher Nächſtenliebe. 
Mit 11115 allein ſind aber, wie ein flüchtiger Blick in die umfangreiche Literatur 
der Hilfswiſſenſchaften des Strafrechts zeigt, die mannigfaltigen Probleme des 
modernen Fürſorgeweſens nicht zu löſen. i 
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5. Strafgeſetzbuch für das Deutſche Reich. Textausgabe mit 
Anmerkung. Begründet von Dr. J. von Staudinger 7, Geh. Rat und» 
Senatspräſident in München, neubearbeitet von Hermann Schmitt, Miniſterial⸗ 
rat im Staatsminiſterium der Juſtiz in München. 11. Aufl. München, 
C. H. Beckſche Verlagsbuchhandlung (Oskar Beck) 1914. Geb. 1,35 M. 

Dieſe billige Taſchenausgabe gehört längſt zum erprobten Handwerkszeug des 
Kriminaliſten. Die neue Auflage wurde dem neueſten Staude der Geſetzgebung, 
Rechtſprechung und Wiſſenſchaft entſprechend ergänzt und berichtigt. Die Novelle 
vom 19. Juni 1912 und das Spionagegeſetz vom 3. Juni 1914 find berückſichtigt. 


6. Sintenis, Dr. Guſtav, Syndikus, Die finanz⸗ und wirt⸗ 
ſchaftspolitiſchen Kriegsgeſetze 1914. Mannheim (J. Bensheimer) 
1914. Geb. 2 M. 5 | 


Unter den kleineren Arbeiten in der umfangreichen Literatur zu den wirtſchafts⸗ 
politiſchen Kriegsgeſetzen 15 die vorliegende Sammlung mit einer vorzüglichen Ein⸗ 
leitung (S. 7— 35), mit ſehr gründlichen und trotzdem ſehr knappen Anmerkungen 
und mit einem ausführlichen Sachregiſter vielleicht die beſte. . 

Rechtsanwalt Dr. W. Seyfart, Greiz. 


7. Landsberg, Ernſt, Der Geiſt der Geſetzgebung in Deutſch⸗ 
land und Preußen 1888 — 1913. Feſtrede, gehalten im Auftrage 
der Rheiniſchen Friedrich⸗Wilhelm⸗Univerſität bei der Jubiläumsfeier S. M. des 
Kaiſers und Königs Wilhelm II am 16. Juni 1913. Bonn (F. Cohen) 
1913. 23 S. 0,90 M. 


Führende Geiſter waren nacheinander einſt Friedrich d. Gr., J. A. F. Eich⸗ 
horn, Heinrich Simon d. A., Hegel, Puchta, Windſcheid, Ihering; das romaniſtiſch⸗ 
pandektiſtiſche Kunſtwerk des erſten Entwurfs zum BGB. wurde mittels national⸗ 
germnniftiicer, fozial- utilitariſtiſcher Elemente neugeſtaltet. Seit 1900 weiß die 

eſetzgebung nichts mehr von logiſcher Bindung oder Unmöglichkeit; fie ſucht um 

jeden Preis Entfaltung von Handel und Induſtrie, ſowie die gemeinnützige Tätigkeit 

privater und öffentlicher Verbände zu fördern; ſte beſtätigt eifrig international Ver⸗ 

einbartes und ſucht allen Verhältniſſen, welche durch neue Erfindungen, durch 

wirtſchaftliche, techniſche, ſoziale, politiſche Veränderungen neu ſich bilden, ſchleunig, 

Men dichte zu ſchleunig, vernunftgemäße Ordnungen zu geben in Milde und 
ichkeit. 

So der pragmatiſche Teil der Feſtrede (S. 6— 21). 


8. Granichſtädten⸗Czerva, Dr. jur. Rud., Was jeder Fremde 
vom öſterreichiſchen Recht wiſſen muß. Brixen a. E. (Tyrolia) 
1913. 38 S. 0,80 M. 


Jedem in Oeſterreich reiſenden Reichsdeutſchen zu empfehlen. 


9. Claß, Dr. Paul, Die Rechtsverhältniſſe der freien 
farbigen Arbeiter in den deutſchen Schutzgebieten Afrikas 
und der Südſee. Hamburg (L. Friederichſen & Co.) 1913. 100 S. 
2 M. 

Ein Schüler des Heidelberger Staatsrechtslehrers Richard Thoma behandelt 
in dieſer ſeiner Doktorſchrift nach einer orientierenden Einleitung in gründlicher, 
Harer und e Weiſe ſyſtematiſch, geſchichtlich und kritiſch: I. Die Be⸗ 
ſchränkungen der Anwerbung zwecks Ausfuhr einheimiſcher farbiger Arbeiter und 
die Beſchränkungen der Auswanderung Eingeborener. II. Die Anwerbung ein⸗ 
heimiſcher Arbeiter zwecks Verwendung im Schutzgebiet ſelbſt, insbeſondere Be⸗ 
rechtigung zum Anwerben und Beförderungsvertrag und den Arbeitsvertrag, ins⸗ 
beſondere Begriff, Abſchluß, Dauer, Arbeitszeit, Sonntagsruhe, Ende, Lohnzahlung, 


Arbeiterfürſorge, Vertragsbruch, Gerichtszuſtändigkeit, Arbeitszwang und Zwangs⸗ 
arbeit. III. Die Einfuhr fremder farbiger Arbeiter, insbeſondere Verhältniſſe vor 
der Ankunft, Arbeitsvertrag, beſondere Verhältniſſe der chineſiſchen Arbeiter auf 
Samoa, ſowie Würdigung ſolcher Einführung. 


10. Schriften der Geſellſchaft für ſoziale Reform. Heft 42/43 und 44. 
Rechtsfragen des Arbeitstarifverttrages: 1) Haftung und 
Abdingbarkeit. Auf Grund einer Umfrage des Arbeitsrechts⸗Ausſchuſſes 
der Geſellſchaft für Soziale Reform, bearbeitet von Dr. Waldemar Zimmer⸗ 
mann, Berlin. Jena (Fiſcher) 1914. 150 S. 1,20 M. | 


Volkswirte, Arbeiter und Arbeitgeber find hinſichtlich des Gegenſtandes dieſer 
Schrift nur darin einig, daß der heutige bezügliche Rechtszuſtand nicht befriedigend 
iſt. Sie = aber der verſchiedenſten Meinung darüber, welches dieſer Rechtszuſtand 
iſt, insbeſondere ob der von einem Verbande für ſeine Mitglieder abgeiihtefiene 
Arbeitstarifvertrag abdingbar iſt, ob er nur den Verband oder nur die Mitglieder 
oder den Verband und die Mitglieder verpflichtet, wer von den Verpflichteten für 
den Vertragsbruch eines von ihnen zum Erſatz des Schadens haftet, auf welchen 
Schaden und wie weit ſolche Haftung ſich erſtreckt, und ſie ſind ferner der ver⸗ 
ſchiedenſten Meinung darüber, ob den Mängeln des jetzigen Rechtszuſtandes ohne 
Geſetz oder nur durch Geſetz abgeholfen werden kann und ob und in welchen Punkten 
ein etwaiges Geſetz ein zwingendes fein ſoll. 

Dieſe Dinge und dieſe Anſichten werden von Z. zuerſt auf Grund der eigenen 
Erfahrung und des bisherigen Schrifttums kurz, ſodann aber auf Grund des Er⸗ 
gebniſſes der im Titel bezeichneten Umfrage gründlichſt dargelegt und beſprochen. 


2. Brauchen wir ein Arbeitstarifgejet? Von Dr. Hugo 
Sinzheimer, Rechtsanw. am OLG. Fraukfurt a. M. Jena (FJiſcher) 1913, 
60 S. 0,40 M. 5 

S. bejaht die Frage und muß fie bejahen, da er es für notwendig erachtet, 
daß der Tarifvertrag eines Verbandes alle Mitglieder des Verbandes, und zwar 
auch noch nach etwaigem Austritt binde, daß der Tarifvertrag auf Tarifvertrags⸗ 
fremde erſtreckbar und unabdingbar ſei, daß bei Vertragsbruch eines Berufsvereins, 
deſſen Mitglieder nicht auch mit ihrem Sondervermögen haften, daß Tarifſtreitig⸗ 
keiten nicht im Wege des Zivilprozeſſes entſchieden werden und daß das heutige 
Berufsvereinsrecht zugunſten des Arbeitstarifweſens geändert werde. 


11. Pattai, Dr. Nobert, k. u. k. Geheimer Rat, Mitglied des k. k. 
Reichsgerichts, Der Kampf um die Rechtswiſſenſchaft und die 
Freirechtsbewegung. Wien (Manz) 1913. 60 S. 0,85 M. 

Dieſer zu Wien vor Juriſten und Nichtjuriſten gehaltene Vortrag ſchildert 
nach einigen Worten über die hohen Aufgaben der Rechtswiſſenſchaft mit allſeitiger 
Gerechtigkeit klar und ſchön die neuzeitige Bewegung in reichsdeutſcher und öſt⸗ 
reichiſcher Nechtswiſſenſchaft, beſonders die Freirechtsſchule, letzterer gegenüber in 
mittlerer Stellung. 


12. Schultze, Alfred, Stadtgemeinde und Kirche im Mittel⸗ 
alter. München und Leipzig (Duncker & Humblot) 1912. 42 S. 1 M. 

In dieſem Beitrag zur Feſtſchrift für Sohm ſtellt der bekannte Rechtslehrer 
insbeſondere dar, wie manche deutſche Stadtgemeinden im ſpäteren Mittelalter auf 
Kirchengut und auch auf Kirchenweſen Einfluß, ſelbſt Herrſchaft gewannen, beſonders 
liche Aufſiht. von Seelenmeſſen, Treuhänderſchaft für Legatengut und obrigkeit⸗ 
iche Aufficht. 


13. Niedner, Dr. Joh., Geh. J.⸗Rat, o. ö. Prof. u. OVGRat 
zu Jena, Recht und Kirche. Sonderabdruck aus der Feſtſchrift für Sohm. 
München & Leipzig (Duncker & Humblot) 1914. 45 S. 1 M. 


Nach Niedner iſt Recht Form ſozialen Willens, aus Gefühl entſprungen und 
mit Zweck; es iſt ferner Recht eine gebundene, Zwanges aber nur in geringem 
Maße bedürftige Erſcheinungsform menſchlicher Lebenstätigkeit und eine Kirche — 
wider Sohm und Tröltſch — ſelbſt nicht hinſichtlich der Lehre ohne Ordnungen 
zu beſtehen fähig, ſo daß zwiſchen den Begriffen Recht und Kirche kein Wider⸗ 
ſpruch vorhanden. Ä | = 

14. Dr. Em. Kaurimsky, Ueber das Ehe- und Familien⸗ 
recht der Mohamedaner Wien (Manz) 1914. 81 S. 1,30 M. 

K. gibt in einfacher klarer Sprache eine ſyſtematiſche Darſtellung des moha⸗ 
medaniſchen Ehe⸗ und Familienrechts (mit Ausnahme des Erbrechts), das dem 
unſerigen ſo ſehr fremd iſt. Die Schrift wird jedermann gern leſen, der für den 


Orient oder für Kulturgeſchichte Intereſſe hat. eo 


15. Geh. JR. Dr. H. Veit Simon, Rechtsanwalt am Kammer⸗ 
gericht und Notar, Kritiſche Erörterungen aus dem Gebiete 
des Handelsregiſters und der rechtlichen Organiſation der 
Aktiengeſellſchaft. Berlin (Guttentag) 1914. 23 S. 1 M. | 

Sc. will feine Zeichnung von Unterfchriften zur Aufbewahrung beim Handels- 
regiſter und keine Eintragung beim Regiſtergericht der Zweigniederlaſſung; er will 
ein Zentralregiſter für Aktiengeſellſchaften u. dgl., ſowie weſentliche Aenderungen 
betreffs der Stellung der Vorſteher von Zweigniederlaſſungen und der ſtellver⸗ 
tretenden Vorſtandsmitglieder. De | 


16. Ferd. Schroeder, Geh. IR. u. Landgerichts⸗Direktor, Die 
Haftpflicht im Luftflug und der Vorſchlag zu einem Luft⸗ 
grundgeſetz für das Deutſche Reich, als Fortſetzung der Schrift 
„Der Luftkrieg, Geſchichte und Recht“. Berlin (Vahlen) 1913. 39 S. 1 M. 

Schr. gibt eine Ueberſicht über alle Weiſen deutſcher Haftpflicht, ſpricht ſich 
aus für unbedingte Haftpflicht aller Arten Luftfahrer mit der Einrede eigenen Ver⸗ 
ſchuldens des Beſchädigten und gibt ſodann den angekündigten Entwurf. 


17. Dr. jur. H. Hoeniger, Privatdozent in Freiburg i. B., Die 
Diskontierung von Buchforderungen, ihre Rechtsnatur und 
ihre Rechtswirkungen. Leipzig (Bensheimer) 1912. 75 S. 2 M. 

H. erklärt dieſe Diskontierung für Zeſſion ohne Verpfändung und verwirft 
ſie gleich der Sicherungsübereignung, beides mit tüchtigen Gründen. 


18. Prof. Max Rümelin, Kanzler der Univerſität Tübingen, Die 
Geiſteskranken im Rechtsverkehr. Tübingen (Mohr) 1912. 65 S. 2 M. 

M. R. will vor allem den Satz des BGB. gebeſſert wiſſen, nach welchem 
jedes Geſchäft eines Geiſteskranken — auch des verborgenen — nichtig iſt, erachtet 
aber im übrigen das heutige deutſche bezügliche Recht für zur Not erträglich; er 
beſpricht dabei kurz ſo ziemlich alles, was in der Beziehung letzthin von den Schrift⸗ 
ſtellern erwogen ward. es 
19. Dr. S. Neumann, Amtsgerichtsrat, und Dr. H. Schaffer, 
Rechtsanwalt, Rechtsgrundſätze aus dem Gebiete der Zwangs- 
vollſtreckung in das bewegliche Vermögen, in ſyſtematiſcher 
Ordnung herausgegeben. Breslau (Korn) 1913. 137 S. 2,50 M. 

Dieſe fleißig geſammelten Rechtsgrundſätze Breslauer Gerichte werden vielleicht 
auch manchem Praktiker außerhalb Breslaus gute Dienſte zu tun vermögen. 


20. Dr. R. Pattai, k. u. k. Geh.⸗Rat, Mitglied des k. k. Reichs⸗ 
gerichts u. d. ſtändigen Deputation des Deutſchen Juriſtentages, Das Erb- 


baurecht; eine rechtsvergleichende Unterſuchung. Wien (Manz) 
1914. 33 S. 0,70 M. | | 
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Verglichen werden miteinander von P. das öſterreichiſche Erbbau⸗Geſetz vom, 
26. April 1912 und der dem Bayeriſchen Landesverein für Wohnungsweſen vom 
Faber Pechmann vorgelegte Entwurf eines reichsdeutſchen Erbbau⸗Geſetzes, welche 
eide in einer Anlage der Schrift ſich abgedruckt finden. Intereſſant aber ſind nicht 
nur bezügliche gutachtliche Ausführungen, ſondern auch, was P. ihnen voranſchickt, 
nämlich eine Geſchichte der Erbbaurechts⸗Dogmatik, der Beweis deutſcher Herkunft des 
Erbbaurechts und eine Darlegung der Gründe, aus denen die öſterreichiſche Geſetz⸗ 
gebung es vermeiden mußte, das Erbbaurecht als geteiltes Eigentum hinzuſtellen. 


21. Eugen Moritz, Dr. der Staatswiſſenſchaften, Innere | Ko: 
loniſation und Familienfideifommiß; eine volkswirtſchaft⸗ 
liche und ſtaatsrechtliche Studie. Berlin (Siemenroth) 1913. 
31 S. 0,80 M. 3 i 

M., der übrigens bei den Familienfideikommiſſen lediglich an ſtandesherrliche 
und andere umfangreiche denkt, mißt der inneren Koloniſation wenig oder keine 
Förderung der Landwirtſchaft bei und will den Großgrundbeſitz völlig unbehelligt 
wiſſen, weil nur dieſer Muſterlandwirtſchaft und wünſchenswerte Art Forſtwirtſchaft 
zu betreiben vermöge, und weil er in allen deutſchen Landesverfaſſungen feſt ver⸗ 
ankert ſei und ein Rückgrat des Staates bilde. 


22. Dr. Juſtus Ernſt, Unſere Richter und die Recht⸗ 
ſprechung; eine wohlmeinende Kritik im allgemeinen Volks⸗ 
intereſſe. Leipzig (Gracklauer) 1915. 62 S. 1 M. 

Die Schrift mag immerhin als das gewollt ſein, wofür ſie ſich gibt; indem 
ſir aber alles Ueble vergrößert und verallgemeinert, iſt ſie zu einer Schmähſchrift 
N auf Richter und Rechtſprechung, auf Juſtizverwaltung, Studierende der 

echte und Rechtsanwaltſchaft. 


23. F. W. Foerſter, o. ö. Prof. der Pädagogik an der Univerſität 
Wien (jetzt München), Strafe und Erziehung. Vortrag, gehalten auf 
dem dritten deutſchen Jugenderziehungstag in Frankfurt a. M. München 
(Beck) 1913. 41 S. 1 M. 

F. will nicht Erziehung ſtatt Strafe, ſondern Erziehung nach Strafe; er 
ſieht in der Strafe eine der Erziehung notwendige Einleitung, weil fie den Ge⸗ 
danken der Sühne lebendig macht und in ihr die Autorität der Geſamtheit über 
ihren Widerſacher kommt; er will aber für die Jugendlichen nicht Gefängnis und 
iſt voll Lobes für die Jugendrichter. 


34. Dr. jur. Wilhelm Ackermann, Das öffentliche Recht 
der Handlungsgehilfen; die Beeinfluſſung des Handlungs⸗ 
gehilfen vertrages durch das öffentliche Recht. Hannover 
(Helwing) 1918. 142 S. 2 M. 

A. ſtellt zunächſt kurz dar den Handlungsgehilfen⸗Vertrag des HGB. und 
BGB. ſowie die geſetzlichen Erforderniſſe zur Ausübung der Handlungsgehilfen⸗ 
Tätigkeit und beſpricht ſodann die Arbeitsordnung der offenen Verkaufsſtelle, der 
Beſchränkung der Arbeitszeit, die Fürſorgepflicht des Geſchäftsherrn, die Verhütung 
von a desſelben, Koalitionsrecht, Vertretung und Pflichten der 
Handlungsgehilfen, das Kaufmannsgericht, die Reichsverſicherung und das Ver⸗ 
ficherungsrecht für Angeſtellte. Hinſichtlich der Geſetzgebungswünſche der Handlungs⸗ 
gehilfen ſcheint A. doch die berechtigten Intereſſen des Geſchäftsherrn etwas zu 
nenig zu e im übrigen muß ſeine Schrift für ein treffliches Buch er⸗ 

rt werden. | | 


25. Dr. Artur Nußbaum, Rechtsanwalt und Privatdozent an der 
Univerſität Berlin, Die Rechtstatſachenforſchung, ihre Bedeutung 
für Wiſſenſchaft und Unterricht. Tübingen (Mohr) 1914. 48 S. 
1,50 M. | 


N 
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N. ſieht für die Mängel in heutiger Rechtslehre und heutiger Rechtsanwendung, 
deren Größe und Menge er übrigens ſtark übertreibt, ein Heilmittel in „Rechts⸗ 
tatſachenforſchung“, d. h. in einem Stück der Rechtswiſſenſchaft, welche alle für die 
Anwendung einer Rechtsnorm möglicherweiſe in Betracht kommenden Tatfachen er- 
forſchen und ſolche Erforſchung, wie die Anwendung ihrer Ergebniſſe lehren ſoll. 
N. ſpricht nicht etwa von der Ausbildung des Vermögens, die Tatſachen des ein⸗ 
elnen Falles richtig zu erforſchen und Erhebliches von Unerheblichem zu unter- 
cheiden; obwohl er folgerichuige® Denken unter den Erforderniſſen für gute Recht⸗ 
ſprechung und Rechtsverwaltung voranſtellt. Eine Ausführung von N.s Gedanken 
würde ſomit wohl eher zu wenig brauchbarer Vielwiſſerei, als zu der vom Unter⸗ 
zeichneten, ebenſo wie von N. gewünſchten lebensfriſchen Rechtsanwendung führen. 
Uebrigens ſind die Ergebniſſe von N.s eigener Tatſachenforſchung keineswegs alle 
richtig. Denn er behauptet u. a., es bilde ſich jetzt faft gar kein Gewohnheitsrecht, 
Kommiſſionsverträge und Beſttzprozeſſe kämen kaum noch vor! 

Hannover. W. Ch. Francke. 


26. Thibaut und Savigny, Zum 1005 jährigen Gedächtnis des 
Kampfes um ein einheitliches bürgerliches Recht für Deutſchland. Die Original⸗ 
ſchriſten in urſprünglicher Faſſung mit Urteilen der Zeitgenoſſen, Nachträgen 
und einer Einleitung herausgegeben von Dr. Jacques Stern, Amtsrichter in 
Berlin. Berlin (Franz Vahlen). Geb. 3 M. 

Der 100⸗jährige Kalender hat doch auch im Geiſtesleben ſeine Bedeutung. 
Damals die Frage, ob wir Geſetze ſchaffen ſollten, jetzt die Umwälzung, wie wir fie 
abfaſſen ſollen, wie weit die ſtarre Regelung gehen ſoll, wie weit der Richter, der 
Verkehr Freiheit haben ſoll: der nie ausgekämpfte Kampf um Freiheit und Gebunden⸗ 
heit, um die Grenzen zwiſchen Geſetzgebung und Rechtsanwendung. Da iſts zum 
Ueberblick gut, auf die Grundlagen zurückzugehen. 


27. Staudingers Kommentar zum BGB. 7./8. Aufl. 1913. 
(Schlußlieferung.) 

Der bewährte Kommentar iſt wieder einmal fertig. Auf wie lange? Wir 
ſollten uns auch in der Kommentarabfaſſung beſinnen, wie wir weiter gehen wollen. 
Nicht ſo ſehr trockene Entſcheidungsſammlungen, geordnet nach abſtrakten Stich- 
wörtern, ſondern im Anſchluß an die Lebensvorgänge. Und von Zeit zu Zeit muß mal 
mit ſchärferem Schnitt bei Neuauflagen eingeſetzt werden. So manche Dinge werden 
doch durch die Entwicklung überholt und ſollten nicht weiter mitgeſchleppt werden. 


28. Seidlmayer, Das ſchwurgerichtliche Verfahren. 2. Aufl. broſch. 
6 M., kartonniert 6,50 M. 

Eine Sammlung der Entſcheidungen des Reichsgerichts, die ſich auf das 
ſchwurgerichtliche Verfahren beziehen. Ob wir uns nicht in unerſprießlicher Weiſe 
an die Worte des Reichsgerichts binden? Präjudizien find eine große Gefahr und 
daher auch Präjudizienſammlungen. Der Schwurgerichtsvorſitzende muß die Ent⸗ 
ſcheidungen kennen, aber muß ſie auch überwinden, in ihrem Geiſt weiterarbeiten. 


29. Chemnitius, Carl, Dr. jur., Gerichtsaſſeſſor, Der geringe 
Erlös beim Pfandverkauf, ſeine Urſache und die Mittel zur Abhilfe. München 
u. Leipzig (Duncker und Humblot). 1,50 M. 

Eine Aſſeſſorenprüfungsarbeit aus Jena, die die Spuren der neuen Methode 
zeigt. Erfaſſen der Lebensvorgänge, nicht Buchſtabendienſt, nicht Kommentarwälzen. 
Selbſtſehn und Beobachten. Der Verfaſſer hat Pfandkammern angeſehn, iſt bei 
Verſteigerungen dabei geweſen, hat Statiſtiken aufgeſtellt. Ungemein anregend. 
Handwerks⸗ und Handelskammern ſollten ſich um ſein Büchlein kümmern. An 
derartigen Beobachtungen liegt mehr, als daß man ſich um Konſtruktion der Rechts⸗ 
ſätze für die Zwangsvollſtreckung kümmert. | RD, 


Zu Bismarcks 100-jährigem Geburtstag. 


Zu der Umformung, die ſich in der Auffaſſung des Richtertums und der 
Aufgaben der Rechtſprechung in den letzten Jahren geltend macht, hat auch 
das Lebenswerk des großen Kanzlers beigetragen. Er hat nichts gewußt von 
logiſch⸗philologiſcher, oder von realiſtiſcher, zweckbetrachtender und zweckentſcheidender 
Methode bei der Rechtsgewinnung, aber ſeine ganze Staatsauffaſſung hat auch 
die Rechtsauffaſſung beeinflußt. Wir betonen überall, auch in der alltäglichen 
Rechtſprechung, wieder mehr das Willenmäßige im Recht, ſehen es in feinen 
zeitlichen Bedingtheiten, nicht mehr als etwas an und für ſich Beſtehendes, 
wir müſſen als Richter über Willensanſprüche entſcheiden, nicht bloß über 
logiſche, wiſſensmäßige Unterſtellung einer Tat unter einen Rechtsſatz. Wir 
halten nicht mehr die Löſung des Streits durch ein Urteil, das alles oder 
nichts gibt, für allein richtig, ſondern erkennen, wie auch Urteile auf 
Halbundhalb ſowie Vergleiche den Rechtszwecken entſprechen. 

Wie da die Perſönlichkeit Bismarcks bahnbrechend geweſen iſt, führte bei 
der Jahrhundertgeburtstagsfeier der Univerſität Jena am 10. Mai 1915 in 
ſeiner Feſtbetrachtung Prof. B. Delbrück in kurzen Grundzügen aus. Da 
dieſe beſonders zielweiſend und grundlegend für den Beruf des Richters ſind, 
müſſen ſie für alle Richter anziehend ſein, die nicht in einſeitigem Fachmenſchen⸗ 
tum das Heil ſehen. 


Herr Profeſſor Delbrück war deshalb ſo liebenswürdig, inſoweit ſeine 
Ausführungen zur Veröffentlichung in den Thür. Bl. zur Verfügung zu ſtellen: 

Der preußiſche Verfaſſungskonflikt in der erſten Hälfte der ſechziger 
Jahre iſt für unſer politiſches Leben von ähnlicher Wichtigkeit geweſen, 
wie der große dialektiſche Prozeß in der Paulskirche, und es lohnt ſich 
deshalb wohl, einen Augenblick bei ihm zu verweilen. In dem Ab⸗ 
geordnetenhauſe hatten die Juriſten die Führung und unter ihnen 
die Richter. Dieſe Männer ſtanden damals durchweg unter dem 
Drucke der Montesquieuſchen Lehre von der Teilung der Gewalten 
und hatten dabei die Ueberzeugung, daß der rechtliche Gedanke in dem 
richterlichen Urteil reiner und edler zum Ausdruck komme als in den 
Verwaltungsentſcheidungen. Dieſer Anſicht folgten ſie auch auf dem 
ſtaatsrechtlichen Gebiete. Sie waren unabläſſig beſtrebt, ein Miniſter⸗ 
verantwortlichkeitsgeſetz zuſtande zu bringen, kraft deſſen ein Richter⸗ 


kollegium zu entſcheiden haben würde, ob ein Miniſter die e 
Blätter für Rechtspflege LXII. N. F. XLII. 


gebrochen habe oder nicht. Bismarck dagegen vertrat den alten 
Verwaltungsſtandpunkt, daß zwar nach den Geſetzen regiert werden 
müſſe, daß aber jemand, dem es um das Wohl des Ganzen zu tun 
ſei, über juriſtiſche Zwirnsfäden nicht ſtolpern dürfe. Ueber dieſen Streit 
iſt jetzt eine Einigung erfolgt. Unſere Juriſten behaupten nicht mehr, 
daß es möglich ſei, ein Urteil über die unendliche Mannigfaltigkeit 
der gegebenen Fälle auf logiſchem Wege aus einem zum voraus ge⸗ 
prägten allgemeinen Satze abzuleiten, und die Verwaltung andererſeits 
iſt durchſetzt und erfüllt von rechtlichen Gedanken. Ein Verwaltungs⸗ 
gericht wird jetzt nicht geringer eingeſchätzt als ein Zivilſenat. Auch auf 
dem parlamentariſchen Gebiet iſt ein Ausgleich gefunden. In bezug 
auf das Geldbewilligungsrecht hat das Parlament ſeinen Willen voll⸗ 
ſtändig durchgeſetzt. Dagegen hat Bismarck den Gedanken in die 
Wirklichkeit eingeführt, daß das konſtitutionelle Leben ſich in Kompro⸗ 
miſſen bewege. Vielleicht läßt ſich an keinem anderen Begriffe der 
Wandel der Zeiten beſſer beobachten als an dieſem. Während der 
Konfliktszeit pflegten die Liberalen zu behaupten, Kompromiſſe machen 
bedeute nichts anderes als ſich kompromittieren. Und von ihrem 
Standpunkt aus mit Recht. Denn über logiſche Folgerungen aus 
einem gegebenen Satze läßt ſich kein Kompromiß ſchließen, wohl aber 
über Willens anſprüche, wie fie das politiſche Leben aufweiſt. Man 
darf mit Recht behaupten, daß Bismarck einer der ſtärkſten Förderer 
der voluntariſtiſchen Weltanſchauung geworden iſt, wie wir ſie jetzt 
überall, z. B. auch in unſerer Pſychologie, an der Herrſchaft ſehen. 


Welche Bedeutung Bismarcks Wirken für die Art und Weiſe der Rechts⸗ 
gewinnung gehabt hat, hat dankbar in klaſſiſch ſchöner Weiſe der Juriſt ge⸗ 
ſchildert, der uns als „Vorläufer“ und Bahnbrecher der neuen Zeit im Recht 
gilt. Aus Iherings Brief an Bismarck vom 15. September 1888, worin 
er ſeinen Dank ausſpricht für die Glückwünſche, die Bismarck ſeinem „verehrten 
Herrn Kollegen“ zu deſſen 70. Geburtstag ausſpricht, ſei wiedergegeben folgende 


Stelle: N 

Aber nicht bloß der Menſch, auch der Juriſt iſt ſich des hohen 
Einfluſſes bewußt geworden, den Ew. Durchlaucht auf ihn ausgeübt 
haben. In dem Kampf, den er ſeit Jahren gegen die zur Zeit noch 
herrſchende unfruchtbare Richtung innerhalb der Jurisprudenz führt, 
welche über dem Blendwerk logiſcher Konſequenz und ab⸗ 
ſtrakter Prinzipien des Blicks für die realen Dinge verluſtig 
gegangen iſt, hat ihn ſtets der Gedanke beſeelt und geſtählt, daß er 
innerhalb ſeiner beſchränkten Sphäre nur den Anregungen gefolgt iſt, 
die der große Meiſter der Realpolitik ihm gegeben hat. Er lebt der 
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Ueberzeugung, daß ſich das Vorbild Ew. Durchlaucht auch bei der 
jüngeren Generation fruchtbar erweiſen und daß in der Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft ein Umſchwung eintreten wird, den man dermaleinſt als den 
Uebergang von der formaliſtiſchen zur realiſtiſchen Methode 
bezeichnen wird. | 

(Iherings Briefe, Leipzig, Breitkopf u. Härtel 1913, S. 444.) 


Deutſche Nechtsgeſtaltung, Rechtspflege und Rechtskultur 
nach dem Kriege. 


Vorbereitende Leitſätze. 
Von Max Rumpf (z. Z. im Felde). 


1. 
Die neue Lage. 


a) Starke Anſätze zu einer Geſundung unſeres Rechtslebens ſchon 
kurz vor dem Kriege: 

c. Man beginnt einzuſehen, daß der Staat und das Recht nicht 
nur eine einzelne Kaſte, ſondern das ganze Volk angehen, daß 
„Bürger ſein“ heißt „mitverantwortlich ſein für ein gutes Walten 
des Rechts“ (Erſte Anfänge einer neuen Staatsge⸗ 
finnung). | 

8. Man beginnt einzufehen, daß die zu technifche Art und Hand⸗ 
habung unſeres Rechts ſeine Volkstümlichkeit und die gemein⸗ 
ſame Arbeit der Juriſten und andern Volksgenoſſen am Recht 
hindert (Einſpruch gegen die zu techniſche und gelehrte 
Rechtsform). 

J. Man beginnt einzuſehen, daß eine ganz lückenloſe und fehlerloſe 
Tatſachenfeſtſtellung und eine jedermann einleuchtende rechtliche 
Beurteilung der Tatſachen ſehr ſelten möglich iſt, daß daher alle 
Rechtspflege weithin — bei den Rechtspflegeorganen — Sache 
der Perſönlichkeit und — bei den Rechtsgenoſſen — Vertrauens- 
ſache iſt (Beſcheidung in die Grenzen menſchlicher 
Gerechtigkeitspflege). 

b) d. Der Krieg hat all dies Streben nach Einheit und 
Zuſammenfaſſung in unſerm Volke mächtig gefördert. Wir 
Deutſche wiſſen jetzt, daß wir zuſammengehören, daß wir eine 
einzigartige Kulturaufgabe in der Welt haben, daß wir dieſe 
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Aufgabe löſen werden, wenn wir dieſe Einheit des Volkstums 
bewahren und im Krieg und im Frieden überall einſetzen können. 

8. Der Krieg hat den eingeſchlafenen Rechtsgedanken und 
Rechtswillen in allen Volksgenoſſen geweckt. Wir kämpfen 
um unſer gutes Recht, um unſer ſtaatliches Daſein. Wir wiſſen, 
daß wir ſiegen werden, weil wir die Kraft zum Recht, zur 
Organiſation haben. In dem Wanken aller ethiſchen Beurteilung 
uuter den Nationen ſteht uns allein feſt die Ueberzeugung der 
kämpfenden Deutſchen von ihrem guten Recht. 


2. 
Was verlangt die neue Lage? 


Wir müſſen unſer Recht geſtalten und pflegen im 
Dienſte dauernder Erhaltung der innerlichen Einheit 
unſeres Volkes. 

3. 
Das bedeutet für den Strafprozeß: 

a) Wir begrüßen die beabſichtigte weitere Heranziehung 
der Laien zur Strafrechtspflege. Wir verlangen, daß alles 
getan wird, um eine erſprießliche und eindringliche Arbeitsgemeinſchaft 
zwiſchen Laien und rechtskundigen Richtern zu gewährleiſten. 

b) Das heutige Schwurgericht beruht auf einer Ueberſchätzung 
der Treffſicherheit des ungeleiteten Rechtsgefühls des Mannes aus dem 
Volke und zugleich auf einem heute unbegründeten Mißtrauen gegen 
das beamtete Richtertum. Das Schwurgericht iſt aufzubauen als ein 
großes Schöffengericht — wie die andern Gerichte — mit 
ehrlicher und vollſtändiger Arbeitsgemeinſchaft von Laien und Juriſten. 

c) Wir brauchen ein hochwertiges Laienrichtertum 
in Strafſachen (andere Aufſtellung der Urliſten; vielleicht iſt 
es richtig, die Fähigkeit zum Volksrichterdienſt abhängig zu machen 
vom Nachweis eines Bildungs⸗Minimums; Aenderung des Ablehnungs⸗ 
verfahrens). Dies hochwertige Volksrichtertum darf nicht auch zu Bagatell⸗ 
ſtrafſachen herangezogen werden (Ausbau der Zuſtändigkeit des Einzel⸗ 
ſtrafrichters, des Strafbefehls, Beſeitigung des Legalitätsprinzips). 
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Das bedeutet für den bürgerlichen Prozeß: 


a) Wir verlangen eine Beſeitigung der Kluft zwiſchen 
rdentlichen und Schiedsgerichten. Die ſtändigen Schieds⸗ 


er HUB: 


gerichte nehmen in Handel und Gewerbe ſtets zu. Sie drohen zu 
einer Verarmung der ordentlichen Rechtspflege zu führen. Vielfach im 
Verborgenen arbeitend (zumal in Kartellſachen) und vielfach die Berufs⸗ 
juriſten direkt ablehnend, unterbinden ſie die Fühlungnahme der Juriſten 
mit den wichtigſten und am ſtärkſten ſich wandelnden Gebieten unſeres 
Wirtſchaftslebens. Das Ziel muß hier ſein: ſchiedsrichterliche und 
ordentliche Rechtſprechung einander anzunähern, die ordentlichen Gerichte 
möglichſt teilhaben zu laſſen an dem Vorzuge beſonderer Sachkunde 
vieler (Branchen⸗) Schiedsgerichte, die Schiedsgerichte ſich möglichſt 
erfüllen zu laſſen von dem die ordentlichen Gerichte erfüllenden Geiſte 
völliger Unparteilichkeit. Die kommende Zivilprozeßordnung darf dieſe 
Frage nicht nebenbei und ohne hinreichende Rückſicht auf die Rechts⸗ 
hoheit des Staats, ſondern als ein Hauptproblem der Umgeſtaltung 
unſerer bürgerlichen Rechtspflege erkennen und behandeln. 

b) Wollen wir die innere Volkseinheit uns bewahren, ſo müſſen 
wir alles tun, uns den Rechtsfrieden zu erhalten. Auch ſpricht die 
Einſicht in die Unſicherheit aller, auch der beſten, ſtreitigen Rechts⸗ 
pflege (vgl. Leitſaz 1 a, 1) für eine friedlich⸗ſchiedliche Austragung 
keimender Rechtshändel, 

Die Einführung von Friedens-⸗(Laien⸗) Richtern, 
der Aus bau der Schlichtungsämter würden dem Rechtsfrieden 
dienen und würden zugleich weitere tüchtige Volkskräfte in den Dienſt 
des Rechts ſtellen und das Recht zu einer Volksſache machen helfen. 
Denn auch die Schlichtungsämter ſind nicht als rein ſtaatliche Stellen 
zu denken, ſondern müſſen ſich anlehnen an die Gemeinden und an 
berufliche und gewerbliche Vertretungen (Handelskammern, Handwerks⸗ 
kammern uſw.). 

Die Schlichtungsämter und die ſtändigen Schiedsgerichte werden 
ſich vielfach erfolgreich in Zuſammenhang bringen laſſen — ähnlich 
wie in Gewerbegerichten, zugleich ſtreitentſcheidend und einigend wirken. 


5. 
Ausbau und Vertiefung der ſtaatsbürgerlichen Erziehung. 


Das nationale Recht kann ſein und muß werden wieder eins 
der ſtärkſten Bänder, die das innerlich geeinte Volk umſchlingen. Ganz 
anders als die Religion, die bei uns ſich ſpiegelt in verſchiedenen 
Bekenntniſſen; und die vielen ganz verloren gegangen iſt, anders als 
die Philoſophie und Ethik in ihrer auseinanderſtrebenden Mannig⸗ 
faltigkeit kann das in ſeinem Grundgehalt vom Volke ſich zu eigen 
gemachte Recht eine Kraft ſein zu deutſcher Einheit. 
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Schon in den Volksſchulen oder in den fih auf ihnen aufs 
bauenden Fortbildungsſchulen iſt die Staatsgeſinnung und das Rechts⸗ 
verſtändnis planmäßig zu pflegen (entſprechend vertieft auch in den 
Lehrerſeminaren). Breiter und tiefer müſſen unſere Mittelſchulen in 
ihren höheren Klaſſen dieſelbe Aufgabe anfaſſen. Hier wird die ſtaats⸗ 
bürgerliche Erziehung mit dem Unterricht in der neueren deutſchen 
Geſchichte in innige Berührung zu bringen ſein. Der Unterricht in 
der alten oder mittleren Geſchichte müßte wohl oder übel ſtark be⸗ 
ſchnitten werden. Dafür müßte der Unterricht in der Geſchichte ſeit 
dem 30⸗jährigen Kriege noch mehr als bisher neben der politiſchen 
die kulturelle Entwickelung umfaſſen und müßte innerhalb der kultu⸗ 
rellen und politiſchen die — bald hemmende, bald fördernde — 
Entwickelung des Rechts würdigen. Im Anſchluß an einen ſolchen 
ſpäteſtens im vorletzten Jahre abzuſchließenden Geſchichtsunterricht 
müßte im letzten Jahre eine ſyſtematiſche Pflege des heutigen Staats⸗ 
und Rechtsweſens einſetzen. Man kann die heutigen deutſchen Staats⸗ 
und Rechtseinrichtungen ſehr wohl innerlich nahebringen, ohne auf 
das Altertum, auch auf das römiſche Recht, einzugehen, dagegen nicht, 
ohne — beſonders ſeit der Zeit der franzöſiſchen Revolution — die 
Rechtseinrichtungen ſtets in innigen Zuſammenhang zu bringen mit 
der gleichzeitigen allgemeinen geſchichtlichen Entwickelung. 

So ernſt aufgefaßt und — zumal in unſeren Mittelſchulen — 
ſo energiſch gefördert und organiſch aufgebaut, kann die ſtaatsbürger⸗ 
liche Erziehung zweierlei leiſten: allgemein, Bürger heranzuziehen von 
deutſcher Staatsgeſinnung und deutſcher Rechtlichkeit; im beſonderen, 
die Männer heranzubilden, die fpäter gern und mit vollem Veir⸗ 
ſtändnis, mit dem Bewußtſein, einer hohen Bürgerpflicht zu ge⸗ 
nügen, in Verwaltung und Juſtiz, in ſtreitiger und in friedlicher 
Rechtspflege dem Rufe nach einer ſtärkeren Heranziehung von Volks⸗ 
richtern Folge leiſten werden. | 


6. 


Das große nationale Intereſſe an einer Erfüllung des Volks mit 
Rechtsſinn und Rechtsverſtändnis fordert gebieteriſch eine ſchlichtere, 
durchſichtigere, viel weniger techniſche Geſtaltung und Handhabung 
unſerer Geſetze. Beſonders unſer bürgerliches Recht iſt, ohne Opfe⸗ 
rung irgendwelcher entgegenſtehender wertvoller Intereſſen, einer ſtarken 
Vereinfachung und Umgeſtaltung von innen heraus fähig und be⸗ 
dürftig. Die Vereinfachung der einzelnen Rechtsregeln hat dabei 
Hand in Hand zu gehen mit einer Umgeſtaltung des Syſtems. Wenn 
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das Hauptgeſetz für den bürgerlichen Verkehr einen „allgemeinen Teil“ 
haben ſoll, ſo muß dieſer, ſtatt ſehr unanſchaulicher Abſtraktionen 
(„ Willenserklärung“, „Rechtsgeſchäft“, vielleicht auch: „Anſpruch“), ein 
paar ganz ſchlichte, auch dem einfacheren Sinn offenbare Kernſprüche 
enthalten, die von der Geſinnung Zeugnis ablegen, von der unſer 
Recht den Verkehr der Bürger erfüllt ſehen möchte. 

Starke Vereinfachung empfiehlt ſich beiſpielshalber im Ge⸗ 
biete des Haftungsrechts. Der ganze feine, aber angeſichts der Wirk⸗ 
lichkeit ſich doch ſtets wieder verwiſchende Unterſchied zwiſchen rechts⸗ 
geſchäftlichem und deliktiſchem Schaden iſt ſowohl im Tatbeſtand wie 
in den Rechtsfolgen ganz überflüſſig (gerade für die Fragen der 
Verſchuldung, des urſächlichen Zuſammenhangs und der Schaden- 
begrenzung gilt beſonders das oben unter 1 47 Geſagte!) 

Eine völlige ſyſtematiſche Umgeſtaltung würde vielleicht die Laien⸗ 
verſtändlichkeit des Schuldrechts und des Sachenrechts und des zwiſchen 
ihnen beſtehenden Zuſammenhangs ſehr erleichtern können: Indem 
unſer BGB. die ſcharfe Scheidung zwiſchen dinglichen (abſoluten) und 
perſönlichen (relativen) Rechten bei der Aufteilung des (einheitlichen !) 
Verkehrsrechts in zwei getrennte Geſetzesbücher zugrunde legte, be⸗ 
achtete es zwar eine ſeit den Tagen des römiſchen Rechts der Rechts⸗ 
lehre tief eingeprägte Unterſcheidung, beachtete aber nicht, daß das 
Verkehrsrecht ſich in erſter Linie dem Verkehr ſelbſt und deſſen An⸗ 
ſchauungen und Zuſammenhängen anzupaſſen hat: für die Auffaſſung 
des Verkehrs aber gehören Kauf und Eigentum, Miete und Beſitz uſw. 
auf das innigſte zuſammen — ſo innig, daß der Laienverſtand nicht zu 
folgen vermag, wenn die Logik der Juriſten hier die natürlichſten Zu⸗ 
ſammenhänge zerſchneidet. 

In die Handhabung der Geſetze iſt beſonders durch die tat⸗ 
ſächliche Herrſchaft des Präjudizienweſens zuviel Künſtlichkeit und Ge⸗ 
lehrſamkeit getragen. Ob nicht trotzdem ſtarke Gründe im bürgerlichen 
Recht für eine Beibehaltung des bisherigen Syſtems ſprechen könnten, 
bleibt zu prüfen. Im Strafrecht jedoch ſpricht keinerlei Intereſſe für 
die Aufrechterhaltung des Präjudizienzwanges, vielmehr ſpricht gerade 
hier ein anderer Umſtand entſchieden dagegen: die von uns (oben 
unter 3) geforderte ſtärkere Heranziehung der Laien zur Strafrechts⸗ 
pflege in aufrichtiger und vollſtändiger Arbeitsgemeinſchaft mit den 
beamteten Richtern zwingt zu einer möglichſt ſchlichten Auslegung und 
Handhabung der Strafgeſetze. 
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Das Richteramt. 


Von Landrichter Raimund Eberhard, Schwerin i. M. 


Wie war es doch noch eigentlich in der Zeit vor dem Kriege? 
Es iſt ſchon ſo lange her, man kann es ſich kaum noch vorſtellen. 
Eine ganze Welt iſt wie verſunken; eine neue Welt erſtanden, eine 
neue Welt der Vorſtellungen, Gedanken, Gefühle. Alte Vorurteile 
ſind geſchwunden, alte Mißverſtändniſſe beſeitigt, alte Schlagworte, 
die vor dem Kriege wie Hagelgeſtöber uns um den Kopf ſchwirrten, 
haben ſich in ein Nichts aufgelöſt und ſind wie die Dünſte vor der 
Sonne verſchwunden. 


Solch ein Schlagwort aber war das von der Weltfremdheit der 
deutſchen Richter, und wenn je ein Schlagwort durch die brutale 
Wirklichkeit jetzt in der Kriegszeit widerlegt iſt, ſo iſt es dies Schlag⸗ 
wort. Stehen nicht ungezählte deutſche Richter draußen im Felde in 
Reih und Glied in allen möglichen Dienſtgraden, und ſtellen ſie nicht 
gleich den Männern aus anderen Berufsarten vollauf ihren Mann. 
Vom jüngften Referendar oder Aſſeſſor bis zum Oberlandesgerichtsrat 
und noch darüber hinaus ſind ſie draußen im Felde vertreten. Viele 
Hunderte haben ihr Leben fürs Vaterland dahingegeben oder liegen 
an Wunden danieder. Nicht minder viele ſind geſchmückt mit dem 
Eiſernen Kreuze, und alle alle beweiſen, daß ſie das Herz auf dem 
rechten Fleck haben und daß ſie mit offenen Augen in die Welt blicken. 

Weltfremd? Nein, nicht weltfremd. Denn: Die Rechts⸗ 
wiſſenſchaft iſt die Kenntnis der göttlichen und 
menſchlichen Dinge, die Wiſſenſchaft vom Rechten und 
vom Unrechten, wie dies einer der größten Juriſten aller Zeiten, 
der Römer Ulpian, bekannt hat. So bekennt denn auch heute ein 
erfahrener und weiſer Lehrer des Rechts, ein Mann. der eine Zierde 
für die deutſche Rechtswiſſenſchaft iſt, der Leipziger Profeſſor Rudolf 
Sohm in einer kurzen biographiſchen Skizze: „Die Rechtswiſſenſchaft 
weiß alles, und der Juriſt ſollte eigentlich auch alles wiſſen. Die 
Rechtswiſſenſchaft führt zugleich in das Land der Geſchichte, in die 
Welt der Kirche, in das Kontor des Kaufmanns, in die Tiefe des 
Bergwerks, in die weiten Gefilde der Volkswirtſchaft. Sie führt vor 
allem in das Herz des Volkslebens und zu den tiefſten Kräften, die 
dort mächtig find. ... Sie iſt unerſchöpflich an Kräften. Nur das 
Leben iſt viel zu kurz, um auch nur einen flüchtigen Rundgang durch 
all den Reichtum zu vollenden.“ 


Ja ein Juriſt ſollte eigentlich alles wiſſen, und in der Tat ges 
winnt ein in der Praxis ſtehender Juriſt Einblicke in ſchier alle Lebens⸗ 
verhältniſſe, ſchier alle Wiſſenſchaften. Da kann jeder deutſche Richter 
(und nicht minder jeder Rechtsanwalt) Prozeſſe anführen, die ihn in 
Gebiete hineinführen, die weit ab von ſeinem eigentlichen juriſtiſchen 
Spezialfach liegen. Dies gilt für alle Gebiete des Rechts. Die 
Jurisprudenz iſt wirklich die Wiſſenſchaft ſchier aller Dinge. Wenn 
ich auf meine langjährige richterliche Tätigkeit zurückblicke, was iſt da 
nicht alles ſchon vor mich gekommen! Fragen der Medizin, der 
Naturwiſſenſchaft, der Geſchichte, der Kunſt, der Volkswirtſchaft, des 
Handels, der Induſtrie, der Technik uſw. Was für Fabriken und 
ſonſtige maſchinelle Anlagen habe ich ſchon bei Augenſcheinsterminen 
beſichtigen müſſen, In wie viel verſchiedene Produktiondarten und 
Geſchäftsbetriebe hatte ich Gelegenheit, einzublicken. Wie viel Sach⸗ 
verſtändige habe ich ſchon die verſchiedenartigſten Dinge begutachten 
hören. Wie viel Bilder leiblicher oder geiſtiger Erkrankung haben 
ſich mir dargeſtellt, in wie viel moraliſche Verkommenheit mußte ich 
hineinblicken, wie viel Zuſammenhänge individual- und volkspſycho⸗ 
logiſcher Art ſind von mir aufgerollt, wie unzählig viele Kämpfe 
widerſtreitender ſozialer Intereſſen haben ſich vor mir abgeſpielt. Ein 
jeder erfahrene deutſche Richter wird dies und ähnliches durch uns 
zählige Beiſpiele belegen können. Und nun gar das Strafrecht. Was 
tritt uns Richtern da nicht alles entgegen. Wenn wir hier nicht über 
eine tiefe pſychologiſche Bildung verfügen, ſo können wir nimmer den 
Irrgängen in der Seele des Verbrechers folgen, und ein klares Bild 
von ſeiner Schuld oder Unſchuld, und der Größe feiner Schuld ge- 
winnen. Wir gewinnen Einblicke in die gerichtliche Medizin, vor 
allem die Pſychopathologie. Chemie und Mikroſkopie müſſen dem 
Strafrichter dienen. Biologiſche und embryologiſche Fragen treten an 
ihn heran. In die Praktiken des nationalen und internationalen 
Verbrechertums gewinnt er Einſicht. Die ſozialen Urſachen der Ver⸗ 
brechen enthüllen ſich ſeinem Auge, Fragen der Pädagogik ſpielen in 
die ſtrafrechtliche Behandlung der Jugendlichen hinein, und ſchlägt 
man etwa das bekannte Handbuch für Unterſuchungsrichter von Groß 
auf, ſo ſtaunt man über den Umfang deſſen, was ſich zur Wiſſen⸗ 
ſchaft der Kriminaliſtik entwickelt hat. Da müſſen ſchier alle Wiſſen⸗ 
ſchaften dem Kriminalbeamten und dem Strafrichter dienen, um ihm 
Waffen zu liefern im Kampf gegen das Verbrechertum, und in vielen 
Fällen iſt nur ein mit der Wiſſenſchaft der Kriminaliſtik aufs innigſte 
vertrauter Kriminalbeamter oder Unterſuchungsrichter imſtande, den 
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Täter zu ermitteln, ihn zu entlarven und zu überführen. Laienrichter 
würden hier in den meiſten Fällen ganz verſagen, und manche Straf⸗ 
fälle bieten ihnen ſelbſt als urteilenden Richter in der Hauptverhand⸗ 
lung mangels geeigneter Vorbildung kaum überwindliche Schwierig⸗ 
keiten. 

Und nun zum Schluß der Richter der freiwilligen Gerichtsbarkeit: 
lernt er nicht die Sitten und Gebräuche, die Anſchauungen und 
Lebensgewohnheiten ſeiner Gerichtseingeſeſſenen zur Genüge kennen? 
Oder vielmehr, er bringt dieſe Kenntnis — ſofern er nicht in eine 
ihm ganz fremde Gegend verſetzt wird — regelmäßig ſchon einiger⸗ 
maßen mit, da er ja doch auch nicht auf dem Monde geboren, ſondern 
aus der Mitte des Volkes hervorgegangen iſt. 

„Illiterati et juris imperiti judices esse non possunt.“ So 
lautet eine von Goethes Straßburger Theſen zur Erlangung der 
juriſtiſchen Doktorwürde. Dies „possunt“ kann man aber auch in 
dem Sinne deuten, daß kein Richter ungebildet bleiben kann, da 
ihm ja ſein Beruf — ſofern er noch nicht gebildet iſt — unaus⸗ 
geſetzt Bildungsſtoff unterbreitet, fo daß er ſchon böswillig beide 
Augen zuſchließen müßte, um ſich der andrängenden Bildungdelemente 
zu erwehren. So töricht iſt aber kein deutſcher Richter, vielmehr zwingt 
ihn gerade ſein Beruf, Augen, Ohren und Herz allzeit offen zu halten, 
mit klarem Verſtande das Leben um ihn her zu beobachten und mit 
friſchen Sinnen durch die Welt zu gehen. Ein weltfremder Richter 
iſt jedenfalls heutzutage ein Phantom, das nach Wolkenkuckucksheim hin 
gehört. Die Zeiten der alten Konſtruktionsſeligkeit ſchwinden mehr 
und mehr dahin. Eine neue Zeit mit neuen Richtern und neuen 
Richteridealen iſt heraufgeſtiegen, und der Krieg wird auch auf dieſem 
Gebiete fördernd und ſegenbringend wirken, und immer heller und 
klarer den „Zweck im Recht“ in den ee ſchieben. Daran 
wollen wir alle arbeiten. 

Aber nach dem Wort des alten frommen Römers gehört zur 
Rechtswiſſenſchaft auch die Kenntnis der göttlichen Dinge, und er 
ſtellt ſogar die göttlichen Dinge voran, und daran hat er vollauf recht. 
Ohne Kenntnis der göttlichen Dinge kann man kein rechter Richter 
ſein. Ohne eine ſolche Kenntnis iſt niemand gebildet; die Welt iſt 
mehr als ein Rechenexempel, das man mit Hilfe einiger ſogenannter 
Naturgeſetze, die man ſchon entdeckt hat oder über kurz oder lang zu 
entdecken hofft, auflöſen könnte. Die Spezialiſten der Naturwiſſenſchaft, 
die nur Kraft und Stoff oder Energie und Materie bejahen, ſind 
ebenſolche „einäugige Zyklopen“, wie Kant ſich ausdrückt, wie die 
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Juriſten, die nur ihre Paragraphen und ihre juriſtiſchen Konſtruktionen 
kennen. 8 

„Fromme Ehrfurcht vor dem großen Unbekannten bildet einen 
heiligen Thronhimmel, unter dem alles wachſen muß. Alles iſt 
verloren und vergeblich, wo dies fehlſchlägt. Wiſſenſchaft und tech⸗ 
niſche Fertigkeiten ſind vortrefflich und nützlich, aber im Vergleich 
hierzu ſind ſie nur gleichſam die Zubehör zur Werkſtatt eines Schmiedes“ 
(Carlyle). 

Ohne ſolche Ehrfurcht, ohne ſolche Kenntnis, oder beſſer ſolche 
Ahnung der göttlichen Dinge, ſolchen Glauben an ſie kann vor allem 
kein Richter ſein. Mag er vielfältig in manchen Wiſſenſchaften be⸗ 
ſchlagen ſein, ſo ſind ſie doch ohne ſolche Ehrfurcht, ſolche Ahnung, 
ſolchen Glauben nur „Teile in ſeiner Hand“, fehlt leider nur das 
„geiſtige Band“. 

Denn wer da richten und Gerechtigkeit ausüben will, muß recht 
ſehen können, und recht ſehen kann man nur mit einem weiſen, 
frommen und warmen Herzen, nur mit einem Glauben an das 
Gute im Menſchen, an einen Zweck, der das Einzeldaſein überragt, 
an einen Aufſtieg der Menſchheit, an eine höhere Gerechtigkeit, von 
der alle irdiſche Gerechtigkeit nur ein Gleichnis und ſchwaches Ab⸗ 
bild iſt, an eine Vernunft höher als Menſchenvernunft, die auch 
in Recht und Geſetz ſich offenbart und ihr Weſen auswirkt, der 
auch wir Richter letzten Endes zu dienen haben und vor der wir 
verantwortlich ſind. 

Ohne ſolchen Glauben, ſolchen fröhlichen ſtarken Idealismus, 
ſolch warmes in ewigen Gründen verankertes Herz geht es um ſo weniger 
an, Richter zu ſein, als ein Richter einen unausgeſetzten Kampf gegen 
menſchlichen Irrtum, menſchliche Niedrigkeit und Verworfenheit, allzu⸗ 
menſchliche Unzulänglichkeit zu führen hat, und vielfältig ſchaudernd 
Einblicke in Abgründe menſchlicher Verkommenheit tun muß. Wer 
da nicht durch all die Widerwärtigkeiten der brutalen Wirklichkeit hin⸗ 
durch bis in die ewigen Gründe hinein und zu den Höhen des Lichts 
hinauf zu ſchauen vermag, vor weſſen Geiſte ſich nicht im ahnenden 
Glauben alle Widerſprüche löſen zu einer ſeligen Harmonie in Gott, 
deſſen Herz muß notwendig bei der Ausübung des Richterberufs bis 
zum Zynismus verhärten und ihn zum Menſchenverächter machen. 
Ein Richter muß aber, will er ſeiner Aufgabe gerecht werden, ein 
ganzer voller Menſch mit klarem Kopf und warmem Herzen ſein, 
und ein öder philoſophiſcher Materialismus, ein kraſſer Naturalismus 
iſt für ihn vom Uebel. Für ihn, der recht richten ſoll und darum 
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recht ſehen muß, gilt vor allem jenes Wort von Carlyle aus Helden 
und Heldenverehrung, das dieſer „größte Prediger der Gerechtigkeit in 
der Neuzeit“ über den Materialismus ausgeſprochen hat: „Dies aber 
ſage ich, und wollte, daß alle Menſchen es wüßten und zu Herzen 
nähmen, daß der, welcher nichts als Mechanismus im Weltall ent⸗ 
deckt, in der verhängnisvollſten Weiſe das Geheimnis des Weltalls 
überhaupt verfehlt hat. Daß alle Gottheit aus den Begriffen der 
Menſchen von dieſem Weltall verſchwinden ſollte, ſcheint mir der 
brutalſte Irrtum, in den Menſchen verfallen lönnen. Es iſt 
nicht wahr, es iſt falſch, bis ins innerſte Herz. Ein Mann, der ſo 
denkt, wird über alle Dinge in der Welt falſch denken. Dieſe Ur⸗ 
ſünde wird alle anderen Schlüſſe, die er machen kann, fälſchen. Man 
möchte es den kläglichſten aller Irrtümer nennen — Hexenglauben 
nicht ausgeſchloſſen . . . . Alles, was edel, göttlich, begeiſtert iſt, gleitet 
damit aus dem Sehen, hinaus.“ 

Ja, der von manchen Seiten geradezu mit Keulenſchlägen tot 
geſchlagene deutſche Idealismus eines Kant, eines Fichte erhebt jetzt 
im Weltkriege in verjüngter Geſtalt ſein Haupt. Ideen ſind es, die 
unſere Helden ſtark machen, Tod und Teufel und einer Welt von 
Feinden zu widerſtehen, die Ideen des Vaterlandes, der Freiheit, der 
deutſchen Geſittung, der Weltmiſſion des deutſchen Gedankens, ſolche 
und andere Ideen leuchten wie ſchimmernde Sterne allen voran. Man 
wagt wieder zu glauben, und das Recht des Glaubens zu bekennen, 
und die Fanatiker, die die Ideen und den Glauben in Acht und Bann 
taten, werden ſtillſchweigend kaltgeſtellt. 

Auch das Recht und die Gerechtigkeit ſind Ideen, von deren 
Sinn und Bedeutung nur das ahnende Herz Antwort zu geben ver⸗ 
mag, über die aber der Verſtand nur kümmerlich mit dürren Begriffen 
zu ſtammeln vermag, wie denn ja bekanntlich noch niemand eine zu— 
treffende und genügende Definition vom Weſen des Rechts und der 
Gerechtigkeit gegeben hat, und ſich die Gelehrten darüber noch ebenſo 
ſtreiten wie zu Zeiten von Sokrates und Plato. 

Darum aber muß der Richter auch Kenntnis von den göttlichen 
Dingen haben, und nicht nur der alte Römer bezeichnet die Rechts⸗ 
gelehrten als sacerdotes, Prieſter, ſondern auch die alten deutſchen 
Rechtsquellen bezeichnen ihn mit ähnlichen weihevollen Worten, wie 
denn das Aſegabuch bekennt: „Der Richter ſitzt an Gottes Statt“. 

So könnte man denn ſchier einen Kodex der göttlichen Dinge als 
Einführung in die Rechtswiſſenſchaft ſchreiben, um dem angehenden 
Juriſten Herz und Augen für Sinn und Bedeutung des Rechts zu 
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öffnen, und ein rechter Richter dringt, je älter und erfahrener er wird, 
immer tiefer in dieſen Kodex der göttlichen Dinge ein. 

Da ſteht denn gleich auf dem erſten Blatte dieſes Kodex: „Die 
Furcht Gottes iſt aller Weisheit Anfang“, den Richter zur Demut 
und Ehrfurcht vor den unerforſchlichen göttlichen Dingen ermahnend. 

Da ſteht auf dem zweiten Blatte: „Der Uebel aber größtes iſt 
die Schuld“ und weiter: „Von der Gewalt, die alle Menſchen bindet, 
befreit der Menſch ſich, der ſich überwindet“ (Goethe), und ſchließlich: 
„Daß du durch deine Vernunft deine Neigung einſchränken und über⸗ 
wältigen kannſt, das iſt die Freiheit deines Willens“ (Kant). 

Wir Richter können in der Tat getroſt trotz aller Bannflüche 
naturaliſtiſcher Fanatiker an Willensfreiheit, Verantwortlichkeit, Schuld 
glauben. Ja, wir müſſen es, wollen wir unſeren Lebensberuf nicht 
ſelbſt verneinen. Ohne einen ſolchen Glauben dürften wir nicht Zucht⸗ 
häuſer, ſondern nur Irrenanſtalten bauen, brauchten wir überhaupt 
keine Richter — zum mindeſten nicht auf dem Gebiete des Straf⸗ 
rechts — ſondern nur noch Irrenärzte. — Gewiß dünkt mich zu ſein, 
daß im Seelenleben des Menſchen kein chaotiſches Durcheinander 
herrſcht, daß dort nichts in atomiſtiſcher Vereinzelung daſteht, daß es 
dort vielmehr auch eine Beſtimmung des Nachfolgenden durch das 
Vorangegangene gibt, ja daß auch das Seelenleben des Menſchen 
geſetzmäßig verläuft, aber die menſchliche Seele iſt mehr als ein 
paſſiver Durchgangspunkt für kauſale Zuſammenhänge, ſie iſt von 
höchſter Aktivität, und ihre Eigengeſetzlichkeit iſt, daß ſie ſich ſelbſt 
beſtimmen, und nach Zweckmotiven entſcheiden kann. Und ehe man 
Freiheit, Verantwortlichkeit, Schuld leugnet, ſollte man ſich erſt einmal 
erkenntnistheoretiſch gründlich über die Begriffe Naturgeſetze, Kauſalität 
und Finalität klar geworden ſein, und man wird dann auch hier am 
Ende bekennen, daß wir wieder einmal vor unerforſchlichen Rätſeln, 
vor Antinomien ſtehen, daß wir die Widerſprüche von Freiheit und 
Notwendigkeit im Wege der empiriſchen Erfahrung niemals auflöſen 
können, daß wir aber an ihre Auflöſung im Tranſzendenten glauben 
können, und — wenn wir nicht mit uns ſelbſt in Widerſpruch kommen 
wollen — glauben müſſen. Glaubt man denn eigentlich, daß wir 
mit unſerer Wiſſenſchaft — mögen wir es auch noch „ſo herrlich weit 
gebracht“ haben — endgültig über die letzten Fragen urteilen können? 
Ach nein, unſere Wiſſenſchaft haftet trotz aller ihrer ſtaunenswerten 
Fortſchritte noch immer an einem Stückchen der Oberfläche. Darunter 
lagern noch immer unausdenklich tiefe Tiefen, darüber ragen noch 
immer unbeſchreiblich hohe Höhen, von dort aus dehnen ſich noch 
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immer unfagbar weite Weiten. „Das Herz aber ſieht tiefer als der 
Verſtand“, und „der Glaube iſt die natürliche Tätigkeit des menſch⸗ 
lichen Gemüts“ (Carlyle). Die Welt iſt uns nur ethiſch begreiflich, 
das Leben, nur ethiſch betrachtet, erträglich. Und wir Richter mit 
unſeren Begriffen der Schuld, der Freiheit, der Verantwortlichkeit 
können darum getroſten Mutes unſeres Amtes walten, können und 
müſſen glauben, hoffen, vertrauen. 

Ja im Kodex der göttlichen Dinge des deutſchen Richters ſteht 
manches merkwürdige Wort. So z. B. am Anfang des Sachenrechts 
jenes uralte Wort voll tiefſter Symbolik: „Macht euch die Erde untertan 
und herrſchet über Fiſche im Meer und über Vögel im Himmel und 
alles Tier, was auf Erden kriecht.“ Gleichwie denn auch der wackere 
Eycke von Repkow im Sachſenſpiegel bekennt: „Da Gott die Menſchen 
geſchuff, da gab er ihnen Gewalt über Fiſche und Vögel, und über 
alle Tiere.“ 

Da ſtehen dann weiter am Anfang des Rechts der Forderungen 
die Worte: „Dies über alles, ſei dir ſelber treu, und daraus 
folgt, gleich wie die Nacht dem Tage, du kannſt nicht falſch ſein 
gegen irgend wen“ (Hamlet, I. Akt, 3. Szene). Und ferner die 
Worte: „Wer im Geringſten treu iſt, der iſt auch im Großen treu, 
und wer im Geringſten unrecht iſt, der iſt auch im Großen unrecht.“ 
Die Treue iſt eine der Grundbedingungen des geordneten menſchlichen 
Zuſammenlebens, und zwar vor allem auch — worauf es hier an⸗ 
kommt — die Treue gegen ſich ſelbſt, das treue Einſtehen für das 
eigene Wort, das in der Gemeinſchaft der Menſchen unerſchütterlich 
wie ein „rocher de bronce“ daſteht, daß man darauf bauen und 
ihm feſt vertrauen kann. 

Und das Familienrecht, ruht es nicht auf jenen ethiſchen Grund⸗ 
pfeilern, die uns mit wunderbarer Schlichtheit und Tiefe auf den 
erſten Blättern der Bibel hingeſtellt ſind? 

„Und Gott ſchuf ſie einen Mann und ein Weib, und ſegnete ſie 
und ſprach zu ihnen: Seid fruchtbar und mehret euch und füllet die 
Erde.“ 

Und weiter: „Du ſollſt deinen Vater und deine Mutter ehren“, 
und: „Du ſollſt nicht ehebrechen“. 

Die fundamentalen Gegenſätze von Mann und Weib und Eltern 
und Kindern ſind die Anfänge der Gliederung der menſchlichen Ge⸗ 
meinſchaft, und die Familie, in der dieſe Gegenſätze unmittelbar ge⸗ 
geben find, iſt die Urzelle jeder höheren geſellſchaftlichen Organiſation. 
Eine ſolche iſt aber nur möglich bei Autorität und Unterordnung 
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einerſeits und Treue, d. h. innerlichem Verknüpftſein. und daraus 
folgendem wechſelſeitigen Verpflichtetſein anderſeits. Und darum ſind 
denn auch die Bande, die die Familie, das tragende Fundament aller 
menſchlichen Organiſation, zuſammenhalten, von wahrhaft eherner 
Natur, und mich dünkt, die Rechtsſätze, die ſich mit der Familie be⸗ 
faſſen, weiſen Richtlinien bis in die Gründe alles Seins und Ges 
ſchehens und bis zu den ewigen, unerforſchlichen Menſchheitszielen 
in Gott. 


Ach ja, der Kodex der göttlichen Dinge enthält für uns Richter 
noch manches andere tiefgründige und ernſte Wort, und ich meine, 
wir Richter ſollten uns mehr und mehr auch in dieſen Kodex ver⸗ 
ſonken, denn ohne eine ſolche Kenntnis find wir in der Tat „welt⸗ 
fremd“. Denn Welt iſt mehr als die uns umgebende ſinnenfällige 
Natur, iſt mehr als all der Zank und Streit, als die Abgründe 
menſchlicher Verkommenheit, die wir Richter zu ſehen bekommen, mehr 
als die wirtſchaftlichen Verhältniſſe, in die wir Einblick tun, mehr als 
unſere paragraphenreichen Geſetzbücher, mehr, als manche „Schul⸗ 
weisheit ſich träumen läßt“. Welt iſt alles Erforſchte und Unerforſchte, 
alles Erforſchliche und Unerforſchliche, das unendlich weite Gebiet des 
Wiſſens und das noch unendlich viel weitere Gebiet des Glaubens; 
Welt iſt das unfaßliche und unbegreifliche Reich der Natur und das 
noch viel unfaßlichere und unbegreiflichere Reich des Geiſtes; Welt iſt 
das alles Wiſſen und Glauben überſteigende All, in dem auch die 
höchſten und heiligſten Güter unſeres Lebens, unſeres Volkes, ja der 
Menſchheit Wirklichkeit ſind, in dem auch unſer Wirken und Schaffen 
nicht verloren iſt, in dem auch Recht und Gerechtigkeit ihre tiefe Be⸗ 
deutung, ihren unendlichen Wert, ihren ewigen Zweck haben. 


So ſei denn der Richter ein gebildeter Mann, aber darüber hinaus 
ſei er ein weiſer, ja ſei er ein frommer Mann. 


Prozeſſiererei und Reizbarkeit. 


Wenn man den Finger legt auf den Krebsſchaden der Prozeſſiererei, 
mahnt und fleht, doch unnütze Prozeſſe zu laſſen, dann ertönt einem entgegen, 
man ſolle die Leute doch nicht beſchränken in ihrem guten Kampf ums Recht. 
Wie aber ſo viele ſich geradezu verblendet in Prozeſſe ſtürzen, kann man nur 
an Beiſpielen nachweiſen. 

Beſtellt da am 5. September 1914, alſo ungefähr einen Monat nach 
Kriegsbeginn, eine Firma in Bremerhaven oder Wilhelmshaven bei einer Firma 


(Geſellſchaft) in Thüringen Dinge zur Reiſeausrüſtung. Darauf ein höflicher 
Brief der Fabrik an die Beſtellerin: Wir müſſen jetzt bar bezahlen, können 
darum auch nur zu den gleichen Bedingungen vorläufig liefern und bitten den 
Betrag uns poſtwendend zugehen zu laſſen. Dann kommt die Ware un⸗ 
verzüglich zum Verſand. 


Die Empfängerin — es iſt die Frau, ihr Mann ſteht bei der Fahne — 
iſt darüber empört, ſpricht mit ihrem Vater darüber, zerreißt den Brief und 
ſchickt am 13. September die Fetzen ohne weitere Antwort an den Fabrikanten 
zurück. Der Vorſtand, ein Kommerzienrat, wirft ſie nicht etwa in den 
Papierkorb, ſondern läßt durch ſeinen Anwalt in der Reſidenz Klage wegen 
Beleidigung erheben. Man kann ſich denken, wie es nun weiter geht. 


Ende Oktober wird die Klage eingereicht. Anfang Dezember Haupt⸗ 
verhandlung vor dem Schöffengericht, in deſſen Bezirk der Fabrikant wohnt. 
Es iſt entfernt von der Reſidenz. Die Frau wird zu 10 M. und den Koſten 
verurteilt. Und dieſer Aufwand dabei! Zwei Anwälte haben zu dem Termin 
reiſen müſſen. Die Frau hat an ihrem Wohnort einen Anwalt angenommen, 
der wieder hat einen in der nächſten größeren Stadt des Schöffengerichts be⸗ 
auftragt. Der Anwalt des Klägers aus der Reſidenz allein verlangt für die 
Schöffengerichtsverhandlung Erſtattung von 62 M. Koſten. Aber die Sache 
geht weiter. Die Frau legt Berufung beim Landgericht ein. Der Vorſitzende 
ſchreibt ihr, der Kriegszeiten halber möge ſie die Sache doch beilegen. Nein, 
antwortet ſie, ich habe nicht beleidigt, vielmehr bin ich durch das Verlangen 
der Fabrik beleidigt; und — man höre — ich komme ſelbſt zum Termin, 
um das Gericht zu überzeugen. Der Vorſitzende ſchreibt ihr wieder. Ver⸗ 
gebens. Die Frau macht die Reiſe von der Waſſerkante bis mitten nach 
Thüringen. Es bleibt bei ihrer Verurteilung. Sie legt Reviſion beim Ober⸗ 
landesgericht ein, obgleich dies gar nicht zu prüfen hat, ob die Rückſendung 
der Fetzen wirklich eine Mißachtung iſt, ſondern nur, ob der Ausdruck der 
Mißachtung, den das Landgericht nun einmal darin geſehen hat, dem Rechts⸗ 
begriff der Beleidigung entſpricht. 

Das Oberlandesgericht regt an, die Reviſion als ausſichtslos zurück⸗ 
zuziehen. Da endlich geht die Dame darauf ein. 

Unterdes iſt es April 1915 geworden. Man denke ſich die Koſten, 
zermürbenden Aufregungen, Scherereien. Alles nur wegen eines unbeſonnenen 
Gefühlsausbruchs! Reizbarkeit der Kriegszeit, aber auch ſonſt! 

Alle Kreiſe, die es wohl meinen mit unſerm Volk, ſollten hier aufklärend 
wirken, und die, welche die Parteien beraten, ſollten zum Frieden reden, vor 
allem ſollte die Geſetzgebung dafür ſorgen, daß derartiger unwirtſchaftlicher 
Rechtskampf nicht möglich wäre. In der „Deutſchen Juriſtenzeitung“ wird 
mit Recht hervorgehoben, daß die Anwaltſchaft hier eine große, aber edle Auf⸗ 
gabe hat. 


Verwendung von Denkformen des bürgerlichen Rechts 
in der Politik und im Völkerrecht. 


Von Dr. Juſtus Wilhelm Hedemann, Profeſſor in Jena. 


Am 1. Juni hat der rumäniſche Univerſitätsprofeſſor der Rechts⸗ 
wiſſenſchaften Baſilesco in einer großen Genfer Zeitung einen 
Aufſatz über die Rolle Rumäniens im europäiſchen Kriege veröffentlicht. 
Darin ſtellt er die Forderungen zuſammen, die Rumänien nach links 
und nach rechts hin erhebt, und kommt dabei natürlich auch auf Beſſ⸗ 
arabien zu ſprechen, das ſich zurzeit in ruſſiſcher Hand befindet. 
Hierzu ſagt er folgendes: Ganz abgeſehen von politiſchen Geſichts⸗ 
punkten müſſe auch von Rechts wegen Beſſarabien herausgegeben 
werden. Denn die Abtretung dieſes Landes durch die Türkei an 
Rußland im Jahre 1812 ſei nichtig (nulle). Die rumäniſchen Fürſten⸗ 
tümer ſeien unter der türkiſchen Schutzhoheit immer autonom geweſen, 
ſie hätten alſo der Türkei nicht gehört. Abtreten aber könne man 
nur, was einem gehöre, „nemo plus juris in alium transferre 
potest quam ipse haberet“ !). 


1) Es iſt hier nicht die Stelle, das Vorbringen des Bukareſter Rechtsgelehrten 
(und Parlamentariers) auf feine politiſche Berechtigung nachzuprüfen. Doch find 
vielleicht einige Daten dem Leſer dienlich. Die ſogenannten Donaufürſtentümer 
ſtanden ſeit langer Zeit unter türkiſcher Oberhoheit. Keineswegs alſo beſaßen ſie 
volle Selbſtändigkeit, fie waren nicht „personae sui juris“, und jedenfalls erregte 
vor hundert Jahren eine Abtretung von Teilen dieſer Gebiete durch den Großherrn 
in der europäiſchen politiſchen Welt kaum Befremden. 


Die Abtretung von 1812 iſt aus einer der vielen Balkanwirren hervorgegangen. 
1804 war Kara Georg aufgeſtanden, um Serbien von der türkiſchen Hoheit zu be⸗ 
freien. Daran war wohl Rußland nicht unbeteiligt, und die ſo geſchaffene Spannung 
entlud ſich 1806 in einem ruſſiſch⸗türkiſchen Kriege. Der Krieg zog ſich mehrere 
Jahre hin und kam erſt kurz vor Napoleons Einrücken in Rußland zum Abſchluß. 
Dabei fiel nun Rußland das Gebiet zwiſchen Pruth und Dnjeſtr, das Land Beſſ⸗ 
arabien, mit ſeiner ſtark (doch nicht ausſchließlich) rumäniſchen Bevölkerung zu. 


Bald danach (1828/29) war wieder Krieg zwiſchen Rußland und der Türkei, 
der durch den Frieden von Adrianopel beendet wurde. Dabei behandeln beide 
Vertragſchließenden die Moldau und Walachei (das ſpätere Rumänien) durchaus 
als Objekte ihrer Verfügungsgewalt („S. M. Pempereur et padischah de tou- 
tes les Russies restitue à la Sublime Porte la principauté de la Moldavie 
etc.“), obwohl dieſen Fürſtentümern bereits gewiſſe Privilegien und Immunitäten 
garantiert werden (Art. 5 des Friedensvertrages vom 2./14. Sept. 1829); Beſſ⸗ 
arabien blieb unberührt unter ruſſiſcher Gewalt. 
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Hier wird alſo ein Vorgang der Hohen Politik mit einem Pan⸗ 
dektenſprichwort belegt, das von ſeinem Erfinder durchaus zivilrechtlich 
gedacht war und auch im Verfolg der Jahrhunderte im weſentlichen 
wohl im ziviliſtiſchen Sinne gehandhabt worden iſt ). 


Aber nach dem Krimkrieg wurde dann im Pariſer Frieden (1856) ein 
Teil Beſſarabiens Rußland wiederabgenommen. Er kam jedoch nicht unmittelbar an 
die Türkei zurück, ſondern wurde dem „Fürſtentum Moldau“ angegliedert, freilich 
immer noch „unter der Oberherrlichkeit der hohen Pforte“ (Art. 21 des Friedens⸗ 
vertrages vom 30. März 1856). Bald darauf wurden Moldau und Walachei zu 
dem „Fürſtentum Rumänien“ vereinigt. Dieſem Fürſtentum brachte dann (unter 
ſeinem Hohenzollernfürſten Karl) der Berliner Kongreß die „Unabhängigkeit“ und 
Landzuwachs in Geſtalt der Dobrudſcha, aber andrerſeits die Wiederentziehung des 
1856 gewonnenen Teils von Beſſarabien zugunſten Rußlands (Näheres in. Art. 43 ff. 
des Berliner Vertrages vom 13. Juli 1878). 


2) Wer die Formel erfunden hat, das weiß man nicht. Ueberliefert iſt ſie 
im Ediktskommentar des Ulpian, wo ſie ſicher ziviliſtiſch gemeint war. Von da 
ging ſie in die Pandekten über (D. 50, 17, 54). In ſeinem Sabinuswerk hat 
übrigens Ulpian den Satz ebenfalls, in etwas anderer Geſtalt, untergebracht: 
„Traditio nihil amplius transferre debet vel potest ad eum qui accipit, quam 
est apud eum qui tradit. Si igitur is qui dominium in fundo habuit, 
id tradendo transfert, si non habuit, ad eum qui aceipit nihil transfert.“ 
Wenn man alſo das Spiel der Gedanken weitertreiben wollte, müßte man unter⸗ 
ſuchen, wer an dem beſſarabiſchen Boden das dominium gehabt habe, und dabei 
wäre wahrſcheinlich bei weiterer Ausnützung der römiſchen Denkweiſe (super- 
ficies, emphyteusis etc.) die Entſcheidung zugunſten des türkiſchen Oberherrn 
gefallen. Dazu kommt, daß der römiſche Schriftſteller in dem genannten Zuſammen⸗ 
hange noch fortfährt: „Quotiens autem dominium transfertur ad eum qui 
accipit tale transfertur quale fuit apud eum qui tradit“ (D 41, 1, 
20). Das würde dann eben bedeuten, daß die Oberherrlichkeit, die der Groß⸗ 
türke beſaß, auf den Kaiſer aller Reußen übergegangen iſt. Es iſt nicht einzuſehen, 
warum das ein negotium nullum geweſen ſein ſoll. 


Daß die ziviliſtiſche Formel ſchon früher im politiſchen Getriebe gelegentlich 
verwendet worden iſt, darf als ſehr wahrſcheinlich gelten. In dem Zeitalter, wo 
die Doktores in den Kabinetten anfingen, die erſte Rolle zu ſpielen, war es durch 
aus beliebt, diplomatiſche Aktionen mit Pandektenzierat zu ſchmücken. Das „Nemo 
plus juris“ iſt dabei ſicher nicht unbenützt geblieben. — Ein Anklang, und zwar 
an das tale-quale, findet ſich in dem Vertrag über die Abtretung Savoyens an 
Frankreich (Turiner Vertrag vom 24. März 1860, Art. 2): „Il est également. 
entendu que Sa Majesté le Roi de Sardaigne ne peut transférer les parties 
neutralisees de la Savoie qu’aux conditions auxquelles il les pos- 
sdde lui-mème“, wobei die durch den Wiener Kongreß geſchaffene Neutralitäts⸗ 
belaſtung des Hinterlandes von Genf (Hochſavoyen) gemeint iſt. Vgl. Art. 92 der 
Wiener Kongreßakte vom 9. Juni 1815. Gleich nach der italieniſchen Kriegs⸗ 
erklärung im Mai iſt übrigens dieſe „Sperrung“ Hochſavoyens für etwaige italieniſche 
Truppendurchzüge in der ſchweizeriſchen Preſſe viel beſprochen worden. 
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Das lenkt den Blick auf die Frage, in welchem Umfange es 
ſtatthaft iſt, Denkformen des bürgerlichen Rechts auf das öffentliche 
Recht, und weiter auf die Politik zu überpflanzen. Dieſe Frage 
hat natürlich nicht bloß einen Gegenwartswert. Es liegt vielmehr 
eine lange, man könnte ſagen eine ewige Geſchichte hinter ihr. Denn 
die Politik kommt niemals vom Rechte ganz los, und das Recht der 
verſchiedenſten Fächer wird ſich immer wieder des Privatrechts 
als ſeiner Nährmutter erinnern müſſen. 

In letzterem liegt gleichzeitig eine Mahnung für die gegenwärtige 
Reformbewegung im Rechtsleben. Freilich hat dieſe Bewegung durch 
den Krieg vorläufig ſtark an Intereſſe verloren. Aber es kann ja 
nicht bezweifelt werden, daß fie nach dem Kriege und wieder ſehr 
wird beſchäftigen müſſen. Die Reformbewegung läuft nun Gefahr, 
von einer Zuſpitzung in die andere zu verfallen und die gewiß not⸗ 
wendige ſtärkere Betonung des öffentlichen Rechts in einer Ueber⸗ 
ſchätzung des öffentlichen Rechts enden zu laſſen. Statt deſſen muß 
es Hauptaufgabe der künftigen Rechtswiſſenſchaft ſein, nicht mehr die 
einzelnen Fächer gegeneinander auszuſpielen und dadurch noch weiter 
zu iſolieren, ſondern der Berührung und Verſchmelzung der 
einzelnen Fächer ein gut Stück Kraft zu widmen. Denn wir haben 
unter der ſcharfen Scheidung der einzelnen Stoffſchichten (Materien) 
empfindlich genug gelitten, einer Scheidung, die im geſchichtlichen 
Verlauf notwendig und wertvoll war, aber eben übertrieben worden 
iſt und zu einer ſchädlichen Abſperrung der einzelnen Schichten von⸗ 
einander geführt hat. 

Nach dieſen etwas volltönigen Eingangsworten wird der Leſer 
vielleicht ſehr bedeutende „ſyſtematiſche“ Gedanken erwarten. Das 
liegt indeſſen dieſen Zeilen fern. Sie wollen ein paar Bilder bringen, 
die, gelegentlich entworfen, zu gelegentlichem Nachdenken anregen und 
den politiſch durchzogenen Zeitverhältniſſen (z. B. der Löſung des 
Dreibunds) Rechnung tragen ſollen ). 


3) Es iſt nötig, gleich hier einem Mißverſtändnis vorzubeugen. Wenn im 
folgenden Figuren einer beſtimmten Privatrechtsordnung (alfo etwa des Deutſchen 
Bürgerlichen Geſetzbuchs) als verwertbar bezeichnet werden, ſo ſoll das nicht heißen, 
daß ihnen eine unmittelbare verbindliche Kraft zukäme, als wären ſie Geſetz für 
die betreffenden politiſchen Vorgänge. Auch den Satz v. Liszts: „Der gewollte 
Inhalt des Geſchäfts, nicht die zu ſeiner Verdeckung gewählte Einkleidung, iſt maß⸗ 
gebend“ (Völkerrecht, 9. Aufl., 1913, $ 19 I 2) kann man nur voll und ganz 
unterſchreiben. Wohl aber bleibt den betreffenden Figuren ihre mittelbare Kraft, 
ihre Fähigkeit, als Erläuterung, Illuſtration, Parallele, als geiſtige Anregung 
zu dienen. Es iſt ähnlich wie bei den „Motiven“ der Geſetze, die man zuerſt über⸗ 
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Am wenigſten kommen natürlich die Denkformen des 
Familienrechts für eine Ueberpflanzung nach der politiſchen Ge⸗ 
dankenwelt in Frage. Denn wenn man von einer „großen Völker⸗ 
familie“ oder dergleichen redet, iſt das — in der Politik — meiſt 
nur eine leere Redensart. Dasſelbe gilt auch, wenn in der Heiligen 
Allianz mit ihrer unangenehm frömmelnden Tonart die drei vertrags⸗ 
ſchließenden Monarchen ihre Reiche als „drei Arme der gleichen 
Familie“, ſich ſelbſt aber untereinander als „Brüder“ und ihren Unter⸗ 
tanen gegenüber als „Familienväter“ hinſtellen ). Früher freilich iſt 
es hie und da verſucht worden, familienrechtliche Konſtruktionen wirk⸗ 
lich auszunützen, um dadurch politiſche Werte zu ſchaffen. So 
hat z. B. die Republik Venedig einmal eine Fürſtentochter „ado⸗ 
ptiert“, um dadurch Einfluß auf die Verwaltung ihrer Güter oder gar 
den ſpäteren Anfall dieſer Güter zu erzielen. Und öfter noch iſt das 
nahe verwandte Erbrecht ausgenützt worden, um Landerwerb zu 
erreichen. Denn ſchon die alten Römer ſtellten das Rechtsinſtitut des 


ſchätzt und ſpäter geſchmäht hat: verbindlich ſind ſie nicht, aber ihr aufklärender 
Gehalt iſt unerſetzbar. Darum mag man ruhig von dem Vertrage über Kiautſchau 
ſagen, er ſei keine „Pacht“, ſondern ſei „völkerrechtlicher Natur“, wenn man ſich 
nur die Freiheit behält, den großen Denkſchatz des Privatrechts gelegentlich 
ür die Durchdenkung eines ſolchen „völkerrechtlichen“ Abkommens c zu 
machen. 

Wer, wie der Verfaſſer dieſer Zeilen, die unmittelbare Tragkraft der 
Geſetzestexte verhältnismäßig gering, dagegen jenen Erläuterungsgehalt, die 
anregende Kraft verhältnismäßig hoch einſchätzt, wird natürlich Aufzeichnungen 
wie die folgenden mit mehr Neigung leſen, als der, dem das unmittelbare „Paſſen“ 
geſetzlicher Wortgefüge alles im Rechtsleben bedeutet. 


Beſonders oft iſt die Verwertbarkeit des ziviliſtiſchen Vertragsrechts im 
Bereich der Staatsverträge geprüft worden. e folgen einige SEEN 
in Anmerkung 21. “m 


4) Heilige Allianz zwiſchen Oeſterreich, Preußen, Rußland vom 26. Sept. 
1815, Art. 1: „....les trois monarques contractants demeureront unis par 
les liens d'une fraternité v£ritable et indissoluble, . . se regardant 
envers leurs sujets et armées comme pères de famille. ..“; Art. 2: 
n. . . les trois princes alli6s ne s’envisageant eux-mömes que comme déléguès 
par la Providence pour gouverner trois branches d'une möme fa- 
mille, savoir: Autriche, la Prusse et la Russie 

Die Abftellung auf Raſſengemeinſchaft und gemeinſame „Nationalität“, 
die während des 19, Jahrhunderts und vor allem bei den Kriegsparolen der Gegen⸗ 
wart eine ſo große Rolle geſpielt hat, hat nichts „Juriſtiſches“ an ſich. 
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Teſtaments in den Dienft ihrer Hohen Politik, indem fie orientaliſche 
Herrſcher zur Erbeinſetzung der Res publica Romana veranlaßten )). 

Aber man ſieht ſchon an dieſen Beiſpielen, daß das Endziel in 
Wahrheit ein ſachenrechtliches iſt: Eigentumserwerb am Grund 
und Boden. Sachenrechtliche Vorſtellungen haben nun zeitweiſe in 
der Politik eine ganz ungeheure Rolle geſpielt. So ſehr uns im 
20. Jahrhundert die Heranziehung jener Formel des Zivilrechts Nemo 
plus juris beftemden mag, jo ſtark ausgeprägt war in früheren Jahr⸗ 
hunderten die Auffaſſung der Landeshoheit als eines „dominium“. 
Damit war dann natürlich der Titel dafür gegeben, alle Künſte 
ziviliſtiſcher Doktrin auch im politiſchen Bereich ſpringen zu laſſen, 
und im Verfolg deſſen erklärt ſich auch das bunte Vielerlei der 
Heiratspolitik, der Erbverbrüderungs verträge, des Landverkaufs und 
der Landverpfändung. All das ſollte der Idee des Eigentums 
am Lande dienſtbar ſein. 

Manches von dieſen Vorſtellungen iſt noch heute nicht ganz zu 
entbehren. Z. B. ſteckt in der Vererbung der Throne und dem da⸗ 
durch gewährleiſteten Landerwerb ein beträchtlicher ziviliſtiſcher Gehalt. 
Aber in der Hauptſache wird heute, faſt ängſtlich, die Formel des 
„Eigentums“ zur Deckung politiſcher Vorgänge vermieden ). Das 
zeigt ein Einblick in die politiſchen Verträge des 19. Jahrhunderts. 
Zu Anfang dieſes Jahrhunderts ſcheute man keineswegs davor zurück, 
neues Land zu Eigentum zu erwerben. So wurden z. B. in der 
Wiener Kongreßakte gewiſſe Landesteile Sachſens an Preußen zu 
„vollem Eigentum“ ausgeliefert, und im erſten Pariſer Frieden wurde 
etwa Malta „zu völligem Eigentum Sr. Britiſchen Majeſtät“ ge⸗ 
ſtellt “). Das verliert ſich dann langſam. Schon früher ſtand neben 
der Abtretung des Eigentums die Abtretung der Regierungsgewalt. 


5) Ein neuerer Verſuch, politiſchen Zielen das Teſtament dienſtbar zu machen, 
war das „Teſtament“ Leopolds von Belgien über den Kongoſtaat vom 2. Auguſt 
1899. 

6) v. Liszt, a. a. O. 8 8 Ziff. III: „Die Staatsgewalt ... iſt imperium, 
nicht dominium“, und in der Anmerkung: „Anders im Patrimonialſtaat, in dem 
imperium und dominium zuſammenfallen.“ 

7) Wiener Kongreßakte vom 9. Juni 1815, Art. 15: „... Le roi de Prusse 
possédera ces pays en toute souveraineté et propriete“ ; Art. 17: „L Autriche, 
la Russie etc. .... garantissent à S. M. le roi de Prusse .... la posses- 
sion des pays désigné's . . . en toute propri6t&6 et souveraineté.“ — 
Erſter Pariſer Frieden vom 30. Mai 1814, Art. 7: „Die Inſel Malta und ihre 
Dependenzen ſollen zum völligen Gigentume und mit aller Souveränetät Sr. Bri⸗ 
tiſchen Majeſtät gehören.“ 
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Jetzt bleibt das letztere allein übrig. Als 1849 die Fürſtentümer 
Hohenzollern⸗Hechingen und Hohenzollern⸗Sigmaringen vertraglich an 
Preußen übergehen, werden nur „alle Souveränetäts⸗ und Regie⸗ 
rungsrechte“ abgetreten, und deshalb heißt es auch in einem der 
folgenden Artikel nicht mehr: „S. M. der König von Preußen er⸗ 
werben das Eigentum“, ſondern: „erwerben auf den Grund der 
in den Artikeln 1 und 2 gemachten Abtretungen den Beſitz der 
Fürſtentümer“ ). Eine eigentümliche Erinnerung an die Macht des 
Eigentümers klingt aus dem Vertrage über Neuenburg vom Jahre 
1857 heraus. Als nämlich Preußen zugunſten der Eidgenoſſenſchaft 
auf Neuenburg verzichtete, kam der Weg einer Abtretung nach altem 
Stil ſchon deshalb nicht in Frage, weil Neuenburg ſelbſtändiger 
Kanton werden ſollte, alſo nicht als reines Objekt, ſondern ſchon als 
(künftiges) Subjekt gedacht war. Aber nun wurde eben doch ein 
Beiwort eingeſchoben, das das Hängen an dem alten Eigentums⸗ 
gedanken noch erkennen läßt; es heißt nämlich: „Der Staat Neuen⸗ 
burg, fortan ſich ſelbſt angehörend, uſw.“ ). Als Gegenſtück 
könnte vielleicht der Anfall Elſaß⸗Lothringens an das Deutſche Reich 
gelten. Denn hier war nicht Anerkennung als ſelbſtändiges Bundes⸗ 
glied vorgeſehen, vielmehr kam hier wieder der Objektsgedanke, der 
Beherrſchungsgedanke zum Vorſchein; und ſo erklärt es ſich wohl, 
daß hier noch einmal die Eigentumsformel auftaucht 10). Aber, wie 
geſagt, dergleichen iſt mehr und mehr zur Ausnahme geworden, und 
offenbar wird noch nach neuen Formeln, die das „Ziviliſtiſche“ ganz 
abgeſtreift haben und doch nicht bloß an der Souveränitätsverſchiebung 


8) Vertrag von Berlin, vom 7. Dezember 1849, Art. 1 ff. — Die Beſitz⸗ 
ergreifung wird natürlich immer unentbehrlich für Politik und öffentliches Recht 
bleiben. Das Beſitzverhältnis iſt auch bei weitem nicht ſo einſeitig ziviliſtiſch wie 
das Eigentum. An die Eigentumslehre erinnert vielleicht wieder der Cypern⸗ 
Vertrag zwiſchen Großbritannien und der Türkei (4. Juni 1878), inſofern hier 
Großbritannien die „Occupation“ verſtattet wird; da jedoch im übrigen England 
nur „Verwalter“ fein ſollte, fo ſchlägt das Okkupieren wieder zurück in der Rich⸗ 
tung bloßen „Beſitzes“. Inzwiſchen (Anfang November 1914) hat allerdings Eng⸗ 
land den Ausbruch des Krieges mit der Türkei zur vollen „Okkupation“ der Inſel 
Cypern ausgenützt. 

9) Pariſer Vertrag vom 26. Mai 1857, Art. 2. — Als Vertragspartei trat 
Neuenburg nicht auf. Ob etwa in den Worten „ſich ſelbſt angehörend“ gleichzeitig 
eine Umſchreibung der Souveränität, alſo eines öffentlich rechtlichen Begriffes, 
liegen ſollte, wage ich nicht zu entſcheiden. 

10) Im Präliminarfrieden! Vertrag von Verſailles, vom 26. Februar 1871, 
Art. I Abſatz 3: „Das Deutſche Reich wird dieſe Gebiete für immer mit vollem 
Souveränetäts- und Eigentumsrechte beſitzen.“ 
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hängen bleiben, geſucht. Eine mehrfach angewandte Formel geht da⸗ 
hin, daß der weichende Staat ſeine „Zuſtimmung zur Vereinigung 
mit dem erwerbenden Staate“ erklärt. Das wurde z. B. bei der 
Abtretung Savoyens und Nizzas an Frankreich und bald darauf bei 
der Abtretung Venetiens an Italien gehandhabt 1). 

Gleichzeitig mit dem privatrechtlichen Eigentumsbegriff mußte 
auch der privatrechtliche Pfandbegriff aus der Politik verſchwinden. 
Früher wurde auch er ſtark ausgenützt. Und das war begreiflich. 
Solange man dem Landesherrn das „Eigentum“ an ſeinem Lande 
zuſprach, war auch gegen ein Verſetzen des Landes vom juriftifchen 
Standpunkt kaum etwas einzuwenden. Dabei erfolgte oft eine Ver⸗ 
quickung mit lehnrechtlichen Vorſtellungen, die zum ſogenannten 
Pfandlehn führte 12). Bekannt iſt das letzte, noch in unſere Zeit hinein⸗ 
ragende Beiſpiel: die Verpfändung von Wismar an Mecklenburg⸗ 
Schwerin. Sie erfolgte im Jahre 1803. Im Texte ſtand ein buntes 
Gemiſch von Rechtsfiguren, aber die Vorſtellung einer Verpfändung 
nach ziviliſtiſchem Brauch bildete durchaus den Vordergrund. Nach⸗ 
dem die hundertjährige Einlöſungsfriſt um war, iſt dann die Pfand⸗ 
lage durch einen Vertrag von 1903 aufgehoben worden, und es iſt 
ſehr eindrucksvoll, daß man hierbei bereits die neue Sprachweiſe des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs ausnützte, um aus der Verlegenheit der 


11) Vertrag zwiſchen Frankreich und Sardinien vom 24. März 1860, Art. 1: 
„Sa Majesté le Roi de Sardaigne consent à la r&union de la Savoie 
et de l’arondissement de Nice à la France, et renonce . . . en faveur de 
Sa Majesté l’Empereur des Francais à ses droits et titres sur lesdits terri- 
toires.“ Ueber Art. 2 vgl, bereits oben Anm. 2 im 2. Abſatz. — Prager Frieden 
vom 23. Auguſt 1866, Art. 2: „. . . tritt S. M. der Kaiſer von Oeſterreich 
dieſer Erklärung auch Seinerſeits bei und gibt ſeine Zuſtimmung zu der 
Vereinigung des Lombardo⸗Venetianiſchen Königreichs mit dem Königreich 
Italien.“ | 

12) Im Lehnrecht ift überhaupt der privatrechtliche Einſchlag zeitweiſe recht 
deutlich hervorgetreten. Auch im Punkte des Eigentums. Es braucht nur an die 
Lehre vom geteilten Eigentum, dem dominium directum des Lehnsherrn und dem 
dominium utile des Vafallen erinnert zu werden. — Der berühmteſte Fall einer 
Ausnützung der Pfandbelehnung für politiſche Zwecke iſt wohl die Belehnung Fried⸗ 
richs VI. von Nürnberg durch Kaiſer Sigismund mit der Mark Brandenburg. 
Die juriſtiſche „Konſtruktion“ des Vorgangs iſt allerdings beſtritten; manche nahmen 
Verkauf mit Wiederkaufsklauſel an. Das Gebilde des Pfandlehns ſtirbt aber mit 
der Zeit aus. Ein Verſuch, es geſetzlich zu faſſen, begegnet noch im Allgemeinen 
Preußiſchen Landrecht von 1794 I 18 8 75 ff. Doch iſt dieſer Verſuch kümmerlich, 
die Faſſung der Paragraphen mißverſtändlich. Literaturangaben bei Stobbe⸗Leh⸗ 
mann, Dt. Privatrecht, 3. Aufl., II, 2 § 179 Anm. 37, 38. 
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früheren privatrechtlichen Einkleidung herauszukommen. Denn nach 
reinem Privatrecht hätte der „Verfall“ des Pfandes zum „Eigen⸗ 
tume“ Mecklenburgs führen müſſen. Da das aber nicht mehr zeit⸗ 
gemäß erſchien, wählte man den neuen Begriff des BGB. und ſagte: 
„Mit dem Erlöſchen des Pfandverhältniſſes hat ſich der Pfandbeſitz 
Sr. K. H. des Großherzogs von Mecklenburg⸗Schwerin in vollen und 
uneingeſchränkten Eigenbeſitz umgewandelt“ 1). 

Uebrigens werden gewiſſe Formen des Pfandgedankens immer, 
d. h. auch bei Löſung vom bürgerlichen Recht, in der Politik heimiſch 
bleiben. Denn der Pfandgedanke hat, ähnlich wie der Beſitzgedanke 
(vgl. Anm. 8), etwas Urwüchſiges an ſich und kann nicht ausſchließ⸗ 
lich für privatrechtliche Zwecke eingeſpannt werden. Hierher iſt es zu 
zählen, wenn gewiſſe Landesteile nach Abſchluß der kriegeriſchen Hand⸗ 
lungen noch weiterhin von den ſiegreichen Truppen beſetzt gehalten 
werden, um für die Durchführung des Friedens vertrages eine Gewähr 
zu bieten. Dient dieſe Beſetzung dann der Sicherſtellung einer Kriegs⸗ 
entſchädigung, alſo einem Geldintereſſe, ſo iſt die Annäherung an das 
private Pfandrecht wieder ſtärker !“). Auch bei der Verteilung der 
Schuldenlaſt eines Staates, der gewiſſe Stücke ſeines Gebietes an 


13) Der Verpfändungsvertrag war zu Malmö am 26. Juni 1803 geſchloſſen. 
Der Urtext war franzöſiſch. Gleich der erſte Artikel beginnt mit ausgeprägt zivi⸗ 
liſtiſchem Gepräge: „S. M. le roi de Sudde cdde....ä& titre d' hy pot hèe que 
(antichresis) et moyennant une rétribution stipulée dans Particle VI, 
la pleine et entire possession usufructuaire....* Fleiſchmann, 
Völkerrechtsquellen, 1905, S. 339 Anm. 3 erwähnt eine 1826 erſchienene Schrift, 
in der der frühere König von Schweden Guſtav IV. „le but de cette vente“ 
verteidigt habe. 

Der Aufhebungsvertrag iſt in Stockholm am 20. Juni 1903 geſchloſſen. Vgl. 
RGBl. 1904 S. 295. — Im BGB. 5 872 und 868. 


14) Ausdrücklich von Pfandrecht ſprechen die Verſailler Präliminarien 
vom 26. Februar 1871 Art. III Abſ. 3: „Nach der Zahlung von zwei Milliarden 
wird die deutſche Beſetzung nur noch die Departements Marne, Ardennes, Haute 
Marne, Meuſe, Vosges, Meurthe, ſowie die Feſtung Belfort mit ihrem Gebiete 
umfaſſen, die als Pfand für die rückſtändigen drei Milliarden dienen ſollen.“ 
Das wurde in den Frankfurter Frieden vom 10. Mai 1871 übernommen, 
Art. 7 letzter Abſatz. Was wäre beim Ausbleiben der (befriſteten) Zahlung ge⸗ 
worden? Verfall? Lex commissoria ? 

Vgl. auch Prager Frieden vom 23. Auguſt 1866, Art. 11 Abſ. II: 
„Die Hälſte dieſer Summe wird gleichzeitig mit dem Austauſche der Ratifikationen 
des gegenwärtigen Vertrages, die zweite Hälfte drei Wochen ſpäter zu Oppeln be⸗ 
richtigt werden“, und Art. 12: „Die Räumung der von den königlich preußiſchen 
Truppen beſetzten oeſterreichiſchen Territorien wird innerhalb drei Wochen nach dem 
Austauſche der Ratifikationen des Friedensvertrages vollzogen ſein.“ 


— 105 — 


den ſiegreichen Gegner abgeben muß, alſo bei der Frage, was von 
den Schulden der Eroberer mitübernehmen ſoll, tauchen oft Vor⸗ 
ſtellungen auf, die ſich dem reinen Privatrecht nähern. Denn es kann 
nicht ausbleiben, daß gewiſſe Schuldpoſten auf beſtimmte Landesteile 
„gelegt“ erſcheinen und bei der Abtretung dieſen Landesteilen folgen. 
Wenn es dann im Friedensvertrage etwa heißt: Schulden, die auf 
die abgetretenen Länder „ſpeziell hypotheziert“ worden find, 
„bleiben dieſen nämlichen Ländern zur Laſt“, ſo kann das nicht wunder⸗ 
nehmen 15. | 

Bisweilen haben auch die ſachenrechtlichen Nutzungsformen 
der Politik gute Dienſte geleiſtet. Immer dann nämlich, wenn man 
aus irgendwelchen ſtrategiſchen, wirtſchaftlichen oder reinpolitiſchen 
Gründen einen Nachbarſtaat in einer beſtimmten Richtung lahmlegen 
oder ſich ſelbſt eine gewiſſe, feſt umgrenzte Einwirkungsmöglichkeit 
ſichern wollte, griff man zu der Figur einer „Staatsdienſtbarkeit“, 
einer „servitus iuris gentium“. So erklären ſich die Durchzugs⸗ 
und Handelsſtraßen⸗Gerechtigkeiten und vor allem die negativen For⸗ 
men, daß an beſtimmten Stellen keine Feſtungen gebaut werden durften 
und dergleichen mehr. Man wollte dabei über ein bloßes Verſprechen 
hinaus, wollte etwas, das gleichſam auf dem Lande ſelbſt laſtet und 
deshalb auch von einem etwaigen Rechtsnachfolger beachtet werden 
muß. Da kam natürlich das privatrechtliche Denkſyſtem mit ſeinem 
Gegenſatz der nur obligatoriſchen Bindung zu dem gegen jedermann 
wirkenden jus in re aliena ſehr zu ſtatten 10). 


15) Beiſpiel: Art. 21 des Erſten Pariſer Friedens vom 30. Mai 1814. 

16) Ein beſonders intereſſantes Beiſpiel iſt die (ſchon in Anm. 2 a. E. er⸗ 
wähnte) Neutralitätsbelaſtung von Hoch⸗Savoyen. Der entſcheidende Art. 92 der 
Wiener Kongreßakte lautet im Auszug: „En conséquence toutes les fois que 
les puissances voisines de la Suisse se trouveront en état d'hostilité, les 
troupes de S. M. le roi de Sardaigne qui pourraient se trouver dans ces 
provinces, se retireront; . . . aucunes autres troupes armdes d' aucune 
autre puissance ne pourront traverser ni stationner dans les provinccs 
et territoires susdits, sauf celles que la conf&d&ration suisse jugerait 
à propos d’y placer“ (alſo ein Beſetzungsrecht). Daß die sachliche Wirkung 
dieſer Klauſel bei der Abtretung Savoyens an Frankreich beachtet wurde, iſt ſchon 
in der Anm. 2 erwähnt worden. — Mit der Neutralifierung hängt oft das Be⸗ 
feſtigungsverbot zuſammen, ſo bei Luxemburg (Londoner Konferenz v. 11. Mai 
1867, Art. 3), bei der Don au (Berliner Vertrag v. 13. Juli 1878, Art. 52, wo 
ausdrücklich das „europäiſche Intereſſe“ als Grund angegeben und damit die ſachen⸗ 
rechtlich wirkende Belaſtung zum Ausdruck gebracht worden iſt); vgl. auch betr. 
Bulgarien Art. 11 des Berliner Vertrages. Treibend war hier überall die 
reinſte Politik, aber das „Nicht⸗Dürfen“ iſt natürlich juriſtiſch gedacht. 
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Dann ſei noch einer ſeltſamen Umwandlung eines Eigentums⸗ 
in ein Nutzungs- und ſchließlich in ein Pfandrecht gedacht, ein Bei⸗ 
ſpiel, das freilich mehr der Innenpolitik angehört. An dem Domänen⸗ 
land hatte der preußiſche König, ſolange die Identität zwiſchen Staat 
und Herrſcher anerkannt war, das Eigentum. Unter dem Wirken der 
Aufklärung vollzog dann das Landrecht von 1794 eine Zerlegung: 
das „Eigentum“ wurde dem Staate zugeſprochen, der König bekam 
die „ausſchließende Benutzung“. Ein Menſchenalter ſpäter wurde der 
König noch weiter abgedrängt, er erhielt eine feſte Geldrente, die aber 
„auf die Einkünfte der Domänen angewieſen“ und damit in das Ge» 
wand einer ſogenannten Revenuen⸗ Hypothek gebracht wurde 1). 

Schließlich mag zum Abſchluß dieſer ſachenrechtlichen Betrach⸗ 
tungen noch der Grenzen gedacht werden, die das Herrſchaftsrecht des 
einen an der Notlage des anderen findet. Bekanntlich wird der 
Einmarſch Deutſchlands in Belgien und Luxemburg unter dieſem Ge⸗ 
ſichtspunkt gerechtfertigt. Stellt man die Gebietshoheit (Souveränetät) 
des öffentlichen Rechts neben das Eigentum des Privatrechts, ſo findet 
dieſer Gedanke eine weſentliche Stütze. Bekanntlich hat man auch 
das Eigentum in der ziviliſtiſchen Doktrin früherer Jahrzehnte ſo ſehr 
nach der „abſoluten“ Seite geſteigert, daß ſchlechthin jeder Eingriff 
eines anderen als unrechtmäßig erſchien. Das paßt aber nicht in das 
wirkliche Leben hinein, vollends nicht in eine Zeit, die der Inter⸗ 
eſſenabwägung einen ſo breiten Raum in der juriſtiſchen Ge⸗ 
dankenwelt einräumt. So kommt es, daß uns im bürgerlichen Recht 
inzwiſchen der Gedanke faſt ſelbſtverſtändlich geworden iſt, den das 
deutſche Bürgerliche Geſetzbuch mit den Worten wiedergegeben hat: 
„Der Eigentümer einer Sache iſt nicht berechtigt, die Einwirkung 
eines anderen auf die Sache zu verbieten, wenn die Einwirkung zur 
Abwendung einer gegenwärtigen Gefahr notwendig und der drohende 
Schaden gegenüber dem aus der Einwirkung dem Eigentümer ent⸗ 
ſtehenden Schaden unverhältnismäßig groß iſt“ ($ 904). Wenn dem 
weiter der Satz beigegeben iſt: „Der Eigentümer kann Erſatz des ihm 


In der völkerrechtlichen Literatur iſt über die „Staatsſervituten“ 
viel geſtritten und geſchrieben worden. Bei dem hier vertretenen Standpunkt (oben 
Anm. 3), daß es auf den Erläuterungswert ankommt, fällt vieles aus dieſem 
Streit als belanglos ab. 

17) ALR. II 14 8 11. — V. vom 17. Januar 1820 und daran an⸗ 
ſchließend Art. 59 der preuß. Verſaſſungsurkunde vom 31. Januar 1850: „Dem 
Kronfideikommißfonds verbleibt die durch das Geſetz vom 17. Januar 1820 auf die 
Einkünfte der Domainen und Forſten angewieſene Rente.“ 
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entſtehenden Schadens verlangen“, ſo führt das eben nur weiter auf 
der Bahn eines geſunden Ausgleichs. Sollten dieſe Vorſtellungen 
nicht recht gut in die Politik (ſoweit ſie es mit dem Rechte hält) ver⸗ 
pflanzt werden können? Die Völkerrechtslehre iſt jedenfalls ſchon ſeit 
längerem bemüht, hier mit dem Privatrecht Fühlung zu bekommen, 
und das kann nur begrüßt werden 19. 

Freilich kommt in dem Falle Belgiens und Luxemburgs noch etwas 
hinzu, was an der genannten Stelle des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
nicht mitbehandelt worden iſt und überhaupt keinen ſachenrechtlichen 
Charakter trägt: das iſt die Neutralitätsgarantie, die dieſen kleinen 
Staaten von den Großmächten, auch von Deutſchland (als Nachfolger 
Preußens), verſprochen worden war 1). Wollte man dazu eine privat⸗ 


18) Die Entſtehungsgeſchichte des 8 904 kann gewiß auch der Völker⸗ 
rechtslehre Anregung bringen. Der Paragraph fehlte noch im I. Entwurf. In 
der II. Kommiſſion wurde lange beraten. Zunächſt erging man ſich in ziemlich 
allgemeinen Auseinanderſetzungen und war befangen durch die kriminaliſtiſche 
Notſtandslehre und die Fürſorge für eine Schadenserſatzpflicht (Prot. I 247 f., 
260 f.; 8 746 II im Entwurf IIa). Erſt in einem viel ſpäteren Verhandlungs⸗ 
abſchnitt ſah man ein, daß die Hauptfrage die der Intereſſenabwägung, alſo die 
Frage nach dem Schutze des bedrohten höheren Wertes auf Koſten des niederen 
Wertes ſei. Der entſcheidende Antragſteller ging geradezu vom „Zurücktreten 
niederer Rechte vor einem ihnen zuwiderlaufenden höheren Intereſſe“ aus (Prot. 
VI 214), während der Gegner charakteriſtiſcherweiſe in der Sprachart des Völker⸗ 
rechts dagegen kämpfte, daß jemand „ein fremdes Gut, das ſich neutral zu ihm 
verhalte, ſeinem anderweit bedrohten Intereſſe zum Opfer bringe“ (S. 215). Die 
Mehrheit glaubte nicht gut daran zu tun, wenn ſie für alle Güter ein ſolches 
Opfer verlangte, und ſtellte darum feſt, daß gegen Leib, Leben, Geſundheit und 
Freiheit keinesfalls eine Nothandlung vollzogen werden dürfe, wohl aber müßten die 
Sachgüter bei fremder Not einem überwiegenden Intereſſe des Bedrohten ge⸗ 
opfert werden (S. 215 f.). So wurde die neue Regel in der Eigentumslehre 
eingeſchoben. 

Man könnte nun verſucht ſein, zu behaupten, daß gerade für Belgien 
höhere Werte als nur „Sachgüter“ in Frage geſtanden hätten. Das wäre aber 
durchaus falſch. Es liegt zwar das diplomatiſche Aktenmaterial noch nicht voll⸗ 
ſtändig vor. Aber ſo viel dürfte ſchon jetzt feſtſtehen, daß die deutſche Regierung 
von der belgiſchen eben nur den Truppendurchzug, alſo einen Weg verlangt, dafür 
aber Schonung aller der politiſchen Werte verſprochen hat, die mit „Leib, Leben, 
Geſundheit und Freiheit“ eines Menſchen zu vergleichen wären. Und es iſt von 
größter Bedeutung, daß die Männer der engliſchen Regierung ihrem Parlament 
gegenüber das letztere Verſprechen unterdrückt und es ſo hingeſtellt haben, als wolle 
Deutſchland ſeine Notlage auch gegen die Freiheit und das Leben des belgiſchen 
Staates ausſpielen. 

19) Grundlage iſt der Vertrag zwiſchen den Niederlanden und Belgien 
vom 19. April 1889. Darin Art. 7: „La Belgique, dans les limites indiquees 
aux articles 1, 2 et 4, formera un &tat indépendant et perpetuellement 
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rechtliche Parallele bilden, ſo müßte man etwa denken, daß ein Nach⸗ 
bar dem anderen, ganz unabhängig von dem § 904 BGB., zugeſagt 
hätte, er werde ſich eines ſtörenden Eingriffs in den Bereich des Nach⸗ 
barn enthalten. Solche Verſprechungen kommen natürlich vor. Wenn 
z. B. über die Benutzung eines Weges über das Grundſtück des 
B geſtritten worden iſt, weil der B an die vom A behauptete alt⸗ 
überkommene Wegegerechtigkeit nicht glauben will, ſo kann man ſich 
recht gut denken, daß ſchließlich der A (ſei es mit, ſei es ohne Ent⸗ 
ſchädigung) dem Nachbar feierlich verſpricht, ſich von dem Wege gänz⸗ 
lich fernhalten zu wollen. Aber iſt er deshalb der Nothilfe des $ 904 
entkleidet? Soll er ertrinken oder verbrennen, weil er dem B ver⸗ 
ſprochen hat, den Weg, der jetzt die einzige Ausflucht bildet, „ewig“ 
zu meiden? Ganz gewiß nicht! Und Gleiches muß von dem poli⸗ 
tiſchen Verſprechen, die Neutralität zu achten, gelten. Es iſt eben die 
gewaltige Macht der Auslegung, der beide Arten von Ver⸗ 
ſprechungen unterworfen bleiben. Dies aber führt bereits aus dem 
Sachenrecht hinaus und in das Vertragsrecht hinüber 20). 


II. 


Das Vertragsrecht iſt recht eigentlich das Gebiet, wo 
das Privatrecht Unverlierbares geleiſtet hat. Das hängt vielleicht 
mit der ganzen Geſchichte unſeres rechtlichen Denkens zuſammen. 


neutre. Elle sera tenue d' observer cette m&me neutralité envers tous les 
autres états.“ Dieſen (gleichſam internen) Vertrag übernahmen dann die Groß⸗ 
mächte Frankreich, Oeſterreich, England, Preußen, Rußland, indem ſie am gleichen 
Tage auch ihrerſeits einen Vertrag mit Belgien ſchloſſen und darin beſtimmten, 
daß die als Anlage beigegebenen Artikel des niederländiſchen Vertrages „sont con- 
sider&s comme ayant la m&me force et valeur que s'ils étaient textuelle- 
ment inseres dans le présent acte, et qu’ils se trouvent ainsi places sous 
la garantie de leursdits Majestés.“ 

Für Luxemburg kommt in erſter Linie die Londoner Konferenz vom 11. Mai 
1867 in Frage. Hier iſt das Neutralitätsprinzip noch ſchärfer formuliert: „Les 
Hautes Parties Contractantes s’engagent à res pecter le principe de neu- 
tralité stipul& par le présent Article. Ce principe est et demeure place 
sous la sanction de la garantie collective des Puissances sig- 
nataires du present Traité à l’exception de la Belgique, qui est elle- 
möme un Etat neutre.“ Signatarmächte waren Preußen, Oeſterreich, Belgien, 
Frankreich, England, Italien, Rußland. 

Darüber, ob Belgien ſelbſt ſchon vorher die Neutralität verletzt hat, vgl. 
unten Anm. 53. — Vgl. Kohler, im Archgtecht WirtſchPhiloſ. VIII S. 442 ff. 


20) Ueber Auslegung unten IVa. — Ausgezeichnet die Bemerkungen Jo⸗ 
hannes Niedners (Prof. in Jena), Der Krieg und das Völkerrecht, 1915, S. 9. 
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Wir ſind nun einmal in beträchtlichem Umfange Erben der Römer, 
und daß die Römer gerade im Bereich der Obligationen ihr Beſtes 
geleiſtet haben, iſt bekannt. Dazu kommt auf der anderen Seite, 
daß das Vertragsrecht mehr als alle anderen Gebiete der Ausnützung 
durch Advokatenkniffe, Wortverdrehungen, geheime Klauſeln zugänglich 
iſt, und daß auch ſolches Advokatentum aus unſerer Vergangenheit 
nicht weggeſtrichen werden kann. So hat im Laufe der Jahrhunderte 
das auf römiſchem Boden erwachſene Vertragsrecht eine unerhört 
feine Ausbildung, zum Guten wie zum Schlimmen, erfahren. Und 
dieſe Unterlage war eben in erſter Linie privatrechtlich gefärbt. 

Daß aus dem Denkſchatz des bürgerlichen Vertragsrechts vieles 
nach dem öffentlichen Recht herübergenommen worden iſt und noch 
täglich in ſolchem Sinne verwendet werden kann, beſtätigen unzählige 
Beiſpiele. Auch wiſſenſchaftlich erkennt man es an. Aus den zahl⸗ 
reichen Stimmen ſei herausgehoben, was ein jüngerer Lehrer des 
Völkerrechts im Vorwort einer wertvollen Einzelſchrift niedergelegt hat: 
„Die Grundbegriffe des Vertragsrechts ſind nun einmal in feinſter 
Ausprägung durch die Doktrin des Privatrechts gebildet und gemodelt 
worden, ſo daß für den, der ſich eindringlicher mit dem völkerrechtlichen 
Vertragsrecht befaſſen will, nichts übrig bleibt, als ſich auch in die 
von der ‚älteren Schweſter“ behandelten Fragen zu verſenken, wenn 
er zu einem begründeten Urteil darüber kommen will, was er von 
dieſer Begriffsarbeit für feine Zwecke zu verwenden, was auszuſcheiden 
hat“ 2). Freilich iſt hier mit gutem Grunde ſofort betont, daß eine 


21) Dr. Erich Kaufmann, Das Weſen des Völkerrechts und die Clausula 
rebus sic stantibus. Rechtsphiloſophiſche Studie zum Rechts⸗, Staats⸗ und Ver⸗ 
tragsbegriffe, 1911. — Prof. Dr. F. K. Neu becker, Zwang und Notſtand in 
rechts vergleichender Darſtellung, 1910, ſpricht S. 134 davon, daß in der Lehre von 
der Anfechtung „die Ergebniſſe der deutſchen privatrechtlichen Forſchung in glücklicher 
Weiſe auf das Gebiet des Völkerrechts übertragen“ worden ſeien. Uſw. 

Indeſſen ſtehen ſolchen Stimmen auch ſchroff ablehnende gegenüber. 
Wie ſchon erwähnt (Anm. 3 a. E.), iſt über das Verhältnis des privaten zum 
öffentlichen Vertragsrecht, über die „Analogie des Privatrechts“ ſehr viel nachgedacht 
und geſchrieben worden. Führende Schriftſteller haben ſich eingehend geäußert 
(Literaturangaben bei Ullmann, Völkerrecht, 1908, $ 8 Ziff. III, S. 45 Anm. 3 
und S 74 Ziff. II, S. 248 Anm. 3). Die ablehnende Haltung überwog in letzter 
Zeit. Man wollte den überwiegenden Druck des Privatrechts ſtreichen. Das früher 
aus der ziviliſtiſchen Doktrin Geſchöpſte zog man auf den Boden der „Allgemeinen 
Rechtslehre“ hinüber und betonte gern die Eigenſchaft des Vertrages als eines 
„univerſellen Rechtsinſtituts“. 

Dieſe ablehnende Haltung dürfte ſich hiſtoriſch erklären. Im Zeitalter Pufen⸗ 
dorſs war die Anleihe beim jus civile ſelbſtverſtändlich und deshalb übertrieben. 
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kritikloſe Uebernahme vom Uebel ſei. Darum wird auch bei den 
folgenden Zeilen immer im Auge behalten werden müſſen, daß es 
ſich nur um einige Anregungen und keineswegs um „richtige“ Be⸗ 
hauptungen oder tiefgründige Rätſellöſungen handeln ſoll 22). 

a) Im Privatrecht wurzelt zunächſt faſt alles, was über die 
Konſtruktion des Vertrages gedacht worden iſt. Die Zuſammen⸗ 
führung von Antrag und Annahme, das Verhältnis beider 
zueinander, ſind vorzugsweiſe im Rahmen des bürgerlichen Rechts 
unterſucht worden. Aber es leuchtet ein, daß die dabei geſchaffenen 
Denkwerte auch für die politiſchen Verträge (mit oder ohne Umge⸗ 
ſtaltung) verwendbar ſind. Soweit ein lebhafter Notenwechſel, wie 
er in erregter Zeit Vertragsſchlüſſen voranzugehen pflegt, überhaupt 
juriſtiſch gemeſſen werden kann, wird man ohne weiteres die Leitſätze 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs verwerten können, wie etwa den: „Die 
verſpätete Annahme eines Antrags gilt als neuer Antrag“ oder den 
folgenden: „Eine Annahme unter Erweiterungen, Einſchränkungen 
oder ſonſtigen Aenderungen gilt als Ablehnung, verbunden mit einem 
neuen Antrage.“ Für die Losſagung von einer Offerte wegen Ver⸗ 
zögerung einer klaren Antwort ſcheinen die Verhandlungen Oeſter⸗ 
reichs mit Italien ein jüngſtes Beiſpiel zu enthalten; wenigſtens hat 
nach dem Material des italieniſchen Grünbuchs am 12. oder 13. Fe⸗ 
bruar der Vertreter Italiens in Wien erklärt, daß infolge Ausbleibens 
einer Stellungnahme zu den gemachten Vorſchlägen Italien genötigt 
ſei, feinen ganzen Vorſchlag zu einer Unterhandlung zurückzuziehen 2). 


Nun kam als natürlicher Rückſchlag eine Emanzipationsbewegung. Sie iſt auch 
wieder zu weit gegangen. Iſt ihre Zeit vorüber (was vielleicht nahe bevorſteht), 
ſo wird wieder eine gewiſſe Annäherung folgen. Ob dann die einzelnen Denk⸗ 
werte im Privatrecht, in der allgemeinen Rechtslehre oder ſonſtwo untergebracht 
werden, iſt gleichgültig, wenn dieſe Denkwerte nur nicht aus einer Art wiſſenſchaft⸗ 
licher Klauſur unbeachtet bleiben und ſchließlich verloren gehen. 

22) Ganz ablehnend verhält ſich der Verfaſſer gegen die Analogielehre alten 
Stils, die ohne genügende Klärung der wirklichen Beweggründe aus Wortähnlich⸗ 
keiten bald eine „Analogie“, bald das genaue Gegenteil, nämlich ein Argumentum 
e contrario ableitete. 


23) Inſtruktion des Wiener Botſchafters durch den italieniſchen Miniſter des 
Aeußeren vom 12. Februar: „Onde il Regio Governo si trova costretto, a 
salvaguardia della propria dignitä, a ritirare ogni sua proposta o 
iniziativa di discussione.“ Ganz ähnlich die Wendung in dem letzten Dokument 
vor dem Kriegsausbruch, der Kündigung des Dreibunds vom 3./4. Mai 1915. 
[In Deutſchland iſt eine Ausgabe des Grünbuchs zurzeit noch nicht erſchienen; mir 
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Ein beſonders eigentümlicher Fall einer Offerte iſt das Aner⸗ 
bieten einer Krone. Daß auch hierbei privatrechtliche Figuren 
gute Dienſte leiſten können, zeigt das Anerbieten der griechiſchen Krone 
an den Prinzen Friedrich Otto von Bayern im Jahre 1832. Denn 
hier ſpielten gleichzeitig Vollmachtsauftrag, geſetzliche Vertretung und 
Mäklervertrag hinein. Das Angebot wurde überbracht durch die 
„Höfe von Frankreich, Großbritannien und Rußland, zu ſolchem Ende 
von der griechiſchen Nation gehörig ermächtigt“. Wenn, was denk⸗ 
bar iſt, bei ſolchem Ueberbringen Mißverſtändniſſe unterlaufen, ſo 
wird man bei ihrer juriſtiſchen Würdigung ſicherlich nicht an dem 
Gedankenreichtum vorübergehen können, der in den ziviliſtiſchen Unter⸗ 
ſuchungen über den Gegenſatz zwiſchen Auftrag und Vollmacht, über 
das Handeln ohne Vertretungsmacht, über Willendmängel bei der 
Stellvertretung uſw. aufgeſpeichert liegt?). 


liegt ein Abdruck der Mailänder Verlagsbuchhandlung Fratelli Treves, No. 22 der 
Sammlung „Quaderni della Guerra“ vor; darin S. 41.] 

Etwas ſpäter, am 10. März, iſt der Vertreter Italiens angewieſen worden, 
zu erklären, daß die Dauer der Verhandlungen über ſeinen erſten formulierten 
Vorſchlag (vom 4. März) auf zwei Wochen beſchränkt werde; ſo lange wollte man 
ſich noch für gebunden halten: kommt es bis dahin nicht zum Abſchluß, dann 
„ogni proposta fatta da una delle parti s' intenderebbe ritirata e come non 
avvenuta e si tornerebbe allo statu quo ante di reciproca libertà“ (S. 67). 
Das erinnert an $ 148 BGB.: „Hat der Antragende für die Annahme des An⸗ 
trags eine Friſt beſtimmt, ſo kann die Annahme nur innerhalb der Friſt erfolgen.“ 
Aber es kann natürlich fraglich ſein, ob überhaupt mit dieſen Erklärungen der Er⸗ 
klärende in den Bereich rechtlicher Bindung eintreten wollte. 

24) Vgl. Vertrag zu London vom 7. Mai 1832 Art. 1. Man ſtutzt ſo⸗ 
fort: Kann eine „Nation“ eine Vollmacht erteilen? Vom Privatrecht glaubt man 
gewohnt zu ſein, daß die Vollmacht von ganz beſtimmten Einzelperſonen ausgehen 
müfje. Indeſſen hat der Ziviliſt die Schwierigkeiten einer ſolchen Kollektiv⸗Ermäch⸗ 
tigung ſehr eindringlich kennen gelernt, wenn auch noch nicht gelöſt bei ſeinem be⸗ 
rühmten „kollektiven Arbeitsvertrag“ (Tarifvertrag). Dieſer Parallele ſollte weiter 
nachgegangen werden. — Bei der vorangegangenen Loslöſung Griechenlands von 
der Türkei waren dieſelben drei Mächte als Vertragsvermittler, alſo als Mäkler 
aufgetreten. Dafür kam als Unterlage der Londoner Vertrag vom 6. Juli 1827 
in Betracht. Dort lautet Art. 1: „Les hautes parties contractantes offriront 
& la Porte ottomane leur médiation dans le but de ménager une récon- 
ciliation entre cette puissance et les Grecs“, und ſpäter gingen dann eben die 
Mittler auf die Suche nach einem geeigneten Thronbewerber, wobei ſie im ſoge⸗ 
nannten Londoner Protokoll vom 3. Februar 1830 einige Richtlinien für die Aus⸗ 
wahl feſtlegten (Art. 3 des Protokolls). Das Ergebnis ihrer Mällertätigkeit war 
der Abſchluß jenes Vertrages mit dem bayriſchen Prinzen. 

Gewiß wäre es finnlos, auf folche Verhältniſſe ſchlechthin die 88 652 ff. BGB. 
(Mäklervertrag) zu überpflanzen. Es kann natürlich nicht davon die Rede ſein, 
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Auf der anderen Vertragsſeite ſtand bei dieſem griechiichen Bei⸗ 
ſpiel ein Minderjähriger, und dadurch wurde die Denkform der ge⸗ 
ſetzlichen Stellvertretung ausgelöſt. Der König von Bayern voll⸗ 
zog die Annahme der Offerte, „im Namen ſeines noch minderjährigen 
Sohnes handelnd“. Und wiederum wäre es geiſtig ſehr unökonomiſch, 
wenn man bei ſolchen Verhältniſſen nicht den Schatz von juriftifchen 
Vorſtellungen ausnützen wollte, der durch jahrhundertelanges Nach⸗ 
denken der Ziviliſten über Probleme der Minderjährigkeit erzielt 
worden iſt 257). 


b) Oft iſt bei den politiſchen Verträgen eine ſofortige Bin⸗ 
dung und ein ſofortiges Handeln nicht am Platze. Man entwirft nur 
eine Art von Programm für mögliche Fälle, man beftimmt, was 
werden ſoll, wenn dies oder jenes eintritt, man wappnet ſich für den 
berühmten „casus foederis“ und dergleichen mehr. Kann hier das 
Zivilrecht dienen? Man denkt natürlich zunächſt an die Formen der 
Bedingung oder Befriſtung. Tatſächlich liegen die Fälle auch ſehr 
häufig ſo, daß dieſe Formen gegeben ſind. Man wird das z. B. von 


daß im Zweifel ein Mäklerlohn „als ſtillſchweigend vereinbart gilt“. Aber einzelne 
Ideen werden recht gut für die politiſchen Geſchäfte fruchtbar gemacht werden 
können. Wenn z. B. im bürgerlichen Recht das Verſprechen eines Lohnes für 
Ehevermittelung „keine Verbindlichkeit begründet“, weil man es für unfittlich hält, 
eine Vermittelung in ſo heiligen Dingen ſich bezahlen zu laſſen, ſo wäre recht gut 
denkbar, daß ein Politiker mit ähnlicher Begründung eine für die Beſchaffung eines 
Thronprätendenten ausgeſetzte Belohnung hinterher nicht zum Vollzuge bringt. 
Natürlich dürfte er dabei den deutſchen Satz nicht kurzerhand als rechtsverbind⸗ 
lich hinſtellen, ſondern nur als Erläuterung für ein allgemeineres Prinzip ver⸗ 
wenden, wobei er übrigens darauf hinweiſen könnte, daß die Schweiz (Obligationen⸗ 
recht von 1911 Art. 416), Oeſterreich (ABGB. § 879, ebenſo die Entwürfe zu einer 
Novelle), Ungarn (Entwurf von 1914 $ 1352) ähnliche Beſtimmungen führen, und 
daß auch ſonſt in dem Zivilrecht der Kulturſtaaten ſchätzenswertes Material zu 
finden iſt. 

25) Im Londoner Vertrag vom 7. Mai 1832 Art. 2. Die Art. 9 ff. ſahen 
für die Dauer der Minderjährigkeit eine Regentſchaft vor. Hier ſchiebt ſich der 
Gedankenkreis der Vormundſchaft heran. — Intereſſant iſt der Verſuch, den ſchwie⸗ 
rigen Fragen der ſogenannten „halbſouveränen“ Staaten mit Parallelen der zivi⸗ 
liſtiſchen Geſchäftsfähigkeit auf den Leib zu rücken: geſchäftsfähige, beſchränkt ge⸗ 
ſchäftsfähige, geſchäftsunfähige Staaten. Vgl. Heilborn in der Holtzendorff⸗ 
Kohlerſchen Enzyklopädie, 7. Aufl., Bd. 5 S. 501 ff. Und wenn in dem gleichen 
Zuſammenhange auch eine Abſtufung der Rechtsfähigkeit (Perſönlichkeit) in Geſtalt 
„beſchränkt rechtsfähiger“ Staaten anerkannt wird, fo ſteht das wiederum zu ge⸗ 
wiſſen ziviliſtiſchen Forſchungen in Parallele, die gewiß auch das völkerrechtliche 
Denken befruchten könnten. Vgl. Hedemann, Werden und e im bürger⸗ 
lichen Recht, 1913, S. 20 ff. 
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dem deutſch⸗öſterreichiſchen Zweibund und ebenſo dem nachfolgenden 
Dreibund und von vielen anderen ähnlichen Verträgen behaupten 
können, die ganz und gar auf dem Gedanken: „Wenn — ſo“ auf⸗ 
gebaut find 2). Sehr vieles aus der bürgerlichen Bedingungslehre 
paßt ganz und gar nicht für ſolche politiſchen Abmachungen. Z. B. kaum 
der Schadenderſatz und die relative Ungültigkeit, die an die Bedingungs⸗ 
widrigkeit des einen Vertragsteils geknüpft find. Aber ſchon der bloße 
Gedanke, daß während der Schwebezeit bereits eine „Anwartſchaft“ 
beſteht, und daß dieſe Anwartſchaft unter den Schutz von Treu und 
Glauben geſtellt iſt, ſollte mit Nachdruck in das politiſche Vertrags⸗ 
recht hinübergeſchoben werden. Ferner aber wäre ſehr wohl zu er⸗ 
wägen, ob nicht ſogar beſtimmte Einzelfiguren aus dieſem Syſtem 
von Schutzmaßregeln unmittelbar praktiſch verwertet werden könnten. 
So namentlich die jahrhundertealte Fiktion: wenn der andere den Ein⸗ 
tritt der Bedingung treulos verhindert, gilt die Bedingung gerade 
doch als eingetreten 270). Man könnte etwa an einen der vielen Auf⸗ 
teilungsverträge denken. Es hat ein Staat einem anderen Staat 
beſtimmte wirtſchaftliche Konzeſſionen verſprochen, falls dieſem bei 


26) Der Bündnisvertrag zwiſchen Deutſchland und Oeſter reich (Wien 
7. Oktober 1879) enthält folgende Leitſätze: „Sollte eines der beiden Reiche von 
Seiten Rußlands angegriffen werden, ſo ſind die Hohen Kontrahenten verpflichtet, 
Einander mit der geſamten Kriegsmacht beizuſtehen und den Frieden nur gemein⸗ 
ſam und übereinſtimmend zu ſchließen“; „Würde einer der Hohen kontrahierenden 
Teile von einer anderen Macht angegriſſen werden, ſo verpflichtet ſich hiermit der 
andere Hohe Kontrahent, dem Angreifer nicht nur nicht beizuſtehen, ſondern min⸗ 
deſtens eine wohlwollende neutrale Haltung zu beobachten“. Aehnlich iſt der Drei⸗ 
bund aufgebaut, wie ſich aus den inzwiſchen veröffentlichten Artikeln 3 und 4 er⸗ 


gibt (über dieſe Artikel unten Anm. 56). Ganz ähnlich auch das britiſch⸗ 


japaniſche Bündnis, das am 30. Januar 1902 in London zuſtande kam (Art. 2 
und 3). 

27) Die Regel ſtand als Nr. 161 in der Juſtinianiſchen Sprüchwörterſamm⸗ 
lung (D. 50, 17, 161): „In iure civili receptum est, quotiens per eum, 
cuius interest condicionem non impleri, fiat quo minus impleatur, perinde 
haberi, ac si impleta condicio fuisset“; angeblich von Ulpian, doch findet ſich 
derſelbe Satz auch als Stück des Julianiſchen Digeſtenwerks in D. 35, 1, 24. — 
Natürlich hat dieſe Regel des mehr und mehr in Vergeſſenheit verſinkenden römiſchen 
Rechtsbuches keine verbindliche Kraft, ſondern nur Illuſtrationswert. Aber es iſt 
doch ſehr eindrucksvoll, daß der Gedanke auch ins Preußische Landrecht (I 4 58 1057.) 
ins ſächſiſche BGB. (5 111) und dann in die Reichskodifikation (BGB. 8 162), ferner 
in den Code civil (1178) und, dieſem folgend, in das holländiſche, ſardiniſche und 
gewiß noch manches andere Geſetz, ſchließlich auch ins ſchweizeriſche Obligationen⸗ 
recht (156), in den ungariſchen Entwurf von 1914 ($ 763) uſw., eingedrungen iſt. 
Das ſichert dem Gedanken eine gewiſſe Allgemeingültigkeit. 

Blätter für Rechtspflege LXII. N. F. XIII. 8 
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einer in Ausſicht ſtehenden Aufteilung fremden Landes ein beſtimmtes 
Gebiet zufallen ſollte. Später hintertreibt gerade er den Anfall des 
betreffenden Landſtrichs und damit den Eintritt der Bedingung, um 
ſich auf dieſe Weiſe den verſprochenen Konzeſſionen zu entziehen. 
Warum ſollte hier nicht verſucht werden, nun doch die Gewährung 
der Konzeſſionen nach dem Gedanken jener alten Fiktion durchzu⸗ 
ſetzen? Ob das erzwingbar iſt, hängt freilich von den Umſtänden 
ab, hat aber mit der materiellen Rechtmäßigkeit nichts zu tun?). 

Bisweilen ſind indeſſen jene Zukunftsabmachungen ſo gefaßt, 
daß man mit Verwendung der Bedingungslehre allein keine erſchöpfende 
Durchdenkung erzielt. Die Bedingung hat etwas Hartes, faſt könnte 
man ſagen Gewaltſames an ſich. Das ſagt den Diplomaten wenig 
zu. Und darum ſind Formeln ſehr beliebt wie etwa: „Wenn dieſer 
Fall eintritt, wird man ſich verſtändigen, ob.“ Außerordentliche Be⸗ 
deutung hat der Geiſt ſolchen halben Offenlaſſens gerade in den 
jüngſten Zeitereigniſſen bekommen. Denn er hat in ſehr hohem 
Grade die Verhandlungen zwiſchen Oeſterreich und Italien beherrſcht. 
Bekanntlich hat Italien, gerade um für ſein ſittlich angreifbares Ver⸗ 
halten eine juriſtiſche Stütze zu bekommen, mehr und mehr den 
Artikel VII des Dreibund vertrages vorgeſchoben. Der 
Text dieſes Artikels iſt inzwiſchen veröffentlicht worden. Die hier 
verwertbare Stelle lautet verkürzt: „Sollte jedoch der Fall ein⸗ 
treten, daß infolge des Vorgehens einer dritten Macht oder ſonſt⸗ 
wie Oeſterreich⸗Ungarn oder Italien genötigt wären, den Statusquo 
durch eine zeitweilige oder dauernde Beſetzung ihrerſeits zu verändern, 
ſo würde dieſe Beſetzung nur ſtattfinden nach einer vorange⸗ 
gangenen Uebereinkunft zwiſchen den beiden Mächten, welche 
auf dem Prinzip einer gegenſeitigen Kompenſation zu beruhen und 
die Intereſſen und berechtigten Anſprüche der beiden Teile zu be⸗ 
friedigen hätte.“ Man muß annehmen, daß damit mehr als ein 
bloßes Programm, nämlich eine wirkliche, rechtlich gedachte Zuſage 
gemeint ſein ſollte. Eine juriſtiſche Figur aber läßt ſich dafür kaum 
anders finden als in dem viel umſtrittenen pactum de paciscendo: 


28) Oder: Bei einem Defenſivbündnis verſteht es der eine Vertragsteil, 
um ſeiner Bündnispflicht zu entgehen, den anderen durch geſchickte Manöver in die 
„Offenſiwe“ zu drängen. Die Behauptung, daß nunmehr doch der casus foederis 
gegeben ſei, iſt keineswegs ſinnlos. Gewiß wird dem Hintergangenen an dem Ge⸗ 
noſſen nicht mehr viel liegen, aber er kann Pfänder in der Hand haben, die wert⸗ 
voll ſind und nun vielleicht nach den weiteren e des Vertrages wegen 
verweigerter Bündnishilfe verfallen. 
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man verſpricht, im gegebenen Augenblick einen Kompenſationsvertrag 
abzuſchließen, für den die Hauptrichtungslinien ſchon in dem Vorvertrage 
feſtgelegt werden. Feſte Werte können freilich die Ziviliſten für die 
Handhabung dieſer Figur nicht beiſteuern; es iſt ſo gut wie alles 
beſtritten in der Lehre vom „Vorvertrag“. Immerhin iſt ein reicher 
Diskuſſionsſtoff in den ziviliſtiſchen Schriften niedergelegt, und man 
wird gewiß daher klärende Gründe und Gegengründe ſchöpfen können 2°). 

Im Anſchluß daran ſei eines weiteren ziviliſtiſchen Begriffes ge⸗ 
dacht, der freilich noch in keinem einzigen Geſetzestext untergebracht 
und ſozuſagen noch in der Entſtehung begriffen iſt. Das iſt die ſo⸗ 
genannte loſe Intereſſengemeinſchaft. Sie ſpielt im wirt⸗ 
ſchaftlichen Leben eine nicht unbedeutende und wachſende Rolle und 
hat auch etwas von dem Hineinarbeiten in eine noch ungewiſſe Zu⸗ 
kunft an ſich. Sie iſt etwa auf die Formel gebaut: Wenn ſich eine 
beſtimmte wirtſchaftliche Konſtellation ergibt, dann wollen wir zu⸗ 
ſammengehen und dabei folgende Geſichtspunkte (vor allem die Gewinn⸗ 
beteiligung betreffend) gelten laſſen. Sofort empfindet man, daß dies im 
politiſchen Leben ſtarke Parallelen findet, worauf weiter unten > 
einmal zurückgegriffen werden wird. 

c) Eine weitere beachtenswerte Hilfsfigur iſt der Vertrag 
zugunſten Dritter. Daß bei den politiſchen Verträgen die Kon⸗ 
trahenten ſehr oft über ihre eigenen Verhältniſſe hinausgreifen und 
Fürſorge für Dritte treffen, die nicht ſelbſt als Vertragspartei auf⸗ 
treten, liegt in der Natur der Dinge. Meiſt ſind dabei die Dritten 
nicht voll anerkannt im „Konzert“ der Mächte und bleiben gerade 
deshalb draußen vor der Tür. Deshalb muß man die Parallele des 


29) Mit dem Hinweis auf den Artikel VII beginnt das italieniſche Grün⸗ 
buch. Der italieniſche Miniſter leitet daraus in ſeiner Note vom 9. Dez. 1914 ab: 
„Fobbligo del previo ac cordo con P'Italia e l obbligo dei compensi“. 
Der öſterreichiſche Miniſter formuliert dann ſein Eingehen auf den Verhandlungs⸗ 
gedanken mit den Worten: er ſei geneigt, in einen Meinungsaustauſch einzutreten 
(am 20. Dez.; a. a. o. S. 9). — Ueber die Figur des „Rechts auf Kompenſation“ 
unten Anm. 68. | 

Uebrigens ſcheinen auch die Gegenabmachungen, die Italien inzwiſchen mit 
dem ſogenannten Dreiverband (England, Frankreich, Rußland) eingegangen iſt, 
zur Hälfte einen fertigen Vertrag, zur anderen Hälfte ein pactum de paciscendo 
darzuſtellen. Wenigſtens behaupten Zeitungsmeldungen, über die Adria und das 
öſtliche Mittelmeer ſei ein feſter Vertrag zuſtande gekommen; dagegen beſtehe be⸗ 
züglich Kleinaſiens „nur die gegenſeitige Verpflichtung zur Abſchließung eines Ver⸗ 
trages“. — Der Wert ſolcher Verpflichtungen beſteht (theoretiſch formuliert) vor 
allem darin, daß die Ablehnung von Verhandlungen über den zu ſchließenden Sr 
trag ihrerſeits ſchon einen Vertragsbruch darftellen kann. 

8* 
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Privatrechts mit Vorſicht handhaben; denn das Privatrecht geht be⸗ 
kanntlich von der Theorie der Gleichberechtigung aller, alſo auch jener 
Dritten aus 3). Aber im übrigen ſtrömt aus der privatrechtlichen 
Doktrin eine Fülle ſchätzbaren Denkſtoffes herüber. Waren doch dieſe 
Verträge zugunſten Dritter lange Zeit ein Schmerzenskind der Ziviliſten, 
dem man beſonders viel an Pflege zukommen ließ. Namentlich der 
Diplomat, der auf „Konſtruktionen“ etwas hält, wird gut tun, bei 
Gelegenheit ein paar Schriften über dieſe „Mißgeburt“ zu ſtudieren. 
Vor allem aber iſt die Frage nach der Selbſtändigkeit oder Unſelb⸗ 
ſtändigkeit der verteilten Befugniſſe für die politiſchen Verträge min⸗ 
deſtens ſo praktiſch wie für einen Lebens verſicherungsvertrag zugunſten 
der Witwe. Wer bekommt das Recht auf Erfüllung, der Kontrahent 
oder ſein Schützling oder beide? Kann ſpäter das dem Dritten zu⸗ 
gedachte Recht durch Willensänderung der eigentlichen Kontrahenten 
wieder geändert werden? Und muß der Dritte hinterher Einwendungen 
gelten laſſen, die die Kontrahenten unter ſich ausgemacht haben? 
Ueber das alles iſt im Bereich des bürgerlichen Rechts viel nach⸗ 
gedacht, viel unfruchtbare Spitzfindigkeit geliefert, aber doch auch mancher 
praktiſche Gedanke gezeugt worden. 

Beſonders charakteriſtiſch für die Hohe Politik ſind die Verträge, 
die gewiſſen Vaſallenländern der Türkei die Souveränetät ge⸗ 
bracht haben, alſo die Verträge über die Unabhängigkeit Griechen⸗ 
lands und ſpäter (auf dem Berliner Kongreß) die Beſtimmungen über 
die Unabhängigkeit Rumäniens, Montenegros und Serbiens. Dieſe, 
eigentlich erſt im Werden begriffenen Staaten waren ausdrücklich 
nicht als Vertragsparteien zugezogen worden. Hat der Vertrag ihnen 
nun ein ſelbſtändiges Recht auf Vollzug des Verſprochenen eingetragen? 
Und wie, wenn die Großmächte hinterher nochmals zuſammengetreten 
wären und an den beigegebenen Bedingungen etwas geändert hätten? 
Oder wenn der begünſtigte Dritte die Bedingungen ſpäter nicht gelten 
laſſen wollte, weil er nicht ſelbſt Vertragspartei und deshalb auch 
nicht gebunden ſei? Die Verwandtſchaft mit den Fragen des bürger⸗ 
lichen Rechts ſpringt in die Augen 3). 


30) Die Parallele wird lebendiger, wenn man das frühe re Privatrecht, das 
eben noch nicht auf Gleichberechtigung beruht, danebenhält und etwa an Verträge 
denkt, die der Lehnsherr zugunſten ſeines Vaſallen, der Dienſtherr für ſein Geſinde, 
der Meiſter für feinen Geſellen abſchloß. 

31) Für Griechenland kommt außer den oben in Anmerkung 24 genannten 
Verträgen das Londoner Protokoll vom 3. Februar 1830 in Frage. — Aus dem 
Berliner Vertrag vom 13. Juli 1878 vgl. Art. 34: „Die Hohen vertragſchließenden 
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Nun bringt aber das politische Getriebe in beträchtlicher Zahl 
auch Verträge zu Laſten eines Dritten hervor. Und hier ſcheint 
das Privatrecht ganz zu verſagen. Denn es herrſcht ziemlich allge⸗ 
mein die Ueberzeugung, daß ſolche Gebilde privatrechtlich entweder 
gar nicht zu „konſtruieren“ oder aber contra bonos mores und 
darum nichtig ſeien. Indeſſen iſt das übertrieben. Immer dann, 
wenn dem Dritten gleichzeitig mit den Begünſtigungen auch 
einige Beläſtigungen angeſonnen werden, iſt der Vertrag durchaus 
lebensfähig; jedem Lebensverſicherungsvertrag ſind Bedingungen bei⸗ 
gegeben, denen ſich eben auch der Dritte, zu deſſen Gunſten der Ver⸗ 
trag geſchloſſen wurde, unterwerfen muß. Das iſt freilich richtig, daß 
in letzter Linie dem Dritten die durch Bedingungen verbitterte Wohl⸗ 
tat nicht aufgedrängt werden kann. Aber das wird grundſätzlich ganz 
ebenſo im Völkerrechte gelten müſſen. Wenn zwei Mächte verein⸗ 
baren, aus der Haut einer dritten Stücke zu ſchneiden, ſo bindet das 
ſicher dieſe dritte nicht, auch wenn es ſo verſüßt und ſo formuliert 
wird, daß es wie ein Vertrag zugunſten mit etlichen beigegebenen 
Bedingungen ausſieht 22). Und noch ein Wort über die Unſittlichkeit. 
Gewiß verfällt der privatrechtliche Vertrag einer Einbrechergeſellſchaft 
der Nichtigkeit. Aber nicht jeder Vertrag, der auf eigene Bereiche⸗ 
rung und wirtſchaftliche Verkürzung eines Dritten abzielt, iſt ein 


Teile erkennen die Unabhängigkeit des Fürſtentums Serbien an, indem ſie die⸗ 
ſelbe an die in dem folgenden Artikel aufgeführten Bedingungen knüpfen“: für 
Montenegro Art. 26 ff., für Rumänien Art. 43. — Weitere typiſche Figuren 
find: die Neutraliſierungsverträge, der Vorbehalt von Privilegien für abgetretene 
Gebiete, ſchließlich die Amneſtieklauſeln, wie z. B. im Erſten Pariſer Frieden vom 
30. Mai 1814 der langatmige Artikel 16: „Da die h. k. T. die Spaltungen, welche 
Europa erſchüttert haben, in gänzliche Vergeſſenheit bringen und gebracht wiſſen 
wollen, ſo erklären und verſprechen ſie, daß in den durch den gegenwärtigen Ver⸗ 
trag herausgegebenen oder abgetretenen Ländern kein Individuum, wes Standes 
und Würden es auch ſei, für feine Perſon oder an feinem Eigentum unter irgend⸗ 
einem Vorwande, oder wegen ſeines Betragens und ſeiner Meinung in politiſchen 
Angelegenheiten uſw. uſw. ... verfolgt, beunruhigt oder angefochten werden 
ſoll.“ Ein felbftändiges Recht des einzelnen Individuums wird hier mindeſtens 
der verneinen müſſen, der im Völkerrecht überhaupt nur die Staaten zählt und die 
Individuen gleichſam ignoriert. 

32) Eine Ausnahme muß man vielleicht für diejenigen Staaten machen, die 
gerade erſt durch den betreffenden Vertrag geſchaffen oder ſelbſtändig gemacht werden, 
alſo z. B. in den Fällen der vorigen Anmerkung. War für Rumänien der Art. 45 
des Berliner Vertrages bindend? („Das Fürſtentum tritt an S. M. den Kaiſer 
von Rußland denjenigen Teil des infolge des Pariſer Vertrages von 1856 von 
Rußland losgelöſten Gebietes von Beſſarabien wieder ab, welcher uſw.“) Das 
berührt ſich mit dem „Nemo plus iuris“, von dem dieſe Studie ausgegangen iſt. 
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ſolches Einbrecherkomplott. Gerade hier iſt es wiederum eine ganz 
neue wirtſchaftliche Figur aus dem Bereich des Privatrechts, die auf⸗ 
fallend nahe an das politiſche Treiben heranrückt, das iſt das Kar⸗ 
tell. Den Kartellen wohnt oft genug eine Eroberungstendenz 
und die Abſicht inne, andere vom Markte zu verdrängen, um ſelbſt 
Alleinherrſcher zu werden. Das iſt zunächſt nichts Unſittliches. Erſt 
dann, wenn planmäßig darauf hingearbeitet wird, dem anderen „die 
wirtſchaftliche Exiſtenz völlig zu untergraben“, ſetzt die allmählich ge⸗ 
klärte Judikatur die Unſittlichkeitsparagraphen in Bewegung 3%). Aber 
es iſt gar nicht einzuſehen, warum das nicht in das Völkerrecht über⸗ 
tragen werden ſoll. Es wird zur Sprache kommen, wenn etwa 
hinterher der eine der beiden Vertragsgenoſſen ſich losſagt von dem 
Vertrage. Wenn dann überhaupt noch die Hilfe und das Urteil des 
Juriſten begehrt wird, iſt es durchaus vernünftig, einem ſolchen Auf⸗ 
teilungsvertrage die Gültigkeit zu verſagen, der die (völkerrechtliche) 
Exiſtenz eines Dritten völlig vernichten ſoll. 

Das ſind einige Gedanken über die Konſtruktion der Ver⸗ 
träge. Eine erſchöpfende Aufzählung iſt das bei weitem nicht. Noch 
vielerlei ließe ſich anführen: der gerade im letzten Jahrzehnt fo gründe _ 
lich beſprochene Gegenſatz zwiſchen Willenserklärungen und Rechts⸗ 
handlungen i. e. S., das Hin und Her zwiſchen ausdrücklicher und 
ſtillſchweigender Willenserklärung, die Lehre von der Form der Ver⸗ 
träge, der Gegenſatz von Nichtigkeit und bloßer Anfechtbarkeit, und 
namentlich die wichtige Lehre vom Einfluß der Willensmängel. Hier 
bergen ſich eine Fülle von Berührungspunkten zwiſchen dem Privat⸗ 
recht und dem Recht der Staatsverträge, und darum kann auch die 
Politik gar nicht auskommen ohne einen gelegentlichen Griff in die 
Rüſtkammer des Privatrechts 34). 


33) Weiteres über die Kartelle unten Ziffer IIId. 

34) Sehr beachtenswert ſind die Ausführungen Dr. F. K. Neubeckers 
(Prof. in Berlin), Zwang und Notſtand in rechtsvergleichender Darſtellung, 1. Band 
(1910), III. Abſchnitt: Der Zwang im Völkerrecht, S. 134 ff. Er nimmt an, 
daß die Völkerrechtslehre im Punkte der Willensmängel ziemlich an der Oberfläche 
geblieben ſei und ſchon in der Frageſtellung etwas verſagt habe. „Wenn man 
mehr das Privatrecht herangezogen hätte und auch hier nicht nur an der Ober⸗ 
fläche haften geblieben wäre, ſo hätten ſich die Fragen ſchon in reichlicherer Fülle 
aufgedrängt. Mit der Parallele zu dem Privatrecht aber allein iſt es auch noch 
nicht getan.“ Es folgt dann eine anſchauliche Zuſammenſtellung von (deutſchen 
und ausländiſchen) Literaturauszügen und eine eigene Dogmatik, die wiederum ſich 
bemüht, die Fäden zwiſchen öffentlichem und bürgerlichem Recht nicht zerreißen 
zu laſſen. 
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Allerdings iſt das Verhältnis kein einſeitiges. Das Privatrecht 
iſt keineswegs immer der gebende Teil. Vielmehr kann auch das 
Privatrecht vieles lernen durch die Beobachtung der 
politiſchen Vorgänge und des dieſen angegliederten 
Völkerrechts. Der Eindruck deſſen wird noch verſtärkt werden, 
wenn wir uns nunmehr der Typenbildung des Vertragsrechts zu⸗ 
wenden. 


III. 


Die Art und Weiſe, wie in der deutſchen (ähnlich aber auch 
in den anderen) Privatrechtsordnung die Zerlegung des Ver— 
tragsrechts in einzelne Typen erfolgt iſt, gehört zu den 
trübſten Seiten der heutigen Ziviliſtik. Dem Aufbau der Geſetze 
fehlt es an jeder Größe. Man zeichnete einfach die Bilder des ge⸗ 
meinen Rechts nach, faſt ohne Aenderung, obgleich dieſe Bilder ſchon 
vor Jahrzehnten ſtellenweiſe veraltet waren. So erklärt es ſich, 
daß ganze Paragraphengruppen faſt nichtsſagend ſind, während über 
wichtigſte Lebensfragen geſchwiegen wird 35). 

a) Trotzdem hat bereits dieſes alte Syſtem ſeinen Wert für die 
politiſchen Verträge mehrfach bekundet. Vom Kauf und der Ver— 
pfändung ganzer Länder oder Landesteile war ſchon flüchtig die 
Rede (S. 101ff.). Nun wird allerdings von manchen Gelehrten des 
Völkerrechts nachdrücklich beſtritten, daß das „Käufe“ und „Verpfän⸗ 
dungen“ ſeien. Sie ſetzen dieſe Benennungen in Anführungszeichen, 
um gleich von vornherein die Unrichtigkeit anzudeuten, und namentlich 
bei dem Pachtvertrag über Kiautſchau hat es einen Proteſt 
nach dem anderen gegen die „Pachtnatur“ gegeben. 

Das iſt wiederum Zeitſtrömung, Uebertreibung einer an ſich 
verſtändlichen Abwehr gegen allzuviel Privatrecht. Man ſehe näher 
zu. Das China⸗Beiſpiel paßt ausgezeichnet. „Daß die Form eines 
auf 99 Jahre geſchloſſenen Pachtvertrages gewählt worden iſt, um 
die Empfindlichkeit des einen Kontrahenten und die Begehrlichkeit 


Stillſchweigende Willenserklärung. Ein Beiſpiel entnimmt Prof. Rehm 
(Straßburg) den jüngſten Zeitereigniſſen. Er hält den Dreibund in allen ſeinen 
Stücken für beendigt und fährt dann fort: „Die Zentralmächte haben aber ſtill⸗ 
ſchweigend einen neuen Vertrag gleichen Inhalts unter ſich an die Stelle geſetzt.“ 
Solange die diplomatiſchen Verhandlungen zwiſchen Oeſterreich und Deutſchland 
nicht veröffentlicht ſind, iſt die Konſtruktion etwas kühn. 

36) Das berühmteſte Beiſpiel iſt das Arbeitsrecht. Aber auch weniger wich⸗ 
tige Gebilde zeigen die Dürftigkeit des geſetzlichen Gefüges. Was ſoll z. B. der 
matte 8 779? Das Allerwichtigſte über das Recht des Vergleiches iſt nicht geſagt. 
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anderer Mächte zu ſchonen, iſt völkerrechtlich durchaus gleichgültig“, 
ſagt v. Liszt. Aber, was ſoll ſonſt gelten, wenn das „Pachten“ 
bloße Form war? Irgend etwas muß doch dahinterſtehen. Dafür 
ſtellt man nun die „Abtretung der Ausübung der Hoheitsrechte“ her⸗ 
aus. Solche Worte ſagen aber gar nichts; der Ziviliſt kann ohne 
weiteres ſtatt Verpachten auch ſagen, daß der Eigentümer die Aus⸗ 
übung ſeiner Hoheitsrechte abgetreten habe. Statt deſſen iſt es viel 
wichtiger, vielleicht entſcheidend, den Gegenſatz zwiſchen Kaufen und 
Pachten (Recht und Ausübung des Rechts) zu entwickeln, dabei das 
alte und wertvolle Material des Zivilrechts mitzuverarbeiten und 
ſo an neue völkerrechtliche Gebilde wie den Kiautſchauvertrag heran⸗ 
zutreten. Der Schlüſſel liegt in den Beweggründen. „Um die Empfind⸗ 
lichkeit des anderen Vertragsteils zu ſchonen“, und „um Dritte nicht 
unruhig zu machen“, das ſind Gedankengänge, die durchaus auch im 
privatrechtlichen Verkehr hervortreten, und dann eben ſtatt Kauf die 
„Form“ der Pacht wählen laſſen. Man braucht nicht Novelliſt zu 
ſein, um die Verdrängung einer alten Familie von ihrem ererbten 
Gut in dieſer Weiſe zu erleben: Verkauft wird um keinen Preis, das 
griffe an die Ehre und würde die Verwandtſchaft ſchwer erregen, ſo 
wird die Pacht genommen. Aber das iſt dann keine „Form“, ſondern 
echt, ein Weniger, weil ein Mehr nicht zu erreichen war, eine Abtretung 
der Ausübung, nicht des Rechts ſelbſt, es ift eben — der Gegenſatz 
zwiſchen Kaufen und Pachten. Warum ſollte der Denkgehalt, der in 
dieſem Gegenſatz ruht und ziviliſtiſch durchgearbeitet iſt, nicht auch 
politiſchen Zwecken dienlich ſein? Wiederum können praktiſche Einzel⸗ 
heiten dabei feſten Anhalt bekommen. Wie ſteht es denn, wenn ein 
derart gepachtetes Landgebiet nach Ablauf der Pachtzeit oder vorher 
zurückgegeben wird, mit den Aufwendungen, die in das Land 
hineingeſteckt wurden? Und iſt eine Unterpacht zuläſſig? Zufällig 
(denn es iſt nicht viel mehr als Zufall, daß man daran gedacht hat) 
ſind dieſe beiden Fragen im Kiautſchauvertrag ausdrücklich geregelt. 
Wenn es aber nicht geſchehen wäre? Würde es dann ein Fehler ſein, 
das offenbar ganz naheliegende Privatrecht zu Rate zu ziehen? Schwer⸗ 
lich, die Diplomaten haben es ja ſelbſt getan; es wäre im Gegenteil 
ſehr unſparſam, das geiſtige Kapital des Privatrechts ungenutzt zu 
laſſen 86). 


36) Literatur über den Kiautſchauvertrag bei Fleiſchmann, Völkerrechts⸗ 
quellen, Nr. 68; v. Liszt, S. 156. Sogar Ullmann gibt zu: „Was insbeſondere 
die Pachtverhältniſſe betrifft, ſo iſt der Typus des privatrechtlichen Pachtvertrages 
und eine Reihe von Konſequenzen, welche in dem Weſen dieſes Geſchäftes liegen, 
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b) Viel mehr noch als Kauf und Pacht und fonftige Typen der 
Güterüberlaſſung kann aber das Geſellſchaftsrecht für die poli⸗ 
tiſchen Dinge beiſteuern. Das hängt damit zuſammen, daß jeder, 
auch der allerprivatrechtlichſte Geſellſchaftsvertrag ein Stück Politik 
in ſich birgt. Denn ſein ganzes Sein beſteht in der Hinarbeit auf 
ein Ziel, und, um ein Ziel zu erreichen, braucht man Mittel und 
muß dieſe Mittel möglichſt geſchickt anwenden. Das iſt „Politik“, 
freilich in einem ſehr weiten Sinne des Wortes 37), 


Doch zeigt ſich noch von ganz anderer Seite her das politiſche 
Moment: es gilt, die Auswahl feiner Genoſſen möglichſt 
gut zu treffen. Und ein klaſſiſcher Satz des römiſchen Privatrechts 
ſpiegelt hier geradezu oberſte politiſche Weisheit wieder. Bei der 
Feſtlegung des Haftungsmaßſtabs haben nämlich bereits die römiſchen 
Juriſten, die übrigens oft genug leitende Staatsmänner und Diplomaten 
waren, auf die diligentia quam in suis gegriffen und das mit den 


auch für die Beurteilung des publiziſtiſchen Verhältniſſes zwiſchen den beteiligten 
Mächten nicht zu ignorieren“ (S. 298). Klarer wird das noch, wenn man das 
engliſche Privatrecht als Vergleichsgröße heranzieht (vgl. Jellinek in DIZ 1898 
S. 253 und 305), und das wieder hängt damit zuſammen, daß eben im engliſchen 
Bodenrecht noch nicht die ſcharfe, logiſch zugeſpitzte Scheidung zwiſchen Privatrecht 
und öffentlichem Recht vollzogen iſt, wie ſie uns das XIX. Jahrhundert gebracht hat. 

Aus dem Vertragstext: „Deutſchland verpflichtet ſich, auf den Inſeln und Un⸗ 
tiefen vor Eingang der Bucht die erforderlichen Seezeichen zu errichten“ (Art. 4); 
„Sollte Deutſchland ſpäter einmal den Wunſch äußern, die Kiautſchaubucht vor 
Ablauf der Pachtzeit an China zurückzugeben, ſo verpflichtet ſich China, die Auf⸗ 
wendungen, die Deutſchland in Kiautſchau gemacht hat, zu erſetzen“ uſw. 
(Art. 5 J); „Deutſchland verpflichtet ſich, das von China gepachtete Gebiet niemals 
an eine andere Macht weiterzuverpachten“ (5 II). 


Kauf. Beiſpiel der Karolinenvertrag zwiſchen Spanien und Deutſchland 
vom 12. Februar (30. Juni) 1899. Was Spanien gegeben hat, mag ſich allen⸗ 
falls rein⸗öffentlichrechtlich erklären laſſen. Aber Deutſchland hat doch Geld, gutes 
Geld dafür bezahlt, und es wäre doch ſehr engherzig, von ſolcher Zahlung die Vor⸗ 
ſtellung eines Kaufpreiſes fernzuhalten. Und die Beziehungen der beiden Leiſtungen 
zueinander? Gegenſeitiger Vertrag, exceptio non impleti contractus, Unmög- 
lichkeit, Verzug? Soll da auch alles privatrechtliche Denken abgeſperrt ſein? Die 
beteiligten Diplomaten werden ſicherlich neben ihren politiſchen Gedanken auch Emp⸗ 
findungen aus der Sphäre des bürgerlichen Kaufs gehabt haben. Und ſolche Emp⸗ 
findungen find geſund und ſollten nicht um einer konſtruktiven Scheidung willen 
totgemacht werden. 

37) Man vergleiche etwa die Beſchreibung im ſchweizeriſchen Zivilgeſetzbuch, 
Obligationenrecht Art. 530: „Geſellſchaft iſt die vertragsmäßige Verbindung von 
zwei oder mehreren Perſonen zur Erreichung eines gemeinſamen Zweckes mit ge⸗ 
meinſamen Kräften und Mitteln.“ Ueber die Kartellpolitik unten III d. 


— 122 — 


lebenswahren Worten begründet: „quia, qui parum diligentem so- 
cium adquirit, de se queri debet.“ Wie oft hat das Schickſal 
politiſcher Bündnisverträge dieſe Worte wahr gemacht! ss) 

Der Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts ſtehen am nächſten ſolche 
Staatenverträge, die auf Erreichung gemeinſamer wirtſchaftlicher 
Ziele gerichtet ſind, wie z. B. der Vertrag über die Gotthardbahn. 
Hier drängen ſich geradezu Beſtimmungen, die einen rein ziviliſtiſchen 
Charakter haben. Und es erſcheint faſt ausgeſchloſſen, daß bei ſpäteren 
diplomatiſchen Verwicklungen nicht beide Teile das Pro und Contra 
der Auslegung an den Maßſtäben des Zivilrechts meſſen würden. 
Freilich iſt zuzugeben, daß dieſe Sorte von Verträgen nicht „politiſche“ 
Verträge im höheren Sinne des Wortes ſind 3). 


Etwas „politiſcher“ muten ſchon die Abkommen an, die der 
Erreichung irgendwelcher ſittlicher Ziele gewidmet find. Früher 
waren das vor allem die Verträge gegen den Sklavenhandel, neuer⸗ 
dings die Schutzabkommen gegen den Mädchenhandel. Schon der 
Additional⸗Artikel zum zweiten Pariſer Frieden von 1815, der auf 
Abſchaffung des Sklavenhandels zielte, war ganz auf Geſellſchaftsrecht 
geſtimmt: „verpflichten ſich, ihre Bemühungen zu vereinigen, um...“ 


38) Der Satz iſt bezeichnenderweiſe überliefert in den „Alltagsweisheiten“ 
(Res cottidianae) des Gaius; D. 17, 2, 72. Und die Gloſſe hat ſpäter noch 
allerlei Beigaben gemacht, indem ſie auf D. 9, 2, 11 pr. und den dort niedergelegten 
Gedanken: qui vadit in loco periculoso, de se queri debet, verweiſt, und auf 
den Inſtitutionentitel, wo von der Leihe und der Verwahrung geredet und der 
Enttäuſchte mit den Worten getröſtet wird: „qui negligenti amico rem custo- 
diendam tradidit, suae facilitati id imputare debet.“ Wer wollte den „Er⸗ 
läuterungswert“ ſolcher Sprüchlein für die allerklügſte Diplomatie leugnen! 

Uebrigens iſt der Gedanke aus dem römiſchen Recht über etliche Partikularrechte 
hinweg in das (alte) deutſche Handelsgeſetzbuch (94) und bürgerliche Geſetzbuch (708) 
ſowie in die ſchweizeriſche (O. R. 538) und wohl noch manche andere Rechtsordnung 
gewandert. | 

39) Beiſpiel: Gotthardbahnvertrag zwiſchen Italien und der Schweiz, Bern 
am 15. Oktober 1869. Etwa Art. 5: „Die Schweiz übernimmt die Verpflichtung, 
daß alle Abteilungen der anzulegenden Linie ſo bald als möglich nach ihrer Her⸗ 
ſtellung dem Betriebe übergeben werden ... “; Art. 6: „Fälle höherer Gewalt 
vorbehalten, ſoll der Betrieb der Gotthardbahn gegen jede Unterbrechung ſicherge⸗ 
ſtellt werden und in allen Teilen den Anforderungen entſprechen, welche mit Recht 
an eine große internationale Linie geſtellt werden können.“ Angenommen, es kommt 
zu Meinungsverſchiedenheiten und der Vertreter der einen Macht zieht Denkwerte 
des Zivilrechts heran, um den Begriff der Höheren Gewalt oder die Pünktlichkeit 
oder die Ordnungsmäßigkeit ſeiner Leiſtung zu erläutern. Wäre es nicht befremdend, 
wenn der Gegner erwidern wollte, das paſſe nicht, es handle ſich um Politik und 
da gehöre das Vertragsrecht der privaten Sphäre nicht hin? 
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Je mehr dann dergleichen ausgebaut wird, deſto näher rückt man 
an die Figuren des bürgerlichen Rechts heran. „Geſchäftsführende“ 
Geſellſchafter werden nötig, zwiſchen Majoritäts⸗ und Geſamthands⸗ 
prinzip muß gewählt werden, Beiträge werden vielleicht eingezogen 
und dergleichen mehr. Nun ſetze man etwa den Fall, daß die Beiträge 
nicht reichen, ſo daß die Frage des Nachſchuſſes lebendig wird, nichts 
liegt dann näher, als die privatrechtlichen Parallelen zu Rate zu ziehen 
und (mangels verbindlicher Kraft) ihren Erläuterungsgehalt auszu⸗ 
ſchöpfen. 

Aber ſelbſt bei den reinpolitiſch gerichteten Geſellſchafts⸗ 
verträgen läßt ſich das privatrechtliche Denken keineswegs ausſchalten. 
Eine einzige Frage wird das beleuchten: die Löſung des Drei— 
bunds im gegenwärtigen Kriege. Bekanntlich hat ſich das merk⸗ 
würdige Bild ergeben, daß zwei der Genoſſen im Kriege miteinander 
liegen, während das Verhältnis zwiſchen Deutſchland und Italien 
wochenlang ganz unerklärt geblieben iſt. Natürlich ſind dafür in 
erſter Linie politiſche Gründe entſcheidend geweſen. Aber immer 
wieder kommt dann doch ein Zeitpunkt, wo nach juriſtiſcher Klärung 
geſucht wird. Und da ſollte man dann an dem reichen Stoff vor⸗ 
übergehen, den das Zivilrecht für die Frage des Verhältniſſes zwiſchen 
Einzelmitglied und Geſamtbeſtand erarbeitet hat? So zeigt denn 
auch gleich die erſte Unterſuchung eines Völkerrechtsgelehrten eine ſtarke 
Anlehnung. Rehm hat ſich über die Rechtslage nach der Kriegs- 
erklärung Italiens, wie folgt, geäußert: „Der Dreibund war kein 
Verein, ſondern eine Geſellſchaft, und für jede Geſellſchaft gilt: wenn 
ein Teilnehmer ausſcheidet, hört im Zweifel der Geſellſchafts vertrag 
unter allen Mitgliedern auf.“ Das iſt reine Privatrechtsdoktrin; 
und, wenn im weiteren fortgefahren wird: „denn aus dem Vertrag 
iſt nicht zu entnehmen, daß er weiter gelten ſoll, wenn ein Bundes⸗ 
genoſſe ausſcheidet“, ſo ſpiegelt das nichts anderes wider als die be⸗ 
kannte Wendung im deutſchen bürgerlichen Geſetzbuch: „ſofern nicht 
aus dem Geſellſchaftsvertrage ſich ein Anderes ergibt“ “). 


40) Prof. Dr. Hermann Rehm (Straßburg), Der Dreibundsvertrag, in 
der Frankfurter Zeitung vom 20. Juni 1915. — Ob die Anſicht Rehms richtig 
iſt, tritt für unſere Betrachtung zurück. Im Vordergrund ſteht, daß überhaupt auf 
die Denkwerte des Zivilrechts zurückgegriffen wird. Immerhin mag ein hiſtoriſcher 
Präzedenzfall erwähnt werden, der Gegenſtand diplomatiſchen Meinungsaustauſches 
geweſen iſt. Doch iſt, wie gleich bemerkt werden mag, die Parallele nur dünn. 
Durch Londoner Protokoll vom 8. Mai 1852 war unter Beteiligung mehrerer 
Großmächte die Integrität Dänemarks feſtgelegt worden. Nun iſt es anerkannter 
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Ueberhaupt wird eben die ganze Lehre von den jura singulorum 
gute Dienſte leiſten können. Wie verhalten ſich die nebenher gehenden 
Sonderabmachungen zweier Genoſſen zum Ganzen? Es iſt natürlich 
ſehr wichtig, daß der viel umſtrittene Artikel VII des Dreibundvertrages 
nur für Oeſterreich und Italien geprägt war, während Deutſchland 
gerade in der Zuſammenſtellung fehlte. In den Beſprechungen des 
Artikels iſt das anfangs ſo gut wie ganz überſehen worden; dem 
ziviliſtiſch geſchulten Geiſt tritt es, als bekannte Figur, viel raſcher vor 
die Augen. 

Uebrigens dürfen neben den jura nicht die Pflichten der singuli 
vergeſſen werden. In dem Satze: „Kein Geſellſchafter darf zu ſeinem 
beſonderen Vorteile Geſchäfte betreiben, durch die der Zweck der Ge⸗ 
ſellſchaft vereitelt oder beeinträchtigt würde“, ſteckt ein ausgeſprochener 
politiſcher Gehalt, und doch iſt es ein Satz der Privatrechts⸗ 
ordnung. Wie gut läßt er ſich auf die Dreibundsverhältniſſe und 
jenes Italien übertragen, das noch während des Beſtehens feiner 
politiſchen Geſellſchaft mit Deutſchland und Oeſterreich politiſche Ge⸗ 
ſchäfte in genau entgegengeſetzter Richtung betrieb. 

Dann die Kündigungdfrage Sie iſt äußerſt ſchwierig. 
Italien hat Anfang Mai Oeſterreich gegenüber „gekündigt“. Iſt das 
überhaupt eine ausreichende Kündigung, die nur einem der beiden 
Mitgeſellſchafter ausgeſprochen wird? Nach Zivilrecht ſchwerlich. Und 
das wird ein wertvoller Anhalt bleiben, wenn Italien ſpäter ſeine 
Juriſten vorſchicken wird, um mit Worten zu fechten 4). Oeſterreich 


Völkerrechtsſatz, daß der Krieg die Verträge zwiſchen den Kriegführenden ohne weiteres 

zum Erlöſchen bringt. Als nun im Frühjahr 1864 Oeſterreich und Preußen gegen 
Dänemark zu Felde zogen, tauchte die Frage auf, was aus den Londoner Abmachungen 
werden ſollte. Auf einer neuen Konferenz in London gaben am 12. Mai Oeſter⸗ 
reich und Preußen die gemeinſame Erklärung ab, „qu'ils regardent le terrain 
de la discussion comme entièrement libre de toute restriction 
résultant d'engagements qui peuvent avoir existé avant la guerre entre 
les gouvernements et le Danemark“. Aber England erhob Bedenken. Seine 
„juriſtiſche Oppoſition“ (ſo Kaufmann, Clausula rebus sic stantibus S. 23) 
lief auf die Formel hinaus: die Aufhebung infolge Krieges greife nur zwiſchen den 
Kriegführenden ſelber Platz, gegenüber den anderen Vertragsgenoſſen gelte dagegen 
das Vertragsverhältnis fort. 

41) Das berühmte Kündigungsſchreiben vom 3. Mai 1915, in franzöſiſcher 
Sprache abgefaßt, beginnt mit den Worten: „L Alliance entre l’Italie et l’Autriche- 
Hongrie s'affirma, dès son origine, comme un &l&ment et une garantie de 
paix etc.“, erwähnt alſo Deutſchland überhaupt nicht. Es werden dann noch ein⸗ 
mal die Vorwürfe gegen Oeſterreich, insbeſondere die Störung des Balkanſtatus, 
zuſammengefaßt. Dann heißt es weiter: „Une violation aussi flagrante de la 
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hat aber auch von ſich aus das Kündigen zurückgewieſen, indem es 
ſich in der Note vom 21. Mai 1915 auf die vertraglich vorgeſehene 
Kündigungsfriſt von einem Jahr berief. Der Ziviliſt kennt die 
Schwierigkeiten, die ſich hinter ſolchem Streit bergen; er weiß, daß 
trotz ſolcher Friſten mit der „Kündigung wegen wichtigen Grundes“ 
operiert werden kann, und ahnt ſolche Ausflucht ſeitens Italiens 4). 
Freilich wird durch die Abſchiebung auf das Geleiſe des „wichtigen 
Grundes“ der juriſtiſche Gehalt lockerer; aber dafür ſteigt der politiſche 
Gehalt, und gerade deshalb iſt eben das private Kündigungsrecht 
auch für die politiſchen Verträge verwendbar 43). 


lettre et de l’esprit du traité non seulement justifia le refus de l’Italie de 
se ranger du coté des alli és dans une guerre provoquee sans son avis, 
mais enleva du m&me coup à l’alliance son contenu essentiel et sa raison 
d'ètre“; hier wird auf den Art. 3 des Dreibunds (Text in Anm. 56) angeſpielt 
und dabei von den beiden Alliierten geſprochen. Dann folgt eine ähnliche Be⸗ 
gründung dafür, daß auch „wohlwollende Neutralität“ (Artikel 41) nicht in Frage 
kommen könne. Und ſchließlich nach einer Darſtellung der vorangegangenen Kompen⸗ 
ſationsverhandlungen die Aufſage des Dreibunds, mit dem ſicher abſichtlich 
gewählten, Deutſchland beiſeite laſſenden Schlußwort: Oeſterreich⸗Ungarn. Nämlich: 
„I est également inutile de maintenir à l'alliance une apparence formelle, 
qui ne serait destinée qu'à dissimuler la réalité d'une méfiance continuelle 
et de contrastes quotidiens. C'est pourquoi l’Italie, confiant dans son bon 
droit, affirme et proclame qu'elle reprend d&s ce moment son entiere liberté 
d’action, et d6clare an nullé et désormais sans effets son traité 
d’alliance avec l'Autriche- Hongrie.“ 

42) Ueber „Kündigung wegen wichtigen Grundes“ und „clausula rebus sic 
stantibus“ unten S. 137 ff. 

48) Nicht in allem. Nimmt man das deutſche Geſetz zur Hand, jo paßt ganz 
ſicher nicht Satz 1 des 8 723, der bei „ewigen“ Verträgen jederzeit Aufkündigung 
zuläßt. Aber dann heißt es weiter: „Iſt eine Zeitdauer beſtimmt, ſo iſt die Kündigung 
vor dem Ablaufe dieſer Zeit zuläſſig, wenn ein wichtiger Grund vorliegt; ein ſolcher 
Grund iſt insbeſondere vorhanden, wenn ein anderer Geſellſchafter eine ihm nach 
dem Geſellſchaftsvertrag obliegende Verpflichtung vorſätzlich oder aus grober Fahr⸗ 
läſſigkeit verletzt oder wenn die Erfüllung einer ſolchen Verpflichtung unmöglich wird. 
Unter der gleichen Vorausſetzung iſt, wenn eine Kündigungsfriſt beſtimmt iſt, die 
Kündigung ohne Einhaltung der Friſt zuläſſig.“ Früher lag das der Zivilrechts⸗ 
doktrin nicht. Sie wollte nur feſt beſtimmte Kündigungsgründe zulaſſen und gab 
Tabellen ſolcher. Aber ſie hat am Leben gelernt, daß das nicht geht; ſo opferte ſie 
einige Grade Feſtigkeit und erkannte den „wichtigen Grund“ an. Ihre Arbeit iſt 
gewiß nicht leichter geworden; man braucht ſich nur von den Schwierigkeiten zu 
überzeugen, die der „wichtige Grund“ im Betrieb der Kartelle hervorgerufen hat 
(vgl. Heinrich Lehmann, Grundlinien des deutſchen Induſtrierechts, S. 31 ff.). 
Aber es mußte ſein. Dieſe Erfahrung mag den Diplomaten lehren. Auch er wird 
den Druck der „wichtigen Gründe“ nicht bannen können und wird gut tun, damit 
zu rechnen. [Fortſetzung nächſte Seite] 
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c) So viel über den gewöhnlichen Typus der Geſellſchaft. Er 
kann immer nur für einen Teil der politiſchen Verträge (im weſent⸗ 
lichen die „Bündniſſe“) verwendet werden. Andere ſind beſtimmt, 
nicht Verhältniſſe anzuknüpfen, ſondern gerade zu löſen, wie etwa 
die Friedensverträge. Wieder andere enthalten bunte Miſchungen. 
Und das führt zu der Frage, ob nicht überhaupt eine Verwertung 
des privatrechtlichen Typenſyſtems deshalb ausgeſchloſſen iſt, weil es 
zu ſtarr iſt, um der Mannigfaltigkeit der politiſchen Beziehungen au 
dienen. | 
In der Völkerrechtslehre wird das behauptet. Man führt etwa 
aus: im Völkerleben iſt der Wille der Staaten die rechtsbildende 
Kraft, dieſer Wille iſt ungebunden, darum feindlich einer Ausbildung 
typiſcher Geſchäfte; im Privatrecht dagegen herrſcht zwar auch der Wille 
der Einzelnen, aber hier iſt er „gebunden an beſtimmte, von der Rechts⸗ 
ordnung vorgezeichnete typiſche Geſtaltungen“ (v. Liszt). Daran 
it etwas Wahres. Insbeſondere könnte die Rechtsordnung, wenn 
ſie wollte, die Privaten auf den Kreis der geſetzlichen Typen als 
einzige Möglichkeit verweiſen. Indeſſen hat ſie das nicht getan. Sie 
hat ſich vielmehr durchaus dem großen Grundſatz der Vertrags- 
freiheit unterworfen. Darum bindet das Typenſyſtem die Vertrags⸗ 
ſchließenden nicht, darum können ſie insbeſondere auch Miſchungen 
zwiſchen den mehreren Typen vollziehen. 

Dieſen Miſchungen hat fi bei uns in Deutſchland gerade in 
den letzten Jahren eine ganz beſondere Aufmerkſamkeit zugekehrt. 
Als man erſt einmal zugriff, ſah man mit Staunen, welche Fülle 
von Tatbeſtänden des wirklichen Lebens auf ſolchen Miſchungen be⸗ 


Daß Italien keinen wichtigen Grund gehabt hat, wird man ohne weiteres 
behaupten können. Es ſtützt ſich vorzugsweiſe wiederum auf den Art. VII und 
meint etwa — mit den Worten des deutſchen BGB. — Oeſterreich habe durch feinen 
Einmarſch in Serbien „eine ihm nach dem Geſellſchaftsvertrag obliegende weſentliche 
Verpflichtung vorſätzlich verletzt“. Davon kann, bei geſunder Auslegung (der bereits 
S. 114 zitierten Stelle), nicht die Rede ſein. Die „zeitweilige oder dauernde Be⸗ 
ſetzung“ iſt auszulegen nach der ganzen Vorgeſchichte der Balkanpolitik. Vor allem 
iſt an Beſetzungen wie die des Sandſchak Novibazar oder Italiens eigenen Gang 
nach Valona (Dezember 1914) zu denken, aber nicht an militäriſche Operationen 
mitten in einem Feldzug. Freilich führt Italien auch mit Nachdruck an, daß Oeſter⸗ 
reich ſeinerſeits beim italieniſch⸗türkiſchen Kriege ſchon bloße militäriſche Operationen 
als Unterlage für ein Platzgreifen des Art. VII betrachtet hätte. Hierüber kann 
der Verfaſſer, da ihm nur Bruchſtücke des diplomatiſchen Materials vorliegen, nicht 
urteilen. Aber das eine ſteht wohl ſchon feſt; als Kündigungsgrund hat 
eben Oeſterreich die damaligen militäriſchen Maßregeln Italiens gerade nicht 
benützt. 
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ruht. Nun ſuchte man nach rettenden Prinzipien, um eben doch 
wieder in das Syſtem zurückzufinden. Und die Völkerrechtslehrer, 
die wie etwa Martens und Ullmann dazu neigen, bei unklaren Ge⸗ 
bilden jeweils das „prävalierende Moment“ entſcheiden zu laſſen, 
wird es gewiß intereſſieren, daß dieſe Theorie auch unter den Ziviliſten 
heute Kine Rolle ſpielt“). Das iſt wiederum ein beachtenswerter 
Berührungspunkt, und es wäre nur zu begrüßen, wenn die ziviliſtiſchen 
Studien über die gemiſchten Verträge auch im öffentlichen Recht Be⸗ 
achtung fänden“). Der Politiker aber wird bei ſolchen Studien 
mindeſtens das eine lernen können: daß der menſchliche Geiſt zwar 
immer wieder zum Erſtarren und zur Typenbildung neigt, daß aber dann 
das Leben ſich immer erneut über die typiſchen Figuren hinwegſetzt. 
d) Das möge noch an einem beſonders eindrucksvollen Beiſpiel 
erläutert werden, nämlich dem Kartellrecht. Die Kartelle ſind 
aus dem Boden emporgeſchoſſen in einer Zeit, wo das gemeinrecht⸗ 
liche Typenſyſtem ziemlich feſt lag und die (irrtümliche) Meinung 
herrſchte, daß die vorhandenen Typen dem Lebensbedarf genügten, 
Neuerungen alſo überflüſſig ſeien. Die Kartelle und die ihnen ver⸗ 
wandten Gebilde ſpotteten nun aber der Eingliederung. Alle Ver⸗ 
ſuche beiſpielsweiſe, fie reſtlos in den Typus der Geſellſchaft ein⸗ 
zuzwängen, erwieſen ſich als unzureichend. Auch, wo man ſonſt im 
Privatrecht Anlehnung ſuchte, blieb immer irgendein unbefriedigender 
Reſt. Da miſcht ſich nun plötzlich der Gedanke ein, es mit einer 
Anlehnung an die politiſchen Verträge zu verſuchen, und, 
was ſich hierbei ergibt, iſt ſo überraſchend und eindrucksvoll, daß 
meines Erachtens auf dieſe Parallele im Kartellrecht überhaupt nicht 
mehr verzichtet werden kann 49). | 


44) Vgl. Ullmann 5 82 Ziff. III, S. 276. — Im Zivilrecht die Lotmarſche 
ſog. Abſorptionstheorie und die ihr verwandten Theorien. 

45) Vor allem Heinrich Hoeniger (Prof. in Freiburg), Die gemiſchten 
Verträge in ihren Grundformen, 1910; und Otto Schreiber (Prof. in Göttingen), 
Gemiſchte Verträge im Reichsſchuldrecht, Iherings Jahrb. 60 (1911), 106 ff. 

46) Der erſte Gedanke in der Richtung kam mir bei der Abfaſſung meiner 
Studie über „Sittenwidrige Schädigung der Kartelle durch Gründung eines Außen⸗ 
werks“. Ich hatte hierbei zu unterſuchen, inwieweit ein Kartell, das juriſtiſche 
Perſonen (3. B. Aktiengeſellſchaften) zu ſeinen Mitgliedern zählt, ſeine Rechtsmacht 
auch gegen die hinter der juriſtiſchen Perſon ſtehenden Einzelperſonen, alſo gegen 
die Mitglieder ſeiner Mitglieder erſtrecken kann. Das Verhältnis wurde mir nicht 
eher klar, als bis mir die Parallele mit dem Staatenbündnis einfiel; denn hier 
war das Problem längſt erkannt und mehrfach durchgearbeitet, ob die Satzungen 
des Bundes bloß die verbündeten Staaten oder auch deren Untertanen bänden. 
Vgl. IheringsJ. 63 (1913) S. 12. 
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Es iſt ganz erſtaunlich, welche Gleichheiten hierbei herausſpringen. 
Schon in anderem Zuſammenhange wurde von der Eroberungstendenz 
der Kartelle geſprochen (S. 118). Das läßt ſich ausweiten. Es gibt 
eine ganze, wiſſenſchaftlich faßbare Kartellpolitik. Sie iſt geboren 
aus der Konkurrenz, ſo wie die Staatenpolitik das meiſte ihres geiſtigen 
Gehalts aus der ewigen Konkurrenz der Staaten ableitet. Sie iſt 
begleitet von einer auffallenden Heimlichkeit ihrer Vertragsſchlüſſe, fo 
wie die Staatenbündniſſe oft jahre⸗, ja jahrzehntelang dem Licht der 
Oeffentlichkeit entzogen bleiben. Sie muß ſich lebhafte Angriffe wegen 
dieſer Heimlichkeit gefallen laſſen, ſo wie die Offenlegung der diplo⸗ 
matiſchen Verträge immer wieder von marcher völkiſchen Seite her 
verlangt wird. Und ſie muß dauernd mit Löſungsbeſtrebungen der 
einzelnen Glieder, dauernd mit Aenderungen der äußeren „Kon⸗ 
ſtellationen“ und Mächtegruppierungen rechnen, kann an dem „Gleich⸗ 
gewichts“⸗Gedanken und an Rückverſicherungen nicht vorbei und darf 
an den großen kulturellen Zeitaufgaben, vor allem der ſozialen Frage, 
nicht achtlos vorübergehen — genau fo wie die Staatenpolitik !“). 

Es kann nicht wundernehmen, daß auch die Einfügung in 
das Rechtsleben ſtarke Parallelen aufweiſt. Es zeigt ſich dieſelbe 
Sprödigkeit gegenüber einer ordentlichen Gerichtsbarkeit. Wie die 
Staaten keine Tribunale wünſchen, ſondern höchſtens geneigt ſind, 
Schiedsrichter zu wählen, ſo haben ſich auch die Kartelle in ganz 
auffallender Weiſe durch Schiedsklauſeln den ordentlichen Gerichten 
entzogen. Statt deſſen ein ſtarker Zug zur Selbſthilfe: wirtſchaftlicher 
Krieg, Boykott der Kartelle und Zollkrieg der Völker, Kampffonds 
der Syndikate und Kriegsſchatz der Staaten. Und während der 
völkerrechtliche Begriff der „Repreſſalie“ bisher im Rahmen des Privat⸗ 
rechts kaum eine Stätte hat, kann der Ziviliſt, der das Kartellrecht 
in ſein Syſtem eingliedert, ſchwerlich mehr an dieſer Figur vorüber⸗ 
gehen. | | 

Vor allem aber berührt ſich eben das beiderfeitige Vertrags⸗ 
recht. Der neue Typus des Abkommens über ſogenannte 
Intereſſenſphären, den die Weltpolitik der letzten Jahrzehnte 
hervorgebracht hat“), iſt aufs engſte verwandt mit den ſogenannten 


47) Wertvolle Gedanken über die „Politik der Kartelle“ bei Dr. S. Tſchierſchky, 
Kartell und Truſt, 1911 (Sammlung Göſchen), S. 56 ff. | 

48) Vgl. Heilborn, in Holtzendorff, $ 49 (S. 547f). Namentlich das 
afrikaniſche „Hinterland“ iſt mehrfach ſo zerlegt worden, daß jedem der vertrags⸗ 
ſchließenden Staaten ein „Arbeitsfeld“ abgegrenzt wird, in dem die anderen Kon⸗ 
trahenten ſich eine mehr oder minder ausgeprägte Zurückhaltung auferlegen müſſen. 
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Gebietskartellen “)). Wenn dann die Politik beginnt, innerhalb 
dieſes neuen Typus Abſtufungen herauszubilden, ſo wird ſie auch 
dabei auf verwandte Züge der Kartellpraxis ſtoßen. „Désintéresse- 
ment“, „Statusquo“ und „Hinterland“ ſind nicht bloß Denkwerte 
der Politik, ſondern auch des Kartellweſens. Und ſchließlich könnte 
man verſucht fein, die ganze Vöͤlkerrechtsgemeinſchaft als ein ſoge⸗ 
nanntes Konditionenkartell zu bezeichnen: es werden die Be⸗ 
dingungen feſtgelegt, unter denen die Mitglieder ins Leben, dort ins 
politiſche, hier ins geſchäftliche, hinaustreten dürfen. 

Aber weiter. Wenn es wahr werden ſollte, was manche er⸗ 
träumen und hoffen, daß eine planmäßige Abrüſtung der Völker 
ernſtlich ins Auge gefaßt wird, ſo wäre das gar nicht möglich, ohne 
die Zwiſchenſtufe des Kontingentierungskartells. Bekanntlich 
ſind diplomatiſche Plaudereien dieſer Art früher ſchon mehrfach geführt 
worden, wenngleich es ſich nur um eine erſte Fühlungnahme, die noch 
weit ablag von ernſter Vertragsofferte, gehandelt haben dürfte 50). 
Sicher würden dann immer wieder Auflehnungen gegen die Art und 
Höhe der feſtgelegten Verteilung hervorbrechen. Aber wer kennt nicht 
im Bereich der Kartelle das unabläſſige Ringen nach Erhöhung der 


Im einzelnen begegnen verſchiedene Untertypen. Berühmte Beiſpiele.: die eng⸗ 
liſch⸗franzöſiſchen Abkommen vom 8. April 1904; auch die darin enthaltenen 
Geheimklauſeln betr. Marokko einerſeits, Aegypten andrerſeits (1911 veröffentlicht), 
gehören hierher; bei der Aufteilung des marrokaniſchen Hinterlandes wurde übrigens 
auch Spanien ein „Einflußkreis“ geſichert. Ferner: das engliſch⸗ruſſiſche Ab⸗ 
kommen über Perfien vom 31. Auguſt 1907 mit feiner Drei⸗Zonen⸗Methode (nörd⸗ 
liche Zone Rußland, ſüdliche Zone England, Mittelſtück neutral). 

49) Die anſchaulichſte Darſtellung der verſchiedenen Kartellformen bietet 
Dr. Julius Flechtheim, Die rechtliche Organiſation der Kartelle, 1912; über 
die Gebietskartelle S. 137; dort heißt es unter anderem: „Vor allem aber 
haben die Gebietskartelle ihr Anwendungsfeld bei den internationalen Kartellen. 
So wurde z. B. durch das Schienenkartell von 1884 der Abſatz in Deutſchland, Eng⸗ 
land, Belgien und Oeſterreich monopoliſtiſch verteilt.“ Intereſſenſphären! Ueber 
die oben im folgenden Text erwähnten Konditionenkartelle ebd. S. 135, 
über die Kontingentierungskartelle vornehmlich S. 99 ff. Beachtenswert 
iſt auch, was S. 135 darüber geſagt iſt, daß bei gewiſſen Kartellgruppen „der 
Schwerpunkt in den negativen Pflichten liegt“, wiederum eine überraſchende Parallele 
zu ganzen Gruppen politiſcher Verträge, die auch im weſentlichen auf Unterlaſſungs⸗ 
pflichten aufgebaut ſind. 

50) England hat ſich aus begreiflichen Gründen in dem Augenblick, wo ihm 
die Erzeugung der erſten Dreadnoughts gelungen war und einen (vermeintlich un⸗ 
erreichbaren) Vorſprung vor allen anderen Flotten ſicherte, ſehr für Abrüſtung und 
feſte Flotten⸗Standards erwärmt, etwa ſeit 1906. Das war reines Manöver, wie 
man es eben auch vom Kartellweſen her kennt. 

Blätter für Rechtspflege LXII. F. N. XIII. 9 
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Beteiligungsziffer! Und es ſoll auch in der vorliegenden Studie 
keineswegs einer Ertötung des Wachstums, einer Knebelung auf⸗ 
ſtrebender Tüchtigkeit das Wort geredet, ſondern nur die wiſſenſchaftliche 
Möglichkeit zur Diskuſſion geſtellt werden. 

Was hat mit alledem das Privatrecht zu tun? Das alte, 
erſtarrte Typenſyſtem der Pandektendoktrin ſehr wenig. Aber ein 
neues, mehr wirtſchaftlich, mehr politiſch orientiertes Privatrecht ſehr 
viel. Und hier iſt der Punkt, wo auf das ſchon Geſagte (S. 119) 
nochmals zurückgegriffen werden muß: Nicht bloß kann die 
Politik (und das ihr angegliederte öffentliche Recht) 
vom Privatrecht lernen, ſondern auch umgekehrt. Viel⸗ 
leicht, daß gerade daraus einmal eine ganz neue Typenbildung des 
Privatrechts erwächſt. Die Verſuche der Gelehrten des Völkerrechts, 
ein Syſtem zu gewinnen, könnten gewiß mit ſolchen Verſuchen der 
Ziviliſten ein gut Stück Weges zuſammengehen. Wenn drüben im 
Völkerrecht eine Ordnung der Verkehrsbeziehungen nach den verſchiedenen 
Intereſſenſchichten, dem Handelsintereſſe, dem Rechtsſchutzintereſſe, 
dem Intereſſe an idealen Gütern, vorgeſchlagen wird 51), fo rückt das 
die Hoffnung näher, daß auch im Privatrecht einmal eine ſtarke Hand 
die Gliederung des Obligationenrechts nach den großen Intereſſen⸗ 
ſchichten (Güter, Kapital, Arbeit uſw.) durchführen möge. Und allein 
ſchon die völkerrechtliche Kategorie der „rechtsſetzenden“ Ver⸗ 
träge), um eine Einzelheit herauszugreifen, könnte auf das Gedanken⸗ 
gefüge des Privatrechts ſehr fruchtbar einwirken. Denn dann würde 
vielleicht die ſehr unglückliche und unklare Auseinanderzerrung des 
Vereins⸗ und Geſellſchaftsrechts ausgeglichen werden; und eine An⸗ 
gliederung vieler, bisher faſt unbegriffener Gebilde wie des Tarif⸗ 
vertrags, der Arbeitsordnung, der Kartelle, Truſts und loſen Intereſſen⸗ 
gemeinſchaften würde ſich erzielen laſſen. 


51) Vgl. den Aufbau des III. Buchs im Völkerrecht von Lis zt. Die Ueber⸗ 
ſchrift lautet: „Die Intereſſengemeinſchaft des völkerrechtlichen Staaten verbandes.“ 
Dann folgen Abſchnitte: Die Intereſſengemeinſchaft der Staaten auf dem Gebiete 
des Verkehrs, auf dem Gebiete der Geſetzgebung und Rechtspflege, auf 
dem Gebiete des Geſundheitsweſens, auf dem Gebiete des Vermögens 
ſchutzes, auf dem Gebiete ideeller Intereſſen. — Vgl. auch Prof. Dr. Heinrich 
Geffcken, Das Geſamtintereſſe als Grundlage des Staats⸗ und Völkerrechts, 1908, 
der im Vorwort ausdrücklich auf die Beziehung ſeiner Gedankengänge zu denen des 
großen Ziviliſten Ihering hinweiſt, in der Abhandlung ſelbſt allerdings nur philo⸗ 
ſophiſchen Unterbau und noch nicht praktiſche Einzelgeſtaltung bietet. — (Natürlich 
ſind dieſe Schriften nur Beiſpiele). | 

52) Vgl. Ullmann $ 8 III (S. 45), $ 82 II (S. 275). — Beifpiel: die 
Pariſer Seerechtsdeklaration vom 16. April 1856, oder die Haager Konventionen. 
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In jedem Falle erſcheint es angebracht, den Standpunkt gegen⸗ 
ſeitiger Iſolierung zu verlaſſen, und nicht bloß in den Fragen der 
Konſtruktion, ſondern auch in denen des typiſchen Ausbaus 
der Verträge Fühlung miteinander zu ſuchen. Deshalb können wir 
uns auch ganz gut denken, daß bei der künftigen Entwicklung der 
Diplomatie eine führende Perſönlichkeit der Kartellpraxis oder über⸗ 
haupt des Wirtſchaftslebens einen diplomatiſchen Poſten mindeſtens 
ebenſogut verwalten würde wie mancher Diplomat der alten Schule. 
Die Lebenskunde wird dabei ſein erſter Führer ſein, aber auch 
die juriſtiſchen Erfahrungen, gute wie böſe, wird er zu ſchätzen 
wiſſen und dabei, vielleicht unbewußt, manchen Denkwert des bürger⸗ 
lichen Rechts ſpielen laſſen. 

IV. 

Es iſt nunmehr noch einiges über die Stärke der Verträge 
zu ſagen. Dabei wird innere und äußere Stärke zu unterſcheiden 
ſein. Unter der inneren Stärke iſt das verſtanden, was aus dem 
Vertrage ſelbſt, aus ſeinem Texte, herauswächſt: Tragweite, könnte 
man ſagen. Die äußere Stärke beruht dagegen auf allerlei Beigaben, 
die ſich dem (an ſich fertigen) Vertrage hinzugeſellen: Schutz⸗ und 
Ausgleichsmittel find es, die hierher gehören. 

a) Die Tragweite der Texte hängt von der Auslegung ab. 
Das hat man immer gewußt. Nur über den geiſtigen Gehalt der 
Auslegung, über das Maß der eigenen Zutat des Auslegenden iſt 
es zu Meinungsverſchiedenheit gekommen. Und bekanntlich ſtellt dieſe 
Meinungsverſchiedenheit einen Angelpunkt der juriſtiſchen Reform⸗ 
bewegung dar. Denn, wenn man von den verſchiedenen Spielarten 
und Seitenſprüngen abſieht, ergibt ſich, daß die frühere Lehre in der 
Vorſtellung befangen war, es ſtände ſo gut wie alles im Geſetz, und 
die Auslegung ſpiegle nur das wider, was ſowieſo ſchon im Texte 
ſchlummere, — während die neue Auffaſſung der Vorſtellung zu⸗ 
neigt, daß bei weitem das meiſte erſt durch eigene geiſtige Tat des 
Auslegers erarbeitet werden müſſe. | 

Es iſt hier nicht der Ort, iſt auch nicht an der Zeit, auf dieſen 
Streit näher einzugehen. Für unſere Betrachtungen kommen nur 
folgende drei Punkte in Betracht. Die Bewegung auf eine freiere 
Auslegung hin iſt keine ſpezifiſch deutſche Erſcheinung, ſondern bis 
zu einem gewiſſen Grade international. Der Hauptherd der 
Bewegung iſt von Anfang an das Privatrecht geweſen. Aber 

9* 
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genau die gleichen Probleme gelten auch für das Völkerrecht und 
die Politik. Der letztere Punkt iſt näher zu betrachten. 

In der Tat: wer aufmerkt, ſtößt bei den diplomatiſchen Texten 
auf die gleiche, vielleicht noch größere relative Ohnmacht wie bei den 
Texten der bürgerlichen Rechtsordnung. Gerade an den entſcheidendſten 
Stellen hört die Feſtigkeit des Textes auf. Lücken oder ſehr dehn⸗ 
bare Worte (die in Wahrheit eben auch Lücken ſind) treten überall 
hervor. Auslegung und Ergänzung iſt nötig und kann in erſprieß⸗ 
licher Weiſe nur erreicht werden, wenn man fo tief wie möglich auf 
die letzten Gründe, ſeien ſie nun wirtſchaftlicher oder ſittlicher, oder 
— politiſcher Natur, zurückgreift. 

Der Krieg hat eine Fülle von Beiſpielen emporgeworfen. Was 
iſt „relative“ und „abſolute“ Kontrebande? Was iſt „effektive“ Blok⸗ 
kade? Was iſt „neutral“? Gewiß fehlt es nicht an Texten, die dieſe 
Werte noch etwas erläutern ſollen. Aber damit iſt nur ein kleiner 
Schritt in der Richtung der Feſtigkeit gemacht; Feſtigkeit ſelbſt iſt 
mitnichten erreicht, weil die erläuternden Begriffe ſelbſt wieder höchſt 
dehnbar und unſicher geſtaltet find 52). Damit hängt denn auch das 


53) Vgl. z. B. die Erläuterung der „effektiven“ Blockade in der Pariſer 
Seerechtsdeklaration vom 16. April 1856, Art. 4: „Les blocus, pour &tre ob- 
ligatoires, doivent étre effectifs, “ est-à-dire maintenus par une force 
suffisante pour interdire r&ellement l'aceds du littoral de l'ennemi. Schon 
im Frieden ließ ſich über Maß und Art der „hinreichenden“ Kräfte ſtreiten. Vgl. 
Art. 3 des Schlußprotokolls der Londoner Seekriegsrechts⸗Konſerenz von 1909: 
„Die Frage, ob die Blockade tatſächlich wirkſam iſt, bildet eine Tatfrage.“ Im 
gegenwärtigen Kriege ſind ganz neue Probleme hinzugetreten, über die heute noch 
nicht geurteilt werden kann. 

„Der Begriff der Konterbande gehörte bis zur Gegenwart zu den ſchwierig⸗ 
ſten und beſtrittenſten des Völkerrechts“ (v. Liszt). Viele Verſuche zu ſchärferer 
Faſſung ſind gemacht worden. Zuletzt und am eingehendſten in der eben erwähnten 
Londoner Seekriegsrechtserklärung, Art. 22 ff. Selbſt wenn ſich im gegenwärtigen 
Kriege England an den Text dieſer Erklärung gehalten hätte, wäre der Spielraum 
für eine „Auslegung“ noch groß genug geweſen. Was iſt z. B. „für kriegeriſche 
Zwecke nicht verwendbar“ (Art. 27)? 

Was iſt „neutral“? Späterer Zeit wird es vorbehalten bleiben, das reiche 
literariſche Material, daß der heutige Krieg hervorgebracht hat, aufſteigend vom 
Zeitungsartikel und der leidenſchaftlichen Broſchüre bis zur ernſten wiſſenſchaftlichen 
Studie zu ſammeln und zu ſichten. Das kann in dieſer Anmerkung nicht geleiſtet 
werden, und nur als Beiſpiel für die Anteilnahme der neutralen Juriſtenſchaft ſei 
aus der großen Fülle der Erſcheinungen, die lebendige Skizze des bekannten Zürcher 
Kommentators Dr. F. Fick „Iſt die ſchweizeriſche Neutralität Tugend oder Laſter?“ 
erwähnt. Wohl aber muß hier noch die geringe Kraft des Textes an dem wichtig⸗ 
ſten Zeitereignis beſpiegelt werden. Das iſt der Belgien betreffende Tert. In 
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große Mißtrauen, ja man könnte fagen die runde Abſage zuſammen, die 
man gerade in den letzten Monaten vielfach gegen alle politiſchen 
Verträge und alles Völkerrecht gekehrt hat. Das dürfte eine Ueber⸗ 
treibung ſein. Der Ziviliſt hat ſich täglich mit gleichen Mühen zu 
plagen, er hat ſeinen „Mißbrauch“, ſeine „guten Sitten“, ſein „Treu 
und Glauben“ und muß trotz der großen Unſicherheit dieſes Bodens 
unter den Füßen doch treulich ſeines Amtes als Ausleger walten 5. 

Am meiſten intereſſiert in der Gegenwart natürlich der Drei- 
bund, deſſen wichtigſte Stücke inzwiſchen veröffentlicht worden ſind. 
Wer möchte behaupten, daß hier eine „Auslegung“ überflüſſig ſei? 
Es iſt ſchon davon geſprochen worden (in der Anmerkung auf S. 126), 
daß die „zeitweilige und dauernde Beſetzung“ ſehr verſchieden aufgefaßt 
werden könne und aufgefaßt wird. Aber mehr noch wird alle geiſtige 
Kraft, die wir hinter oder in dem Phänomen der Auslegung ſuchen, 
durch die Frage des „Angriffskrieges“ in Anſpruch genommen. 

Alle Welt hat darum geſtritten, wer der „Angreifer“ geweſen 
ſei 55), vor allem für die erſten Augenblicke des Krieges, als nur 
Rußland und Deutſchland in Frage kamen oder bei dem Vorſpiel 
zwiſchen Serbien und Oeſterreich. Dieſe Frage iſt in erſter Linie 
ſicherlich moraliſcher Natur. Aber durch ihre Einwirkung auf den 
Dreibundsvertrag hat ſie ein ſpezifiſch juriſtiſches Gepräge bekommen. 
Denn, wenn man zunächſt von der feineren Ausgeſtaltung abſieht, ſo 
ergaben der 3. und 4. Artikel dieſes Vertrages die ſchlichte Formel: 


dem (Anm. 19 genannten) Vertrag mit den Niederlanden iſt der Neutralitätsgarantie 
ſofort, gleichſam als Ausgleichswert, der Satz beigefügt: „Elle (la Belgique) sera 
tenue d' observer cette mème neutralité envers les autres états.“ Was heißt 
nun „die gleiche Neutralität wahren“ ? Juriſten aus dem Kreiſe der Gegner Deutſch⸗ 
lands ſcheinen das auf den unmittelbaren kriegeriſchen Eingriff beſchränken zu 
wollen. Deutſche Ueberzeugung geht ganz andere Bahnen. Seitdem die Ab⸗ 
machungen des Chefs des belgiſchen Generalſtabs mit dem engliſchen Militär⸗ 
Attaché in Brüſſel vom Jahre 1906 und anderes diplomatiſches Material entdeckt 
ſind, ſteht feſt, daß eine gemeinſame kriegeriſche Operation Englands und Belgiens 
(und wohl auch Frankreichs) ſorgfältig vorbereitet worden iſt. Soll das ein 
„observer cette m&me neutralité“ fein? Alles hängt von der Auslegung ab, 
der Text für ſich allein iſt ziemlich bedeutungslos. 

54) Sehr verdienſtvoll war die beruhigende Studie von Niedner, die be⸗ 
reits oben S. 108 Anm. 20 erwähnt worden iſt. Hier wohnt der Glaube daran, 
daß das Recht unabläſſig weiterwächſt (S. 7), und nun wird unterſchieden, was 
bei den heutigen Irrungen und Wirrungen des Völkerrechts wirklicher Verſtoß, 
was einfache, naturgegebene Weiterentwicklung iſt (S. 21 ff.). 

55) In Frankreich erſchien eine Broſchüre nach der andern über das „Qui a 
voulu la guerre?“ 
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Werden die Bündnisgenoſſen angegriffen, ſo wird der Gehalt des. 
Vertrages lebendig; greifen ſie ſelber an, ſo bleibt der Vertrag ganz 
gegenſtandslos 50). | 

Freilich, für die Spannung mit Serbien kommt der Text nicht 
unmittelbar in Geltung, weil er nur Attacken feitend der Großmächte 
vorſieht 57). Immerhin ſpielen ganz ähnliche Geſichtspunkte mit wie 
bei der Beurteilung der Hauptfrage, ob Rußland oder Deutſch— 


56) Es mag angezeigt ſein, den wörtlichen Text — nach den Zeitungs⸗ 
veröffentlichungen — wiederzugeben: 

Art. 3: Falls einer oder zwei der hohen Vertragſchließenden ohne direkte 
Herausforderung von ihrer Seite von zwei oder mehreren Großmächten, die 
den gegenwärtigen Vertrag nicht unterzeichnet haben, angegriffen und in einen 
Krieg mit ihnen verwickelt würden, würde ſich der casus foederis für alle 
hohen Vertragſchließenden gleichzeitig ergeben. 

Art. 4: Falls eine Großmacht, die den gegenwärtigen Vertrag nicht unter⸗ 
zeichnet hat, die ſtaatliche Sicherheit eines der hohen Vertragsſchließenden bedrohen 
würde, und der Bedrohte dadurch gezwungen wäre, ihr den Krieg zu erklären, 
ſo verpflichten ſich die beiden anderen, ihrem Verbündeten gegenüber eine wohlwollende 
Neutralität zu beobachten uſw. 

Dem ſchon (S. 123 Anm. 40) erwähnten Auſſatz von Rehm, der die Trag⸗ 
weite dieſer Texte an der Hand der Geſchichte behandelt, entnehme ich, daß in dem 
franzöſiſchen Text die entſcheidenden Worte des 3. Artikels lauten: „venaient & 
etre attaquées et à se trouver engagées dans une guerre“. — Ueber die 
Stellung Italiens gelegentlich feiner Auſſage des Dreibunds oben in An⸗ 
merkung 41. — Oeſterreich hielt den Artikel 3, alſo den casus foederis für 
gegeben, wie aus der eben veröffentlichten Depeſche des Grafen Berchthold vom 
4. Auguſt (oeſt. Rotbuch) hervorgeht. 

57) Hier bleibt der moraliſche Wert. Oeſterreich hat, wie aus dem 
italieniſchen Grünbuch hervorgeht, gleich zu Beginn der Verhandlungen in 
Rom erklären laſſen, daß der Krieg gegen Serbien kein Angriffs⸗, ſondern ein Abwehr⸗ 
krieg ſei (Mitteilung Avarnas vom 12. Dezember 1914: „Per cui la guerra contro 
la Serbia non era aggressiva, ma difensiva“, a. a. O. S. 4). Das iſt dann 
auch in der Antwortnote Oeſterreich-Ungarns vom 21. Mai 1915 feſt⸗ 
gehalten worden. Italien ſcheint, vor dem Abbruch der Beziehungen, ein klares 
Eingehen auf dieſen Punkt vermieden zu haben. Noch die Kündigungsnote (vgl. 
Anm. 41) drückt ſich ſehr vorſichtig aus: „I'Autriche-Hongrie . . . notifia 
à la Serbie l'ultimatum du 23 juillet qui fut la cause et le point de 
départ de la présente conflagration européenne.“ Nach der öſterreichiſchen 
Antwortnote kommt dann allerdings die ſcharfe Tonart zum Vorſchein: „Non d 
neppure discutibile che con la sua azione contro la Serbia l' Austria non 
abbia provocato la conflagrazione europea. Se l' Austria avesse voluto 
limitare la sua azione alla questione dell' attentato di Serajevo, si sarebbe 
accontentata di accettare le controproposte della Serbia che, come 
ognuno ricorda, erano già ampiamente soddisfacenti.“ (Offi- 
zielle Auslaſſung der Agenzia Stefani vom 23. Mai; a. a. O. S. 120.) 
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land der Angreifer geweſen ſei. Unter Verzicht auf jede vernünftige 
Auslegung hat die Preſſe unſerer Gegner ſich auf das rein formale 
Moment des Ultimatums und der diplomatiſchen Kriegserklärung ge⸗ 
ſtützt und, da dieſe Akte von Deutſchland ausgegangen ſind, es ſo 
hingeſtellt, als habe Deutſchland angegriffen. 

Schon der unmittelbare Text des Dreibundvertrages zeigt die 
Dürftigkeit einer ſolchen Darſtellung 58). Aber völlig aus dem Felde 
geſchlagen wird ſolche Auffaſſung, ſobald man die unentbehrliche Aus8⸗ 
legung dem Texte angedeihen läßt. Aus dem Strafrecht, aus dem 
Zivilrecht, aus allen Teilen der Rechtsordnung fließt die Erkenntnis 
her, daß man nicht abzuwarten braucht, bis der tödliche Stoß erfolgt 
iſt, aus Angſt, zum „Angreifer“ geſtempelt zu werden 29). Und es 
ſei geſtattet, obwohl es ſich dabei um viel beſcheidenere Dinge handelt, 
wiederum eine Parallele aus dem bürgerlichen Recht herbeizuholen. 
Das bürgerliche Recht mißbilligt den Verlöbnisbruch und belaſtet den 
Brecher mit Schadenderſatzpflicht. Aber man weiß nur zu gut, daß 
oft genug der wahre Schuldige den anderen Teil ſo lange in die Enge 
treibt, bis er das Bündnis ſprengt; und darum ſehen die bürgerlichen 
Geſetze vor, daß der Verlobte, „der durch ſein Verſchulden den Rück⸗ 
tritt des anderen veranlaßt hat“, genau ſo behandelt werde, als hätte 
er den Krieg erklärt. Hier hat das deutſche Geſetz ſelber die Aus⸗ 


58) Im Art. 3 wird ein „Angriff“ nicht gezählt, der durch „direkte Heraus⸗ 
forderung“ erzeugt ſein würde. (Vgl. auch Rehm a. a. O.) Und Art. 4 iſt noch 
viel deutlicher, da er Bedrohung und dadurch veranlaßte Kriegserklärung nicht 
als Angriff des Kriegserklärenden, ſondern als Angriff des anderen Teils wertet. 
Texte in Anm. 56. 


59) Hören wir, wie ſich das goldene Buch der Juriſten, das Corpus juris 
der alten Römer, vernehmen läßt. Als ein Urrecht der Natur wird es aufgefaßt, 
daß man ſich wappnen darf gegen Ueberfall: vim vi repellere licet (D. 43, 16. 
1 8 27). Und nicht bloß dann liegt eine vis und ein „Angriff“ vor, wenn der 
Schlag ſein Opfer erreicht hat, ſondern auch der, der in berechtigter Beſorgnis vor 
dem Kommenden geflüchtet iſt, erſcheint als „vi deiectus“ (eod. $ 29). Darum 
iſt auch vorn an der Spitze des ganzen Pandektenwerks, gleich in dem erſten Titel, 
der de iustitia et de jure handelt, das Recht der Abwehr mit den Worten be⸗ 
gründet, daß ſchon die Natur ein hinterliſtiges Nachſtellen verbiete: con- 
sequens est hominem homini ins idi ari nefas esse“ (D. I, 1, 3). Gewiß ift 
damit noch nicht alle Auslegung zu Ende. Es wird noch nachzuprüfen ſein, von 
wem das insidiari ausgegangen iſt; aber, wenn man betrachtet, daß das Corpus 
iuris mit dem Stichwort des insidiari den Sklaven brandmarkt, der ſeinem Herrn 
nach dem Leben trachtet (D. 48, 19, 27 § 11), und den Vormund, der die Tugend 
ſeines Mündels umſchleicht (D. 27, 2, 5), ſo wird man nicht im Zweifel ſein, wie 
Truppenzuſammenziehungen nach Art der ruſſiſchen juriſtiſch zu bewerten ſind. 
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legung in die Hand genommen 60). Aber wenn es geſchwiegen hätte 
(und ausländiſche Geſetzbücher tun das), fo wäre ganz genau ſo zu 
entſcheiden. Und genau ſo iſt auch zu entſcheiden bei dem „Angriff“ 
und der „Verteidigung“ im Leben und Ringen der Völker. 

Dieſes eine große Beiſpiel wird genügen, um zu erweiſen, daß 
die innere Stärke der Verträge in der Politik genau ſo ſehr vom 
„Auslegen“ abhängig iſt wie im bürgerlichen Leben. 

b) Wenn wir uns nunmehr zu den Schutz mitteln wenden, 
die den politiſchen Verträgen beigegeben ſind, ſo iſt keineswegs bloß 
an den Schutz gegen zu ſchwache Bindung, ſondern auch an den 
Schutz gegen ein allzu ſtarkes Gebundenſein zu denken. 
Ja, eigentümlicherweiſe überwiegt ſogar im Bereich des Völkerrechts das 
wiſſenſchaftliche Intereſſe für die letztere Schutzart. Vor allem ſpielt 
hier die berühmte clausula rebus sie stantibus ſeit jeher eine hervor⸗ 
ragende Rolle. Man kann alſo ſagen, daß in der Theorie des Völker⸗ 
rechts faſt mehr danach gefragt wird, wie komme ich wieder los von 
einem Vertrage, als danach, wie werde ich an dem Vertrage feſtgehalten. 

Zwei Dinge dürften zur Erklärung dieſer Eigentümlichkeit dienen. 
Einmal der alte Brauch, die Verträge der Völker als „ewig“ zu be⸗ 
zeichnen ©), Und zum anderen der Umſtand, daß es im Völkerrecht 


60) Gemeint iſt 8 1299 BGB. 


61) Das hängt mit der „Ewigkeit“ der Sa zuſammen, denen nicht 
(wie dem Menſchen) von Natur eine Todesgrenze geſetzt iſt. Dieſes Problem hat 
gelegentlich auch die Ziviliſten beſchäſtigt, wenn ſie an die rechtliche Behandlung 
ihrer „juriſtiſchen Perſonen“ herantraten. Berühmt iſt die Pandektenentſcheidung 
für das Nießbrauchsrecht: Nießbrauch ſollte höchſtens lebenslänglich ſein; ſo muß 
den juriſtiſchen Perſonen, die nicht von ſelbſt ſterben, eine künſtliche Grenze geſetzt 
werden, ihr Nießbrauch ſoll mit 100 Jahren (das dachte man als Maximum menſch⸗ 
lichen Lebens) zu Ende gehen (D. 7, 1, 56; Pachtverträge des Völkerrechts öfters 
auf 99 Jahre angeſetzt). 

Solange freilich Staat und Herrſcher gleichgeſetzt wurden, trat mit dem Sterben 
des Herrſchers ein ſeltſamer Schlußpunkt ein. Aber gerade, um darüber hinaus zu 
einer ewigen Geltung der Verträge zu gelangen, wurde es im diplomatiſchen Stil 
üblich, den Herrſcher nicht bloß für ſich ſelbſt, ſondern auch für alle, die nach ihm 
kommen, zu verpflichten: „Pour lui et tous ses descendants et successeurs“. 

Allmählich iſt man viel nüchterner geworden. Namentlich die Bündnisverträge 
werden jetzt kühler bewertet und oft von vornherein nur auf ein paar Jahre ge⸗ 
ſchloſſen, um nach Ablauf dieſer Zeit erneuert oder geändert oder fallen gelaſſen zu 
werden. So iſt bekanntlich der berühmte Rückverſicherungsvertrag zwiſchen 
Deutſchland und Rußland durch einfache Nichterneuerung im Jahre 1890 verfallen. 
Auch der Dreibund war ein ſolcher Zeitvertrag, der immer wieder (1887, 1891, 
1902, 1912) erneuert und auch bei der letzten Erneuerung nur bis zum 8. Juli 
1920 erſtreckt worden iſt. 
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der Lehre von der Auflöſung der Verträge noch an der nötigen Durch⸗ 
bildung fehlt. Für beides iſt das Privatrecht ein gutes Gegenbeiſpiel. 
Die Privatrechtsordnung iſt ſchon ſeit einiger Zeit faſt planmäßig 
dazu übergegangen, eine allzu lange und ſtrenge Bindung durch 
Vertragsverſprechen hintanzuhalten 52). Und andrerſeits hat fie in 
gründlicher wiſſenſchaftlicher Durchbildung ein ſehr feines Syſtem von 
Auflöſungsgründen und «arten geſchaffen, die es überflüſſig machen, 
mit fo dumpfen Gebilden wie etwa der clausula rebus sic stanti- 
bus zu operieren. 

Auf dieſe Klauſel iſt noch etwas näher einzugehen. Gleichzeitig 
wird ſich dabei Gelegenheit finden, aufzuzeigen, wie ſich doch wieder 
gerade in der jüngſten Entwicklungsphaſe die Denkweiſe des Zivil⸗ 
rechts der politiſchen Lehre genähert hat. 

Bekanntlich will die clausula rebus sie stantibus 
befagen, daß das Verſprochene nur gilt, folange die Dinge noch fo 
ſtehen, wie ſie waren, alſo ſo lange, als ſich die grundlegenden Um⸗ 
ſtände nicht geändert haben. Faſt in jedem Lehrbuch des Völkerrechts 
(und nicht bloß in den deutſchen) findet man, bisweilen mit einer 
gewiſſen Zurückhaltung, anerkannt, daß dieſe Klauſel ſtillſchweigend 
die politiſchen Verträge beherrſche. In der Praxis bedient man ſich 
weniger einer feſten juriſtiſchen Formulierung, vermeidet wohl meiſtens 
eine wörtliche Bezugnahme auf eine ſolche clausula; doch aber zeigt 
die politiſche Geſchichte eine ganze Reihe von (teils ſehr wichtigen) 
Fällen, wo nach dem Geiſte der Klauſel verfahren, alſo ein Vertrag 
„wegen veränderter Umſtände“ als verfallen erklärt worden iſt. Uebrigens 
hat auch der gegenwärtige Krieg mehrfach Gelegenheit gegeben, über 
Sinn und Berechtigung des rebus sic stantibus ſich auszuſprechen ö). 


62) Darum ſind eine Reihe von Verſprechungen, die eine zu ſtarke Feſtlegung 
enthalten würden, ſchlechthin für ungültig erklärt, ſo der Vertrag über allen 
künftigen Erwerb, auch wenn er in Geſellſchaftsform gekleidet iſt, oder eine über⸗ 
ſpannte Konkurrenzklauſel, oder das Verſprechen, jemand zum Erben einzuſetzen, 
oder die Knebelung eines jungen Autors, der in einem einzigen Vertrage ſeine 
ganzen künftigen Werke einem beſtimmten Verleger zuſichern will, und vieles andere. 
— Oder aber, es werden durch das Geſetz Höchſtzeitgrenzen feſtgeſtellt, nach 
deren Erreichung jeder Teil (oder auch nur einer von beiden) ſeine volle Freiheit 
zurückerlangt, auch wenn er ſich für länger, für „immer“ verſprochen hatte. So 
vor allem beim Arbeitsvertrage. Näheres, auch über ausländiſches Recht, bei Hede⸗ 
mann, Fortſchritte des Zivilrechts im XIX. Jahrhundert, Bd. 1 (1910) S. 27ff. 

63) Wertvolles Material vor allem bei Erich Kaufmann, Das Weſen des 
Völkerrechts und die Clausula rebus sic stantibus, 1911. Dort findet man auch 
das ſonſtige Schrifttum und namentlich die berühmteſten Fälle aus der großen Poli⸗ 
tik, Ausſprüche Bismarcks und anderes. [Fortſetzung umfeitig.] 
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Dem bürgerlichen Recht iſt die clausula rebus sic stantibus 
keineswegs unbekannt. Aus dem Naturrecht wanderte ſie in die 
Pandektendoktrin, und man kann ſich denken, daß ſie in dem einen 
oder anderen ausländiſchen Zivilrecht noch heute anerkannt iſt. Zeit⸗ 
weiſe, in der Advokatenpraxis etwa des 18. Jahrhunderts, dürfte fie 
ſogar eine ſehr praktiſche Rolle geſpielt haben. Aber die neueren 
und fortgeſchritteneren Zivilgeſetze verhalten ſich doch entſchieden ab⸗ 
lehnend 6). 


Im gegenwärtigen Kriege ift der Gedanke der clausula anſcheinend mit⸗ 
beſtimmend geweſen für die Aufkündigung der Kapitulationen durch die Türkei. 
Ferner klingt er bei den italieniſchen Erklärungen, die die Löſung vom Drei⸗ 
bund vorbereiten ſollten, mehrfach durch. Dagegen wäre es ganz falſch, Deutſch⸗ 
lands Stellungnahme zum belgiſchen Neutralitätsvertrage auf dieſe Formel 
bringen zu wollen. Dieſe Stellungnahme iſt, wie ſchon erwähnt, ganz anders zu 
erklären. Vgl. auch Niedner a. a. O. S. 9. 


64) Als Autorität und Beiſpiel kann Auguſtin Leyſer (1683—1752) 
dienen. Ueber die tiefere Wurzel ſeiner Stellungnahme vgl. man die Darſtellung 
bei [Stintzing⸗ Landsberg, Geſchichte der deutſchen Rechtswiſſenſchaft, 3. Bd., 1. 
Halbbd., Text, S. 210f. Seine Anſchauung gipfelt in den Sätzen: „Pactum 
obligatorium esse desinit, si facies rerum prorsus immutetur: Om n e pactum, 
omnis promissio rebus sic stantibus intelligenda est, ut Seneca lib. 4 de 
beneficiis c. 35 rem clarius explicat, omnia esse debent eadem, quae fuerunt, 
cum promitterem, ut promittentis fidem teneas.“ Im weiteren betont er, daß 
dieſer Gedanke gleichmäßig „iuri et aequitati naturali“ entſpreche. Vgl. ſeine 
Meditationes ad Pandectas (ed. nova von 1772), vol. I p. 411, Spec. XL. 
med. IV. 

Sehr intereſſant iſt, daß man ſchon damals mit der Ueberpflanzung ins 
öffentliche Recht begann. So wird z. B. von dem berühmten Preußen Coc⸗ 
ceji das Verhältnis des Landesherrn zu den von ſeinen Vorfahren erteilten Privi⸗ 
legien unter den Geſichtspunkt der Klauſel gebracht: grundſätzlich iſt auch er an 
die Privilegien gebunden, aber doch nur „clausula rebus sic stantibus“. Vgl. 
Stölzel, Fünfzehn Vorträge, S. 113. 

Daß die Zivilrechtsdoktrin ſich noch heute nicht vollkommen von dem Klauſel⸗ 
gedanken gelöſt hat, zeigt z. B. das führende öſterreichiſche Lehrbuch von Krainz⸗ 
Ehrenzweig, das noch in der neuſten Auflage (fünfte, 1913) der clausula rebus 
sic stantibus einen eigenen, inhaltreichen Paragraphen (S 117) gewidmet hat, 
freilich doch in der Erkenntnis mündend: „Ein allgemeiner Rechtsſatz, daß jeder 
Vertrag als rebus sie stantibus geſchloſſen gelte, beſteht nicht.“ Daran an⸗ 
ſchließend wird dann treffend entwickelt, daß da, wo das Geſetz ſelbſt für Löſungs⸗ 
mittel wie Rücktritt, Kündigung uſw. geſorgt hat, für die Klauſel kein rechter Platz 
mehr ſei. 

In der deutſchen Privatrechtslehre ſetzte die Abkehr von der Klauſel 
ſchon gegen Ende des XVIII. Jahrhunderts ein, verſtärkt ſich im XIX. und ge⸗ 
langt mit dem BGB. zum Abſchluß. Die erſte gründliche Unterſuchung im An⸗ 
ſchluß an die Reichskodifikation hat Stammler bereits im Jahre 1897 angeſtellt 
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Weshalb? Weil ſich inzwiſchen die Vorſtellung über das Be⸗ 
dürfnis, aber auch über die Grenzen des Bedürfniſſes geklärt 
hat. So kam man auf die Bahn der Einzelregelung. Keine 
Generalklauſel mehr, ſondern fein abgeſtufte, in ihrer Tragweite wohl 
erwogene Einzelfiguren. Lag der entſcheidende Punkt darin, daß man 
beim Vertragsſchluß die „Umſtände“ nicht voll überſehen konnte, ſo 
ſteht eine ſehr fein getönte Irrtums⸗„Anfechtung“ zur Verfügung. 
Entſpricht der andere Vertragsteil ſpäter den geſetzten Erwartungen 
nicht, ſo erſcheint die Unmöglichkeitslehre und Verwandtes auf dem 
Plan, um den „Rücktritt“ zu erſchließen. Vor allem aber iſt für alle 
Vertragstypen von einiger Dauer die „Kündigung“ einzeln und 
eingehend geregelt 65). 

Das alles läßt die ſchlimme clausula rebus sic stantibus 
nicht nur als überflüſſig erſcheinen, ſondern rückt den Gedanken näher, 
daß ihre Abſtreifung und Ablöſung durch ein Syſtem von Einzel⸗ 
ſchutzmitteln einen Fortſchritt bedeutet. Bei allen Unterſchieden, 
die zwiſchen politiſchen und bürgerlichen Verträgen immer beſtehen 
bleiben werden, mag doch zur Erwägung geſtellt ſein, ob nicht auch 
im Völkerrecht an einen Uebergang zu dem anderen Syſtem zu 
denken iſt. Hierbei wird die Entſcheidung weniger in der Hand der 
Theoretiker als der praktiſchen Diplomaten liegen, die zunächſt bemüht 
ſein müßten, in einzelnen neuen Verträgen das Maß der Bindung 
annähernd ſo ſcharf zu beſtimmen, daß auf das ganz unvorherſehbare 
Wirken jener Generalklauſel verzichtet werden kann. 

Es ſieht faſt ſo aus, als wenn die Politiker bewußt oder un⸗ 
bewußt in dieſer Richtung tätig ſind. Das führt zur Annäherung. 
Denn umgekehrt hat das Zivilrecht in jüngſter Zeit erkennen müſſen, daß 
(Recht der Schuldverhältniſſe in ſeinen allgemeinen Lehren 88 ff.). Aus der Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte iſt zu vergleichen Motive II 199, 843, Protokolle I 631, 784. Seit⸗ 
dem iſt es üblich, dahin zu formulieren, daß der Gedanke der clausula zwar in 
einigen Einzelfällen vom Geſetzgeber ſelbſt anerkannt worden ſei (z. B. BGB. 88 321, 
570, öfter. ABGB. § 936 uſw.), daß er aber darüber hinaus nicht verallgemeinert 
werden dürfe. Material in den Diſſertationen von Arthur Kaufmann (Marburg 
1907), von Leo Stahl (1909) und in dem zitierten Werk des Völkerrechtslehrers 
Erich Kaufmann. ; 

Ueber mittel bares Wiederaufleben der Klauſel im folgenden Text nebft 
Anm. 66. 

65) Die Darſtellung im Text iſt nicht erſchöpfend. Ein Vergleich bricht 
zuſammen, wenn der als feſtſtehend zugrunde gelegte Sachverhalt ſich hinterher als 
unzutreffend erweiſt. Widerruf ſteht dem Schenker zu, wenn er hinterher ver⸗ 
armt. Uſw. Vgl. auch die Anm. 66, namentlich über das Erlöſchen von Vertrags⸗ 
pflichten wegen Zweckerreichung und Intereſſefortfalls. 
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ſich bei weitem nicht alles vorausſehen und in feſte Kündigungs⸗ oder 
Rücktrittsregeln einfangen läßt. So iſt man wieder bei dehnbareren 
Regeln angelangt, wie namentlich bei der Kündigung aus „wichtigem 
Grunde“. Damit ſollte und wird dem Wandel der Zeit, dem Uner⸗ 
warteten, wieder mehr Rechnung getragen; und es wäre verblendet, 
wenn man nicht anerkennen wollte, daß darin ein gewiſſer Rückſchlag 
in der Richtung der clausula rebus sic stantibus gelegen ſei 6). 

Gerade ſo erwächſt aber vielleicht eine mittlere Linie, auf der 
ſich Privatrecht und Völkerrecht, Politik und Bürgergeiſt berühren könnten. 

c) Verhältnismäßig am wenigſten iſt über den poſitiven Schutz 
der Verträge, den Schutz in der Richtung der Erfüllung, zu ſagen. 

Denn hier, wo die Schwelle vom materiellen Recht zum Recht 
des Verfahrens erreicht iſt, klaffen bekanntlich die größten Abweichungen. 
Es ſoll hier nicht auf die vielerörterten Probleme des Zwanges und der 
Vollſtreckbarkeit im Völkerrecht und auf die gerade heute ſo weit ab⸗ 
liegenden Gedanken an eine Gerichtsbarkeit oder Schiedsgerichtsbarkeit 
in politiſchen Dingen eingegangen werden. Nur über den mittel⸗ 
baren Schutz, der den politiſchen Verträgen gleichſam aus ihnen 
ſelbſt heraus erwächſt, möge ein kurzer Schlußblick geworfen werden. 


66) Wie ſchon erwähnt (Anm. 42), können die Geſellfchaftsverhältniſſe 
wegen „wichtigen Grundes“ gelöſt werden. Dazu kommt das Arbeitsverhält⸗ 
nis (Zürcher Privat B. § 1561, dt. BGB. § 626, ungariſcher Entwurf von 1914 
§ 1323, öſterreichiſcher Novellenentwurf von 1912 $ 172 [bzw. 1162], dazu Sonder⸗ 
beſtimmungen wie etwa in der deutſchen Gewerbeordnung $ 124 a uſw.), und manches 
andere (vgl. etwa noch im dt. BGB. 8 696 S. 2, § 671 III). Prüft man nun, 
wie in der Praxis dieſer leere Begriff des wichtigen Grundes ausgefüllt worden 
ift, fo ſpielt oft der Geiſt der clausula rebus sie stantibus hinein. 

Aber es laſſen ſich noch andere Denkwerte des bürgerlichen Rechts in gleicher 
Richtung ausnützen. In einer wichtigen Entſcheidung hat z. B. das Reichsgericht das 
Loskommen von einem ganz klaren Vertragstext wegen Aenderung der Umſtände 
durch Bezugnahme auf Treu und Glauben ermöglicht (Urteil v. 2. Jan. 1909, 
Bd. 70 S. 169). Vor allem aber lenken ſich die Blicke auf das ſeit einigen Jahren 
aufgetauchte Phänomen des Erlöſchens einer Vertragsverbindlichkeit wegen Weg⸗ 
fall des Intereſſes (vgl. vornehmlich Heinrich Lehmann, Die Unterlaſſungs⸗ 
pflicht, 1906, S. 215). Denn hier tritt eine auffallende Aehnlichkeit mit gewiſſen 
Gedankengängen in der völkerrechtlichen Klauſellehre hervor, wozu Kaufmann a. a. O. 
S. 59 ff. zu vergleichen iſt. Selbſt die Unmöglichkeitslehre des bürgerlichen 
Rechts ſteuert ein Körnchen bei. Denn wenn hier als unmöglich und als Rücktritts⸗ 
grund ſchon das bewertet wird, was übermäßige Opfer erheiſchen würde (Kraft- 
anſtrengungstheorie), ſo kommen wir in engſte Berührung mit den Gedanken eines 
Bismarck, der der Haltbarkeit völkerrechtlicher Verträge ebenfalls mit der Vorſtellung 
entgegengetreten iſt: keiner Nation könne zugemutet werden, „ihr Beſtehen auf 
dem Altar der Vertragstreue zu opfern“, ultra posse nemo obligatur! 
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Im Privatrecht iſt eines der feinften und wertvollſten Druckmittel 
in der Richtung der Erfüllung das Abhängigkeits verhältnis 
der eigenen Leiſtung von der des anderen, am ſchärfſten markiert im 
Zurückbehaltungsrecht, der exceptio non impleti contractus und 
der Aufrechnungsmöglichkeit. Ein ſo flüſſiges Austauſchverhältnis be⸗ 
gegnet nun freilich in den völkerrechtlichen Verträgen nur ſelten. Aber 
andrerſeits iſt es gewiß eine der höchſten Künſte des Diplomaten, 
ſeine Verträge ſo einzurichten, daß er bei drohendem Vertragsbruch 
des anderen Teils immer die eigene Verpflichtung als Gegentrumpf 
und Bindemittel in der Hand behält. Uebrigens erſcheinen dabei 
auch die Löſungsgründe, von denen wir eben geſprochen haben, 
Kündigung und clausula, im Lichte des Erfüllungsdrucks. Denn 
Vertragsvernachläſſigung des anderen Teils wird im bürgerlichen Recht 
ebenſo ſehr einen „wichtigen Kündigungsgrund“ ausmachen wie im 
Völkerrecht eine „weſentliche. Veränderung der Umſtände“. Und es 
ſteht nichts im Wege, daß Kündigung und Rücktritt zunächſt einmal 
angedroht werden, um dadurch den Gegner von der Vertrags⸗ 
verletzung abzuſchrecken. Hier liegt alſo eine ſtarke Parallele zwiſchen 
politiſchem und bürgerlichem Vertrags verhältnis vor. 

Sehr ſchwach iſt dagegen die Parallele im Punkte des Schaden⸗ 
erſatzes. Für die bürgerlichen Verträge iſt der Druck der Schaden⸗ 
erſatzpflicht eine der größten Garantien. Darum wird denn auch das 
ganze Recht der Schuldverhältniſſe vom Schadenerſatzgedanken durch⸗ 
zogen; man könnte ſagen, daß der Schadenerſatz geradezu zum Syſtem 
des bürgerlichen Vertragsrecht? gehört. Im Völkerrecht ift der Gedanke 
viel dürftiger entwickelt; es laſſen ſich immer nur Einzelheiten anbringen. 

Freilich der urwüchſige Gedanke, daß für Verletzung Erſatz zu 
leiſten ſei, fpielt auch in der Politik eine bedeutende Rolle. Aber bei 
weitem die meiſten Tatbeſtände gehören in das Deliktsrecht, nicht in 
das Vertragsrecht, das uns allein beſchäftigt. So iſt es aufzufaſſen, 
wenn in der Eingangsformel des zweiten Pariſer Friedens von 1815 
davon geſprochen wurde, es ſei „den verbündeten Mächten gerechte 
Schadloshaltung für das Vergangene“ zu gewähren. So iſt natürlich 
auch die Kriegsentſchädigung durch Geldzahlung zu bewerten, wenn 
man ihr überhaupt einen juriſtiſchen Gehalt zuſprechen will. Und 
ebenſo die vielen Fälle, wo an Neutrale, die durch politiſche Maß⸗ 
regeln getroffen worden find, eine Entſchädigung gezahlt wird ). 

67) Dabei nähert man ſich bereits dem reinen Privatrecht. Beſonders häufig 


treten Fälle im Seekrieg hervor. Auch der gegenwärtige Krieg hat den Ent⸗ 
ſchädigungsgedanken in dieſer Form ſchon mehrfach in Erſcheinung treten laſſen, ſo 
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Mit Schadenerſatz wegen Erſchütterung des Vertrag ver⸗ 
hältniſſes ſteht dagegen eine eigentümliche politiſche Figur in Zu⸗ 
ſammenhang, die gerade auch während des gegenwärtigen Krieges 
viel von ſich reden machte, nämlich das Recht auf „Kompen⸗ 
ſation“. Dieſes Recht, das z. B. den ſchon erwähnten (S. 114, 
Art. VII des Dreibundvertrages beſeelt, ſcheint nicht reſtlos in der 124), 
Formel des Schadenerſatzes aufzugehen. Aber es ſoll dem Ausgleich 
dienen, und, ſofern der Ausgleichsberechtigte glaubt, „geſchädigt“ zu 
ſein, erſcheint der Ausgleich als Schadenerſatz. So hat denn auch 
die öſterreichiſch⸗ungariſche Regierung in ihrer Anwortnote vom 22. Mai 
ſich (vielleicht nicht ohne Abſicht) dahin ausgedrückt, Italien habe „unter 
dem Titel einer Entſchädigung“ Abtretung öſterreichiſcher Gebiete ver 
langt. Natürlich birgt ſich hinter ſolcher Formulierung auch ein ge⸗ 
wiſſer Denkwert, der für die Beurteilung des ganzen Verhältniſſes 
bedeutſam ſein kann: denn, wenn dieſe ſogenannte Kompenſation als 
Entſchädigung gedacht iſt, kann ſie auch nur geltend gemacht werden, 
ſobald ein Schaden da iſt 8). Uebrigens dürften Parallelen im Ber 
reiche des bürgerlichen Rechts zwar ſelten, aber keineswegs ausge⸗ 
ſchloſſen ſein; man kann ſich denken, daß bei den Abſchlüſſen der 
großen wirtſchaftlichen Verbände etwa im Rahmen des Kartellweſens 
oder der Tarifverträge Klauſeln ganz ähnlichen Geiſtes aufgenommen 
werden. Jedenfalls ſollte das Studium dieſer noch ziemlich uner⸗ 


bei dem Fall des norwegiſchen Dampfers Belridge (20. Februar) und des hol⸗ 
ländiſchen Dampfers Katwyk (Mitte April), die angeblich durch deutſche Unterſee⸗ 
boote vernichtet ſein ſollen. Hier hat (nach Zeitungsberichten) die deutſche Regierung, 
vorbehaltlich des Ergebniſſes der Unterſuchung, Schadenserſatz in Ausſicht geſtellt. 
Vor allem aber iſt die Entſchädigungsfrage in den Verhandlungen zwiſchen Deutſch⸗ 
land und den Vereinigten Staaten mehrfach berührt worden. 


Doch können auch außerhalb des Krieges ganz ähnliche Tatbeſtände auftreten, 
z. B. bei ungerechtfertigter Durchſuchung. Vgl. etwa Art. 53 der Brüſſeler Anti⸗ 
ſtlavereikonferenz vom 2. Juli 1890: „Wenn die Unterſuchung ergibt, daß das Schiff 
zu Unrecht angehalten worden iſt, ſo ſoll dasſelbe einen unzweifelhaften Rechts⸗ 
anſpruch auf eine dem Schaden, den das von ſeiner Fahrt abgebrachte Schiff er⸗ 
litten, entſprechende Entſchädigung haben“, und ähnlich ſchon Art. 13 des ſoge⸗ 
nannten Quintupelvertrages vom 20. Dezember 1841. 


68) In ſolcher Beleuchtung erſcheint das Verlangen Italiens, ſchon den bloßen 
kriegeriſchen Einmarſch in Serbien als Kompenſationstitel gelten zu laſſen („La 
sola invasione della Serbia, ancorch® dovesse poi risultare soltanto tempora- 
nea, & già bastata a turbare seriamente l' equilibro della penisola Balcanica 
e a darci diritto a compensi“, Grünbuch, Stück 1), noch ſonderbarer als ohne⸗ 
dies. Vgl. bereits oben S. 126 in der Anmerkung. 
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forſchten Rechtsfigur von vornherein auf beide Rechtsgebiete hinge⸗ 
lenkt werden. 

Zum Schluß möge noch ein kurzes Wort über die Beweis⸗ 
laſt verſtattet ſein. Man wird mit Fug behaupten dürfen, daß 
gerade die Beweislaſt ein ſpezifiſch juriſtiſches Gebilde darſtellt. 
Aber trotzdem kommt die Politik nicht ohne Anleihe bei dieſem 
juriſtiſchen Denkapparat aus. Es kommen immer wieder Lagen, wo 
eine Klarheit noch nicht erreicht iſt, doch aber gehandelt werden muß. 
Wird dann ſpäter die Rechtmäßigkeit der Handlung in Zweifel ge⸗ 
zogen, ſo kann es bisweilen gar nicht ausbleiben, daß ſich der 
Meinungsſtreit mehr und mehr auf das Gebilde der Präſumtionen 
(Vermutungen) zuſpitzt. Dann aber iſt es begreiflich, daß hier und 
da ſchon vorbeugend beim Vertragsſchluß die Beweislaſtfrage ange⸗ 
ſchnitten und tunlichſt geregelt wird. 

Allerdings die großen Lebensfragen der Völker entziehen 
ſich, wie dem Vertragsdruck und der Gerichtsherrlichkeit, ſo auch dem 
kleinlichen Gefüge der Beweislaſt. Aber da, wo ein nüchterneres, 
mehr geſchäftliches Intereſſe in Frage ſteht, tauchen öfter jene dem 
Ziviliſten ſo geläufigen Denkformen auf. Ein ſehr anſchauliches Bei⸗ 
ſpiel iſt die Präſumtion des Sklavenhandels in den Verträgen, die 
der Bekämpfung dieſes Handels gewidmet waren 5). Heute hat 
namentlich die „Vermutung der Kontrebande“ viel von ſich reden 
gemacht; denn das der bisherigen Praxis ganz widerſprechende Ver⸗ 
halten Englands hat geradezu zu einer allgemeinen Präſumtion 
geführt, daß neutrale Schiffe Kontrebande bei ſich tragen“). Auch 


69) Dieſes Beiſpiel ſteht übrigens dem Strafrecht noch näher als dem bürger⸗ 
lichen Recht. Vgl. den Quintupelvertrag vom 20. Dezember 1841, Art. 9: „Jedes 
. . . Kauffahrteiſchiff ... if, wenn es nicht Beweiſe vom Gegenteil geben 
kann, verdächtig, ſich mit dem Negerhandel befaßt zu haben,... wenn ſich in 
der Einrichtung, in der Ausrüſtung oder am Bord des gedachten Schiffes während 
der Fahrt .. . einer der nachſtehend verzeichneten Artikel befunden hat: 1. ver⸗ 
gitterte Luftklappen uſw.“ und weiter: „Wenn feſtgeſtellt iſt, daß ein oder mehrere 
der voraufgeführten Artikel an Bord ſich befinden oder während der Fahrt 
am Bord geweſen ſind, ſo ſoll dieſe Tatſache als ein Beweis prima facie dafür 
gelten, daß das Schiff im Negerhandel begriffen geweſen iſt uſw.“ 

70) Die Vereinigten Staaten ſcheinen (Anfang März) ausdrücklich gegen die 
Aufſtellung einer ſolchen Präſumtion proteſtiert zu haben. 

Vgl. noch als weiteres Beiſpiel Art. 15 des Schlußprotokolls der Londoner 
Seekriegsrechts⸗Konferenz (1909): „Die Kenntnis der Blockade wird bis zum Be⸗ 
weiſe des Gegenteils vermutet, wenn das Schiff einen neutralen Hafen nach an⸗ 
gemeſſener Zeit ſeit Bekanntgabe der Blockade an die dieſen Hafen innehabende 
Macht verlaſſen hat.“ 


se, BA 


die Fälle, wo neutrale Schiffe durch eine Exploſion zugrunde ge- 
gangen ſind, ohne daß zunächſt die Urſache erkannt worden iſt (Mine 
oder Torpedo), bringen die Beweislaſtfrage in Fluß; und zwar wird 
man wohl dahin zu entſcheiden haben, daß der Geſchädigte mit dem 
Beweiſe zu belaſten iſt. 


Damit iſt die Reihe von Eindrücken beſchloſſen, die ſich einem 
Ziviliſten bei ſeinen politiſchen Studien aufgedrängt haben. Daß 
ſolche Studien voraufgegangen ſind, mag immerhin betont werden. 
Denn darin liegt die tiefere Rechtfertigung für die vorangegangene 
Niederſchrift. 

Es hat gewiß jeder Stunden durchlebt, in denen es ihm un⸗ 
möglich ſchien, mitten im Sturm des Krieges ſein fachwiſſenſchaftliches 
Grübeln fortzuſetzen. Noch heute iſt es ſchwer, zu literariſcher Be⸗ 
tätigung zurückzukehren. Aber die Allmacht der Zeit, deren aus⸗ 
gleichendem Wirken kein Sterblicher ſich ganz entziehen kann, und der 
Druck des gelehrten Berufs leiten den Einzelnen langfam zurück in die 
verlaſſene Bahn. Es iſt gewiß verſtändlich, wenn gerade die 
politiſchen Dinge hierbei die Brücke bilden. 

Doch erhebt ſich über das Sinnen und Treiben des Einzelnen 
ein viel wichtigerer allgemeiner Gedanke. Daß die Wiſſenſchaft ſchwieg, 
als die Kanonen ihre eiſernen Münder öffneten, trat einem Natur⸗ 
ereignis gleich in Erſcheinung. Aber dieſes Schweigen brauchte kein 
Sterben zu ſein. Und allmählich erwachten wieder die ſchweigenden 
Stimmen. Das techniſche Wiſſen ging voran, weil es unentbehrlich 
war für das kriegeriſche Können. Die Geiſteswiſſenſchaften ſind nach⸗ 
gefolgt. Ihre Beziehungen zum ſoldatiſchen Weſen ſind freilich viel 
geringere, darum hat eine begreifliche Scheu ſie länger zurückgehalten. 
Nun kommen auch fie, um in aller Beſcheidenheit ein Scherflein bei- 
zutragen zu dem großen Denken der Zeit. Dieſe Auferſtehung wirkt 
befreiend. Denn ſie löſt Kräfte aus, die ungenutzt gelegen haben, 
und die große Zeit heiſcht, daß alle Kräfte flüſſig werden. 

Darin weiß ſich der Gelehrte eins mit dem Krieger. Wenn er 
alles abſtreift, was früher Eitelkeit und Geltenwollen war, und nur 
der reinen Stimme ſeines Innern folgt, die ihn zum Denken und 
Forſchen zurückleitet, dann ſteht er unter dem gleichen Zeichen wie 
ſeine kämpfenden Brüder, unter dem Zeichen der Pflicht. 
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Merkblatt!) 


Friede in der Heimat 


Da draußen an den Grenzen tobt der Krieg. Wir Deutſchen kämpfen 
um Sein und Nichtſein. 

Da muß Friede in der Heimat ſein, Friede in jeglicher Art, überall. 

Friede ernährt, und Unfriede verzehrt. Und wir daheim dürfen wahr⸗ 
lich nicht das geringſte Gut, die geringſte Kraft unnütz vertun, wenn unſere 
Brüder da draußen den Sieg erſtreiten ſollen. 

Und Friede iſt es in der Heimat tauſendfältig geworden. Unſer Kaiſer 
bekannte beim Kriegsbeginn: 

Ich kenne keine Parteien mehr, ich kenne nur noch Deutſche. 

Und ganz Deutſchland ſcharte ſich einmütig um ihn, alle Parteien 
reichten ſich die Hand. Aller Zwiſt war vergeſſen, aller Hader verſchwunden. 

Burgfriede auch ſonſt vielfältig in deutſchen Landen. 

Nur auf den Gerichten merkt man noch nichts oder nur ſehr wenig von 
Frieden. Da wird nach wie vor in erbittertſter Weiſe unter den Parteien 
in bürgerlichen Streitſachen und Beleidigungsklagen fortgekämpft, da werden 
tauſendfältig Strafanzeigen in den geringfügigſten Sachen aus perſönlicher 
Feindſchaft und Erbitterung erſtattet; wer verloren hat, verbittert ſich noch 
mehr durch ausſichtsloſe Meineidsanzeigen. 

Der Krebsſchade der deutſchen Prozeßſucht wuchert verderblich weiter, 
trotz des Krieges, trotz all ſeiner Schrecken, trotz aller Not unſeres Volkes. | 

Tauſend und abertauſend unnötige Prozeſſe zehren immer noch am Marke 
des Volkstums und verſchlingen ungeheure Werte an Kraft, Geſundheit, Lebens⸗ 
freude, an Geld und an Gut, an Zeit. 

Zu aufbauender Arbeit aber brauchen wir jetzt alle Menſchenkräfte und 
Geldmittel, dem Vaterland gehört alles. 

Alle Erfahrungen beweiſen, daß man mit einem friedlichen Vorgehn 
viel beſſer auf ſeine Rechnung kommt, als wenn man hartköpfig und unnach⸗ 
giebig ſeine Anſprüche verfolgt. 

Darum, wie ein jeder ſeine größere oder geringere Gabe dem Vaterland 
opfert, um es ſtark und wehrhaft zu machen bis zum letzten Mann, ſo muß 
auch ein jeder ſich ſelbſt überwinden und, wo es nur irgend geht, ſeine 
Streitigkeiten friedlich ordnen. Auch in Rechtsſachen müßt Ihr, denkt daran, 
Opfer bringen, einer für den andern, alle fürs Ganze! 

Einigt Euch friedlich ſo bald wie möglich, aber zu einem Vergleich iſt 
es auch niemals zu ſpät. 

Ein magerer Vergleich iſt beſſer als ein fetter Prozeß. Euer Gegner, 
mit dem Ihr rechtliche Zwiſtigkeiten habt, iſt in den meiſten Fällen ein genau 
ſo guter, ehrenwerter und wahrheitsliebender Menſch, wie Ihr ſelbſt, ein 


1) Abdrucke für Gerichte, Vereine, Verbände, Gemeinden, Pfarrer, zum Ver⸗ 
ieilen an Prozeßparteien, an Volksgenoſſen, die vor Prozeſſen ſtehen, ſind zu be⸗ 
ziehen durch Carl Heymans Verlag, Berlin W. 8. Einzelpreis 7 Pf., bei 
Entnahme von 25 Stück je 5 Pf., von 50 Stück je 4 Pf., von 100 und darüber 
je 3 Pf. | 
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Menſch, der nicht minder von ſeinem Recht überzeugt iſt, als Ihr. Euer 
Gegner iſt nur in den allerſeltenſten Fällen das, wofür Ihr ihn haltet, ein 
übelwollender, böswilliger Feind, oder gar ein Lügner und Betrüger. Irren 
iſt menſchlich, und gar oft irrt Ihr mehr oder weniger beide. Glaubt auch 
nicht, jede Doktorfrage austragen zu müſſen. Das Recht iſt nicht immer 
nur bei einem, läßt ſich oft nicht klar erkennen und beweiſen, oft liegt es in 
der Mitte. 
So lauft nicht wegen jeder geringen Streitſache zum Gericht oder An⸗ 
walt, verſtändigt Euch mit Eurem Gegner, zeigt ihm Entgegenkommen, ſo 
wird auch er es nicht an ſich fehlen laſſen und die Hand zum Frieden 
reichen. 
Erhebt nicht gleich eine Beleidigungsklage, wenn Euer Nachbar oder 
ſonſt jemand in der Erregung oder aus Unbedacht ein Wort zu viel ſagt. 
Sinnt lieber nach, ob Ihr oder ein Angehöriger, vielleicht Eure Frau, mit 
Schuld tragt an dem Zwiſt. Denn wahrlich, in den allermeiſten Fällen haben 
an einem Streite beide Teile Schuld. 
Zeigt nicht jeden Quark beim Staatsanwalt, beim Schußmann, bei der 
Polizei an, wenn Ihr glaubt, irgend jemand ſei Euch in Kleinigkeiten zu 
nahe getreten. Ihr macht dadurch das Unheil nur viel größer, ſpäter reut 
es Euch oft, dann aber iſt es zu fpät. 
Wer Wind jät, wird Sturm ernten, und wenn Ihr im voraus wüßtet, 
was für Scherereien, Terminlaufereien, Verſäumniſſe, Unkoſten, aber auch 
Aufregung, Verdruß, ſchlafloſe Nächte, Streit, Zank, Hader, Unfriede ohne 
Ende Ihr von Euren Prozeſſen, Beleidigungsklagen und Anzeigen habt, Ihr 
würdet Euch dreimal beſinnen, ehe Ihr zum Gericht, zum Anwalt, zur Poli⸗ 
zei lauft. 
Vergleicht Euch heute lieber als morgen! 
Oft liegt es nur daran, einen Weg zu finden, wie Ihr Euren Zwiſt 
in einer Weiſe ſchlichten könnt, die für Euch beide ehrenvoll iſt. 
Jeder Richter bietet Euch gern die Hand dazu, feine Richterpflicht ist's, 
Euch zu helfen. Habt Vertrauen zu Euren Richtern, ſie wollen Euer Beſtes 
und ſie ſehen durch die Sache beſſer hindurch als Ihr ſelbſt. Sie raten 
Euch beiden nach ihrem beſten Können und Vermögen. 
Wenn Ihr Euern Gegnern gegenüber nicht nachgiebig erſcheinen wollt, 
bringt das Opfer, das notwendig iſt, fürs Rote Kreuz oder ſonſt zum Beſten 
des Vaterlandes. 
Bei Vergleichen in bürgerlichen Streitſachen werden auch jetzt in der 
Kriegszeit die Gerichtsgebühren bis auf die Hälfte ermäßigt, bei Werten unter 
100 Mark ganz erlaſſen. Ihr ſpart alſo bei einem Vergleiche Gerichtskoſten. 
Darum: 
um unſeres lieben deutſchen Vaterlandes willen, vermeidet zum 
wenigſten jetzt in der Kriegszeit unnütze Prozeſſe, kleinliche Be⸗ 
leidigungsklagen und Strafanzeigen. Tut's aber auch nach dem 
Kriege, die Heimkehrenden wollen nicht den alten Streit und 
Hader ſehn. 

Friede in der Heimat ſoll es ſein! 
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Entſcheidungen. 


Aus der Rechtſprechung der Thüringiſchen Gerichte. 
Entſcheidungen des Oberlandesgerichts in Jena. 
Herausgegeben von den Mitgliedern des Gerichtshofes. 


1. Bürgerliches Recht und Verfahren. 


8. Kriegsklauſel des Verbandes Deutſcher Juteindu— 
ſtrieller. Sie befreit den Verkäufer nicht ſchlecht— 
hin von der Lieferungspflicht, ſondern nach den 
Umſtänden des Falls nur, wenn ihm durch den Krieg 
Englands die Einhaltung unmöglich gemacht oder 
nicht unerheblich erſchwert wurde. 


Die Juteweberei H. (Klägerin) hat von der Juteſpinnerei und 
weberei G. (der Beklagten) am 4. Auguſt 1914 (am Abend er⸗ 
klärte England den Krieg) 40 000 Kg. Jutegarn, lieferbar auf Abruf 
bis Ende 1914, gekauft. Nach dem Annahmeſchreiben der Spinnerei 
vom 4. Aug uſt nahm dieſe den Auftrag der Weberei „laut ums» 
ſtehender Bedingungen in Nota“. Unter dieſen vom Verband Deutſcher 
Juteinduſtrieller, G. m. b. H., vorgeſchriebenen Bedingungen befindet 
ſich folgender Abſatz 2: 

„Krieg, an dem Deutſchland ben England beteiligt 
iſt, Blockade von deutſchen Häfen oder von engliſchen 
und / oder indiſchen Häfen, Arbeiterausſtände, gleichgültig, ob 
ſolche durch Vertragsbruch oder nach vorausgegangener Kündigung 
der Arbeiter eintreten, Arbeiterausſperrungen, Arbeitermangel, Feuer, 
Exploſion, Ueberſchwemmung, Bettiebsſtörungen jeder Art gelten 
als höhere Gewalt und geben dem Verkäufer das Recht, 
die Lieferung ganz oder teilweiſe entweder zu annul⸗ 
lieren oder hinauszuſchieben. Der Verkäufer hat ſpäteſtens 
innerhalb 4 Wochen nach Eintritt des die Lieferung ſtörenden Um⸗ 
ſtandes dem Käufer endgültig zu erklären, von welchem dieſer beiden 
Rechte er Gebrauch machen will und in welchem Umfange. Daſſelbe 
Recht hat der Verkäufer auch bei anderen vorhergeſehenen Fällen, 
welche die Herſtellung der verkauften Ware ganz oder zum Teil un⸗ 
möglich machen. Der Verkäufer hat auch die gleichen Rechte bei 
Eintritt obiger Umſtände in dritten Betrieben, und iſt berechtigt, die 

10* 
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Herſtellungsverringerung auf beliebige Abſchlüſſe in Anrechnung zu 
bringen.“ 

Die Klägerin rief bis Ende November 1914 die 40 000 Kg. 
ab, die Beklagte lieferte aber nur die Hälfte des Schluſſes, nämlich 
20 000 Kg. Durch Schreiben vom 28. Auguſt 1914 erklärte fie der 
Klägerin: ſie ſehe ſich leider veranlaßt, von der Kriegsklauſel Gebrauch 
zu machen und den Abſchluß, ſoweit er noch nicht eingeteilt ſei, zu 
ſtreichen. 

Die Klägerin hält den Rücktritt der Beklagten für unberechtigt 
und hat auf eine weitere Teillieferung von 10 000 Kg. Klage erhoben. 

Die Beklagte hat ſich zunächſt auf die Kriegsklauſel berufen: 
der Krieg mit England ſei zur Zeit des Vertragsſchluſſes noch nicht 
ausgebrochen, ihr jedenfalls nicht bekannt geweſen. Der Krieg mit 
England bedeute aber für ſie eine erhebliche Betriebsſtörung, da Roh⸗ 
jute nur aus den engliſchen Kolonien zu beziehen und ſeit der eng⸗ 
liſchen Kriegserklärung auf dem deutſchen Markt nicht mehr zu haben 
ſei; laut Beſchlagnahmeverfügung des ſtellvertretenden Kommandos 
des 11. Armeekorps in Caſſel dürfe fie auch nur mehr an Militär- 
behörden, Mühlen und Zuckerfabriken, an letztere auch nur unter be⸗ 
ſtimmten Bedingungen, liefern. 

Das Landgericht hat die Klage abgewieſen, und das Oberlandes⸗ 
gericht iſt dem beigetreten: 

Die im Beſtätigungsſchreiben in Bezug genommenen Verkaufs⸗ 
bedingungen des Verbandes Deutſcher Juteinduſtrieller ſind zum 
Vertragsinhalt gemacht worden, wenigſtens ſoweit Abſ. II in 
Betracht kommt. 

Die Bezugnahme iſt hinreichend deutlich erfolgt, die Bedingungen 
waren auf der Rückſeite des Schreibens wiedergegeben; es handelte 
ſich um die allgemeinen Bedingungen des Verbandes, die jedes Mit⸗ 
glied vereinbaren mußte, ſie waren für das Geſchäft — gerade was 
Abſatz II anlangt — von einſchneidender Bedeutung, und dieſe Be⸗ 
deutung war ihnen auch dadurch nicht genommen, daß der Krieg 
zwiſchen Frankreich, Rußland und Deutſchland ſchon erklärt war. 
Die Kriegserklärung Englands war zur Zeit der Abſendung des Be⸗ 
ſtätigungsſchreibens im Deutſchen Reiche jedenfalls noch nicht bekannt, 
und gerade ſie konnte auf den Jutehandel und die Juteinduſtrie von 
dem größten Einfluß werden und die bisherigen Verhältniſſe weſentlich 
ändern. Aber ſelbſt wenn die Beteiligung Englands am Kriege zur 
Zeit des Vertragsſchluſſes ſchon feſtgeſtanden hätte, ergäbe das keines⸗ 
falls die Bedeutungsloſigkeit der Kriegsklauſel. Die Folgen von 
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Englands Eingreifen ließen ſich damals durchaus nicht überſehen, ein 
vorſichtiger Kaufmann aber mußte einer möglichen Umgeſtaltung der 
Verhältniſſe im Jutehandel Rechnung tragen. Zu dem Zwecke bot 
ſich als geeignetes Mittel die Vereinbarung der Kriegsklauſel. Dem⸗ 
nach hatte der Hinweis auf ſie im Beſtätigungsſchreiben guten Sinn 
und hat infolge der widerſpruchsloſen Annahme des Schreibens durch 
die Klägerin den Abſatz II zum Vertragsinhalt erhoben. 

Was die Rechtswirkſamkeit und inhaltliche Tragweite der 
Klauſel angeht, ſo hat das angefochtene Urteil in zutreffender Weiſe 
die Bedenken der Klägerin gegen die Giltigkeit der Klauſel zurück⸗ 
gewieſen. 

Von einem Verſtoß gegen die guten Sitten (8 138 BGB.) könnte 
auch dann nicht die Rede ſein, wenn die Beklagte ſich für den Kriegsfall 
ein völlig freies Rücktrittsrecht vorbehalten hätte. Konnte ſie ſich 
den Rücktritt ſchlechthin vorbehalten, dann konnte ſie ſich ihn erſt recht 
unter der weiteren Bedingung einer Beteiligung Englands am Kriege 
vorbehalten. Der Gedanke, aus einer infolge des Kriegsausbruchs 
einſetzenden Preisſteigerung größeren Nutzen zu ziehen, iſt ein echt 
kaufmänniſcher und für ſich allein durchaus nicht geeignet, der Ver⸗ 
einbarung eines freien Rücktrittsrechts für den Kriegsfall den Stempel 
der Unſittlichkeit aufzudrücken. 

Mit dieſen Erwägungen iſt indeſſen erſt die Zuläſſigkeit der 
Vereinbarung eines völlig freien Rücktrittsrechts dargetan, aber noch 
keineswegs feſtgeſtellt, daß die Klauſel hier in dieſem weiten Sinne 
zu verſtehen iſt. | 

Die ſogenannte „Kriegsklauſel“ kann dieſe weite Bedeutung 
haben, es iſt aber auch denkbar, daß ihr eine engere Tragweite zu⸗ 
kommt. Sie kann in dem Sinne vereinbart ſein, daß der Krieg den 
Verkäufer nicht ſchlechthin von der Lieferpflicht befreien ſoll, ſondern 
nur, wenn er einen beſtimmten Einfluß auf die Leiſtungspflicht hat, 
deren Erfüllung unmöglich macht oder gegenüber den normalen 
Verhältniſſen zur Zeit des Kriegs ausbruchs erſchwert. 
Dabei iſt denkbar, daß auch das Aufwerfen der Verſchuldensfrage zu⸗ 
gunſten des Lieferanten ausgeſchloſſen wird. Endlich kann die Klauſel 
ſo gefaßt ſein, daß ſie zugleich die Beweislaſt verſchiebt und dem 
Käufer den Nachweis für die fortdauernde Möglichkeit und Erfüllbarkeit 
ohne nennenswerte Erſchwerungen ſowie den Nachweis für ein Ver⸗ 
ſchulden des Lieferanten auferlegt. 

Welche Tragweite der Klauſel beizumeſſen iſt, erſcheint durchaus 
als eine Frage des einzelnen Falles. Sinn und Bedeutung der 
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Klauſel find für den einzelnen Fall durch Auslegung nach §8 133 und 
157 BGB. zu ermitteln. Entſcheidend iſt der Zweck der Klauſel; zu 
deſſen Feſtſtellung ſind neben der äußeren Faſſung der Klauſel die 
geſamten Umſtände des einzelnen Falles zu berückſichtigen. 

Oberſte Richtſchnur bilden die Grundſätze der Treue und des 
Glaubens. 

Prüft man den Sinn der hier vereinbarten Klauſel unter dieſen 
Geſichtspunkten, ſo wird man davon auszugehen haben, daß die Be⸗ 
klagte durch die Vereinbarung ihrer Lage gegenüber dem geſetzlichen 
Zuſtand für den Fall eines Krieges verbeſſern und ſich tunlichſt 
ſichern wollte. 

Deshalb iſt von vornherein abzulehnen die Annahme der Klä⸗ 
gerin, die Klauſel habe nur die Aufwerfung und Prüfung der Ver⸗ 
ſchuldensfrage für den Fall der Unmöglichkeit ausſchließen 
wollen. Eine Kriegsklauſel von ſolch geringer Tragweite hätte die 
Lage der Beklagten nicht ſo weſentlich verbeſſert und dem Einfluß des 
Krieges nicht genügend Rechnung getragen, um ihre zwingende 
Anordnung durch den Verband Deutſcher Juteinduſtrieller hinreichend 
zu rechtfertigen. 

Denn im Falle unverſchuldeter Unmöglichkeit wäre die Beklagte 
ſchon nach dem Geſetz von ihrer Lieferpflicht befreit (8 275 BGB.). 
Der Fall aber, daß die Unmöglichkeit der Vertragserfüllung nach 
Kriegsanbruch nicht die Folge des Kriegs, ſondern eines Verſchuldens 
des Lieferanten iſt, dürfte verhältnismäßig ſelten ſein. Wo es aber 
vorliegt, iſt kein zureichender Grund gegeben, den Lieferanten von 
ſeinen Verpflichtungen ohne weiteres zu entbinden. Die Kriegsklauſel 
ſoll ihn im Zweifel gegen die nachteiligen Folgen des Krieges 
ſchützen, nicht aber von der Beobachtung der verkehrsmäßigen Sorg⸗ 
falt befreien. 

Wenn es ſich um eine Gattungsſchuld handelt, würde allerdings 
die Wegbedingung der in 8 279 BGB. vorgeſehenen Haftung für 
das Unvermögen zur Lieferung größere Tragweite haben. Indeſſen 
würde dieſe Tragweite hier inſoweit gemindert ſein, als die ſchon 
nach dem Geſetz zuläſſige Berufung auf eine überobligationsmäßige 
Schwierigkeit im Kriegsfall in weiterem Umfange durchgreifen würde 
als gewöhnlich. 

Alles in allem trägt die von der Klägerin beliebte Auslegung 
der Kriegsklauſel zu wenig dem Intereſſenſtandpunkt des Lieferanten 
Rechnung, der die Klauſel ausbedungen hat. Sie ſucht die Kriegs⸗ 
klauſel im Sinne der Streikklauſel zu verſtehen. 
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Falls man die Tragweite der ftreitigen Kriegsklauſel richtig er- 
faſſen will, wird man davon ausgehen müſſen, daß der Krieg mit 
den anderen Umſtänden, die in Abſatz II als Fälle höherer Gewalt 
aufgezählt ſind, nicht ohne weiteres auf eine Stufe geſtellt werden 
darf. Dieſe Umſtände wirken tatſächlich ſo verſchiedenartig auf die 
Vertragserfüllung ein, daß ihr rechtlicher Einfluß für jeden einzelnen 
Umſtand geſondert zu prüfen iſt. 

Der Krieg iſt nun aber ein ganz einzigartiges Ereignis, welches 
das geſamte Wirtſchaftsleben in der einſchneidendſten Weiſe umgeſtaltet 
und jeden Unternehmer nötigt, ſich den durch den Krieg veränderten 
wirtſchaftlichen Verhältniſſen neu anzupaſſen. Dazu kommt, daß der 
Einfluß des Kriegs auf das Wirtſchaftsleben ſich überhaupt nicht im 
voraus abſchätzen läßt. Hier mußte zudem damit gerechnet werden, 
daß eine Beteiligung Englands die ganze Rohjuteeinfuhr unterbinden 
konnte, wie das auch in der Tat geſchehen iſt. Angeſichts deſſen hat 
der vorſichtige Unternehmer ein Lebendintereffe daran, ſich für den 
Kriegsfall möglichſte Entſchluß⸗ und Bewegungsfreiheit zu ſichern. 
Wenn er ſich deshalb für den Kriegsfall das Rücktrittsrecht vorbehält, 
ſo iſt im Zweifel anzunehmen, daß er ſich dadurch nicht bloß gegen 
das Riſiko einer Verhinderung in der Erfüllung feiner Vertrags- 
pflichten, ſondern auch einer Erſchwerung der Vertragserfüllung 
gegenüber den Verhältniſſen zur Zeit des Vertragsſchluſſes ſichern will. 
Die vollſtändigſte Sicherung ſeiner Intereſſen würde zweifellos die 
Vereinbarung voller Entſchlußfreiheit für den Kriegsfall bedeuten. Ein 
derartiges, völlig ungebundenes Rücktrittsrecht würde indeſſen den 
Intereſſen des Abnehmers keine Rechnung tragen und ihn dem Be⸗ 
lieben des Lieferanten ausliefern. Es würde dieſem ermöglichen, auf 
Koſten des Abnehmers zu ſpekulieren und den Krieg als Mittel zur 
Preistreiberei auszunutzen. Im Zweifel iſt deshalb nicht anzunehmen, 
daß der Abnehmer ſich durch die Vereinbarung der Kriegsklauſel der- 
art dem Lieferanten ausliefern will. Es iſt Sache des Lieferanten, 
ſeine auf ein völlig freies Rücktrittsrecht gerichtete Abſicht mit hin⸗ 
länglicher Deutlichkeit zum Ausdruck zu bringen. 

Hier iſt das nicht geſchehen. Daß der Krieg zwiſchen Frank⸗ 
reich, Rußland und Deutſchland ſchon ausgebrochen war und die 
Kriegserklärung Englands vor der Tür ſtand, ſpricht gegen die Aus⸗ 
bedingung völliger Entſchlußfreiheit. Die Klägerin würde ſich, über 
eine entſprechende Abſicht der Beklagten aufgeklärt, kaum auf eine 
ſolche einſeitige Bindung eingelaſſen haben, und brauchte angeſichts 
der Umſtände des Falles mit einer ſolchen Abſicht nicht zu rechnen. 
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Die Zuſammenſtellung des Kriegs mit einer Reihe anderer Ereigniſſe 
(wie Arbeiterausſtände) als höhere Gewalt läßt ebenfalls die An⸗ 
nahme begründet erſcheinen, daß die Beteiligung Englands am Kriege 
die Beklagte nicht ſchlechthin von der Lieferpflicht befreien ſollte, ſondern 
nur, ſofern durch den Krieg die Vorausſetzungen herbeigeführt würden, 
die nach Treu und Glauben einen Wegfall der Leiftungdpflicht 
rechtfertigen konnten. 

Danach iſt hier die Kriegsklauſel dahin zu verſtehen, daß die 
Beklagte zum Rücktritt bei Beteiligung Englands am 
Krieg dann berechtigt ſein ſollte, wenn ihr durch dieſe 
Beteiligung die Einhaltung des Vertrags unmöglich 
gemacht oder nicht unerheblich erſchwert werden ſollte. 

Die Frage, wem die Beweislaſt für dieſe Umſtände oder ihr 
Gegenteil zufällt, iſt damit noch nicht beantwortet. Sie kann indeſſen 
hier unentſchieden bleiben. Denn nach der ganzen Sachlage erſcheint 
ſchon der Beweis geführt, daß die Beteiligung Englands am Krieg 
der Beklagten die Einhaltung des vorliegenden Vertrags nicht uner⸗ 
heblich erſchwert hat. 

Es iſt offenkundig, daß Rohjute nach Deutſchland nicht mehr 
eingeführt wird, daß ſie auf dem offenen Markte nicht mehr zu haben 
iſt, daß ihr Preis erheblich infolge des Krieges geſtiegen iſt, daß die 
Beſchlagnahme der vorhandenen Beſtände erfolgt iſt, um ſie für 
Heereszwecke zu ſichern; daß die Juteſpinnereien ſtrecken und auf die 
Dauer mit der Einſtellung des Betriebes rechnen müſſen. Daraus 
folgt ohne weiteres, daß ſich die Beklagte in dem Maße, wie ſie ihre 
Lieferpflichten erfüllt hätte, den Weiterbetrieb ihrer Spinnerei und 
Weberei erſchwert und den Zeitpunkt der Betriebdeinftellung näher 
gerückt hätte. Eine derartige Einhaltung abgeſchloſſener Lieferungs⸗ 
verträge auf Koſten des eigenen Betriebs würde man von ihr grund⸗ 
ſätzlich ohne weiteres verlangen können, wenn ſie ſich nicht durch die 
Kriegsklauſel geſichert hätte. Auf Grund dieſer Klauſel braucht ſie 
einer derartigen Zumutung nicht nachzugeben; ſie darf ſich ſelbſt der 
Nächſte ſein. 

Alſo ſchadet ihr der Umſtand nicht, daß fie zurzeit des Kriegs⸗ 
ausbruchs an ſich den Vertrag mit der Klägerin erfüllen konnte und 
auch noch heute erfüllen kann. Ebenſowenig, daß ſie vor dem 
Rücktritt von dem Vertrag andere Schlüſſe gemacht oder ausgeführt 
hat. Die Folgen der Beteiligung Englands am Kriege waren nicht 
ſofort zu überſehen; ihre einſchneidende Bedeutung gerade auf dem 
Gebiet des Jutehandels und der Jutefabrikation hat ſich erſt all⸗ 
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mählich herausgeſtellt. Das Ende des Kriegs iſt ferner zurzeit noch 
gar nicht abzuſehen, ſo daß man auch der Beklagten den Vorwurf 
nicht machen kann, ſie halte ungebührlich viel Rohjute zurück und 
könne bis zum Kriegsende mit einem geringeren Vorrat durchkommen. 

Da die Erfüllung des Vertrags durch die Teilnahme Englands 
am Weltkrieg nicht unerheblich für die Beklagte erſchwert worden 
iſt, erſcheint ihre Rücktrittserklärung durchaus zuläſſig. 

Urteil des 1. Zivilſenats vom 31. März 1915, 1 U 15/15 (nach 
Gera). 


9. Die Verpflichtung eines Geſchäftsinhabers, ſeinen 
geſamten Bedarf an Petroleum von einem be— 
ſtimmten Lieferanten zu beziehen, erliſcht bei Auf- 
gabe des Geſchäfts oder Uebernahme eines neuen. 
Der Beklagte betrieb im November 1912 im Hauſe von Frau E. 

in Sonneberg ein Ladengeſchäft. Frau E. hatte das Geſchäft vorher 
ſelbſt betrieben und ihren Bedarf an Petroleum bei der Klägerin ge⸗ 
deckt. Dasſelbe tat der Beklagte. Eine von der Klägerin gelieferte 
Petroleumanlage war ſchon eingebaut. Am 23. November 1912 
unterſchrieb er ein ihm vom Kutſcher W. vorgelegtes Vertragsformular 
der Klägerin, wonach er ſich verpflichtete, ſeinen geſamten Bedarf an 
Petroleum bis zum 31. Dezember 1915 unter gewiſſen Bedingungen 
von ihr zu beziehen. Am 1. Januar 1913 übernahm er pachtweiſe 
das vom Kaufmann R. in Sonneberg betriebene Geſchäft. Dort be⸗ 
fand ſich eine eingemauerte Anlage der Deutſchen Petroleumgeſellſchaft, 
von der der Beklagte ſein Petroleum nunmehr bezog. 

Die Klägerin hat Erfüllung des Vertrags, Rechnungslegung 
über das nicht von ihr bezogene Petroleum und Vertragsſtrafe ver⸗ 
langt. | 

Der Beklagte hat geltend gemacht, er habe vor der Unterſchrift 
des Vertrags W. darauf hingewieſen, daß er den E.ſchen Laden nur 
vorübergehend bis zum 31. Dezember 1912 gepachtet und ſich nur 
ſo lange verpflichten könne. W. habe erwidert, der Vertrag beziehe 
ſich nur auf dieſen Laden. Außerdem habe er den Vertrag wegen 
Irrtums angefochten. | | 

Das Landgericht hat die Klage abgewieſen. Das Oberlandes⸗ 
gericht hat die Berufung dagegen zurückgewieſen. 

Aus den Gründen: | 

Der Beklagte hatte nach dem ſchriftlichen Vertrag zwar die Pflicht 
übernommen, ſeinen geſamten Bedarf an Petroleum bis zum 31. De⸗ 
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zember 1915 von der Klägerin zu beziehen. Dieſe Verpflichtung be⸗ 
zog ſich aber nur auf ſeinen damaligen Geſchäftsbetrieb. Die Klägerin 
arbeitet, ebenſo wie ihre Konkurrenzgeſellſchaft, die Deutſche Petroleum⸗ 
geſellſchaft, nur mit Geſchäftsleuten als Wiederverkäufern. Unter dem 
geſamten Bedarf iſt alſo nur der Bedarf zu verſtehen, den fie ald 
Inhaber ihres Geſchäftes haben. Darauf weiſt auch die Petroleum⸗ 
anlage hin, die von der Geſellſchaft geliefert und in die Geſchäfts⸗ 
räume eingebaut wird. Das hindert allerdings nicht, daß bei einer 
Verlegung des Geſchäfts die Bezugspflicht beſtehen bleibt. In dieſem 
Fall müßte ſich der Geſchäftsinhaber gefallen laſſen, daß die Petroleum⸗ 
anlage in ſeine neuen Räume verlegt wird. Mit einer Aufgabe des 
Geſchäfts endigt aber die Bezugspflicht für den bisherigen Geſchäfts⸗ 
inhaber. Sie iſt mit dem Geſchäft gewiſſermaßen als Zubehör ver⸗ 
bunden. Die feſtgeſetzte Vertragsdauer hat zur Vorausſetzung, daß 
das Geſchäft fortbeſteht. 

Dieſe Auffaſſung wird weſentlich durch die Vertragsbeſtimmung 
unterſtützt, daß bei etwaigem Geſchäftsverkauf der Geſchäftsnachfolger 
das Abkommen mit allen Rechten und Pflichten zu übernehmen hat. 
Der Eintritt des Geſchäftsnachfolgers in die Bezugspflicht bedingt, 
daß der bisherige Inhaber von der Pflicht befreit wird, mag er ein 
neues Geſchäft beginnen oder nicht. Würde im erſten Fall ſeine 
Bezugspflicht bleiben, fo würde die Geſellſchaft ohne ihr Zutun an 
Stelle eines Verpflichteten zwei Verpflichtete und demnach zwei Ab⸗ 
nahmeſtellen gewinnen. Bei weiteren Geſchäftsveräußerungen würde 
ſich dieſe Vermehrung ins Ungemeſſene wiederholen. Eine ſolche, die 
Intereſſen der Geſellſchaft und die Billigkeitsgrenze weit überſchreitende 
Bedeutung wohnt dem Vertrag nicht inne. Das Intereſſe der Ge⸗ 
ſellſchaft iſt genügend gewahrt, wenn das alte Geſchäft Abnahme⸗ 
ſtelle bleibt. Zudem würden, wenn auf dem neuen Geſchäft, das der 
Veräußerer des alten Geſchäfts übernimmt, die Bezugspflicht gegen⸗ 
über einer Konkurrenzgeſellſchaft ruhte, Konflikte entſtehen, die ohne 
Vertrags verletzung des früheren oder des eintretenden Inhabers des 
neuen Geſchäfts nicht zu löſen wären. Dieſelben Konflikte könnten 
entſtehen, wenn etwa der, der das alte Geſchäft übernimmt, ſchon aud 
einem früheren Geſchäft einer anderen Geſellſchaft gegenüber bezugs⸗ 
pflichtig war. Die Bedürfniſſe des Verkehrs und die Billigkeit ver⸗ 
langen demnach, daß die Bezugspflicht auf das Geſchäft beſchränkt 
wird, für das ſie begründet worden iſt. 

Daraus ergibt ſich, daß der bisherige Geſchäftsinhaber, der das 
Geſchäft aufgibt, nicht nur dann aus der Bezugspflicht ausſcheidet, 
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wenn er einen weiteren Geſchäftsbetrieb unterläßt, ſondern auch dann, 
wenn er ein anderes Geſchäft übernimmt. Dieſer Fall liegt vor. 

Der Beklagte hat das bisherige Geſchäft, das er nur gepachtet 
hatte, dadurch aufgegeben, daß die Pachtzeit ablief. Ob nunmehr die 
Bezugspflicht auf die Verpächterin, Frau E., überging, kann dahin⸗ 
geſtellt bleiben, da dieſe von anderer Seite kein Petroleum bezogen 
hat. Daß ſie das Geſchäft nicht fortführte, berührt den Beklagten 
nicht, denn darauf hatte er keinen Einfluß. Anderſeits hat er ſeit 
dem 1. Januar 1913 das Geſchäft des Kaufmanns R., das ſchon 
vorher beſtand und mit dem auch gegenüber der Deutſchen Petroleum⸗ 
geſellſchaft eine Bezugspflicht verbunden war, pachtweiſe übernommen. 
Er trat demnach unter Aufgabe des alten Geſchäfts in ein neues 
Geſchäft ein. Auf dieſes bezog ſich feine Bezugspflicht der Klägerin 
gegenüber nicht. Dem Verkauf des Geſchäfts ſteht wegen der wirt⸗ 
ſchaftlich gleichen Bedeutung die Verpachtung gleich. Da R. für ſein 
Geſchäft der Deutſchen Petroleumgeſellſchaft gegenüber dieſelbe Ver⸗ 
pflichtung eingegangen war, wie der Beklagte für das E.ſche Geſchäft 
der Klägerin gegenüber, ſo mußte der Beklagte, als er das Geſchäft 
von R. pachtete, in deſſen Bezugspflicht eintreten. Er hätte daher, 
wenn ſeine Verpflichtung gegen die Klägerin fortgedauert hätte, ent⸗ 
weder von der Pacht abſtehen oder einen der beiden Abnahmeverträge 
verletzen müſſen. Ein ſolcher Konflikt würde, wie dargelegt, weder 
der Billigkeit, noch den Intereſſen der Beteiligten entſprochen haben. 

Die Verpflichtung des Beklagten iſt ſomit nicht auf ſein jetziges 
Geſchäft übergegangen. 

Urteil des 2. Senats vom 11. Mai 1914, 2 U 34/14 (nach 
Meiningen). 


10. Einfluß eines außergerichtlichen Vergleichs auf 
den Prozeß. Anpaſſung des Sachantrags an den 
Vergleich. Klagänderung. 

Die Klägerin hat der Beklagten eine Maſchine verkauft und ge⸗ 
liefert, und mit der Klage Zahlung der beiden letzten Kaufpreisdrittel 
von je 1800 M. an den vereinbarten Fälligkeitstagen, dem 22. Sep⸗ 
tember und 31. Dezember 1913, mit 4% Zinſen feit dieſen Terminen 
verlangt. Das Landgericht hat die Klage abgewieſen, weil der Be⸗ 
klagte berechtigt geweſen ſei, die Annahme der verfpätet gelieferten 
Maſchine zu verweigern. Die Klägerin hat Berufung eingelegt. An⸗ 
fang März 1914, vor der erſten mündlichen Verhandlung, haben ſich 
die Parteien außergerichtlich verglichen: 
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„Die Beklagte nimmt die ihr gelieferte Maſchine ab und zahlt 
am 1. April 1914 1800 M. und am 1. Oktober 1914 weitere 
1800 M. Die Koſten des Rechtsſtreits im erſten Rechtsgang trägt 
die Klägerin, die Koſten im zweiten Rechtsgange werden gegen ein⸗ 
ander aufgehoben.“ 

Da die Beklagte die am 1. April 1914 fällige Zahlung nicht 
leiſtete, lud die Klägerin ſie von neuem zur mündlichen Verhandlung. 
In dieſer ſtellte die Klägerin, indem ſie erklärte, daß ſie die erſte 
Vergleichsrate vor 2 Tagen empfangen habe, den Antrag: 

die Beklagte zu verurteilen, an ſie am 1. Oktober 1914 weitere 

1800 M. zu zahlen, der Beklagten auch die Koſten des zweiten 

Rechtsgangs aufzuerlegen, ſoweit ſie nach dem 1. April 1914 

erwachſen ſeien. 

Die Beklagte beantragte dagegen: 

die Berufung zurückzuweiſen. 

Die Klägerin hielt ſich für berechtigt, die Verurteilung der Be⸗ 
klagten nach den Beſtimmungen des Vergleichs zu verlangen. 

Die Beklagte hielt das jetzige Verlangen der Klägerin für eine 
unzuläſſige Klagänderung; durch den Vergleich ſei der Rechtsſtreit er⸗ 
ledigt; wolle die Klägerin aus dem Vergleich gegen ſie vorgehen, ſo 
müſſe ſie von neuem Klage erheben. 

Das Oberlandesgericht hat dem Antrag der Klägerin entſprochen. 

Aus den Gründen: 

Der von den Parteien während des zweiten Rechtsgangs über 
das Streitverhältnis geſchloſſene Vertrag iſt ein Vergleich im Sinne 
des § 779 BGB. Beide Parteien haben von ihren Anſprüchen etwas 
nachgegeben. Die Klägerin hat ihre Zindanfprüche fallen laſſen, auch 
weitere Zahlungsfriſten bewilligt; die Beklagte hat auf die vom erſten 
Richter für begründet erklärte Einrede der verſpäteten Lieferung ver⸗ 
zichtet und ſich zur Abnahme der gekauften Maſchine und Zahlung 
des Kaufpreiſes bereit erklärt. Durch den Vergleich werden nun zwar 
die im Rechtsſtreit von den Parteien behandelten Streitpunkte be⸗ 
ſeitigt und ihre gegenſeitigen Rechte und Pflichten feſtgeſtellt. Dieſe 
materielle Wirkung des Vergleichs auf das im Streit befangene 
Rechtsverhältnis hat aber auf den Rechtsſtreit als ſolchen keinen Ein⸗ 
fluß. Denn der Vergleich iſt bloß außergerichtlich geſchloſſen; er be⸗ 
gründet nur einen materiell rechtlichen Tatbeſtand und iſt deshalb für 
den formellen Fortgang des Prozeßverfahrens ohne Bedeutung. Der 
materiell rechtlichen Wirkung des Vergleichs iſt aber die Klägerin ge⸗ 
recht geworden, indem ſie ihren Antrag ſeinem Inhalt angepaßt hat. 
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(Vgl. hierzu: Wolf, Der Prozeßvergleich, Arch. Ziv.⸗Prax., 88, 159; 
Lazarus, Die Erledigung der Hauptſache im Zivilprozeſſe, Gru⸗ 
chots Beitr. 1908 Bd. 52 S. 655; München, 22. März 1909, Bl. f. RA. 
74, 781; Kammergericht 13. Nov. 1905, 33. 1906, 487.) 

Daß die Klägerin nach dem Vergleich, nachdem die erſte Ver⸗ 
gleichsrate gezahlt iſt, nur noch künftige Zahlung der erſt am 1. Ok⸗ 
tober 1914 fälligen 1800 M. verlangen kann, ſteht der Geltend⸗ 
machung ihres Anſpruchs nicht entgegen ($ 257 ZPO.). 

Auch der Einwand der unzuläſſigen Klagänderung greift nicht 
durch. Der Klagegrund iſt derſelbe geblieben. Denn der Vergleich 
hat ſeine ſachliche Grundlage in dem Kaufgeſchäft, woraus die Klägerin 
ihren Klaganſpruch herleitete. Auch der Klaggegenſtand — ein Geld⸗ 
betrag — iſt nicht geändert worden. Wäre dies aber auch der Fall, 
fo würde ſolche Aenderung doch auf dem Vergleichdabſchluß beruhen, 
einem Umſtand, der erſt im Laufe des Rechtsſtreits eingetreten iſt, 
und deshalb nach § 260 Z. 3 ZPO. zuläſſig fein. 

Urteil des 2. Senats vom 18. Mai 1914, 2 U 188/13 (nach 
Rudolſtadi). | 


2. Strafrecht und Strafverfahren, 


4. 82 Ziffer 1 der Polizeiverordnung des Gemeinde— 
vorſtands von Weimar vom 7. Januar 1914, wo⸗ 
durch den Proſtituierten das Herausſehen durch die 
Fenſter ihrer Wohnungsräume verboten wird, iſt 
ungültig. 

Der Gemeindevorſtand hat am 7. Januar 1914 eine Polizei⸗ 
verordnung erlaſſen, worin er für die Lohndirnen der Stadt Verhaltungs⸗ 
vorſchriften gibt. Die Angeklagte iſt wegen Uebertretung des § 2 
Ziff. 1 verurteilt worden, wonach den Proſtituierten das Herausſehen 
durch die Fenſter ihrer Wohnungsräume verboten iſt. 

Der Gemeindevorſtand leitet, wie er in § 16 der Polizeiverordnung 
ſelbſt jagt, fein Recht zum Erlaß aus der Bekanntmachung des Staats⸗ 
miniſteriums, Abteilung des Innern, vom 29. Juni 1876 her. Dieſe 
verbietet in $ 2 den Proſtituierten, aus einem Wohnhauſe heraus 
Manndperfonen durch Worte, Winke, Zeichen oder durch andere Kund⸗ 
gebungen anzulocken. Daraufhin kann das Verbot des § 2 Ziff. 1 
der Polizeiverordnung nicht erlaſſen fein. Denn in § 2a der Minifterial- 
bekanntmachung wird nur das Anlocken von Manndperfonen aus einem 
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Wohnhaus heraus beſtraft, nicht aber das Hinausſehen durch die 
Fenſter des Wohnhauſes ſchlechthin. § 3 der MB. beſtimmt: „Die 
Polizeibehörden find befugt, bezüglich der gedachten Weibsperſonen 
ſpezielle Vorſchriften zur Sicherung der Geſundheit, der öffentlichen 
Ordnung und des öffentlichen Anſtandes nach Maßgabe des 
einzelnen Falls innerhalb der Grenzen ihrer Zuſtändigkeit zu 
erlaſſen. 


Namentlich kann einzelnen ſolchen Weibsperſonen ver 
boten werden: 

a) daß ſie nach eingetretener Dämmerung gewiſſe näher zu be⸗ 

ſtimmende Straßen betreten uſw.“ 

Dieſe Beſtimmung ermächtigt die Polizeibehörden nur, Vorſchriften 
für den einzelnen Fall für einzelne Proſtituierte zu erlaſſen, nicht 
generelle Vorſchriften für alle Proſtituierten. Das folgt einmal aus 
dem Wortlaut des erſten Abſatzes des 8 3: die Polizeibehörden find 
befugt, ſpezielle Vorſchriften nach Maßgabe des einzelnen 
Falls zu erlaſſen. Ferner können nach den Eingangsworten des 
zweiten Abſatzes lediglich einzelnen Weibsperſonen Verbote auferlegt 
werden. 

Allgemeine Anordnungen für alle Proſtituierten außerhalb des 
Rahmens des § 2 auf Grund des § 3 zu erlaſſen, iſt der Gemeinde⸗ 
vorſtand nicht befugt. 

Auch aus § 5 Satz 1 der MB. kann man eine ſolche Be⸗ 
fugnis des Gemeindevorſtands nicht herleiten. Dieſe Beſtimmung 
gibt den Polizeibehörden des Großherzogtums nur das Recht, die zur 
Durchführung „dieſer Verordnung“, d. h. der Miniſterialbekanntmachung 
erforderlichen Maßregeln zu treffen. § 5 Satz 1 erweitert alſo die in 
§ 3 den Polizeibehörden gegebenen Befugniſſe nicht. 

Gegen dieſe Auslegung des erſten Satzes des § 5 könnten aus 
dem letzten Satze dieſes Paragraphen Bedenken hergeleitet werden. 
Dieſer beſtimmt, daß die Proſtituierten von den Ortspolizeibehörden 
nach den in § 3 gedachten allgemeinen und ſpeziellen Vorſchriften 
mit entſprechender Weiſung zu verſehen ſind. Nach dem Wortlaut 
dieſer Beſtimmung könnte es ſcheinen, als ob die Polizeibehörden er⸗ 
mächtigt feien, auf Grund des § 3 der MB. auch allgemeine Vor⸗ 
ſchriften zu erlaſſen. § 5 in ſeinem Schlußſatz will aber nicht die 
Befugniſſe der Ortspolizeibehörde über § 3 hinaus erweitern, „all 
gemeine“ Vorſchriften find vielmehr ſolche, die im Rahmen des § 3, 
aber mit nicht ganz ſpeziellem, ſondern allgemeinerem Inhalt, er⸗ 
laſſen ſind. 
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Daß in Weimar jeder einzelnen Proſtituierten, ſomit alſo auch 
der Angeklagten, bei ihrer Unterſtellung unter ſittenpolizeiliche Aufſicht 
die Polizeiverordnung ausgehändigt worden iſt, ſtellt das Landgericht 
nicht feſt, dieſe Feſtſtellung könnte auch die Verurteilung nicht recht⸗ 
fertigen. Denn damit würden die Vorſchriften der Polizeiverordnung 
‚nicht zu konkreten Ge⸗ und Verboten gegenüber der einzelnen Proſti⸗ 
tuierten werden, wie fie nach $ 3 der MB. zuläſſig find. Sie be 
hielten vielmehr den Charakter allgemeiner Anordnungen, als ſolche 
müßten fie ſich aber innerhalb der Schranken des 8 2 MB. halten. 

§ 2 Ziff. 1 der Polizeiverordnung iſt alſo ungültig. Infolge⸗ 
deſſen mußte die Angeklagte freigeſprochen werden. 

Urteil des Ferienſenats vom 14. Auguſt 1914, S 60/14 (nach 
Weimar). 


5. Die Lohnliſten, die die Herzoglichen Forſtwarte in 
Meiningen führen, ſind keine öffentlichen Urkun⸗ 
den. Ein falſcher Eintrag in ſie fällt nicht unter 
§ 348 StGB. 

Mit Recht nimmt das Landgericht an, daß die Lohnliſte, in die 
der Angeſchuldigte als Herzoglicher Forſtwart einen falſchen Eintrag 
gemacht hat, nicht unter den Begriff der öffentlichen Urkunde oder 
des öffentlichen Regiſters im Sinne des § 348 Abſ. 1 StGB. fällt. 
Nach dem auch für die ſtrafrechtliche Beurteilung maßgebenden 
§ 415 3) O. iſt eine öffentliche Urkunde eine ſolche, die (von einer 
öffentlichen Behörde innerhalb der Grenzen ihrer Amtsbefugniſſe oder) 
von einer mit öffentlichem Glauben verſehenen Perſon innerhalb des 
ihr zugewieſenen Geſchäftskreiſes in der vorgeſchriebenen Form auf⸗ 
genommen iſt. Ihr Weſen und Zweck iſt die Beurkundung rechts⸗ 
erheblicher Erklärungen oder Tatſachen zum öffentlichen Glauben, 
deren maßgebliche Feſtſtellung zum Beweis für und gegen jeder⸗ 
mann. Welche Beamten befugt ſind, Urkunden von ſolch geſteigerter 
Beweiskraft herzuſtellen, darüber entſcheiden das Reichs⸗ und Landes⸗ 
ſtaatsrecht. Nach dem hier maßgebenden Meiningiſchen Landesrecht 
iſt aber den Herzoglichen Forſtwarten keine derartige Befugnis bei⸗ 
gelegt. Namentlich ergibt ſich aus Art. 6 des Geſetzes vom 20. Juli 1871 
in Verbindung mit Art. 12 der Verordnung vom 14. September 1848 
und § 17 der Dienſtvorſchriften vom 10. April 1902 nichts für die 
Annahme, daß die Lohnliſten, die die Forſtwarte über die Tagelohn⸗ 
arbeiten aufſtellen, die Beweiskraft öffentlicher Urkunden haben ſollen. 
Nach § 17 a. a. O. iſt ihnen zwar die Anfertigung der Lohnliſten 


— 160 — 


als amtliche Obliegenheit übertragen. Aber damit iſt noch nicht einmal 
geſagt, daß die Einträge der Forſtwarte in die Lohnliſten ein maß⸗ 
gebendes urkundliches Zeugnis über die geleiſteten Arbeiten enthalten 
ſollen und nicht vielmehr erſt die Richtigkeitsbeſcheinigungen des Ober⸗ 
förſters (vgl. RGStr. 10, 278). Jedenfalls folgt aus jener Dienſt⸗ 
obliegenheit der Forſtwarte in Verbindung mit ihrer Beamtenſtellung 
und der Bedeutung der Liſten für die Domänen⸗(Staats⸗) Verwaltung 
nicht, daß die Liſten über den Kreis der unmittelbar Beteiligten hin⸗ 
aus für den allgemeinen Rechtsverkehr, für und gegen jedermann be⸗ 
weiſend ſein ſollen. Vielmehr beſteht ihre Beſtimmung nur darin, daß 
ſie in Rückſicht des innern Dienſtes die Ordnung und die Ueberwachung 
der Ausgaben ſichern und ein Beweismittel gegen den Beamten ſelbſt 
Schaffen (vgl. RG Str. 42, 233 ff, 1, 42 f.). Daran vermag auch nichts 
zu ändern, daß die Lohnliſten einen Beleg für die Staatsrechnungen 
und einen Teil dieſer bilden und beſtimmt ſind, dem Landesherrn und 
dem Landtage den Beweis über die Art der Staats⸗(Domänen⸗) 
Verwaltung zu liefern. Dieſe Wirkung der Rechnungsbelege, die in 
Art. 18 ff des Geſetzes vom 9. Juli 1879 näher geordnet iſt, iſt nur 
eine notwendige Folge der konſtitutionellen Verfaſſung und nicht ge⸗ 
eignet, ihnen die Eigenſchaft und Beweiskraft öffentlicher. Urkunden zu 
verleihen. Sie hängt allein mit dem Kontrollzweck der Belege (Liſten) 
zuſammen und bezeichnet den letzten Abſchnitt der ſtaatlichen Kontrolle. 
Wohl mögen die Belege damit eine gewiſſe Beziehung zur Allgemeinheit 
gewinnen, aber dieſe Beziehung iſt verſchieden von der Beſtimmung 
öffentlicher Urkunden, für den allgemeinen Rechtsverkehr ein maß⸗ 
gebliches Beweismittel zu ſchaffen. Der Tatbeſtand des § 348 StGB. 
liegt danach nicht vor, ebenſowenig iſt ein anderes Strafgeſetz verletzt. 

Ob die Eigenſchaft der Forſtwarte als Forſtſchutzbeamte unter 
Umſtänden ihren Beurkundungen öffentlichen Charakter verleiht, braucht 
nicht unterſucht zu werden (vgl. RGStr. 14, 178); denn um eine 
Ausübung des Forſtſchutzes handelt es ſich hier nicht (§ 20 der Dienſt⸗ 
vorſchriften vom 10. April 1902). Da die Handlung des Angeſchuldigten 
an ſich nicht ſtrafbar iſt, erledigt ſich auch die Frage, ob er ſich nicht 
jedenfalls in einem nach $ 59 StGB. beachtlichen Irrtum über den 
öffentlichen Charakter der Urkunde befunden und daher ohne Vorſatz 
gehandelt hätte (vgl. RGStr. 25, 72f.). | 

Beſchluß des 2. Strafſenats vom 5. Januar 1914, 4 W 210/13 
(nach Meiningen). 


Die Wahrhaftigkeit bei der Arbeit des Richters. 


Vom Erſten Staatsanwalt Zeiler in Zweibrücken. 


Einem Werke von Savigny entnehme ich dieſe Stelle aus 
einem Briefe Niebuhrs: „Vor allen Dingen müſſen wir in den 
Wiſſenſchaften unſere Wahrhaftigkeit ſo rein erhalten, daß wir ab⸗ 
ſolut allen falſchen Schein fliehen, daß wir auch nicht das allerge⸗ 
ringſte als gewiß ſchreiben, wovon wir nicht völlig überzeugt ſind, 
daß wir, wo wir Vermutung ausſprechen müſſen, alles anſtrengen, 
um den Grad unſeres Wahrhaltens anſchaulich zu machen.“ 

Gilt dieſe Forderung der Wahrhaftigkeit auch für die Arbeit 
des Richters? Wie weit wird ſie hier erfüllt? 

1. Kein Geſetz iſt vollkommen; immer wird das vielgeftaltige 
Leben Rechtslagen bringen, auf die das Geſetz nur mit Schwierig⸗ 
keiten anwendbar iſt. Und kein Geſetz iſt für die Ewigkeit gemacht; 
was einſt eine vollauf gerechte, jedem zuſagende Regelung der Rechts⸗ 
beziehungen war, iſt für uns heute bedenklich, ſonderbar, unangemeſſen, 
veraltet, unmöglich. Die Stellung des Richters aber gegen ſolche 
Geſetzesbeſtimmungen kann grundverſchieden fein: zäh feſthaltend an 
dem nun einmal geſetzten Rechte oder frei mit ihm und über ihm, 
ja gegen es ſchaltend. Liſzt erwähnt ) ein Beiſpiel: daß bis in 
die jüngſte Zeit das engliſche Recht an der alten Auffaſſung des 
murder feſtgehalten hat, wonach als Mörder beſtraft wird, wer auf 
der Flucht vor dem Schutzmann, der ihn verhaften will, dem Ver⸗ 
folger einen todbringenden Stoß gibt, oder wer unbefugt gegen ein 
fremdes Haus ſchießt und bei dieſer unerlaubten Handlung zufälliger⸗ 
weiſe einen Menſchen tötet. Den Gegenſatz zu dieſer Auffaſſung 
vertritt eine freieſte Richtung des Freirechts, wonach letzten Endes 
über alle Beſtimmungen des geſetzten Rechtes das Rechtsgefühl ſiegt. 

Das iſt ein kaum überbrückbarer Gegenſatz. Aber er fällt nicht 
zuſammen mit dem zwiſchen Wahrheit und Unwahrhaftigkeit. Die 
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freie Stellung gegenüber dem Geſetze kann wahrhaftig ſein und un⸗ 
wahrhaftig. Sie iſt wahrhaftig, wenn der Richter zu der Entſcheidung, 
die er für angemeſſen hält, auf einem Gedankenwege gelangt, den 
er offen und gerade bekennen darf; unwahrhaftig dann, wenn er zu 
einer Begründung greifen muß, die ſich mit dem Gange ſeiner Ueber⸗ 
legung nicht deckt, wenn er alſo bloße Scheingründe und eine andere 
Gedankenfolge für feine Entſcheidung kundgibt, als die ihn in Wahr⸗ 
heit leitet. 

Ob das eine oder das andere vorliegt, wird oft genug der Be 
gründung nicht anzukennen ſein. Wer Scheingründe bringt, wird 
ſie gerne ſo faſſen, daß ſie ſich nicht als ſolche verraten. Am beſten 
hat es hier die Rechtſprechung des Schwurgerichts, und ſie macht 
von dieſer Wohlfahrtseinrichtung ausgiebigen Gebrauch. Freirecht 
zu Gunſten wie zu Laſten des Angeklagten. Iſt der Mann zu gut 
fürs Zuchthaus, ſo hat er einfach keinen Meineid geſchworen und 
nicht einfach fein Haus angezündet, ſondern es war nur fahrläſſiger 
Falſcheid oder Verſicherungsbetrug. Als Beiſpiel für ſchwurgerichtliches 
Freirecht zu Laſten des Angeklagten will ich nur eins nennen, das 
nicht eben ſelten geübt wird: die Verurteilung wegen Mordes ſtatt 
wegen Totſchlags, weil „fo einem Kerl der Kopf herunter gehört“ 
und der Staat „ſo ein Scheuſal nicht lebenslang füttern ſoll“. Ein 
Beiſpiel aus dem Schrifttum. In Aſchaffenburgs Monatsſchr., Jahrg. 2, 
S. 599 berichtet Ilberg über den Fall eines Tiſchlergeſellen O. 
Ein roher, heruntergekommener Menſch. Durch tagelanges Trinken 
in Aufregung und Ueberreizung. Nach durchſchwärmter Nacht brachte 
er, offenbar in geſchlechtlicher Erregung, auf der Straße zwei Frauen 
Halsſchnutwunden bei, und einer dritten, einer alten Frau, durch⸗ 
ſchnitt er den Hals und ſtach fie in die Gegend der Geſchlechtsteile. 
Das Tiſchmeſſer hatte er aus der Wirtſchaft mitgebracht; er ließ es 
bei der Leiche liegen. Auf das Verfehlte des Urteils weiſt Ilberg 
hin in der Schlußbemerkung: „Das Schwurgericht erklärte O. für 
des Mordes (!) ſchuldig und verurteilte ihn zum Tode.“ Gerade bei 
ſolchen Luſtmördern macht es der Geſchworenenbank wenig Kopfzer⸗ 
brechen, über die heikle Frage der Ueberlegung wegzukommen. Eine 
Mahnung für Staatsanwalt, Beſchlußkammer und Schwurgerichtsbof, 
nicht wegen Mordes anzuklagen und zu eröffnen, nicht die Frage auf 
Mord zu ſtellen, wenn ſie nicht ſelbſt vom Vorliegen der Ueberlegung 
überzeugt ſind und nicht einem wilden Freirecht den Weg frei geben 
wollen. Wird die Frage geſtellt, ſo wird ſie mit großer Wahrſchein⸗ 
lichkeit bejaht. In einem Falle, bei dem ein junges Mädchen nach 
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dem erfolgloſen Verſuch einer Vergewaltigung vom Täter erdroſſelt 
worden iſt, war ſchlechterdings nichts ſicher, als daß das Mädchen 
erdroſſelt war. Der Täter gab an, er habe das Kind erdroſſelt, weil 
es geſchrieen und er in der Erregung des Augenblicks und aus Furcht 
vor Entdeckung ſich nicht anders zu helfen gewußt habe. Keinerlei 
Anhalt dafür, daß dies nicht wahr geweſen wäre. Verfahren eröffnet 
wegen Mordes. Ich empfahl den Geſchworenen, die Frage auf Mord 
zu verneinen. Das geſchah; der Mann bekam lebenslange Zuchthaus⸗ 
ſtrafe nach 8 214 StGB. Nachher ſagten mir Geſchworene, fie hätten 
die Mordfrage bejaht, wenn ich ihnen nicht abgeredet hätte. Der 
Fall erweckte Grauen dadurch, daß der Täter (ein bis dahin gut be⸗ 
leumundeter Mann) die Leiche zerſtückelt hat, um ſie in einem Sack 
aus dem Hauſe zu tragen und ſo den Veidacht von ſich abzulenken. 
In ſolchen Fällen würden ſich die Geſchworenen ſelten und jedenfalls 
nur unklar bewußt ſein, daß ſie das von ihnen gewünſchte Ergebnis 
nur um den Preis der Wahrhaftigkeit erreichen, und jedenfalls tritt 
die Unwahrhaftigkeit ihres Spruches nicht klar zutage. Müßten 
aber ſolche Urteile mit Gründen verſehen werden, ſo könnten's nur 
Scheingründe ſein. 

Wenn eine Entſcheidung ſchlecht iſt, ſo liegt — kann man aus⸗ 
rufen hören — die Schuld nie am Geſetz, ſondern nur am Richter, 
der das Geſetz nicht richtig anzuwenden verſtehe. Eine ſolche ſchneidige 
Auffaſſung iſt ganz ſicher nur richtig für den, der ohne Umſchweife 
die Geſetzesauslegung ex nunc und nur fie für zuläſſig hält und 
die Auslegung ex tunc verwirft. Denn es iſt gewiß keine Selten⸗ 
heit, daß ſich geradezu mit geſchichtlicher Sicherheit nachweiſen läßt, 
wie das Geſetz vom Geſetzgeber, übereinſtimmend von allen an ſeiner 
Schaffung beteiligten Perſonen, in einem gewiſſen Sinne gemeint 
war, während ſich ſpäter zeigt, daß dieſe Reglung zu unangemeſſenen 
Ergebniſſen fuhrt, wenn auch erſt Jahrzehnte ſpäter infolge gewiſſer 
Umgeſtaltungen des Verkehrslebens. Man kann alſo bei der Aus⸗ 
legung ex tunc wirklich zum angemeſſenen Ergebnis nicht immer 
mit der Erwägung kommen, das Geſetz könne keine unvernünftige 
Reglung gewollt haben, und ſomit fei einfach die fragliche Vorſchriſt 
in dem Sinne auszulegen, der zur angemeſſenen Entſcheidung führe. 
Hier iſt nicht der Ort, zu dieſer grundlegenden Frage der Geſetzes⸗ 
auslegung Stellung zu nehmen. Aber das muß verlangt werden, 
daß der Richter klar und wahrhaftig zum Ausdruck bringt, wie er 
ſich bei der Entſcheidung des Zweifels zu jener Frage ſtellt, daß er 
Gründe gibt und nicht Scheingründe. Und ebenſo: ob wir uns für 
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jeden Fall den Richter befugt denken, nach Freirecht zu entſcheiden, 
alſo in aller Schwierigkeit, die das geſetzte Recht zu machen ſcheint, 
kein unüberſteigliches Hindernis für die angemeſſene Entſcheidung zu 
finden, beſtimmt noch nichts über die Frage, ob der Richter dabei 
wahrhaft verfährt oder nicht. Nicht damit habe ich mich hier zu be⸗ 
faſſen, ob Portia recht hatte, als ſie ein Urteil fällte, wonach dem 
Juden die Durchführung ſeines Rechts unmöglich wurde; mir kommer 
hier nur darauf an, ob bei dieſem und bei ähnlichen Urteilen die 
Wahrhaftigkeit nicht zu kurz kommt. Der Richter mag das ange⸗ 
meſſene Ziel erreichen durch eine freiere Auslegung des Geſetzes, et 
mag ſich vorſtellen, wie alle Einzelbeſtimmungen des Geſetzesrechtd 
nur die weniger bedeutungsvollen Einzelſpitzen des einen einheitlichen 
großen beherrſchenden Grundſtocks der allgemeinen Grundſätze des 
Rechtsbaues ſind; er mag ſelbſt kühne Gedankengänge wagen, um 
ſich von der Macht der nach dem erſten Anſchein entgegenſtehenden 
Einzelvorſchrift loszumachen, Gedankengänge, die man faſt ſchon Kunſt⸗ 
griffe oder gar Kniffe nennen möchte — auf dieſer Stufenleiter kommen 
wir immer mehr von den zweifellos erlaubten zu den kühneren und 
ſchließlich bedenklichen und gar verwerflichen Mitteln. 

Hier ſpielen herein die von Fuchs jo genannten kryptoſozio⸗ 
logiſchen Entſcheidungen — Entſcheidungen, die auf einer Abwägung 
der beiderſeitigen Vorteile beruhen und die doch dieſe Abwägung 
verſchweigen und dafür in Ausführungen wöttlicher oder geſchicht⸗ 
licher Geſetzesauslegung eine Begründung geben, die dem Richter in 
Wahrheit nicht ausſchlaggebend war. So mag man ferner ſeine Be⸗ 
denken haben gegen die reichsgerichtliche Rechtſprechung zum Fünfzehn⸗ 
hundertmarkvertrag: daß durch ſie „an Stelle der geſetzlich noch be⸗ 
ſtehenden ſtarren Grenze der Pfändbarkeit das geſetzt wird, was in 
der Regierungsvorlage vorgeſehen war, aber nicht Geſetz geworden iſt, 
nämlich das richterliche Ermeſſen“ ). Und die entgegengeſetzte Recht⸗ 
ſprechung zur gleichen Frage? Wie oft ſind die Verträge als nichtig 
erklärt worden, weil ſie nicht ernſtlich gemeint geweſen ſeien, obwohl 
doch viel eher dieſe Begründung „nicht ernſtlich gemeint“ geweſen ift?)! 
Oder ein Beiſpiel aus dem Strafrecht. Die Behandlung der Ideal⸗ 
konkurrenz vor dem außerordentlichen Kriegsgericht iſt beſtritten 2): ob 
über den ganzen Fall nach allen ſeinen rechtlichen Geſichtspunkten 


1) Becker, in Gruchots Beitr. Jahrg. 58 S. 1f. 

2) Vgl. Zitelmann, Di. 1915 Sp. 442. 

3) Vgl. Zeiler in der Zſchr. f. Rpfl. in Bay. 1914 S. 433 f.; Cramer 
im Recht 1915 Sp. 84. 
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immer das außerordentliche Kriegsgericht zu erkennen habe, oder immer 
das Gericht, deſſen Zuſtändigkeit das ſchwerer zu beſtrafende Delikt 
unterliegt, oder ob die Tat zweimal abzuurteilen iſt, vor dem außer⸗ 
ordentlichen Kriegsgericht und vor dem ordentlichen Gericht. Wie 
nun aber, wenn ein außerordentliches Kriegsgericht die Uebung hat, 
in ſolchen Fällen zu einem Urteil der folgenden Art zu kommen? 
(Urteilsſatz) „X wird wegen eines Vergehens des Widerſtands 
zu .. . verurteilt ... (Gründe:) Er hat dem .., einem Be⸗ 
amten, ... Widerſtand geleiſtet, indem er ihm einen ſchweren Stock⸗ 
ſtreich über den Kopf gab. Dieſe Handlung iſt ein Vergehen des 
Widerſtands nach § 113 und zugleich ein Vergehen der gefährlichen 
Körperverletzung nach § 223 a. Die Strafe iſt deshalb nach § 73 
aus § 223 a zu entnehmen.“ Hier würdigt das Gericht die Tat 
zugleich aus dem Geſichtspunkt der gefährlichen Körperverletzung und 
ſchöpft gar die Strafe aus $ 223 a, alſo verurteilt es eben 
den Täter auch (und hier in erſter Linie) wegen der gefährlichen Körper⸗ 
verletzung. Wenn es gleichwohl im Urteilsſatz nur den Widerſtand 
nennt, ſo wird damit nur der Schein aufrecht erhalten, als habe 
es, nur berufen zur Aburteilung über den Widerſtand und nicht auch 
über die Körperverletzung, tatſächlich auch nur wegen des Wider⸗ 
ſtandes geurteilt. 

Wenn Portia, um darauf zurückzukommen, davon ausgeht, und 
alle Gerichtsanweſenden mit ihr, daß der Schein des Juden gültig 
iſt, und wenn kein Zweifel darüber ſein kann, daß, wer berechtigt iſt, 
Fleiſch zu ſchneiden, auch befugt ſein muß, dabei Blut zu vergießen, 
ſo hilft uns nichts darüber hinweg, daß ihre Löſung des Widerſtreits 
zwiſchen einem grauſamen veralteten Geſetzesrecht und der Forderung 
einer höher ſtehenden neueren Zeit auf einem böſen Kniffe beruht. 

Aber noch, trotz alledem, iſt (ſo wollen wir milde urteilen) in all 
dieſen Fällen nicht ſicher die Grenze überſchritten, daß wir berechtigt 
wären, von Unwahrhaftigkeit der Entſcheidung zu ſprechen. 
Mögen wir unſere Bedenken äußern gegen Entſcheidungen ſolcher 
Art und gegen die Weiſe, wie ſie begründet werden: ſolange ſie nichts 
anderes ſind als auf bedenklichen Pfaden wandelnde Verſuche zur an⸗ 
gemeſſenen Löſung des Rechtsknotens, wollen wir nicht von Beugung 
des Rechts, nicht von Unwahrheit, von Schwindel reden. Was wir 
hier aber bei aller Zwangslage, in die die Unangemeſſenheit geſetzlicher 
Reglung mitunter den Richter verſetzen mag, immer im Auge behalten 
müſſen, das iſt die Erkenntnis, daß ſolche Hilfsmittel immerhin Kunſt⸗ 
griffe ſind, und daß bei allem menſchlichen Tun, alſo auch und erſt 
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recht bei der Arbeit des Richters, am höchſten eine ſolche Löſung der 
Aufgabe ſteht, bei der die innere Wahrhaftigkeit reinlich gewahrt wird. 

2. Die ſichere Ueberſchreitung jener Grenze, wo wir beim 
richterlichen Erkenntniſſe von Unwahrhaftigkeit ſprechen müſſen, liegt 
auf dem Gebiete der Tatſachen. Obgleich es auch hier Fälle 
genug gibt, wo die Abweichung von der Wahrheit entſchuldbar iſt, 
ſehr entſchuldbar ſein mag, ſo ſind ſolche Fälle doch unvergleichlich 
leidiger als jene vorhin behandelten, bei denen die Abweichung vom 
geraden Wege die Stellung zu Rechtsfragen betrifft. 

Die Fälle jener Abweichung von der Geraden aber auf dem 
Gebiete der Tatſachen ſind häufig genug. Sie gliedern ſich in 
mancherlei Gruppen. Immer aber ſpreche ich auch hier nur von 
Fällen, wo vom geraden Wege abgewichen wird, um ein ſachlich un⸗ 
angemeſſenes Ergebnis vermeiden zu können. 

a) Zunächſt eine Gruppe, die harmloſer iſt, weil ſich'8 hier nur 
um eine Frage des Verfahrens handelt. Wir wiſſen, daß die geſetzliche 
Zuſtändigkeitsreglung nicht immer erfreulich iſt. Vor allem: gar 
manche Sache „kann man doch nicht ans Schwurgericht bringen“. 
Ich brauche nicht auszuführen, warum. Ja, mitunter haben Juſtiz⸗ 
verwaltungen den Gerichten ausdrücklich nahegelegt, in der Eröffnung 
des Hauptverfahrens vor dem Schwurgericht Zurückhaltung zu üben. 
Aus einer ſolchen gefliſſentlichen Vermeidung der ſchwurgerichtlichen 
Zuſtändigkeit ergibt ſich dann von ſelbſt, daß an Stelle einer zur 
ſchwurgerichtlichen Zuſtändigkeit gehörenden Beurteilung des Tat⸗ 
inbegriffs eine andere tritt — die es eben möglich macht, die Sache 
vor Strafkammer oder Schöffengericht zu bringen. Man faßt den 
Revolverſchuß, der gegen einen Menſchen gerichtet war, als bloße 
Bedrohung auf oder als verbotenes Schießen; man hält die Gewalt⸗ 
anwendung für unſicher und macht aus dem Raub einen Diebſtahl; 
aus der Notzucht eine tätliche Beleidigung; man drückt ein Auge zu 
und ſieht mit dem anderen den Tatbeſtand nur, ſoweit $ 240, nicht 
auch, ſoweit $ 239 KO. gegeben wäre. Man iſt fo weit gegangen, 
ein ſolches Verfahren geradezu zu empfehlen ). Doch das iſt nicht zu 
billigen. Denn damit wird die nun einmal geſetzlich geregelte Zu⸗ 
ſtändigkeit verſchoben; die Strafprozeßordnung aber macht die Ver⸗ 
weiſung vor ein beſtimmtes Gericht nur davon abhängig, daß der 
Täter hinreichend verdächtig iſt, nicht aber von der Auffaſſung der 
Beſchlußkammer daruͤber, ob ſie das geſetzlich berufene Gericht für 
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unfähig oder ungeeignet halte, über die vorliegende Sache zu erkennen. 
Und ſicher iſt das: wahrhaft ſind die Gründe nicht, mit denen in 
ſolchen Fällen das Gericht die Zuſtändigkeitsfrage entſcheidet, und die 
Entſcheidung tut den Tatſachen Gewalt an. 

Nicht anders liegt der Fall, daß ein Gericht — Schöffengericht 
oder Straifammer — nach dem Ergebniſſe der Hauptverhandlung die 
Ueberzeugung vom Vorliegen eines Tatbeſtandes gewonnen hat, der 
wegen eigener Unzuſtändigkeit die Verweiſung an Strafkammer oder 
Schwurgericht fordern würde, daß aber das Gericht gleichwohl ſelbſt 
entſcheidet und zu dem Zwecke, die immer unerfreuliche Wegverweiſung 
zu vermeiden, den Tatſachen eine ſanfte Biegung angedeihen läßt. 

b) Bei dem Streben, ſeine Entſcheidung in eine überzeugende, 
gebietende Form zu kleiden, kommt der Richter leicht mit der Pflicht 
zur Wahrhaftigkeit in Widerſpruch. Nicht ſelten wird ihm geradezu 
angeſonnen, daß er, nach gründlicher Erwägung des Für und Wider 
zur Entſcheidung gekommen, im Urteile die Erwägungen, die für die 
gegenteilige Auffaſſung ſprechen, hübſch für ſich behalten ſolle. „Der 
Prozeßbeteiligte erwartet eine Entſcheidung des Gerichts. Von 
der Perſönlichkeit des Richters wird er einen um ſo beſſern Eindruck 
gewinnen, je entſchloſſener und unzweideutiger ſich die Gründe über 
die Würdigung des Falles ausſprechen und je weniger ihn das Urteil 
in Zweifel ſtürzt. Sollte es wirklich zweckmäßig und dem Anſehen 
des Juriſtenſtandes förderlich ſein, wenn man dem Laien deutlich vor 
Augen führt, wie man bei dem gegenwärtigem Stande unſerer Rechts⸗ 
wiſſenſchaft jede Rechtsfrage in verſchiedener Weile löſen kann?“ ) 
Es mag noch angehen, eine ſolche Anleitung für die rein rechtlichen 
Ausführungen des Urteils zu geben; aber ſoll das gleiche auch für 
ſeine tatſächliche Begründung gelten? Und gar, wenn die Entſcheidung 
eines Ratsgerichts in Frage ſteht, die mit bloßer Stimmenmehiheit 
gefaßt worden iſt? Ich habe über dieſe Fragen eingehend verhandelt 
in meinem Aufſatz über „Unbeſtimmtheit der Rechtsanwendung, ſalo⸗ 
moniſche Entſcheidung und Mehrheitsregel“?) und bin hier zu dem 
Ergebnis gekommen, daß dem Richter geſtattet ſein müſſe, bei einer 
Unſicherheit des Rechts oder der tatſächlichen Grundlagen der Ent⸗ 
ſcheidung nicht einſeitig auf Ja oder Nein ſein Urteil zu geben, ſondern 


| 1) Bon der Pfordten, Der dienſtliche Verkehr und die Amtsſprache, 
München, Schweitzer, 2. Aufl., S. 37. 
2) DRZ. 1915 Sp. 470f.; im Sonderabdruck, erſchienen bei Helwing, 
Hannover, S. 31f. 
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„halbſcheidig“ zu erkennen, ſowohl dem Ratsgericht beim Auseinander⸗ 
gehen der Abſtimmungsergebniſſe als auch dem Einzelrichter und 
jedem einzelnen Mitgliede des Rates für ſeine Perſon, wenn die Sach⸗ 
und Rechtslage nicht ſicher genug iſt, um auf ehrlichem Wege zum 
einſeitigen Ergebnis zu kommen. Zwar ſagt Friedrich Rückert: 

Viel beſſer iſt's fürwahr auf gut Glück gehn, 

Als bis zum Untergang der Sonne am Scheideweg ſtehn, 
und zum Ergebnis muß der Richter gelangen, die Rechtspflege kann 
kein ewiges Ueberlegen und nicht bloße Gutachten mit allem Hin 
und Her der Erwägungen brauchen. Aber wenn der Richter ſchließ⸗ 
lich zum Urteil gelangen muß, ſo iſt mit dieſer Forderung noch nicht 
die grobſchlächtige Auffaſſung gerechtfertigt, daß dieſes Urteil nun auch 
immer ſcharf auf alles oder nichts, auf Ja oder Nein lauten müßte. 

Gegen jene Art der Urteilsbegründung, bei der der Richter die 
eine Seite ſeiner Erwägungen und Regungen gefliſſentlich unterdrücken 
ſollte, wendet ſich auch Sturm) mit den Worten: „Die von 
Adolf Stölzel gelehrte Art der Urteilsfaſſung übertreibt den Un⸗ 
terſchied vom Gutachten. Es iſt der Wahrhaftigkeit des deutſchen 
Richtertums nicht würdig, wenn nun, nachdem entſchieden iſt, das 
Urteil als Blendwerk hergeſtellt wird und den Parteien Sand in die 
Augen ſtreut. Ein ſolches Urteil wendet ſich nicht an den Verſtand 
des Leſers, ſondern an ſeinen Unverſtand; es beruht nicht auf Weis⸗ 
heit, ſondern auf Schlauheit. Weisheit ſucht die Wahrheit auf, Schlau⸗ 
heit ſucht ſie zu verbergen.“ 

c) In die Gefahr bedenklicher Feſtſtellungen führt den Richter 
namentlich nicht ſelten die heutige Annahme der Rechtſprechung, 
wonach die alternative Feſtſtellung von Tatſachen nur 
in den beſchränkteſten Grenzen zuläſſig fein fol. Dieſe Frage bildet 
einen der Punkte, die im „Strafrichter“ von Rumpf eingehend er⸗ 
örtert ſind. Auch ich habe mich damit in einem Aufſatz näher be⸗ 
ſchäftigt 2). Ein Beiſpiel für viele, das ich der Strafrechtspflege beim 
Landgericht Zweibrücken entnehme. Der Arbeiter B. hat 1898 im 
Gebiete des franzöſiſchen Rechts geheiratet, ſeine Frau ein zweijähriges 
Mädchen in die Ehe gebracht. Bei der Eheſchließung haben die 
Eheleute das Kind als von ihnen erzeugt anerkannt. Von 1912 bis 
1914 fortgeſetzter Beiſchlaf des Mannes mit dem Mädchen. Im Er⸗ 
mittlungsverfahren gibt der Beſchuldigte an, das Kind ſei von einem 

1) In einem Aufſatze über „Die neue Strömung im Recht“ im Arch. von 
Groß, Bd. 54, 1913, S. 36f. 
2) DRZ. 1914 Sp. 521. 


— 169 — 


gewiſſen Fr. erzeugt. Das beſtätigen unvereidigt die Frau und das 
Mädchen, dieſes mit der Angabe, es von feiner Mutter gehört zu 
haben. Fr. iſt nicht gehört, auch ſonſt ſind über die Frage weitere 
Erhebungen nicht gepflogen worden. Anklage (ohne nähere Begründung) 
nach § 173 Abſ. 2 (Beiſchlaf unter Verſchwägerten). Verurteilung 
nach 88 173 Abſ. 2, 174 Nr. 1, 73. Das Urteil führt aus: „Der 
Angeklagte hat das Kind anerkannt. Nach ſeinen heutigen Erklärungen, 
die durch die im Ermittlungsverfahren gepflogenen Erhebungen be⸗ 
ſtätigt worden ſind, iſt aber der wirkliche Vater des Mädchens nicht 
er, ſondern Fr. Der Angeklagte iſt deshalb als der Stiefvater des 
Mädchens zu betrachten; außerdem iſt er deſſen Erziehungsvater.“ 
Hiermit iſt ein Schwägerſchafts⸗ und Pflegverhältnis feſtgeſtellt — 
aber auf welcher Grundlage! Dafür, daß der Angeklagte nicht der 
Erzeuger des Kindes ſei, liegt nur ſeine eigne Angabe vor (die mit 
der Tatſache der Anerkennung im Widerſpruche ſteht) und die un⸗ 
vereidigten Ausſagen der nächſten Angehörigen im Ermittlungsver⸗ 
fahren. (In der Hauptverhandlung haben ſich Frau und Mädchen 
nicht vernehmen laſſen.) Dabei lag nichts näher als die Möglichkeit, 
daß der Angeklagte und ſeine Angehörigen die leibliche Vaterſchaft 
nur in Abrede ſtellten, um den Angeklagten vor der ſchwereren Strafe 
des 8 173 Abſ. 1 zu bewahren. Eigentümlich wirkt nun hier der 
Gegenſatz der gegen den leiblichen Vater und der gegen einen Pfleg⸗ 
vater gerichteten Strafbeſtimmungen: liegt Beiſchlaf vor, ſo iſt der 
leibliche Vater mit ſchwererer Strafe bedroht als der Pflegvater; iſt 
es aber eine ſonſtige unzüchtige Handlung, dann iſt mit ſchwerer 
Strafe der Pflegvater bedroht, der leibliche Vater aber bleibt ſtraflos! 
Wie nun, wenn der Täter, wegen Blutſchande nach 8 173 Abſ. 1 
angeklagt, einwendete, es ſei nicht weiter als zu unzüchtigen Griffen 
gekommen, und auf den Vorwurf des Vorſitzenden, wie er als leib⸗ 
licher Vater ſich ſo habe vergehen können, einwürfe, er habe das 
Kind nicht erzeugt, ſondern jener Fr. — würde auch in dieſem Falle 
das Gericht die vom Angeklagten aufgeſtellte und ſelbſt von Frau 
und Tochter beſtätigte Behauptung des bloßen Schwägerſchafts⸗ und 
Pflegverhältniſſes dem Urteil zugrunde legen? Da doch hier die 
Folge die wäre, daß beim Vorliegen bloßer unzüchtiger Handlungen, 
nicht des Beiſchlafs, der Pflegvater verurteilt, der leibliche Vater aber 
freigeſprochen würde? Gewiß nicht. Hier würde die Angabe 
nicht geglaubt, ſondern — ganz richtig — mit der naheliegenden 
Annahme gerechnet werden, daß die Angabe nur einen (in dieſem 
Falle freilich auf der Geſetzesunkenntnis des Laien beruhenden) Ver⸗ 
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teidigungsverſuch bilde. Das Gericht nimmt alſo im einen wie im 
andern Falle das dem Angeklagten günſtigere an — nicht weil es 
von dieſer Tatſache überzeugt wäre und überzeugt fein könnte, 
ſondern nur nach dem Satze: im Zweifel zugunſten. Dagegen iſt 
nun nichts zu ſagen in dem Falle bloßer unzüchtiger Handlungen, 
da die mangelnde Ueberzeugung vom Vorliegen eines Pflegſchafts⸗ 
verhältniſſes zur Freiſprechung führt, und es wäre nichts dagegen zu 
ſagen, wenn im andern Falle (des Beiſchlafs) die Tatbeſtände der 
88 173 Abſ. 1 und 174 Nr. 1 im Verhältniſſe des Mehr zum 
Weniger ſtünden wie etwa der ſchwere Diebſtahl zum einfachen. Aber 
das trifft nicht zu. Der Richter darf vielmehr nach § 173 Abſ. 1 
nur beſtrafen, wenn er von der leiblichen Vaterſchaft, nach 8 174 
Nr. 1 nur dann, wenn er von dem Beſtehen eines Pflegſchaftsver⸗ 
hältniſſes wirklich überzeugt iſt. Und daran fehlt's, daran muß 
es nach dem mitgeteilten Tatbeſtande fehlen. 

| Oder ein anderer Fall, ſicherlich der häufigſte dieſer Art und 
jedem geläufig. Anklage wegen Diebſtahls, aber das Gericht „glaubt“ 
dem Angeklagten, daß nicht dieſer, ſondern ein anderer geſtohlen habe, 
damit der Angeklagte, da es ihm doch den Diebſtahl nicht nachweiſen 
kann, wenigſtens wegen Hehlerei in Strafe kommt. Aber dieſer Glaube 
eben der Tatſache, auf die es hier ankommt, daß der andere und 
nicht der Angeklagte geſtohlen habe, wäre gewißlich demſelben Gerichte 
nicht ſtark genug, um darauf jenen andern, der hiernach der Dieb 
wäre, wegen des Diebſtahls ins Gefängnis zu ſchicken. Ein un⸗ 
umſtößlicher Beweis dafür, daß hier wirklich nichts weiter vorliegt als 
eine Annahme, aber keine Ueberzeugung. Nur einen Fall der Art 
will ich kurz berichten (da ich auf ihn ſpäter in anderm Zuſammen⸗ 
hang zurückkommen muß). In einem Haus wird über Mittag eine 
Taſchenuhr von der Wand weg geſtohlen, dieſe Uhr am gleichen Abend 
vom Angeklagten verkauft. Der Angeklagte, zweimal wegen Dieb⸗ 
ſtahls vorbeſtraft, erzählt in der Hauptverhandlung, er habe die Uhr um 
1½ Uhr mittags von einem andern Wanderburſchen gekauft. Die nä- 
hern Umſtände dieſes Kaufes hatte er dem Ermittlungsrichter in anderer 
Weiſe erzählt. Die Strafkammer meinte, dieſer Widerſpruch beruhe 
möglicherweiſe auf einem Mißverſtändnis bei der frühern Vernehmung, 
die neuerliche Darſtellung ſei nicht widerlegbar, ſomit ein Nachweis, 
daß der Angeklagte die Uhr geſtohlen habe, nicht möglich. Dagegen 
ſei der Angeklagte ſchon lange auf der Walze und gebe zu, ſchon 
‚öfter von Walzbrüdern Sachen gekauft zu haben, und an dem nied- 
rigen Preis habe er den unerlaubten Erwerb der Uhr durch den Ver⸗ 


— 171 — 


Käufer erkennen müſſen. „Somit ſieht ſich das Gericht in die Lage verſetzt, 
den Tatbeſtand des § 259 für gegeben zu halten.“ — In Wirklichkeit 
it das Gericht über die Widerſprüche in der Verteidigung aus einem 
Grunde ganz beſonderer Art ſo leicht hinweggeglitten. Es nahm 
nämlich verſehentlich an, daß die zwei Diebſtahlsſtrafen auch bei 
Hehlerei zur Rückfallſchärfung führten, und verurteilte ſomit, „weil's 
gleich iſt“, wegen Hehlerei zu 3 Monaten 15 Tagen. 

Gegen das Verlangen, die alternative Tatſachenfeſtſtellung all⸗ 
gemein zuzulaſſen, wird eingewendet, ein Gericht, das ſcharf und be⸗ 
ſtimmt die Sache anſehe, werde kaum je in die Lage kommen, alter⸗ 
nativ feſtſtellen zu müſſen. Selbſt im Schrifttum kann man dieſe 
Weisheit verkündet leſen: „Die Befürchtung ſcheint nicht eben groß 
zu ſein, es möchte, wenn die Mehrheit der Richter darüber einig iſt, 
daß der Angeklagte jedenfalls eine ſtrafbare Handlung verübt hat, 
ſchließlich doch keine Einigung darüber zuſtande kommen, welches 
beſtimmte Strafgeſetz verletzt worden iſt“ ). Hier iſt alſo förmlich 
damit gerechnet, es werde im Wege des Schwimmens und Flunkernd 
dem Gerichte leicht gelingen, jenen Joab umzubringen, auch wenn von 
fünf Richtern zwei einen Betrug und zwei eine Unterſchlagung für 
gegeben halten, oder, was das gleiche iſt, wenn der einzelne Richter 
weder für den einen noch für den andern Tatbeſtand eine ſichere 
Ueberzeugung gewinnen kann, ſich aber doch deſſen ſicher iſt, daß 
einer der beiden Tatbeſtände gegeben iſt. Aber wenn das Gericht 
aus dieſer Unmöglichkeit, ſich eine ſichere Ueberzeugung zu bilden, 
den mildern Tatbeſtand (beim Vorliegen von Beiſchlaf alſo den des 
8 174 Nr. 1) bejaht, fo iſt das in Wahrheit und Wirklichkeit nicht 
anders als ſo: der Richter ſagt ſich, das ſchwerere Verbrechen iſt 
nicht zu beweiſen, alſo nehme ich das mildere an. Er nimmt 
dies an, aber er hält es nicht für bewieſen, weil er's 
nicht kann. Was das Gericht hier erklärt, iſt in Wahrheit 
durchaus nicht eine eindeutige Feſtſtellung, nicht der Ausdruck der 
Ueberzeugung vom Vorliegen des mildern Tatbeſtands, ſondern iſt 
nur eine in ein unwahres Gewand gekleidete, eine verſchleierte 
alternative Feſtſtellung mit Schöpfung der Strafe aus dem 
mildern Strafgeſetz. 

Alſo wiederum die Gewinnung des angemeſſenen Ergebniſſes auf 
einem Schleichwege — weil man glaubt, der gerade Weg der alter⸗ 
nativen Feſtſtellung ſei verboten. 

1) Fuchs in Holtzendorffs Handbuch des Strafprozeßrechts, Bd. 2 (18 79) 
3 29 S. 98. 
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d) Schlimmer als die Verſchleierung des Umſtands, daß das 
Urteil in Wirklichkeit nur auf einer alternativen Tatſachenfeſtſtellung 
aufgebaut iſt — wobei immerhin das Gericht ſich oft genug der 
Bedenklichkeit ſeines Verfahrend nicht bewußt wird — iſt eine Gruppe 
anderer Fälle, wo ſich nämlich der Richter zur Vermeidung eines 
unerwünſchten Urteils über eine Tatſache hinwegſetzt, die er für ge⸗ 
geben hält, ſei es, daß er gefliſſentlich ihrer keine Erwähnung tut 
oder ihr Vorliegen mit Scheingründen verneint. In gewiſſem Sinne 
gehören hierher die ſchon erwähnten Fälle, in denen das Gericht über 
Tatumſtände hinwegſchaut oder ſolche verneint, nur um nicht die Zu⸗ 
ſtändigkeit eines gewiſſen Gerichts annehmen zu müſſen. Wenn ſtatt 
Totſchlagsverſuchs Bedrohung angenommen wird, um das Schwur⸗ 
gericht mit der Sache zu verſchonen, ſo iſt damit zugleich vorbereitend 
darauf hingearbeitet, daß auch das Schöffengericht den Totſchlags⸗ 
verſuch nicht ſehe; es wäre ja nichts damit gedient, wenn nachher 
doch das Schöffengericht wegen ſeiner Unzuſtändigkeit ans Schwur⸗ 
gericht verwieſe! Aber noch unmittelbarer äußert ſich dieſer innere 
Vorgang dann, wenn das erkennende Gericht, dem das Ergebnis der 
ſtrengern Auffaſſung unbequem iſt, auf dem bezeichneten Wege zum 
mildern Ergebnis zu kommen ſtrebt. Es iſt ja nicht leicht, hierfür 
einwandfreie Belege beizubringen. Aber vielleicht findet ſie mancher 
in der Gewiſſenserforſchung oder im Rückblick auf ſeine Erfahrungen 
im Ratsdienſt. Immerhin will ich zwei Beiſpiele aus dem Schrift⸗ 
tum mitteilen. Das eine entnehme ich einem Aufſatze von Horft 
Kollmann über „das Problematiſche der freien Rechtsbewegung“ 
(in Aſchaffenburgs Monatsſchr., Jahrg. 4, 1907/1908, S. 659). 
Ein jüngerer, noch unbeſtrafter Mann war nach Zertrümmern einer 
Fenſterſcheibe in ein Geſchäft eingeſtiegen und fand dort nur einige 
Tuchreſte von geringem Werte, die er entwendete. Zu ſeinem Glück 
fand er im gleichen Gemache ein Butterbrot, das er mitnahm. Das 
Gericht (eine Dresdner Strafkammer) bezog das Einbrechen aufs 
Butterbrot, der Stoff wurde nur bei der Gelegenheit mitgenommen, 
alſo lag nur Mundraub vor und einfacher Diebſtahl. „Die ganze 
gekünſtelte Konſtruktion“, bemerkt Kollmann dazu, „hatte nur den 
Zweck, dem Richter eine ſeinem Rechtsgefühl entſprechende Entſcheidung 
zu ermöglichen und den Unglücklichen vor der Strafe des § 243 Nr. 2 
zu bewahren.“ Ich muß die Gewähr für die Richtigkeit dieſer Auf⸗ 
faſſung dem Mitteiler überlaſſen; aber ich kann mir denken, daß ſich 
ſolche Fälle ereignen. Sollte nicht auch manchmal den Tatſachen ein 
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wenig nachgeholfen werden, um die Vorausſetzungen für die An⸗ 
wendbarkeit des $ 248 a StGB. zu gewinnen? | 

Kollmann findet in dieſem Falle einen Beleg zu den von ihm 
bekämpften Forderungen einer freien Stellung des Richters über das 
Geſetz: „Das Freirecht war es, das hier entſchieden hat, nicht etwa 
das ſtaatliche.“ Ich weiß nicht, ob der Fall etwas mit dem „freien 
Rechte“ zu tun gehabt hat. Denn ſollte wirklich je ein Vertreter jener 
Richtung, und ginge er noch ſo weit, gefordert haben, daß der Richter 
die Tatſachen umgeſtalten dürfte, um zum angemeſſenen Er⸗ 
gebnis zu kommen? Das Recht ſich frei zu ſchöpfen, über geſetzte 
Vorſchriften ſich hinwegzuheben, wo ſie dem gerechten Urteil im Wege 
ſtehen, wohl; aber aus dem U ein X zu machen, das mag zwar ge⸗ 
legentlich einem Gerichte unterlaufen, aber niemand wird das Recht 
dazu verkünden. 

Der zweite Fall, den ich erwähnen will, liegt dem vorigen ähnlich, 
iſt aber von ſeinem Mitteiler wieder für eine andere Frage verwertet 
worden. In Liſzts Zeitſchr. 15, 193 teilt Schneider in einem 
Aufſatze über „die Autorität der reichsgerichtlichen Entſcheidungen in 
Straſſachen“ den folgenden Fall mit. Ein fünfzehnjähriger Knabe 
ſah auf dem Nachbarſpeicher eine Kiſte mit Sachen, die ihn zum Be⸗ 
ſitze lockten. Er öffnete die Tür mit einem Schlüſſel, den er zufällig 
bei ſich hatte und der zufällig paßte, und nahm eine Anzahl der 
Sachen an ſich. „Er war ſich zweifellos eines Unrechts beim Gebrauch 
des falſchen Schlüſſels nicht bewußt und hätte die Strafbarkeit ſeines 
Handelns aus § 243 Nr. 3 StGB. gewiß nicht begriffen, wohl aber 
hatte er die Einſicht in die Strafbarkeit des Diebſtahls an ſich.“ Da 
ihn das Gericht nicht (nach der reichs gerichtlichen Rechtſprechung) aus 
§ 243 verurteilen wollte, nahm es an, daß er zunächſt ohne Diebſtahls⸗ 
abſicht aus bloßer Neugierde ins fremde Gelaß eingedrungen ſei und 
dann erſt den (einfachen) Diebſtahl auszuführen ſich entſchloſſen habe, 
und kam ſo zur bloßen Beſtrafung mit einem Verweiſe. Schneider 
fügt bei: „Das ſind die Umwege der Praxis, um dem Zwange der 
Präjudizien zu entgehen und dem Leben gerecht zu werden; ich will 
keineswegs behaupten, daß ſie ſich immer ſchön oder auch nur bequem 
anwenden ließen. Aber ich glaube auch, daß ſie trotzdem ſtets wieder 
eingeſchlagen werden, ſolange eine Reichsgerichtsentſcheidung die 
Strafkammern abſchreckt, eine von ihr abweichende rechtliche Auf⸗ 
faſſung ihren Urteilen zugrunde zu legen.“ Und allgemein bemerkt 
Schneider (S. 188): „Für die ärgſten ſolcher Fälle, wo das dem 
Präjudiz angepaßte Schlußergebnis dem Rechtsgefühl gar zu ſehr 
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widerſtreben würde, hat die Praxis noch eine Hintertür, die bisweilen 
wohlgemut zur Vermeidung eines Zwanges benutzt wird: das Tat⸗ 
ſächliche eines Falles wird derart zurecht gelegt oder gedeutet, daß ſich 
trotz des hindernden Reichsgerichtsgrundſatzes zu einem befriedigenden 
Endurteil gelangen läßt. Man mag das mißbilligen, und doch iſt es 
nur eine ganz natürlich ſich bildende Gegenſtrömung, die ſelbſt auch 
der Geſetzgeber bei ungerecht wirkenden Nechtefägen erleben kann.“ 

Zur Erreichung des Ziels bedient man ſich mehr oder weniger 
bewußt des Kunſtgriffs, Tatſachen anders oder beſtimmter, als man 
fie geſchaut hat, „feſtzuſtellen“, um fo das Urteil gegen Angriffe durch 
Rechtsmittel feſtzumachen. Auch hier wird jedem die eigene Einkehr 
oder die Rückſchau auf Erlebtes Beiſpiele zur Verfügung ſtellen ). 
Selbſt zur Verſchleierung eines vorgekommenen Verſehens muß der 
Kunſtgriff herhalten. Einen Fall der Art, noch dazu von ziemlicher 
Plumpheit, kann ich verbürgen. Es iſt dieſelbe Sache, die ich bei 
der Frage von der alternativen Tatſachenfeſtſtellung zum Schluſſe be⸗ 
richtet habe. Anklage wegen Diebſtahls einer ſilbernen Zylinderuht. 
Vorſtrafen: wegen Diebſtahls 1 Woche, wegen Diebſtahleverſuchs 
6 Wochen, wegen Widerſtands und Hausfriedens bruchs 10 Tage. 
wegen Bettels 3 Tage. Alter des Angeklagten 31 Jahre; lediger 
Kellner; zurzeit ſtellenlos auf Wanderſchaft. Die Straffammer über⸗ 
ſah, daß die zweimalige Beſtrafung wegen Diebſtahls nicht auch bei 
Hehlerei zur Rückfallſchärfung führt, und verurteilte „wegen eines 
Verbrechens der Hehlerei zu 3 Monaten 15 Tagen Gefängnis“. Nach 
der Verkündung wurde das Verſehen bemerkt, und nun ſagen die 
Gründe des Urteils folgendes. „Es liegt ein Vergehen, nicht — wie 
es bei der Abfaſſung des Urteilsſatzes und bei deſſen Verleſung irr⸗ 
tümlich bezeichnet wurde — ein Verbrechen der Hehlerei vor. Beim 
Strafausmaß wurde in Betracht gezogen, daß der Wert der Uhr nicht 
ganz gering war und daß der Angeklagte nach ſeiner ganzen Ver⸗ 
teidigung u d nach feinem ſehr frechen Auftreten ein äußerſt ſicher⸗ 
heite gefährlicher Menſch iſt.“ Nach Einlegung der Reviſion brachte 
das Gericht nachträglich eine Erklärung zu den Akten, im weſent⸗ 
lichen des Inhalts: „Irrigerweiſe habe man Hehlerei im Rückfall 
angenommen; bei der Strafausmeſſung ſei man ohne weiters von 
dem Mindeſtmaß von 3 Monat ausgegangen. Gleich bei der Be⸗ 
ratung des nächſten Falles habe das Gericht beſchloſſen, in den ſchriſt⸗ 
lichen Urteilsgründen auszuführen, daß ein Irrtum vorliege; über⸗ 

1) Auch Sturm erwähnt fie am angeführten Orte, ebenſo Bi in ſeinen 
„Lebenden Recht“, Helwing, 1915, S. 81. 
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einſtimmend aber ſei man der Anſicht geweſen, daß die Strafe auch 
trotz des untergelaufenen Irrtums nicht zu hoch ſei.“ Dieſer letzte 
Satz gibt dem reichsgerichtlichen Urteil zu der zutreffenden Bemerkung 
Anlaß, „er fei ſchwer vereinbar mit der vorausgeſchickten Darſtellung, 
wonach bei der Strafausmeſſung ohne weiters vom Mindeftmaß aus⸗ 
gegangen worden ſei“. Bei der neuen Hauptverhandlung erhielt dann 
der „äußerſt ſicherheitsgefährlicht Menſch“ wegen Diebſtahls im Rück⸗ 
fall 4 Monate Gefängnis. 

Man ſieht, wie ſchwer es dem Urteils verfaſſer aus der Feder 
wollte, ſchlicht und ehrlich und ungewunden das Verſehen zuzugeben. 
Unwahrhaft war offenſichtlich der Verſuch, die Strafhöhe hinterher 
mit Gründen zu ſtützen, die bei der Strafbeſtimmung in Wirklichkeit 
nicht maßgebend geweſen waren. 

Solche Fälle kommen ſicher nicht oft vor. Bedauerlich aber, 
daß fie möglich find. Die falſche Scham iſt ihre Quelle 9). Auch 
abgeſehen von ihnen aber ſcheint mir ſchon ſchlimm genug das Streben, 
durch Färben der Tatſachen das Urteil gegen Reviſionsangriffe zu 
panzern. 

3. Zum Schluſſe die Nutzanwendung! Doch zuvor noch eine 
Entſchuldigung. Ich habe mich manchmal vielleicht etwas kräftig aus⸗ 
gedrückt. Oft ſind die mancherlei Abweichungen von der Geraden 
nicht bewußte Künſte, und in der Regel entipringen fie zudem der 
beiten Abſicht. Aber wo fie bewußt geicheben, um ein vorgekommenes 
Verſehen zu verdecken, da gibt's nur eins: die „beſſere Tat“, das iſt 
die Selbſtzucht, die zur Einſicht der Verwerflichkeit führt, und auf 
Grund ihrer zur Vermeidung des gleichen Fehlers für die Zukunft). 

In der Mehrzahl der Fälle bleibt die Unwahrhaftigkeit unterhalb 
der Schwelle des Bewußtſeins, und Schuld iſt ein Mingel an ſcharfer 
Erfaſſung der Sach- oder Rechtslage. Aber trotzdem find die Fälle 
unerfreulich; denn objekt trifft auch hier die tatſächliche Feſtſtellung 
oder die Behandlung der Rechte frage nicht die Wahrheit. Es iſt 
ſchon ſo, wie Sturm a. a. O. bemerkt, daß man ſtatt es zu fördern 
alles vermeiden muß, was den Richter zu einer ſolchen — milde ge⸗ 
ſagt — verſchwommenen Sachbehandlung hinleiten kann oder muß. 
Das höchſte Ziel iſt das ſachlich angemeſſene Ergebnis, aber wirklich 
ſchön und gut iſt die Erreichung dieſes Zieles nur, wenn es auf dem 
geraden und unbeirrbar ehrlichen Wege geſchieht. Und mag dem 

1) Vgl. Reichel im Archiv von Groß, 56, 186. 


2) So ganz mit Recht über die n der falſchen Scham Reichel. 
a. a. O. unter 8. 
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Richter der Weg durch die Geſetzgebung oder eine Rechtſprechung des 
höchſten Gerichtes erſchwert ſein, ſo müſſen wir gleichwohl erkennen, 
daß hier ein Mißſtand vorliegt; denn nur dieſe Erkenntnis führt uns 
mit Sicherheit dazu, auf Abhilfe bedacht zu ſein. 

Haben wir alſo beiſpielsweiſe erkannt, daß die ſtarre Begrenzung 
gerichtlicher Zuſtändigkeiten den Richter dazu drängt, den Tatſachen 
Gewalt anzutun, ſo muß ihm künftig die Ermächtigung gegeben 
werden, nach ſeinem Ermeſſen die unbedeutende Sache vom Schwur⸗ 
gerichte fernzuhalten, alſo gegebenenfalls vor das Schöffengericht 
zu verweilen oder mit Strafbefehl abzuwandeln; und es muß dem 
Gericht die Ermächtigung gegeben werden, nach ſeinem Ermeſſen in 
einer Sache, die nach dem Ergebnis der Hauptverhandlung vor ein 
anderes Gericht gehörte, im geeigneten Falle gleichwohl in eigner Zu⸗ 
ſtändigkeit das Urteil zu ſprechen. Haben wir ferner erkannt, daß 
der Richter zu einer Feſtſtellung von Tatſachen gedrängt wird, obwohl 
er von mehreren Möglichkeiten für keine eine wirkliche Ueberzeugung 
hat gewinnen können, gedrängt wird durch die Erkenntnis, daß ein 
offenbarer Rechtsbruch nicht ſtraflos bleiben darf, wenn nicht die öffent⸗ 
liche Sicherheit gefährdet und die Strafrechtspflege der Lächerlichkeit 
ausgeſetzt werden ſoll, dann bleibt nichts übrig, als daß ſich die Rechts⸗ 
pflege zu der richtigen Anſchauung aufſchwinge, wonach die alternative 
Feſtſtellung zuläſſig iſt, oder daß künftig das Geſetz dieſe ausdrücklich 
geſtatte. Und man zwinge den Richter nicht mehr in ſeiner Entſcheidung 
zum ſchroffen Entweder — oder, da doch oft genug das Zünglein der 
Wage gar nicht recht nach der einen Seite mit Beſtimmtheit aus⸗ 
ſchlagen will; man gebe ihm das Recht, auf das ihn gerecht dünkende 
Ergebnis zwiſchen dem Ja und dem Nein zu erkennen ). Und ſo 
ſoll auch die Starrheit der Strafdrohung verſchwinden und dem 
Richter erlaubt werden, die beſonders milde zu beurteilenden Fälle, 
unter offener Feſtſtellung des ganzen zur Ueberzeugung gewonnenen 
Tatbeſtands, mit milder Strafe zu belegen, gegebenenfalls alſo auch 
beim Verbrechen nur auf einen Tag ee oder ſelbſt au 
Geldſtrafe zu erkennen. 

So ſind die Hemmniſſe wegzuräumen, wo immer ſie den ge⸗ 
raden Weg verſperren. Dann wird die Bahn frei ſein für eine all. 
dei N ll bei der an des Richters. 


1) Dale Gedanken ſpricht auch ET aus: DN3, 1915 Sp. 440, 
441. 3 
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Die Bundesrats verordnung zur Enklaſtung der Gerichte 
vom 9. September 1915. 


Von Landrichter Dr. jur. und phil. Bo venſiepen. 


Um eine zuverläſſige und raſche Rechtspflege mit der zufolge der 
Einberufungen zum Heeresdienſte immer mehr zuſammengeſchmolzenen 
Schar von Richtern, Gerichtsſchreibern und Rechtsanwälten auch für 
die Zukunft zu gewährleiften, hat der Bundesrat auf Grund des § 3 
des Reichsgeſetzes über die Ermächtigung des Bundesrates zu wirt⸗ 
ſchaftlichen Maßnahmen vom 4. Auguſt 1914 (RGBl. S. 327f.) 
unter dem 9. September 1915 eine am 1. Oktober 1915 in Kraft 
getretene Verordnung zur Entlaſtung der Gerichte erlaſſen. Die 
amtliche Bezeichnung „zur Entlaſtung der Gerichte“ iſt irreführend 
und zwar in doppelter Hinſicht: Die Verordnung bringt einmal mehr, 
als ihre amtliche Bezeichnung beſagt, zum anderen aber auch weniger. 
Weniger inſofern, als ſie, von der einen Ausnahmebeſtimmung über 
die beſchränkte Koſtenerſtattungspflicht des Angeklagten in Privat- 
klageſachen abgeſehen, ſich lediglich auf die bürgerlichen Rechtsſtreitig⸗ 
keiten bezieht, und mehr inſofern, als fie keineswegs — wie dieſes 
Trendelenburg in feiner Abhandlung in Nr. 16a der JW. 1915 
und in ſeinem Kommentar zur Verordnung behauptet — nur eine 
Entlaſtung der Gerichte bezweckt und einen Verſuch, die Ordnung 
unſerer zukünftigen Zivilrechtepflege zu verbeſſern und fünftiger Rechts⸗ 
geſtaltung neue Wege zu weiſen, nicht bedeuten will. Die Ver⸗ 
ordnung enthält — wie unſere Betrachtungen ergeben werden — 
weit mehr als eine bloße Entlaſtung der Zivilgerichte, gar mancher 
ſchon ſeit Jahren im Intereſſe der Geſundung unſerer Rechtspflege 
verfochtener neuer — und doch in der früheren partikularen Geſetz⸗ 
gebung wohl bewährter, alter — Gedanke wird — wenn auch mit⸗ 
unter zaghaft und mit einer gewiſſen Zurückhaltung — verwirklicht. 
Mit Recht hebt daher die amtliche Begründung zur Verordnung 
(1. Beilage zum RAnz. vom 11. September 1915 Nr. 215) ſelber 
hervor: daß die Vorſchläge des Entwurfs „ſich im weſentlichen in der 
gleichen Richtung bewegen wie die Wünſche, die ſeit langem für eine 
Neugeſtaltung des bürgerlichen Verfahrens erhoben worden ſind und 
unter den Einwirkungen des Krieges neuerdings von verſchiedenen 
Seiten immer dringender geltend gemacht werden“. Drei Punkte 


ſind es, die der beſonderen Hervorhebung bedürfen und in denen das 
Blätter für Rechtspflege LXII. N. F. XLII. 12 
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Schwergewicht der Neuerungen beruht: Einführung eines notwendigen 
Mahnverfahrens vor den Amts⸗ und Landgerichten, tunliche Förderung 
eines friedlichen Ausgleichs zwiſchen den Parteien und Ausſchluß der 
Berufung bei geringfügigen Sachen. 

Zu Unrecht hat man von verſchiedenen Seiten in der Tagespreſſe 
die ſtaatsrechtliche Gültigkeit der tief in das beſtehende Recht ein⸗ 
ſchneidenden Verordnung beſtritten. Demgegenüber führt die amtliche 
Begründung mit Fug aus, daß jede auch noch ſo geringfügige Stö⸗ 
rung oder Verzögerung der Rechtspflege notwendig nachteilige Wir⸗ 
kungen auf das Wirtſchaftsleben ausüben müſſe. Gerade in einer 
Zeit, wo die heimiſche Volkswirtſchaft fortdauernd vor neue Aufgaben 
geſtellt werde, beſtehe ein dringendes Intereſſe daran, daß die Rechts⸗ 
pflege pünktlich und ſicher arbeite, damit die unausbleiblichen Ver⸗ 
wicklungen möglichſt ſchnell durch richterliche Entſcheidungen gelöft 
würden. „Anordnungen, welche die Gefahr einer Störung oder Ver⸗ 
zögerung der Rechtspflege beſeitigen follen, ftellen fi) ſonach als Maß⸗ 
nahmen dar, die mittelbar zur Verhütung wirtſchaftlicher Schädigungen 
notwendig ſind.“ Daß aber der eine geſetzgebende Faktor des deut⸗ 
ſchen Reiches, der Deutſche Reichstag, der anderen geſetzgebenden 
Körperſchaft des Deutſchen Reiches, dem Bundesrate, durch das Geſetz 
vom 4. Auguſt 1914 nur zur Beſeitigung unmittelbarer wirt⸗ 
ſchaftlicher Schädigungen diktatoriſche Befugniſſe eingeräumt habe, ift 
aus dem erwähnten Geſetze ſelbſt in keiner Weiſe erſichtlich. Soll 
anders dieſes ſeinen Zweck: Schädigungen von unſerem Reich und 
Volk fernzuhalten, möglichſt reſtlos erreichen, ſo ſcheint uns weiteſte 
Auslegung geboten. 

Von der allergrößten Bedeutung für unſer ganzes Staats⸗ und 
Volkswohl iſt die möglichſte Eindämmung und Verhütung der Zivil⸗ 
prozeſſe, die techniſch richtige Formung und Formulierung des Zivil⸗ 
prozeſſes iſt daneben von ganz untergeordneter Bedeutung. Jeder 
Prozeß iſt eine Krankheit an unſerem Volkskörper, eine negative ſo⸗ 
ziale Erſcheinung, ein volkswirtſchaftliches, ſehr oft auch ein ethiſches 
Uebel. Er verſchlingt Zeit, Geld und Nervenkraft, oft werden die 
Leidenſchaften aufgeſtachelt, und der Ausgang, die Entſcheidung mag 
noch ſo gerecht ausfallen, hinterläßt nur zu leicht ein langhin wirken⸗ 
des Gefühl der Verſtimmung, um nicht zu ſagen Verbitterung. Eine 
Partei wird wohl faſt ſtets mit dem Spruch des Richters unzufrieden 
fein. Von tiefiter Menſchenkenntnis zeugen die goldenen Worte des 
großen Preußenkönigs Friedrich II. in ſeiner Kabinettsordre an ſeinen 
Großkanzler Grafen Carmer vom 14. Seil 1780: | 
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„Da die Prozeſſe allemal zu den Uebeln in der So⸗ 
zietät gerechnet werden müſſen, welche das Wohl der 
Bürger vermindern, ſo iſt ohnſtreitig dasjenige das 
beſte Geſetz, welches den Prozeſſen ſelber vorbeugt.“ 

Immer mehr iſt gerade in den letzten Jahren bei uns bis in 
die weiteſten Volksſchichten hinein die Erkenntnis von der Gemeinſchäd⸗ 
lichkeit faſt aller Zivilprozeſſe und von der Notwendigkeit eines groß⸗ 
zügigen Güteverfahrens vor Anrufung der ordentlichen Gerichte durch⸗ 
gedrungen. Bahnbrechend hat hier das Werk des trefflichen Deutſch⸗ 
Ruſſen, des früheren Rigaer Ratsherrn und ſpäteren Haller Zivil⸗ 
prozeſſualiſten Johann Chriſtoph Schwartz „Vierhundert Jahre 
deutſcher Zivilprozeßgeſetzgebung“ (1899) gewirkt. Er und der han⸗ 
növerſche Notar W. K. Lütkemann — in ſeinem ausgezeichneten 
Buche „Das Juſtiznotariat“, 1913 — haben vor allem das große 
Verdienſt, den Nachweis erbracht zu haben, daß die neuzeitliche For⸗ 
derung eines Verfahrens zur Güte einem uraltem deutſchen Rechts⸗ 
gedanken entſpringt, der ſelbſt durch den Wuſt der Rezeptions periode 
nicht unterdrückt werden konnte. Die Bildung „der Vereinigung von 
Freunden des Güteverfahrens“ und ihre Zuſammenſetzung nicht nur 
aus zünftigen Kreiſen, ſondern auch aus faſt allen Schichten unſeres 
erwerbstängen Volkes beweiſt, daß der Gedanke einer Vorbeugung 
und Verhütung der Prozeſſe im Marſche iſt und ſich heute einfach 
nicht mehr aufhalten läßt. Ueber ſeine Ausgeſtaltung im einzelnen, 
insbeſondere darüber, ob die Güte vor dem ordentlichen Gericht oder 
vor beſonderen Sühnebehörden vorzunehmen ſei, mögen die Anſichten 
noch vielfach auseinandergehen, aber darüber ſcheint neueſtens doch ſich 
eine gewiſſe opinio communis gebildet zu haben, daß es ohne einen 
gewiſſen Zwang auf die Parteien nicht abgehe, ſoll anders überhaupt 
ein Erfolg erzielt werden. In der Tat, eine gewiſſe Ueberwindung 
wird meiſtens geboten ſein, um ſich mit dem Gegner zu einer ruhigen, 
ganz leidenſchaftsloſen und objektiven. Beſprechung am dritten Orte 
zuſammenzufinden. Ein gewiſſer Trotz und ein inneres Widerſtreben 
muß hier überwunden werden. Zweifellos werden manche — viel⸗ 
leicht nicht einmal beſonders enge — Schichten der Bevölkerung aus 
eigener Kraft dieſe Mächte des Ablehnens und Stichverſchließens zu 
überwinden wiſſen und aus freien Stücken zur Güte erſcheinen, aber 
wir ſind nicht Optimiſten genug, um der fröhlichen Zuverſicht leben 
zu können, daß ſie die große Mehrheit oder auch nur überhaupt die 
Mehrheit unſerer rechtſuchenden Bevölkerung bilden werden. Bei den 


meiſten Menſchen wird dieſe Einſicht nicht vorhanden fein. Voll⸗ 
12* 
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kommen zuverläſſige Beweiſe laſſen ſich freilich für dieſe Annahme 
nicht beibringen: wie bei ſo vielen anderen — und gerade grund⸗ 
legenden — Dingen hängt auch hier die Entſcheidung letztlich von 
der ganzen Welt⸗ und Lebensanſchauung des Beurteilers ab. Mit 
Einführung eines Erſcheinenszwanges würde jedenfalls der Geſetzgeber 
keine neuen Pfade beſchreiten, denn ſowohl das Gewerbe⸗ wie auch 
das Kaufmannsgerichtsgeſetz ſchreiben das perſönliche Erſcheinen der 
Parteien zwecks Vornahme eines Güteverſuchs bei Meidung erheblicher 
Geldnachteile vor. Irgendwelche Klagen aber hierüber ſind unſeres 
Wiſſens bei den Beteiligten nie laut geworden. Auch die Bundesrats⸗ 
verordnung vom 15. Dezember 1914 (RGBl. S. 511) über die 
„Einigungsämter“ erklärt die Mieter, Vermieter, Hypothekenſchuldner 
und Hypothekengläubiger bei Meidung einer Ordnungsſtrafe bis zu 
100 M. für verpflichtet, auf Erfordern vor den Einigungsämtern zu 
erſcheinen. Den guten Willen der Beteiligten in Ehren, aber nicht 
alle Beteiligte ſind von gutem Willen beſeelt, gar manche Menſchen 
müſſen eben zu ihrem Glücke förmlich gezwungen werden! Schwieriger 
iſt unſeres Erachtens die Frage zu entſcheiden, vor welcher Behörde dad 
notwendige Güteverfahren ſtattfinden ſoll, ob vor den Amtsgerichten — 
die naturgemäß von allen ordentlichen Gerichten hierfür allein in Be⸗ 
tracht kämen — oder vor beſonderen Friedensämtern oder Schlichtungs⸗ 
kommiſſionen. Gegen die Zuweiſung des Sühneverfahrens an die 
Amtsgerichte ſpricht vor allem die Erwägung, daß nun einmal für 
weite Volksſchichten mit dem Angehen des Gerichts die Vorſtellung 
von Streit, Koſten und großen Unbequemlichkeiten untrennbar ver⸗ 
bunden iſt, derartige pſychologiſche Vorſtellungen und Hemmniſſe 
dürfen wir nicht unterſchätzen. Der Erzeugung einer friedfertigen Ge⸗ 
ſinnung, der Hauptſache für das Gelingen des Sühneverſuchs, wird 
das Erſcheinen und Verhandeln vor dem ordentlichen Gericht nicht 
gerade zuträglich ſein. Mehr Erfolg für das Gelingen des Sühne⸗ 
verſuchs verſprechen wir uns von einer Uebertragung des Güteverfahrend 
an die Vorſteher der erfreulicherweiſe ſich immer mehr verbreitenden 
gemeinnützigen Rechtsauskunftsſtellen. Doch mag man hierüber auch 
verſchiedener Meinung ſein, darüber kann kein Zweifel beſtehen: wirkliche 
Bedeutung kann ein Güteverfahren nur dann beſitzen, wenn es ſich 
bereits vor Einreichung der Klage beim Amtsgericht abſpielt. Iſt 
erſt einmal die Klage anhängig gemacht, dann ſind in ſehr vielen 
Fällen die Gemüter ſchon derart erhitzt und verbittert gegeneinander, 
daß ſelbſt dem geſchickteſten Menſchenkenner als Richter eine Einigung 
kaum noch gelingen wird. Schärfſte Trennung des Verfahrens zur 
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Güte vom eigentlichen Zivilprozeß iſt vielmehr unbedingt geboten, ſie 
iſt das A und O jeder großzügigen Reform! In dieſer für die ganze 
zukünftige Geſtaltung unſeres Zivilprozeſſes ſchlechthin entſcheidenden 
Hinſicht verſagt leider die neue Verordnung vollſtändig, fie bietet 
Steine ſtatt Brot. Der kärgliche § 18, der das Amtsgericht ver⸗ 
pflichtet, beim Erſcheinen beider Parteien vor Eintritt in die mündliche 
Verhandlung die Sühne zwiſchen ihnen zu verſuchen, bietet, im Grunde 
genommen, lediglich die geſetzliche Anerkennung eines heute bereits be⸗ 
ſtehenden Zuſtandes. Denn jeder Amtsrichter, der ſeiner hohen und 
verantwortungsvollen Aufgabe auch nur einigermaßen gewachſen war, 
wird auch bisher ſchon grundſätzlich vor Eintritt in die mündliche Ver⸗ 
handlung die Sühne zwiſchen den Parteien verſucht haben. Was die 
amtliche Begründung zur Rechtfertigung ihres ablehnenden Verhaltens 
vorbringt. die jetzige Lage ſei nicht dazu angetan, tiefgreifende Aende⸗ 
rungen zu dieſem Zwecke vorzunehmen und durch eine Umgeſtaltung der 
beſtehenden Organiſation oder die Einführung neuer Organe in die all⸗ 
gemeine Ordnung der Rechtspflege einzugreifen, kann in keiner Weiſe über⸗ 
zeugen. Wir meinen im Gegenteil, gerade die jetzige ſo furchtbar ſchwere 
und doch ſo erhebende Zeit predigt gebieteriſch — wir möchten faſt ſagen 
mit Engelszungen — die Notwendigkeit einer friedfertigen und ver⸗ 
ſöhnlichen Stimmung auf allen und jeden Lebensgebieten. Das Ideal 
wäre auch im Rechtsverkehr jetzt zur Kriegszeit das reſtloſe Verſchwinden 
der Parteien und die Einführung eines allgemeinen Burgfriedens. 
Jetzt oder nie iſt die Zeit, auch dem widerſtrebendſten Gemüt das 
Bewußtſein von der Notwendigkeit des Zurücktretens aller Rechthaberei 
und Prozeßluſt einzuhämmern. Wird jetzt die ſo günſtige Gelegenheit 
zur Einführung eines groß gedachten Verfahrens zur Güte verpaßt, 
ſo wird — das iſt unſere ernſte Befürchtung — beim Kommen des 
Alltags und beim Zurücktreten der unſelbſtiſchen Gemeinſchaftsgedanken 
zugunſten rein individualiſtiſcher und ichſüchtiger Erwägungen und 
Beſtrebungen die Macht des Beharrens im altausgefahrenen Gleiſe 
jede wirklich groß gedachte Reform einfach erſticken! 

Eine gewiſſe Zurückhaltung — um nicht zu ſagen: Aengſtlichkeit — 
beherrſcht auch als Grundgedanken die Ausgeſtaltung des Mahn⸗ 
verfahrens vor den Landgerichten (§§8 1—12 der Verordnung). Den 
jo naheliegenden und von faſt allen ernſthaften Juſtizreformern) 
vertretenen Gedanken der Einführung des obligatoriſchen Mahn⸗ 


1) Vgl. ſtatt aller anderen nur: Fried rich Stein, Zur Juſtizreform, 1907 
S. 97, und Peters, Zur Prozeßbeſchleunigung S. 9. 
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verfahrens in allen vermögensrechtlichen Sachen vor dem Amtsgericht 
glaubt die amtliche Begründung mit Rückſicht auf die hierdurch ein⸗ 
tretende Verſchlechterung der Lage der Anwaltſchaft und die bei Sachen 
über 600 M. beim Widerſpruch des Schuldners eintretende Verweiſung 
an das Landgericht ($ 607 ZPO.) und die hierdurch herbeigeführte 
Verzögerung ablehnen zu müſſen. 

Gewiß würde die Einführung des obligatoriſchen Mahnverfahren? 
eine empfindliche Breſche in unſeren heutigen Anwaltszwang ſchlagen, 
aber nach der wiederholt ausführlich begründeten Anſicht des Verfaſſers!) 
iſt dieſer in ſeiner heutigen Ausdehnung unhaltbar, gerade das Mahn⸗ 
verfahren iſt ſo einfach geſtaltet, daß zur Erwirkung eines Zahlungs⸗ 
befehles ſowohl wie zur Erhebung des Widerſpruchs die Zuziehung 
eines Anwalts jedenfalls nicht geboten iſt. Wird nachher zufolge Wider⸗ 
ſpruchs des Schuldners die Sache ſtreitig, und ergeben ſich dann bei 
der Verhandlung wirklich ernſte Schwierigkeiten, denen die Partei nicht 
gewachſen iſt, ſo iſt für einen Anwaltszwang zufolge richterlicher An⸗ 
ordnung immer noch Raum und Gelegenheit. Für die Einnahmeverluſte, 
die bei der hier vorgeſchlagenen Regelung die Anwaltſchaft treffen. würde, 
müßte dieſe durch Erhöhung der ſeit 1879 unverändert gebliebenen 
Gebühren und Uebernahme der Gebühren in Armenprozeſſen auf die 
Staats⸗ oder betreffende Gemeindekaſſe ſchadlos gehalten werden. Die 
Ueberzeugung von der Unhaltbarkeit des ſchrankenloſen Anwaltszwangs 
ſcheint ſich neueſtens erfreulicherweiſe immer mehr Bahn zu brechen, 
jo empfiehlt auch Lütkemann in feiner Abhandlung über die Bunded- 
ratsverordnung vom 9. September 1915 in der Zeitſchrift „Geſetz und 
Recht“ 1915 S. 12 die Abſchaffung des Anwaltszwangs für das 
landgerichtliche Mahnverfahren. 

Ein gewiſſer Zeitverluſt zufolge der Ueberweiſung der Sachen 
über 600 M. an das Landgericht ($ 697 ZPO.) wäre freilich un⸗ 
vermeidlich. Aber ich glaube, daß die Gefahr einer Verſchleppung hier 
doch gewaltig überſchätzt wird, der Zeitverluſt würde unſeres Erachtens 
ſchon deshalb ganz geringfügig ſein, weil ja bei der Einführung des 
obligatoriſchen Mahnverfahrens bei den Amtsgerichten die Zivil⸗ 
kammern der Landgerichte derartig gewaltig entlaſtet würden, daß die 
Anberaumung der mündlichen Verhandlung in den überwieſenen 
Streitigkeiten zu einem ganz nahen Termine erfolgen könnte. Denn 
die allermeiſten Streitigkeiten ſind ja vermögensrechtlicher Natur, vor⸗ 
ſichtig gerechnet, würden bei Einführung eines obligatoriſchen Mahn⸗ 


1) Vgl. zuletzt „Zur Erneuerung der deutſchen Zivilrechtspflege“, 1915, S. 32/35. 
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verfahrens gewiß 75—80 Proz. aller bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten 
von den Landgerichten an die Amtsgerichte gezogen und, wenn auch 
nicht ausnahmslos, fo doch zu einem großen Teile durch ein ſummariſches 
Mandatsverfahren erledigt werden. Die Zahl der widerſprechenden 
Schuldner iſt immerhin trotz ihrer abſoluten Größe verhältnismäßig 
klein, recht klein ſogar zur Geſamtzahl aller mit Zahlungsbefehlen be⸗ 
dachten. Es kann nicht als einwandfreies und ſchlüſſiges Verfahren 
bezeichnet werden, Reformmaßregeln, deren Vorzüge gegenüber dem 
bisherigen Rechtszuſtande nicht gut zu beſtreiten ſind, durch die in 
Einzelfällen ihrer Ausführung verbundenen Mängel grundſätzlich im 
ganzen abzulehnen. Mit jeder großzügigen Reform ſind ſtets mehr 
oder weniger gewiſſe Einzelmängel verbunden, mit Rückſicht auf ſie 
die Reform abzulehnen, würde nicht mehr und nicht weniger als eine 
Ablehnung alles und jeden Fortſchritts überhaupt bedeuten! Auch 
würde ſich im vorliegenden Falle eine gewiſſe — nicht unbeträchtliche — 
Zeiterſparnis dadurch gewinnen laſſen, daß der Schuldner den An⸗ 
trag auf Ueberweiſung an das Landgericht bei Sachen über 600 M. 
Streitwert bereits bei Erhebung des Widerſpruchs in dieſem ſelbſt 
ſtellen müßte. Denn es iſt ſchlechthin zwecklos und reine Zeitvergeudung, 
eine mündliche Verhandlung vor dem Amtsgericht in ſolchen Sachen 
nur deshalb ſtattfinden zu laſſen, damit das Amtsgericht den Ueber⸗ 
weiſungsantrag des Schuldners zu Protokoll nehme und dann die 
Akten an das Landgericht weiterſchicke. Nach dem Ueberweiſungs⸗ 
antrag des Schuldners in ſeinem Widerſpruche hätte vielmehr das 
Amtsgericht die Akten alsbald ohne weiteren Parteiantrag an das Land⸗ 
gericht zu ſenden und deſſen Vorſitzender einen möglichſt nahen Ver⸗ 
handlungstermin von Amts wegen anzuberaumen. 

Durch Ablehnung einer jeden grundlegenden Aenderung auf dieſem 
Gebiete muß das durch die Verordnung geſchaffene Mahnverfahren 
als äußerſt unüberſichtlich und geradezu verwickelt bezeichnet werden. 
Wir beſitzen nun nicht weniger als — fage und ſchreibe — 5 (i. B. fünf) 
Mahnverfahren: ein Mahnverfahren vor dem Landgericht für ge⸗ 
wöhnliche vermögensrechtliche Streitigkeiten, ein beſonderes land⸗ 
gerichtliches Mahnverfahren für Urkunden⸗ und Wechſelſachen, ein not⸗ 
wendiges amtsgerichtliches Mahnverfahren in gewöhnlichen vermögens⸗ 
rechtlichen Streitigkeiten ($ 13 Verordnung), ein ſolches bei Anſprüchen 
aus Urkunden und Wechſeln, und ſchließlich noch das alte (freiwillige) 
Mahnverfahren vor den Amtsgerichten gemäß 88 688 ff. der ZPO. 

Wir wenden und nach unſeren grundlegenden Betrachtungen 
zu den Einzelbeſtimmungen. Das landgerichtliche Mahnverfahren 
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(88 1—12) iſt nicht wie das amtsgerichtliche als ein dem ordentlichen 
Verfahren gewiſſermaßen vorgelagertes beſonderes Verfahren anzuſehen, 
vielmehr liegt das Weſen der Neuerungen darin, daß die Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten, auf die ſich der Beklagte nicht einläßt, alſo die ſogenannten 
„Verſäumnisſachen“, ohne mündliche Verhandlung erledigt werden. Dies 
geſchieht in der Weiſe, daß der Vorſitzende der Zivilkammer auf alle 
bei ihm eingehenden Klagſchriften vermögensrechtlichen Inhalts — 
entweder auf die Urſchriften ſelbſt oder auf ein damit zu verbindendes 
Blatt — binnen 24 Stunden einen bedingten Zahlungsbefehl erläßt 
G 1, 3 Abſ. 2). Von dem Erlaß des Zahlungsbefehls darf und 
ſoll nur dann abgeſehen werden, wenn der Kläger glaubhaft macht. 
daß der Beklagte den Anſpruch beſtreiten und ſich auf die Klage ein⸗ 
laſſen werde ($ 1 Abſ. 1 Satz 2). Die Glaubhaftmachung kann auf 
jede Weiſe erfolgen, alſo namentlich auch durch Verſicherung an Eides⸗ 
Statt, beſonders empfehlenswert und einfach für den Kläger wird es 
ſein — worauf auch die amtliche Begründung hinweiſt — den Brief⸗ 
wechſel zwiſchen ihm und dem Beklagten beizufügen, woraus deſſen 
Beſtreiten hervorgeht. Für ein beſonderes Koſtenfeſtſetzungsverfahren 
iſt ebenſowenig wie beim amtögerichtlihen Mahnverfahren Raum. 
Vielmehr hat der Kläger der Klage ſtets eine Berechnung der Koſten 
beizufügen, deren Erſtattung er verlangt, damit ſie gleich in den 
Zahlungsbefehl aufgenommen werden können. Auch die Koſten der 
demnächſtigen Zuſtellung ſind — wie die amtliche Begründung be⸗ 
ſonders hervorhebt — mitzuberückſichtigen, dagegen werden die be⸗ 
ſonderen Koſten des Vollſtreckungsbefehls erſt in dieſem feſtgeſetzt. 
Entſpricht die Klagſchrift nicht den Vorſchriften des § 253 
Abſ. 2 ZPO,, oder ergibt ſich aus ihrem Inhalt, daß die Klage oder 
der Koſtenanſpruch ganz oder teilweiſe nicht begründet iſt, ſo ſoll der 
Zahlungsbefehl nicht erlaſſen, ſondern Termin zur Verhandlung nach 
vorheriger Anhörung des Klägers anberaumt werden. Durch dieſes 
Erfordernis der genaueſten Nachprüfung jeder Klage ſofort bei ihrem 
Eingehen auf ihre ſachliche Schlüſſigkeit wird einmal die Arbeitslaſt 
des Vorſitzenden, der bisher — wenigſtens nach unſeren Erfahrungen 
an großen preußiſchen Landgerichten — ſich nur mit der Termins⸗ 
anberaumung begnügte, nicht unerheblich vermehrt, anderſeits wird er — 
was viel bedenklicher — auf eine ganz beſtimmte Rechtsanſicht feſt⸗ 
gelegt (§ 2). Die Vorſchrift des § 3 entſpricht dem $ 692 3) O., 
nur iſt abweichend vom amtsgerichtlichen Mahnverfahren der Wider⸗ 
ſpruchsfriſt der Charakter einer richterlichen Friſt beigelegt. Sie 
wird vom Vorſitzenden entſprechend der Einlaſſungsfriſt im Zahlungs⸗ 
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befehl feſtgeſetzt. Zweifellos bedeutet dieſe bewegliche, den Umſtänden 
des Falles ſich anpaſſende Friſt einen nicht unweſentlichen Fortſchritt 
gegenüber der ſtarren, ein⸗ für allemal unveränderlichen Widerſpruchs⸗ 
friſt beim amtsgerichtlichen Zahlungsbefehl. Für die Zuſtellung des 
Zahlungsbefehls gelten die Vorſchriften über die Zuſtellung einer Klag⸗ 
ſchrift entſprechend, ſie hat alſo formell⸗ wie materiellrechtlich genau 
dieſelben Wirkungen. Bedauerlich iſt es, daß die Verordnung ſich 
nicht dazu hat entſchließen können, die Zuſtellung dem Kläger ab⸗ 
zunehmen und von Amts wegen beſorgen zu laſſen. Das Verfahren 
würde dadurch nur vereinfacht und beſchleunigt. Dieſe Unterlaſſung 
iſt um ſo auffallender, als beim Widerſpruch des Beklagten der Vor⸗ 
figende von Amts wegen Termin zur mündlichen Verhandlung an» 
beraumt, zu dem die Parteien von Amts wegen unter Wahrung einer 
nur dreitägigen Ladungsfriſt zu laden ſind. Durch Einreichung eines 
Schriftſatzes kann der Beklagte vor Verfügung des Vollſtreckungs⸗ 
beſehls gegen den Zahlungsbefehl oder auch gegen einen Teil davon 
Widerſpruch erheben. Die Erhebung zu Protokoll des Gerichtsſchreibers 
iſt mit Rückſicht auf den Anwaltszwang ausgeſchloſſen. Ebendeshalb 
kann der Widerſpruch auch nur durch einen beim Prozeßgerichte zu⸗ 
gelaſſenen Rechtsanwalt erfolgen, einen entſprechenden Hinweis hierauf 
muß der Zahlungsbefehl enthalten. Für den Fall, daß der vom Be⸗ 
klagten eingereichte Schriftſatz nicht der geſetzlichen Form entfprechen 
ſollte, enthält die Verordnung keine beſondere Vorſchrift. Doch wird 
der Vorſitzende — das dürfte zweifellos als ein nobile officium 
judicis zu bezeichnen ſein — den Beklagten dann nochmals durch be⸗ 
ſonderes Anſchreiben darauf hinzuweiſen haben, daß von ihm perſönlich 
unterzeichnete Eingaben nicht berückſichtigt werden dürfen, er ſich 
vielmehr eines beim Gericht zugelaſſenen Anwalts bedienen müſſe 
oder im Fall der Armut ſich um Bewilligung des Armenrechts zu 
bemühen habe. Denn es iſt eine jedem Praktiker nur zu bekannte 
Tatſache, daß die vorgedruckte formularmäßige Aufforderung der Klage, 
einen Anwalt zum Prozeßbevollmächtigten zu beſtellen, vom vielfach 
unerfahrenen und ungewandten Beklagten ſehr leicht überſehen wird, 
der ſchlichte Mann aus dem Volke kann es eben einfach nicht ver⸗ 
ſtehen, daß ihm dem Gericht gegenüber der Mund ver⸗ 
ſchloſſen iſt. Die amtliche Begründung meint, daß es in ſolchen 
Fällen einer beſonderen Zurückweiſung des Widerſpruchs nicht bedürfe. 

Die Vorſchriften über die Erteilung des Vollſtreckungs⸗ 
befehls (88 8, 9) ſchließen ſich denen über das amtögerichtliche 
Mahnverfahren (§S 699 ZPO.) eng an. Der vom Gerichtsſchreiber 
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zu erlaſſende Vollſtreckungsbefehl hat daher die Wirkungen eines für 
vorläufig vollſtreckbar erklärten Verſäumnisurteils. 

Einen freudig zu begrüßenden Fortſchritt gegenüber dem bisherigen 
Rechte bedeutet die Ausdehnung des Mahnverfahrens auf den Urkunden⸗ 
und Wechſelprozeß (88 11, 12). Die Statthaftigkeit der gewählten 
Prozeßart unterliegt weder bei Erlaß des Zahlungs⸗ noch auch des 
Vollſtreckungsbefehls einer Nachprüfung durch das Gericht, denn dieſe 
Frage iſt für den Fall, daß ſich die Sache gütlich im Mahnverfahren 
erledigt, ja doch ohne jede Bedeutung. Selbſtverſtändlich iſt es, daß 
die Wechſel oder ſonſtigen Urkunden der Klage in Urſchrift oder Ab⸗ 
ſchrift beigefügt und mit ihr zugeſtellt werden, damit der Beklagte ſie 
:auf ihre Richtigkeit hin nachprüfen kann. Unter Anlehnung an 
8 599 ZPO. kann der Beklagte feinen Widerſpruch auf den Antrag 
beſchränken, ihm die Ausführung ſeiner Rechte im ordentlichen Ver⸗ 
fahren vorzubehalten. Wird der Antrag geſtellt, ſo iſt der Voll⸗ 
ſtreckungsbefehl unter dem erwähnten Vorbehalte zu erlaſſen, der Rechts⸗ 
ſtreit bleibt dann gemäß § 600 ZPO. im ordentlichen Verfahren an⸗ 
hängig. Die Ladungsfriſt beträgt ausnahmslos nur 24 Stunden, 
da nicht die Partei ſelbſt, ſondern ſtets der wohl faſt ausnahmslos 
am Sitze des Prozeßgerichts wohnende Rechtsanwalt zu laden iſt. 
Dieſe Vorſchriften zeugen von einem ausgezeichneten praktiſchen Blick 
Für die Bedürfniſſe des Verkehrslebens, fie werden ihr Ziel, vor den 
Landgerichten die Verſäumnisſachen bis auf einen kleinen Reſt durch 
ein ſchriftliches Verfahren zu erledigen, ſicher erreichen. 

Vor den Amtsgerichten führt die Verordnung (88 13—17) 
ein rechtsnotwendiges Mahnverfahren für alle vermögendrechtlichen An⸗ 
ſprüche ein, jedoch wird den Parteien dadurch nicht die Möglichkeit 
genommen, an den ordentlichen Gerichtstagen zur Verhandlung ihrer 
Sache an Gerichtsſtelle zu erſcheinen (8 500 ZPO.); auch das Sühne⸗ 
verfahren ($ 5106 ZRO.) das leider bei unſerem Volke faſt voll⸗ 
ſtändig in Vergeſſenheit geraten iſt — im ganzen Königreich Preußen 
werden nach der amtlichen Juſtizſtatiſtik ſeit einer Reihe von Jahren 
jährlich im Durchſchnitt nur noch rund 2000 Vergleiche auf Grund 
des § 510 erzielt — wird nicht berührt. Wird nun entgegen der Bor 
ſchrift des § 13 der Verordnung beim Amtsgericht eine vermögens⸗ 
rechtliche Klage eingereicht, ſo gilt ſie als Geſuch um Erlaß des Zahlungs⸗ 
befehls, es ſei denn, daß der Kläger glaubhaft macht, der Beklagte 
werde den Anſpruch beſtreiten und ſich auf die Klage einlaſſen. Im 
übrigen entſprechen die Vorſchriften des § 14 denen der SS 1 ff. über 
den landgerichtlichen Zahlungsbefehl. Der Zahlungsbefehl wird alſo 
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in Zukunft entweder auf die Klagſchrift — deren Einreichung beim 
Amtsgericht alſo nicht etwa ſchlechthin unzuläſſig iſt und zu ihrer 
Zurückweiſung führt — oder ein damit zu verbindendes Blatt geſetzt. 
Die im 8 690 Nr. 1—3 ZPO. bezeichneten Erforderniſſe des Geſuchs 
braucht der Zahlungsbefehl nicht zu enthalten. An Stelle der Zurück⸗ 
weiſung des ganz oder zum Teil unbegründeten Anſpruchs erfolgt 
nach Abſ. 5 $ 14 die Anberaumung eines Termins zur mündlichen 
Verhandlung. Doch wird jedenfalls vorher unter entſprechender An⸗ 
wendung des § 2 Satz 2 der Verordnung und § 691 Abſ. 2 ZPO. 
der Amtsrichter den Kläger hören müſſen, um ihm Gelegenheit zur 
nachträglichen Verbeſſerung der Klagſchrift zu gewähren. 

Die 8$ 15 und 16 ſehen für die Fälle, in denen der Anſpruch 
im Urkunden⸗ und Wechſelprozeß verfolgt werden kann, eine dem Ver⸗ 
fahren vor den Landgerichten entſprechende Regelung vor. Der Zah⸗ 
lungsbeſehl wird als Urkunden⸗ oder Wechſelzahlungsbefehl bezeichnet, 
wenn das Geſuch des Gläubigers auf den Erlaß eines Urkunden⸗ 
oder Wechſelzahlungsbefehls gerichtet iſt. Wird er auf eine Klage 
hin erlaſſen, ſo wird er ebenſo bezeichnet, wenn die Klage die Er⸗ 
klärung enthält, daß im Urkunden⸗ und Wechſelprozeß geklagt werde. 
Zur Vermeidung von Verzögerungen beſtimmt nach § 16 Ziff. 2 das 
Gericht die Widerſpruchsfriſt der Einlaſſungsfriſt entſprechend, fie iſt 
alſo beweglich und eine richterliche, keine geſetzliche Friſt. Auf be⸗ 
ſonderen Antrag kann natürlich auch der Amtsrichter die Widerſpruchs⸗ 
friſt kürzer bemeſſen, als wie an ſich die Einlaſſungsfriſt beträgt 
(88 499 u. 226 3 O.), fo auch die amtliche Begründung. Die Ein- 
führung der beweglichen Friſten im Urkunden⸗ und Wechſelmahnverfahren 
vor den Land⸗ wie auch den Amtsgerichten bedeutet gegenüber dem 
bisherigen Rechtszuſtande — dies bedarf wohl keiner weiteren Aus⸗ 
führungen — einen ganz erheblichen Fortſchritt. Die Uebertragung 
dieſer Borfhriften auch auf das gewöhnliche (fakultative) Mahnver⸗ 
fahren der ZPO. $ 692 kann nur angelegentlichſt empfohlen werden, 
höchſt bedauerlich iſt es, daß hier die alte, ſtarre, unbewegliche, in 
vielen Fällen viel zu lange Widerſpruchsfriſt von einer Woche ge⸗ 
blieben iſt. 

Die Koſtenlaſt regeln die 88 12 und 17 der Verordnung. 
Danach werden für den Erlaß eines Zahlungsbefehls im landgericht⸗ 
lichen Verfahren, dem 8 37 Ziff. 1 des deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes 
entſprechend, ½0 der vollen Gebühr erhoben, die auf ſpätere Ge⸗ 
bühren des Rechtsſtreits voll angerechnet werden. Eine in keiner 
Weiſe zu rechtfertigende, ganz erhebliche Verteuerung des landgericht⸗ 
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lichen Mahnverfahrens gegenüber dem amtsgerichtlichen dagegen be⸗ 
deutet es, daß für den Erlaß des Vollſtreckungsbefehls durch den 
Gerichtsſchreiber die volle Entſcheidungsgebühr nach 8 18 Ziff. 3 GKG. 
berechnet wird. Widerſpruchsvoll iſt es, daß der Juſtizfiskus für den 
Erlaß des . durch den Gerichtsſchreiber des Amts⸗ 
gerichts ſich nur ¼0 der vollen Gebühr, dagegen für den Erlaß 
des Vollſtreckungsbefehls durch den Gerichtsſchreiber des Landgerichts 
den zehnfachen Betrag in Anſatz bringen darf. Hierfür können, wie 
Levin DIZ. 1915 S. 972 richtig hervorhebt, lediglich fiskaliſche 
Rückſichten maßgebend geweſen ſein. 

Dem Rechtsanwalt ſteht zunächſt gemäß 8 13 Nr. 1 der Ge⸗ 
bührenordnung für Rechtsanwälte die volle Gebühr (§ 9 der Ge 
bührenordnung), im Urkunden⸗ oder Wechſelmahnverfahren / der 
vollen Gebühr ($ 19 der Gebührenordnung) als Prozeßgebühr zu. 
Ferner ſoll er nach § 12 Abſ. 3 für den Antrag auf Erlaß des Volk 
ſtreckungsbefehls die gleichen Gebühren, wie für einen in nichteftreitiger 
Verhandlung geſtellten Antrag auf Erlaß des Verſäumnisurteils er⸗ 
halten, alſo 5/10 — im Urkunden» und Wechſelmahnverfahren Yo — 
der vollen Gebühr ($$ 16, 19 Satz 2 der Gebührenordnung). 

Für das amtsgerichtliche notwendige Mahnverfahren find die 
gerichtlichen Koſten genau die gleichen geblieben wie für das frühere 
fakultative Mahnverfahren. Jedoch iſt es für den Gläubiger, der 
ſich zur Erwirkung des Zahlungs- und Vollſtreckungsbefehls eines 
Rechtsanwalts bedient, inſofern jetzt erheblich koſtſpienger geworden, 
als der Anwalt für die Erwirkung des Vollſtreckungsbefehls völlig 
neu eine Gebühr in Höhe von ½ů der vollen Gebühr zu be 
anſpruchen hat. Der Geſetzgeber glaubte ihn für den ſicher eintretenden 
Rückgang an Verſäumnis⸗ und Anerkenntnisurteilen und den damit 
notwendig verbundenen Wegfall der halben Verhandlungsgebühr ent⸗ 
ſprechend ſchadlos halten zu müſſen. Auf der anderen Seite iſt frei⸗ 
lich eine kleine Ermäßigung der Anwaltsgebühren inſofern eingetreten, 
als der Anwalt ſich, wenn es zufolge des Widerſpruchs oder Ein⸗ 
ſpruchs des Schuldners zum ordentlichen Rechtsſtreite kommt, die ihm 
für die Vertretung im Mahnverfahren zuſtehende Gebühren nicht nut, 
wie bisher, zu ¼10, ſondern voll anrechnen laſſen muß. Immerhin 
iſt dieſe Ermäßigung fo geringfügig, daß fie gegenüber der ganz er⸗ 
heblichen Verteuerung des Mahnverfahren? durch Einführung der 
halben Verhandlungsgebühr für Erwirkung des Vollſtreckungsbefehls 
kaum in Betracht kommt. Die Folge hiervon wird nicht eine Ver⸗ 
beſſerung, ſondern — wenn nicht alles trügt — eine nicht unerheb⸗ 
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liche Verſchlechterung der Einnahmen der Anwaltſchaft ſein. Denn 
die Gläubiger — namentlich Kaufleute und ſonſtige Gewerbetreibende 
in größeren Städten — werden noch mehr als bisher für Anfertigung 
ihrer Klagen ſich nicht der Hilfe von Anwälten bedienen, ſondern 
dieſe einfach durch ihre Angeſtellten einreichen laſſen. Das iſt ſo gut 
wie völlig koſtenlos und einfacher als die Anrufung eines Anwalts. 
Auch eine Zunahme des Rechtskonſulententums wird die unbeabſich⸗ 
tigte, unerfreuliche Nebenwirkung dieſer Verteuerung ſein. Das Haupt⸗ 
bedenken aber iſt das, daß es in einer Zeit fortſchreitender, geradezu 
rapider Verteuerung aller Lebensverhältniſſe als ſozialpolitiſch verfehlt 
erſcheinen muß, die gerade in Bagatellſachen ſchon viel zu hohen 
Koſten noch mehr in die Höhe zu treiben. Als abwegig müſſen wir 
daher die Ausführungen Lütkemanns a. a. S. 10/12 bezeichnen, 
dem die Koſten im Mahnverfahren vor den Land⸗ und Amtsgerichten 
noch zu niedrig find und der deshalb ihre Erhöhung befürwortet. 

Ganz ungemein ſegendreich und von der größten Tragweite iſt 
in Bagatellſachen bis zu 50 M. und in allen Privatklagen die Auf⸗ 
hebung der unbedingten Erſtattungsfähigkeit der Anwaltskoſten durch 
den unterliegenden Teil (§ 19). 

Danach wird alſo in Zukunft der Amtsrichter in dieſen Fällen 
ſtets zu prüfen haben, ob nach ſeinem pflichtgemäßen Ermeſſen die 
Zuziehung eines Anwalts zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung 
oder Rechtsverteidigung notwendig war. Berechtigten vielfachen Klagen 
der Schuldner wird dadurch abgeholfen, die bisherigen Zuſtände waren 
in der Tat auf dieſem Gebiete einfach unhaltbar ), wie oft nahm 
und nimmt der Kläger aus den niedrigſten Motiven heraus, nur aus 
Bosheit, um dem Schuldner tüchtig eins auszuwiſchen und ihn mit 
möglichſt hohen Koſten zu belaſten, einen Anwalt auch in ganz ein⸗ 
fach liegenden Sachen! Dazu wird ihm jetzt, wenn er die hohen 
Anwalisgebühren auch beim Obſiegen aus eigener Taſche zu begleichen 
hat, die Luſt wohl vergehen. Unſeres Dafürhaltens hätte hier der 
Geſetzgeber, wenn man nicht überhaupt, wofür ſich manches anführen 
ließe, die Vorſchrift des §8 91 Abſ. 2 3PO. ganz ſtreichen will, über 
die Grenze von 50 M. erheblich hinausgehen und dieſe ruhig bei 
etwa 100 M. ziehen können. In allen einfach liegenden Sachen 


1) Vgl. namentlich: Martin Bürgel, Schuldnernot, Stundungsämter 
und Friedensgerichte, DRZ. 1913 S. 41f., und „5 91“, ebenda S. 581: Otto; 
Vorſchläge für eine Prozeßkoſtenreform, ebenda S. 229 — 241; Bovenſiepen, 
„Eine ſozialpolitiſche Betrachtung über die 8 des gerichtlichen Koſtenweſens“ 
ebenda S. 189 — 205. 


wird alſo in Zukunft die am Sitz des Prozeßgerichts wohnende Par⸗ 
tei in Bagatellprozeſſen die Koſten eines trotz der Einfachheit der Sach⸗ 
lage zugezogenen Anwalts auch bei ihrem Obſiegen aus eigener Taſche 
zu tragen haben. Dieſe jeder Partei drohende Gefahr wird ſie — 
das Gleiche gilt natürlich auch im Privatklageverfahren — dem Ab- 
ſchluß eines gerichtlichen Vergleichs beſonders geneigt machen. Ja 
es ſteht zu hoffen, daß gar mancher Gläubiger, ehe er überhaupt den 
Klagweg beſchreitet, unter Benutzung des §8 510 ZPO. oder unter 
Anrufung eines Einigungsamts, wie fie die Bundesratsverordnung 
für Streitigkeiten zwiſchen Mietern und Vermietern, Hypotheken- 
gläubigern und Hypothekenſchuldnern geſchaffen hat, zu einer außer⸗ 
gerichtlichen Einigung zu gelangen trachtet. Unbedingt erforderlich 
iſt es freilich, daß die Vergleiche vor dieſen Einigungsämtern ohne 
weiteres vollſtreckbar ſind. Recht viele Prozeſſe würden dann im 
Keime erſtickt werden. 

Ein äußerſt wirkſames Mittel zur Bekämpfung der Prozeßſeuche 
bietet die Einführung einer Berufungdgrenze durch § 20 der 
Verordnung. Danach iſt bei vermögendrechtlichen Anſprüchen die 
Zuläſſigkeit der Berufung durch einen den Betrag von 50 M. über⸗ 
ſteigenden Wert des Beſchwerdegegenſtandes — nicht alſo des Streit⸗ 
gegenſtandes ſelbſt — bedingt. Dadurch werden Mühen, Zeit und 
Koſten für einen Prozeß erſt in ein richtiges, angemeſſenes Verhältnis 
zum Wert des Streitgegenſtandes gebracht. Es iſt ein unbedingtes 
Gebot der Prozeßökonomie, daß der Ertrag eines jeden Rechtsſtreits, 
fein Objekt unter allen Umſtänden die ſämtlichen Koſten der Rechts⸗ 
verfolgung tragen könne. Unwirtſchaftlich und höchſt ungeſund iſt 
es, wenn die Koften zum Objekt ſelbſt außer jedem Verhältnis ſtehen. 
Die ausgeſprochene „Kleinjuſtiz“ verträgt einfach die koſtſpielige, dem 
Anwaltszwang unterliegende Berufung nicht. Mit Einführung der 
Berufungsgrenze iſt übrigens der Geſetzgeber nur zu alten deutſchen 
Rechtsgedanken zurückgekehrt, in faſt allen partikularen Geſetzgebungen 
vor Einführung unferer heutigen ZPO. beſtand in mehr oder niedriger 
Höhe eine — mitunter recht erhebliche — summa appellabilis (vgl. 
im einzelnem: Schwartz, Vierhundert Jahre deutſcher Ziwilprozeß⸗ 
geſetzgebung). Auch das Ausland kennt faſt ausnahmslos eine Be⸗ 
rufungsgrenze, in Oeſterreich beträgt ſie 85 M. oder 100 Kronen, 
in England 20 Pfund Sterling gleich 400 M., in Frankreich 100 Frank. 
Die vielfach — auch von Levin a. a. O. S. 972 — vertretene 
Forderung, die Berufungsſumme auf 100 M. zu erhöhen, vermögen 
wir nicht uns zu eigen zu machen. Der Hinweis auf den Ausſchluß 
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der Berufung gegen alle gewerbegerichtlichen Urteile unter 100 M. und 
gegen alle kaufmann gerichtlichen Urteile ſogar unter 300 M. verkennt 
unſeres Erachtens zweierlei. So ſehr man auch wie der Verfaſſer 
die Einführung dieſer Klaſſen⸗ und Standesgerichte — die mit wirklichen. 
Gerichten eigentlich nur eine entfernte Aehnlichkeit beſitzen und mehr 
Anſtalten zur mehr oder weniger freiwilligen Erzielung von Vergleichen 
als rechtſprechende Körperſchaften ſind — bedauern mag, ſo darf man 
auch anderſeits nicht verkennen, daß dieſe Sondergerichte in den Kreiſen 
der Arbeitnehmer ſich unzweifelhaft einer großen Beliebtheit erfreuen 
und von einem geradezu unbegrenzten Vertrauen getragen werden. 
Die Richter ſind zum größten Teil Standesgenoſſen der Parteien, 
ihre Vertrauensleute, von ihnen werden fie gewählt, von ihnen hängen 
fie ab. Die ungemeine Beſchränkung der Berufungsmöglichkeit wird 
— das iſt wiederum bedauerlich, aber wahr — leichter ertragen als 
bei den ordentlichen Gerichten. Zudem hat der deutſche Geſetzgeber 
bei dieſer ungemein weitgehenden Beſchränkung der Berufung ſich 
viel zu ſehr auf den Standpunkt der beati possidentes geſtellt, für 
den Arbeiter, auch den höchſtgelohnten Vorarbeiter und Werkmeiſter, 
den Angeſtellten, unteren und mittleren Beamten, iſt ſelbſt bei den 


heutigen Teuerungdverbältniffen ein über 50 M. hinausgehender Be⸗ 


trag eine gewaltige Summe. Für den „kleinen Mann“ aus dem 
Volke iſt ein Prozeß von 60 M. genau das Gleiche wie für den 
Wohlhabenden ein in die Tauſende hineingehender Rechtsſtreit. Es 
muß ängſtlich alles und jedes vermieden werden, was bei den unbe⸗ 
güterten, auf den Ertrag ihrer Hände Arbeit angewieſenen Volks⸗ 
ſchichten den Verdacht erwecken könnte, daß ihre Rechtsſtreitigkeiten 
nicht mit der gleichen Liebe und Sorgfalt behandelt würden wie die 
großen Prozeſſe. Dieſe ſozialpolitiſche Erwägung ſollte von der For⸗ 
derung einer noch weiteren Ausdehnung der Berufungsgrenze zurück⸗ 
halten. Für die Ausmittelung des Wertes des Beſchwerdegegenſtandes 
kommen die Vorſchriften der SH 3— 9 3 PO. zur Anwendung. Der 
Berufungskläger hat den Wert von 50 M. glaubhaft zu machen, 
zur Verſicherung an Eides Statt darf er jedoch nicht zugelaſſen werden. 
In formeller Hinſicht bedeutet die Vorſchrift des § 20 inſofern eine 
erhebliche Vereinfachung als nun gemäß $ 161 ZPO. bei Vernehmungen 
von Zeugen und Sachverſtändigen vor dem Prozeßgerichte die Proto⸗ 
kollierung der Ausſagen nicht mehr geboten iſt, ſondern durch einen 
einfachen Vermerk über die Re Vernehmung im Protokolle erſetzt 
werden kann. 


— 192 — 


Nur in Rechtsſtreitigkeiten über ſolche Anſprüche, für welche die 
Landgerichte ohne Rückſicht auf den Wert des Streitgegenſtandes aus⸗ 
ſchließlich zuſtändig find, findet — zur Wahrung einer einheitlichen 
oberſten Rechtſprechung — die Berufung ohne Rückſicht auf den Wen 
des Streitgegenſtandes ſtets ſtatt. 

Auch gerichtliche Bewilligungen von Zahlungsfriſten nach 88 3 
u. 4 der Bundesrates verordnung vom 21. Mai 1915 (RGBl. 1915 
S. 290) und Entſcheidungen in betreff der Prozeßkoſten unterliegen 
der Beſchwerde nur dann, wenn der Betrag der Forderung und die 
Beſchwerdeſumme 50 M. überſteigt (88 21, 22 Verordn.). 

Eine recht praktiſche Neuerung von allgemeiner Bedeutung iſt 
die Uebertragung der Vorſchriften des § 505 3) O. auf das land» 
gerichtliche Verfahren. Damit wird ein ſchon oft und ſeit Jahren 
ausgeſprochener Wunſch der Juſtizreformer verwirklicht, für den ſich 
namentlich der unvergeßliche Konrad Hellwig wiederholt eingeſetzt 
hat ($ 27). Sehr oft wurde die Einrede der Unzuſtändigkeit des 
angerufenen Gerichts nur aus Schikane vom Beklagten vorgebracht, 
aber ſelbſt dann, wenn die Verweigerung der Einlaſſung zur Haupt⸗ 
ſache ſachlich gerechtfertigt war, war ein klagabweiſendes Urteil bloß 
wegen örtlicher oder ſachlicher Unzuſtändigkeit ſtets höchſt unerfreulich. 
Viel Zeit und erhebliche Koſten wurden, im letzten Ende völlig nutz⸗ 
los, verbraucht. Dieſer unwirtſchaftlichen und ärgerlichen Kräftever⸗ 
geudung wird jetzt dadurch vorgebeugt, daß durch unanfechtbaren 
Beſchluß das Landgericht den Prozeß an das ſeiner Anſicht nach zu⸗ 
ſtändige Gericht verweiſt. 

Eine unnütze Formalität beſeitigt der § 28, danach bedarf das 
uneheliche Kind zur Bewilligung des Armenrechts im Unterhaltsprozeß 
gegen feinen Erzeuger in Zukunft der Beibringung eines Armuts⸗ 
zeugniſſes nicht mehr. Denn „Fälle, in denen ein unterhaltsberechtigtes 
uneheliches Kind Vermögen beſitzt, ſind wohl denkbar, kommen aber 

tatſächlich nicht vor“. (Begründung.) 

| Die ſämtlichen noch überbleibenden Vorſchriften der Verordnung 
beſitzen faſt ausnahmslos lediglich Bedeutung für den inneren Ge⸗ 
ſchäftsgang und Dienſt bei den Gerichten, bringen ihnen aber eine 
recht erhebliche Entlaſtung, wenigſtens dann, wenn fie nicht ängſt⸗ 
lich und zaghaft, ſondern mit ſelbſtverſtändlicher Tat⸗ 
kraft und Entſchloſſenheit angewandt werden. 

Eine höchſt glückliche Beſchränkung des Prinzips der unbedingten 
Mündlichkeit unſeres Verfahrens, dieſes Idols und Götzens, der „großen 
Lüge unſeres Zivilprozeſſes“, wie es mehrfach der große Altmeiſter des 
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materiellen und formellen Rechts, der geniale — vielleicht der genialfte — 
deutſche Praktiker Otto Bähr mit Fug wiederholt genannt hat, 
bedeutet 8 23. Danach kann vor den Amts- und Landgerichten, 
falls beide Parteien durch Rechtsanwälte vertreten ſind, mit deren 
Einverſtändnis ohne mündliche Verhandlung dann entſchieden werden, 
wenn das Gericht den Sach⸗ und Streitſtand auf Grund einer früheren 
mündlichen Verhandlung und nach dem Ergebnis einer etwaigen Be⸗ 
weisaufnahme für hinreichend geklärt hält. Die Verkündung der 
Entſcheidung wird durch ſchriftliche Mitteilung erſetzt. Mit dieſer 
Regelung ſchließt ſich die Verordnung „eng an die Handhabe (richtiger: 
die Handhabung) der Prozeßvorſchriften an, wie ſie ſich im Drange 
der Geſchäfte namentlich bei den großen Amts⸗ und Landgerichten 
herausgebildet hat, und will die Notwendigkeit einer nochmaligen 
Verhandlung nur da beſeitigen, wo die Schlußverhandlung ſchon bis⸗ 
her tatſächlich nicht viel mehr als eine Form geweſen iſt“. Durch 
eine entſchloſſene Anwendung dieſer Beſtimmung kann den Gerichten 
viel Arbeit geſpart werden. Das Vertagungsunweſen wird dadurch 
zu einem guten Teil beſeitigt, unnötige Akten vorbereitung in oft fehr 
umfangreichen und ſchwierigen Sachen fällt weg, und die alten Rück⸗ 
ſtände, die ſich mitunter von Termin zu Termin fortſchleppen wie 
eine ewige Krankheit, werden raſcher aufgearbeitet. Warum, wie die 
amtliche Begründung ausführt, das Einverſtändnis der beteiligten 
Anwälte nach jeder neuen Entſcheidung, alſo nach jedem Beweisbe⸗ 
ſchluß immer von neuem zum Wegfall der mündlichen Verhandlung 
eingeholt werden ſolle, iſt aus dem Wortlaut des Geſetzes ſelbſt nicht 
erſichtlich. Da nach heutigem Prozeßrecht die Prozeß bevollmächtigten 
die Herren des Verfahrens ſind, ſo iſt nicht einzuſehen, warum ſie 
nicht nach der erſten mündlichen Verhandlung ein generelles Einver⸗ 
ſtändnis mit dem Wegfall der mündlichen Verhandlung im voraus 
ſollten erteilen dürfen! 

Die Vorſchriften der 88 24—26 endlich fehen einige Verein⸗ 
fachungen für die Abfaſſung, den Ausbang und die Ausfertigung 
der Urteile vor. Nach § 24 kann der ganze Tatbeſtand bei Urteilen 
ſämtlicher Gerichte durch eine Bezugnahme auf den Inhalt der vor⸗ 
bereitenden Schriftſätze und auf die zum Sitzungsprotokolle erfolgten 
Feſtſtellungen erſetzt werden, ſoweit dieſe den Sach⸗ und Streitſtand 
richtig und vollſtändig wiedergeben. Wird damit auch nicht die ſeit 
langen Jahren von der großen Mehrzahl der Praktiker mit guten 
Gründen vertretene Forderung des Wegfalls des Tatbeſtands voll 


verwirklicht, ſo bedeutet die Vorſchrift doch zweifellos sum tüchtigen 
Blätter für Rechtspflege LXII. F. N. XIII. 
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Schritt vorwärts zur Verwirklichung des Ideals: Wegfall des Tat⸗ 
beſtands. Namentlich in den amtsgerichtlichen Prozeſſen, vor allem 
in den nicht berufungsfähigen, aber auch in einfacher liegenden und 
durch Schriftſätze der Anwälte gut vorbereiteten landgerichtlichen 
Sachen, in denen die Parteibehauptungen nicht hin und her gewechselt 
haben, kann ſich der Urteilsfaſſer durch mutige Anwendung des 5 24 
eine ganz erhebliche Erleichterung verſchaffen. Jede 
ängſtliche Zurückhaltung wäre hier übel angebracht. 
Freilich wird es ſich empfehlen, zur Erleichterung des Verſtändmſſes 
für den Inſtanzrichter, entweder ſofort eingangs des Urteils über⸗ 
haupt, ſofort hinter deſſen entſcheidendem Teile oder vor den eigent⸗ 
lichen Entſcheidungsgründen mit ein paar Worten ganz kurz. etwa 
wie das Reichsgericht in ſeinen Urteilen, den Streitpunkt der Parteien 
mitzuteilen. 

Der Aushang des Verzeichniſſes der verkündeten und unter⸗ 
ſchriebenen Urteile fällt nach 8 25 weg, es „hat nach der Erfahrung 
der Praxis nicht die ihm bei der Beratung des Zivilprozeſſes zuge⸗ 
ſchriebene Bedeutung erlangt“. Die Friſt für den Antrag auf Be⸗ 
richtigung des Tatbeſtandes ($ 320 ZPO.) wird ſtatt mit dem Aus⸗ 
hang des Verzeichniſſes mit der Zuſtellung des Urteils beginnen, doch 
kann der Antrag nur binnen 3 Monaten geſtellt werden, „da ſpäter 
eine Feſtſtellung über den Inhalt der mündlichen Verhandlung nicht 
mehr ſicher getroffen werden könnte“. (Begründung.) Unſeres Er⸗ 
achtens iſt die Dreimonatsfriſt bereits viel zu lang, eine einmonatige 
würde vollkommen ausreichen! Nach § 26 können von nun an, 
ebenſo wie bei den amtsgerichtlichen Urteilen nach 8 496 Abſ. 6 30. 
ſchon jetzt, auch von den landgerichtlichen Urteilen zur Verminderung 
des Schreibwerks Ausfertigungen in abgekürzter Form alſo ohne Tat⸗ 
beſtand und Entſcheidungsgründe als geeignete Vollſtreckungstitel er⸗ 
teilt werden. Eine erhebliche Arbeitsentlaſtung der eee 
und Kanzleien wird vorausſichtlich die Folge ſein. | 

Die $H 29-31 „Schlußvorſchriften“ enthalten Uebergangs⸗ 
beſtimmungen. Nach § 29 verliert die am 1. Oktober 1915 in Kraft 
getretene Verordnung nicht ohne weiteres mit dem Friedensſchluß ihre 
Wirkung, vielmehr beſtimmt der Bundesrat, wann und in welchem 
Umfang ſie außer Kraft tritt. Allgemeinen Rechtsgrundſätzen ent⸗ 
ſprechend, wonach Geſetze keine rückwirkende Kraft beſitzen, ordnen die 
88.30 und 31 an, daß eine zur Zeit des Inkrafttretens der Verord⸗ 
nung laufende Friſt nach den bisherigen Vorſchriften beendigt wird 
und ferner die Zuläſſigkeit der Berufung und der Beſchwerde gegen 


| 


— 195 — 


die vor dem 1. Oktober 1915 verkündeten Entſcheidungen Urteile 
wie Beſchlüſſe, ſich nach den bisherigen Vorſchriften richtet. 

Trotz mancher Bedenken, die wir im einzelnen bei unſerer kurzen 
Betrachtung geltend machen mußten, bedeutet die Bundes ratsverordnung 
doch weit mehr als eine bloße Entlaſtung der Gerichte, in ſehr wich⸗ 
tigen und geradezu entſcheidenden Fragen — wir heben nochmals 
ganz kurz hervor: Wegfall des § 91 Abi. 2 3 PO. für die 
Bagatellprozeſſe und ſämtliche Privatklagen, Ein- 
führung der Berufungsgrenze, rechts notwendiges 
Mahnverfahren — verwirklicht die Verordnung Forderungen 
unſerer Juſtizreformer, die noch vor kurzem als radikal galten und 
an deren baldige Verwirklichung ſelbſt Optimiſten kaum zu hoffen 
wagten. Sie wendet ſich ab von der veralteten Auffaſſung, Sache 
des Geſetzgebers ſei es, möglichſt reſtlos möglichſt abſtrakte Prinzipien 
durchzuführen, Zweckmäßigkeitserwägungen machen ſich in ihr er⸗ 
freulicherweiſe geltend, Rückſichtnahme auf die Bedürfniſſe des Lebens 
zeigt ſich in ihr faſt allenthalben. Als ein verheißungsvoller Anſatz 
und Verſuch, der künftigen Rechisgeſtaltung neue Wege zu zeigen, will 
uns die Verordnung erſcheinen. Reſtlos will und kann ſie natürlich 
als bloße Uebergangsnovelle die zahlreichen — zum guten Teile noch 
weitergehenden — Wünſche der entſchiedenen Juſtizreformer nicht be⸗ 
friedigen. Aber uns dünkt, für den Anfang kann man mit ihr recht 
zufrieden ſein, trotz mancher Ausbeſſerungsbedürftigkeit im einzelnen 
bietet ſie dauernd Wertvolles. Möge die Erfahrung und Bewährung 
zu ihrer Vereinfachung und Verbeſſerung bald beitragen! 


Wie find jetzt die Bivilnrteile abzufaſſen? 


Vom Oberlandesgerichtsrat R. Dein hardt, Jena. 


§ 24 der Bundesratsverordnung vom 9. September 15 will die 
Richter von Schreibarbeit entlaſten. Der Tatbeſtand kann erſetzt werden 
durch Bezugnahme auf die Schriftſätze und Protokollfeſtſtellungen, ſo⸗ 
weit fie den Sach- und Streitſtand richtig wiedergeben. Die An⸗ 
wälte werden aus dieſer Vorſchrift die Pflicht entnehmen, dafür zu 
ſorgen, daß die Schriftſätze wirklich in dieſer Weiſe verwendbar find. 
Die Schriftſätze müſſen zuſammenfaſſend und lichtvoll den geſamten 
Stoff ſorgfältig und einheitlich durchgearbeitet wiedergeben, Wieder⸗ 
holungen müſſen vermieden werden. Wie war's bisher? Bei einigen 
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Anwälten war es üblich, zunächſt einmal Schriftſaͤtze ohne genügende 
Kenntnis des Sachverhalts hinzuwerfen nach einem Informationsbrief, 
bloß weil ſie beauftragt waren, ſo rein aus der Tiefe des Gemüts 
kamen die Ausführungen, dann folgte ein Schriftſatz nach Durch⸗ 
arbeitung des Urteils, dann ein dritter nach Durcharbeitung der Akten, 
dann einer nach Rückſprache mit dem Auftraggeber. Aber auch die 
Richter müſſen ſich klar werden, wie fie die Urteile verſtändigerweiſe 
abfaſſen follen. 

Die geſetzliche Maßnahme, die jetzt eingeführt worden iſt, müſſen 
wir uns entſchließen bewußt und tatkräftig, ohne Zaghaftigkeit und 
Aengſtlichkeit anzuwenden, wir müſſen die Unentſchloſſenheit und des 
Gedankens Bläſſe ablegen und die zugelaſſene Arbeitserleichterung und 
auch möglichſt zunutze machen. Wir müſſen die Vorſchrift nach ihrem 
Zweck verſtehn und anwenden, die Erleichterungen ſofort handhaben 
und die Urteile von aller nicht nötigen oder gar unnützen oder ſchäb⸗ 
lichen, rein mechaniſchen Schreibarbeit, manchmal richtiger Schreibet⸗ 
arbeit, befreien. 

Grundſätzlich iſt's zuläſſig, als Tatbeſtand einfach hinzuſetzen: 

= die he des Klägers vom . . Bl. . .. und des Verklagten 
vom . . . Bl. . . . wird verwieſen. 

In Berufungsurteilen kann's heißen: | 

Auf das erſte Urteil und die Schriftſätze des Klägers vom. Bl. 
und die des Verklagten vom ... wird verwieſen. 

So müßte man denn alle Schriftſätze durchackern, um zu er⸗ 
fahren, worum es ſich handelt? Eine unerfreuliche Ausſicht! Und 
doch wird man die Forderung aufrecht erhalten müſſen, daß das Urteil 
aus ſich heraus verſtändlich iſt. Man will aus dieſer wichtigen, die 
Inſtanz abſchließenden Urkunde erſehn, was iſt eigentlich ſachlich der 
Streit, dann erſt verſteht man die rechtliche Beurteilung. Die Tat⸗ 
ſachen, auf denen ſich der Streit aufbaut, ſind das Wichtigſte, die 
geſchichtlichen Vorgänge ſind entſcheidend, erſt auf ſie kann ſich die 
rechtliche Beurteilung gründen, nicht umgekehrt, daß die Tatſachen erſt 
kämen, wenn die Rechtsgrundſätze und nach ihnen „ſachdienlich“ die 
Behauptungen feſtgelegt wären. Daß das Urteil, wie das Natürliche 
und Einfachſte iſt, möglichſt aus ſich heraus zu verſtehn iſt, das wollen 
wir aufrecht erhalten als wohl begründete Forderung und ihr wollen 
und können wir gerecht werden, auch wenn wir von der Verweiſung 
auf die Schriftſätze den ausgiebigſten Gebrauch machen. Die Ent⸗ 
laſtung des einen Richters wird dann auch nicht zur Belaſtung des 
Rechtsmittelrichters. Die Bundesratsverordnung drängt uns⸗dazu, den 
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Weg zu betreten, den Wildhagen vorgezeichnet hat in ſeinem Jenaer 
Vortrag Pfingſten 1913: Tatbeſtand und Sachverhalt im bürger⸗ 
lichen Rechtsſtreit (im Druck erſchienen bei Heymann, Berlin, 1914). 

Wie war's denn bis jetzt nach der wirklichen Handhabung? Sehn 
wir uns unvoreingenommen und unbefangen den Durchſchnitt der 
Urteile an, ſo hat ihr Tatbeſtand überhaupt kaum eine Darſtellung 
des Sach⸗ und Streitſtandes, und dann iſt ſie ſicher nicht gedrängt. 
In 36 Jahren der Praxis hat ſich das nicht erreichen laſſen, was 
ſein ſollte, was das Geſetz wollte, und ſo muß man wohl beſchämt 
geſtehn, daß das Geſetz mit Richtern gerechnet hat, wie ſie eben im 
Durchſchnitt nicht ſind, das Geſetz, das nach E. Huber mit „Realien“ 
rechnen muß, iſt von unzutreffenden Gegebenheiten ausgegangen. Die 
Zivilprozeßordnung hat ſich wie auch ſonſt nach Menſchen gerichtet, 
wie ſie nun einmal nicht ſind, wie ſie auch nicht erzogen worden ſind 
und erzogen werden können; weiß Gott, an wem die Schuld liegt, 
iſt's in 36 Jahren nicht gelungen, fo wird's wohl überhaupt ein 
frommer Wunſch bleiben, daß in der Regel geſetzentſprechende Tat⸗ 
beſtände geſchrieben werden. Der Traum muß ausgeträumt ſein. 
Die Urteile zerfielen in Tatbeſtand und Gründe. Der Tatbeſtand war 
aufgebaut, oder vielmehr nicht aufgebaut, ſondern bunt zuſammen⸗ 
gewürfelt aus den tropfenweiſe oder landregenartig niedergegangenen 
Schriftſätzen. Und man braucht niemand zu nahe zu treten, wie waren 
die Schriftſätze! Erſt eine möglichſt verſchwommene, auf die Sache 
liſtiger⸗vorſichtigerweiſe möglichſt nicht eingehende Klage, die aus all⸗ 
gemeinen Sätzen beſtand, die möglichſt wenig auf die beſondere Sach⸗ 
lage eingingen, ſondern ſich an ein Muſter, Klagſchema, hielten. 
dann kamen nach und nach die Behauptungen, die mehr oder minder 
weſentlich waren, ſo ganz nach Zufall, wie ſie die eigene Partei aus 
ſich heraus oder gezwungen durch die Behauptungen oder das ſonſtige 
Vorbringen des Gegners beibrachte. Brocken und Stückchen mußte 
man aufleſen. Die Stoffſammlung in den Schriftſätzen war ohne 
Plan und durchſichtige Anordnung, weil von zwei verſchiedenen Seiten 
daran gearbeitet wurde, die gar nicht das Bedürfnis hatten, Ordnung 
zu bringen, ſondern zurückhielten oder zu viel behaupteten, je nachdem 
es ihren Zwecken entſprach. In der Stoffſammlung war keine ein⸗ 
heitliche Leitung. Ein Gegeneinanderarbeiten von zwei Seiten. Alle 
dieſe Unvollkommenheiten kehrten im Tatbeſtand wieder. Ein Gewirr, 
ein Durcheinander, der Faden, der einen durch den Irrgarten hätte 
leiten können, fehlte meiſtens. Man brachte dies und das, Bruchſtücke 
oder alles aus den Schriftſätzen und vorſichtshalber ſchrieb man noch 
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am Schluß: auf die Schriftſätze des Klägers vom und des 
Verklagten vom .. .. wird Bezug genommen. 

Selbſt ſo unverſtändige Verweiſungen gab's nach der Wiedergabe 
ſo ziemlich des ganzen Stoffs: 

Auf die Schriftſätze vom 17. Januar 1913, 6. Februar 1913353 A 
15. Januar 1915, 4. Februar 1915, 6. März 1915, die Wiederholungen 
und Widersprüche enthalten, wird Bezug genommen. 

Für den Tatbeſtand wurden die Schriftſätze meiſt ganz unver 
blümt hergenommen und in abhängige Rede umgeſetzt, man ſah oft 
ſchon aus den Akten, wie mit Blei in den Schriftſätzen angedeutet 
war, wie ſie die abhängige Rede veränderte. Das übrige konnte ja 
nun der Schreiber beſorgen. Die Schriftſätze waren nicht vorbereitende, 
gingen doch auch nachträgliche ein, ſie waren einfach Urteilsgrundlagen, 
wir hatten ſoweit das ſchriftliche Verfahren. „Geſchriebenes bleibt“ 
gilt ja auch ſonſt. Dieſer wohltätige Grundſatz drängte ſich trotz alles 
„Mündlichkeitsprinzips“ vor und ſetzte ſich durch. 

So ging's Seiten für Seiten, aber hatte man ſich durch Dornen 
und Geſtrüpp hindurchgewunden, ſo war man ſo klug, als wie zuvor. 
Wildhagen ſagt, ſchon die Frage ſtellen, ob jemand aus dem Tat⸗ 
beſtand den Sachverhalt verſtanden habe, heiße ſie verneinen, auf jeden 
Fall ſei es reichlich kühn, zu behaupten, man habe danach einen klaren 
Sachverhalt, kenne ihn. Der Tatbeſtand nach zivilprozeſſualer Ge⸗ 
wohnheit war der ungeordnete „Rohſtoff“. 

Der weitere Nachteil in der bisherigen Abfaſſung der Urteile 
war, daß Weitſchweifigkeiten und Wiederholungen nahegelegt wurden, 
die Verfaſſer, wenn auch unbewußt, dazu gedrängt wurden. 

Der Tatbeſtand brachte die wirklichen Vorgänge des Lebend auf⸗ 
gelöſt und zerſtoben in prozeſſuale Behauptungen und Gegenbehaup⸗ 
tungen, oft verrenkt, zerhackt, auseinandergeriſſen, „präpariert“ nach 
den Zwecken irgendeines Rechtsſatzes. Die Wirklichkeit ſtand nicht 
ſelbſt da, ſondern war von einem Gewebe verhüllt, das erſt zerriſſen 
werden mußte, um ſie zu ſehn. Der Tatbeſtand unterſtellte nicht der 
Beurteilung unmittelbar die wirklichen Geſchehniſſe des Lebens, die 
geſchichtlichen Vorgänge, die wirklichen, wahrhaftigen Tatſachen, ſondern 
machte zum Gegenſtand der Beurteilung ein zurechtgeſtutztes und ge⸗ 
färbtes Gemengſel von Behauptungen und Gegenbehauptungen, die 
Beurteilung litt von vornherein daran, daß ſie nichts Feſtes, nicht die 
Dinge ſelbſt zu beurteilen hatte, ſondern nur unſicheres Meinen und 
Wähnen, gedachte und gemachte Vorſtellungen und Bilder. Wir 
ſteckten noch tief in den althergebrachten Anſchauungen des gemeinen 
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Prozeſſes über die Behauptungen und Gegenbehauptungen als des 
eigentlichen Gegenſtands der Beurteilung (Wildhagen S. 11). 

In den Gründen aber waren dann die wirklichen Vorgänge zur 
Grundlage der Beurteilung zu nehmen, da wurden die Dinge, die 
im Tatbeſtand unter dem Geſichtspunkte einer Parteibehauptung, 
als meiſt in einem hohlen oder gewölbten Spiegel, in verzeichneter 
Spiegelung geſehen worden waren, nun ſelbſt angeſehen, mußten nun 
wieder anders und zwar wahrhaftig und richtig angeſehen und be⸗ 
handelt werden. In Wahrheit iſt doch die Grundlage der Beurteilung 
und deren Ausgangspunkt der geſchichtliche Vorgang, wie er ſich bei 
unbefangener Beurteilung darſtellt, die Bilder, die bei Betrachtung mit 
den verſchiedenſten vergrößernden oder verkleinernden Parteibrillen ſich 
ergeben, ſind nebenſächlich, unweſentlich. Daß ſie vorangeſtellt und 
ſo ausführlich dargeſtellt werden, verſchiebt die ganze Grundlage der 
Beurteilung. Die Einpackung, die Umhüllung gilt mehr als der In⸗ 
halt, die Schale mehr als der Kern. Die ganze bisherige Darſtellung 
krankte, wie das ganze Recht von früher her, an einer Ueberſchätzung 
der Form: Behauptung iſt Form, Sachverhalt iſt Sache. 
Wir müſſen vor zur Sache! Auf jeden Fall forderte die Darſtellung 
derſelben, nämlichen Vorgänge unter den abweichenden Geſichtspunkten, 
einmal nach Parteibehauptungen und dann nach unbefangener menſch⸗ 
licher Beurteilung des Vorgangs ſelbſt, dazu heraus, daß dieſelben 
Dinge wiederholt gebracht werden mußten. Unſere Zivilurteile litten 
unter einer ermüdenden, einſchläfernden Wiederholung. So war's 
bei den Tatſachen. So wurden auch die Beweiserhebungen mitgeteilt 
im Tatbeſtand, wenigſtens durch Verweiſung darauf, in den Gründen 
wurden die Beweiderhebungen wieder erwähnt bei ihrer Würdigung. 
| Die Zuſammenſtellung der Schriftſätze im Tatbeſtand war meift 
ſehr umfangreich, ſchwer, oft überhaupt nicht zu bewältigen beim Durch⸗ 
leſen. Man war von einem böſen Geiſt, dem des alten Prozeſſes, 
der die Dinge in ſpaniſche Stiefeln von rechtsfigürlicher Behauptung 
einſchnürte, im Kreis herumgeführt, und ringsherum lag ſchöne grüne 
Weide: die Lebensvorgänge, rein menſchlich beurteilt. Zum Glück dachte 
man auch an dieſe, die Gründe begannen damit, und die Gründe 
waren oft recht kurz, und es war ſchon müheloſer, ſie zu leſen. Sie 
waren die Oaſe in der öden Dürre. Das ganz natürliche Bedürfnis, 
ein klares Bild des Vorgangs ſelbſt zu gewinnen, machte ſich ſehtr 
oft geltend, und ſo enthielten die Gründe zu Beginn eine Darſtellung 
des Sachverhalts, der Verfaſſer gab die geſchichtlichen Tatſachen, die 
wirklichen Lebensvorgänge, den Hergang, wie er ſich hatte ermitteln 


laſſen, und ging danach auf den ftreitigen Punkt ein. Wildhagen 
führt einen Sachverhalt an, wie er zu Beginn der Gründe gebracht 
wird, und meint, es wäre ein „ſeltener Vogel“. 

Aber auch wenn die Gründe keinen Sachverhalt in Wildha⸗ 
gens Sinn, nicht eine klare Zuſammenfaſſung der wirklichen Tat⸗ 
ſachen brachten, nicht den unbefangen betrachteten geſchichtlichen Vor⸗ 
gang für ſich gaben, fo konnte man aus ihnen auf jeden Fall beſſer 
als aus dem Tatbeſtand zur Klarheit kommen, wenn man wiſſen wollte, 
worum der Streit ging und worauf es „eigentlich“ ankam. Der 
Tatbeſtand war meiſt ein ſchwaches Drumherumreden um die Dinge, 
enthielt oft gar nicht das, was unbedingt nötig war zum Verſtänd⸗ 
nis, z. B. eine Urkunde, oder brachte fie irgendwo beiläufig ganz 
verſteckt, daß man die Bedeutung, das eee für die em 
ſcheidung, die Wefentlichfeit nicht erkannte. 

Darum überſchlug einfach den Tatbeſtand, wer eindringen wollte 
in das, was wirklich der ſachliche Streit war, worauf es den Parteien 
ankam, worüber ſie uneinig waren, und was ſie entſchieden haben 
wollten. Das ſchälten die Gründe heraus, an ſie hielt ſich ſchon 
immer der Kenner, der das Urteil leſen mußte. Er beſchränkte ſich 
darauf, die Gründe zu leſen. 

Bisher wurde von vielen geraten, die Gründe nicht mit einer 
beſondern Zuſammenfaſſung des Sachverhalts zu beginnen, weil ſchon 
im Tatbeſtand gebracht ſein und erkennbar geworden ſein müſſe, 
worum es ſich handelt. In dem Zwieſpalt, einen guten Tatbeſtand 
und daneben Gründe zu bringen und ſich doch keiner Wiederholungen 
ſchuldig zu machen, habe ich das auch in meiner „Praktiſchen Aſſeſſor⸗ 
probearbeit“ empfohlen. Ich habe gemeint, ſchon im Tat beſtand 
müſſe der Sachverhalt klar und deutlich herausgeſchält werden aus 
dem Wuſt der Parteibehauptungen, man müſſe ſchon im Tatbeſtand 
eine kurze Einführung in den Streitpunkt geben und den Streit in 
ſeiner Umwelt, die Beziehungen der Parteien zu einanderſchildern, 
das Begriffsgerippe der Behauptungen und Gegenbehauptungen nicht 
überall in den Vordergrund ſtellen, ſondern zurücktreten laſſen und 
erſt zu dem Punkt bringen, der vom wirklichen Sachverhältnis noch 
ſtreitig geblieben ſei. Der Tatbeſtand ſollte nicht zum Ueberſchlagen 
da ſein, ſondern einen Zweck haben, er ſollte das tatſächlich und rechtlich 
Unbeſtrittene in rechtlichem Aufbau bringen. Gewöhnlich iſt doch 
nur ein Punkt von dem Vorgebrachten ſtreitig, den ſollte man in die 
Gründe bringen, ſo daß Tatbeſtand und Gründe zuſammen eine ſachliche, 
natürlich gewachſene Einheit waren. Ich hatte aber auch einen andern 
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Weg angedeutet und geſagt, haarſträubender Unſinn iſt's, die Schrift⸗ 
füge, die Erzeugniſſe flüchtiger Stunden, noch einmal bloß abzufchreiben, 
beſſer wär's dann, der Ruf: Weg mit dem Zatbeftand, fände Gehör 
und man ſchaffte die Tatbeſtände ganz oder wenigſtens in gewiſſen 
Fällen ab. Ich war noch des fröhlichen Glaubens, daß das nicht 
nötig ſein würde, und bemühte mich, die ſchwere Kunſt des Tatbe⸗ 
ſtands in idealem Sinn anſchaulich zu machen und dafür zu wirken, 
daß ſchon die Tatbeſtände in den Sachverhalt einführten und leſens⸗ 
wert wären. 

Das Schickſal, die Macht der Tatſachen, ſcheint es anders zu 
wollen. Da man nicht durchgearbeitete, verarbeitete, unter rechtlichen 
Geſichtspunkten klar aufgebaute Tatbeſtände zu ſehn bekommt, ſcheint 
die Entwicklung dahin zu drängen, daß der Tatbeſtand verſchwindet. 
Denn wenn es heißt, daß der Tatbeſtand erſetzt werden kann dadurch, 
daß auf die Schriftſätze Bezug genommen wird, ſo treten dadurch 
die Schriftſaͤtze an Stelle des Tatbeſtands. Wenn nunmehr im 
einzelnen Fall verwieſen wird auf die Schriftſätze, ſo iſt das nichts 
anderes, als wenn für alle Fälle gleich von Geſetzes wegen beſtimmt 
wäre: 

Als Tatbeſtand unterliegt der rechtlichen Beurteilung der Inhalt 
der Schriftſätze, es ſei denn, daß im een Fall etwas anderes 
angegeben wird. 

Man gibt einem Verfahren die rechtliche Weihe, das ſich durch 
einen Mißbrauch des Geſetzes, aber durch die Macht der Tatſachen, 
durch den Druck der Lebensverhältniſſe ſchon jetzt durchgeſetzt hatte. 
Die Schriftſätze waren ja gar keine vorbereitenden mehr, wurden oft 
ja auch nachträglich eingereicht, für das Urteil waren in der Regel 
die Schriftſätze die wirkliche Grundlage, nach ihnen, nicht nach dem 
mündlichen Vortrag wurde das Urteil gefaßt. 

Man bekennt Farbe, opfert den holden Schein, gibt offen der 
Wahrheit die Ehre, wird wahrhaftiger, wenn man nun offen die 
Schriftſätze als Tatbeſtand nimmt. Die Pflicht zur Wahrhaftigkeit 
in der Tätigkeit des Richters, die Zeiler in dieſem Heft betont, 
dringt nun auch hier durch. Aber nun wird Wildhagens Vor⸗ 
ſchlag von noch größerer Bedeutung als vorher. Iſt der formale 
Tatbeſtand mit all feinen hergebrachten Aeußerlichkeiten, das Abſchreiben 
der zurechtgemachten, mit Parteibrille dargeſtellten Vorgänge, der Be⸗ 
hauptungen und Gegenbehauptungen nicht mehr nötig, ſo wird die 
Befürchtung hinfällig, man mache ſich einer Wiederholung ſchuldig, 
wenn man die Gründe mit einer Schilderung der geſchichtlichen Vor⸗ 
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gänge beginnt, das gibt, was zum Streitpunkt ermittelt iſt, ihn kurz 
und treffend darſtellt. Darum muß jetzt mit aller Entſchiedenheit 
betont werden, wie notwendig es iſt, einen Sachverhalt zu geben. 
Man ſtelle kurz und geſchickt, Tatſächliches und Rechtliches verbindend, 
das Tatſächliche betonend und voranſtellend, die Dinge dar, die 
unmittelbar zu beurteilen ſind, damit hat man den Sachverhalt, 
der klar die Grundlage für die unmittelbare Beurteilung gibt. 
Die Parteidarſtellung tritt durch die Verweiſung auf die Schriftsätze 
zurück hinter die unbefangene Schilderung, die der Richter von ſich 
aus mit ſeinen geſchichtlichen Erkenntnismitteln gibt. Der geſchicht⸗ 
lich⸗menſchliche Geſichtspunkt tritt in den Vordergrund, wie das recht 
iſt, das Logiſch⸗Formale, das die wirklichen Vorgänge in Parteibe⸗ 
hauptungen ſtreckt und zwängt, tritt zurück. Die Parteibehauptungen 
werden bei der geſchichtlichen Darſtellung als widerlegt oder un⸗ 
bewieſen, noch beweisbedürftig vorgeführt. Sie bleiben nicht weg, 
ſondern erhalten ihre gebührende Stelle. Wir folgen auch da dem 
Gang der Entwicklung, daß die Formen zurücktreten und der Kern 
entſcheidet: Menſch, werde weſentlich; das Weſen, das beſteht, wenn 
der Zufall verweht. Der Sachverhalt iſt das e erſt 
nachher die Form, die Behauptungen. 

Zugleich entfällt das ſo läſtige Tatbeftandöberichtigungdverfahten. 
Daß der Tatbeftand eine gedrängte Darftellung fein follte, ging 
vielen Anwälten nicht ein, fie meinten, der Tatbeſtand fei dazu da, 
ihnen ihrer Partei gegenüber als Beweis zu dienen, daß ſie alles 
vorgetragen hätten, was in den Schriftſätzen ſtehe. War der Tat⸗ 
beſtand ſicher nicht gemeint als Rückendeckung des Anwalts der Partei 
gegenüber, ſo ließ ſich dieſer Glaube doch nicht ausrotten und führte 
zu allerlei unnützer Arbeit und Verdruß; nun iſt dieſer Streitboden 
verſchwunden. 

Selbſtverſtändlich braucht man die Verweiſung: „Auf das erſte 
Urteil wird verwieſen“ nicht abgehackt als beſondern Ab⸗ 
ſchnitt für ſich zu geben, ſondern kann ſie einflechten in die ſonſtige 
Darſtellung, kann alſo unter der gemeinſamen Ueberſchrift: „Tat⸗ 
beſtand und Gründe“ den Sachverhalt ſamt rechtlicher Beurteilung 
zuſammenfaſſen und die Schriftſätze da anführen, wo ſie nach ſach⸗ 
lich⸗ juriſtiſchem Aufbau hingehören, ihren Inhalt als bewieſen, wider⸗ 
legt, beweisbedürftig oder rechtsunerheblich andeutend. War ich 
früher dafür eingetreten, den Sachverhalt ſchon im Tatbeſtand zu 
geben, die Gründe nicht damit zu belaſten, weil es nur weitfchweifige 
Wiederholung fei, fo fällt jetzt, wenn man Tatbeſtand und Gründe 
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unter eine Ueberſchrift bringt, jedes Bedenken weg, in einer e iſt 
alle Zwieſpältigkeit aufgehoben. 

Alſo bei einer Anfechtungsklage etwa: 

Der Konkursverwalter fiht die Pfändung an, die der Verklagte am 
18. Februar 1914 bei dem jetzigen Gemeinſchuldner vorgenommen hat. 
Konkurs iſt eröffnet am 19. Februar, die Zahlungen hat der Gemeinſchuldner 
nach ſeiner glaubhaiten Ausſage (Niederſchrift vom ... Bl. .. d. A.) am 
13. Februar eingeſtellt, der Konkurs iſt beantragt worden am 17. Februar. 
Der Bellagte will keine Kenntnis davon gehabt haben. Der Beweis dafür 
iſt ihm nicht gelungen. Sein Bevollmächtigter, der die Pfändung veranlaßt 
hat, hat ausgeſagt (Niederſchrift vom .. . Bl. . . d. A.), er erinnere ſich nicht, 
ob er davon gehört gehabt habe. Was der Verklagte dagegen im Schriftſatz 
vom .. . Bl. .. d. A. vorbringt, iſt unerheblich. Denn der Gerichtsvoll⸗ 
zieher könnte doch nur bezeugen 

Bei ſolcher Darſtellung des „Sachverhalts“ wird keine Rechts⸗ 
unſicherheit entſtehn, man wird wiſſen, was rechtshängig geworden 
iſt, wie der Einwand der Klagänderung zu beurteilen iſt, wie weit 
die Rechtskraft wirkt. Wenn ſchon jetzt graulen zu machen verſucht 
wird mit allerlei Bedenklichkeiten, ſo ſind das leere Befürchtungen, 
die vom Katheder oder grünen Tiſch ausgehn, der nicht nur bei Be⸗ 
hörden vorkommt. Der Berufungs- und Reviſionsanwalt mußte 
ſchon jetzt die Handakten der Voranwälte durchſtudieren, konnte ſich 
nicht darauf beſchränken, nur die Urteile durchzuleſen. Wer ſich darauf 
beſchränkt hätte, wäre oft in die Irre gegangen. Wildhagen gibt 
lehrhafte Beiſpiele dafür, wie es auf Abwege geführt hat, daß man 
ſich nur an Behauptungen gehalten und den wirklichen Sachverhalt 
nicht geklärt hat. Man komme doch nun nicht damit, die Tatbeſtände 
ſeien der ruhende Pol in der Erſcheinungen Flucht geweſen und hätten 
kunſtvoll zuſammengefaßt, was für das fpätere Verfahren weſentlich 
ſei. Jetzt ſoll mit einem Male der Tatbeſtand ſo etwas Geweihtes 
ſein, das man nicht miſſen könne. 


Er ſollte ein Kunſtwerk ſein, gewiß, aber es war ein ſchöner 
Traum, daß er es in Wirklichkeit wäre. Man konnte Kohler wirk⸗ 
lich zuſtimmen, wenn er in DIZ. 1915, 673 ſchrieb: „Und nun gar 
der Tatbeſtand! Was es für einen Richter heißt, einen ſolchen Tat⸗ 
beſtand auszuarbeiten? Eine richtige Schreiberbeſchäftigung, welche 
den Juriſten mit nutzloſen Nichtigkeiten belaſtet und zudem durchaus 
nicht einwandfrei iſt.“ 

Der Krieg räumt mit ſo vielen Vorurteilen und Dingen auf, 
die man für unentbehrlich hielt. Die Erfahrung lehrt, daß es 
auch ohnedem geht. Die Erfahrung und Beobachtung, der Verſuch 
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allein beweiſt, nicht ausgeklügelte Anſichten und Meinungen können 
überzeugen. Denn immer iſt die Frage, wie die wirklichen Menſchen 
die Vorſchriften aufnehmen und handhaben, und gewiſſe Vorſchriften 
ſind eben nicht durchzuſetzen, und wenn man mit Engelszungen redete 
oder neben jeden Menſchen einen Aufſichtsbeamten ſtellte. 

Gibt man einen Sachverhalt in Wildhagens Sinn, ſo bat 
man alles, was man braucht, und einen ſolchen zu machen, klärt die 
Sache mehr als der längſte Tatbeſtand, wie er üblicherweiſe gemacht 
wurde. 

In den Reichsgerichtsurteilen hat man ja längſt vorbildlich den 
Sachverhalt. Aus allem Wuſt von Nebenſächlichkeiten, Verrenkungen. 
Färbungen, Behauptungen ins Leere hinein, aus allen Hüllen der 
Behauptungen und Beſtreitungen entpuppt ſich ſchließlich nach ſo viel 
Durchſieben das einfachſte Ding der Welt, der Sachverhalt. Warum 
ſollte das nicht ſchon im erſten Rechtsgang möglich ſein? | 

Theoretiſch mag ſich begründen laſſen, weshalb man die Zivil⸗ 
urteile ſo ganz anders abfaßt als Strafurteile. Wenn man nach 
Zweckmäßigkeit und Verſtändlichkeit die Art der Darſtellung betrachtet, 
ſo ſieht man wirklich nicht ein, weshalb man die Handhabung im 
Abfaſſen der Zivilurteile nicht der von den Strafurteilen annähern 
könnte. Der Zweck iſt doch derſelbe bei dem einen, wie dem andern. 
Die ſachliche Abſchließung hat auch hier des Guten zu viel getan in 
gekünſtelten Unterſcheidungen, in unfruchtbarer Ueberfeinerung. Aber 
nicht einmal theoretiſch läßt ſich die Abweichung begründen. Ob man 
die Behauptungen voranſtellt, wie bei der bisherigen Art der Abfaſſung 
der Zivilurteile, oder in der Beweiswürdigung bringt, iſt doch rein eine 
Frage zweckmäßiger Anordnung, und auf dieſe andre Einordnung der 
Behauptungen läuft doch der Unterſchied hinaus. Bis jetzt ging man 
im Urteilabfaſſen die alten ausgefahrenen Geleiſe weiter. Nur Ge⸗ 
wöhnung entſchied. Wie überall im Leben, ſo tritt an Stelle 
bloßer Gewöhnung freie Selbſtbeſtimmung. 

Namentlich wird man ſich die Wiedergabe bloßer Parteibehaup⸗ 
tungen im einzelnen dann ſparen können, wenn die Sache endgültig 
entfchieden wird, weder Berufung noch Reviſion mehr möglich iſt. Dann 
lieſt doch niemand mehr den Tatbeſtand, ihn in der bisherigen ausführ⸗ 
lichen Weiſe zu ſchreiben, iſt Arbeit für Archiv und den Althändler. Die 
Parteien wiſſen, was ſie vorgebracht haben, ſie wollen es nicht zum 
ſoundſovielſten Male leſen; nur wie es der Richter aufgefaßt hat, 
wie er die Tatſachen anſieht und rechtlich beurteilt, das malen ver⸗ 
ſtändige Parteien und Anwälte wiſſen. 
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Nicht einmal zur Selbſtkontrolle taugt die Abſchreiberei. Selbſt⸗ 
Tontrolle kann der Richter für ſich leiſten, und dazu find nicht Arbeiten 
fürs Archiv und Abſchriften für Parteien nötig. Hauptſache iſt, daß 
die Sache gründlich durchgearbeitet iſt, und das zeigt ſich und wird. 
erkennbar im Durchdringen des Sachverhalts, in deſſen klarer, zuver⸗ 
läſſiger Feſtſtellung und rechtlicher Beurteilung. Jedenfalls hat die 
bisherige Art der Tatbeſtandsabfaſſung nicht zur Selbſtkontrolle des 
Abfaſſers gedient. Tatbeſtand wurde als reine mechaniſche „Rohſtoff⸗ 
ſammlung“ angeſehen, bei der alle rechtliche Beurteilung ausſcheiden 
müſſe. Prüfung fand möglichſt gar nicht ſtatt, weil man alles bringen 
und ſich ja keiner Tatbeſtandsberichtigung ausſetzen wollte. Prüft 
man nicht, ſo gibt man ſich auch nicht ſelbſt Rechenſchaft. 

Ueberflüſſig ſind im Tatbeſtand auf alle Fälle rein äußerliche 
Bemerkungen, die die Sache gar nicht inhaltlich anfaſſen, wie: 

Die Parteien haben Ausführungen zur Beweiswürdigung ge⸗ 
geben. — 

Die Parteien haben Rechtsausführungen gemacht. — 

Immer wieder wurden im Tatbeſtand die Entſcheidungen ange 
führt auf die ſich die Parteien in Schriftſätzen bezogen. 

Auch daß die Gründe kurz zu faſſen ſind, dazu mahnt die Bundes⸗ 
ratsverordnung, ohne daß fie das ausſpricht. Der Richter ſoll auch von 
ſich aus alles unterlaſſen, was die Arbeit zwecklos erſchwert. Urteile find: 
nicht als lehrhafte Abhandlungen zu faſſen; was reine Prozeßgeſchichte iſt, 
muß wegbleiben, man muß mit dem Blick nach vorwärts arbeiten, 
den Zweck, das Ziel, die zukünftige Ordnung im Auge haben. 

Unnütze Wiederholung der Urteilsformel iſt's, wenn am Schluß 
der Gründe zuſammenfaſſend geſagt wird: 

Nach alledem war, wie geſchehen zu erkennen. 

Entweder bringt man die Formel — ſo iſt's üblich — an den 
Anfang und zerlegt fie nach ihrer Begründung, oder ſtellt fie als 
Schlußfolgerung aus den Gründen ans Ende. Dann aber nur 
eins von beiden, das genügt, keinesfalls beides. Die Zuſammen⸗ 
faſſung am Ende iſt ein Hineingeraten in die andere Art des Auf⸗ 
baus, man hat die Formel dadurch zweimal, wie man ja auch aus⸗ 
Drückt durch das würdevoll ſteife „wie geſchehen“. 

Die Entlaſtung von der Schreibarbeit gibt die Bundesratsverord⸗ 
nung nur für die Kriegszeit, fo jagt ihre Begründung. Möge die Wohle 
tat auch für die Friedenszeit bleiben! Dazu iſt erforderlich, daß die Ver⸗ 
ordnung verſtändig und beſonnen, zweckvoll, nicht zaghaft und überängſt⸗ 
lich, was!: gar nicht angebracht iſt, angewandt und ihre Zweckmäßigkeit 
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durch verſtändige Handhabung ins rechte Licht geſetzt wird. Dann kann 
man hoffen, daß ſich das Gute dauernd Bahn bricht. Freilich macht 
man dagegen mobil vom Profeſſoren⸗ und Rechtdanwaltsſtandpunkt. 
Man ſitzt immer noch feſt auf alten Meinungen. Schließlich aber 
muß doch die Vernunft der Dinge ſtärker ſein als die Willkür der 
Meinungen. Und dann ſtellen die, die da an der Entlaſtungsver⸗ 
ordnung herummäkeln, ihren Geſtchtspunkt rein auf Froſchperſpektive 
ein, als ob ein Prozeß etwas ganz Jſoliertes, Eingekapſeltes, für ſich 
Beſtehendes wäre. Noch immer zeigt ſich der Juriſt trotz der Welt⸗ 
wende des Kriegs als Teilmenſch, Kant hat ihn ja wohl mit Polyphem 
verglichen, der einäugig die Dinge nur einſeitig ſähe. Der eingekapſelte 
Fachmenſch iſt durch ſo viel Aufrüttelung und Umwälzung aller her⸗ 
gebrachten Gewohnheiten noch nicht anders geworden, hat noch nicht 
umgelernt. Und doch ſollte die lange Kriegsdauer jeden zu neuen 
Einſichten führen. Die Prozeßreform iſt unter den weiten Geſichts⸗ 
punkten unferer ganzen Lebensverhältniſſe zu betrachten, zu geſtalten 
nach den Bedürfniſſen des Volkstums. 

Können wir noch überflüſſigerweiſe Menſchen mit Arbeiten be⸗ 
ſchäftigen, die zwecklos, nutzlos ſind für die Allgemeinheit? Iſt's noch 
möglich, daß Waſſer in Siebe geſchüttet, daß Mücken geſeiht und 
Kamele verſchluckt werden? Das iſt jetzt die Frage, und ſie erhebt 
ſich Antwort heiſchend für die Zeit nach dem Krieg. 

Menſchenwirtſchaft und Arbeitsſteigerung wird un⸗ 
erbittlich gefordert werden. Furchtbar ſind die Lücken, die der Krieg 
in den geiſtigen Nachwuchs geriſſen hat. Gar nicht zu zählen ſind 
die Opfer, die wir ſchon gebracht haben und die noch täglich gefordert 
werden. Die Verluſtliſten ſprechen. Auch Juriſten, Beamte und 
Anwälte, ſind und werden dahingerafft. Und dazu wird der Staat 
feine Menſchenkräfte nach dem Frieden vielfach anders verwenden 
müſſen, als bisher, wo gar nicht haushälteriſch damit gewirtſchaftet 
zu werden brauchte. Die Wehrhaftigkeit ſteht im Vordergrund. 
Viele, die Nachwuchs für den Juriſtenſtand abgegeben hätten, bleiben 
ſchon jetzt im Wehrſtand. Die Opfer an Geld werden dazu zwingen, 
die Zahl der Beamten, wo es nur geht, zu beſchränken. Jetzt der 
Krieg hat auf ſo vielen Gebieten gezeigt, daß wir auch mit weniger 
Beamten auskommen können, es wird praktiſch ſo vielfach der Beweis 
geführt, daß es „auch ſo geht“. Gegenüber der Möglichkeit, die 
Beamtengehälter bei der jetzigen Zähl nicht entſprechend den Schichten 
in ähnlicher Lebenshaltung aufrecht erhalten zu können, muß die andre 
Möglichkeit betont werden, anſtändig zu bezahlen und die Menge der 
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Beamten zu verringern. Die Arbeit muß dann ſo organiſiert werden, 
daß fie fruchtbar und erſprießlich iſt, daß Dinge abgeſtoßen werden; 
die ihre Berechtigung nur in früheren Lebensformen hatten. Der 
Grundgedanke des Taylorſyſtems, höchſte Leiſtungen mit möglichft 
wenig Kräften, muß auch in den geiſtigen Berufen beachtet werden. 
Nach Mengers Wort iſt die Rechtswiſſenſchaft „die zurückgebliebenſte, 
einer Provinzſtadt vergleichbar, wo die abgelegten Moden der Reſidenz 
noch als Neuheiten getragen werden“. Die abgelegten Lehren ſind 
noch in der Handhabung und Art der Geſetze zu ſpüren. Seit 1878 
hat der Nachtwächterſtaat abgewirtſchaftet. Auch im Rechtsweſen muß 
mehr ſtaatliche Fürſorge und Führung eintreten. Alte e 
aus früheren Formen müſſen verſchwinden. 


Aus meiner Kriegspraris. 
Ein juriſtiſcher Feldpoſtbrief. 
Von Amtsrichter Dr. Albert Hellwig, Leutnant d. L. 


Bringt auch die lange Dauer des Krieges gar manches Be⸗ 
ſchwerliche mit, zeitigt ſie auch gar manche unerfreuliche Begleit⸗ 
erſcheinung, wird insbeſondere auch der pſychologiſch geſchulte Kriminaliſt 
nicht ohne gewiſſe Sorgen in die Zukunft ſchauen, — eines iſt doch 
ſicher: die Tatſache nämlich, daß das nunmehr ſchon länger als 
Jahresfriſt währende enge Zuſammenleben Tauſender von Juriſten 
mit den Angehörigen aller möglichen anderen Berufe beiden eine ſo 
gute Gelegenheit gibt, einander kennen zu lernen und alteingewurzelte 
Vorurteile zu beſeitigen, wie ſie ſich in normalen Zeiten kaum ein 
zweites Mal bieten wird. Ich betrachte es als eine wichtige und 
ſchöne Aufgabe, die einem jeden von uns geſtellt iſt, zu unſerm Teile 
dazu beizutragen, daß die Kluft, welche nun doch einmal allen Be⸗ 
ſchönigungsverſuchen zum Trotz zwiſchen der ganzen Anſchauungsweiſe 
der oberen Geſellſchaftsſchichten und derjenigen der großen Maſſe des 
Volkes beſteht, nach Möglichkeit überbrückt wird, daß das unbegrenzte 
Mißtrauen gegen die Rechtspflege beſeitigt oder vielmehr auf fein 
richtiges Maß zurückgeführt wird. Wenn man die Augen offen be⸗ 
hält und ernſtlich verſucht, ohne Vorurteil an dieſe Fragen heran⸗ 
zugehen, ſo wird man wohl meine Wahrnehmung beſtätigt finden, 
daß an der Entfremdung zwiſchen Volk und Recht auch wir unſer 
gerütteltes Maß von Schuld haben. 
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Doch dieſe Gedankengänge weiterzuverfolgen, ſoll heute nicht 
meine Aufgabe fein! Plaudern möchte ich vielmehr nur darüber, in 
welcher Weile es mir bisher im Felde möglich geweſen ift, auch ein 
wenig juriſtiſche Praxis zu treiben. 

Ich bin ſeit Kriegsbeginn bei einer ſogenannten Shen 
Munitionskolonne, die etwa ein Vierteljahr als Leichte Munition 
kolonne gedient hat. Wir haben den ganzen Vormarſch durch Belgien und 
Nordfrankreich bis dicht vor Paris mitgemacht, dann den Rückzug und 
liegen ſeitdem an verſchiedenen Orten im Aisne⸗Gebiet. Die verhältnis⸗ 
mäßige Ruhe, deren wir uns in dem Stellungskampfe erfreuen, er⸗ 
möglicht es uns vielleicht mehr als vielen anderen Kameraden, und 
auch mit anderen als unſeren eigentlichen Kriegsaufgaben zu befaſſen. 

Ich trat als Unteroffizier ein und habe da als Zugführer monate 
lang in engſtem Umgang die Leute kennen zu lernen und ihr Ber 
trauen zu erwerben mehr als hinreichend Gelegenheit gehabt. Die 
etwa 180 Mann, aus denen unſere Kolonne beſteht, ſtammen faft alle 
aus Berlin oder aus der Mark Brandenburg; ſie gehören den ver⸗ 
ſchiedenſten Berufen und Parteien an. Es handelt ſich faſt durchweg 
um ältere Landwehrleute in den Dreißigern oder doch Ende dei 
Zwanziger, die meiſtens Weib und Kind zu Hauſe haben, die vielfach 
ſelbſtändige Geſchäftsleute oder Landwirte ſind und auch im Felde 
von den Sorgen geſchäftlicher Art und von den Sorgen heimgeſucht 
werden, die Familien vätern eben niemals erſpart bleiben, 

Da hat der eine Sorgen in der Richtung, ob der Hauswirt ſeiner 
Ehefrau die Wohnung kündigen kann, ein anderer möchte wiſſen, ob 
er gegen feinen früheren Arbeitgeber, der ihn wegen ſchlechten Geſchäfſts⸗ 
ganges oder wegen ſeiner Einberufung Knall und Fall entlaſſen hat, 
noch irgendwelche Lohnanſprüche hat, ein Dritter möchte gern einige 

Forderungen beitreiben, um ſeine Familie beſſer unterſtützen zu können, 
ein Vierter möchte für ſeine Schankwirtſchaft einen Vertreter annehmen. 
Andere wiederum klagen, daß ihren Familien nicht Unterſtützung ge⸗ 
zahlt werde, da irrtümlicherweiſe angenommen werde, ſie ſeien nicht 
unterſtützungsbedürftig, oder ſie möchten eine letztwillige Verfügung 
treffen uſw. In ſolchen und ähnlichen Fällen iſt es mir vielfach 
möglich geweſen, dem einen oder anderen ein wenig behilflich zu ſein. 
Da die Leute Vertrauen zu mir haben, da ſie wiſſen, daß ich ein 
Intereſſe für ihre Sorgen habe, ſind ſie erfreulicherweiſe genau ſo wie 
früher zu mir gekommen, auch nachdem ich Leutnant geworden war. 
Nach Moglichkeit habe ich die einzelnen Angelegenheiten. derentwegen 
die Leute zu mir kamen, dazu benutzt, einige allgemeine Lehren und 
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Aufklärungen zu geben, beiſpielsweiſe das Vorurteil zu zerſtreuen, es 
könne ein gültiger Vertrag nur ſchriftlich abgeſchloſſen werden, immer 
von neuem auf die Gefahr aufmerkſam zu machen, in die man ſich 
durch leichtfertiges, unüberlegtes Unterſchreiben eines Vertrages begibt, 
die weniger freie Stellung des Zivilprozeßrichters gegenüber der 
Stellung des Strafrichters klarzulegen und ähnliches. 

Mehrmals habe ich leider auch ſchon Landwehrleuten Rat er⸗ 
teilen müſſen, die ſich mit der ſchlimmſten Sorge quälten, die und 
verheiratete Landwehrleute, die wir durch unſere Pflicht hier draußen 
feſtgehalten werden, treffen kann, Landwehrleuten nämlich, denen die 
Ehefrau untreu geworden iſt. In derartigen Fällen habe ich zunächſt 
alles getan, um zu veranlaſſen, daß der Sachverhalt einwandfrei feſt⸗ 
geſtellt werde, und erſt wenn die Ermittlungen ergaben, daß es ſich 
nicht um leichtfertiges oder gar boshaftes Geſchwätz von Klatſchbaſen 
weiblichen oder männlichen Geſchlechts handelte, konnte ich Rat geben, 
welche Schritte zu ergreifen wären, um für die Kinder zu ſoigen und 
die Eheſcheidung einzuleiten. Ich verfehlte, wo es mir angemeſſen 
erſchien, auch niemals, die unerfreulichen notwendigen Begleiterſcheinungen 
einer Eheſcheidung namentlich für die Kinder klarzulegen und darauf 
hinzuweiſen, daß die ganz abnormen Verhältniſſe, die auch unter uns 
ſchon gar manchen Ehemann zum Straucheln gebracht haben, der in 
Friedenszeiten ſeiner Ehefrau niemals untreu geworden wäre, auch in 
der Heimat vorliegen, vielleicht in verſchärftem Maße, da die Ablenkung 
der Heimgebliebenen nicht ſo ſtark iſt wie hier draußen, die Verſuchung 
aber um ſo größer. Wenn derartige Erwägungen auch das treuloſe 
Verhalten von Frau oder Mann natürlich auch nicht im geringſten 
beſchönigen oder gar entſchuldigen ſollen, ſo dürften dieſe Gedanken⸗ 
gänge doch zu einer gerechteren Beurteilung des Sachverhalts Anlaß 
geben und unter Umſtänden vor übereilten Schritten zurückhalten. Wer 
ſich damit begnügt. über die treuloſen Weiber den Stab zu brechen, 
der hat freilich leichteres Spiel, — ob er aber auf dieſe Weiſe wirklich 
den Zwecken der Gerechtigkeit in vollem Umfange gerecht wird, das 
kann füglich bezweifelt werden. Wenn die Sachlage ſo war, daß 
eine Verſöhnung ausgeſchloſſen erſchien und der betrogene Ehemann 
auch nach der Bedenkzeit, die ich einem jeden gab, dabei blieb, ſich 
ſcheiden zu laſſen, ſo vergaß ich niemals ein eigenhändiges Teſtament 
zu diktieren, durch welches die Ehefrau enterbt wurde. Falls keine 
Verwandten vorhanden waren, die ſich um das Schickſal der Kinder 
kuͤmmern konnten, ſuchte ich mit Hilfe der Deutſchen Zentrale für 
Jugendfürſorge, auf deren bewährten Rat erfreulicherweiſe in letzter 
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Zeit auch amtlich in dem Armeeverordnungsblatt aufmerkſam gemacht 
worden iſt, einen gemeinnützigen Verein zu intereſſieren, oder aber ih 
wandte mich unmittelbar an das Vormundſchaftsgericht. Wo es zweck⸗ 
mäßig erſchien, ſuchte ich dem betreffenden Landwehrmann einen kurzen 
Heimatsurlaub zu verſchaffen, um es ihm zu ermöglichen, fich ſelbſt 
an Ort und Stelle ein Bild von der Sachlage zu verſchaffen und 
die zweckmäßigſten Maßnahmen zu treffen. 

Auch ſonſt bin ich vielfach in Anſpruch genommen worden, um 
bei Einreichung von Urlaubsgeſuchen behilflich zu fein. In den letzten 
Monaten wird dankenswerterweiſe aus wichtigen Gründen kürzerer 
Urlaub erteilt. Gar mancher hat nun ſolche Gründe, aber die Frau 
und er ſind ein bischen ungewandt, und der Mann möchte nun gerne, 
daß ich ihm bei der Anfertigung des Urlaubsgeſuches zur Hand gehe; 
oder aber der Gemeindevorſteher, der das Urlaubsgeſuch zu befür⸗ 
worten hat, iſt aus irgendwelchen Gründen auf die Familie nicht 
gut zu ſprechen; da kommt man denn zu mir, um dem Herrn Gemeinde⸗ 
vorſteher den Standpunkt ein bißchen klar zu machen. Unſachliche 
Gründe kommen mitunter in Betracht. So haben wir wiederholt 
ſchon Urlaubsgeſuche mit Erfolg befürwortet, über die der Gemeinde⸗ 
vorſteher ſich abfällig ausgeſprochen hatte, obwohl die von ihm als 
wahrheitsgemäß beſtätigten Tatſachen keinen Zweifel darüber aufkommen 
ließen, daß der erbetene Urlaub dringend notwendig ſei. 

Außer durch Raterteilung in derartigen Angelegenheiten habe ich 
mich noch in mancherlei anderer Weiſe juriſtiſch betätigt, nachdem die 
erſten Wochen mit ihren großen Strapazen glücklich überwunden 
waren: Ich habe mancherlei geleſen, das mir Freundeshand ins Feld 
ſandte, habe einiges auch geſchrieben, vor allem aber mich bemüht. bei 
gelegentlichen Geſprächen aufklärend und belehrend zu wirken. Immer 
wieder mußte ich ſehen, daß die Rechtsunkenntnis des Volkes er⸗ 
ſchreckend groß iſt, ſelbſt in den einfachſten Dingen; immer wieder 
aber fand ich zu meiner großen Freude auch beſtätigt, daß die Ab⸗ 
neigung gegen Belehrung in Rechtsfragen keineswegs ſo groß iſt, wie 
man uns immer glauben machen will: Natürlich darf man nicht hoch 
vom Katheder aus dozieren, ſondern muß ſich vielmehr bemühen, den 
ſpröden Stoff dem Verſtändnis der Zuhörer anzupaſſen. Zweckmäßig 
iſt es ſtets, den Sinn der einzelnen Vorſchrift klarzulegen und möglichſt 
viele dem täglichen Leben entnommene Beiſpiele zu gebrauchen, Reges 
Intereſſe fanden durchweg die Aufſätze in der von Amtsgerichterat 
Kade herausgegebenen volkstümlichen Zeitſchrift zur Verbreitung von 
„Deutſches Recht“. 
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Kürzlich hatte ich meinen erſten Heimatsurlaub. Ich habe mir 
jetzt mein BGB., die StrPO. und das StGB. mitgebracht: An der 
Hand des „Deutſchen Recht“ ſowie der „Deutſchen Rechtskunde“ von 
Gerichtsaſſeſſor Warſchauer beabſichtige ich künftig — falls uns die 
Ruhe noch einige Zeit erhalten bleibt — etwa wöchentlich einmal 
oder zweimal Rechtsplauderſtunden einzurichten. Ueber ihre nähere 
Geſtaltung und ihr Ergebnis iſt es mir vielleicht ſpäter einmal ge⸗ 
ſtattet hier oder an einer anderen Stelle Näheres mitzuteilen. 


* 


Von der Liebe zur Rechtswiſſenſchaft. 
Von Landrichter R. Eberhard, Schwerin i. M. 


Immer wieder wird darüber geklagt, daß die jungen Studenten 
der Rechtswiſſenſchaft kein rechtes inneres, warmherziges Verhältnis 
zu ihrer Wiſſenſchaft haben. Mangelnder Kollegbeſuch wird vielfältig 
getadelt, und es iſt eine bekannte Tatſache, daß in keiner anderen 
Wiſſenſchaft das Einpaukerweſen ſo in Blüte ſteht, wie in der Rechts⸗ 
wiſſenſchaft. Es gehört in der Tat ſchon zu den ſeltenſten Aus⸗ 
nahmen, daß jemand ohne Repetitor ins Referendar- und ins Richter⸗ 
examen geht. Denken wir in der Praxis ſtehenden Juriſten an unſere 
Studienjahre zurück, ſo müſſen auch die meiſten von uns bekennen, 
daß es lange gedauert hat, bis wir in unſerer Studienzeit Intereſſe 
an unſerer Wiſſenſchaft gewannen, bis der zündende Strahl inniger 
Liebe zu unſerer Wiſſenſchaft in unſer Herz ſchlug. 

Dieſe Tatſache der mangelnden Liebe, des mangelnden Intereſſes 
des jungen Rechtsſchülers zu feiner Wiſſenſchaft iſt überaus beklagens⸗ 
wert. Denn: „man lernt nichts kennen, als was man liebt, und je 


tiefer und vollſtändiger die Kenntnis werden ſoll, deſto ſtärker, kräf⸗ 


tiger und lebendiger muß die Liebe, ja die Leidenſchaft ſein“ (Goethe). 


Und ſo bekennt denn auch Fichte in ſeiner 10. Rede an die deutſche 


Nation, wo er in Anknüpfung an Peſtalozzi von der neuen deutſchen 
Erziehung ſpricht, mittels deren Deutſchland neu geboren werden ſoll: 
„Es müſſe niemals das Erkenntnisvermögen des Zöglings angeregt 
werden, ohne daß die Liebe für den erkannten Gegenſtand es zugleich 
werde, indem außerdem die Erkenntnis tot, und ebenſo niemals die 
Liebe, ohne daß ſie der Erkenntnis klar werde, indem 83 die 
Liebe blind bleibt.“ — 

14* 
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Ja, Liebe zu unſerer Wiſſenſchaft, darauf kommt es an, und 
Liebe zu ſeiner Wiſſenſchaft in dem jungen Rechtsſchüler zu erwecken 
das iſt die erſte Aufgabe, die erſte Pflicht des Rechtslehrer8. Vermag 
er das nicht, ſo gilt auch von ihm das Wort: „Wenn ich mit 
Menſchen⸗ und mit Engelzungen redete, und hätte der Liebe nicht, fo 
wäre ich ein tönend Erz und eine klingende Schelle.“ 

Da tritt denn die Geſtalt von Fichte vor unſere Seele, einer 
der gewaltigſten Lehrer und Redner aller Zeiten, der wie nur einer 
die Liebe zu erwecken wußte, von dem Ströme des Segens aus⸗ 
gegangen ſind und ausgehen werden. 

Jetzt in dem Ernſt und der Not des Weltkrieges taucht er mit 
einem Male wieder hervor. Seine Volksſchriften: „Die Beſtimmung 
des Menſchen,“ Die „Grundzüge des gegenwärtigen Zeitalters“ und vor 
allem die „Reden an die deutſche Nation“ werden vielfältig geleſen und 
entfachen die Flamme heiliger Begeiſterung, höchſten ſittlichen Willens 
zu lodernder Glut. Mitten unter uns ſteht er als Führer und Licht⸗ 
bringer gleichwie Luther, Goethe, Schiller, Freiherr vom Stein, E. M. 
Arndt und Bismarck. Und ſo vermag er denn auch uns zu helfen, 
in den jungen Schülern der Rechtswiſſenſchaft Liebe zu ihrer Wiſſen⸗ 
ſchaft zu erwecken. Denn immer wieder predigt er: „Der Mittelpunkt 
des Lebens iſt allemal die Liebe. Das wahrhaftige Leben liebet das 
Eine, Unveränderliche und Ewige; das bloße Scheinleben verſucht zu 
lieben — — — das Vergängliche in feiner Vergänglichkeit“ ). Und 
ſo wendet er ſich denn auch in ſeinen Reden über das Weſen des Ge⸗ 
lehrten an den „angehenden Gelehrten“, den Studenten, und goldene 
Worte hat er für ihn. Da heißt es auf die Frage, wie einer zum 
Gelehrten wird: 

Ä „Ich antworte kurz: durch die ihm beiwohnende, feine Perſön⸗ 
lichkeit ausmachende und in ſich verſchlingende Liebe zur Idee. In 
dem wahrhaften Gelehrten hat die Idee ein ſinnliches Leben ge⸗ 
wonnen, welches ſein perſönliches Leben völlig vernichtet und in ſich 
aufgenommen hat. ... Sie allein ift die Quelle aller feiner Freuden 
und ſeiner Genüſſe, ſie allein das treibende Prinzip ſeiner Gedanken, 
Beſtrebungen und Handlungen; lediglich für ſie mag er leben und 
ohne fie würde das Leben ihm geſchmacklos und verhaßt fein.... 
In ihm — dem angehenden Gelehrten — ſtrebt zu allererſt die Idee, 
ſich ſelbſt zu faſſen in einer beſtimmten Geſtalt und ſich zum Stehen 
zu bringen unter dem unaufhörlichen Wogen der mannigfaltigen Vor⸗ 


1) Aus „Anweiſung zum ſeligen Leben“ 
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ſtellungen, die in ſtetem Wechſel ſich in feiner Seele durchkreuzen. Er 
wird durch dieſes Streben ergriffen von der Ahnung eines ihm noch 
unbekannten und in keinem deutlichen Begriffe von ihm anzugebenden 
Wiſſens, bei jedem von ihm Erfaßten fühlend, daß dieſes nicht das 
Rechte ſei — ohne deutlich ausſprechen zu können, was von dem 
Rechten ihm eigentlich abgehe, und wie das an ſeine Stelle zu 
ſetzende Rechte beſchaffen fein ſolle. 

Dieſes Streben der Idee in ihm wird von nun an ſein eigenes 
Leben und der höchſte und innigſte Teil desſelben, und tritt an die 
Stelle ſeines bisherigen, finnlich egoiſtiſchen, bloß auf perſönliche Er⸗ 
haltung und tieriſches Wohlſein gerichteten Triebes, denſelben ſich 
unterordnend, und darum vernichtend, als einzigen und Grundtrieb. — 
Allerdings wird ferner, ſo wie bisher, das gegenwärtige perſönliche 


Bedürfnis ſeine Befriedigung fordern; nur wird dieſe Befriedigung 


nicht mehr alſo, wie bisher, auch nachdem das gegenwärtige Bedürfnis 
gehoben iſt, weder der dauernde Gedanke, noch der nicht aus den 
Augen ſchwindende Gegenſtand auch des ruhigen Nachdenkens, noch 
die Triebfeder alles Tun und Laſſens des denkenden Weſens bleiben. 
Wie die ſinnliche Natur ihr Recht erhalten haben wird, ſo wird der 
befreite und mit neuer Kraft ausgerüſtete Gedanke aus der fremden 
Welt, in die er herabgezogen wurde, ganz von ſelbſt und ohne äußere 
Zunötigung oder Vorſatz wieder zurückkehren in ſeine Heimat und 
ſich auf die Bahn begeben, von deren Ziele ihm jenes Unbekannte 
entgegenſtrahlte. Nach dieſem Unbekannten wird er unaufhörlich hin⸗ 
gezogen; — in dem Dichten und Trachten danach verlieren ſich ſeine 
beſten geiſtigen Kräfte. . .. Mitt ſeiner unerſchütterlichen Gewißheit 
ergreift und erfüllt die Seele jedes rechtſchaffenen Studierenden der 
Gedanke: „Ich, wie ich nun heißen mag, dieſe beſtimmte und aus⸗ 
drücklich beſtimmte Perſon, bin dazu da, und deswegen in das Daſein 
gekommen, damit in mir Gottes ewiger Ratſchluß über die Welt, 
von einer anderen, bis jetzt völlig verborgenen Seite in der Zeit 
gedacht werde und Klarheit gewinne, und in die Welt eingreife, 
ſo daß er nie wieder ausgetilgt werden könne; nur dieſe eine, an 
meine Perſönlichkeit geknüpfte Seite des göttlichen Ratſchluſſes iſt das 
wahrhaft Seiende an mir; alles übrige, was ich mir noch beimeſſe, 
iſt Traum, Schatten, Nichts: nur ſie iſt das Unvergängliche und 
Ewige an mir; alles übrige wird verſchwinden in das Nichts, aus 
welchem es nur ſcheinbar, nie aber nach der Wahrheit hervorgegangen 
if.” — Dieſer Gedanke erfüllt feine ganze Seele; ob er nun ſelbſt 
deutlich gedacht und ausgeſprochen werde oder nicht; — alles andere, 
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was da deutlich gedacht, ausgeſprochen, gewünſcht, gewollt wird, läßt 
auf ihn ſich zurückführen, als ſeine höchſte Prämiſſe, läßt nur aus 
ihm ſich erklären, nur unter feiner Vorausſetzung ſich als möglich 
denken.“ — 

Amor intellectualis, Liebe der Idee iſt es, um die es ſich bei 
Fichte handelt, und die er nicht müde wird zu predigen. Wie abet 
wird dieſe Idee erweckt, wie der Funke der Liebe entzündet? 


Nun ich meine, im Sinne Fichtes geſchieht dies durch die Be⸗ 
trachtung alles Zeitlichen unter dem Geſichtspunkt des Ewigen. Alles 
Empiriſche Erſcheinungsform, Hülle, Kleid eines Tranſzendenten, alles 
Sinnliche Symbol eines Geiſtigen, alles Rationelle Wegweiſer ind 
Irrationelle, alles Erforſchte Hindeutung ins Unerforſchte und Un⸗ 
erforſchliche, alles Objektive Auswirkung eines Subjektiven, alles In⸗ 
dividuelle Ausdruck eines Allgemeinen, alles Einzelne Teil eines Ganzen, 
alles Geſonderte Glied eines einheitlichen Organismus, alles Relative 
Gleichnis eines Abſoluten, alles Vielfältige und Mannigfaltige allein 
ſeiend und ſeinen Beſtand habend in der All⸗Einheit Gottes, in dem 
alles iſt, und der in allem iſt, und der über allem iſt. Er alles aus⸗ 
ſtrahlend, alles umleuchtend und durchglühend, alles umfaſſend und 
überfangend, in allem ſeiend und in allem wirkend. — Das iſt im 
Sinne Fichtes die Idee aller Ideen, die Idee, von der Leben, Licht, 
Kraft, Troſt, Hoffnung und Zuverſicht ausſtrömt, von der alle anderen 
Ideen ihren Ausgang nehmen, aus der ſie Gehalt, Sinn und Be⸗ 
deutung erlangen, auf die ſie hinzielen als auf ihren Urſprung und 
ihre Vollendung. — Erſt durch das Reich der Ideen erhebt ſich der 
Menſch über die Tierwelt, und je mächtiger die Ideen von ihm Beſitz 
ergreifen, je heller ſie in ihm leuchten, je wärmer ſie in ihm glühen, 
deſto menſchlicher, deſto gottähnlicher und darum deſto ſeliger wird 
der Menſch. Je kümmerlicher aber die Ideen in ihm ein Daſein 
friſten, um ſo niedriger in ſeinem Menſchentum, um ſo tierähnlicher, 
um ſo unſeliger iſt der Menſch. Das Vermögen der Ideen aber 
heißt bei Fichte Vernunft, und zwar Vernunft nicht im Sinne des 
reflektierenden, argumentierenden und ffeptifchen Verſtandes, ſondern im 
Sinne der ſchöpferiſchen Kraft der Seele, des zentralen Prinzips im 
menſchlichen Geiſtesleben. 


Ja, der. Idealismus der deutſchen Philoſophie, wie er in den 
Heroen unſerer Literatur und Philoſophie, vor allem in Kant, Schiller 
und Fichte Geſtalt gewonnen hat, feiert jetzt im Weltkrieg eine wahr⸗ 
haftige Auferſtehung, und neue Lebens⸗ und Segensſtröme gehen von 
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ihm aus, und auch für die Rechtswiſſenſchaft wird daraus Leben und 
Segen etſtehen. — 

Die Zeit, die hinter uns liegt, war jo ganz anders. Sie be⸗ 
rauſchte ſich an den Erfolgen der Erfahrungswiſſenſchaften; und gewiß 
ſind dieſe Erfolge ganz gewaltige und von weittragendſter Bedeutung. 
Aber die hinter uns liegende Zeit, die ganz der Empirie, dem Poſi⸗ 
tivismus, dem Rationalismus zugeneigt war, war am Ende ſchier 
aller Ideen entleert und zuckte über Ideen und Vernunft im Fichte⸗ 
ſchen Sinne ſkeptiſch die Achſeln. Die Verſenkung ins Kleinſte und 
Einzelne hatte den Blick ſchier vom Ganzen abgelenkt, man war 
ſchwach⸗ und kurzſichtig geworden und ſah den Wald vor lauter 
Bäumen nicht, und gar der Blick in alle Weiten, Tiefen und Höhen 
war ganz verſchloſſen. Am Ende hatte man für Philoſophen nur 
noch ein mitleidiges Lächeln und erklärte Metaphyſik für „Träume 
von Geiſterſehern“. Da war es der Weisheit letzter Schluß: Einen 
Gegenſatz zwiſchen Nature und Geiſteswiſſenſchaften gibt es nicht, 
alle „ſogenannten“ Geiſteswiſſenſchaften ſind nach naturwiſſenſchaft⸗ 
lichen Prinzipien zu behandeln und ſo auch die Rechtswiſſenſchaft. 

Aber die Zeit des alleinſeligmachenden Glaubens an die Er⸗ 
fahrungswiſſenſchaften iſt vorüber, unſer Blick dringt wieder durch 
Wolken, Dunſt und Nebel zu den Sternen empor, eine metaphyſiſche 
Flutwelle geht jetzt durch unſer Geiſtesleben hindurch, die alle er⸗ 
friſcht und belebt. Brunnen der Tiefe tun ſich auf, man trinkt wieder 
an den Quellen des Lebens, und wer von ihnen trinkt, von dem 
kann man wahrlich ſagen: „Den wird nimmermehr dürſten.“ 

Mitten im Weltkriege ſteigen die Ideen jetzt hervor, die Ideen 
des Volkes, des Staates, der Gattung, des Vaterlandes, der Freiheit, 
der Sittlichkeit, der Gerechtigkeit, der Wahrheit, der Weltſendung des 
deutſchen Gedankens, der deutſchen Innerlichkeit, des deutſchen Ernſtes, 
des deutſchen Gemüts, der deutſchen Tüchtigkeit, des deutſchen Or⸗ 
ganiſationsgeiſtes. Ideen find der tragende Grund aller, worauf der 
Wille und die Kraft zum Siege ruhen, und im Zeichen dieſer Ideen 
werden wir ſiegen. In weſſen Herzen aber Ideen leuchten, der iſt 
ein Philoſoph, mag er auch niemals ein philoſophiſches Werk ge⸗ 
leſen, oder den Namen eines Philoſophen gehört haben. Denn Philo⸗ 
ſophie iſt Selbſtbeſinnung des Menſchen über ſich ſelbſt, über ſeinen 
Zweck, feine Beſtimmung ) in der Welt, feinen Urſprung und fein 


1) Vgl. Fichte: „Die . des Menſchen“, wahrhaft ein Evangelium 
elften Menſchentums. 
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Ziel. Darum, wer auch nur den geringften, über fein individuelles 
Leben hinausreichenden Zweck feines Lebens anerkennt, der hat Philos 
ſophie, der wird von metaphyſiſchem Bewußtſein getragen, 
und ohne ſolch ein Bewußtſein iſt ein geiſtig⸗ſittliches Leben, wie es 
den Menſchen von den Tieren ſcheidet, überhaupt unmöglich, und je 
höhere Zwecke und Ziele dem Menſchen voranleuchten, um ſo edler, 
weiſer und frommer iſt er, um fo größer iſt feine Liebe, um fo mäͤch⸗ 
tiger und fruchtbringender ſein Wirken. Da heißt es denn mit Fichte: 
„Die Idee, wo ſie zum Leben durchdringt, gibt eine unermeßliche 
Kraft und Stärke, und nur aus den Ideen quillt Kraft.“ „Die 
Weiſe (aber), wie das Leben der Gattung in das Bewußtſein eintritt 
und in dem Leben des Individuums Kraft und Trieb wird, heißt 
Idee“ ). | 

So wir alfo in dem Schüler der Rechtswiſſenſchaft Liebe zu 
ſeiner Wiſſenſchaft entzünden wollen, müſſen wir in ihm das ſtrah⸗ 
lende Licht der Ideen entfachen. Eine Ahnung des Lebens der Gat⸗ 
tung, der Allheit ſeines Volkes, des Staats gilt es in ihm zu erwecken. 
Der Rechtsſchüler muß erkennen, daß er kein in atomiſtiſcher Ver⸗ 
einzelung daſtehendes Individuum iſt, ja daß er als ſolches ein Nichts, 
ein Schemen, ein unausdenkbares Etwas wäre, daß er ſelbſt nur ein 
Glied am Leibe ſeines Volkes iſt, daß er getragen wird vom Leben 
der Gattung, das wie ein breiter mächtiger Strom dahinnrinnt, von 
Urzeit herkommend und in urweite Fernen vor ihm ſich verlierend, 
daß er alles, was er an materiellen und ideellen Gütern ſein nennt, 
eben dieſer Gattung verdankt, und daß ſeine Pflicht, ſeine Beſtimmung, 
ſeine Aufgabe iſt, zu ſeinem Teile, auf ſeinem Platze, mit ſeinen Gaben 
zu wirken und zu ſchaffen, daß der Strom des Lebens der Gattung 
breiter, mächtiger, voller und ſchöner dahinrinne, ja daß ſein Leben 
nur dann Wert hat, nur dann ein ſittliches, ein wahrhaft menſch⸗ 
liches iſt, wenn ſein Leben im Leben der Gattung zur Erſcheinung 
gelangt, und er auf ſolche Weiſe objektive, über ihn ſelbſt hinaus⸗ 
reichende Werte ſchafft. Geht aber auf ſolche Weiſe dem angehenden 
Studenten durch Selbſtbeſinnung die Ahnung des Lebens der Gattung 
auf, ſo wird ihm mit einem Male auch das Recht in einem neuen 
Lichte erſcheinen. Er wird es mit unmittelbarer zwingender Gewißheit 
empfinden und mit ſeliger Klarheit erkennen, daß das Recht eben eine 
Erſcheinung des Lebens der Gattung iſt, daß es nicht auf Willkür, 
Reflexion, ſubjektiver Meinung, handwerksmäßiger Geſetzesmacherei 


1) Aus: „Grundzüge des gegenwärtigen Zeitalters“. 
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beruht, ſondern daß es hervorſteigt aus den verborgenen Tiefen der 
Seele ſeines Volkes, daß es Leben vom Leben ſeines Volkes, ja Leben 
vom Leben der Menſchheit, und am letzten Ende Leben vom Leben 
Gottes iſt. 

„Das Recht hat kein Daſein für ſich, ſein Weſen vielmehr iſt 
das Leben der Menſchen ſelbſt, von einer beſonderen Seite geſehen“ 
(Savigny). „Wahrhaft Lebendiges wird kein Geſetzgeber ſchaffen, 
der ſich gegen den friſchen Lebensquell alles Rechts verſchließt, der ſich 
abſchließt von der Seele ſeines Volkes und den Pulsſchlag ſeiner Zeit 
überhört“ (Gierke). „Im geſchichtlichen Leben — und auch das 
Recht gehört zum Beſtande des geſchichtlichen Lebens — „geht etwas 
Bedeutendes, unſerer Willkür Ueberlegenes vor, eine neue Art Wirk⸗ 
lichkeit kommt an den Menſchen heran, eine Bewegung iſt hier im 
Gange, die an einer Erhöhung des Menſchen über das Klein⸗Menſch⸗ 
liche und Durchſchnitts⸗Menſchliche hinaus arbeitet“ (Eucken). „Die 
Menſchheit wird ohne ihren Willen und Wiſſen auf gewiſſe Entwick⸗ 
lungsformen geleitet werden; in der Vielheit der Erſcheinungen liegt 
eine Fülle gleichzeitiger Entwicklungskeime, die ohne das Bewußtſein 
der Einzelnen ſich entfalten und immer neue Geſtalten ſchaffen. So 
iſt die Ehe, ſo die Familie, ſo iſt das Eigentum geworden, ohne daß 
die Einzelnen, die an dieſer Entwicklung beteiligt waren, auch nur 
eine Ahnung hatten, wonach dieſe Entwicklung hinſtrebte und was ſie 
erzielte“ (Kohler). „Dies iſt nun in höherer, vom Standpunkt der 
Anſicht einer geiſtigen Welt überhaupt genommener Bedeutung des 
Worts ein Volk: das Ganze der in der Geſellſchaft miteinander 
fortlebenden und ſich aus ſich ſelbſt immerfort natürlich und geiſtig 
erzeugenden Menſchen, das indgefamt unter einem gewiſſen 
beſonderen Geſetze der Entwicklung des Göttlichen aus 
ihm ſteht“ (Fichte, Reden an die deutſche Nation). 

Solche und ähnliche Worte ließen ſich aus der Zahl unſerer 
idealiſtiſch geſonnenen Philoſophen und Rechtsgelehrten unzählige an⸗ 
führen, um Licht über das Weſen des Rechts zu verbreiten, um ſeine 
Herrlichkeit, Hoheit und Würde aufzuzeigen. In weſſen Herz aber 
das Recht alſo hineinleuchtet, in dem muß es eine helle Flamme der 
Begeiſterung und eine heiße Glut der Liebe entzünden, in dem muß 
die Idee des Rechts aufblitzen und zur leuchtenden Fackel ſeines 
Lebend werden. 

Danach gilt es dem Schüler des Rechts das Objekt ſeiner Wiſſen⸗ 
ſchaft hinzuſtellen, nicht als eine Sammlung von willkürlichen Para⸗ 
graphen und loſen Einzelbeſtimmungen, auch nicht bloß als ein in 


— 218 — 


fh abgeſchloſſenes logiſches Gedankengebilde von eigener Selbſtändig⸗ 
keit und eigener Urſprünglichkeit, ſondern als Teilerſcheinung des Leben 
ſeines Volkes, ja des geſamten Geiſteslebens der Menſchheit. Das 
Weſen des Rechts als Kulturerſcheinung muß ihm aufgedeutet werden, 
auf daß er den engen Zuſammenhang zwiſchen Recht, Sitte, Sitt⸗ 
lichkeit, Religion einerſeits und Recht und Wirtſchaft andererſeits be⸗ 
greift, dabei die Wahrheit des Fichteſchen Wortes erkennend: „Nichts 
einzelnes vermag zu leben in ſich und für ſich, ſondern alles lebt in 
dem Ganzen“ (Grundzüge). Wird auf ſolche Weiſe der Blick in die 
Weite gelenkt, ſo wird er durch die geſchichtliche Betrachtung des 
Rechts in die Tiefe geleitet. Denn wie einer unſerer trefflichſten Ju⸗ 
riſten bekennt: „Die Geſchichtsforſchung hängt an der Gegenwart; 
die Gegenwart iſt aus ſich ſelber unverſtändlich. Sie hat ſich nicht 
ſelbſt hervorgebracht. Sie iſt das Werk der Jahrhunderte, deren Geiſt 
auf das Leben der Tage herabſieht, um mit Naturgewalt Anteil an 
demſelben zu begehren. Die Vergangenheit iſt nicht tot, ſie lebt in⸗ 
mitten der Gegenwart. Die ... heute noch lebendige, mächtig auf 
das Leben unſerer Tage wirkende Vergangenheit will die Geſchichts⸗ 
wiſſenſchaft erblicken. Sie hat das Verſtändnis der Gegenwart ge⸗ 
wonnen, wenn ſie den großen Zuſammenhang ergreift, welcher das 
Heute und das Dereinſt zu einem einzigen erhabenen Wunderbau 
verbindet“ (Rud. Sohm). Am Ende aber gilt es den Blick des 
Rechtsſchülers in die Höhe zu lenken hinauf zu den ewigen Sternen 
der Menſchheit. Die letzten Gründe und Ziele des Rechts ſind dem 
Schüler vor Augen zu ſtellen, und darüber hinaus ſind ſeine Blicke 
zu lenken hin zu den ewigen Gründen und Zielen alles Menſchen⸗ 
tums, ja alles Seins, Gründe und Ziele, wie fie ahnend in feliger 
Gewißheit dem ſehnenden Herzen und dem forſchenden Geiſte ent⸗ 
gegendämmern, Gründe und Ziele, ohne die unſer Leben in ein un⸗ 
ermeßliches Nichts verſänke, und alles Leben, Sein und Werden jedes 
Sinns, jedes Inhalts und Zwecks ermangelte, und nichts als Nacht, 
Finſternis, Chaos in der Welt wäre. — Da heißt es denn nun: 

Das Recht eine Erſcheinungsform der ewigen, univerſellen gött⸗ 


lichen Ordnung, wie ſie das All trotz alles Widerſcheins des Gegen⸗ 


teils durchwaltet, und ſich durch alle uns erſcheinende Unordnung!) 


1) Vgl. das erhabene Sonett von Fichte: „Glockenklänge“, das anfängt: 
Was meinem Auge dieſe Kraft gegeben, daß alle Mißgeſtalt ihm iſt zerronnen, 


daß ihm die Nächte werden heit're Sonnen, Unordnung Ordnung und Ver⸗ | 
weſung Leben? und das endet: Das ewig Eine, lebt mir im Leben, fleht in meinen 


Sehen. 
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hindurch zu immer höherer, freierer und ſchönerer Ordnung auswirkt 
und entfaltet. Gott auch im Recht und Gericht ſein Weſen aus⸗ 
wirkend, und wir Männer des Rechts Gottesdiener, feinen heiligen 
Willen auf unſere Weiſe verwirklichend, wie es Fichte in der oben 
angeführten Stelle über den „angehenden Gelehrten“ ausmalt, und 
wie z. B. das kleine Kaiſerrecht am Anfang bekennt: „Ein jeglicher 
Menſch ſoll wiſſen, daß Gott iſt Recht, und Recht kommt von Gott, 
und von Recht kommt Gerechtigkeit. Und Gericht ſtärket Gottes Lob 
und erhöhet den Kaiſer und mehret das Reich, und iſt eine Steuer 
und eine Grundveſte aller guten Dinge. Hierum ſoll ein jeglicher 
Menſch minnen das Gericht.“ 

Der Idealismus der deutſchen Philoſophie, wie er in Fichte 
ſeinen erhabenſten Ausdruck gefunden hat, muß fortan auch unſere 
Rechtslehre durchleuchten und durchſonnen, und ein heller Strahl dieſes 
Lichts muß gleich beim Beginn des Rechtsſtudiums ins Herz des 
Rechtsſchülers hineinleuchten und fort und fort ihn bei ſeinem Studium 
umleuchten, auf daß die Liebe immer größer und der Wille zum Ge⸗ 
rechten, Billigen und Guten immer mächtiger und ſtärker werde. 
Dann aber werden aus ſolchen Schülern des Rechts Männer und 
Meiſter erwachſen, die das Wort von Fichte als Leben und Tat er⸗ 
weiſen, das er am Ende ſeines Lebens in einem politiſchen Fragment 
von 1813, ſeinem „Vermächtnis“, zum Schluſſe bekannt hat: 

„Und ſo wird von den Deutſchen erſt dargeſtellt werden ein 
wahrhaftes Reich des Rechts, wie es noch nie in der Welt 
erſchienen iſt, in aller der Begeiſterung für Freiheit des Bürgers, die 
wir in der alten Welt erblicken, ohne Aufopferung der Mehrzahl der 
Menſchen als Sklaven, ohne welche die alten Staaten nicht beſtehen 
konnten: für Freiheit, gegründet auf Gleichheit alles deſſen, was 
Menſchengeſicht trägt. Nur von den Deutſchen, die ſeit 
Jahrtauſenden für dieſen großen Zweck da ſind und 
ihm langſam entgegenreifen; ein anderes Element für 
dieſe Entwicklung iſt in der Menſchheit nicht da. 
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Entſcheidungen. 
Aus der Rechtſprechung der Thüringiſchen Gerichte. 


Entſcheidungen des Oberlandesgerichts in Jena. 
Herausgegeben von den Mitgliedern des Gerichtshofes. 


1. Bürgerliches Recht und Verfahren. 


11. Wird im Verwaltungszwangs verfahren auf An⸗ 
trag eines Gläubigers eine Zwangshypothek auf 
dem Grundbeſitz des Schuldners eingetragen, fo 
iſt dieſer, nicht der Antragſteller der Staatskaſſe 
gegenüber gebührenpflichtig (88 1—5 Cob.⸗Goth. GG., 
§ 2 Cob.⸗Goth. Koſtentarif, 88 788, 867 ZPO.) 

Auf den Antrag der Herzoglichen Staats⸗ und Domänenkaſſe in 
C. (als zuſtändigen Zuwachsſteueramtes) hat das dortige Grundbuch⸗ 
amt auf den Grundbeſitz des M. zur Sicherung ihres fälligen An⸗ 
ſpruchs auf 7523 M. 48 Pf. Wertzuwachsſteuer eine Zwangs hypothek 
eingetragen. Dafür find nach § 2 des Cob. ⸗Goth. Koſtentarifs vbd. 
mit $ 92 Cob.⸗Goth. GͤG. 16 M. Gebühren berechnet und zu 
Laſten des M., als Vollſtreckungsſchuldner8, gebucht worden. Seine 
Erinnerung dagegen blieb erfolglos; auf ſeine Beſchwerde jedoch hob 
das Landgericht den Beſchluß des Amtsgerichts auf und wies es an, 
die Koſten außer Anſatz zu laſſen. 

Dagegen richtet ſich die weitere Beſchwerde der Staatskaſſe. Sie 
iſt zuläſſig (8 26 GKG.) und begründet. 

Allerdings ift nach 81 GK G., ſoweit nichts anderes im GKG. 
beſtimmt iſt, zur Zahlung der Koſten der verpflichtet, durch deſſen 
Antrag die Tätigkeit des Gerichts veranlaßt iſt. Zu Unrecht vermißt 
aber das Landgericht eine Vorſchrift, die für Fälle, wie den vorliegenden, 
die Koſtenpflicht anders als § 1 regelt. Nach 8 5 GKG. wird durch 
die Beſtimmungen der 88 1—4 eine nach den Vorſchriften des Bürger⸗ 
lichen Rechts begründete Verpflichtung „Dritter“ zur Zahlung der 
entſtandenen Gebühren und Anlagen nicht berührt. Der Begriff des 
„Dritten“ iſt nicht auf die zu beſchränken, die nicht am Verfahren 
beteiligt ſind, ſondern umfaßt alle, die neben den durch das GKG. 
88 1—4 beſtimmten eigentlichen Koſtenſchuldnern der Staatskaſſe für 
die Gebühren haften (vgl. Müg'el, Preuß. GKG. Anm. 1 zu § 5, S. 39). 
Trotz feiner etwas abweichenden Faſſung will § 5 nichts anderes be⸗ 
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ſagen, als der für ihn vorbildliche S 92 RGKG., in dem der Kreis 
der Koſtenpflichtigen in derſelben Weiſe erweitert iſt. Zu den Vor⸗ 
ſchriften des Bürgerlichen Rechts im Sinne des $ 5 gehören aber 
nicht nur die des BGB. und anderer privatrechtlichen Geſetze, ſondern 
auch die Beſtimmungen materiellrechtlichen Inhalts, die in Geſetzen 
über das Verfahren enthalten find (Mügel a. a. O. Anm. 6, S. 46). 
Dafür ſpricht wiederum die Analogie des $ 92 RGKG., worin unter 
anderem auf $ 788 ZPO. verwieſen iſt. Gerade dieſe Vorſchrift, 
wonach die Koſten der Zwangsvollſtreckung, ſoweit fie notwendig, dem 
Schuldner zur Laſt fallen, iſt hier maßgebend. Sie deckt ſich mit § 28 
des Cob.⸗Goth. Geſetzes vom 9. November 1899, nach dem im Ver⸗ 
waltungszwangsverfahren — wie es hier die Antragſtellerin einge⸗ 
leitet hat — die Koſten der Zwangsvollſtreckung den Schuldner treffen. 
Außerdem kommt noch 8 867 ZPO. in Betracht, wonach beim Ein⸗ 
trag einer Zwangshypothek das Grundſtück auch für die dem Schuldner 
zur Laſt fallenden Koſten der Eintragung haftet. Bei der materiell⸗ 
rechtlichen Natur des Koſtenanſpruchs (der Parteien und der Staats- 
kaſſe) gehören alle dieſe Beſtimmungen zu den nach §8 5 GKG. vor⸗ 
behaltenen. Uebrigens würde die in 88 788, 867 ZPO. (§ 28 VZwG.) 
geregelte Koſtenpflicht der auf Verurteilung beruhenden ſachlich gleich⸗ 
zuſtellen ſein und daher auch unter § 1. Abſ. 2 GKG. fallen. (S. 
Rundverf. des Preuß. Juſtizminiſters vom 25. Oktober 1902 in der 
Zeitſchr. f. mittl. Juſtizbeamte 1903. S. 18 f.; Mügel, a. a. O., 
Vorbem. 1 zum 2. Abſchnitt S. 420.) 

Die 88 788, 867 ZPO. ($ 28 Zw.) begründen nun nicht 
nur eine dingliche Haftung des Grundſtückseigentümers, gegen den ſich 
die Vollſtreckung richtet ($ 1118 BGB.), ſondern zugleich eine per⸗ 
ſönliche. Dieſe ergibt ſich für den Eigentümer, der im Prozeß über 
den Hypothekenanſpruch unterliegt, aus §8 91 3PO. Die Prozeß⸗ 
koſtenpflicht hat ihren Rechtsgrund im Prozeß, nicht in der Natur des 
Anſpruchs, über den im Prozeß entſchieden wird. Sie iſt eine Schaden⸗ 
erſatzpflicht mit perſönlicher Haftung. Ihr Verhältnis zur dinglichen 
Haftung des § 1118 BGB. beſtimmt ſich dahin, daß der auf der 
ſelbſtändigen Grundlage des Prozeßverhältniſſes erwachſene perſönliche 
Koſtenanſpruch dinglich geſichert iſt. Keine anderen Grundſätze über 
die Art der Haftung gelten für die Koſten der Zwangsvollſtreckung. 
§ 788 (867) ZPO. beruht auf demſelben Gedanken wie § 91 ZPO. 
Er dehnt die perſönliche Koſtenpflicht des unterliegenden Teils folge⸗ 
richtig auf die Koſten der Zwangs vollſtreckung aus (vgl. Thür. Bl. 
55, 97). 
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Dieſe perſönliche Koftenpflicht des Vollſtreckungsſchuldners beſteht 
aber nicht, wie das Landgericht meint, nur im Verhältnis zum 
Gläubiger. Allerdings regeln die 55 91 ff. ZPO. zunächſt nur die 
Koſtenverteilung zwiſchen den Parteien. Aber die Entſcheidung, die 
in ihrem Verhältnis untereinander über die Koſtenpflicht ergeht, iſt 
zugleich für die Rechte der Staatskaſſe inſofern maßgebend, als ſie 
den Schuldner für die noch nicht (vorſchußweiſe) eingezogenen Gerichts⸗ 
koſten ergibt ($ 1 Abſ. 2 GKG.; Stein, ZPO. I. Anm. VI von 
§ 91, S. 268). Daſſelbe gilt von den Zwangsvollſtreckungskoſten 
(§§ 788, 867 ZPO.) Ebenſo wie in $ 92 RG KGG. find in $ 5 
Cob.⸗Goth. GKG. die materiellrechtlichen Vorſchriften über die Koſten⸗ 
pflicht in dem Sinne für anwendbar erklärt, daß die unter den Par⸗ 
teien beſtehende Haftung für die Koſtenpflicht die Zahlungspflicht 
gegenüber der Staatskaſſe beſtimmen ſoll. Anders kann die Zu⸗ 
ſammenſtellung dieſer Beſtimmungen mit den Vorſchriften der 88 1—4 
GKG., die zweifellos das Verhältnis zur Staatskaſſe betreffen, nicht 
verſtanden werden (vgl. die Rundverf. vom 25. Oktober 1902 a. a. O.; 
Pfafferoth, GKG. Anm. 1 u. 2 a zu § 92, S. 39 f.; Thür. Bl., 
55, 96; 45, 200 ff.). Demnach hat das Grundbuchamt (als ſolches. 
nicht als Vollſtreckungsbehörde: vgl. BGB. 48, 242 ff.) mit Recht die 
Koſten für den Eintrag der Zwangshypothek auf den Schuldner M. 
gebucht. Daran änderte ſich auch nichts, wenn der Eintrag, der 
Zwangshypothek materiell zu Unrecht, unter Verſtoß gegen die Vor⸗ 
ſchriften des Geſetzes vom 9. November 1899 erfolgt wäre (vgl. 88 1, 
2, 5, 7 dieſes Geſetzes und §8 1, 3, 9 der Reichsabgaben⸗Stundungs⸗ 
ordnung für Coburg⸗Gotha vom 9. Dezember 1912). Denn das 
berührte bloß das Verhältnis zwiſchen dem Gläubiger und dem Voll⸗ 
ſtreckungsſchuldner. Die Koſtenpflicht gegenüber der Staatskaſſe be⸗ 
ſtände trotzdem ſo lange, bis der unrechtmäßige Eintrag in dem geſetzlich 
geordneten Weg beſeitigt wäre. Sie knüpft an die Tatſache der 
Vollſtreckung, den Akt der Eintragung, an (§ 2 des Koſtentarifs) und 
iſt alſo auch nicht, wie der Beſchwerdeführer M. meint, davon ab⸗ 
hängig, ob das Zuwachsſteueramt „ſeinen Anſpruch auf Sicherung 
ſchon in einen ſolchen auf Leiſtung umgewandelt hat“. Ebenſowenig 
kann er ſich für feine Anſicht auf die Bemerkung von Stein (3 O: 
II. Bem. VI. 1 zu $ 867, S. 752) berufen, das Grundbuchamt habe 
die Koſten nicht zu prüfen und feſtzuſtellen, ſie müßten vielmehr im 
Zwangsverſteigerungs⸗ oder Zwangs verwaltungs verfahren angemeldet 
werden. Wie der Zuſammenhang ergibt, bezieht ſich dieſe Bemerkung 
auf das Verhältnis zwiſchen dem Gläubiger und Vollſtreckungsſchuldner 
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nicht auf das zur Staatskaſſe. Daß dieſer gegenüber nach den Landes⸗ 
gerichtskoſtengeſetzen eine Verpflichtung zur Zahlung der Eintragskoſten 
begründet ſein kann und demnach ein Gebührenanſatz ſtattfinden muß. 
hat Stein nicht im Auge. 


Beſchluß des 2. Senats vom 15. Januar 1914, 2 Y 9/13 (nach 
Meiningen). 


12. Der Prozefbevollmähtigte erhält neben den Ge⸗ 
bühren des § 13 GO. für Rechtsanwälte für feine 
Tätigkeit im Erinnerungsverfahren keine beſon⸗ 
deren Gebühren. 


Die Klägerin war zu den Koſten verurteilt und hatte gegen den 
Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß des Gerichtsſchreibers erfolgreich Erinnerung 
eingelegt. Sie beſchwert ſich darüber, daß das Landgericht unterlaſſen 
habe, die außergerichtlichen Koſten des Erinnerungsverfahrens dem 
Beklagten aufzuerlegen. Die Beſchwerde iſt nicht begründet. 

Als außergerichtliche Koſten des Erinnerungsverfahreas kommen 
hier nach der eigenen Erklärung der Beſchwerdeführerin nur allenfalls 
ſolche für die Tätigkeit ihres Anwalts in Frage. 

Dem Prozeßbevollmächtigten, der ſchon die im § 13 GO. f. RA. 
benannten Gebühren erhalten hat, ſtehen aber für ſeine Tätigkeit im 
Erinnerungsverfahren keine befonderen Gebühren zu. Denn die Ge- 
bühren des § 13 umfaſſen nach § 29 Ziff. 6 GO. f. RA. in Verb. 
mit § 47 Ziff. 54a GKG. auch die Tätigkeit des Anwalts im Er⸗ 
innerungsverfahren. Er kann dafür mit Rückſicht auf $ 25 GO. f. RA. 
nicht noch einmal Gebühren beanſpruchen. § 23 GO. f. RA. ſteht dieſer 
Auffaſſung nicht entgegen. Denn dort werden nur Sondergebühren 
feſtgeſetzt, die der Anwalt erhält, dem nicht die Gebühren des § 13 
zuſtehen. 

Freilich gehen die Anſichten darüber, ob dem Prozeßbevollmäch⸗ 
tigten einer Partei dadurch, daß er im Erinnerungsverfahren tätig 
wird, beſondere Gebühren zuſtehen, in der Rechtslehre und Recht⸗ 
ſprechung auseinander. Die Oberlandesgerichte Braunſchweig (OLG. 
25. 300), Hamm (JW. 1913, 1159), das Landgericht Glatz (JW. 
1911. 1020) und Quednau (Komm. zur GO. f. RA., Anm. 134 a 
zu 8 23) billigen fie zu; die Oberlandesgerichte Dresden (OLG. 3, 22, 
287), Colmar (DRS. 23, 129) und Jena (Beſchluß des I. Zivilſenats 
vom 29. Sept. 1913) vertreten den eben ausgeführten Standpunkt. 
Erſtere gehen davon aus, daß der Rechtsanwalt, der gegen den Feſt⸗ 
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ſetzungsabſchluß Erinnerung erhebe, im „Koſtenfeſtſetzungsverfahren“ 
tätig werde, daher gemäß § 30 Ziff. 3 GO. f. RA. in Verb. mit 9 38 
Ziff. 1 GKG. die befondere Gebühr zu erhalten habe. Denn das 
Koſtenfeſtſetzungsverfahren ſei nach § 30 Abſ. 3 GO. f. RA. eine ber 
ſondere Inſtanz, und durch die Anziehung des § 47 Ziff. 5a GKG. 
im § 29 Ziff. 6 GO. f. RA, fei nur beſtimmt, daß die Erinnerung 
mit der Koſtenfeſtſetzung, nicht aber mit dem Hauptprozeß eine Inſtanz 
bilde und daß der Rechtsanwalt, dem für ſeine Mitwirkung im 
Koſtenfeſtſetzungsverfahren nach § 30 Ziff. 3 GO. f. RA. ſchon ¼1 
der Gebühr zuſtehen, für feine Mitwirkung in dem ſich etwa an 
ſchließenden Erinnerungs verfahren gemäß § 29 Ziff. 6 GO. f. NA. 
nicht noch eine weitere Gebühr erhalten ſolle. 

Dieſe Auffaſſung, die früher auch der jetzt erkennende Senat ver⸗ 
treten hat (Beſchluß vom 9. Juni 1913 in der Sache B. geg. Kon⸗ 
kurs P., 2 W 74/13), findet jedoch im Geſetz keine Stütze. Wo dieſes 
vom Koſtenfeſtſetzungs verfahren handelt, meint es dieſes mit Ausſchluß 
des Erinnerungsverfahrens. Das ergibt unzweifelhaft der § 23, 1 GD. 
f. RA. in Verb. mit § 38 Ziff. 1 und 8 47 Ziff. da GKG., wo 
Koſtenfeſtſetzungs verfahren und Erinnerungsverfahren nebeneinander 
geſtellt werden. Der § 30 Abſ. 1 Ziff. 3 GO. f. RA. bezieht ſich 
nur auf das Koſtenfeſtſetzungsverfahren in dieſem engeren Sinne mit 
Einſchluß der Abänderung der feſtgeſetzten Koſten nach § 107 ZPO. — 
wenn der Streitwert anderweit feſtgeſetzt worden iſt —, nicht aber auf 
eine Abänderung im Wege des Erinnerungs verfahrens. Die Gegner 
des hier vertretenen Standpunkts machen einen willkürlichen Unter⸗ 
ſchied in der Bewertung der Bezugnahme auf § 47 Nr. 1— 12 GKG. 
in § 23 Nr. 1 und in § 29 Nr. 6 GO. f. RA. Sie laſſen die neu 
eingeführte Nr. 5a des § 47 GKG. in der Bezugnahme in $ 23 
Nr. 1 GOff. RA. zu ihrem Rechte kommen, in der Bezugnahme in $ 29 
Nr. 6 GO .f. RA. dagegen nicht. Die Billigkeit mag dafür ſprechen, 
daß dem Anwalt für die Erinnerung gegen die Koſtenfeſtſetzung des 
Gerichtsſchreibers eine beſondere Gebühr zugeſtanden wird. Indeſſen 
iſt zu bedenken, daß auch der Anwalt, der im Intereſſe ſeiner Partei 
die Koſtenrechnung prüft und ſie richtig befindet oder der gegen die 
Gerichtskoſtenberechnung Erinnerung einlegt, hierfür keine beſondere 
Gebühr beanſpruchen kann, ſondern nach § 29 GO. f. NA. für dieſe 
Mühewaltung durch die Gebühren des § 13 daſelbſt mitabgefunden 
wird. Das Erinnerungsverfahren nach § 104 Abſ. 3 ZPO. iſt 
gleichwie fein Vorbild, dasjenige nach § 4 Abſ. 1 GKG., dem Geſetz⸗ 
geber nicht bedeutend genug erſchienen, um es koſtenrechtlich befonderd 
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zu bewerten, bloß durch die unveränderte Faſſung des § 23 Nr. 1 
GO .f. RA. in Verbind. mit dem Einſchiebſel der Nr. 5a in § 47 GKG. 
iſt die vom Geſetzgeber wohl nicht einmal beabſichtigte Wirkung herbei⸗ 
geführt, daß der Anwalt, der bis dahin noch gar nicht tätig war, 
für die Tätigkeit im Erinnerungsverfahren eine Gebühr bekommt. 
Darüber hinaus fehlt es für eine Gebührenforderung der Rechts⸗ 
anwälte an einer geſetzlichen Grundlage. 

Beſchluß des 2. Senats vom 8. Januar 1914, 2 W 192/13 
nach Meiningen). 


13. Zu 88 88, 99, 101, 104, 201 Weimar. GKGG., 

88 1960, 1961 BGB. 
| Der Antrag der Beſchwerdeführerin ging dahin, hinſichtlich der 
Erbanteile zweier der 4 Miterben an dem K.ſchen Nachlaß einen 
Nachlaßpfleger zu beſtellen. Wäre dieſem Antrag entſprochen worden, 
ſo wäre die Nachlaßpflegſchaft nur über den dieſen beiden Erben etwa 
anfallenden Erbteil eingetreten. Die Annahme des Landgerichts, daß 
die Anordnung der Nachlaßpflegſchaft den geſamten Nachlaß hätte 
umfaſſen müſſen, iſt unbegründet, und wird auch nicht durch den 
Hinweis darauf gerechtfertigt, daß der nach $ 1961 BGB. für den 
geſamten Nachlaß beſtellte Pfleger deſſen Intereſſe im ganzen wahr⸗ 
zunehmen hat und ſich nicht damit begnügen darf, lediglich für die 
Befriedigung des betreffenden Gläubigers zu ſorgen, ohne Rückſicht 
darauf, ob der Nachlaß zur Deckung aller Verbindlichkeiten genügt; 
vgl. Staudinger, BGB. § 1900 Anm. 4 a Abſ. 5, $ 1961 Anm. 3. 

§ 104, Abſ. 1 Satz 2 Weimar. GKG. vom 25. Auguſt 1909, 
worauf der 8 88 verweiſt, beſtimmt ausdrücklich, daß, wenn ſich das 
Amt eines Pflegers nur auf einen Teil des Nachlaſſes erſtreckt, der 
von der Pflegſchaft nicht betroffene Teil des Vermögens — oder Nach⸗ 
laſſes — bei der Berechnung der Gebühr außer Betracht zu bleiben 
hat. Dasſelbe beſtimmt übrigens auch ſchon § 99 Abſ. 3, der ebenſo 
wie der § 88 dem Abſchnitt des Geſetzes über „Nachlaß und Teilungs⸗ 
ſachen“ angehört. Denn nach dieſem Abſ. 3 des § 99 werden, wenn 
nur einzelne Teile einer (Nachlaß⸗⸗Maſſe von den in dem Abſchnitte 
bezeichneten Geſchäften berührt werden, die Gebühren nur nach dem 
Wert dieſer Teile berechnet. 

Die Hälfte des Nachlaßwerts, die durch das beantragte Geſchäft 
berührt worden wäre, beträgt 6600 M. Bei der Berechnung der 
Gebühr iſt nach § 88 in Verbind. mit § 99 Abſ. 3 der Wert des 


Nachlaſſes oder Nachlaßteiles ohne Abzug der Schulde h auge 
Blätter für Rechtspflege LXII. N. F. XIII. 
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zu legen. Die Gebühr für die beantragte Entſcheidung würde alje 
nach § 104 in Verbindung mit § 101 Abſ. 1 17 M. (für je 400 M. 
= 1 M.) betragen haben. Nach § 201, dem zufolge für die Zurück⸗ 
weiſung unbegründeter oder unzuläſſiger Anträge nur 30 der Ge⸗ 
bühren erhoben werden, ermäßigt ſich dieſe auf 8 M. 50 Pf. 

Beſchluß des 1. Zivilſenats vom 5. Mai 1915, 1 Y 5/15 (nach 
Weimar). 


14. 8 147 Weimar. GKG. vom 25. Aug. 1909. Bei Er⸗ 
werb zu Straßenzwecken bezieht ſich die Gebühren⸗— 
befreiung auch auf die anſtehenden Gebäude. 

Auf die weitere Beſchwerde des Gemeindevorſtandes in Jena 
iſt der Beſchluß des Landgerichts in Weimar aufgehoben und die 
Sache zu neuer Entſcheidung zurückverwieſen worden: 

Nach § 147 Ziff. 2 GKG. vom 25. Auguſt 1909 werden Ge⸗ 
bühren in Uebereignungsangelegenheiten nicht erhoben 

„für gerichtliche Handlungen, die den Erwerb von Grundſtücken 

oder Grundſtücksteilen durch Gemeinden zur Herſtellung von 

Wegen, Plätzen oder anderen dem öffentlichen Verkehr dienenden 

Anlagen betreffen.“ 

Die Stadtgemeinde hat ein ganzes Beſitztum erworben, weil ein 
Teil davon zur Erweiterung einer Straße gebraucht wird. Sie will 


von Gerichtsgebühren völlig befreit ſein, weil ſie das ganze Grundſtück 


habe erwerben müſſen, da der zur Straßenerweiterung erforderliche 
Teil für ſich nicht verkäuflich geweſen ſei. 

Amtsgericht und Landgericht laſſen von Gebühren nur frei den Wert 
der Straßenfläche, nicht aber den Wert der übrigen Bodenfläche und nicht 
den Wert der Geſamtheit der auf dem Grundſtück ſtehenden Gebäude. 

Dieſe Entſcheidung verletzt jedoch den 8 147 GKG. Voraus- 
ſetzung für die volle Gebührenfreiheit iſt nach § 147 zwar, daß der 
Erwerb des ganzen Grundſtücks, oder wenn nur ein Grundſtücksteil 
erworben wird, dieſer Teil ſeinem ganzen Umfange nach zu Straßen⸗ 
zwecken erfolgt. Wird aber, wie hier, zwar das ganze Grundſtück er⸗ 
worben, von dieſem aber nur ein Teil zum Zweck der Straßen⸗ 
erweiterung gebraucht, der übrige Teil aber nicht, ſo tritt nach dem 
Sinne des § 147 zwar Gebührenfreiheit nur inſoweit ein, als das 
Grundſtück zur Herſtellung von Straßen x. erworben und verwendet 
wird. Unberechtigt iſt es aber, Gebührenfreiheit nur in Höhe des 
reinen Bodenwertzs eintreten zu laſſen. Steht auf dem Teil des Grund⸗ 
ſtücks, das zur Straßenerweiterung gebraucht wird, ein Gebäude oder 
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der Teil eines Gebäudes, fo iſt bei dem Wert des Grundſtücksteils, 
der bei der Gebührenberechnung außer Betracht zu bleiben hat, nicht 
nur der Wert des Grund und Bodens, ſondern auch der Wert des 
Gebäudes oder Gebäudeteils mitzuveranſchlagen. Bleibt bei Weg⸗ 
nahme der zu Straßenzwecken nötigen Fläche nur ein ſolcher Reſt 
eines Gebäudes übrig, der keine Verwendung als Gebäude mehr 
finden kann, ſo ſteht auch nichts im Wege, den Wert des ganzen 
Gebäudes als bei der Gebührenberechnung ausſcheidend anzuſehen. 
Wie hiernach die Entſcheidung ausfallen muß, hängt von weiteren 
tatſächlichen weititellungen ab, die das Landgericht zu treffen hat. 
Beſchluß vom 20. Januar 1915, 1 1 2/15 (nach Weimar). 


2. Strafrecht und Strafverfahren. 


6. Kann Ehebruch mit einer Ehefrau ohne Scheidung 
beſtraft werden als Beleidigung des Mannes (88 73, 
172, 185 StGB.)? | 
Der Eröffnungsbeſchluß legte dem Angeklagten unter anderem zur 
Laſt, daß er durch Einſteigen in die Wohnung der Eheleute G. und 
durch Geſchlechtsverkehr dort mit Frau G. ſich des Hausfriedensbruchs 
und der Beleidigung des Ehemannes G. ſchuldig gemacht habe. Das 
Schöffengericht hat ihn von der ganzen Anklage freigeſprochen. Auf 
die Berufung der Staatsanwaltſchaft hat das Landgericht es bei der 
Freiſprechung von der Anklage des Hausfriedensbruchs belaſſen und 
die Berufung ſoweit zurückgewieſen, den Angeklagten aber wegen 
Beleidigung des Ehemannes G. nach § 185 StGB. verurteilt. 
Seine Reviſion dagegen iſt begründet. Das Landgericht findet 
die Beleidigung des Mannes in dem ehebrecheriſchen Geſchlechtsverkehr 
mit ſeiner Frau, in dem darin liegenden tiefen Eingriffe in ſeine 
ehelichen Rechte und der dadurch zum Ausdruck kommenden Miß⸗ 
achtung des Ehemannes. Gerade nur in dem Tatbeſtande des Ehe⸗ 
bruchs ſelbſt, nicht in irgendwelchen anderen begleitenden beſonderen 
Umſtänden ſieht es das Beleidigende. Es lehnt namentlich die Feſt⸗ 
ſtellung ab, daß dem Angeklagten ein Eingriff in das Hausrecht des 
ſeit längerer Zeit abweſenden Ehemannes bewußt geweſen ſei, wie 
dies z. B. das Oberlandesgericht Dresden in ſeiner Entſcheidung vom 
15. Mai 1902 (Ann. 24, 13) als Grund für die Zuläſſigkeit der 
Beſtrafung nach § 185 angeſehen hat, indem es die „beſonderen äußeren 
Umſtände“, die es rechtfertigen können, einen Ehebruch zugleich auch 
15* 
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noch als Beleidigung zu beurteilen, in dem Mißbrauch ſieht, der mit 
einer Wohnung ohne oder gegen den Willen ihres Inhabers durch 
fortgeſetzte Benutzung zu unſittlichem Geſchlechtsverkehr getrieben wird 
— alſo unabhängig davon, ob dieſer gerade mit der Ehefrau des 
Wohnungsinhabers oder mit irgendeiner anderen Perſon ſtattfindet — 
und in der darin — ſchon ohne Beziehung auf feine Ehe — ſich aud⸗ 
drückenden Mißachtung der Perſönlichkeit des Wohnungsinhabers. 

Wenn aber wie hier für die Annahme einer „Beleidigung“ kein 
anderer Sachverhalt in Frage kommt als, was den Tatbeſtand des 
„Ehebruchs“ mit der Frau bildet, ſo iſt es zweifelhaft, ob dann 
überhaupt neben der Verletzung der Ehe ein gleichzeitiges Vergehen 
gegen die Ehre und nicht vielmehr ſogenannte Geſetzeskonkurrenz 
zwiſchen einem allgemeinen und beſonderen Geſetze vorliegt (OG. 
Dresden a. a. O. S. 13), und ob für die Beurteilung dieſer Frage 
die Rechtſprechung darüber herangezogen werden kann, ob bei unzüch⸗ 
tigen Handlungen und Beiſchlafserſchleichungen die mißbrauchte Perſon 
ſelbſt außer in ihrer Willensfreiheit und leiblichen Unverletztheit not⸗ 
wendig oder nicht immer zugleich auch noch in ihrer Ehre verletzt wird 
(RGSt. 19, 252; 24, 201; 45, 344; 46, 302). Denn wenn der 
Ehebruch mit einer Frau an ſich ſelbſt ſchon überhaupt geeignet iſt, 
die Ehre ihres Ehemannes zu verletzen, ſo muß dies ohne weiteres 
in allen Fällen zutreffen, und dann würde, da hiernach der Tat⸗ 
beſtand beider Verletzungen ſich völlig deckt, der beſondere Strafrahmen 
des § 172 StGB. gegenüber dem weitergehenden des § 185 StGB. 
überflüſſig ſein. Doch kann die Möglichkeit der Tateinheit (Ideal⸗ 
konkurrenz) zwiſchen Beleidigung und Ehebruch dahingeſtellt bleiben. 
Denn auch wenn man fie bejaht, ergibt doch § 172 StGB., daß 
auch die in dem Chebruch zugleich enthaltene Beleidigung jeden⸗ 
falls nicht während der Ehe und ohne die ſonſtigen 
Vorausſetzungen des § 172 beſtraft werden darf. Der Zweck 
des § 172, während der Ehe keine Unterſuchung und Beſtrafung des 
ehebrecheriſchen Geſchlechtsverkehrs eintreten zu laſſen, würde vereitelt, 
wenn dasſelbe Verhalten zwar nicht aus dem rechtlichen Geſichts⸗ 
punkte des Ehebruchs, wohl aber als Beleidigung mit noch höherer 
Strafe ſchon ohne Scheidung verfolgt werden könnte (Entſch. d. 
Kammergerichts vom 3. Juni 13 in KGBl. 1914 S. 79). Des⸗ 
halb mußte auch inſoweit die Berufung gegen das freiſprechende Urteil 
des Schöffengerichts zurückgewieſen werden. 

Urteil des 1. Strafſenats vom 14. Mai 1915, S 12/15 (nach 
Weimar). 
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7. Begriff des „Kommunalverbands“ i. S. der Bundes⸗ 
rats verordnung über den Verkehr mit Brotgetreide 
und Mehl. 

In Sachſen⸗Coburg und⸗Gotha hat das Staatsminiſterium zur 
Ausführung der Bundesratsverordnung für beide Herzogtümer am 
26. Januar 1915 durch die Gothaiſche Zeitung (Nr. 22 vom 27. Mai 
1915) bekannt gemacht: 

„(I.) Es haben zu gelten 

I. als Kommunalverband“ 
a) die unmittelbaren Städte, 
b) die Geſamtheit der zum Bezirk eines jeden Landrats⸗ 
amts gehörigen Gemeinden.“ 

Weiter hat das Staatsminiſterium dazu eine Ausführungsan⸗ 
weiſung vom ſelben Tage erlaſſen, die zwar nicht ebenfalls durch 
öffentliche Blätter, ſondern nur durch Aushang bekannt gemacht worden 
iſt, und darin beſtimmt: 

Zu §1 der Bundesratsverordnung: „Für den aus der Geſamt⸗ 
heit der Gemeinden eines Landratsamtsbezirks gebildeten Kom⸗ 
munalverband führt der Landrat die Geſchäfte. 

Die einem ſolchen Kommunalverband etwa entſtehenden 
Ausfälle werden nach Verhältnis des ſtaatlichen Einkommen⸗ 
ſteuerſtocks auf die beteiligten Gemeinden umgelegt.“ 

Zu § 42 der BRV.: „Anordnungen im Sinne der §§ 34—36 
werden in den Landratsamtsbezirken vom Landrat, in den 
unmittelbaren Städten vom Gemeindevorſtand erlaſſen. Sie 
bedürfen der Genehmigung der Miniſterialabteilung in Coburg 
oder Gotha.“ 

Daraufhin haben die Landräte und die Stadträte der unmittel⸗ 
baren Städte je für ihre Kommunalverbände Anordnungen nach 
§ 36 BRV. erlaſſen, namentlich über Brotmarken, Einheitsbrote, An» 
zeige und Beſchlagnahme von Vorräten unter 25 kg, Kuchenbacken uſw. 

Das Landgericht hatte wiederholt auf Anklagen der Staatsan⸗ 
waltſchaft wegen Vergehen gegen dieſe Anordnungen der Stadträte 
und Landräte die Eröffnung des Hauptverfahrens abgelehnt, weil in 
Gotha landesgeſetzlich eingerichtete Kommunalverbände fehlten und 
deshalb die Anordnungen von Stellen ausgingen, die dazu nicht zu⸗ 
ſtändig ſeien. 

Das Oberlandesgericht hat auf Beſchwerden der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft das Hauptverfahren eröffnet und dazu ausführliche Gründe ge⸗ 
geben: 
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Die Bedenken des Landgerichts gegen die Gültigkeit der Anord⸗ 
nungen der Stadträte der unmittelbaren Städte und der Landrats⸗ 
ämter über die Regelung des Verkehrs mit Mehl und Backwaren ſind 
nicht gerechtfertigt. 

Durch das Reichsgeſetz vom 4. Auguſt 1914 (§ 3) über die 
Ermächtigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen iſt der 
Bundesrat ermächtigt, während der Zeit des Krieges auch ohne den 
Reichstag geſetzgeberiſche Maßnahmen anzuordnen, die ſich zur Ab⸗ 
hilfe wirtſchaftlicher Schädigungen als notwendig erweiſen. Darauf⸗ 
hin hat der Bundesrat durch Verordnung vom 25. Januar 1915 
eine Regelung des Verkehrs mit Brotgetreide, Mehl und Backwaren 
angeordnet und hierzu die Mitwirkung von „Kommunalverbänden“ 
für erforderlich gehalten, und zwar in allen Staaten, auch wo Kom⸗ 
munalverbände innerhalb des Staates vielleicht überhaupt nicht oder 
doch Kommunalverbände höherer Art (weitere Kommunalverbände) 
bisher nicht beſtanden. Er hat die nähere Ausführung ſeiner An⸗ 
ordnungen den Landeszentralbehörden übertragen (§ 46). und dieſe 
namentlich auch ermächtigt, zu „beſtimmen“, „wer“ als Kommunal⸗ 
verband im Sinne der Bundesratsverordnung anzuſehen iſt. Er hat 
nicht etwa nur die Befugnis erteilt, unter ſchon vorhandenen Kom⸗ 
munalverbänden verſchiedener Art auszuwählen, welchen die Aufgaben 
aus der Bundesratsverordnung zufallen ſollen; denn es heißt nicht: 
die Landeszentralbehörde „bezeichnet“ die (beſtehenden) Kommunal 
verbände, welche (auch) als Kommunalverbände im Sinne der Bundes⸗ 
ratsverordnung gelten ſollen. Vielmehr enthält die Ermächtigung zu 
„beſtimmen“, wer als Kommunalverband zu gelten hat (anzuſehen 
ift), die Uebertragung der Befugnis, ſelbſt erſt ſolche Kommunal⸗ 
verbände zu bilden, eine Befugnis, die der Bundesrat kraft des 
Ermächtigungsgeſetzes vom 4. Auguſt 1914 auf die Kriegszeit füt 
die dort bezeichneten Zwecke, unter die die Brotverkehrsregelung ſicher 
mit fällt, ſelbſt hätte und daher auch auf die Landedzentralbehörden 
übertragen konnte. (Eine ſolche reichsrechtliche Ermächtigung zur Bil⸗ 
dung von Zweckverbänden innerhalb der Einzelſtaaten — ohne deren 
Geſetzgebung — iſt nichts Neues, kommt vielmehr z. B. auch im 
Kriegsleiſtungsgeſetz vom 13. Juni 1873, RGBl. S. 129, § 17 und 
in der Reichsverſicherungsordnung 88 526, 527 vor.) Deshalb war 
auch im Herzogtum Gotha das Staatsminiſterium befugt, die (mittel⸗ 
baren) Gemeinden des Landratsamtsbezirks, die bis dahin keinen 
Kommunalverband bildeten, für die Zwecke der Regelung des Ver⸗ 
kehrs mit Getreide, Mehl und Brot zu einem Kommunalverbande im 
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Sinne der Bundesratsverordnung zu verbinden. Gewiß hätte das 
außerdem auch durch einen Akt der gothaiſchen oder der gemeinſamen 
Koburg⸗gothaiſchen Geſetzgebung unter Mitwirkung des Landtags ge⸗ 
ſchehen können. Aber wie der Reichstag für die Kriegszeit die Reichs⸗ 
regierung zu ra ſchem ſelbſtändigen Handeln ermächtigt hatte, 
ſo wollte ſicherlich auch der Bundesrat die Durchführung ſeiner ein⸗ 
mal für notwendig befundenen Anordnungen, die doch ſo raſch wie 
möglich in Kraft treten ſollten (ſiehe § 53), nicht erſt noch von dem 
Willen der Einzellandtage und von deren zeitraubender Einberufung 
und Beratung abhängig machen, ſondern die nötigen Ausführungs⸗ 
einrichtungen auf dem raſcheſten Wege durch Beſtimmung der 
Landeszentralbehörde getroffen wiſſen. 

Die Zentralbehörde in Sachſen⸗Coburg und «Gotha hatte alſo 
die Wahl, den vorhandenen einzelnen Gemeinden die Auf⸗ 
gaben der Kommunalverbände zu übertragen oder größere, weitere 
Kommunalverbände zur Durchführung der Bundesratsverord⸗ 
nung neu zu bilden. Sie hat beides getan. Die ſogenannten 
mittelbaren Städte hat fie eine jede für ſich für einen Kom⸗ 
munalverband im Sinne der Bundesratsverordnung erklärt. Die 
Bedenken, die hiergegen das Landgericht aus dem Worte „Verband“ 
herleitet, ſind unbegründet. Das Wort „Kommunalverband“ wird 
im Verwaltungsrecht nicht lediglich im Sinne von „Verband mehrerer 
Kommunen“ gebraucht, ſondern im Sinne von „Verband kommu⸗ 
naler Art“ und umfaßt begrifflich nicht nur die „Kommunalverbände 
höherer Art“ oder „im weiteren Sinne“ (z. B. preußiſche Provinz, 
preußiſcher Landkreis), ſondern auch die nicht zuſammengeſetzten Kom⸗ 
munalverbände, die Gemeinden (einſchließlich der preußiſchen Stadt⸗ 
kreiſe, die ebenfalls nur aus der einen Gemeinde beſtehen). Auch 
aus der Bundesratsverordnung iſt nicht zu entnehmen, daß fie nur 
ſolche Kommunalverbände im Auge habe, die aus mehreren Ge⸗ 
meinden zuſammengeſetzt ſeien. Natürlich kann die in § 35 vor⸗ 
geſehene Uebertragung nur bei ſolchen vorkommen. Aber bei Ge⸗ 
meinden, die ſelbſt ſchon von der Landeszentralbehörde zum Kom⸗ 
munalverband erklärt ſind, bedarf es dieſer Uebertragung gar nicht 
eerſt noch. Welcher Kommunalverband ſollte denn z. B. in Preußen 
den mehr als 100 Städten mit über 25000 Einwohnern, die als 
Stadtkreiſe aus dem Landkreiſe ausgeſchieden ſind, die eigene Rege⸗ 
Aung des Verbrauchs übertragen, wenn, wie es geſchehen iſt, die 
Preußiſche Landeszentralbehörde die Kreiſe als die Kommunalverbände 
am Sinne der Bundesratsverordnung beſtimmte? Die preußiſche 
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Zentralbehörde wäre ja dann gezwungen, um die Stadtkreiſe über⸗ 
haupt mit in die Regelung hereinzuziehen, die allein ihnen über⸗ 
geordneten Provinzen zu Kommunalverbänden für die Brotregelung 
zu beſtimmen, die dann wiederum nur einzelnen Gemeinden, nicht 
auch den Landkreiſen die ſelbſtändige Regelung hätten übertragen⸗ 
können. Es kann deshalb keinem Zweifel unterliegen, daß die Landes⸗ 
zentralbehörde auch eine einzelne Gemeinde zum zuſtändigen Kom⸗ 
munalverband für die Brotregelung gültig beſtimmen kann. 

Aber auch die Zuſammenfaſſung der bisher unverbundenen Ge⸗ 
meinden eines Landratsamts bezirks, der bisher nur einen 
Staatsverwaltungsbezirk bildete, kann die Landeszentralbehörde nach 
dem Ausgeführten gültig „beſtimmen“. Auch hierbei ſind die Be⸗ 
denken des Landgerichts nicht ſtichhaltig. Gewiß unterſcheidet ſich ein 
Kommunalverband von einer bloßen ſtaatlichen Verwaltungsbezirks⸗ 
abgrenzung dadurch, daß er eine eigene Gebietskörperſchaft mit eigener 
wirtſchaftlicher Selbſtändigkeit und eigenen Organen — mindeſtens. 
einem Organ — hat. Aber an dieſen Eigenſchaften fehlt es auch 
nicht bei dem im Herzogtum Gotha gebildeten Kommunalverband der 
Gemeinden des Landratsamtsbezirks. Der Verband iſt dazu beſtimmt 
worden, die Aufgabe zu erfüllen, die ihm die Bundesratsverordnung 
zuweiſt. Darin liegt zugleich die Verleihung der dazu erforderlichen 
öffentlichrechtlichen Perſönlichkeit und privatrechtlichen Rechtsfähigkeit 
(Fleiner, Inſt. d. Verw., 3. Aufl., §S 7 J 1 bei Anm. 7 S. 102) 
Soll er doch Träger der Rechte und Pflichten ſein, die ihm die Ver⸗ 
ordnung zuweiſt, der dinglichen Rechte aus der Beſchlagnahme ($ 1); 
des Eigentums (§ 14), der Enteignungsentſchädigungspflicht (8 16). 
des Anſpruchs auf Erſparnisvergütung (§ 39) und auf den Mehl⸗ 
verkaufspreis (§ 40), der Rechte und Pflichten wegen der Lagerung. 
und Lagerräume (§8 17, 41) und des Riſikos bei dem ganzen Mehl⸗ 
und Getreidegeſchäft. Die gothaiſche Ausführungsanweiſung vom 
26. Januar 1915 (die zwar nicht wie in anderen Staaten in der 
Geſetzſaammlung oder im Amtsblatte, hier im amtlichen Teile der 
Gothaiſchen Zeitung abgedruckt, aber laut Auskunft des Miniſteriums 
den Bezirksverwaltungsbehörden und Gemeindevorſtänden, laut Aus⸗ 
kunft der Miniſterialkanzlei auch dem Publikum durch Aushang in 
den Gemeinden öffentlich bekannt gemacht worden iſt), ſpricht zu $1 
auch von einem aus der „Geſamtheit der Gemeinden“ „gebildeten 
Kommunalverband“, von eigenen „Geſchäften“ dieſes Verbands und 
von „Ausfällen, die einem ſolchen Kommunalverband etwa entſtehen“. 
Aehnlich iſt die Regelung in Schwarzburg⸗Rudolſtadt, das ebenfalls 
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die Landratsamtsbezirke, die auch dort ſonſt keinen Kommunalverband 
bilden, je für einen Kommunalverband erklärt und dabei vorgeſehen 
hat, daß dieſer Kommunalverband eigene Schuldverpflichtungen haben 
kann (Ausf Beſt. d. Min. vom 29. Januar 1915 zu § 1 d. BRV., 
Rud. Landesztg. vom 31. Januar 1915, 1. Beil.). 

Es fehlt auch nicht an der nötigen Organiſation, die das Land⸗ 
gericht vermißt. Die Landeszentralbehörde hat zwar in der Miniſterial⸗ 
verordnung vom 26. Januar 1915 (No. 22 der Gothaiſchen Zeitung) 
nichts über die Verfaſſung der Kommunalverbände geſagt, ſo daß, 
wenn dies die einzige Beſtimmung der Landeszentralbehörden wäre, 
vielleicht Zweifel entſtehen könnten, welches denn die zuſtändigen Or⸗ 
gane des zuſammengeſetzten Kommunalverbands ſeien, etwa nur das 
Landratsamt oder ſtatt ſeiner oder neben ihm eine Vertretung der 
Gemeinden, etwa eine Verſammlung der Gemeindevorſteher. Aber 
in der Ausführungsanweiſung hat die Landeszentralbehörde zu § 1, 
zu § 38 und zu § 42 der Bundesratsverordnung noch weiter be⸗ 
ſtimmt: Die Geſchäfte des Kommunalverbands, der aus der Geſamt⸗ 
heit der Gemeinden des Landratsamtsbezirks gebildet iſt, führt der 
Landrat; der Landrat wählt den Brotausſchuß (§ 38 Bot V.); die 
Anordnungen im Sinne der §§ 34—36 BRV. erläßt der Landrat 
mit Genehmigung der zuſtändigen Miniſterialabteilung. So iſt auch 
in anderen thüringiſchen Staaten, deren Landratsamtsbezirke (Ver⸗ 
waltungsbezirke) ſonſt keine Kommunalverbände bildeten, die Organi⸗ 
ſation geregelt: in Schwarzburg⸗Rudolſtadt ſind die Landratsämter 
als Vertretungsorgane (a. a. O. Abſ. 2 zu § 1), in Sachſen⸗Alten⸗ 
burg die Landratsämter als Willensorgane (für Ausſchußwahl, An⸗ 
ordnungserlaſſe) (GS. 1915 S. 23 ff. zu 88 38, 42), im Großherzog⸗ 
tum Sachſen die Bezirksdirektoren als „Vertreter“ und Willensorgane 
(für Ausſchußwahl, Anordnungserlaß) des Kommunalverbands be⸗ 
ſtimmt worden (Reg Bl. 1915 S. 11). Daß das hiernach beſtimmte 
Vertretungs⸗, Verwaltungs⸗ und Verordnungsorgan für den Kom⸗ 
munalverband eine „ſtaatliche“ Behörde iſt, ſteht der Auffaſſung, daß. 
die angeordnete Gemeinde⸗Geſamtheit ein Kommunalverband iſt, nicht 
im Wege (vgl. Fleiner, Inſt. d. Verw. 3. Aufl., 8 7 J 2, Anm. 13 
S. 105). Auch in anderen Staaten ſind die leitenden Organe von 
Kommunalverbänden ſtaatlich eingeſetzte Behörden oder Beamte, ſo 
der preußiſche Landrat. Der Bundesrat hat nun aber die Landes⸗ 
zentralbehörden ermächtigt, ſelbſt entgegen etwaigen landesgeſetzlichen 
Vorſchriften, zu beſtimmen, in welchem Verfahren namens des Kom⸗ 
munalverbands die Anordnungen zur Regelung des Mehl⸗ und Brot⸗ 
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verkehrs zu erlaſſen find ($ 42). Die Landeszentralbehörde darf da⸗ 
her zur Vereinfachung des Verfahrens die Mitwirkung von gewählten 
ſogenannten Selbſtverwaltungsbehörden (i. e. S.) völlig ausſchalten, 
etwa dem Landrate allein übertragen. So iſt z. B. in Sachſen⸗ 
Weimar dieſe Zuſtändigkeit dem Großherzoglichen Bezirksdirektor allein 
übertragen, obwohl ein Bezirksausſchuß vorhanden iſt und als Organ 
des Kommunalverbands mit hätte Verwendung finden können. In 
den preußiſchen Stadtkreiſen iſt die Mitwirkung der Stadtverordneten⸗ 
verſammlung ausgeſchaltet. 

Daraus ergibt ſich, daß jedenfalls im Sinne der Bundesrats⸗— 
verordnung es kein weſentliches Erfordernis für den Begriff des Kom⸗ 
munalverbands iſt, daß ſein Organ ein von feinen Berbanddangehd- 
rigen gewählter Selbſtverwaltungskörper iſt. Weſentlich iſt nur, daß 
ein rechtsfähiger Verband vorhanden oder neu geſchaffen und mit 
einem Organ ausgeſtattet iſt. Dem iſt in Gotha Genüge geſchehen. 
Dem Bundesrat kam es ſichtlich nicht darauf an, die Brotregelung 
gerade in die Hände einer Schultheißenkonferenz oder von gewählten 
nichtbeamteten Einwohnerſchaftsvertretern zu legen — für die Mit⸗ 
wirkung fachkundiger Bürger ſorgte er ſchon durch die Vorſchrift der 
beſonderen Brotausſchüſſe in §S 28 —; es kam ihm vielmehr darauf 
an, die Durchführung der Brotregelung ſtatt dem Reiche oder dem 
Staate kleineren örtlichen öffentlichrechtlichen Verbänden als Trägern 
der Rechte und Pflichten zu übertragen und zugleich die große zu be⸗ 
wältigende Arbeit auf verhältnismäßig viele örtliche Verwaltungsſtellen 
zu verteilen, die den Verhältniſſen möglichſt naheſtehen und zu 
ſchnellem Handeln geeignet ſind. Daß hiermit die gothaiſche Regelung 
in Widerſpruch ſtände, iſt nicht erſichtlich. Sie entſpricht vielmehr 
der Regelung, wie ſie auch in anderen thüringiſchen Staaten ge⸗ 
troffen worden iſt, ſo, wie erwähnt, im Großherzogtum Sachſen, in 
Sachſen⸗Altenburg und in Schwarzburg⸗Rudolſtadt, deren Verwal⸗ 
tungsbezirke und Landratsamtsbezirke nicht ſchon ohnedies Kommunal⸗ 
verbände ſind, und in denen die ſtaatlichen Behörden (Bezirksdirektor, 
Landratsamt) zu Vertretungs- und Anordnungsorganen der Brot⸗ 
regelungs⸗Kommunalverbände beſtimmt worden ſind. 

Beſchlüſſe vom 10. Mai 1915, 4 W 52, 53, 55/1915 (nach 
Gotha). 
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Bücherbeſprechungen. 


30. Güthe und Schlegelberger, Kriegsbuch. Die Kriegsgeſetze 
mit der amtlichen Begründung und der geſamten Rechtſprechung und Rechts⸗ 
lehre. Berlin (Vahlen). 19 M., geb. 22 M. | 

Unter all den Büchern, die zum Kriegsrecht emporgeſchoſſen find, ragt dieſes 
hervor durch ſeine Vollſtändigkeit und Ueberſicht. Es wird das Buch werden, das 
bleibt auch für ſpätere Zeit und Kunde gibt von der Umſtellung unſeres Wirtſchafts⸗ 
lebens im großen Kriege. Eine Juhaltsüberſicht zeigt die Anlage des Buchs: Das 
Sonderrecht der Kriegsteilnehmer — der deutſchen — der öſterreichiſch⸗ungariſchen. 
Geltendmachung von Anſprüchen während der Kriegszeit: Maßnahmen zugunſten 
der Schuldner, der Gläubiger, beider. — Handelsſachen und gewerbliches Eigentum: 
Handelspolitik, Handelsſtand, Geſellſchaften, Handelsgeſchäfte, gewerbliches Eigentum. 
— Finanzgeſetze. — Beſchaffung und Verwertung der Rohſtoffe, Nahrungs⸗ und 
Futtermittel, Höchſtpreiſe. — Beſchaffung und Verteilung der Arbeitskräfte. Ar⸗ 
beiterſchutz. Kriegswohlfahrtspflege. — Vergeltungsmaßreln. — Heeresverſorgung. 
— Verkehrsbeſchränkungen und Maßnahmen der öffentlichen Betriebsverwaltungen. 
Bei der Rechtſprechung und der literariſchen Behandlung der einzelnen geſetzlichen 
Beſtimmungen hat man oft das Weſentliche überſehn und iſt ſtecken geblieben in 
überſchätzten Einzelbeſtimmungen. Die Kurzatmigkeit der Gedanken, oft der bloßen 
Worte, und ihre Bläſſe haben ſich vorgedrängt, wie man's nicht mehr für möglich 
hielt. Platte, glatte Geſchäftigkeit, Unruhe, Aufgeregtheit machte ſich bereit. Das 
Kriegsbuch kann dazu führen, alle Beſtimmungen im Rahmen und in der Bedeutung 
des ganzen Volkslebens anzuſchauen. Abſchließend wird auch dieſe Verarbeitung 
nicht ſein, aber ſie wird die Grundlage ſein zu einer künftigen Mobilmachung des 
Rechts, die jetzt nur mit unzureichenden Unterlagen hat erfolgen müſſen. R. D. 


31. Waſſermann und Erlanger, Rechtsanwälte in München, 
Die Kriegsgeſetze privatrechtlichen Inhalts. 2. Aufl. München 
(Schweitzer Verlag) 2. Aufl. 4 M. 

Die Arbeit iſt auf den Stand vom 1. Juni 1915 gebracht, und es iſt ſorg⸗ 
fältig alles zuſammengetragen und eingeordnet. 


32. Sörgel und Krauſe, Jahrbuch des Strafrechts und 
Strafprozeſſes. 9. Jahrg., Rechtslehre und Rechtſprechung des Jahres 
1914 zu den Reichs⸗ und Landesgeſetzen. Hannover (Helwingſche Verlags⸗ 
buchhandlung). Geb. 4,50 M. 

Das nützliche Büchlein hat ſich auch für das vergangene Jahr wieder ein⸗ 
geſtellt und zeigt die gewohnte Sorgfalt und den Sammeleifer. Nur erhebt ſich 
immer wieder die Frage, ob wirklich im Strafrecht eine ins Kleinſte gehende Prä⸗ 
judizienbefolgung den Zwecken entſpricht. Wie überall, fo wollen gerade da Vor⸗ 
entſcheidungen nur als Anregungen benutzt werden, nicht aber als Geleiſe, in die 
man ſich feſtfährt. 


33. Moſſe (früher Litthauer), Handelsgeſetzbuch. 15. Aufl. 
Berlin, (Guttentag, Verlagsbuchhandlung). 


Die bewährte Ausgabe iſt noch erweitert und zu einem kleinen Kommentar 
geworden, die neueſte Geſetzgebung und Rechtſprechung ſind berückſichtigt. 


34. Schweitzers Zettelausgabe 10. Aenderungen des BGB., des ZV G., 
der KO. nach dem Geſetz vom 8. Juni 1915. 40 Pf. 

Man ſollte dieſe billigen Hilfsmittel, ſeinen Geſetzesbeſtand auf das Laufende 
zu bringen, viel mehr benutzen, als es bis jetzt geſchieht. Immer wieder kommen 
peinliche Verſehen dadurch vor, daß veraltete Ausgaben benutzt werden. Dieſe 
Deckblätter ſind geeignet, ſolche Irrtümer zu verhindern. 
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35. Stier-Somlo, Kommentar zur Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung. Lieferung 5 (Schluß des erſten Bandes). 9,50 M. Band 1 
vollſtändig 26 M., geb. 29 M. | 

Die Lieferung enthält den Schluß der einführenden Geſchichte und ſyſtematiſchen 
Ueberſicht, die Erläuterung zu den 88 357— 536, Nachträge zu den früheren Para⸗ 
graphen ein Sachregiſter zu dem erſten Band. Die Erläuterungen enthalten jedesmal 
die Entſtehungsgeſchichte und eine überſichtliche Zergliederung des Inhalts des Para⸗ 
graphen. Der Verfaſſer beherrſcht den Stoff in ganz erſtaunlicher Weiſe. 


36. Plancks Kommentar zum Bürgerlichen Geſetzbuch. 
2. Band, erſte Hälfte, zweite (Schluß)⸗Lieferung. Recht der Schuldverhältniſſe. 
Allgemeiner Teil, 58 364 — 432. 3. Band, erſte Lieferung. Sachenrecht. 
SS 854—1011. 

Nun iſt auch der zweite Herausgeber dahingegangen, Strohal, der es ver⸗ 
ſtand, die Bedürfniſſe des Verkehrs mit dem logiſchen Gedankenbau zu a 
Das Sachenrecht ift bearbeitet von den Reichgerichtsräten Brodmann und Dr. 
Strecker. Ueberall zeigt ſich das Fortſchreiten mit den Gedanken der Zeit. Man 
ſucht bei jedem Paragraphen mehr den „Grundgedanken und Zweck“ an die Spitze 
der Erläuterungen zu ſtellen und dann auch in den überſichtlichen einzelnen Aus⸗ 
führungen durchzuführen. 


37. Szezesny, Viktor, Regierungsrat a. D. Berlin⸗Halenſee, Die 
Kriegsgeſetze und Verordnungen über die Höchſtpreiſe, 
Sicherſtellung der Volksernährung, der Rohſtoffe, Metalle 
uſw. mit den Ausführungsbeſtimmungen von Preußen, Bayern, Sachſen, 
Württemberg und Baden. Stuttgart (J. Heß) 1915. 484 S. Preis geh. 
5,20 M. 

Die wirtſchaftliche Kriegsbereitſchaft Deutſchlands und ihre ſtändige Erhaltung 
iſt in dem Weltkriege von höchſter Bedeutung. Die ſie betreffenden Beſtimmungen 
auf den eben genannten Gebieten hat der Verfaſſer nach dem Stande vom Anfang 
Mai 1915 zuſammengeſtellt. Da die Anordnungen meiſt vom Augenblick geboren 
find, find fie für den, der fie in der Praxis anzuwenden hat, in ihren Einzelbeſtim⸗ 
mungen nicht immer ganz zweifelsfrei. Zu begrüßen iſt daher, daß der Verfaſſer 
das Geſetz über Höchſtpreiſe, die Verordnungen über Getreide, Mehl und Brot, über 
Hafer, Gerſte, Kartoffeln, den Verkehr mit Futtermitteln und die Sicherung der 
Ackerbeſtellung mit zum Teil eingehenden Erläuterungen verſehen hat. Für die 
Gemeinden und Gemeindeverbände iſt es von beſonderem Werte, daß ſie auf Grund 
der abgedruckten Verordnungen über Entnahme und Abgabe von Mehl und Brot 
in einzelnen Großſtädten, aber auch in kleineren Gemeinden, in den Stand geſetzt 
werden, ſelbſt zweckdienlichſte Beſtimmungen zu treffen. Die Ueberſichtlichkeit der 
infolge der durch immer neue Verordnungen eintretenden Abänderung und Er⸗ 
gänzung der urſprünglichen Anordnungen nicht ganz einfachen Darſtellung der 
geltenden Vorſchriften iſt anzuerkennen. 5 


38. Heß, Dr. Ludwig, Rechtsanwalt und Notar in Stuttgart, Die 
Kriegsgeſetze zur Abhilfe wirtſchaftlicher Schädigungen. 
2., erweiterte Auflage. Stuttgart (J. Heß) 1915. 235 S. Preis geh. 
3,60 M., geb. 4,40 M. | . 

Wie ich auch im „Juriſtiſchen Literaturblatt“ 1915 S. 49 bemerkt habe, läßt 
ſich der in den deutſchen Kriegsnotgeſetzen nebſt den dazu gehörigen Verordnungen 
enthaltene Rechtsſtoff in fünf Gruppen einordnen, nämlich in das militäriſche, das 
wirtſchaftliche, das finanzielle, das ſozialpolitiſche und das allgemein⸗juriſtiſche Gebiet. 
Legt man dieſe Einteilung zugrunde, dann bietet das Werk von Heß viel mehr, als 
ſein Titel ahnen läßt. Man kann faſt ſagen, daß der Verfaſſer alle eben genannten 
Gebiete mit Ausnahme des ſeiner Erörterung ferner ſtehenden militäriſchen Gebiets 
ausreichend berückſichtigt. Daß es Heß gelungen iſt, in weiſer Selbſtbeſchränkung 
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die den wirtſchaftlichen Intereſſen dienenden Beſtimmungen in der richtigen Weiſe 
zuſammenzuſtellen, beweiſt der Umſtand, daß ſein Werk in kurzer Zeit es zur 
2. Auflage gebracht hat. Bei der Gediegenheit der in dem Werke enthaltenen Er⸗ 
däuterungen zu wichtigen geleßgeberifihen Beſtimmungen, welche die gefteigerte Nach⸗ 


frage nach der Schrift erklärt, wird bald eine neue Auflage notwendig werden. 


39. Henle, Dr. Rudolf, Privatdozent der Rechte an der Univerſität Bonn, 

Unus casus. Eine Studie zu Juſtinians Inſtitutionen. Leipzig (A. Deichert) 
1915. 188 S. Preis 6 M. 

Ein liebliches Bild des tiefſten Friedens umgibt den Leſer, der ſich in das 
Studium der vorliegenden Monographie verſenkt. Eine Stelle in den Inſtitutionen 
Juſtinians, deren Löſung ſeit den Zeiten der Gloſſatoren ſtreitig iſt und die bis in 
die letzten Jahrzehnte hinein Gegenſtand ſcharfſinnigſter Unterſuchung geweſen iſt, 
der unus casus in $ 2 des Titels de actionibus (IV, 6), wird auf das eingehendſte 
mit „wiſſenſchaftlicher“ Gründlichkeit erörtert. Der Verfaſſer erblickt in der actio 
prohibitoria des nuntiierenden Eigentümers den unus casus. Der Prüfung in 
ruhigeren Zeiten muß es vorbehalten bleiben, in den Einzelheiten feſtzuſtellen, in⸗ 
wieweit es dem Verfaſſer gelungen iſt, das Rätſel des unus casus, dem im Gegen⸗ 
ſatz zur Anſicht Sibers (Die Paſſivlegitimation bei der Rei vindicatio als Bei- 
trag zur Lehre von der Aktionenkonkurrenz, 1907, S. 95) nicht jede Anziehungskraft 
abzuſprechen iſt, zu löſen. | 


40. Köhne, A., Generaldirektor des Allgemeinen Knappſchaftsvereins, 
Die deutſchen Knappſchaftsvereine, ihre Einrichtung undihre 
Bedeutung. Hannover (Helwing) 1915. 96 S. Preis geh. 2 M. 

Die Schrift ſetzt ſich zum Ziele, uns das mit dem Bergbau eng verbundene, 
über den Kreis der Nächſtbeteiligten hinaus nur wenig bekannte Knappſchaftsweſen 
vor Augen zu führen. Der Verfaſſer bringt kurze geſchichtliche Angaben über die 
Knappſchaft. Er weiſt darauf hin, daß die ſoziale Reichsgeſetzgebung der 1880er Jahre 
an den Grundlagen der Knappſchaft nicht gerüttelt hat, letztere vielmehr in mancher 
Hinſicht vorbildlich für die Reichsgeſetzgebung geweſen ſind. Auf dem Gebiete der 
Landesgeſetzgebung ſtellt er als das wichtigſte Knappſchaftsgeſetz der neueren Zeit 
das vom 19. Juni 1906 hin, weil es jeden Bergmann, der die ſatzungsgemäßen 
Anforderungen für die Aufnahme in die Penſionskaſſe erfüllt, kraft Geſetzes Mitglied 
der Penſionskaſſe werden läßt, weil es weiterhin die Freizügigkeit unter den Mit⸗ 
gliedern der preußiſchen Knappſchaften durchführt, weil es eingehende Vorſchriften 
zur Sicherſtellung der knappſchaftlichen Leiſtungen trifft und weil es ſchließlich für 
alle Streitigkeiten auf knappſchaftlichem Gebiete hinſichtlich der Penſionskaſſe das 
ſchiedsgerichtliche Verfahren einführt. Er gibt uns eine umfaſſende Darſtellung der 
inneren Verhältniſſe der Knappſchaftsvereine, insbeſondere befaßt er ſich mit den 
Vereinsorganen, nämlich der Generalverſammlung, dem Vorſtande und den die Ver⸗ 
waltung ausübenden leitenden Beamten. Er beſpricht die Leiſtungen der Knappſchafts⸗ 
vereine als Kranken⸗ und Penſionskaſſen. Beigegeben iſt der Schrift eine ver⸗ 
gleichende Ueberſicht über die Leiſtungen einer Anzahl Knappſchaftsvereine unter 
Augabe des für ein Mitglied eingezahlten Jahresbeitrages. Eine weitere Anlage 
beſchäftigt ſich mit der zahlenmäßigen Entwicklung des Allgemeinen Knappſchafts⸗ 
vereins zu Bochum, ſeiner Fürſorgetätigkeit für die Mitglieder und deren Angehörigen 
und der Entwicklung der Kohlenförderung im Oberbergamtsbezirk Dortmund. In 
der 3. Anlage gibt er die Entwicklung der preußiſchen Knappſchaftsvereine und 
ihre Fürſorgetätigkeit für die Mitglieder und für deren Angehörige wieder. Die 
4. Anlage endlich enthält die Zuſammenſtellung der deutſchen Knappſchaftsvereine 
und ihre Mitgliederzahl nach dem Stande vom 1. Jannar 1913. 

Geſchmackvolle Abbildungen ſind in den Text eingeſtreut. Die Schrift beleuchtet 
einen wichtigen Beitrag zur Löſung der ſozialen Frage im Wege der Sozialverſicherung. 


41. Fiſcher, K., Landgerichtsrat in Mülhauſen i. Elſaß, Die Vor⸗ 
arbeiten eines Bauwerks und allgemeine Rechtsfragen des 
Hausbaues. 2., verbeſſerte und bedeutend vermehrte Auflage. Hannover 
(Helwing) 1915. 133 S. Preis geh. 3,50 M., geb. 4 M. | 


— 238 — 


Zu einer Zeit, in der es als Aufgabe der Bodenpolitik der Gemeinden hin⸗ 
geſtellt wird, die Entſtehung von Einfamilienhäuſern zu begünſtigen, wie dies z. B. 
in Vorträgen, die in dem unter der Bezeichnung „Kommunale Woche“ in Düffel- 
dorf eingerichteten Fortbildungskurſus für Kommunalbeamte im Jahre 1913 gehalten 
worden ſind, geſchehen iſt, muß das Erſcheinen eines Werkes über die bei einem 
Hausbau in Betracht kommenden techniſchen und rechtlichen Fragen als willkommen 
begrüßt werden. Wie ſehr das Werk einem vorhandenen Bedürfnis entſprach, zeigt 
am beſten der Umſtand, daß der Verfaſſer der im erſten Halbjahr 1912 erſchienenen 
erſten Auflage ſchon eine zweite folgen laſſen konnte. Der Verfaſſer unterrichtet 
uns zunächſt über die techniſchen Erforderniſſe und kommt dann auf die Form des 
Abſchluſſes des Vertrages auf Vorarbeiten zu ſprechen. Er behandelt die Pflichten 
des Architekten, ſeine Haftung und den Umfang der Bauleitung, dann aber auch 
feinen Anſpruch auf Honorar, namentlich nach der Hamburger Norm. Geſtreift iſt. 
die wichtige Frage nach der Beweislaſt bei Honoraranſprüchen. Erörtert wird das 
Weſen des Bauvertrages und die Wirkung des Koſtenanſchlages auf ihn. Bei der 
Darſtellung der privatrechtlichen Abnahme des Bauwerks ergründet er deſſen Begriff 
im juriſtiſchen Sinne und die Mängelhaftung beim Bauvertrage. Es wird gezeigt, 
was der Architekt tun kann, um ſich ſeinen Anſpruch zu ſichern. Die Entſtehung 
und die Verjährung der Bauforderungen wird behandelt. Das ſchiedsrichterliche Ver⸗ 
fahren wird mit Rückſicht auf ſeine beſondere Wichtigkeit für Streitigkeiten in Bau⸗ 
angelegenheiten näher dargeſtellt. Gedacht wird auch der Beſtimmungen über die 
Bauerlaubnis, den Wettbewerb und das Urheberrecht. Die Schrift genügt völlig 
ihrem Zwecke, dem Richter und dem Anwalt die Bearbeitung der Bauprozeſſe zu 
erleichtern und auch den Bauintereſſenten wichtige Fingerzeige hinſichtlich ihrer Rechte 
und Pflichten zu geben. 


42. Dochow, Franz, Privatdozent an der Univerſität Heidelberg, 
Lehrbuch des deutſchen Verwaltungsrechts von Georg Meyer. 
Zweiter Teil. 4. Aufl. München und Leipzig (Duncker und Humblot) 1915. 
VIII und 92 S. Preis geh. 2,50 M. | 

Von dem Werke, das in 3 Teilen zur Ausgabe gelangt, ift der erſte Teil im 
Oktober 1913 erſchien, während der dritte die Darſtellung der Heeres⸗ und Finanz⸗ 
verwaltung und der Sozialgeſetzgebung enthalten wird. Der vorliegende zweite Teil. 
befaßt ſich mit der inneren Verwaltung und zwar mit der Privatverſicherung, den 
Beſtimmungen über die Wege, über die Bauten und über die Gewäſſer. Weiter⸗ 
hin enthält der zweite Teil die Lehre von der auswärtigen Verwaltung. Sie gliedert 
ſich in die Darſtellung der Beſtimmungen über die Zentralbehörden, die Geſandt⸗ 
ſchaften und Konſulate. 

Hoffentlich wird das empfehlenswerte Lehrbuch recht bald durch das Erſcheinen 
des dritten Teiles vollſtändig. 


43. Sammlung der neueſten Entſcheidungen des Reichsgerichts, 
des Bayer. Oberſten Landesgerichts, des Kaiſerlich. Patentamts, des Reichs⸗ 
verſicherungsamts, der Oberlandesgerichte, der oberen Verwaltungsgerichtshöfe, 
ſowie zahlreicher Verwaltungsbehörden in Kartothek⸗ Ausgabe. Begründet 
von Oberlandesgerichtsrat Fuchsberger. Herausgegeben unter redaktioneller 
Oberleitung von Juſtizrat Dr. Fuld⸗Mainz. Gießen (Emil Rotth). 

Das vorliegende erſte Heft des 6. Jahrganges, 1915 (Preis 2,50 M.) umfaßt 
80 Blätter. Auf 19 Blättern werden 21 Rechtsſprüche mit 24 höchſtrichterlichen 
Entſcheidungen über die Kriegsnotgeſetze mitgeteilt. Weiterhin enthält das 
Heft Entſcheidungen zum Handels⸗, Wechſel⸗, Straf⸗, Strafprozeß⸗ und Urheberrecht, 
zur Zivilprozeß⸗ und Konkursordnung, zum Bürgerlichen Geſetzbuch, zur Grund⸗ 
buchordnung, zum Wettbewerbsrecht, zur freiwilligen Gerichtsbarkeit, zum privaten 
Verſicherungsrecht, zur Gewerbeordnung, zum GmbhH.⸗Geſetz, zum Reichsſtempel⸗ 
geſetz und zum Weingeſetz. . 5 

Die Vorzüge der Kartothek⸗Ausgaben ſind allſeitig anerkannt. Sie ſind fort⸗ 
laufend der Ergänzung fähig und ermöglichen eine ſoſortige, durch die Norwendig⸗ 
keit der Durchſicht oft zahlreicher Bände nicht beeinträchtigte Orientierung. 

Schweidnitz. Landgerichtsrat Alfons Hackenberger. 
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44. Krauſe, Regierungsrat, Direktor des Gemeinſchaftlichen Oberver⸗ 
ſicherungsamts in Gera, Kriegswochenhilſe. 2. Aufl. Stuttgart (J. Heß). 

Band 1. Kommentar zu den Bekanntmachungen des Bundesrats 1) betr. 
Wochenhilfe während des Kriegs vom 3. Dezember 1914, 2) über Krankenver⸗ 
ſicherung und Wochenhilfe während des Kriegs vom 28. Januar 1915. 
Geh. 2,50 M., geb. 3 M. 

Band 2. Kommentar zu den Bekanntmachungen des Bundesrats betr. 
Ausdehnung der Wochenhilfe während des Kriegs vom 23. April 1915. 
Geh. 1,50 M., geb. 2 M. 


Geben aus den amtlichen Erläuterungen und mit eigenen Erörterungen 
brauchbare Auskunft auf die auftauchenden Zweifelsfragen. 


45. Jünger, Die Kriegsgeſetze. Hannover (Helwing). Geb. 5 M. 

Enthält eine Zuſammenſtellung der im Reiche und in Preußen aus Anlaß 
des Kriegs erlaffenen Geſetze und Verordnungen, auch ſolcher, die im Zentralblatt 
und in den Miniſterialblättern veröffentlicht ſind, erſtrebt eine möglichſte Vollſtändig⸗ 
keit der Veröffentlichungen, wovon nur abgeſehn wird bei der Regelung der Höchſt⸗ 
preiſe und ſonſtigen Nahrungsmittelverſorgung, beſchränkt ſich auf den Abdruck und 
verzichtet auf Erläuterungen und ſonſtige Anmerkungen. 


46. Crüger, Dr. Hans, Das Reichsgeſetz, betr. die Er⸗ 
werbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften, früher von Pariſius 
und Crüger. 8. Aufl. Berlin (Guttentag). 16 M. 

Trotz des Kriegs iſt die neue Auflage des bewährten Buchs erſchienen, die 


den Ergebniſſen der Rechtſprechung und Rechtslehre Rechnung trägt, auch die Kriegs⸗ 
notgeſetze und Verordnungen berückſichtigt. 


47. Die Bundes rats verordnung zur Entlaſtung der Ge⸗ 
richte vom 9. September 1915. Von Amtsrichter Trendelenburg, 
Hilfsarbeiter im Reichsjuſtizamt. Berlin (Franz Vahlen). Geb. 1,80 M. 
— Von Rechtsanwalt Waſſermann. München (Schweitzers Verlag). 
Geh. 0,60 M. — Heymanns Verlag, Berlin. Geh. 0,50 M. — Von 
Reichsgerichtsrat Buſch, Guttentags Verlag. 60 Pf. — Von Reichsgerichts⸗ 
rat Neukamp, Verlag von Hirſchfeld, Leipzig. 1 M. 

Kaum 10 Tage nach Erlaß der Verordnung ſind die 3 erſten Kommentare fir 
und fertig, ſie ſehen ſich gleich, wie ein Ei dem andern, bringen in der Hauptſache Ab⸗ 
druck der Verordnung und dazu als Erläuterungen zu den einzelnen Paragraphen 
gedruckt die amtliche Begründung, die im Reichsanzeiger erſchienen iſt. 

Die Ausgabe aus dem Verlag von Vahlen bringt noch als Einleitung einen Ueber⸗ 
blick, auch eigne Anmerkungen und die Preußiſche Miniſterialverfügung v. 14. September 
über die geſchäftliche Behandlung der Prozeßſachen, ſowie den Abdruck ſonſtiger zivil⸗ 
prozeßſſualer Beſtimmungen, die mit der Verordnung in Zuſammenhang ſtehn. 

Ebenſo ſind die 4 Wochen ſpäter erſchienenen Kommentare von Buſch und 
Neukamp etwas ausführlicher. 

Man muß immer wieder, namentlich jetzt in der Kriegszeit, wo Papier und 
Druck und alles andre ſo teuer ſind, fragen, ob es ſich nicht lohnte, daß ſich die 
Verleger verſtändigten über gemeinſame Herausgabe der Ausgaben. Iſt's wirklich 
notwendig, daß ſich verſchiedene Verleger um Ausgaben bemühen, die gar nicht ſo 
weſentlich voneinander abweichen? Der Ruf nach „Organiſation“ und „Verein⸗ 
fachung“ erſchallt beſonders an die Verleger der Ausgaben von Geſetzestexten: 
Heymann, Schweitzer, Vahlen uſw. Wie lange noch ſoll die Vergeudung dauern? 
Die Indnſtrie darf doch nicht mehr fo zerſplittert arbeiten und Ausgaben auf den 
Markt werfen, um dem andern Verleger zuvorzukommen. Wenn die „Organiſation“ 
der Geſetzesverbreitung nicht von den Verlegern ausgeht, ſollte ſich wirklich die Re⸗ 
gierung ins Mittel legen. Unſere Zeit der Zwangsgeſellſchaften würde auch das 
vertragen und ertragen. R. D. 
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48. Das Geſetz zur Einſchränkung der Verfügungen 
über Miet⸗ und Pachtzins forderungen. Vom 8. Juni 1915. 
Erläutert von Dr. Ernſt Trendelenburg, Amtsrichter, Hilfsarbeiter im 

Reichs⸗Juſtizamt. Berlin (Franz Vahlen). Preis geb. 1,50 M. 

| Die Schwierigkeiten, die auf dem Gebiete des Realkredits ſchon vor dem Kriegs 
hervorgetreten waren, hatten die Aufmerkſamkeit der beteiligten Kreiſe auf die recht⸗ 
lichen Grundlagen des Hypothekenkredits gewendet. Von den Fragen, die eifrig 
erörtert wurden, ſtand von vornherein im Vordergrund die der Verfügungen über 
Miet⸗ und Pachtzinsforderungen. Das Bedürfnis nach einer geſetzlichen Einſchränkung 
ihrer Wirkſamkeit wurde infolge der durch den Krieg herbeigeführten wirtſchaftlichen 
Schwierigkeiten beſonders dringlich empfunden. Deshalb wurde obiges Geſetz, 
deſſen Vorlegung bei Kriegsausbruch zunächſt zurückgeſtellt worden war, noch 
während des Krieges verabſchiedet. 

Das Geſetz will offenbare Unbilligkeiten beſeitigen, die ſich unter der Geltung 
des bisherigen Rechts herausgebildet haben. Dabei ſucht es am Aufbau des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs, des Zwangsverſteigerungsgeſetzes und der Konkursordnung ſo 
wenig wie möglich zu ändern. Der Technik dieſer Geſetze paßt es ſich tunlichſt an. 
Aus ſich heraus iſt es deshalb nicht jedem verſtändlich. Die vorliegende Arbeit 
bezweckt, das Geſetz im Zuſammenhang mit den Vorſchriften darzuſtellen, in deren 
Rahmen es gehört. Die Einleitung enthält einen allgemeinen Ueberblick über die 
Vorgeſchichte. Es folgt die Entſtehungsgeſchichte und eine Darſtellung des weſent⸗ 
lichen Inhalts, die ſich im allgemeinen an die Ausführungen der Begründung an⸗ 
ſchließt. Eine eingehendere Darſtellung findet die Zwangsverſteigerung des Miet⸗ 
oder Pachtgrundſtücks. Sie will aber dieſes Gebiet nicht erſchöpfend behandeln und 
nimmt zu Streitfragen nur fo weit Stellung, als fie für die Anwendung des Ge⸗ 
ſetzes Bedeutung haben. Ausſührlich ſind ferner die Uebergangsvorſchriften behandelt, 
die ſchon jetzt zu Meinungsverſchiedenheiten Anlaß gegeben haben. Zum Schluß 
wird die Belehrung des Mieters oder Pächters beſprochen und mit Hinweiſen auf 
die Erläuterungen des Geſetzes belegt. 


49. Die Geſchäftsaufſicht zur Abwendung des Konkurs: 
verfahrens. Bekanntmachung, betr. die Anordnung einer Geſchäftsaufſicht 
zur Abwendung des Konkursverfahrens, vom 8. Auguſt 1914, nebſt Er⸗ 
läuterung unter eingehender Berückſichtigung der Rechtſprechung und Rechtslehre. 
Von Anitsgerichtsrat Leopold Levy, Konkursrichter des Amtsgerichts Char⸗ 
lottenburg. Berlin (Franz Vahlen). Preis 1,50 M. 

Von vielen als Wohltat geprieſen, von anderen bemängelt und bekämpft, hat 
die „Geſchäftsaufſicht“ das erſte Kriegsjahr überſtanden. Die Aufmerkſamkeit, die 
Juriſten, Volkswirtſchaftler und weite Kreiſe der Kaufmannſchaft dem neuen Rechts⸗ 
gebilde entgegengebracht haben, wird nach dem Kriege nicht erlöſchen. Soll doch 
die „Geſchäftsaufſicht“ der Grundſtein für den vielerſehnten Zwangsvergleich ohne 
Konkursverfahren ſein! 

Der Verfaſſer erläutert aus der Handhabung heraus in gemeinverſtändlicher 
Sprache das Geſchäftsaufſichtsverfahren, feine Wirkung auf die beſtehenden Rechts⸗ 
verhältniſſe und die ſchwebenden Rechtsſtreitigkeiten des Schuldners, die Aufgaben 
Sch B die Rechte und Pflichten der beteiligten Gläubiger und 
Schuldner. 


Die Verordnung des Bundesrats zur Entlafiung der 
Strafgerichte vom 7. Oktober 1915. 


Von Landrichter Dr. jur. und phil. Bo venſiepen, Kiel. 


Im einzelnen gehen die Anſichten über die grundlegende Aus⸗ 
geſtaltung unſeres Strafgerichtsverfahrens8 und den Aufbau unſerer 
Strafgerichte auseinander: wir erinnern im Vorbeigehen nur an die 
ſo heiß umſtrittenen Fragen der Abſchaffung oder Beibehaltung der 
gerichtlichen Vorunterſuchung, der Notwendigkeit eines beſonderen Er⸗ 
öffnungsverfahrens, Beibehaltung der Schwurgerichte oder ihre Be⸗ 
ſeitigung durch große Schöffengerichte, wie fie ſchon der Friedbergſche 
Entwurf vorgeſchlagen hatte. Darüber herrſchte doch auch ſchon vor 
Ausbruch des großen, reinigenden Weltkrieges Uebereinſtimmung, das 
Schwerfällige und Schleppende, Formaliſtiſche unſeres Strafverfahrens 
ſei nicht mehr länger zu ertragen, die Ueberzeugung war allgemein 
geworden, man ſchöſſe mit Kanonen nach Spatzen — wenigſtend 
vielfach — und das Prinzip der Wirtſchaftlichkeit: durch möglichſt 
geringe Mittel möglichſt große Erfolge zu erzielen, ſei faſt ganz aus⸗ 
geſchaltet durch eine Häufung der Inſtanzen, Umſtändlichkeit und 
Langſamkeit des Verfahrens. 

Der große Krieg, der auf faſt allen Lebensgebieten reinigend 
und befreiend gewirkt hat, in der Staatsverwaltung wie in den 
privaten Betrieben ſchon vielfach eine ſehr ſegensreiche Vereinfachung 
herbeigeführt hat, hat dieſe Ueberzeugung noch mehr verſtärkt und 
das Verlangen nach einer gründlichen Reform unſeres vielfach zurück⸗ 
gebliebenen Rechtsbetriebes entſchieden bekräftigt ). 

Das Verlangen nach einer grundlegenden Umgeſtaltung unſeres 
Strafverfahrens wurde immer ſtärker und zog immer weitere Kreiſe 
in der Bevölkerung. Durch allerhand Andeutungen von offenſichtlich 


1) Vergl. vor allem Richard Deinhardt, Der Weltkrieg 1914, Rechts⸗ 
betrieb und Federfuchſerei, in R. u. W. 1914 S. 219f. 
Blätter für Rechtspflege LXII. N. F. XLII. 16 
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amtlicher oder wenigſtens halbamtlicher Natur in der DIZ. (nament⸗ 
lich S. 1003/04, 1915) veranlaßt, erwartete man zum wenigſten 
eine Durchbrechung des Legalitätsprinzips und eine Erweiterung des 
Anwendungsgebietes der amtsrichterlichen Strafbefehle in großem 
Maße. Auch eine Beſchränkung des Inſtanzenzugs ſchien den Opti⸗ 
miſten unter uns als eine nicht allzu kühne Hoffnung! Kurz, die 
Erwartungen an die Reformverordnung des Bundesrats waren ziem⸗ 
lich hoch geſpannt. Nicht vollſtändig enttäuſcht nun zwar die Ver⸗ 
ordnung zur Entlaſtung der Strafgerichte vom 7. Oktober 1915 alle 
Hoffnungen, aber im ganzen betrachtet, bleibt ſie doch ſelbſt hinter 
nur beſcheidenen Erwartungen weit zurück. Sie beſcheidet ſich damit, 
zwei Neuerungen einzuführen, die zweifellos als Verbeſſerungen des 
beſtehenden Rechtszuſtandes anzuerkennen find. Einmal räumt § 3 
der Verordnung den Erſten Staatsanwälten bei den Landgerichten 
die Befugnis ein, bei allen Vergehen, die an ſich zur Zuſtändigkeit 
der Strafkammern gehören, mit Ausnahme der im § 75 GBG. auf⸗ 
geführter, die Zuſtändigkeit des Schöffengerichts zu begründen und 
zwar in der Regel durch Einreichung der Anklageſchrift beim Amts⸗ 
richter. Nur in den ſehr ſeltenen Fällen, wo eine Vorunterſuchung 
geführt worden iſt, iſt die Anklageſchrift beim Landgericht einzureichen. 
Die Zuſtändigkeit des Schöffengerichts kann freilich nur dann be⸗ 
gründet werden, wenn nach dem Ergebnis der Ermittelungen keine 
ſchwerere Strafe als Gefängnis von 6 Monaten oder Geldſtrafe 
von 1500 M. allein oder in Verbindung miteinander oder mit 
Nebenſtrafen und keine höhere Buße als 1500 M. zu erwarten ſteht. 
Zufolge dieſer Einſchränkung bedeutet die Neuerung im Grunde ge⸗ 
nommen nicht viel mehr als einen — an ſich gewiß ganz zweckmäßigen — 
Ausbau der bisherigen Ueberweiſung einfach liegender Vergehensſachen 
nach § 75 GVG. auf Antrag des Staatsanwalts an die Schöffen⸗ 
gerichte. Nur daß jetzt der Kreis der Vergehen bedeutend erweitert 
wird und das Verfahren ſich weſentlich vereinfacht. 

Unſeres Dafürhaltens hätte man ruhig einen Schritt weiter 
gehen und das Höchſtmaß der vorausſichtlich eintretenden Freiheits⸗ 
ſtrafe auf ein Jahr Gefängnis erhöhen ſollen, verhängen doch auch 
heute ſchon unſere Schöffengerichte in zahlreichen Fällen bei über⸗ 
wieſenen Vergehensſachen, zumal bei Meſſerſtechereien ein Jahr Ge⸗ 
fängnis und ſelbſt darüber. 

Die zweite — weit wichtigere — Neuerung iſt die, daß § 1 
nunmehr den amtsrichterlichen Strafbefehl auch bei Vergehen gegen 
das preußiſche Geſetz über den Belagerungszuſtand § 9 b und bayriſche 
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Geſetz vom 5. November 1912 Art. 4 Nr. 2 zuläßt. Gegenüber 
dem bisherigen Zuſtande bedeutet dieſe Beſtimmung zweifellos einen 
ganz erheblichen Fortſchritt. Die Zuwiderhandlungen gegen die An⸗ 
ordnungen Gebote und Verbote des militäriſchen Befehlshabers — 
des ſtellvertretenden kommandierenden Generals — mußten bisher in 
öffentlichen Sitzungen der Strafgerichte — Strafkammern — abge⸗ 
urteilt werden. Der außerordentliche Aufwand an Zeit, Umſtändlich⸗ 
keiten und Feierlichkeiten des öffentlichen Hauptverfahrens ſtand mit 
der — faſt ausnahmsloſen — Geringfügigkeit und Harmloſigkeit der 
Taten in einem ſchreienden Mißverhältniſſe. In den meiſten Fällen 
ſind es harmloſe Menſchen und treue Staatsbürger, die ſich aus 
Vergeßlichkeit oder Unachtſamkeit gegen die militäriſchen Anordnungen 
vergehen, trotzdem mußten ſie bisher unter Gleichſtellung mit dem 
verworfenſten Verbrecher alle Unbill der öffentlichen Strafverhandlung 
auf ſich nehmen. Auch die in manchen deutſchen Gebietsteilen ſo 
äußerſt zahlreich gewordenen Zuwiderhandlungen der bei uns inter⸗ 
nierten ausländiſchen (ruſſiſchen) landwirtſchaftlichen und gewerblichen 
Arbeiter gegen die Ueberwachungzvorſchriften der militäriſchen Be⸗ 
fehlshaber vertrugen wahrlich nicht den ganzen ſchwerfälligen Ap⸗ 
parat der Strafkammerverhandlungen. An manchen großſtädtiſchen 
Strafkammern — wie z. B. der Kieler — bildeten bislang der⸗ 
artige Sachen das tägliche Brot einer jeden Strafkammerſitzung, ſie 
waren ein wahres negatives ſoziales Maſſenphänomen geworden, oft 
ſtanden 8, 10, ja ſelbſt 12 derartiger — meiſtens recht ungefährlicher — 
Ungehorſamsfälle zur Aburteilung in einer Sitzung an. Da in der 
weitaus größten Mehrzahl der Fälle auch noch die Hinzuziehung eines 
Dolmetſchers erforderlich war, nahmen die Verhandlungen Stunden 
in Anſpruch. Für alle derartige Delikte erſcheint einzig und allein 
der amtsrichterliche Strafbefehl am Platze. Bedauerlich iſt es nur, 
daß bei dieſer Gelegenheit der Bundesrat ſich nicht gleich entſchloſſen 
hat — der wohl einſtimmigen Forderung von Wiſſenſchaft, Praxis 
und öffentlicher Meinung entſprechend ) — neben der im § 9b des 
preußiſchen Belagerungszuſtandsgeſetzes feſtgeſetzten ausſchließlichen Ge⸗ 
fängnisſtrafe bis zu einem Jahre — ebenſo auch Artikel 4 Nr. 2 
des bayriſchen Geſetzes vom 5. November 1912 — wahlweiſe Geld⸗ 
ſtrafen etwa bis zu 3000 M. zuzulaſſen. Wenn je eine Forderung 
gerecht iſt und dem „richtigen Rechte“ entſpricht ſo iſt es wahrlich 


1) Vergl. ſtatt aller anderen nur RGR. Conrad in LZ. 1915 S. 474 


und Prof. Hippel, ebenda S. 1057f. 5 
1 


dieſe. Die Art der Strafe ſoll im angemeſſenen Verhältniſſe ftehen 
zu der Schwere des begangenen Uebels. Bei geringfügigen ethiſch 
entſchuldbaren Delikten erſcheint eine Geldſtrafe als durchaus ange⸗ 
meſſene Sühne. „Die Freiheitsſtrafe dagegen drückt dem Betroffenen 
den Makel des Geſeſſenhabens auf und ſetzt damit ſeine bürgerliche 
Ehre im Kreiſe der Mitmenſchen herab. Das iſt bei leichten Delikten 
keine gerechte Vergeltung, ſondern eine ungerechte Härte. Daß 
auch . . . ungerechte Härte bei den Betroffenen und den ihnen Nahe⸗ 
ſtehenden wahrlich keine ſtaatsfreundliche Geſinnung erzeugt, bedarf 
kaum der Erwähnung. Gerade ſolche Einbuße an ſtaatstreuer Ge⸗ 
ſinnung aber trifft den Staat ſelbſt aufs empfindlichſte“ Dieſen 
trefflichen Ausführungen v. Hippels a. a. O. läßt ſich kaum etwas 
hinzufügen. Ueber die Verwerflichkeit der kurzfriſtigen Freiheitsſtrafen 
iſt man ſich auch ſonſt unter dem Einfluſſe der neueren kriminal⸗ 
politiſchen Schule namentlich v. Liſzts nachgerade einig geworden. 
Abgeſehen von ſchweren ſittlichen Schäden fügt ihre Verbüßung dem 
Staate auch ſchwere wirtſchaftliche Schäden zu. man denke nur an 
die Notwendigkeit der Errichtung und der Unterhaltung zahlreicher 
Strafanſtalten. Aber nicht nur der Staat, auch der von der Freiheits⸗ 
ſtrafe ſelbſt Betroffene erfährt ſelbſtredend durch ihre Verbüßung 
ſchwere wirtſchaftliche Schäden. Die formelle Zuſtändigkeit des Bundes⸗ 
rats zur Einführung von Geldſtrafen im $ 9 b BG. wäre alſo 
unſeres Dafürhaltens unbedingt zu bejahen. Auch ſonſt iſt man ja 
bei der Auslegung des Begriffs „geſetzliche Maßnahmen, welche ſich 
zur Abhilfe wirtſchaftlicher Schädigungen als notwendig erweiſen“ 
($ 3 des RG. vom 4. Auguſt 1914, RGBl. S. 327), im Bundes⸗ 
rat und zwar ganz mit Recht nicht zu ängſtlich geweſen, hat man 
doch, auf dieſe Ermächtigung geſtützt, unſeren Zivilprozeß in ganz 
grundlegenden Beſtimmungen völlig umgearbeitet, warum jetzt mit 
einem Male dieſe Schüchternheit und ängſtliche Zurückhaltung? Fürchtet 
man etwa in militäriſche Hoheitsrechte einzugreifen? Demgegenüber 
wäre doch hervorzuheben, daß der Souveränität des Reiches, wie ſie 
ſich im Deutſchen Bundesrate verkörpert, auch die ſtellvertretenden 
kommandierenden Generale unterworfen ſind, denn die heutige mili⸗ 
täriſche Diktatur ſteht natürlich nicht außerhalb des Geſetzes, ſondern 
iſt ihm unterworfen. Bedauerlich iſt es in hohem Grade, daß hier 
der Bundesrat nicht durchgegriffen hat, erſt Ende November d. J. 
tritt der Reichstag zuſammen, und koſtbare Wochen ſind verloren ge⸗ 
gangen, bis dann ein entſprechendes Reichsgeſetz, das dem Vernehmen 
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nach in Vorbereitung iſt, verabſchiedet wird! Gerade auf dieſem Ge⸗ 
biete war Eile geboten )! 

Bedauerlich iſt es auch, daß die Einführung der amtsrichterlichen 
Strafbefehle ſich nicht auf die — namentlich in Preußen zahlreich 
vorhandenen (genaue amtliche Angaben ſind z. Z. nicht vorhanden) — 
außerordentlichen Kriegsgerichte erſtreckt. Nach den überzeugenden 
Ausführungen Fleiſchmanns (DIZ. 1915 S. 1120/21) läßt ſich 
dies unerfreuliche Ergebnis nicht bezweifeln. Daß hierdurch die An⸗ 
gehörigen der Bezirke mit außerordentlichen Kriegsgerichten gegenüber 
der ſonſtigen Bevölkerung ſtark zurückgeſetzt ſind, liegt auf der Hand. 

Die Bundesratsverordnung bedarf daher auch in der Richtung 
dringend einer Ergänzung, daß auch bei den außerordentlichen Kriegs⸗ 
gerichten bei Zuwiderhandlungen gegen militäriſche Anordnungen aus 
§ 9b des preußiſchen, bzw. Art. 4 3.02 des bayriſchen B3G. der 
Erlaß von Strafbefehlen ſtatthaft wäre. Wir ſchlagen daher vor: 

„Auf Antrag des Berichterſtatters kann der Vorſitzende eines 
außerordentlichen Kriegsgerichtes einen Strafbefehl erlaſſen. Die Vor⸗ 
ſchriften der 88 447—452 RStrpbO. gelten entſpiechend.“ 

Bei rechtzeitiger Erhebung des Widerſpruchs hätte dann das 
außerordentliche Kriegsgericht zu entſcheiden. 

Die an ſich ſehr zweckmäßige Einführung des amtsrichterlichen 
Strafbefehls geht nun hier unſeres Erachtens längſt noch nicht weit 
genug. Er ſollte grundſätzlich auch das Privatklageverfahren wegen 
Beleidigungen und leichter Körperverletzungen erſetzen. Unerträglich 
iſt es in unſerer heutigen bitter ernſten, ſo großen Zeit, daß nach 
wie vor der Staat für die kleinlichſten Zänkereien und Stänkereien 
von Hinz und Kunz, von Waſchweibern beiderlei Geſchlechts ſeine 
Strafgerichte zur Verfügung ſtellt und mit der größten Gewiſſen⸗ 
haftigkeit und Umſicht, mitunter unter einem Maſſenaufgebot von 
Zeugen, die erbärmlichſten kleinlichſten Schimpfereien unterſuchen und 
beſtrafen läßt. „Eine Eiterbeule an unſerem Volkskörper“ nennt 
R. Deinhardt a. a. O. mit vollem Rechte die Wucherungen der 
kleinlichen Beleidigungsklagen. Aber leider ſind ſeine Hoffnungen, 
daß das deutſche Volk aus eigenem Antriebe und aus freien Stücken 
eine innere Reinigung und ſeeliſche Läuterung an ſich vornehmen 
werde, vergebens geweſen. In den erſten Wochen des Weltkrieges, 


1) Nach Drucklegung dieſer Arbeit iſt endlich unter dem 13. Dezember 1915 
das lange ſehnſüchtig erwartete Reichsgeſetz vom 11. Dezember 1915, das Haft⸗ 
ſtrafen bis zu 6 Wochen und Geldſtrafen bis zu 1500 M. zuläßt, im RGBl. ver- 
kündet und am gleichen Tag in Kraft getreten. 
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als allenthalben die Begeiſterung in hellen Flammen hervorloderte, 
da ſchien es ſo, als ob aller kleinlichen Rechthaberei, Streitſucht und 
Prozeßhanſelei vom Volke abfallen würde. Aber es ſchien nur ſo, 
nach wenigen Wochen trat der Alltag wieder faſt unumſchränkt in 
ſeine Rechte, und die kleinlichſten, läppiſchſten Streitereien ſchoſſen 
wieder geil hervor! Mit ſeltener Hartnäckigkeit werden ſolche erbärm⸗ 
liche Kleinigkeiten: jedes Waſchweibergeſchwätz, jede nachbarliche Zank⸗ 
ſzene, jede Wirtſchaftsrauferei, jede Ohrfeige, die einem rüden unge⸗ 
zogenen Gaſſenjungen von einem entrüſteten Spaziergänger verabfolgt 
wird, vor das Forum geſchleppt und mit ſeltener Hartnäckigkeit durch 
alle Inſtanzen getrieben. Neun gelehrte Richter (einen Schöffen⸗ 
richter, 3 Mitglieder der Berufungsſtrafkammer und 5 des Reviſions⸗ 
ſenates) ſtellt der Staat hier in der freigiebigſten Weiſe zur Verfügung. 
Ein halbes Dutzend Rechtsanwälte kann außerdem noch auf der gericht⸗ 
lichen Schaubühne auftreten und tut es in nicht allzu ſeltenen Fällen, 
2 ſind am Schöffengericht für jede Partei tätig, 2 an dem an einem 
anderen Ort ſeßhaften Landgericht, und die letzten 2 treten dann an 
dem gleichfalls auswärts domilizierendem Oberlandsgericht auf. Und 
was ſpringt oft bei dieſem ungeheuerlichen Apparate heraus: 5, 10, 
im günſtigſten Falle 20 M. Geldſtrafe! Höhere oder gar wirklich 
hohe Geldſtrafen werden ja — wie jeder Praktiker weiß — bei 
Privatklageverfahren nur äußerſt ſelten verhängt. Die entſtehenden 
Koſten aber ſtehen zu der erkannten Strafe meiſtens in einem ganz 
ſchreienden Mißverhältniſſe! Allein am Schöffengericht beträgt die 
Urteilsgebühr einſchließlich des Pauſchſatzes 22 M., dazu treten die 
Zeugengebühren und — falls ſich auch nur eine Partei einen An⸗ 
walt genommen hat — deſſen Gebühren mit genau 29,40 M. 
Geht die Sache in die Berufungs- und noch gar in die Reviſions⸗ 
inſtanz, ſo verdoppeln und verdreifachen ſich die Koſten. Die Gerichts⸗ 
koſten allein belaufen ſich dann auf 60 M., die Anwaltsgebühren 
ſind bei Zuziehung auch nur eines Anwalts 77 M., nimmt ſich 
aber jede Partei einen Anwalt, 154 M. Manch eine Exiſtenz iſt ſchon 
auf dieſe Weiſe bei ſolchem „Kampf ums Recht“ einfach zugrunde ge⸗ 
richtet worden! Man ſchießt heute wirklich mit Kanonen nach Spatzen! 
Sieht der Richter bei Einreichung der Privatklageſchrift, daß es ſich um 
wirklich ernſthafte und ſchwere Beleidigungen handelt, daß ein Tatbe⸗ 
ſtand vorliegt oder behauptet wird, an deſſen reſtloſer Auflärung nicht 
nur der Privatkläger, ſondern auch die Allgemeinheit ein berechtigtes 
Intereſſe hat — man denke an Fälle, wie etwa Graf v. Moltke 
gegen Maximilian Harden u. a. m. — ſo wird er nach pflichtgemäßem 
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Ermeſſen vom Strafbefehl abſehen und Hauptverhandlung anberaumen. 
Allein derartige Fälle werden immer die ſeltene Ausnahme bilden 
müſſen. Wir faſſen zufammen: 

Für das Privatklageverfahren gilt grundſätzlich das amts⸗ 
richterliche Strafbefehlsverfahren. In beſonders wichtigen Fällen, 
an deren Aufklärung auch die Allgemeinheit ein Intereſſe hat, 

findet nach pflichtgemäßem Ermeſſen des Amtsrichters das öffent⸗ 

liche Hauptverfahren ſtatt. Wird ein Antrag auf Hauptverhand⸗ 
Aung abgelehnt, fo iſt Beſchwerde an die Strafkammer zuläffig. 

Die Einräumung eines Rechtsmittels ſcheint uns geboten, um 
alle und jede Gefahr allzu ſouveräner Willkür des Schöffenrichters 
gänzlich auszuſchließen. 

Zum mindeſtens aber für die Dauer der Kriegszeit müßte 
auch weiter die reſtloſe Ausſchöpfung aller Inſtanzen ausgeſchloſſen 
ſein für alle die Sachen, die vor den Schöffengerichten in erſter In⸗ 
ſtanz verhandelt worden find. Die Bundesratsverordnung hat die 
ſehr unwillkommene und unbeabſichtigte Nebenwirkung, daß nunmehr 
für alle Vergehensſachen, die jetzt nach 8 3 zur Aburteilung vor die 
Schöffengerichte gelangen, drei Inſtanzen ſchrankenlos offenſtehen. 
Während früher nur die Reviſion ans Reichsgericht offenſtand, ſind 
jetzt die Berufung ans Landgericht und die Reviſion ans Oberlandes⸗ 
gericht gegeben. Die leider unſerem Volke anſcheinend unvertilgbar 
innewohnende Prozeßliebhaberei und Rechthaberei wird dafür ſorgen, 
daß von dieſer ſchönen Möglichkeit auch im weiteſten Umfang Gebrauch 
gemacht wird. Recht erbauliche Zuſtände werden dann den Straf⸗ 
gerichten bevorſtehen! Wer die amtliche deutſche Kriminalſtatiſtik nur 
etwas verfolgt hat, weiß, daß die Häufigkeit der Berufungen und der 
Reviſionen in den letzten Jahren, ja ſchon Jahrzehnten geradezu er⸗ 
ſchreckend zugenommen hat! Wird hier nicht bald ein Riegel vor⸗ 
geſchoben, ſo iſt nicht nur die alte Belaſtung der Strafgerichte da, 
ſondern eine Ueberbelaſtung der ſchlimmſten Art! Ueberhaupt ſcheint 
die Verordnung vom 7. Oktober 1915 nicht ſo ſehr eine „Entlaſtung 
der Strafgerichte“ herbeizuführen, ſondern eine andere Verteilung der 
Geſchäfte an den Strafgerichten. Faſt genau in demſelben Maße, wie 
die erſtinſtanzlichen Strafkammern entlaſtet werden, werden die Schöffen⸗ 
gerichte belaſtet, eine Abnahme der Geſchäfte wird vorausſichtlich einzig 
und allein dadurch eintreten, daß nicht alle, die mit einem amts⸗ 
richterlichen Strafbefehl bedacht ſind, nun auf gerichtliche Entſcheidung 
antragen (dies wird namentlich bei den zahlreichen Ausländern, Ruſſen, 
der Fall ſein) und nicht alle in erſter Inſtanz Verurteilten Rechtsmittel 
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einlegen werden. Immerhin muß gegen den ſchrankenloſen Mißbrauch 
bei Einlegung der Rechtsmittel ein wirkſamer Riegel vorgeſchoben 
werden. Unſeres Erachtens bietet der Staat durchaus hinlängliche 
Gewähr für die Richtigkeit eines Rechtsſpruches, wenn er ohne jede 
Schranken zwei Inſtanzen dem Verurteilten zur Verfügung ſtellt. 
Die Möglichkeit der Berufung ſollte daher — abgeſehen von Privat⸗ 
klageſachen, über die noch ſogleich zu ſprechen iſt — grundſätzlich 
gegen alle erſtinſtanzlichen Urteile offenſtehen. Dagegen ſcheint uns 
jetzt zum mindeſten in der Kriegszeit ein ſachliches Bedürfnis nach 
Einräumung der Reviſion in allen erſtinſtanzlichen, auch ſchöffenge⸗ 
richtlichen, Sachen nicht gegeben zu ſein. Die ſchöffengerichtlichen 
Sachen ſind doch meiſtens nur unbedeutende Delikte, deren Aburteilung 
nicht an die Grundlagen der bürgerlichen Exiſtenz des betreffenden 

taatsbürgers geht. Stellt hier der Staat zwei Inſtanzen zur Ver⸗ 
fügung: das Schöffengericht und außerdem noch die Berufungsſtraf⸗ 
kammer des Landgerichts, ſo hat er unſeres Erachtens ſeiner Pflicht, 
für einen geordneten Gang Rechtens zu ſorgen, vollauf Genüge getan! 
Für die Sicherheit des Staatsbürgers vor gerichtlichen Fehlſprüchen 
bewahrt zu werden, hat er hinreichend geſorgt! Mindeſtens ein 
halbes Dutzend Richter, darunter 4 gelehrte, bei Vergehen ſogar 
8 Richter, darunter ein halbes Dutzend gelehrte, haben ſich mit der 
genaueſten Prüfung der Sach⸗ und Rechtslage befaßt. Die Möglich⸗ 
keit eines Fehlurteils iſt dann doch nur ſehr gering! Eine Re⸗ 
viſion müßte in ſolchen ſchöffengerichtlichen Sachen grundſätzlich un⸗ 
ſtatthaft ſein; nur mit Zuſtimmung des Berufungsgerichts — die 
zufolge Einlegung einer Beſchwerde beim Strafſenat des Ober⸗ 
landesgerichts zu erſetzen wäre — dürfte in Zukunft die Reviſion 
zur Entſcheidung von bisher noch nicht entſchiedenen neuen Rechts- 
fragen zuläſſig ſein. In dieſem Umfang beſteht gerade heute für die 
Zulaſſung der Reviſion ein ganz dringendes Bedürfnis. Denn die 
zahlreichen, faſt unüberſehbaren faſt täglich neu herauskommenden Ver⸗ 
ordnungen des Bundesrats mit ihren wirtſchaftlichen Maßnahmen 
auf Grund des § 3 des RG. vom 4. Auguſt 1914 (RGBl. S. 327) 
werfen eine wahre Unmenge neuer und wichtiger Rechtsfragen auf, 
die unbedingt einer oberſtrichterlichen Entſcheidung bedürfen. Man 
wird hier ſogar bedauern müſſen, daß nun zufolge der Einführung 
des amtsrichterlichen Strafbefehls gegenwärtig die Möglichkeit der 
Anrufung des Reichsgerichts ſo gut wie ganz — praktiſch jedenfalls — 
ausgeſchloſſen iſt. Denn die Staatsanwaltſchaft wird gewiß — und 
das auch durchaus mit Recht — von der Möglichkeit der Erwirkung 
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amtsrichterlicher Strafbefehle gegen Zuwiderhandlungen gegen wirt⸗ 
ſchaftliche Anordnungen des Bundesrat? in weiteſtem Umfange Ge- 
brauch machen. Recht zweckmäßig erſcheint es uns daher, wenn zur 
Herbeiführung einer oberſten einheitlichen Rechtſprechung auf dieſem 
Gebiete — ähnlich wie ich es LZ. 1915 S. 809 bereits für zivil⸗ 
rechtliche Beſchwerdeſachen unter Billigung des Senatspräſidenten 
am Reichsgericht Meyn vorgeſchlagen habe — dann, wenn eins der 
29 deutſchen Oberlandesgerichte von einer Entſcheidung eines anderen 
deutſchen Oberlandesgerichts in der Auslegung einer wirtſchaftliche 
Maßnahmen verhängenden Bundesratsverordnung abweichen will, es 
die Akten zur Entſcheidung ans Reichsgericht abzugeben hätte. Nur 
ſo würde der uns ſonſt unfehlbar drohenden Gefahr der argen Rechts⸗ 
zerſplitterung und Rechtsunſicherheit wirkſam vorgebeugt werden! 

Bei Privatklageſachen, die ſich, von geringfügigen Aus⸗ 
nahmen abgeſehen, als Bagatelljuſtiz, als Lappalien darſtellen, iſt da⸗ 
gegen die allgemeine ganz ſchrankenloſe Einräumung der Berufung 
nicht gerechtfertigt. Sie ſtehen unſeres Dafürhaltens mit den Zivil⸗ 
prozeſſen unter 50 M. grundſätzlich auf einer Stufe, unwirtſchaft⸗ 
lich und für die Streitſucht in hohem Maße förderlich iſt es daher, ohne 
jede weitere Vorausſetzung die Berufung zu gewähren. Vielmehr 
müßte es in Zukunft von Fall zu Fall einer ſorgfältigen und ein⸗ 
gehenden Nachprüfung bedürfen, ob die vom Privatkläger verfolgte 
Handlung derartig ehrenrührig iſt, daß dadurch an die Wurzeln ſeiner 
Ehre und Exiſtenz gegriffen wird, oder ob die Sache von allgemeiner 
Bedeutung iſt. Naturgemäß wäre die Prüfung am beſten mit dem 
ſowieſo mit der ganzen Sachlage auf das genaueſte vertrauten 
erſtinſtanzlichen Richter vorzunehmen. Gegen ſeinen, mit Gründen 
zu verſehenden Beſcheid auf Ablehnung der Berufung müßte dem hier⸗ 
von Betroffenen die Beſchwerde an die Strafkammer des Landgerichts 
offenſtehen. Die Reviſion bei Privatklageſachen wäre unter allen 
Umſtänden auszuſchließen, ein Bedürfnis für ſie vermögen wir beim 
beſten Willen nicht anzuerkennen. 

Wir faſſen wieder unſere diesbezüglichen Vorſchläge zuſammen: 

Reviſion gegen Schöffengerichtsurteile iſt nur mit Zuſtimmung 
des Berufungsrichters zuläſſig. 

Will bei Auslegung einer wirtſchaftlichen Anordnung einer 
Bundesratsverordnung ($ 3 RG. vom 4. Auguſt 1915) ein 
Oberlandesgericht von der Entſcheidung eines anderen Ober- 
landesgerichts abweichen, ſo hat das eee in der Sache 
zu entſcheiden. 
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In Privatklageſachen iſt die Berufung nur mit Zuſtimmung 
des Schöffenrichters gegeben. Gegen ſeinen ablehnenden Be⸗ 
ſcheid iſt Beſchwerde zuläſſig. 

Wir leiden an einer gewaltigen Ueberſchätzung der möglichſt 
großen Zahl, es iſt ein Irrwahn, zu glauben, daß eine möglichſt ſtarke 
Beſetzung des erkennenden Gerichts eine Gewähr für die Güte und 
Richtigkeit des Urteils biete, im Gegenteil, faſt wäre man geneigt, zu 
ſagen, mit der Zunahme der Anzahl der Mitglieder einer Behörde 
überhaupt, inſonderheit aber der Gerichte verringert ſich das Verant⸗ 
wortlichkeitsgefühl des Einzelnen. Voll und ausſchließlich für ſein 
amtliches Tun verantwortlich iſt doch eigentlich nur der Einzelrichter. 

Die unendlich oft wiederholten fo wahren Worte Bismarcks über 
die großen Schattenſeiten und Nachteile des Kollegialſyſtems in ſeinen 
„Gedanken und Erinnerungen“ (1. Ausgabe Bd. 1, 1898, S. 13) 
ſollen hier nicht zum tauſendundeinſten Male ausgeſchrieben werden. 

Die ungemeine Richterknappheit — die wenigſtens in Preußen 
zufolge der ungemeinen Verjüngung des ganzen dortigen Richterſtandes, 
auch bei den Obergerichten — bald nach dem Kriegsausbruch ein⸗ 
getreten iſt und zufolge der zahlreichen Einberufungen zu den Fahnen 
in den letzten Wochen immer mehr zunimmt, zwingt uns, einfach von 
allen grundſätzlichen Erwägungen abgeſehen, eine Verringerung der 
Beſetzungsziffern unſerer Strafgerichte eintreten zu laſſen. Auch die 
Zahl der Gerichtsaſſeſſoren — ſelbſt der preußſchen — iſt nicht un⸗ 
erſchöpflich, die Zeit dürfte. wenn nicht alles trügt, nicht mehr allzu⸗ 
fern liegen, in der auch dieſes Reſervoir einmal ausgeſchöpft ſein 
wird! Der Bedarf der Heeresverwaltung nach Volljuriſten zur Aus⸗ 
füllung der Stellen als Kriegsgerichtsräte, Intendanturräte uſw. 
ſchwillt mit der noch immer ſich in das Gigantenhafte ſteigernden 
Aufſtellung neuer Truppenverbände immer mehr an, ein Ende iſt 
noch gar nicht abzuſehen! Wir ſchlagen daher vor: 

Die Strafkammern entſcheiden in der Beſetzung von drei 
Mitgliedern einſchließlich des Vorſitzenden, ſowohl als Gerichte 
erſter Inſtanz wie auch als Berufungsgerichte. 

Die Strafſenate beim Oberlandesgericht entſcheiden in der 
Beſetzung von drei Mitgliedern; die Strafſenate am Reichs⸗ 
gericht in der Beſetzung von fünf Mitgliedern. 

Die ſtarre und ſchroffe Durchführung des Legalitätsprinzips 
hatte ſchon in Friedendzeiten bei faſt allen Juſtizreformern lebhaften 
Anſtoß erregt, jetzt zur Kriegszeit iſt ſie vollends unhaltbar und gerade⸗ 
zu unerträglich geworden. Nicht wegen jeder unbedeutenden Kleinig⸗ 
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keit, deren Ahndung durch das Gemeinwohl gar nicht geboten iſt, 
ſollte der Staat ſeinen ſtrafenden Arm zur Verfügung ſtellen und 
von Amts wegen einſchreiten, ſondern nur dann, wenn wirklich das 
gemeine Beſte ein ſtaatliches Einſchreiten gebieteriſch erfordert und 
die Verhängung einer gerechten Sühne für die Störung des Rechts⸗ 
friedens nicht dem Belieben des Einzelnen überlaſſen werden darf. 
Bei allen Uebertretungen nun ſollte das Legalitätsprinzip unbedingt 
durchbrochen werden, die hier dem Staate erwachſenden Koſten ſtehen 
meiſtens in gar keinem angemeſſenen Verhältnis zu der Geringfügig⸗ 
keit der ſtrafbaren Tat und der meiſtens verhängten geringen Strafe. 
Aber auch die Vergehen des Hausfriedensbruchs, der gefährlichen 
Körperverletzung, der fahrläſſigen Körperverletzung mit Uebertretung 
einer Amts⸗, Berufs⸗ oder Gewerbepflicht, der Bedrohung und der 
Sachbeſchädigung könnten unſeres Erachtens ruhig — wie es auch 
der Entwurf einer Strafprozeßordnung und der Novelle zum Gerichts- 
verfaſſungsgeſetz vom Jahre 1908 in feinen 88 154 ff. und § 377 
vorſah — durch Abſtempelung zu Privatklagedelikten dem Legalitäts⸗ 
prinzip entzogen werden. Auch hinſichtlich der von den Jugendlichen 
begangenen Straftaten — abgeſehen von Verbrechen — ſollte der 


Verfolgungszwang beſeitigt werden und an Stelle der Strafen Er⸗ 


ziehungs⸗ und Beſſerungsmaßregeln geſetzt werden. Auch dieſe Neuerung 
würde den Vorſchlägen des leider an dem Widerſtande des Reichstags 
im Jahre 1910 geſcheiterten trefflichen Entwurfs einer Strafprozeß⸗ 
ordnung vom Jahre 1908 entſprechen. Ganz überwiegend fanden 
die hier nur ganz kurz erwähnten Anregungen des Entwurfs auf 
Beſchränkung des Verfolgungszwanges den Beifall von Wiſſenſchaft 
und öffentlicher Meinung. Nur verhältnismäßig recht wenige, weit 
links ſtehende Tagesblätter widerſprachen. 

Daher ſcheint es wohl nicht als zu gewagt, wenn wir jetzt zur 
Kriegszeit die alten geſetzgeberiſchen Vorſchläge einfach übernehmen. 
Da die ſchrankenloſe Verfolgung aller Delikte, auch der geringfügigſten, 
dem Fiskus zufolge der Unbeitreiblichkeit der verhängten Strafen viel 
wirtſchaftlichen Schaden zufügt und ebenſo auch den zahlungsfähigen 
Verurteilten, fo wird die Zuſtändigkeit des Bundesrats zur Anordnung 
einer Einſchränkung des Verfolgungszwanges kaum bezweifelt werden 
können. 

Wir faſſen auch hier wieder zuſammen: 

Bei allen Uebertretungen kann die Staatsanwaltſchaft dann 
vom Einſchreiten abſehen, wenn dieſes nicht durch das öffent⸗ 
liche Intereſſe geboten iſt. 
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Dasſelbe gilt bei allen ſtrafbaren Handlungen der Jugend⸗ 
lichen mit Ausnahme von Verbrechen. An Stelle der Strafe 
hat das Jugendgericht geeignete Erziehungs⸗ und Beſſerungs⸗ 
maßnahmen zu verhängen. 

Durch Privatklage ſind grundſätzlich zu verfolgen (außer 

der Beleidigung und einfacher Körperverletzung): 1) der Haus⸗ 
friedensbruch, 2) die gefährliche Körperverletzung und die ein⸗ 
fache Körperverletzung unter Verletzung einer Berufs⸗, Amts⸗ 
oder Gewerbepflicht, 3) die Bedrohung, 4) die Sachbeſchädigung. 
Selbſtredend iſt mit unſeren Ausführungen der Kreis der Re⸗ 
formwünſche hinſichtlich unſeres heutigen Strafverfahrens auch nicht 
im entfernteſten erſchöpft. Aber die Schaffung einer völlig neuen 
Strafprozeßordnung, die auch die Grundlagen unſerer Gerichtsverfaſſung 
notwendig auf das tiefſte berühren würde, allein durch den Bundes⸗ 
rat im Wege der Verordnung würde wohl auch bei der weiteſten 
Auslegung des § 3 des ſogenannten „Ermächtigungsgeſetzes“ vom 
4. Auguſt 1914 ſeine Zuſtändigkeit unbedingt überſchreiten. Den 
dringendſten Bedürfniſſen der Zeit würde aber auch eine Ergänzungs⸗ 
verordnung zur — zwar wohlgemeinten und einige Abhilfe ſchaffen⸗ 
den, aber im Grunde genommen doch unzulänglichen — Bundedrats⸗ 
verordnung vom 7. Oktober 1915 im Sinne unſerer obigen Aus⸗ 
führungen und Vorſchläge genügen. Hoffentlich wird ſie nicht allzu 
lange auf ſich warten laſſen. Denn uns deucht Gefahr im Verzug 
zu ſein. 


Die Haftung des Verficherungsnehmers für das Verfchulden 
feiner Hilfsperſonen. 
Von Rechtsanwalt Dr. Werneburg, Cöln a. Rh. 


Nach Abſchluß des Verſicherungsvertrags entſteht für den Ver⸗ 
ſicherungsnehmer dem Verſicherer gegenüber eine Fülle von Ver⸗ 
pflichtungen. Unter anderem hat der Verſicherungsnehmer die Pflicht 
zur Prämienzahlung, die Anzeigepflicht bei Gefahrerhöhungen, Pflichten 
zur Verminderung der Gefahr oder Verhütung von Gefahrerhöhungen, 
die Anzeigepflicht bei Eintritt des Verſicherungsfalls, die Auskunfts⸗ 
pflicht und die Pflicht, den Schadenerſatzanſpruch innerhalb der vor⸗ 
geſchriebenen Friſt geltend zu machen. 

Rechtsnachteile aus einer Nichterfüllung dieſer Pflichten werden 
vom Verſicherungsvertragsgeſetz grundſätzlich an ein ſchuldhaftes Ver⸗ 
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halten des Verſicherungsnehmers hierbei geknüpft. Eine Ausnahme 
hiervon iſt geſetzlich durch 8 38 VVG. vorgeſehen, der beſtimmt, daß 
der Verſicherer von der Verpflichtung zur Leiſtung frei wird, wenn 
eine Prämienzahlung, die vor oder bei dem Beginn der Verſicherung 
zu erfolgen hat, nicht rechtzeitig bewirkt wird; auf ein Verſchulden 
kommt es hierbei überhaupt nicht an. 


Da alſo der Verſicherungsnehmer auch ohne Verſchulden für die 

rechtzeitige Prämienzahlung ſchlechthin haftet, hat er auch dann dafür 
einzuſtehen, wenn er jemand mit der Prämienzahlung beauftragt hat. 
Er haftet mit anderen Worten für das Verſchulden des anderen un⸗ 
bedingt. 
In der Regel läßt jedoch, wie geſagt, das Verſicherungsvertrags⸗ 
geſetz ſchwere Rechtsnachteile für den Verſicherungsnehmer nur bei deſſen 
Verſchulden eintreten. Auch die meiſten Verſicherungsbedingungen 
drohen Rechtsnachteile nur an bei verſchuldeter Nichterfüllung durch 
den Verſicherungsnehmer. Es entſteht die Frage, inwieweit der Ver⸗ 
ſicherungsnehmer für das Verſchulden von Perſonen einzuſtehen hat, 
deren er ſich bei Erfüllung der erwähnten Verpflichtungen bedient. 


Hervorzuheben iſt zunächſt zwecks Abgrenzung dieſer Frage, daß 
nicht hierher gehören die Fälle, in denen den Verſicherungsnehmer 
bei der Auswahl, Aufſicht oder Leitung der Arbeiten des anderen ein 
eigenes Verſchulden trifft, denn hier ſteht nicht fremdes, ſondern eigenes 
Verſchulden des Verſicherungsnehmers in Frage, für das dieſer un⸗ 
zweifelhaft ſelbſt einzuſtehen und zu haften hat. Hierher gehören und 
ſollen hier nur die Fälle behandelt werden, bei denen kein derartiges 
eigenes Verſchulden des Verſicherungsnehmers vorliegt, vielmehr ledig⸗ 
lich ein Verſchulden des Dritten, deſſen ſich der Verſicherungsnehmer 
bei Erfüllung der Pflichten bedient hat. 

Für die Haftung des Verſicherungsnehmers bei einem ſolchen 
Verſchulden von Hilfsperſonen kommt die Anwendbarkeit des § 278 
BGB. in Betracht; danach ſoll der Schuldner — hier alſo der Ver⸗ 
ſicherungsnehmer — ein Verſchulden ſeines geſetzlichen Vertreters und 
der Perſonen, deren er ſich zur Erfüllung ſeiner Verbindlichkeiten be⸗ 
dient, in gleichem Umfange zu vertreten haben, wie eigenes Verſchulden. 
Es liegt alſo hier ein Fall vor, in dem ohne eigenes Verſchulden 
gehaftet wird. 

Die Meinungen find nun geteilt darüber, ob §S 278 BGB. bei 
ſchuldhafter Nichterfüllung der Verpflichtungen des Verſicherungsnehmers 
dem Verſicherer gegenüber durch Hilfsgerſonen des erſteren unmittel⸗ 
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bar angewendet werden kann. Unbeſtritten iſt nur, daß 8 278 BGB. 
bei der Pflicht zur Prämienzahlung, wenn ſich der Verſicherungsnehmer 
hierbei dritter Perſonen bedient, immer anzuwenden iſt, da die Vor⸗ 
ausſetzungen des 8 278 BGB. hier in vollem Umfang unzweifelhaft 
vorliegen; ferner, abgeſehen hiervon, daß die Wirkungen der Nicht⸗ 
zahlung der Prämien ſchon nach dem VVG. ſelbſt ohne jegliches 
Verſchulden des Verſicherungsnehmers eintreten ($ 36 BVVG.). Ber 
ſtritten und zweifelhaft iſt nur die Anwendbarkeit des §S 278 BGB. 
auf die Fälle, in denen die anderen der genannten Pflichten des Ver⸗ 
ſicherungsnehmers von ſeinen Hilfsperſonen ſchuldhaft verletzt werden 
alſo z. B. die Pflicht zur Anzeige von Gefahrerhöhungen. i 

Die Vertreter der Meinung, daß der Verſicherungsnehmer für 
das Verſchulden anderer Perſonen in dieſen Fällen nicht nach § 278 
BGB. zu haften habe, gehen davon aus, daß unter Erfüllung von 
Verbindlichkeiten im Sinne des § 278 die Uebertragung von wirt⸗ 
ſchaftlich vermögenswerten Leiſtungen an den Gläubiger zu verſtehen 
ſei. Bei den Verpflichtungen des Verſicherungsnehmers handele ſich's 
nicht um derartige Erfüllungen, ſondern nur um Erfüllung von Schutz⸗ 
vorſchriften zugunſten des Verſicherers. Dieſe Begründung iſt jedoch 
unzutreffend. Vielmehr ſind nach richtiger Meinung Erfüllungs⸗ 
handlungen des Schuldners im Sinne des § 278 BGB. nicht nur 
ſolche Maßnahmen, wodurch die eigentlich geſchuldete Leiſtung bewirkt 
und die Schuld ſonach zum Erlöſchen gebracht wird, ſondern vielmehr 
auch ſolche, die nur mittelbar zu einer Leiſtung gehören und erforderlich 
ſind (RGRKomm. § 278 Anm. 3). Zur Erfüllung der Verbindlichkeit 
ſind daher ſowohl poſitive auf die Bewirkung der Leiſtung gerichtete 
Handlungen zu rechnen, wie auch Unterlaſſungen ſolcher Handlungen, 
die die Erfüllung vereiteln können (RG. 63, 116; JW. 1906, 335); 
es gehört alſo mit anderen Worten zur Erfüllung der Verbindlichkeit 
im Sinne des § 278 BGB. alles, was aus dem Vertrage vom 
Vertragsſchuldner überhaupt verlangt werden kann. Demnach iſt 
§ 278 BGB. auch auf die vielen Nebenverpflichtungen anwendbar, 
die ſich aus laufenden Dauerverträgen ergeben. 

Zur Begründung ihrer Meinung wird von denen, die die An⸗ 
wendbarkeit des § 278 BGB. ablehnen, weiter angeführt, daß das 
Verſicherungsvertragsgeſetz ſtets nur auf das eigene Verſchulden des 
Verſicherungsnehmers ſehe, mit anderen Worten alſo das Selbſtver⸗ 
ſchuldungsprinzip vertrete. Hieraus wird die Folgerung gezogen, 
daß bei den zwingenden Vorſchriften des VVG. keine Haftung für 
andere ſtattfinden könne und auch eine analoge Anwendung des 
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§ 278 BGB. ausgeſchloſſen ſei. Schneider (Komm. z. VVG. 
114), der namentlich dieſe Meinung vertritt, führt zur Begründung 
das Beiſpiel an, niemand könne glauben, daß der Mündel die 
Entſchädigung verwirke, wenn ſein Vormund das verſicherte Haus 
anzünde. 

Hiergegen iſt zunächſt einzuwenden, daß das VVG. kein ſelb⸗ 
ſtändiges unabhängiges Geſetz iſt, ſondern in vieler Beziehung vom 
Bürgerlichen Geſetzbuch ergänzt und vervollſtändigt wird. Ferner 
iſt aber auch die Anſicht unrichtig, daß das VVG. ein allgemeines 
Selbſtverſchuldungsprinzip habe. Denn einmal war auch ſchon im 
früheren Verſicherungsrecht ein derartiges allgemeines Selbſtver⸗ 
ſchuldungsprinzip unbekannt, worüber ſich Rechtſprechung und Wiſſen⸗ 
ſchaft einig waren. Wenn demnach das VVG. im Gegenſatz dazu 
ein allgemeines Selbſtverſchuldungsprinzip hätte anwenden wollen, 
ſo hätte es einer ausdrücklichen geſetzlichen Hervorhebung bedurft. 
Geradezu gegen ein Selbſtverſchuldungsprinzip im VVG. ſpricht aber 
die Faſſung des § 19 VVG., der ausdrücklich beſtimmt, daß bei Ab⸗ 
ſchluß des Vertrags durch einen Bevollmächtigten oder Vertreter ohne 
Vertretungsmacht für das Rücktrittsrecht des Verſicherers nicht nur 
die Kenntnis und Argliſt des Vertreters, ſondern auch die des Ver⸗ 
ſicherungsnehmers in Betracht kommt. 

Die Unhaltbarkeit dieſer Meinung zeigt ſich ferner deutlich, wenn 
man die Ergebniſſe der ſich gegenſeitig ergänzenden 88 23, 27 VVG. 
unter Ablehnung der Anwendbarkeit des 5 278 BGB. ins Auge faßt. 

Nach § 23 in Verb. mit § 24 Abſ. 1 VVG. hat der Verſicherer 
ein fofortige® Kündigungsrecht, wenn der Verſicherungsnehmer ohne 
deſſen Einwilligung eine Erhöhung der Gefahr vornimmt oder deren 
Vornahme durch einen anderen geſtattet. Nach § 27 iſt, wenn die 
Erhöhung der Gefahr unabhängig vom Willen des Verſicherungs⸗ 
nehmers eintritt, der Verſicherer nur berechtigt, das Verſicherungs⸗ 
verhältnis mit Einhaltung einer Kündigungsfriſt von einem Monat 
zu kündigen. Hat alſo z. B. der Vormund Sachen ſeines Mündels 
gegen Feuer verſichert, ſo kann nach der Anſicht, die die Anwend⸗ 
barkeit des 8 278 BGB. verneint, der Verſicherer nur mit einmonatiger 
Kündigungsfriſt kündigen und muß das Riſiko fortgeſetzt weitertragen, 
ſolange er nicht von der Gefahrerhöhung Kenntnis hat. Nach der 
entgegengeſetzten Meinung, die § 278 BGB. für anwendbar hält, 
kann der Verſicherer hingegen nach $ 23 VVG. (in Verb. mit § 24) 
ſofort kündigen. Aehnlich iſt die Rechtslage bei einem Bevollmächtigten 
des Verſicherungsnehmers, z. B. feinem Prokuriſten. 
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Daß dieſe Meinung gerade im Hinblick auf das unerträgliche 
Ergebnis der erſteren Anſicht den Vorzug verdient, ergibt ſich aus 
dieſem Beiſpiel beſonders deutlich. 

Demnach muß angenommen werden, daß § 278 BGB. bei allen 
Pflichten des Verſicherungsnehmers anzuwenden iſt, mit alleiniger 
Ausnahme bei der Verpflichtung, den Schadenerſatzanſpruch innerhalb 
einer beſtimmten Friſt geltend zu machen. Dabei aber muß es ſich 
ſtets um die Erfüllung wirklicher Pflichten handeln, wenn der Ver⸗ 
ſicherungsnehmer da nach 8 278 BGB. fürs Verſchulden ſeiner Hilf 
perſonen einſtehen ſoll; daher iſt der Verſicherungsnehmer niemals 
für ſolche Perſonen nach §S 278 BGB. verantwortlich, die nur körper⸗ 
liche Leiſtungen für ihn ausführen. Hier greift $ 831 BGB. ein, 
wenn deſſen Vorausſetzungen vorliegen. 

Von den Pflichten, die der Verſicherungsnehmer nach Abſchluß 
des Verſicherungsvertrags vor oder nach Eintritt des Schadenfalls 
hat, ſind namentlich die hervorzuheben, deren ſchuldhafte Verletzung 
eine Schadenerſatzpflicht des Verſicherungsnehmers oder ein Rücktritts⸗ 
recht oder auch eine Befreiung von der Leiſtungspflicht zugunſten des 
Verſicherers zur Folge haben, und zwar dürfen dieſe Rechtsfolgen 
nach S 6 VVG. vor Eintritt des Verſicherungsfalls für jedes Ver⸗ 
ſchulden, nach Eintritt des Verſicherungsfalls nur für Vorſatz und 
grobe Fahrläſſigkeit vereinbart werden. Zu den Obliegenheiten nach 
Eintritt des Verſicherungsfalls gehören nach der Begründung zum 
VVG. namentlich die Pflicht zur Anzeige vom Verſicherungsfall, zur 
Einreichung der Schadenberechnung, die Schadenabwendungzdpflicht 
und die Pflicht, Veränderungen vor Feſtſtellung des Schadens nicht 
vorzunehmen. Aus jeder Art von Verſchulden bei den Pflichten des 
Verſicherungsnehmers erwächſt dem Verſicherer ein Schadenerſatzanſpruch, 
den er nötigenfalls im Wege der Aufrechnung geltend machen kann. 

Wenn der Verſicherungsnehmer dieſe Verpflichtungen aus Vorſatz 
oder Fahrläſſigkeit verletzt, ſo läßt ſich eine Schadenerſatzpflicht nur 
nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch begründen. Hieraus ergibt ſich 
aber dann weiter auch mit Notwendigkeit, daß auch $ 278 BGB. 
anwendbar iſt, ſo daß der Verſicherungsnehmer fürs Verſchulden ſeines 
geſetzlichen Vertreters und der Perſonen, deren er ſich zur Erfüllung 
ſeiner Verbindlichkeiten dem Verſicherer gegenüber bedient, zu haften 
hat wie für eigenes Verſchulden. 
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Anbedingte Wichtigkeit von Scheidungsurteilen öſterreichiſcher 
Staatsangehörigen vor dentſchen Gerichten? 


Von Dr. Hans Gerb er, Altenburg S.⸗A. 


Geſtützt auf eine Entſcheidung des Oberlandesgerichts Jena 
(Rechtſprechung II S. 19), werden noch immer häufig die Ehen 
öſterreichiſcher Staatsangehöriger von deutſchen Gerichten geſchieden. 
Dieſe Praxis der Gerichte hat für die betroffenen Parteien in den 
meiften Fällen recht unangenehme Folgen. Denn der öſterreichiſche 
Staat erkennt dieſe Scheidungen nicht an. Will ſich daher einer der 
geſchiedenen Eheleute wieder verheiraten, ſo bekommt er nicht die 
notwendige Beſcheinigung ſeiner Heimatbehörde. Oder aber, wenn 
es ihm doch gelingt, muß er eine Strafverfolgung wegen Doppelehe 
gewärtigen, ſobald er in ſeine Heimat zurückkehrt. Namentlich führen 
dieſe Verhältniſſe auch zu Schwierigkeiten, wenn eine der Parteien, 

um all den Verwicklungen zu entgehen, den Antrag ſtellt, im Deutſchen 
Reiche eingebürgert zu werden. 

Nun entſteht die Frage: Iſt bei ſolcher grundſätzlicher Ablehnung 
der Anerkennung der Scheidungsurteile ein deutſches Gericht über⸗ 
haupt fähig, die Ehe von Oeſterreichern zumal auch mit Rechtswirk⸗ 
ſamkeit in Deutſchland und gegen jeden Dritten au ſcheiden? 
Oder find ſolche Urteile unbedingt nihtiig 


Bei der Behandlung dieſer Fragen muß man davon ausgehen: 


wie ſtellt ſich das N an überhaupt zur EN von 
Ausländern? 


Grundſätzlich beansprucht ein Staat die Gerichtsbarkeit in vollem 
Umfange über alle Perſonen, die ſich innerhalb ſeiner Grenzen auf⸗ 
halten. Denn alle dieſe unterliegen ſeiner Staatsgewalt, und die 
Gerichtsbarkeit iſt nur ein Ausfluß davon. Es iſt daher bei Klagen 
vor einem deutſchen Gericht im allgemeinen ganz gleichgültig, ob die 
Parteien Deutſche oder Ausländer ſind. Ein Irrtum des Richters 
in dieſer Beziehung berührt alſo das ergangene Urteil nicht. (Vgl. 
Hellwig, Anſpruch und Klagrecht, 1900, S. 132, 133.) 

Allein es gibt Ausnahmen von dieſer Regel. Es gibt beſtimmte 
Materien, die von den einzelnen Staaten der heimiſchen Gerichts⸗ 
barkeit unbedingt vorbehalten werden, ſo daß Urteile, die ein fremder 
Staat in dieſen Sachen über ihre Staatsangehörigen fällt, grund⸗ 
ſätzlich von ihnen unbeachtet bleiben. Dies führt zu einem Wider⸗ 

Blätter für Rechtspflege LKII. N. F. XIII. 17 


— 258 — 


ſtreit in der Ausübung der Gerichtsbarkeit im zwiſchenſtaatlichen Ver⸗ 
kehr. Dieſer iſt beſonders gefährlich und führt zu rechtlichen Unklar⸗ 
heiten, wenn es ſich um das Perſonenſtandrecht der betroffenen Per⸗ 
ſonen handelt. Daher wird, um dieſe Verwicklungen zu vermeiden, 
von den einzelnen Staaten auf den Vorbehalt der Gerichtsbarkeit in 
Perſonenſtandſachen gegeneinander Rückſicht genommen. Daraus er⸗ 
klärt ſich der § 606 Abi. 4. ZPO., der vorſchreibt, daß vor einem 
deutſchen Gericht die Ehen von Ausländern nur dann geſchieden 
werden dürfen, wenn das deutſche Gericht auch nach den Geſetzen des 
Staates zuſtändig iſt, dem der Ehemann angehört. (Vgl. Meili, 
Das internationale Zivilprozeßrecht S. 223, 224.) | 

Der Sinn dieſer Beſtimmung ift alſo der: die Eheſcheidung von 
Ausländern darf ein deutſches Gericht nur dann ausſprechen, wenn 
der Heimatsſtaat des Ehemannes ſich die Gerichtsbarkeit in Scheidungs⸗ 
angelegenheiten nicht ausdrücklich vorbehalten hat. (Meili, a. a. O. 
S. 210, 212.) 

Unter dieſem Geſichtspunkt iſt in die Prüfung der Frage einzu⸗ 
treten, ob nach öſterreichiſchem Recht ein deutſches Gericht für die 
Scheidung zuſtändig iſt. 

Nach § 76 der öſterr. Jurisdiktionsnorm iſt für die Scheidung 
einer Ehe zunächſt das Gericht ausſchließlich zuſtändig, in deſſen 
Sprengel die Ehegatten ihren letzten gemeinſamen Wohnſitz hatten. 

Aber dieſer ausſchließliche Gerichtsſtand iſt nur begründet, wenn 
dieſer gemeinſame Wohnſitz ſich im öſterreichiſchen Inlande 
befand. War dies nicht der Fall, dann ſoll nach 8 100 JN. der 
allgemeine Gerichtsſtand des Klägers maßgebend ſein, aber wiederum 
nur, wenn er im öſterreichiſchen Inlande liegt. Iſt auch dies 
nicht der Fall, ſoll das Landesgericht in Wien zuftändig fein. Für 
alle Fälle iſt aber nachgelaſſen, daß ein an und für ſich unzuſtändiges 
Gericht durch Vereinbarung der Parteien zuſtändig werden kann 
(8 104 JN.). | 

Aus dieſen Beſtimmungen allein geht noch nicht hervor, ob 
Oeſterreich die Scheidung feiner Staatsangehörigen feiner Gerichts⸗ 
barkeit allein vorbehalten will. Denn wenn auch durch die Schaffung 
von Gerichtsſtänden in Oeſterreich durch 8 100 IR. die Tendenz zum 
Ausdruck kommt, möglichſt den im Auslande befindlichen Oeſterreichern 
die Gelegenheit zu geben, im Inlande zu klagen, ſo ſpricht doch 
§ 100 JN. immer nur davon, daß Klagen dort und dort angebracht 
werden können, und § 104 JN. erkennt auch einen gewillkürten 
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Gerichtsſtand an. Davon, daß die Scheidungsklagen im öſterreichiſchen 
Inlande erhoben werden müßten, ſprechen die angeführten Be⸗ 
ſtimmungen nicht. Allein aus den Vorſchriften über den Gerichts⸗ 
ſtand läßt ſich auch nur mittelbar erkennen, inwieweit der Staat die 
ausſchließliche Gerichtsbarkeit für ſich beanſprucht. Ausſchlaggebend 
ſind hierfür die Beſtimmungen darüber, inwieweit er die Ausübung. 
der fremden Gerichtsbarkeit über ſeine Staatdangehörigen anerkennt, 
oder mit anderen Worten, inwieweit er die Urteile fremder Staaten 
als für ſich bindend erklärt. 

In dieſem Punkte nimmt Oeſterreich gerade hinſichtlich der 
Eheſcheidung eine ganz beſtimmte Stellung ein: es erkennt Scheidungs⸗ 
urteile fremder Staaten über öſterreichiſche Staatsangehörige grund⸗ 
ſätzlich nicht an. (Vgl. Leske⸗Löwenfeld, Die Rechtsverfolgung 
im internationalen Verkehr Bd. 3, I, S. 227.) 

Es ſtützt ſich hierbei auf § 81, 3 Exek.⸗Ordn., welcher lautet: 

Die Bewilligung der Exekution iſt zu verſagen: 3. wenn der 
(ausländiſche) Exekutionstitel den Perſonenſtand eines öſterreichiſchen 
Staatsangehörigen betrifft und gegen letzteren vollzogen werden ſoll. 

Dies iſt auch der Grund, warum Oeſterreich der Haager Kon⸗ 
vention über die Regelung des Geltungsbereichs der Geſetze und der 
Gerichtsbarkeit auf dem Gebiete der Eheſcheidung und der Trennung 
von Tiſch und Bett vom 12. Juni 1912 nicht beigetreten iſt. 

Aus dieſer Haltung Oeſterreichs geht ohne Zweifel hervor, daß 
es die Gerichtsbarkeit in Eheſcheidungs angelegenheiten für ſich au8⸗ 
ſchließlich in Anſpruch nimmt. 

Di.ieſe Erkenntnis ermöglicht nun eine ſcharfe Auslegung der an⸗ 
geführten Zuſtändigkeitsbeſtimmungen. Wollen Oeſterreicher, die ſich 
im Auslande aufhalten, ihre Ehe ſcheiden laſſen, dann können ſie 
das nur vor öſterreichiſchen Gerichten tun. Der Gerichtsſtand des 
letzten gemeinſamen Wohnſitzes der Parteien iſt nur im öſterreichiſchen 
Inlande gegeben, ebenſo der allgemeine Gerichtsſtand des Klägers. 
Sind beide nicht vorhanden, dann muß vor dem Landesgericht in 
Wien geklagt werden, wenn nicht die Parteien ſich zum Austrag des 
Prozeſſes nach Oeſterreich begeben. (Vgl. Leske⸗Löwenfeld⸗ 
Hahn, Die Rechtsverfolgung im internationalen Verkehr, Bd. 2: 
Das Eherecht der europäiſchen Staaten S. 78; Sächſ. Annalen 32, 345.) 

Ebenſo kann aber auch nur ein öſterreichiſches Gericht durch 

Vereinbarung der Parteien die Zuſtändigkeit erlangen, niemals ein 


ausländiſches. Denn wenn es nach öſterreichiſchem Rechte erlaubt 
17* 
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wäre, in Scheidungs angelegenheiten die Zuſtändigkeit eines auslän⸗ 
diſchen Gerichts durch Vereinbarung zu begründen, dann gäbe der 
öſterreichiſche Staat ſeine ausſchließliche Gerichtsbarkeit in Scheidungs⸗ 
ſachen auf und er müßte dann notwendigerweiſe das Urteil des 
ausländiſchen Gerichts anerkennen. Denn einen Gerichtsſtand be⸗ 
gründen heißt, einem beſtimmten Gericht die ſtaatliche Vollmacht er⸗ 
teilen, in der Sache Recht zu ſprechen. Es wäre daher ein Widerſinn 
geſetzlicher Beſtimmungen, an der einen Stelle die Begründung eines 
Gerichtsſtandes im Auslande zuzulaſſen, an der anderen aber jedem 
ausländiſchen Urteil in Perſonenſtandſachen die Anerkennung zu 
verſagen. 

Daher kann die Beſtimmung des § 104 IN. nicht aus ſich 
heraus ausgelegt werden, ſondern nur mit Rückſicht auf die Beſtim⸗ 
mungen über die Anerkennung ausländiſcher Urteile. Für Scheidungs⸗ 
ſachen ergibt ſich dann aber die Möglichkeit der Vereinbarung der 
Zuſtändigkeit nur für öſterreichiſche, niemals auch für ausländiſche 
Gerichte. Es iſt deswegen unrichtig, wenn das OLG. Jena und, 
darauf fußend, das LG. Stuttgart (Recht 1913, Spruchbeilage Nr. 728) 
annehmen, für die Scheidungsklagen von Oeſterreichern ſeien auch 
die deutſchen Gerichte zuſtändig, weil das öſterreichiſche Recht nicht 
die ausſchließliche Zuſtändigkeit der öſterreichiſchen Gerichte ausſpreche. 
Denn ein ſolcher Vorbehalt kann mit Rückſicht auf die Zuſammen⸗ 
faſſung verſchiedener Materien in den einzelnen Beſtimmungen, nament⸗ 
lich dem ganz allgemeinen $ 104 IN. gar nicht zum Ausdruck gebracht 
werden, weil er je nach der Anerkennung ausländifcher Urteile in 
den einzelnen Materien gültig oder ungültig ſein würde. Es iſt des⸗ 
halb aus den Beſtimmungen über die Zuſtändigkeit überhaupt nichts 
zu entnehmen, ſondern grundlegend für die Beantwortung der Frage 
ſind die Beſtimmungen über die Anerkennung ausländiſcher Urteile, 
hier § 81 Exek.⸗Ordn. 

N Es iſt alſo unbedingt feſtzuſtellen, daß Oeſterreich die Gerichts⸗ 

barkeit in Scheidungsangelegenheiten eigener Staatsangehöriger aus⸗ 
ſchließlich für ſich in Anſpruch nimmt, d. h. auch dann, wenn ſich 
die Perſonen im Auslande aufhalten. Nach öſterreichiſchem Recht iſt 
daher in Deutſchland für die Scheidung von Oeſterreichern kein 
Gerichtsſtand gegeben. 

Dieſer Umſtand hat nun für das deutſche Recht folgende Be⸗ 
deutung: 

Da nach 8 606 Abſ. 4 ZPO. eine Scheidungsklage im Inlande 
nur dann erhoben werden kann, wenn die deutſchen Gerichte auch 
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nach dem Rechte des Auslandes zuftändig find, fo kann in einem 
Falle, in dem der Ehemann Oeſterreicher iſt, weil das öſterreichiſche 
Recht die Zuſtändigkeit ausländiſcher Gerichte allgemein verneint, die 
Scheidungsklage vor einem inländiſchen Gericht nicht erhoben werden. 
Stellt ſich alſo vor dem erkennenden Gericht bei der Klagerhebung 
heraus, daß die Parteien in Wahrheit Oeſterreicher ſind, ſo muß es 
auf Klagabweiſung erkennen. Tut es das nicht, ſo hat dies tat⸗ 
ſächlich eine materielle Unrichtigkeit der Entſcheidung zur Folge. 

Es fragt ſich nun weiter, welche Bedeutung dieſer Rechtsver⸗ 
letzung zukommt. Wenn auch im allgemeinen der Grundſatz gilt, 
daß materiell unrichtige Urteile nur anfechtbar, nicht nichtig ſind, ſo 
ſind doch auch beſtimmte Gründe anerkannt, die darüber hinaus ein 
Urteil zu einem unbedingt nichtigen machen, d. h. zu einem ſolchen, 
das trotz Eintrittes der formellen Rechtskraft niemals materielle Rechts⸗ 
kraft erlangen kann. (Vgl. Friedländer, GerS. 58 (1901), 339 ff., 
Stein, Komm. ZPO., 11. Aufl., 2 S. 152, 153,, Binding, 
Grundriß des Strafprozeſſes, 4. Aufl., 230 ff.) 

Unter dieſen Gründen hat Bedeutung für den vorliegenden 
Zweck nur der eine: ein Urteil iſt nichtig, wenn es unter Verletzung 
der geſetzlichen Beſtimmungen über die Gerichtsbarkeit des 
Staates ergeht. Dieſer Satz iſt als Regel allgemein jetzt anerkannt. 
Streitig iſt nur, in welchem Umfange er anzuwenden iſt. (Vgl. 
Stein, a. a. O.; Oetker, Konkursrechtliche Grundbegriffe, 1891, 
Bd. 1 S. 47, 50, auch e Lehrbuch des Straf⸗ 
prozeſſes 294.) 

Im Intereſſe der Rechtsſicherheit muß Urteilen ſtaatlicher Gerichte 
der weiteſte Geltungsbereich eingeräumt werden. Dies kommt in den 
Beſtimmungen über die Rechtsmittel, namentlich über die Nichtigkeits⸗ 
klage in der ZPO. zum Ausdruck. Dieſer Grundſatz muß daher 
auch bei der Beantwortung der Frage nach dem Umfange der ab⸗ 
ſoluten Nichtigkeit eines Urteils wegen Ueberſchreitung der Gerichts⸗ 
barkeit angewandt werden. (Kohler, Prozeß als Rechtsverhältnis 56.) 

In dieſem Sinne iſt der Begriff der Gerichtsbarkeit eng aus⸗ 
zulegen. 

Er iſt in ſeiner ſtaatsrechtlichen Bedeutung aufzufaſſen und dem⸗ 
gemäß darunter zu verſtehen die Fähigkeit des Staates, mit ſeiner 
Entſcheidungsgewalt in beſtimmte Rechtsverhältniſſe einzugreifen. 

Daraus ergibt ſich ſofort, daß Gerichtsbarkeit in dieſem Sinne 
nicht gleichbedeutend iſt mit dem Begriffe der Zuſtändigkeit, wie ihn 
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das deutſche Recht feſtſtellt. Unter Zuſtändigkeit iſt die Verteilung 
einzelner Rechtsſachen auf den Entſcheidungsbereich beſtimmter Be⸗ 
hörden zu verſtehen, ſei es, daß es ſich um die aus der Gewalten⸗ 
teilung im Staate entſpringende Verteilung auf die Gerichte und 
Verwaltungsbehörden handelt oder um die innerhalb beider Gruppen 
wiederum vorgenommene Verteilung auf einzelne beſtimmte Behörden 
(ſachliche, örtliche und funktionelle Zuſtändigkeit, z. B. im Sinne der 
ZPO). Hierbei iſt ſtets notwendige Vorausſetzung, daß die einzelne 
Sache der deutſchen Gerichtsbarkeit überhaupt unterliegt. (Vgl. 
Hellwig, Lehrbuch der deutſch. Ziv.⸗Proz.⸗Rechts. 1, 99. Kohler, 
Prozeß als Rechtsverhältnis, 53, Jellinek, Der fehlerhafte 
Staatsakt, 121.) 

Wie die Verletzung der darüber erlaſſenen Vorſchriften wirft, 
hat auch das Geſetz genau geregelt. 


Hinſichtlich der Zuſtändigkeit von Gerichts⸗ und Verwaltungs 
behörden tut dies 8 17 GVG. Nach dieſer Beſtimmung entſcheidet 
im allgemeinen das Gericht über die Zuläſſigkeit des Rechtsweges 
maßgebend, d. h. hat ſich ein Gericht einmal dahin ausgeſprochen, 
daß die einzelne Sache in ſeinen Entſcheidungsbereich gehört, ſo iſt 
dies ſchlechthin für alle Behörden bindend. (Vgl. Hellwig, Lehr⸗ 
buch 1, 99., Nußbaum, Die Prozeßhandlungen 12,; Kohler, 
a. a. O. 55,; Jellinek, a. a. O. 96.) 


Hinſichtlich der örtlichen und ſachlichen Zuſtändigkeit hat § 551 
in Verb. mit 8 579 ZPO. Vorſorge getroffen. Hat ein Gericht zu 
Unrecht ſeine Zuſtändigkeit oder Unzuſtändigkeit angenommen, ſo kann 
der Mangel nur noch mit der Reviſion, niemals mehr mit der Nichtig⸗ 
keitsklage angefochten werden. Er iſt alſo geheilt, ſobald das Urteil 
rechtskräftig geworden iſt. Eine unbedingte Nichtigkeit kann alſo nie⸗ 
mals auf die Verletzung der Grundſätze über die Zuſtändigkeit eines 
Gerichts gegründet werden. (Vgl. Stein, Komm. 2, 153,; 1 841, 
unter III., Nuß baum, a. a. O.; Jellinek, a. a. O. S. 93, 95, 
mit Einſchränkungen zum Teil abweichend, vergl. aber beſonders 
S. 98.) 

Somit vereinfacht ſich die Untersuchung dahin: es iſt zu prüfen, 
ob der 9 606 Abſ. 4 ZPO. eine Vorſchrift über die Zuſtändig⸗ 
keit oder eine ſolche über die Abgrenzung der N er 
richts barkeit ift. | 

CE)s wurde bereits hervorgehoben, daß die Gerichtsbarkeit ein Ausfluß 
der Staatsgewalt iſt. Die Staatsgewalt nun iſt ſelbſtherrlich, d. h. unbe⸗ 
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ſchränkt und unbeſchränkbar, ſoweit ſie ſich nicht ſelbſt beſchränkt. Dar⸗ 
aus geht hervor, daß auch die Gerichtsbarkeit an ſich unbeſchränkt und 
unbeſchränkbar iſt, ſoweit ſie der Staat nicht ausdrücklich beſchränkt. 
Im Zweifel ſind daher alle deutſchen Gerichte mit unbeſchränkter Ge⸗ 
richtsbarkeit verſehen. (Val. Stein, a. a. O. 1, 55,; Laband, 
Staatsrecht des deutſchen Reichs, 4. Aufl. 3 S. 368; Michel, 
Ueber die abſolute Nichtigkeit von Zivil⸗ und Strafurteilen, Diſſ. 1906 
S. 57; Kohler, Prozeß als Rechtsverhältnis 53.) 

Eine allgemeine Vorſchrift darüber gibt es nicht, da der Grund⸗ 
ſatz ſelbſtverſtändlich iſt. Notwendig ſind nur ausdrückliche Beſtim⸗ 
mungen da, wo der Staat ſeine Gerichtsbarkeit ſelbſt beſchränkt. Wie 
er dies im Innern durch Setzen von Zuſtändigkeitsnormen tut, iſt 
ſchon erörtert. Frage iſt nur noch, wie er es dem Auslande gegen⸗ 
über macht. 


Dafür kommen in Frage z. B. der $ 18 GG., der den Ver⸗ 
zicht auf die Gerichtsbarkeit denen gegenüber ausſpricht, die von der 
Staatsgewalt befreit find, oder beſondere völkerrechtliche Verträge, wie 
die Haager Konventionen. (Vgl. Friedländer, a. a. O. 365.) 


Perſonen, die von dieſen Beſtimmungen betroffen werden, unter⸗ 
liegen in keiner Weiſe der deutſchen Gerichtsbarkeit, durch ausdrück⸗ 
lichen Ausſpruch iſt die deutſche Gerichtsbarkeit beſchränkt worden. 
Ein Gericht, das trotzdem tätig wird, handelt ohne ſtaatliche Er⸗ 
mächtigung. Sein Ausſpruch kann demnach nicht mehr die allge⸗ 
meine Anerkennung eines ſtaatlichen Willendaktes haben und muß 
nichtig ſein. (Vgl. Oetker, a. a. O. 50; Friedländer, a. a. O. 
S. 348, 363 ff.; Hellwig, Lehrbuch 1, 99; Nußbaum, a. a. O. 
S. 17 Nr. 4; Kohler, a. a. O.) 

Es fragt ſich, ob der $ 606 Abſ. 4 ZPO. ebenfalls eine der⸗ 
artige ausdrückliche Beſchränkung der deutſchen Gerichtsbarkeit ent⸗ 
hält. Man könnte verſucht ſein, dies zu bejahen. Denn einmal ſagt 
der Wortlaut: Die Scheidungsklage kann nur erhoben werden. 
Daraus könnte man entnehmen, daß eben die Erhebung der Klage 
ohne die nötigen Vorausſetzungen rechtsunwirkſam, alſo nichtig iſt. 

Ferner könnte man einen Vergleich ziehen mit den Beſtimmungen 
der 88 5 EG. z. GVG. und EG. z. ZPO., die offenſichtlich auch 
nicht nur Zuſtändigkeitsbeſtimmungen ſind, ſondern die deutſche Staats⸗ 
gerichtsbarkeit den Landesherren und den ihnen gleichgeſtellten Perſonen 
gegenüber beſchränken und die Beſchränkung abhängig machen von 
dem Umfange, in dem die Hausgeſetze von ihr Gebrauch machen. 
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(Vgl. Schmidt, Lehrbuch d. deutſch. Ziv.⸗Proz.⸗Rechts, e 
band S 35; Laband, a. a. O. 3, 368/369 ff.) 


Allein dieſe Bedeutung kommt dem § 606 Abf. 4 350. nicht 
zu. Zwar wird tatſächlich durch ihn die deutſche Gerichtsbarkeit be⸗ 
ſchränkt, aber nicht materiell, ſondern nur in der Aud übung. 
(Vgl. Stein, a. a. O. 1, 55; Laband, a. a. O.; Hellwig, 
Anſpruch u. Klagrecht S. 133 Anm. 3. 


Es iſt eine reine innerſtaatliche Befimmung, Dies wird klar, 
wenn man ſich vergegenwärtigt, daß ſie Bedeutung nur für deutſche 
Behörden hat. Wird entgegen dem § 606 Abſ. 4 ZPO: die Ehe 
von Ausländern geſchieden, ſo erwächſt daraus dem fremden Staate 
keinerlei Anſpruch. Er iſt durch das Urteil in keiner Weiſe berührt, 
denn er kann, ohne wiederum dem anderen Staate gegenüber auch 
nur eine Unfreundlichkeit im völkerrechtlichen Sinne zu begehen, dem 
Urteil die Anerkennung verſagen. Daraus erhellt, daß es ſich bei 
der ganzen Frage nicht um ein Recht des zwiſchenſtaatlichen Verkehrs 
der Staaten untereinander handelt, ſondern um einen innerſtaatlichen 
Rechtsgrundſatz. Die Beſchränkung der Gerichtsbarkeit iſt Beſchränk⸗ 
ung der Staatsgewalt und bildet inſofern den Gegenſtand zwiſchen⸗ 
ſtaatlichen Rechts. Es iſt eine Abgrenzung völkerrechtlicher Rechte 
und Pflichten, und beteiligt ſind daher nur die Staaten als ſolche, 
verletzt werden bei Mißachtung auch nur ſie. So, wenn ein Gericht 
gegen einen Exterritorialen entſcheidet. Niemals iſt dies aber bei 
einer Verletzung von § 606 Abſ. 4 ZPO. möglich. Hier wird nur 
der einzelne Beteiligte verletzt und kann das Urteil daher nach Prozeß⸗ 
grundfägen anfechten. Tut er es nicht, dann wird das Urteil rechts⸗ 
kräftig und behält trotz ſeines Mangels innerhalb Deutſchlands ſeine 
Gültigkeit. 

Dies ergibt ſich namentlich auch aus dem Zweck der Vorſchrift, 
wie er ſchon erörtert wurde. Mit der Beſtimmung ſoll im Intereſſe 
des internationalen Verkehrs die Ausübung der eigenen Gerichts⸗ 
barkeit beſchränkt werden, weil durch die Stellungnahme des Aus⸗ 
landes ſonſt Rechtsverwicklungen entſtehen würden. Die Anerkennung 
der lex patriae in Eheſachen iſt aber ein allgemeiner völkerrecht⸗ 
licher Grundſatz. Bol. Meili, a. a. O. 210 ff. 


Die Anerkennung des ausdrücklichen Vorbehalts der Gerichts⸗ 
barkeit eines fremden Staates in dieſen Sachen iſt daher kein Zurück⸗ 
weichen vor der fremden Staatsgewalt, wie es die Einſchränkung der 


! 
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Gerichtsbarkeit notwendigerweiſe iſt. Es iſt eine Gefälligkeit zur 

Förderung der Rechtsſicherheit im zwiſchenſtaatlichen Verkehr. 
Daraus geht aber hervor, daß der Charakter der Beſtimmung 

gleich dem der innerſtaatlichen Gerichtsſtandsvorſchriften iſt. Die 


Rechtslage iſt dieſelbe wie dann, wenn nach den Vorſchriften der 


Prozeßordnung für eine Sache kein örtlicher Gerichtsſtand gegeben iſt. 
Auch dies bedeutet keineswegs, daß damit den deutſchen Gerichten 
die Fähigkeit abgeht, in der Sache zu urteilen, daß überhaupt keine 


deutſche Gerichtsbarkeit beſteht. Sondern es fehlen dann lediglich 
Vorausſetzungen, an die das Geſetz die Ausübung der Gerichtsbarkeit 


knüpft, die ſogar ſonſt ergänzt werden können. (Vgl. auch OLG. Sun 
in Rechtſpr. 17, 334.) 

Dieſen Grundſatz bringt ausdrücklich für das öſterreichiſche Recht 
der § 28 IN. und in Erweiterung der Art. IX EG. z. JN. zum 


Ausdruck. Für das deutſche Recht hat ihn das Reichsgericht in 


einer Entſcheidung Bd. 32 S. 414 anerkannt. 

Urteilt demnach ein deutſches Gericht entgegen der Ae 
des § 606 Abſ. 4 ZPO., dann verletzt es eine innerſtaatliche Gerichts⸗ 
ſtandsvorſchrift und ſetzt ſich der Anfechtung durch die Parteien aus. 
Wird das Urteil aber rechtskräftig, dann iſt und bleibt es innerhalb 
des Deutſchen Reiches wirkſam und iſt nicht mit unbedingter Nichtigkeit 
behaftet. 

Dieſes Ergebnis der Unterſuchung läßt ſich kurz dahin zuſammen⸗ 
faſſen: Nach öſterreichiſchem wie nach deutſchem Rechte ſind die deutſchen 
Gerichte für die Eheſcheidung von Oeſterreichern in keiner Weiſe zu⸗ 
ſtändig. Scheiden ſie trotzdem, ſo iſt das Urteil in Oeſterreich un⸗ 
wirkſam, in Deutſchland aber hat es Rechtskraft. Dieſer unangenehme 
Zwitterzuſtand ſollte aber unſere Gerichte veranlaſſen, von der bis⸗ 
herigen Praxis abzugehen und grundſätzlich Klagen auf Cheſcheidung 
von Oeſterreichern als unzuläſſig zu verwerfen. Sie würden damit er⸗ 
heblich dazu beitragen, die Rechtsſicherheit im zwiſchenſtaatlichen Ver⸗ 
kehr zu ſtärken und den Beteiligten viele und große Unannehmlichkeiten 
zu erſparen. 
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Don der Idee des Rechts. 


Von Landrichter Eberhard, Schwerin i. M. 


Das menſchliche Leben die Erſcheinung oder die Darſtellung 
oder das Daſein des Göttlichen in der Zeitlichkeit. Alſo die Lehre 
Fichtes. Das Göttliche, das iſt das Sein ſchlechthin, dieſes aber 
hinwiederum das Leben ſchlechthin, das Abſolute, außer dem kein 
Leben und kein Sein iſt. Aller Tod in der Natur iſt in Wahrheit 
„nur Geburt und gerade im Sterben erſcheint ſichtbarlich die Erhöhung 
des Lebens“. Das menſchliche Leben, das iſt das über das tieriſche 
Triebleben ſich erhebende Leben in der Vernunft, in der Freiheit, in 
der Idee. Da nun das göttliche Leben in ſeiner Darſtellung 
zu einem ins Unendliche ſich fortentwickelnden und nach dem Grade 
der inneren Lebendigkeit und Kraft immer höher ſteigenden wird, ſo 
iſt auch dies göttliche Leben in der Darſtellung in allen Zeitpunkten 
ſeines Daſeins — im Gegenſatz zu dem göttlichen Leben, wie es an 
ſich iſt — beſchränkt, d. h. zum Teil noch nicht lebendig und noch 
nicht zum Leben hindurchgedrungen, ſondern inſofern tot. Dieſe 
Schranken ſoll es nun immerfort durch ſein ſteigendes Leben durchbrechen, 
entfernen und in Leben verwandeln. Darum iſt die Idee der Dar⸗ 
ſtellung des göttlichen Lebens die Fortbildung der menſchlichen Gattung, 
die Idee des Göttlichen hat dieſe Fortbildung zum Ziele, wie denn 
jeder, der von dieſer Idee ergriffen iſt, dieſelbe Fortbildung zum Ziele 
hat. Danach aber iſt es möglich, die göttliche Idee in Hinſicht ihres 
Wirkungskreiſes einzuteilen und die eine an ſich unteilbare Idee als 
mehrere Ideen zu denken. Da erſcheinen dann die fünf beſonderen 
Wirkungsſphären der Idee, die des Rechts, die der Naturwiſſenſchaft 
und Naturbeherrſchung, die der Religion, die der Geiſteswiſſenſchaft 
(„Wiſſenſchaft der göttlichen Idee, ſowohl, daß es eine ſolche Idee 
gebe, als die ihres Inhaltes im Ganzen oder in einzelnen beſonderen 
Teilen“), die der Kunſt. Indem alle Menſchen von den Wirkungs⸗ 
ſphären dieſer Ideen ergriffen werden, haben ſie teil an der göttlichen 
Idee, und indem ſie zu dem erfreuenden Bewußtſein dieſer Idee 
kommen, wird ihr außerdem unſchmackhaftes endliches Leben mit dem 
unendlichen durchdrungen und wird erſt dadurch genoſſen. „Erſt 
wie das Bewußtſein der wahren Quelle ſeines Lebens dem Menſchen 
aufgeht, und er freudig in dieſelbe ſich taucht und ihr ſich hingibt, 
überſtrömt ihn Friede, Freude, Seligkeit .... Darum haben von je⸗ 
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her Begeiſterte gearbeitet und werden fortarbeiten, dieſes Bewußtſein 
in ſeiner möglichſt reinſten Geſtalt unter den Menſchen zu verbreiten.“ 
Alſo führt Fichte ſeine Lehre weiter aus in ſeinen 1805 in Er⸗ 
langen gehaltenen Reden über „Das Weſen des Gelehrten“, er ein 
wahrhaft „Begeiſterter“, der — wie er vor 100 Jahren das deutſche 
Volk wachrief mit ſeinen „Reden an die deutſche Nation“, die nur 
eine Fortſetzung der Reden über das Weſen des Gelehrten ſind — 
alſo auch uns heute im jetzigen Weltkriege noch unendlich viel zu 
jagen hat, und der einer der größten, herrlichſten und gewaltigſten 
Propheten und Lichtbringer iſt, die je dem deutſchen Volk, ja der 
Menſchheit geſchenkt ſind, er ein „froher Bote“, deſſen Evangelium 
bis in die Jahrtauſende wirken wird und auch noch nicht annähernd 
ausgeſchöpft iſt. | 
Allerdings, und Heutige muten diefe Lehren von Fichte auf den 
erſten Blick etwas fremdartig an, liegen uns doch zumeiſt metaphy⸗ 
ſiſche Spekulationen ſo ganz fern, und kommen wir von einer Zeit 
her, die ſich in der Verachtung metaphyſiſcher Spekulationen nicht 
genug tun konnte. Indeſſen, wir kommen von ſo einer Zeit her. 
Wieder einmal iſt eine Wende der Zeiten da. Die Peripetie hat ſich 
vollzogen, alle Verachtung der Metaphyſik hat ſich in ihrer polariſchen 
Entwicklung bereits überſchlagen, wie denn die Bewunderung des 


franzöſiſchen Philoſophen Henri Bergſon und ſeiner Metaphyſik in 


der Zeit vor dem Kriege nicht nur aus dem alten deutſchen Erbfehler 
der Ueberſchätzung des Auslandes zu erklären iſt, und wie die beiden 
grimmen Antimetaphyſiker Haeckel und Oſtwald in der Tat und 
Wahrheit „Metaphyſiker wider Willen“ ſind, wie ſie z. B. von Wundt, 
Paulſen, Adickes genannt werden. So bricht denn auch jetzt mitten 
im Weltkriege, und durch ihn mitveranlaßt eine metaphyſiſche Flut⸗ 
welle herein, und ein metaphyſiſches Bewußtſein — die Ahnung, 
der Glaube, das Vertrauen, daß in der Welt wirkt eine Vernunft 
höher als Menſchenvernunft, durch die allein auch unſer Leben Halt, 
Wert, Sinn, Ziel gewinnt — wird mehr und mehr der tragende 
Grund des Lebens unſerer Zeit, der Grund, aus dem allein die Kraft 


des Gemüts hervorgeht, die nach Fichte — gegenüber der Gewali 


der Arme und der Tüchtigkeit der Waffen — den Sieg erkämpft. 
Von dieſem Geſichtswinkel aus betrachtet aber erſcheinen die voran⸗ 
geſtellten Spekulationen Fichtes in einem ganz anderen Lichte. Sie 
find nur begriffliche Formulierungen deſſen, was im Grunde unſeres 
Herzens als ſelige Zuverſicht lebt. Sie ſind nicht Ausdruck eines 
beweisbaren, aber auch widerlegbaren Wiſſens, ſondern eines durch 
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innere Erfahrung, innerlichſtes Erleben gewonnenen Glaubens und 
Schauens, wie denn nach Fichte der Glaube „das Element aller Ge⸗ 
wißheit“ iſt. 

Der Menſch ein Bild Gottes, ſo ſagt es jenes uralte Blatt am An⸗ 
fang der Bibel, ſo ſagen es auf ihre beſondere Weiſe mit ihren be⸗ 
ſonderen Bildern, Gleichniſſen oder Begriffen alle Weiſen, Propheten und 
Religionsſtifter. So lehrten es die alten deutſchen Myſtiker, ſo die 
deutſchen Rechtsſpiegel, ſo lehrte es auch Fichte, er ein wahrhafter 
Myſtiker und religiöfer Genius, wie es z. B. feine Anweiſung zum 
ſeligen Leben dartut. So ahnt es im freudigſten Vertrauen ein jedes 
Herz, das ſich ſchweigend und in Ehrfurcht in die Tiefe ſeines Weſens 
verſenkt und dort an den Quellen alles Lebens ſeiner ſelbſt, ſeines 
Werts und ſeiner Beſtimmung gewiß wird. Der Menſch ein Bild 
Gottes, dann aber auch der Menſch die „Hand Gottes“, wie ihn 
Fichte auch mit dem Verfaſſer der deutſchen Theologie nennt. 

Von hier aus geſehen, gewinnt jeder Beruf, jede Arbeit, jedes 
Tun, ſofern es ein wahrhaft menſchliches, d. h. aus der Vernunft 
und ſittlicher Freiheit geborenes, und damit allein ein menſchen⸗ 
würdiges iſt, die rechte Weihe und die höchſte Bedeutung. Alles 
wahrhaft Menſchliche ein Abglanz und Widerſchein des Göttlichen, 
jedes redliche Tun ein Gottesdienſt, ein Dienſt im Dienſte und zur 
Ehre Gottes, jeder — auch der geringſte — treue Arbeiter ein Gottes⸗ 
diener, und „kein nur redliches Gemüt iſt ohne Gemeinſchaft mit 
Gott“ (Fichte). 

Von hier aus geſehen aber gewinnen beſonders Religion, Philo⸗ 
ſophie, Kunſt, Wiſſenſchaft, Rechtspflege ihre beſondere Bedeutung. 
Sie ſind die farbigen Strahlen, in die das weiße Sonnenlicht der 
Idee des Göttlichen auseinanderfällt, gleich dem Spektrum des Regen⸗ 
bogens. Ihre Diener vor allem ſind Gottesdiener in höherem Sinne 
des Worts. Sie find die wahren Hohenprieſter Gottes des Höchften, 
die Lichtbringer und Freudenboten, die Schrittmacher Gottes in der 
Zeit. In ihre Hände indgefamt iſt die Würde der Menſchheit ge⸗ 
geben. Sie ſind es, in deren Geiſt oder Gemüt ein lichter Strahl 
des Göttlichen aufgeblitzt iſt und die je auf ihre beſondere Weiſe durch 
Wort oder Werk gegenüber allem Trug und Schein von dem wahren 
göttlichen Weſen der Wirklichkeit und von der ewigen Harmonie der 
Welt in Gott Zeugnis ablegen. 

So ſind denn auch insbeſondere der Richter und der Geſetzgeber 
Hoheprieſter Gottes des Höchſten. Beide verkünden in der Welt die 
frohe Botſchaft: „die Welt iſt Gottes und der Ordnung, nicht des 
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Chaos und des Teufels“ (Carlyle). Vom Streite mit ſich ſelbſt 
ſoll ſich das Menſchengeſchlecht zur Einmütigkeit erheben. Der Kampf 
aller gegen alle widerſpricht der göttlichen Idee, und „ſo ſoll es nach 
derſelben in der Sinnenwelt nicht bleiben“. „Die Errichtung des 
Staates und eines rechtlichen Verhältniſſes zwiſchen mehreren Staaten, 
kurz, alle die Einrichtungen, wodurch jeder einzelnen oder verbundenen 
individuellen Kraft die ihr zugehörige Sphäre angewieſen, ſie in der⸗ 
ſelben zugleich beſchränkt und zugleich vor allem fremden Eingriffe ge⸗ 
ſichert wird“, ſind Etappen zu dem ewigen göttlichen Ziele, wo aller 
Streit ein Ende hat und er „durch allgemeine Sittlichkeit gänzlich 
aufgehoben“ (Fichte) iſt. Danach das Recht eine Offenbarung Gottes, 
die Rechtsgeſchichte eine Geſchichte des Göttlichen, die Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft eine Wiſſenſchaft vom Göttlichen. Geſetzgeber und Richter 
wirken an ihrem Teile, daß das Reich der Unordnung, der Finſternis, 
des Chaos, des Todes mehr und mehr überwunden wird und ſich 
in Ordnung, Licht, Harmonie, Leben verkehrt. Auch der ſchöpferiſche 
Rechtsgenius — nicht minder als der Genius der Religion, der Kunſt, 
der Wiſſenſchaft, der Philoſophie ein „von Gott begeiſterter Menſch“, 
wie denn „alles Neue, Große und Schöne, was von Anbeginn der 
Welt an in die Welt gekommen, und was noch bis an ihr Ende in 
ſie kommen wird, in ſie gekommen iſt und in ſie kommen wird durch 
die göttliche Idee, die in einzelnen Auserwählten teilweiſe ſich aus⸗ 
drückt“ (Fichte). 

Ach ich denke, das iſt eine gar berſcanderliche Lehre vom Rechte 
als einer göttlichen Idee, als einer Offenbarung Gottes, vom Richter 
und Geſetzgeber als Prieſter Gottes. Iſt denn nicht auch das Recht 
Menſchenmachwerk, unzulänglich und ſo oft ſtatt Wohltat Plage, ja 
dem Geſetz des Werdens und Vergehens unterworfen dergeſtalt, daß 
— um mit dem Rechtsphiloſophen von Kirchmann zu reden — 
ein Federſtrich des Geſetzgebers ganze Bibliotheken zu Makulatur 
macht. Sind denn nicht auch die Richter ſchwache, dem Irrtum ver⸗ 
fallene Menſchen, und wo hat denn ihre nüchterne und verſtandes⸗ 
mäßige Tätigkeit etwas von der Weihe des Prieſters an ſich? Und 
die Geſetzgeber, ſind ſie nicht oft die Stärkeren, die bei ihren Geſetzen 
nichts als ihren eigenen alleinigen Vorteil im Auge haben? 

Ja, gewiß, ihr Zweifler und Kopfſchüttler, ja leider gewiß. Denn 
das Vollkommene iſt noch niemals in dieſer Zeitlichkeit erſchienen. 
Ueberall klafft zwiſchen Idee und Wirklichkeit ein Widerſpruch. Voll⸗ 
kommenheit iſt nur bei Gott. Aber das eben iſt — um mit Fichte 
zu reden — die Darſtellung Gottes in der Wirklichkeit, daß der 
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ſtrebende und ringende Menſch, daß die Menſchheit in ihrem Aufſtiege 
durch die Zeiten die Schranken, Irrtümer und Zufälligkeiten in ewigem 
Kampfe mehr und mehr überwindet und damit das Tote ins Leben, 
das Irdiſche ins Göttliche verkehrt. Das iſt das Leben der Idee, 
daß ſie die empiriſche Wirklichkeit mehr und mehr ſich annähert, und 
ſich in ihr im ewigen Werden fortgeſetzt klarer, reiner und ſchöner 
verwirklicht und alſo immer klarer, reiner und ſchöner das Göttliche in 
der Zeitlichkeit darſtellt. 

Dieſe Lehre iſt ſonach in der Tat ſo gar nicht verwunderlich. 
Verwunderlich iſt nur, daß wir dieſe Lehre, oder beſſer dieſe Wahr⸗ 
heit, dieſe innere Gewißheit ganz hatten aus den Augen verlieren 
können. Und weil wir ſie aus den Augen verloren hatten, kamen 
wir zu einer ſo ganz grundverkehrten Auffaſſung vom Weſen des 
Rechts, von der Bedeutung des Richters und des Geſetzgebers. Ge⸗ 
wiß, die Geſetze ſind Menſchenwerk. Aber was heißt das denn? 
Das Recht als eine Idee lebt, wie alle Ideen, ein überindividuelles 
Leben und iſt Aeußerung des Lebens der Gattung, von welcher das 
einzelne Individuum nur ein Glied iſt, und in welcher allein es An⸗ 
teil hat am wahrhaften Leben, am Leben des Seins, der Idee, des 
Göttlichen. Auch der größte Genius wird getragen von Leben der 
Gattung, und das göttliche Licht, das aus ihm hervorbricht, kann 
nur um deswillen hervorbrechen und bricht nur um deswillen hervor, 
weil „die Zeit erfüllet“ iſt. Wie eine reife Frucht wird ihm das 
Licht von Gott geſchenkt, und wird es zugleich durch ihn der harren⸗ 
den und ſehnenden Menſchheit geſchenkt; denn „reif fein iſt alles“. 
So wird denn auch das Recht nicht handwerksmäßig gemacht, ſondern 
es wächſt von innen heraus vermöge des Lebens der in ihm wirkenden 
Idee; und der Geſetzgeber, ſo er doch auch nur ein Glied in der 
Gattung iſt und am Leben der Gattung teilhat, wird auch bei ſeinem 
Geſetzgebungswerk von dem in ihm ſich auswirkenden Leben der 
Idee ergriffen, ſo daß ſeine Geſetze ein Ergebnis der bisherigen 
Menſchheits⸗ (Kultur-) Entwicklung und danach wahrhaft Darſtellung 
des Göttlichen ſind. Würde er aber in eitler Selbſtverblendung ſich 
gegen das Leben ſeiner Gattung und die Stimme des eigenen Herzens 
verſchließen und Geſetze ſchaffen in blinder Willkür zu ſeinem alleinigen 
Nutzen, ſo würde er ſelbſt die Axt an die Wurzel ſeines Werks legen 
und gleich bei Beginn ſein Werk dem Tode weihen, dergeſtalt, daß 
es vielleicht über ihn ſelbſt zuſammenbricht und ihn im Fallen ver⸗ 
nichtet. Denn nur in der Idee iſt wahrhaftes Leben, und außer ihr 
iſt nichts als der Tod. Und der Richter — nur mit dem nüchternen 
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Verſtande ſchafft er ſeine Urteile und ſeine Beſchlüſſe? Ach das iſt 
nicht ein rechter Richter, nicht ein Richter, in dem die Idee des Rechts 
zum Leben erwacht iſt. Das iſt ein Richter nur dem Schein, dem 
Namen nach, nicht aber dem Weſen nach, ein Mann, der ſeinen Be⸗ 
ruf verfehlt hat, von dem nicht Leben und Segen, ſondern Tod und 
Unſegen ausgeht. Der rechte Richter, in dem die Idee des Rechts 
zum Bewußtſein erwacht iſt, dergeſtalt, daß ſie zur treibenden Kraft 
ſeines Lebens geworden iſt, ſteht hinter ſeinen Entſcheidungen mit 
ſeiner ganzen Perſönlichkeit, er durchdringt den ihm vorliegenden Rechts⸗ 
fall mit der in ihm lebenden Idee des Rechts, dergeſtalt, daß eine 
wahrhafte Gerechtigkeit und damit Leben und Segen und nicht Tod 
und Unſegen von ihm ausgeht. — Erſt vom Standpunkt der Ideen 
aus fällt Licht auf das Weſen des Rechts, des Gerichts, des Geſetz⸗ 
gebers und des Richters, außerhalb dieſes Standpunkts erblickt man 
hier wie überall nur Willkür, Zufall, Laune, ja Finſternis und Chaos. 

Ach, wie hatten wir der Ideen ſo lange vergeſſen! Wir hatten 
den Blick erdwärts gerichtet, hatten uns von der empiriſchen Wirk⸗ 
lichkeit blenden und betäuben laſſen, hatten, befangen in den Er⸗ 
fahrungswiſſenſchaften, den Blick aufs Große und Ganze ſchier ganz 
verloren. Wir wußten nicht mehr, daß ein Himmel ſich über der 
Erde wölbe, wir vermochten nicht mehr durch die Hüllen des Scheins 
zu den Tiefen des Seins hindurchzudringen, zu dem „Höheren, das 
der natürlichen Erſcheinung nur zugrunde liegt“ (Fichte). Gewiß, 
die Erfahrungswiſſenſchaften wollen wir nicht ſchmähen, wir verdanken 
ihnen hundertfältig viel Gutes. Aber eine Erhöhung unſeres inneren 
Lebens, eine Steigerung währhaften Menſchentums verdanken wir 
ihnen nicht, oder wenigftend nicht unmittelbar. Sie find nicht das 
Letzte, nicht das Höchſte, nicht Selbſtzweck, ſondern nur Mittel zu 
höherem Zweck, zu dem Zweck der Entfaltung höheren Menſchentums. 
Auch den praktiſchen Blick für die unmittelbare Gegenwart und ihre 
beſonderen Bedürfniſſe, wie ihn etwa Bismarck in geradezu genialer 
Weiſe hatte, wollen wir nicht verachten, ach nein, im Gegenteil; wollen 
wir — ein jeder an ſeinem Platze — unſere beſondere Aufgabe er⸗ 
füllen, ſo müſſen wir in der Wirklichkeit, wie ſie uns in der Gegen⸗ 
wart empiriſch umgibt, klar ſehen, nüchtern und mit offenen Augen. 
Aber, wollen wir nicht in elenden Business⸗Geiſt, in Mammonzsdienſt, 
in Erfolganbeterei, in innere Armſeligkeit, Stümperei und unfrohen 
Frondienſt verſinken, ſo müſſen wir die inneren Augen öffnen und 
die Ideen erſchauen, die die wahre, höhere, göttliche Wirklichkeit find, 
aus denen allein Heil, Segen, Friede und Freude für die Menſchen 
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fließt. Erſt im Schauen und Glauben geht uns das wahre Weſen 
der Wirklichkeit auf, und erſt in den Ideen ahnen wir Sinn, Wert 
und Ziel unſeres Lebens, des Lebens unſeres Volkes, des Lebens der 
Menſchheit, ja des Lebens des Alls. 

„Im Glauben und Schauen iſt alles beſchloſſen 

Und Glauben und Schauen dir weiſen die Bahn. 

So wende die Blicke zum Himmel hinan!“ — 


So können wir denn getroſt von dem Recht als einem Lichtſtrahl 
des Göttlichen ſagen und getroſt den Richter einen Prieſter Gottes 
des Höchſten nennen. Die Idee des Rechts taucht in ihrer Klarheit, 
Schönheit und ihrer herben Strenge vor unſerem geiſtigen Horizonte 
auf, und wir fühlen es mit ſeliger Gewißheit, wie aus ihr Licht, 
Kraft, Troſt, Leben entſpringt und ſie ein neues, höheres, beſſeres 
Leben in uns anfacht. Von hier aus gewinnen auch alle die Worte 
von Fichte, die wir oben anführten, mit einem Male hellſte Klar⸗ 
heit, und eine gewaltige innere Glut bricht aus ihnen hervor. Seine 
wuchtigen Gedankenmaſſen, die er mit ſchwer verſtändlichen Begriffen 
und in einer uns oft ganz fremden Ausdrucksweiſe vorbringt, nehmen 
Form und Gehalt, Sinn und Bedeutung an, bis ſie in höchſter 
Schönheit, Weisheit und Güte vor uns ſtehen, wie denn die Granit⸗ 
blöcke ſeiner Gedanken immer wieder von kurzen geradezu prophetiſchen 
Sätzen voll Kraft der Anſchauung und quellhafter Friſche grün um⸗ 
rankt werden, die das ahnende Herz zum ſeligſten Entzücken hinreißen. 
Recht kommt von Gott, und der Richter bezeichnet den Prieſter, 
ſo ift es Fichtes Lehre, fo iſt es altes deutſches Erbgut, wie es 
uns die alten deutſchen Rechtsquellen vielfältig überliefert haben. Da 
heißt es: „Es ſoll niemand meinen, Geſetz und Recht ſeien aus 
menſchlicher Liſt und Behendigkeit erfunden zum Böſen oder damit 
die Großen die Kleinen betrügen, ſondern Gott hat all dies für die 
gemeine Ordnung geſchaffen.“ Da heißt es weiter: „Gott iſt der 
Anfang alles Rechts“, „Recht iſt Hingebung des Gottes Geiſtes, der 
das Gute liebt und das Böſe unterläßt“; „Wer Gott minnet, minnet 
Recht“; Der Richter ſitzt an Gottes Statt“ ). Da heißt es auch in 
der Einleitung des Sachſenſpiegels: „Gott iſt ſelber gerecht, darum 
iſt ihm Recht lieb. Darum ſehen ſich für alle die, denen das Gericht 
von Gottes halben befohlen iſt, daß ſie alſo richten, daß Gottes Zorn 
und ſein Gericht gnädiglich über ſie ergehen möge.“ — Solch eine 
Tiefe Erfaſſung des Weſens des Rechts iſt aber auch uns vonnöten. 


1) Vgl. Graf und Dietherr, Deutſche Rechtsſprichworte. 
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Jetzt mitten im Weltkriege, wo uns wieder die Augen für Sinn und 
Bedeutung der Ideen aufgegangen ſind, iſt es an der Zeit, daß wir 
auch auf dem Gebiete des Rechts uns zu ſolch einer höheren Auffaſſung 
durchringen und ſie in der Wirklichkeit in Leben umſetzen. Wie nach 
dem Glauben von Fichte in der Entfaltung des deutſchen Geiſtes 
zugleich für alle Völker die Entfaltung höheren Menſchentums ent⸗ 
halten iſt, alſo iſt es auch echte deutſche Aufgabe, eine höhere Idee vom 
Weſen des Rechts und des Gerichts herauszuarbeiten und der Welt 
durch die Tat vor Augen zu ſtellen, und alſo zum Heile aller Völker 
daran zu wirken, daß das Reich des Rechts und der Gerechtigkeit auf 
Erden immer größer und herrlicher werde. Zu ſolch einem Segen 
kann Fichte uns verhelfen, und wer ſich ſeiner Lehre hingibt „ſo 
von innen heraus, der wird inne werden, daß dieſe Lehre in die 
Tiefen des Lebens und in die Tiefen der Gottheit hineinführt“ ). 


Entſcheidungen. 


Aus der Rechtſprechung der Thüringiſchen Gerichte. 
Entſcheidungen des Oberlandesgerichts in Jena. 
Herausgegeben von den Mitgliedern des Gerichtshofes. 


1. Bürgerliches Recht und Verfahren. 


15. Auslegung eines Vergleichs nach ſeinem gemein- 
verſtändlichen, an ſich erkennbaren Inhalt und 
nach Treu und Glauben. 

Wann iſt eine hilfsweiſe Anfechtung wegen Irr⸗ 

tums unverzüglich erklärt? (BGB. § 779, 757; 121.) 

P., damals Beſitzer des Bades L., verlangte von dem verklagten 
Kurverein auf Grund einer Vereinbarung vom März 1911 2500 M. 
Reſtbeitrag zu den Reklamekoſten für die Badezeit 1911 und erhob 
im Dezember 1911 Klage auf Zahlung dieſes Betrags. Am 3. Januar 

1912 wurde das Konkursverfahren über ſein Vermögen eröffnet und 

der Rechtsanwalt H. in Berlin zum Konkursverwalter beſtellt. Nach 

Aufnahme des Prozeſſes beantragte der Kläger, den Beklagten zu ver⸗ 


1) H. Weinel, J. H. Fichte, Einleitung. 
Blätter für Rechtapflege LXII. N. F. XIII. 18 
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urteilen, die 2500 M. an L. in B. zu zahlen, an den er die — ihm 
vom Konkursverwalter freigegebene — Forderung abgetreten habe. 

Der Beklagte wandte ein, daß er inzwiſchen (in den Briefen vom 
23., 24., 27. und 29. Juli 1912) mit dem Konkursverwalter einen 
Vergleich geſchloſſen habe, wodurch die von ihm zum Konkurs an⸗ 
gemeldete Forderung von 216 M. 67 Pf. und die Forderung von 
2500 M. gegeneinander aufgehoben worden ſeien. | 

Das Landgericht hat die Klage abgewieſen. Die Berufung da⸗ 
gegen blieb erfolglos: 

Mit Brief vom 23. Juli 1912 forderte der Konkursverwalter H. 
den Beklagten auf, die von ihm angemeldete Forderung von 216,67 M., 
die bisher beſtritten ſei, näher zu begründen. Darauf antwortete der 
Beklagte mit Brief vom 24. Juli 1912, er würde auf die Forderung 
verzichten, wenn der Konkursverwalter die Klage (wegen der 2500 M.) 
zurückziehe und anerkenne, daß er (der Beklagte) an P. nichts ſchulde. 
Der Konkursverwalter erwiderte mit Brief vom 27. Juli 1912, er 
nehme den angebotenen Vergleich an und werde den ſchwebenden 
Prozeß P. gegen Kurverein nicht fortführen; der Beklagte möge ſeine 
Anmeldung von 216,67 M. beim Konkursgericht zurückziehen und ihm 
davon Nachricht geben. Der Beklagte entſprach dem und ſetzte den 
Konkursverwalter mit Schreiben vom 29. Juli 1912 von der Zurück⸗ 
nahme der Anmeldung in Kenntnis. 

Danach ging der Vergleichs vorſchlag des Beklagten unzweideutig 
dahin, daß ſeine Forderung von 216,67 M. gegen die eingeklagte 
Forderung von 2500 M. ausgeglichen werde, jeder Teil auf ſeine 
Forderung verzichte. Und dieſes Angebot nahm der Konkursverwalter, 
wie der klare Wortlaut und Sinn ſeines Briefs vom 27. Juli 1912 
ergibt, glatt und uneingeſchränkt an. Der Zuſatz, daß er den ſchwebenden 
Prozeß P. gegen Kurverein nicht fortführen werde, bedeutete nicht 
eine Einſchränkung ſeiner vorhergehenden unbedingten Annahme⸗ 
erklärung, ſondern zog die ſelbſtverſtändliche Folgerung aus ihr, daß 
er die durch den Vergleich erloſchene Forderung prozeſſual nicht weiter 
verfolge. Eine andere Auslegung verſtieße gegen den erkennbaren 
Zweck des Vergleichs und gegen die Grundſätze von Treu und Glauben. 
Der Sinn des Vorſchlags des Beklagten war, dem Streit durch völliges 
Aufgeben der beiderſeitigen Forderungen ein Ende zu machen. Damit, 
daß der Konkursverwalter nur auf die Durchführung des Prozeſſes 
für die Konkursmaſſe verzichtete, dem Gemeinſchuldner alſo die Geltend⸗ 
machung der Forderung vorbehielt, war dem Beklagten nicht gedient. 
Dadurch wäre ſeine Rechtslage eher verſchlechtert als verbeſſert worden. 
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Das iſt unzweifelhaft für den Fall, daß er auf ſeine Forderung ver⸗ 
zichtete. Aber auch wenn er nur feine Anmeldung zum Konkurs 
zurückzog, erlitt er möglicherweiſe einen Nachteil, da er ſich dann wegen 
ſeiner Forderung an den (vorausſichtlich vermögensloſen) Gemein⸗ 
ſchuldner halten mußte. Allerdings ſchied dieſer dann als Zeuge aus. 
Aber dieſer Gewinn — auf den der Kläger hinweiſt — iſt zu gering, 
als daß er eine Stellung des Beklagten erklären könnte, die dieſem 
im ganzen nachteilig war. Alles das konnte dem Konkursverwalter 
nicht entgehen, namentlich mußte er aus dem völlig klaren Inhalt 
des Vergleichsvorſchlags vom 24. Juli 1912 erkennen, worauf es dem 
Beklagten ankam. Wollte er entgegen dieſem Vorſchlag Forderung 
und Gegenforderung nur aus dem Konkursverfahren ausſcheiden, nicht 
gegeneinander aufheben, ſo mußte er das in ſeiner Antwort vom 
27. Juli 1912 unzweideutig ausdrücken. So, wie ſie gefaßt iſt, konnte 
ſie auch der aufmerkſame, geſchulte Leſer nur als uneingeſchränkte An⸗ 
nahme des Vorſchlags verſtehen, um ſo mehr der Leſer von durch⸗ 
ſchnittlicher Begabung und Achtſamkeit, mit dem im Verkehr zu rechnen 
iſt. Es verſtößt daher gegen Treu und Glauben, wenn der Konkurs- 
verwalter und mit ihm der Kläger der Antwort jetzt einen anderen 
Sinn unterlegen will. 

Gegenüber dieſem objektiven Inhalt der Erklärung iſt gleichgültig. 
ob der Konkursverwalter — wie ihm nach feiner beſchworenen Aus⸗ 
ſage und nach dem Brief an den Kläger vom 27. Juli 1912 zu glauben 
iſt — nur auf die Durchführung des Prozeſſes für die Konkurs⸗ 
maſſe verzichten wollte. 

Ebenſo iſt es ohne Bedeutung für die Auslegung ſeines Antwort⸗ 
ſchreibens, daß er vor dem 27. Juli 1912 im Gläubigerausſchuß bei 
Beſprechung anhängiger Klagſachen dargelegt haben will, dadurch, daß 
er einen Prozeß nicht aufnehme, werde dem Recht des Gemein⸗ 
ſchuldners nichts vergeben. Es iſt nicht behauptet, daß er eine ſolche 
Erklärung gerade mit Bezug auf die vorliegende Klagſache — in 
Gegenwart des Vorſitzenden des verklagten Vereins — abgegeben habe. 

Jene allgemeine Erklärung aber wurde, auch wenn ſie der im 
Gläubigerausſchuß anweſende Vertreter des Beklagten gehört und ver⸗ 
ſtanden hat, weder Beſtandteil des ſpäter abgeſchloſſenen Vergleichs, 
noch iſt ſie für ſeine Auslegung zu verwerten. Denn ſie ſchloß nicht 
aus, daß der Konkursverwalter im Einzelfall von jenem Standpunkt 
abging und durch Vergleich auf eine zur Maſſe gehörige Forderung 
verzichtete. Daß er gerade hier dieſe weitergehende Abſicht hatte, 
mußte der Vertreter des Beklagten aus dem völlig zuſammenſtimmenden 
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Inhalt des Vergleichsangebots und ſeiner Annahmeerklärung ent⸗ 
nehmen. 

Dafür endlich, daß er den Vergleich über die Forderung nach 
deren Freigabe an den Gemeinſchuldner, alſo unbefugt ($ 6 KO), 
abgeſchloſſen habe, liegt nichts vor. Vielmehr ſteht dem die Sachlage 
entgegen. Unerheblich iſt auch, ob der Gläubigerausſchuß den Vergleich 
genehmigt hat ($ 133 Ziff. 2 KO.). Denn der Vergleich iſt auch 
ohne dieſe Genehmigung wirkſam ($ 137 KO.). 

In zweiter Linie beruft ſich der Kläger auf die vom Konkursver⸗ 
walter am 12. Januar 1914 erklärte Anfechtung des Vergleichs. Eine 
Klagänderung liegt darin nicht. Die Behauptung verſchiebt nicht den 
Klaggrund, ſondern bildet eine Erwiderung gegen den Vergleichseinwand. 

An ſich wäre auch der Konkursverwalter zur Anfechtung berechtigt, 
da er Vertragſchließender war und der Anfechtungsgrund in ſeiner 
Perſon vorliegt (vgl. RGRKomm. I Anm. 1 zu § 143). Ob aber 
durch die Freigabe der Forderung an den Gemeinſchuldner das An⸗ 
fechtungsrecht als unſelbſtändige, mit dem Grundverhältnis untrenn⸗ 
bar verknüpfte Befugnis auf dieſen übergegangen iſt, kann unent⸗ 
ſchieden bleiben (RGRKomm I Anm. 1 zu § 142; RGz. 73, 307; 
Warn. 1912 Nr. 67). Denn jedenfalls iſt die Anfechtung verſpätet. 
Nach § 121 BGB. muß ſie unverzüglich d. h. ohne ſchuldhaftes Zögern 
erklärt werden, nachdem der Anfechtungsberechtigte von dem Anfechtungs⸗ 
grund Kenntnis erlangt hat. Das iſt hier nicht geſchehen. Der 
Konkursverwalter erſah ſchon aus dem Gegenſtand und der Richtung 
ſeiner Vernehmungen vom 24. Februar und 19. Mai 1913, daß in, 
dem Briefwechſel vom 24., 27. und 29. Juli 1912 ein Vergleich des 
erörterten Inhalts gefunden wurde. Dasſelbe erfuhr der Kläger ſchon 
aus dem Beweisbeſchluß des Landgerichts vom 13. Dezember 1912. 
Damit erlangte er aber Kenntnis von dem Anfechtungsgrund, ſo daß 
er nunmehr anfechten konnte und bei Verluſt ſeines Rechts auch unver⸗ 
züglich anfechten mußte. Allerdings kam die Anfechtung nach Lage der 
Sache nur als hilfsweiſe in Betracht, für den Fall nämlich, daß der 
vom Beklagten behauptete Sinn des Vergleichs vom Gericht feſtgeſtellt 
wurde (vgl. darüber Danz in Iherings J. 46, 460 ff.). Allein das 
rechtfertigt nicht, die Anfechtungsfriſt bis zu dieſer richterlichen Feſt⸗ 
ſtellung oder gar bis zur rechtskräftigen Feſtſtellung hinauszuſchieben. 
Es iſt ein unabweisliches Verkehrsbedürfnis, daß die Anfechtungs⸗ 
erklärung ſo raſch abgegeben wird, als es die Umſtände geſtatten. 
Sonſt wird die Sicherheit des Rechtsverkehrs erſchüttert und der An⸗ 
lechtungsgegner unerträglich lange im Ungewiſſen gelaſſen, jo daß er 
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außerſtande iſt, ſein Verhalten zeitig je nach der Rechtslage einzurichten 
(RGZ. 49, 395). Um dieſen Nachteilen zu begegnen, muß man die 
Kenntnis in Fällen, wie dem vorliegenden, in den Zeitpunkt verlegen, 
in dem der Anfechtungsberechtigte die Umſtände erfährt, die ihm das 
Vorhandenſein ſeines Irrtums nahelegen. Denn von da ab muß er 
als verſtändiger Mann mit dem Irrtum rechnen und rechnet mit ihm. 
Wollte man die Kenntnis erſt mit der vollen Ueberzeugung von dem 
Irrtum beginnen laſſen, ſo würde man eine Prämie auf die Un⸗ 
belehrbarkeit ſetzen und die Anfechtungsfriſt ins Ungewiſſe verlängern. 
Solche langwierigen Schwebezuſtände könnte das Rechtsleben nicht er⸗ 
tragen (vgl. Danz, a. a. O. S. 462 Nr. 45, aber auch Schneider 
in 33. 31, 271 ff.). 

Demnach war die Anfechtungsfriſt am 12. Januar 1914 längſt 
abgelaufen. 

Urteil des 2. Senats vom 29. Januar 1914, 2 U 142/13 (nach 
Meiningen). 


16. Die Vermutung des § 2103 BGB. kann durch den 
Beweis eines entgegengeſetzten Willens des Erb⸗ 
laſſers entkräftet werden. 

Mit Recht rügt die Antragſtellerin die Verletzung des § 2103 
BGB. Das Landgericht hält auf Grund dieſer Vorſchrift eine Prü⸗ 
fung für unzuläſſig, ob trotz der Faſſung des Teſtaments eine Nach⸗ 
erbſchaft nicht angeordnet iſt. Das iſt unrichtig. § 2103 BGB. iſt 
zwar keine bloße Auslegungsregel, aber auch kein zwingender Rechts⸗ 
ſatz. Seine Geltung kann durch den gegenteiligen Willen des Erb⸗ 
laſſers ausgeſchloſſen werden. Das kann beſonders dann der Fall 
ſein, wenn das Teſtament die Teilung des Nachlaſſes bei Eintritt 
e ines Ereigniſſes anordnet (vgl. Staudinger § 2103 Anm. 1; 
Planck § 2103 Anm. 1; RGRKomm. § 2103 Anm. 1; Motive 
5 S. 83, 84; Mommſen, Entwurf eines Erbrechts § 444, und 
ſächſ. BGB. § 2504). Ein gegenteiliger Wille muß zwar von dem, 
der ihn behauptet, ſicher bewieſen werden, aber dabei können nicht 
nur der Wortlaut des Teſtaments, ſondern zur Erforſchung des wahren 
Sinnes der gebrauchten Ausdrücke auch Umſtände, die außerhalb des 
Teſtaments liegen, in Betracht kommen (RG. v. 3. Februar 1908, 
Bay. f. Röpfl. 4, 182). Die Prüfung, ob die Antragſtellerin dieſen 
Beweis erbracht hat, hätte das Landgericht nicht unterlaſſen dürfen. 

Beſchluß des 2. Zivilſenats vom 22. Januar 1914, 2 Y 2/14 
nach Meiningen). 
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17. Schweigepflicht und Wettbewerbsverbot beim Hand⸗ 


lungsgehülfen. Ihre Berührungspunkte und ihre 
Verſchiedenheiten. Umfang der Schweigepflicht. 
u 8 74.) 

R. iſt am 7. Juli 1890 geboren. Er hat am 1. Mai 1909 
mit Genehmigung feines !gefeglichen Vertreters einen Dienſtvertrag 
mit der Beklagten geſchloſſen und iſt nach dieſem bis zum 25. Sep⸗ 
tember 1913 bei der Beklagten zuerſt als Kontoriſt, ſpäter als Kor⸗ 
reſpondent tätig geweſen. Am 26. September 1913 hat die Beklagte 


ihm das Dienſtverhältnis zum 31. Dezember 1913 gekündigt, am 
27. November 1913 hat auch er mit ſofortiger Wirkung gekündigt. 


Mit ſeiner Klage hat er Gehaltsanſprüche bis zum 31. Dezember 1913 
geltend gemacht, ein Zeugnis über die Art und Dauer ſeiner Be⸗ 


ſchäftigung und, nachdem ihm die Beklagte im Laufe des Rechtsſtreits 


ein ſolches erteilt hatte, eine Aenderung des erteilten Zeugniſſes ge⸗ 
fordert und endlich verlangt, feſtzuſtellen, daß die Beſtimmungen des 
§ 3 des Vertrags vom 1. Mai 1909 ungültig ſeien. § 3 lautet: 

Für die Dauer des Vertragsverhältniſſes und der darauffolgenden 


3 Jahre, auch wenn die Kündigung durch die Firma M. (die Be⸗ 


klagte) erfolgen ſollte, iſt dem R. verboten: 
1) die erlangte Kenntnis der Bezugsquellen, der Geſchäftsver⸗ 


bindungen und der Herſtellung der von der Firma M. fabrizierten 


Waren irgendwie zum Nachteile der Firma zu verwerten, 
2) in irgendeinem Konkurrenzgeſchäft in Sch. (dem Sitz det 


Firma M.), Deutſchland und im Ausland in abhängiger oder ſelb⸗ 
ſtändiger Stellung tätig zu ſein. 


Das Landgericht hat die Klage inſoweit abgewieſen, als der 


Kläger verlangt hatte, die Ungültigkeit des § 3 Ziffer 1 feſtzuſtellen, 


im übrigen hat es den Klaganträgen ſtattgegeben. Die Berufung 


dagegen blieb erfolglos: 


Der Kläger ſtützt ſeinen Anſpruch auf §S 74 HGB. Die Br 
ſtimmung des § 3 Ziffer 1 des Vertrags ift aber, wie das Landgericht 
ſchon zutreffend ausgeführt hat, nicht als ein dem § 74 HGB. unter⸗ 
fallendes Wettbewerbsverbot anzuſehen. § 3 enthält in Ziffer 1 und 
2 zwei verſchiedenartige Beſtimmungen. In Ziffer 1 wird die Ge⸗ 
heimhaltung von Betriebs und Geſchäftsgeheimniſſen vereinbart, in 
Ziffer 2 eine Tätigkeit des Klägers in irgendeinem Konkurrenzgeſchäft 
der Beklagten auf 3 Jahre ausgeſchloſſen. Es iſt zwar möglich, daß 
die Vereinbarung der Schweigepflicht ein verſtecktes Wettbewerbsverbot 
enthält, im allgemeinen haben aber die Vereinbarung der Schweige⸗ 
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pflicht und die Vereinbarung eines Wettbewerbzverbots nichts mit⸗ 
einander gemein. Hier läßt gerade die Gegenüberſtellung der Schweige⸗ 
pflicht in Ziffer 1 und des Wettbewerbsverbots in Ziffer 2 des Ver⸗ 
trags erkennen, daß die Parteien außer dem Wettbewerbsverbot noch 
eine weitere, nicht mit ihm zuſammenhängende Vereinbarung treffen 
wollten. Durch Ziffer 1 wollte ſich die Beklagte die Sicherheit ver⸗ 
ſchaffen, daß der Kläger die Kenntniſſe, die er ſich bei ihr verſchafft 
hatte, nicht zu ihrem Nachteil verwendete. Darin liegt aber ein 
billiges Verlangen der Beklagten: denn jedes Geſchäft hat in der Art 
der Herſtellung der Waren und deren Vertreibung Beſonderheiten, an 
deren Geheimhaltung vor der Konkurrenz der Inhaber das größte 
Bedürfnis hat. Unerheblich iſt die allgemeine Behauptung des Klä⸗ 
gers, daß im Geſchäftszweig der Beklagten die Bezugsquellen allge⸗ 
gemein bekannt und die Herſtellung der Waren grundſätzlich gleich 
mäßig ſei. Der Kläger ſelbſt kann nur behaupten, daß die Geſchäfts⸗ 
verbindungen hauptſächlich auf großen Adreſſenkatalogen beruhten, 
die allen Firmen gleichmäßig zugänglich ſeien, und daß die Waren⸗ 
fabrikation im weſentlichen bei den Fabriken des Geſchäftszweigs 
die nämliche ſei. Die Möglichkeit, daß ein einzelnes Geſchäft doch 
auch noch beſondere in den Adreſſenkatalogen nicht aufgeführte Kun⸗ 
den hat und daß es auch in Einzelheiten bei der Herſtellung beſondere, 
nicht allgemein bekannte Eigenarten beobachtet, iſt ſomit nach der 
eigenen Behauptung des Klägers nicht ausgeſchloſſen. Und das Gegen⸗ 
teil kann auch durch die Inhaber von Konkurrenzfirmen nicht be⸗ 
wieſen werden, da dieſe keine genaue Kenntnis vom Geſchäftsbetrieb 
der Beklagten haben können. Natürlich kann die vereinbarte Schweige⸗ 
pflicht nicht auf ſolche Umſtände ausgedehnt werden, die der tägliche 
Geſchäftsgang mit ſich bringt und die der Kläger bei einem anderen 
Geſchäft der gleichen Art ebenfalls kennen gelernt haben würde, die 
alſo Gemeingut der Oeffentlichkeit oder wenigſtens eines größeren 
Kreiſes von Perſonen ſind, die dieſen Fabrikationszweig kennen, oder 
dort wenigſtens nicht als Geheimnis gelten (RG. vom 6. Dezember 
1899 in JW. 00, 74/13 und Düringer Bd. 1 Anm. XI zu 8 74 
HGB.) Ihrem Zweck entſprechend kann vielmehr die Beſtimmung 
des § 3 Ziffer 1 des Vertrags nur dahin verſtanden werden, daß 
die Schweigepflicht des Klägers ſich auf ſolche Umſtände erſtrecken 
ſoll, die wirklich Geſchäfts⸗ oder Betriebsgeheimniſſe find, an deren 
Geheimhaltung die Beklagte inſofern ein berechtigtes Intereſſe hat, 
als ſie Beſonderheiten ihres Geſchäftsbetriebs betreffen. Von dieſer 
Auslegung iſt der Senat ausgegangen. In einer ſolchen Vereinbarung 
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iſt aber für den Kläger keine Beſchränkung in ſeinem gewerblichen 
Fortkommen enthalten. Sie unterfällt daher auch nicht der Beſtimmung 
des § 74 HGB. und iſt gültig, ſofern, wie es hier unbeſtritten iſt, 
im übrigen die Vorſchriften über den Abſchluß eines Vertrags durch 
einen Minderjährigen gewahrt find (88 107, 108 BGB.). 

Urteil des 2. Senats vom 6. Juli 1914, 2 U. 98/14 (nach 
Rudolſtadi). | 2 
18. Haftung des Bankiers für falſchen Rat beim Ver⸗ 

kauf von Aktien ($ 676 BGB., § 347 HGB.). 

Der Beklagte ſchuldete der. Bankfirma O. W. & Co. in P. aus 
laufender Rechnung laut Kontoauszug vom 25. Juni 1912 den am 
30. Juni 1912 fälligen Betrag von 1157,80 M. Nachdem die 
Gläubigerin am 8. Juli 1912 die Forderung an die Klägerin ab⸗ 
getreten hatte, erhob dieſe Klage mit dem Antrag, den Beklagten zu 
verurteilen, 1157,80 M. mit 6 Proz. Zinſen ſeit dem 1. Juli 1912 an 
ſie zu zahlen. 

Der Beklagte wandte ein: 

Der Inhaber der Firma W., Bankier O. W., habe ihm im 
Auguſt und Dezember 1909 zwei Aktien der Upper-Egypt-Irrigation- 
Company in Kairo (einer Gründung des Arno Werther) für je 
5500 M. d. i. zum Kurs von 110 verkauft. Dabei habe er ihm 
vorgeſpiegelt, 110 Proz. ſei der allgemeine Emiſſiondkurs, ein Sonder⸗ 
verdienſt für die verkaufende Firma ſtecke nicht darin. Tatſächlich 
ſeien aber die Aktien ſonſt weit billiger verkauft worden, und jene 
Firma habe daran mindeſtens 10 Proz. außer Proviſion, Speſen und 
Diskont verdient. Dadurch habe ihn W. argliſtig getäuſcht, zum 
mindeſten in einen Irrtum über den Wert der Aktien verſetzt. Er 
fechte daher die beiden Kaufverträge an und rechne mit ſeinem Rück⸗ 
gewähranſpruch auf. Außerdem habe ihm W. vor dem Bertragdab- 
ſchluß zugeſichert, die Aktien ſeien gut, das Geſchäft ſei vollſtändig 
riſikofrei und gewinnbringend. In Wirklichkeit ſeien aber die Aktien 
nichts oder nur ganz wenig wert. Er könne deshalb nach SS 826 
und 676 BGB. Schadenerſatz nahezu in Höhe des Kaufpreiſes ver⸗ 
langen. Mit dieſer Forderung rechne er in zweiter Linie gegen den 
Klaganſpruch auf. 


Die Klägerin beſtritt das und behauptete, W. habe dem Beklagten 
vor dem Vertragsabſchluß Proſpekte, Gutachten, Auskünfte über das 
Unternehmen vorgelegt und erklärt, er ſei ſelbſt bei der Beurteilung 
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der Rentabilität auf die darin enthaltenen Angaben angewiesen, eine 
eigene Verantwortung könne er nicht übernehmen. 

Das Landgericht verurteilte den Beklagten nach dem Klagantrage 
Die erſte Einwendung verwarf es, weil ſie beweislos ſei und zudem 
ein etwaiger Irrtum über den Verdienſt der Firma W. die Willens⸗ 
entſchließung des Beklagten nicht beeinflußt habe. Dem anderen Ein⸗ 
wand hielt es entgegen, daß W. bei Erteilung des Rates zum An- 
kauf der Aktien die Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns beobachtet. 
alſo weder argliſtig noch fahrläſſig gehandelt habe. 

Das Oberlandesgericht hat die Berufung dagegen zurückgewieſen⸗ 

Der Bankier der einem Privatmann Wertpapiere empfiehlt und 
dann verkauft, muß bei Erteilung ſeines fachmänniſchen Rates die 
Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns beobachten ($ 676 BGB. 
§ 347 HGB., RG. 42, 130 ff.; 67, 396; Jur W. 1911 S. 80910. 
ſonſt iſt er ihm zum Erſatz des Schadens verpflichtet, der aus der 
Befolgung des fehlerhaften Rates entſteht. Sache des Beklagten iſt 
es alſo, nachzuweiſen, daß der Inhaber der Bankfirma O. W. & Co. 
O. W. bei Empfehlung der Aktien der Upper-Egypt-Irrigation-Co. 
jene Sorgfalt außer acht gelaſſen und ihm dadurch Schaden zugefügt 
hat (vgl. noch §88 404, 406 BGB.). Dieſen Beweis hat er nicht 
erbracht. Folgt man unbedingt der (nicht beeidigten) Ausſage W.s. 
ſo ergibt ſich, daß er dem Beklagten einen verbindlichen Rat über⸗ 
haupt nicht erteilt, ſondern ſich nur auf die Angaben in den Proſpekten, 
Gutachten, Auskünften uſw. bezogen und jenem überlaſſen hat, ſich 
ſelbſt daraus ein Urteil über die Güte der Aktien zu bilden und da⸗ 
nach ſeine Entſchließung über den Ankauf zu faſſen. Indes iſt es 
nicht unbedenklich, W. in dieſem Punkte ohne weiteres zu glauben. 
Wenn er auch im allgemeinen einen zuverläſſigen Eindruck gemacht 
und ſeine Ausſage vorſichtig, ohne Schönfärberei abgegeben hat, ſo 
iſt ihm doch eine derartige Zurückhaltung und Objektivität bei den 
Kaufverhandlungen kaum zuzutrauen. Dazu war ſein Intereſſe, die 
Aktien unterzubringen, viel zu groß, zumal bei dem hohen Proviſions⸗ 
gewinn von 8 (oder gar 10) Proz., den er beim Verkauf erzielte. Da⸗ 
gegen iſt ſeine Ausſage im übrigen nicht unglaubhaft, um ſo mehr als 
ſie durch die beigebrachten ſchriftlichen Unterlagen (Proſpekte uſw.) 
und zum Teil durch die eigenen Angaben des Beklagten beſtätigt 
wird. Die Bekundungen der Zeugin St., denen zu mißtrauen eben⸗ 
falls kein Grund vorliegt, ſtehen ihr nicht entgegen, ſie beziehen ſich 
nur auf eine gelegentliche Beſprechung, nicht auf die entſcheidenden 
Kaufverhandlungen zwiſchen dem Beklagten und W. Auch das, was 
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Wg. bezeugen ſoll, könnte ſie nicht entkräften. Hiernach iſt im Anſchluß 
an die Darſtellung W.s anzunehmen, jedenfalls aber unwiderlegt, daß 
er ſich bei ſeinen für die Bewertung der Aktien maßgebenden Angaben 
auf den Inhalt der Proſpekte und der ſonſtigen ſchriftlichen Unterlagen 
und auf ſein günſtiges perſönliches Urteil über den Unternehmer 
Arno Werther geſtützt, den Beklagten auf dieſe Unterlagen ver⸗ 
wieſen und ihn zur Durchſicht aufgefordert hat. Das war ſachgemäß. 
Werther kannte er aus früherer Zeit als unternehmenden tüchtigen 
Geſchäftsmann, auch, hattte er ſeine günſtige Weiterentwicklung ver⸗ 
folgt. Die Angaben über den Ausbau des Unternehmens, die teilweiſe 
Eröffnung des Betriebs, die Höhe der Dividende (22 Proz.) und die 
Einführung der Aktien an der Börſe entnahm er den Proſpekten vom 
Mai und Oktober 1909, die nicht von ihm, ſondern offenbar von 
Werther verfaßt waren. Die darin enthaltene genaue Rentabilitäts⸗ 
berechnung ergab einen Gewinn, der einer 22⸗proz. Verzinſung des 
Anklagekapitals entſprach. Seine Angabe, daß eine Dividende in 
in dieſer Höhe ſchon im erſten Jahr zu erwarten ſei, bezog ſich natur⸗ 
gemäß auf das erſte Betriebsjahr, nicht auf das Baujahr, mit der 
Eröffnung des Betriebs aber war nach den Mitteilungen der Proſpekte 
ſchon im Jahre 1910 zu rechnen, da ſchon im Mai 1909 eine größere 
Anzahl Bewäſſerungsanlagen vollendet war und der Ausbau des 
Reſtes nur kurze Zeit in Anſpruch nahm (Proſpekt vom Mai 1909, 
S. 1 und 10, vom Oktober 1909, S. 8.) Inſoweit waren alſo die 
Mitteilungen W.s durch den Inhalt der Proſpekte gedeckt. Seine 
Schätzung der Kursſteigerung aber, die nicht aus den Proſpekten ent⸗ 
lehnt iſt, war keine Angabe tatſächlicher Art, ſondern nur eine kauf⸗ 
männiſche Berechnung, wie ſich der Kurs unter Zugrundelegen einer 
22⸗proz. Dividende normalerweiſe ſtellen werde. 

Danach hat er jedenfalls vermieden, von ſich aus Angaben zu 
machen, die geeignet waren, das Unternehmen in beſonders günſtigem 
Licht erſcheinen zu laſſen. Damit hatte er aber ſeine Pflicht als 
Vertrauensperſon und ſachkundiger Berater dem Beklagten gegenüber 
noch nicht erfüllt. Er mußte darüber hinaus die vorhandenen Unter⸗ 
lagen auf ihre Zuverläſſigkeit prüfen und ſich durch geeignete Er⸗ 
kundigungen ſelbſt ein Urteil über die Ausſichten des Unternehmens, 
die Vertrauenswürdigkeit des Gründers und den Wert der Aktien 
bilden (RGZ. 42, 132). Auch das hat er in genügendem Umfange 
getan. Er hat im Juli 1909 eine Auskunft über Werther und 
die Upper-Egypt-Irrigation-Co. vom deutſchen Konſul in Kairo bei⸗ 
gezogen, die durchaus günſtig lautete und die Grundlagen des Unter⸗ 
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nehmens geſichert erſcheinen ließ. Dasſelbe Ergebnis hatte eine 


Aeußerung der Aktiengeſellſchaft für Tiefbohr⸗ und bergbauliche Unter⸗ 


nehmungen in Berlin vom 10. Auguſt 1909, die er ſich durch Ver⸗ 
mittelung ſeines Schwiegervaters (des Inhabers der klagenden Firma) 
verſchafft hatte. Darin war geſagt, daß man ſich an Ort und Stelle 
über die Verhältniſſe unterrichtet habe und danach von dem Unter⸗ 
nehmer eine ſehr gute Zukunft verſpreche und die Anlage (d. i. die 
Kapitalanlage in Aktien der Upper-Egypt-Irrigation-Co.) für voll⸗ 
ſtändig riſikofrei halte. Weiter lagen W. zahlreiche Gutachten land⸗ 
wirtſchaftlicher Sachverſtändiger vor, die die Berechnungen der Proſpekte 
über die zur Berieſelung erforderliche Waſſermenge und über die 
Ertragsfähigkeit des Bodens beſtätigten und ſo die Grundlagen der 
Rentabilitätsberechnung ſicherſtellten. Und endlich erſah er aus der 
ihm zur Verfügung geſtellten Liſte der Aktienzeichner, daß ſich zahl⸗ 
reiche angeſehene Geſchäfts⸗ und Privatleute mit namhaften Beträgen 
beteiligt hatten. | 

Diaanach durfte er ſich von 80 Solidität des Unternehmens und 
der Güte der Aktien überzeugt halten. Namentlich die Auskunft der 
Tiefbohr⸗Aktiengeſellſchaft vom 10. Auguſt 1910 mußte ihn in dieſem 
günſtigen Urteil beſtärken, ihr konnte er beſondere Sachkunde zutrauen, 


zumal ſie ſich nicht nur auf Mitteilungen anderer, ſondern auf eigene 


Unterſuchung der örtlichen Verhältniſſe ſtützen konnte. Ihm weitere 
Nachforſchungen, etwa gar Feſtſtellungen an Ort und Stelle, zuzumuten, 
hieße allzu hohe Anforderungen an die kaufmänniſche Sorgfalt ſtellen, 
wie ſie in der Praxis des Geſchäftslebens nicht durchführbar ſind. 
Ungünſtige Mitteilungen in den Handels⸗ und Börſenblättern hätte 
er freilich berückſichtigen müſſen und nicht verſchweigen dürfen. Es 
iſt aber nichts dafür beigebracht, daß ſchon 1909 ſolche ergangen wären. 

Faßt man alles das zuſammen, ſo ergibt ſich, daß W. mit ſeinen 
empfehlenden Angaben nicht gegen die Sorgfalt eines ordentlichen 
Kaufmanns verſtoßen hat. Es gereicht ihm auch nicht zum Vorwurf, 
daß er abſchließend die Aktien als gut bezeichnet und ſich auf das 
Urteil des Schreibens vom 10. Auguſt bezogen hat, wonach ſie als 
eine „riſikofreie Kapitalanlage“ bewertet wurden. Zwar kann man 
dem Gutachten von St. nicht darin beiſtimmen, daß „ſich der ver⸗ 
kaufende Bankier natürlich auf die Angaben fügen müſſe, die ihm 
gemacht würden, und daß es Temperamentsſache ſei, ob er ihnen 
vollen Glauben ſchenke oder die Versprechungen ſkeptiſch beurteile“. 
Damit wird ein zu geringer Maßſtab an die Sorgfaltspflicht des 
Kaufmanns angelegt. Im Ergebnis muß man aber dem Gutachten 
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beipflichten. Denn W. hat ſich nicht darauf beſchränkt, den Proſpekt⸗ 
angaben zu folgen, ſondern hat alle ihm billigerweiſe zuzumutenden 
Nachforſchungen angeſtellt, um ſich von der Zuverläſſigkeit der Angaben 
und Berechnungen zu überzeugen. Daß er dabei die Ausſichten des 
Unternehmens zu optimiſtiſch beurteilt und ſich im Ergebnis getäuſcht 
hat, iſt ein Schickſal, das er mit vielen erfahrenen und vorſichtigen 
Geſchäftsleuten teilt. Die Angabe, daß es ſich um eine „riſikofreie 
Kapitalanlage“ handle, war natürlich nicht wörtlich zu nehmen, wie 
auch dem Beklagten als einem auf dem Kapitalmarkt unerfahrenen 
Manne nicht entgehen konnte. Schon die Beſchaffenheit und Lage 
des Unternehmens und die Höhe des in Ausſicht geſtellten Gewinns 
mußten auch den Laien erkennen laſſen, das keine abſolut ſichere 
Kapitalanlage in Frage ſtand, ſondern eine Spekulation, deren Erfolg 
von einer Reihe mehr oder minder ſicherer Faktoren abhing und für 
niemanden, auch den Sachverſtändigen nicht, vorausſehbar war. Das 
Riſiko dieſer Spekulation, die ſchließlich fehlgeſchlagen iſt, kann der 
Beklagte W. nicht aufbürden. 

Auf die Behauptung, daß dieſer ihn argliſtig getäuſcht habe, iſt 
er zuletzt nicht mehr zurückgekommen. Aus dem Geſagten ergibt ſich 
auch ohne weiteres, daß ſie unzutreffend iſt. 

Ob unrichtige tatſächliche Zuſicherungen über die Ausſichten eines 
Unternehmens und den dadurch beſtimmten Wert der Anteile (Aktien) 
Gewährleiſtungsanſprüche begründen, kann unerörtert bleiben. Denn 
W. hat dem Beklagten keine vertragsmäßigen Zuſicherungen gemacht, 
ſondern nur Erwartungen ausgedrückt und Schätzungen abgegeben 
(RG3Z. 59, 243 f., aber auch 63, 61; Staub, HORB. II Anm. 12a 
zu § 381, ©. 979). 

Urteil des 2. Senats vom 10. November 1913, 2 U 73/13 
(nach Rudolſtadt). 


19. Die Erſtattbarkeit der Vermittelungs⸗(Korreſpon⸗ 
denz⸗) Gebühr eines Prozeßagenten. ($ 91 3PBD., 
§ 44 GO. f. RA) 

Der Beklagte hatte beim Ausrücken ins Feld dem Rechtskonſulenten 

Sch. in W. allgemeine Vollmacht erieilt. Ihm, als Prozeßagentenf 

war deshalb der Beſchluß zugeſtellt worden, durch den das Landgericht 

nach § 769 die Zwangsvollſtreckung aus einer notariellen Urkunde 
eingeſtellt hatte. Gegen dieſen Beſchluß ließ er durch einen beim 

Prozeßgericht (Landgericht in Meiningen) zugelaſſenen Rechtsanwalt 

ſofortige Beſchwerde einlegen. Das Oberlandesgericht gab ihr ſtatt 


— 285 — 


und legte dem Kläger die Koſten auf. Im Koſtenfeſtſetzungd verfahren 
verlangt nun der Beklagte vom Kläger neben den Gebühren eine 
Vermittelungsgebühr des Rechtskonſulenten erſtattet. Das Landgericht 
hat dies mit dem Gerichtsſchreiber für unbegründet erklärt. Der ſo⸗ 
fortigen Beſchwerde iſt ſtattzugeben. 

Ob hier überhaupt eine Vermittelungsgebühr zuzuſprechen iſt, iſt 
nach denſelben Geſichtspunkten zu beurteilen, wonach zu entſcheiden 
wäre, wenn der Allgemeinbevollmächtigte in W. ein Rechtsanwalt 
geweſen wäre. Der Erteilung der allgemeinen Vollmacht nach außen 
entſprach hier der Sachlage nach im Innenverhältnis auch der all- 
gemeine Auftrag, in jeder Rechtsangelegenheit, in der das Intereſſe 
des Auftraggebers beteiligt ſein werde, das in jedem Falle Erforderliche 
für ihn zu beſorgen. Darin lag daher auch der Auftrag, in den 
Fällen, in denen es der Beſtellung eines an einem anderen Gericht 
zugelaſſenen Rechtsanwalts als Prozeß bevollmächtigten bedürfte, dieſen 
namens des abweſenden Auftraggebers zu beſtellen und zu unterrichten. 
Ein ſo beauftragter Rechtsanwalt in W. würde alſo hier die Gebühr 
nach § 44 Gebo. verdient haben, wenn er einem Meininger Anwalt 
Auftrag und Unterweiſung zur ſofortigen Beſchwerde erteilte. Das 
wäre hier zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung und Rechts⸗ 
verteidigung notwendig geweſen, weil der Beklagte beim Ausrücken ins 
Feld natürlich nicht auch noch in Meiningen einen Rechtsanwalt im 
voraus für den etwaigen Fall eines dortigen Rechtsſtreits zu beſtellen 
brauchte; zur Wahrnehmung ſeiner Rechte in etwaigen Prozeſſen, in 
die er während des Feldzugs verwickelt werden könnte, genügte es 
und war es zweckentſprechend, wenn er einen geſchäftskundigen All⸗ 
gemeinbevollmächtigten in W. beſtellte und beauftragte. 

Hiernach hätte für einen Rechtsanwalt in W. die Vermittelungs⸗ 
gebühr in Anſatz gebracht werden dürfen. Für die grundſätzliche Be⸗ 
rechtigung eines ſolchen Anſatzes begründet es aber keinen Unterſchied, 
daß der Allgemeinbevollmächtigte und Allgemeinbeauftragte nicht Rechts⸗ 
anwalt, ſondern Rechtskonſulent war. Als beruflicher Beſorger 
fremder Rechtsangelegenheiten kann auch dieſer von feinem Auftrag⸗ 
geber in jedem Fall, in dem er kraft des allgemeinen Auftrags tätig 
wird, die Gebühr verlangen, die ihm beim Einzelauftrag zuſteht. Daß 
die Aufwendung einer ſolchen durch den allgemeinen Auftrag er⸗ 
wachſenden Gebühr aber zur zweckentſprechenden Rechtsverteidigung 
des Beklagten notwendig iſt, ergibt ſich beim Rechtskonſulenten wie 
beim Rechtsanwalt unter den beſonderen Umſtänden, wie ſie hier vor⸗ 
liegen, eben daraus, daß er ins Feld gerückt iſt und in anderer Weiſe 
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nicht zweckmäßiger Vorkehrung für ſeine Prozeßvertretung treffen 
konnte. 

Die Höhe der Gebühr des Prozeßagenten — er fordert 9,70 M. 
— erſcheint angemeſſen, da ſie etwas weniger beträgt, als die Hälfte 
der Gebühr (ohne Pauſchſatz), die er nach der Gebührenordnung be⸗ 
käme, wenn er Anwalt wäre. 

Beſchluß des 2. Senats vom 1. Februar 1915, 2 W 18/15 
(nach Meiningen). 


20. Die Zwangs vollſtreckung aus einem Urteil, wonach 
der Schuldner die Löſchungsbewilligung über die 
Hypothek eines andern beſchaffen ſoll. Keine Er- 
mächtigung des Gläubigers nach 8887 3PO., wenn 

der andre die Löſchung von Zahlung oder Hinter- 
legung abhängig macht. | 
Auf Grund des vollſtreckbaren Urteils des Landgerichts in Mei⸗ 
ningen vom 25. Februar 1913 beantragen die Gläubiger, ſie nach 
§ 887 ZPO. zu ermächtigen, die Löſchungsbewilligung des Kauf⸗ 
manns D. in S. für die auf ihrem Grundbeſitz unter Nr. 1/I ein⸗ 
getragene Hypothek von 1414,29 M. auf Koſten der Schuldner zu 
beſchaffen. D. beſtreitet, den Schuldnern zur Abgabe der Bewilligung 
verpflichtet zu ſein; er iſt dazu nur gegen Auszahlung eines Drittels 
der Hypothekenſumme bereit. Dies Verlangen halten die Schuldner 
für unberechtigt. Es beſteht alſo zwiſchen ihnen und D. ein Streit 
über die durch die Hypothek geſicherte Forderung, der auch ſchon 

Gegenſtand eines andern Rechtsſtreits geworden iſt. Das ſchließt 

§ 887 ZPO. aus. Zwar kann die einem Schuldner aufgegebene 

Löſchung einer Hypothek zu den Handlungen gehören, die ein andrer 

vornehmen kann. § 887 ſetzt jedoch immer voraus, daß ſich die 

Vollſtreckungshandlung auf die durch die Vollſtreckung zu ordnenden 

Rechtsverhältniſſe der Urteilsparteien beſchränkt und nicht in andere 

Rechtsgebiete übergreift, die außerhalb des vom Urteil betroffenen 

Rechtsgebiets liegen. Das würde aber hier der Fall ſein. Die von 

den Gläubigern verlangte Ermächtigung könnte nur dahin lauten, 

daß die Gläubiger den Anſpruch D.s gegen die Schuldner entweder 
durch Zahlung tilgten oder durch Hinterlegung ſicherſtellten und ſo 
die Löſchung der Hypothek herbeiführten, und zwar auf Rechnung 
der Schuldner mit dem von dieſen nach $ 887 Abi. 2 ZPO. vor⸗ 
zuſchießenden Gelde. In der Ermächtigung zur Zahlung würde 
aber gleichzeitig eine Entſcheidung über das Rechtsverhältnis zwiſchen 
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den Schuldnern und D. zugunften D.3 liegen, das gar nicht Gegen⸗ 
ſtand des jetzt zu vollſtreckenden Urteils war. Ein ſolcher Eingriff 
ginge über den Rahmen der Zwangs vollſtreckung und über die Be⸗ 
fugniſſe des Vollſtreckungsgerichts hinaus (OLG. Augsburg 6. 3. 11, 
R ABl. 76, 644 ff.; ſiehe auch RG. II 16. 6. 93, Entſch. 31, 412 ff.; 
Stein, ZPO. 1913 § 887 Anm. 28, 29). 

Ferner würde zwar die Ermächtigung zur Hinterlegung der 
von D. geforderten Summe die Frage nicht berühren, ob D. gegen 
die Schuldner die behauptete Forderung hat; durch die Hinterlegung 
würden aber die Schuldner ohne rechtlichen Grund in eine ungünſtigere 
und D. in eine günſtigere Lage kommen, indem dieſer dadurch an 
den hinterlegten Werten nach § 233 BGB. ein fichered, bequemes 
Pfandrecht für ſeine Forderung erhielte, die nach der Behauptung der 
Schuldner noch gar nicht zu Recht beſteht. Eine ſolche Verſchlechterung 
der Rechtslage des Vollſtreckungsſchuldners wäre nicht zu vereinbaren 
mit der bloßen Urteilsvollſtreckung im Sinn des § 887 (vgl. Augs⸗ 
burg, RA Bl. 76, 646). 

Somit würde auch die Ermächtigung zur Hinterlegung in fremde 
Rechtsverhältniſſe in einer Weiſe eingreifen, die nicht mehr innerhalb 
des Rahmens der Zwangsvollſtreckung läge. 

Beſchluß des 2. Senats vom 12. Februar 1914, 2 W 25/14 
(nach Meiningen). 


21. Der Gläubiger einer Aktiengeſellſchaft hat ein 
klagbares Recht auf Sicherſtellung gegen die zum 
Zweck der Liquidation fortbeſtehende Geſellſchaft 
und die Liquidatoren perſönlich ($ 301 HGB.). 
Klage auf künftige Sicherſtellung ($ 259 3 P O.). 
Feſtſtellung der Sicherſtellungspflicht (8 256 3 P O.). 
Die verklagte Aktiengeſellſchaft hatte (zuſammen mit der Firma 

W. in Fr.) am 5. März 1909 von der Klägerin eine Anzahl Räume 

in deren Haus in Leipzig zur Benutzung während der Oſter⸗ und 

Herbſtmeſſe bis zum 31. März 1918 für jährlich 2500 M. gemietet. 

Den Mietzins hatten ſie und der andere Mieter als Geſamtſchuldner 

je am 1. Tage der Herbſt⸗ und Oſtermeſſe mit 1250 M. zu zahlen. 

Am 2. Oktober 1913 erging gegen ſie Verſäumnisurteil über 383,34 M. 

rückſtändigen Mietzins für die Herbſtmeſſe 1913. Am 16. Juni 1913 

wurde ſie durch den Beſchluß ihrer Generalverſammlung aufgelöſt 

und E. A. zum Liquidator beſtellt, das am 26. Juni 1913 ins 

Handelsregiſter eingetragen. Mit Brief vom 9. September 1913 


— 288 — 


fragte die Klägerin beim Liquidator an, ob die Beklagte den Miet⸗ 
vertrag als rechtsverbindlich anerkenne und in welcher Weiſe ſie bei 
Liquidation die Mittel zur Erfüllung des Vertrages ſicherſtellen werde. 
Daran ſchloß ſich ein weiterer Schriftwechſel der Parteien über die 
fernere Geſtaltung des Mietverhältniſſes an. 

Im Oktober 1913 erhob die Klägerin Klage, und das Landgericht 
verurteilte die Verklagte, vor Verteilung von Geſellſchafts vermögen 
unter die Aktionäre die Klägerin durch Bezahlen oder Hinterlegen des 
Mietzinſes vom 1. April 1914 bis 31. März 1918 mit zuſammen 
10000 M.. ſicherzuſtellen. 

Das Oberlandesgericht hat die Klage abgewieſen: 

§ 301 Abſ. 3 HGB. begründet nicht nur eine Pflicht der Liqui⸗ 
datoren der Geſellſchaft gegenüber, ſondern auch im Verhältnis zu 
den Geſellſchaftsgläubigern. Dieſe haben ein klagbares Recht auf 
Sicherſtellung gegen die zum Zweck der Liquidation fortbeſtehende 
Geſellſchaft, für deſſen Befriedigung ihnen auch die Liquidatoren per⸗ 
ſönlich haften (vgl. Staub, HGB. I Anm. 4 zu § 301, S. 1163: 
RO HG. 24, 256). Das Recht auf Sicherſtellung wegen ihrer be⸗ 
tagten (künftigen) Forderungen erwächſt ihnen aber nicht ſchon mit 
dem Eintritt der Liquidation, ſondern erſt dann, wenn nach dem Ab⸗ 
lauf des Sperrjahrs mit der Verteilung des Geſellſchaftsvermögens 
unter die Aktionäre begonnen werden ſoll. Daß dieſer Fall ſchon vorläge, 
behauptet die Klägerin ſelbſt nicht. Sie verlangt vielmehr folgerichtig, 
daß die Beklagte ſie in Zukunft (vor Vornahme der Verteilung) 
ſicherſtelle. Sie klagt alfo auf künftige Leiſtung. Nach § 259 ZPO. 
kann ſie das nur, wenn nach den Umſtänden die Beſorgnis gerecht⸗ 
fertigt iſt, daß ſich die Beklagte der rechtzeitigen Leiſtung entziehen 
werde. Dafür aber hat ſie nichts Greifbares beigebracht. Der Brief 
der Beklagten vom 26. September 1913 enthält allerdings keine 
klare Antwort auf das Schreiben der Klägerin vom 17. September 1913, 
zeigt aber im ganzen eine entgegenkommende Haltung der Beklagten 
und bietet keinen Grund zu der Beſorgnis, daß ſie ihre klare geſetzliche 
Pflicht nicht erfüllen werde. Sie erkennt darin die Mietforderung 
„als bevorrechtigte“ an und macht Vorſchläge, wie das Mietverhältnis 
fortgeſetzt und die Klägerin in Zukunft befriedigt werden ſoll. Das 
Verlangen der Klägerin, die Liquidation bis zum Jahre 1918 aus⸗ 
zudehnen und vorher nichts an die Aktionäre auszuſchütten oder bei 
früherer Beendigung der Liquidation den geſamten Mietzins in einer 
zr genehmen Weiſe zu hinterlegen (ſiehe den Brief vom 17. Sep⸗ 

tember 1913), läßt ſie freilich in ihrer Antwort unbeachtet. Allein 
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daraus iſt nichts zu ihren Ungunſten zu entnehmen. Einerſeits ging 
jenes Anſinnen der Klägerin viel zu weit und war auch verfrüht, da 
noch nicht einmal das Sperrjahr abgelaufen war (88 297, 301 
Abſ. 1 HGB.). Anderſeits gab die Beklagte nicht zu erkennen, daß 
ſie den geſetzlichen Anſpruch auf künftige Sicherſtellung nicht anerkenne 
und nicht befriedigen werde. Die nicht ganz ſcharfe Antwort gab ſie 
offenbar deshalb, weil ihr die Rechtslage nicht völlig klar war. Jeden⸗ 
falls zeigt ihre am Schluß des Briefes vom 26. September 1913 
geäußerte Bereitwilligkeit, mit der Klägerin weiter zu verhandeln, daß ſie 
ſich nicht auf ihre Vorſchläge feſtlegen wollte, vielmehr auch geneigt war, 
die Angelegenheit anders zu regeln. Dementſprechend hat ſie auch im 
Prozeß ihre Pflicht, die Klägerin ſeinerzeit ſicherzuſtellen, vom Anfang 
an nicht beſtritten, ſondern ſich nur — mit Recht — dagegen gewendet, 
daß der Anſpruch auf Sicherſtellung verfrüht geltend gemacht worden 
ſei. Das erklärt und rechtfertigt ihren Antrag auf Klagabweiſung. 
Auf die beweisloſe Behauptung, daß beim Eingehen des Miet⸗ 
vertrags das tätige Fortbeſtehen der Geſellſchaft für die Vertragsdauer 
allſeitig vorausgeſetzt worden ſei, iſt die Klägerin im zweiten Rechts⸗ 
gang nicht ausdrücklich zurückgekommen. Uebrigens würde damit auch 
nichts an der Beurteilung geändert. Aus der Natur des langfriſtigen 
Mietvertrags folgt jene Vorausſetzung nicht ohne weiteres. Sie 
würde auch keinen Anſpruch auf Zahlung oder Hinterlegung des 
Mietzinſes begründen, ſondern nur dazu führen, daß das Mietverhältnis 
mit dem Eintritt der Liquidation als beendigt auzuſehen wäre 
(vgl. ROG. 24, 245 f., RGZ. 5, 7ff.; 9, 14). Der Hilfsantrag 
der Klägerin, feſtzuſtellen, daß die Beklagte verpflichtet ſei, ſie in der 
angegebenen Weiſe ſicherzuſtellen, ſcheitert daran, daß die Voraus⸗ 
ſetzungen des § 256 ZPO. fehlen. Für die etwa bezweckte, rein 
wiſſensmäßige Feſtſtellung, daß im Verhältnis der Parteien eine Norm 
des objektiven Rechts, 8 301 Abi. 3 HGB., anzuwenden fei, böte 
8 256 ZPO. überhaupt keinen Raum. Aber auch ſonſt fehlt die 
Grundlage für einen Feſtſtellungsanſpruch. Das Rechtsverhältnis, das 
durch die Pflicht zur künftigen Sicherſtellung der Mietanſprüche 
zwiſchen den Parteien begründet wird, iſt zwar an ſich der Feſtſtellung 
fähig, aber zurzeit nicht feſtſtellungsbedürftig, da es unſtreitig iſt 
und das frühere und das jetzige Benehmen der Beklagten auch nicht 
die Annahme rechtfertigt, daß die rechtzeitige Befriedigung des Sicher⸗ 
ſtellungsanſpruchs der Klägerin gefährdet ſei. 
Urteil des 2. Senats vom 30. März 1914, 2 U 14/14 (nach 
Meiningen). 
Blätter für Rechtspflege I. XII. N. F. XIII. 19 
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22. Die Einrede der örtlichen und ſachlichen Unzu⸗ 
ſtändigkeit in den Fällen der $$ 697, 505 ZPO. 
Der Gerichtsſtand des Erfüllungsorts bei Klagen 
auf die Vergütung für einen Bau ($ 29 3 P O.). 
Der Kläger hat in den Jahren 1912 und 1913 den Um- und 
Ausbau des Wohnhauſes des Beklagten in Frankenhauſen ausgeführt 
und wegen einer Reſtforderung von 7550,54 M. ſamt Zinſen und 
Koſten beim Amtsgericht in Frankenhauſen am 4. April 1913 einen 
Zahlungsbefehl erwirkt. Dagegen hat der Beklagte Widerſpruch er⸗ 
hoben. Am 25. April 1913 hat er 4000 M. bezahlt. Im Termin 
zur mündlichen Verhandlung vor dem Amtsgericht in Frankenhausen 
vom 30. April 1913 hat er die Einrede der örtlichen und ſachlichen 
Unzuſtändigkeit vorgeſchützt. Das Amtsgericht hat ſich darauf für 
ſachlich unzuſtändig erklärt und den Rechtsſtreit ans Landgericht 
Rudolſtadt verwieſen. Vor dieſem hat der Kläger die Verurteilung 
des Beklagten zur Zahlung von 7550,54 M. mit 4 Proz. Zinſen ſeit 
1. März 1913 abzüglich am 25. April 1913 gezahlter 4000 M. be⸗ 
antragt. Der Beklagte hat die Einrede der örtlichen Unzuſtändigkeit 
wiederholt und die Einlaſſung zur Hauptſache verweigert, indem er 
geltend gemacht hat, daß er in Frankenhauſen keinen Wohnſitz habe 
und ein beſonderer Gerichtsſtand für ihn dort nicht begründet ſei. Der 
Kläger hat dem widerſprochen. Das Landgericht hat die Einrede der öit⸗ 
lichen Unzuſtändigkeit für begründet gehalten und die Klage abgewieſen. 

Das Oberlandesgericht hat die Einrede verworfen: 

Das Landgericht iſt prozeſſual richtig verfahren. Das Amts⸗ 
gericht hätte auch über die Einrede der örtlichen Unzuſtändigkeit ent 
ſcheiden müſſen. Wenn es dieſe für unbegründet hielt, mußte es ſie 
durch Zwiſchenurteil verwerfen, andernfalls die Klage abweiſen oder 
auf Antrag des Klägers die Sache ans örtlich zuſtändige Gericht 
verweiſen. Nachdem es unterlaſſen hat, über die Einrede der örtlichen 
Unzuſtändigkeit eine Entſcheidung zu treffen, iſt der Beſchluß vom 
7. Mai 1913, worin es feine ſachliche Unzuſtändigkeit ausgeſprochen hat, 
nur in bezug auf die ſachliche Zuſtändigkeit fürs Landgericht bindend 
geworden. Das Landgericht war daher verpflichtet. nachdem vor ihm 
in der mündlichen Verhandlung die Einrede der örtlichen Unzuſtändig⸗ 
keit wiederholt worden war, über dieſe zu entſcheiden. Kam es zu 
dem Ergebnis, daß die Einrede begründet war, dann mußte es die 
Klage abweiſen, da ihm die Beſugnis, den Rechtsſtreit an ein anderes 
Landgericht zu verweiſen, geſetzlich nicht zuſtand (vgl. Stein zu 
§ 697 III 4, V). 
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Die Entſcheidung des Landgerichts iſt aber ſachlich ungerecht⸗ 
fertigt. Ob der Beklagte zur Zeit der Klagerhebung im Bezirke des 
Landgerichts zu Rudolſtadt ſeinen Wohnſitz und daher da ſeinen all⸗ 
gemeinen Gerichtsſtand hatte, kann dahingeſtellt bleiben, wenn die 
Zuſtändigkeit des Landgerichts Rudolſtadt nach § 29 ZPO. begründet 
iſt. Das iſt dann der Fall, wenn auf Erfüllung eines Vertrags ge⸗ 
klagt und die ſtreitige Verpflichtung an einem Orte zu erfüllen iſt, 
der zu Rudolſtadt gehört. Ob auf Erfüllung eines Vertrags geklagt 
iſt und welches die ſtreitige Verpflichtung iſt, beſtimmt ſich nach dem 
Inhalt der Klage. Der dieſe darſtellende Zahlungsbefehl vom 
4. April 1913 und der zur Ergänzung heranzuziehende Schriftſatz 
des Klägers vom 3. Oktober 1913 ergeben nun zweifelsfrei, daß als 
Klagegrund ein zwiſchen den Parteien abgeſchloſſener Werkvertrag in 
Frage kommt, der bauliche Veränderungen an dem Wohnhauſe des 
Beklagten zum Gegenſtande hatte, das in Frankenhauſen liegt. 
„Streitige Verpflichtung“ iſt danach die Verbindlichkeit des Beklagten 
zur Zahlung des Werklohnd. Ob für dieſe Verpflichtung in Franken⸗ 
hauſen ein Erfüllungsort beſteht, beſtimmt ſich nach $ 269 BGB. 
Es kann unentſchieden bleiben, ob für den Werkvertrag aus der Be⸗ 
ſtimmung des § 641 BGB.: „Die Vergütung iſt bei der Abnahme 
des Werkes zu entrichten“ herzuleiten iſt, daß die Verpflichtungen 
beider Vertragsteile Zug um Zug zu erfüllen ſind und ob für Zug 
um Zug⸗Leiſtungen allgemein ein einheitlicher Erfüllungsort beſteht 
(RGR Kommentar § 641 Anm. 1, § 269 Anm. 7; Staudinger 
1912 zu § 641, 2; dagegen Oertmann zu § 269, 1b ß). 

Denn hier ergeben die Umſtände und die Natur des Schuld⸗ 
verhältniſſes, die nach 8 269 BGB. für die Beſtimmung des Erfüllungs⸗ 
ortes maßgebend ſind, daß Erfüllungsort für die Verpflichtung beider 
Vertragſchließenden Frankenhauſen ſein ſollte. Der Bauvertrag hatte 
den Um⸗ und Ausbau eines dort gelegenen Wohnhauſes des Be⸗ 
klagten zum Gegenſtand. Die Bauſumme betrug unbeſtritten über 
10000 M. Danach handelt es ſich nicht, wie das Landgericht an⸗ 
nimmt, um einen einfachen Reparaturbau, ſondern um bauliche Ver⸗ 
änderungen größeren Umfangs. Bei ſolchen Bauten liegt der Schwer⸗ 
punkt der geſchäftlichen Beziehungen der Vertragſchließenden da, wo 
der Bau errichtet wird. Sowohl vor dem Bau, als beſonders während 
dieſes ſind beide Vertragſchließende häufig auf der Bauſtelle anweſend; 
die Annahme vollzieht ſich dort in ihrer Gegenwart.. Der Ort, wo 
der Bau errichtet wird, iſt daher nach der allgemeinen Verkehrs⸗ 
anſchauung und der im Zweifel anzunehmenden Abſicht der Vertrag⸗ 
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ſchließenden der Sitz des geſamten Schuldverhältniſſes; die Verpflich⸗ 
tungen beider Teile find regelmäßig an ihm zu erfüllen. Das iſt 
ſowohl im Schrifttum als in der Rechtſprechung wiederholt anerkannt 
worden (vgl. Stein zu § 29 ZPO. IV 3; Leonhard, Erfüllungs⸗ 
ort 146; Meili, Internationales Privatrecht 2, 79; ROSE. 
20, 290; 22, 311). Auch dem Geſetzgeber hat augenſcheinlich 
vorgeſchwebt, daß der Regel nach Abnahme und Zahlung ſich nicht 
nur gleichzeitig, ſondern auch an demſelben Orte vollziehen, wenn er 
im § 641 BGB. beſtimmt hat, daß bei der Abnahme des Werks 
die Vergütung für dieſes zu entrichten iſt (ROG. 22, a. a. O.). — 
Danach iſt für die Verpflichtung des Beklagten zur Zahlung des Werk: 
lohns der Gerichtsſtand des Erfüllungsortes in Frankenhauſen be 
gründet. Die Einrede der örtlichen Unzuſtändigkeit war daher zu 
verwerfen. 

Urteil des 2. Senats vom 5. Februar 1914, 2 U 212/13 (nach 
Rudolſtadt). 


23. Ein Vergleich, den eine arme Partei im zweiten 
Rechtsgang über die Prozeßkoſten ſchließt, iſt gegen 
ihren erſtinſtanzlichen Armenanwalt wirkſam. 
Streitpunkt iſt die Frage, ob ſich eine arme Partei im zweiten 

Rechtsgang zum Nachteil ihres Armenanwalts des erſten Rechtsgangs 

über die Prozeßkoſten vergleichen kann. 

Der Rechtsanwalt G. hatte als Armenanwalt den Händler ©. 
und feine Frau in einem Rechtsſtreit gegen den jetzigen Kläger L. 
vertreten, und dieſe hatten zur Hauptſache und im Koſtenpunkt geſiegt. 
Im zweiten Rechtsgang, am 8. Juli 1914, verglichen ſich die Par 
teien und hoben die Koſten gegeneinander auf. Am 9. Juli 1914 
nahm L. die Berufung zurück. Am 29. Oktober 1914 erwirkten die 
jetzt verklagten Rechtsanwälte G. und W. für ſich ſelbſt einen Koſten⸗ 
feſtſetzungsbeſchluß gegen L. 

Dieſer hat Gegenklage auf Unzuläſſigkeit der Zwangsvollſtreckung 
erhoben und ſich auf den Vergleich vom 8. Juli 1914 berufen. Das 
Landgericht hat der Klage ſtattgegeben. Mit der Berufung wollen 
die Rechtsanwälte G. und W. die Klage abgewieſen haben. 

Der Vergleich beſtimmte unter II: 

„In der .. . Prozeßſache S. cla. L. . .. nimmt Herr L. 
feine Berufung . . . zurück und unterwirft ſich dem erſtinſtanzlichen 
Urteil. Die Gerichtskoſten werden dagegen geteilt, die außergericht⸗ 
lichen gegeneinander aufgehoben“; 
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ferner unter III: 

„Zur Erfüllung des erſtinſtanzlichen Urteils erhält Herr L. 
eine Friſt von 3 Monaten, nach deren Ablauf die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung aus dem Urteil erfolgt; ſelbſtverſtändlich nur wegen der 
Hauptſache, da der Koſtenpunkt ſich wie oben unter II e 
hat.“ 

Die Beklagten halten den Vergleich für wirkungslos, weil die 
Koſtenentſcheidung gegen L. durch Rücknahme der Berufung rechts⸗ 
kräftig geworden ſei. Auch ſoll der Vergleich gegen die guten Sitten 
verſtoßen, da er den Armenanwalt um ſeine Gebühren hätte bringen 
ſollen. | 

Der Senat hat die Berufung aus folgenden Gründen zurück⸗ 
gewieſen: 

Nach § 124 der ZPO. iſt der Armenanwalt berechtigt, ſeine 
Gebühren und Auslagen von dem Gegner, der zu den Koſten ver⸗ 
urteilt iſt, beizutreiben. Ob ſich die arme Partei im zweiten Rechts⸗ 
gang zum Nachteil ihres Anwalts über die Koſten vergleichen kann, 
hängt davon ab, welche rechtliche Natur die Befugnis des S 124 hat. 


Beruhte ſie auf einem geſetzlichen Rechtsübergang, der 
ſich mit dem Erlaß des erſten Urteils vollzöge, dann könnte die 
arme Partei im zweiten Rechtsgang nicht zum Nachteil ihres Anwalts 
verfügen, und wäre ein Vergleich darüber gegen ihn wirkungslos. 

Geht aber das Koſtengläubigerrecht der armen Partei nicht auf 
den Armenanwalt über, ſondern erwirbt er nur ein geſetzliches 
Pfandrecht am Erſatzanſpruch der armen Partei, und auch das 
nicht mit dem Erlaß, ſondern erſt mit der Rechtskraft des Urteils, 
dann behält die Partei die Verfügungsmacht über den Koſtenanſpruch 
und kann ſich darüber bis zur Rechtskraft mit Wirkung gegen den 
Armenanwalt vergleichen. 


In Rechtſprechung und Schrifttum find die Anſichten geteilt (vgl. 
Förſter⸗Kann, ZPO. § 124 Anm. 1 u. 2). Das Oberlandes⸗ 
gericht hier hat von jeher die Auffaſſung vom geſetzlichen Pfand⸗ 
recht vertreten (Buſchs Z 31, 334; ThürBl. 1910 S. 249, 1913 
S. 261); davon abzugehen hat der Senat keinen Anlaß. Denn die 
Faſſung des § 124 deutet nicht auf einen geſetzlichen Rechtsübergang, 
ſondern auf den Erwerb eines abhängigen Rechts, da der Armen⸗ 
anwalt nur das Recht der Beitreibung erhält. Auch dem Zweck 
des § 124, der Sicherung des Armenanwalts, ſteht am nächſten die 
Figur des Pfandrechts. 
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Doch kann die Sicherung nicht ſo weit gehen, daß der Anwalt 
eine beſſere Rechtslage erhielte, als die arme Partei ſelbſt. Daher 
kann er ein unbedingtes Recht nicht ſchon mit dem Erlaß, ſondern 
erſt mit der Rechtskraft des Urteils erwerben, denn auch der Koſten⸗ 
anſpruch der armen Partei iſt vorher nur bedingt. 

Bei dieſer Rechtslage konnten ſich die Eheleute S. im zweiten 
Rechtsgang zum Nachteil ihres Armenanwalts vergleichen. Sie haben 
es am 8. Juli 1914 vor der formellen Rechtskraft des erſten Urteils 
getan, daher mit voller Wirkung gegen die Verklagten. 

Dagegen würde die andere Rechtsauffaſſung oft Vergleiche am 
Koſtenanſpruch des Armenanwalts ſcheitern laſſen. Das Bedürfnis 
der Allgemeinheit verlangt aber, die Bahn für Vergleiche zu ebnen 
und das Intereſſe der Anwaltſchaft dagegen zurückzuſtellen. Diele 
rechtspolitiſche Erwägung führt gleichfalls zu dem Standpunkt, den 
der Senat hier vertritt. 

Sonſt könnte auch ſelbſt für den erſten Rechtsgang in 
Frage ſtehen, ob die arme Partei über einen etwaigen Koſtenanſpruch 
frei verfügen kann; wenn nicht, dann ergäbe ſich eine Folge, die die 
Gegenanſicht ohne weiteres unhaltbar machte. 

Ohne Belang iſt, daß durch die Rücknahme der Berufung das 
Urteil gegen L. rechtskräftig geworden iſt. Denn ſchon vorher hatten 
die Eheleute S. wirkſam über ihren Koſtenanſpruch verfügt und ſollte 
die Berufung nicht zurückgenommen werden, um die Koftenent- 
ſcheidung des erſten Urteils in Kraft zu ſetzen, ſondern der Haupt⸗ 
fache wegen, während das Urteil im Koſtenpunkt durch den 
Vergleich gerade un wirkſam werden ſollte. Daher hatte die Rück 
nahme der Berufung für die Koſtenfrage keine ſachliche Bedeutung, 
ſondern nur den formellrechtlichen Zweck, den Rechtsſtreit förmlich 
abzuſchließen. Das konnte aber nichts mehr daran ändern, daß die 
arme Partei wirkſam über den Koſtenanſpruch verfügt hatte. 

Endlich iſt der Vergleich auch nicht ſittenwidrig, denn er diente 
nicht allein dazu, dem Armenanwalt das Recht der Koſtenbeitreibung 
abzuſchneiden, ſondern in erſter Linie, den Streit friedlich beizulegen. 

Urteil des 3. Zivilſenats vom 4. Juni 1915, U 65 / 1915 (nach 
e 


24 Klagt ein Gläubiger N in mehreren 
Klagen ein, fo find die Mehrkoſten nur dann er⸗ 
ſtattbar, wenn der Kläger ein e Sur 
eſſe hat, Einzelklagen zu erheben.; ae 


— 295 — 


Die Klägerin hatte zwar nicht die Rechtspflicht, ihre ſelbſtändigen 
Wechſelanſprüche in einem gemeinſamen Verfahren zu verfolgen, 
wählte ſie aber den Weg der Einzelklagen, ſo kann ſie die Mehrkoſten 
nur dann erſtattet verlangen, wenn ſie ein beachtliches Intereſſe daran 
hatte, Einzelklagen zu erheben. Denn es wäre unbillig, die Mehr⸗ 
koſten einer unnötig teuren Rechtsverfolgung dem Gegner aufzuerlegen. 
Daher iſt von Fall zu Fall zu prüfen, ob die Rechtsverfolgung in 
geſonderten Prozeſſen den Beklagten unnötig belaſtet. Das gilt 
nicht nur bei der Teilung eines einheitlichen Anſpruchs, ſondern 
auch bei mehreren ſelbſtändigen Anſprüchen. (So auch Seuff. 
Arch. 47 Nr. 227 und ThürBl. 45, 269 — anders ThürBl. 47, 88, 
Willenbücher, Koſtenfeſtſetzungsverfahren, 7. Aufl., S. 50 Ziff. 11.) 

Beſchluß des 2. Zivilſenats vom 1. März 1915, 2 W 19/15 
(nach Rudolſtadt). 


25. Bei der Klage auf Auszahlung des Darlehnsbe⸗ 

trags richtet ſich der Streitwert nach dem Inter⸗ 

eſſe des Klägers. | 

Die Beklagte hatte der Klägerin die Hingabe eines Darlehns 
von 99500 M. verſprochen, ſich aber nach Ausbruch des Krieges 
geweigert, auszuzahlen. Die Klägerin hat darauf Klage auf Aus⸗ 
zahlung erhoben. 

Das Landgericht hatte den Streitwert auf 9500 M. feftgefebt, 
weil die Klägerin nach Kriegsausbruch das Darlehn nur zum Su 
von 90 v. H. hätte erlangen können. 


Das Oberlandesgericht hat den Streitwert auf 15000 M. feſt⸗ 
geſetzt: 

Zutreffend hat das Landgericht mit Rückſicht darauf, daß nur 
der Abſchluß eines Vertrags über die Hingabe eines Darlehnd von 
99 500 M. den Streitgegenſtand bildet, nicht den Betrag der Dar⸗ 
lehnsſumme (99 500 M.) als Streitwert angenommen, dieſen viel⸗ 
mehr nur nach dem Intereſſe bemeſſen, das die Klägerin an dem 
Zuſtandekommen und der Verwirklichung des Vertrags hat (§S 3 ZPO.; 
OLG. 25, 43, Dresden. Ann. 25, 367). Das Landgericht bewertet 
aber das Intereſſe der Klägerin zu gering, wenn es dieſes nur nach 
den Mehraufwendungen bemißt, die ſie zu machen hätte, wenn ſie 
das Darlehn ſich anderweit verſchaffen müßte. Denn dann wäre 
der Rechtsſtreit gleich Null, wenn ſie es von anderer Seite unter 
denſelben Bedingungen erhalten könnte, wie von der Beklagten. Der 
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Senat hat daher den Streitwert nach freiem Ermeſſen auf 15000 M. 
geſchätzt. 

Beſchluß des 2. Zivilſenats vom 12. April 1915, 2 W 44/15 
(nach Rudolſtadt). 


26. Die Koſten eines Bürovorſtehers für Abwartung 
eines auswärtigen Beweistermins ſind nur dann 
erſtattbar, wenn ſie notwendig ſind. 


Die Zuziehung eines Termindvertreterd zur Wahrnehmung des 
Beweistermins vom 11. Februar 1915, in dem der Beklagte ſelbſt 
anweſend war, könnte nur dann als zur zweckentſprechenden Rechts⸗ 
verfolgung nötig angeſehen werden, wenn der Beklagte nach ſeiner 
Perſönlichkeit oder nach der Art des Beweisſtoffes nicht imſtande ge⸗ 
weſen wäre, ſeine Sache ſelbſt wahrzunehmen. Beides war hier nicht 
der Fall. Der Beweisſtoff war klar und verhältnismäßig einfach. 
Der Beklagte iſt auch nicht ſo ungewandt, daß er außerſtande geweſen 
wäre, dem Zeugen den nötigen Vorhalt zu machen. 


Der hier vertretenen Anſicht ſteht die Entſcheidung der VergS. 
vom 21. Juni 1902 (RG. 51, 11 ff.) nicht entgegen. Sie bezieht 
ſich nur auf die Gebühren und Auslagen der Rechtsanwälte, 
die Beweistermine wahrnehmen. Was von den Rechtsanwälten gilt, 
kann nicht ohne weiteres auf andere — wenn auch rechtskundige — 
Vertreter (wie den Bürovorſteher eines Rechtsanwalts) übertragen 
werden. Die ZPO. ſieht in der Mitwirkung der Rechtsanwälte 
eine Förderung der Rechtspflege. Deshalb beſtimmt ſie, daß deren 
Gebühren und Auslagen ſtets zu erſtatten ſind, gleichviel ob ihre 
Zuziehung notwendig war oder nicht (§S 91 ZPO.) Bei anderen 
Vertretern als Rechtsanwälten iſt dagegen im Einzelfall zu prüfen, 
ob ihre Mitwirkung neben der Partei nötig war. Das wird nur 
ausnahmsweiſe anzuerkennen ſein. Hier iſt es jedenfalls zu verneinen. 

Beſchluß des 2. Zivilſenats vom 2. Juni 1915, 2 W 57/15 
(nach Rudolftadt). 


27. Im Mahnverfahren kann und ſoll bei 600 M. 
überſteigenden Forde rungsbeträgen der Gläubi⸗ 
ger den Antrag auf Verweiſung der Sache ans 
zuſtändige Landgericht auch nach Widerſpruch des 
Schuldners gegen den Zahlungsbefehl ſchriftlich 
ſtellen. a 
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Abgeſtrichen worden waren die Gebühren und Reiſekoſten des 
Rechtsanwalts des Gläubigers für Abwartung des Verhandlungs⸗ 
termin? vor dem Amtsgericht nach dem Widerſpruch, worin dieſer nur 
den Antrag auf Verweiſung des Rechtsſtreits ans zuſtändige Landgericht 
geſtellt hatte. Die Beſchwerde dagegen iſt zurückgewieſen worden. 

Daß der Vertreter des Klägers den Termin vom 17. Februar 
1915 vorm Amtsgericht wahrnahm, war nicht zur zweckentſprechenden 
Rechtsverfolgung erforderlich. Nachdem der Beklagte gegen den Zah⸗ 
lungsbefehl Widerſpruch erhoben hatte, war kaum noch damit zu 
rechnen, daß er in jenem Termin den Anſpruch ganz oder zum Teil 
anerkennen würde. Daher wäre es angebracht geweſen, daß der 
Kläger — nach Kenntnis vom Widerſpruch — die Verweiſung der 
Sache ans Landgericht ſchriftlich beantragt hätte. Dieſes Ver⸗ 
fahren iſt trotz des engen Wortlauts des Geſetzes zulaͤſſig. Denn 
der Zweck der Vorſchrift des § 697 Abſ. 2 ZPO. iſt gerade, einen 
Termin mit rein formeller Aufgabe zu erſparen (Stein, ZPO 10 II 
Anm. III 1 zu $ 697 ©. 345 und dort Zitierte). Die Entſchei⸗ 
dungen in JW. 1913, 230/451 und in Bayr. Z. 1915, 185 ſtehen 
dem nicht entgegen; ſie treffen überhaupt nicht den gleichen Fall, 
ſondern beziehen ſich auf die Frage, ob der Mahngläubiger ſofort 
einen beim Landgericht zugelaſſenen Anwalt bevollmächtigen muß 
($ 91 Abſ. 2 S. 2 ZPO; aber auch OLG. 23, 275). Demnach 
ſind die Unkoſten, die durch die Wahrnehmung des Termins vom 
17. Februar 1915 entſtanden ſind (Reiſekoſten, Verhandlungsgebühr 
ſamt Pauſchſatz) mit Recht geſtrichen worden. Auch die Herabſetzung 
der Gebühr des § 23 GO. für NA. iſt berechtigt. 

Beſchluß des 2. Senats vom 7. Juni 1915 (nach Rudolſtadt) 
2 W 59/15. 


28. Die geſetzliche Vertretung einer Gütergemeinde, 
die zur Waldgenoſſenſchaft erklärt worden iſt, in 
der Zeit bis zur Ordnung ihrer Verfaſſung. Not- 
wendigkeiteines zweigliedrigen Vorſtands (Mein. 
vom 15. März 1910, 3 PO. 858 56, 57, 274). 

Die Kläger nehmen als Eigentümer alter Hofraiten (ſogenannte 
Erbe) in H. das Recht auf unentgeltlichen Bezug von Bauholz aus der 
Güterwaldung („Gütergemeinde“) H. für ſich in Anſpruch. Deren 
Vorſtand A. hat ihnen das Recht beſtritten. 

Durch Entſcheidung des Forſtamts in Meiningen vom 6. April 
1911 iſt die Güterwaldung H. zu einer Waldgenoſſenſchaft im Sinne 
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des Meiningiſchen Landesgeſetzes vom 15. März 1910 erklärt worden. 
Die Satzung, die die Verfaſſung dieſer Genoſſenſchaft regeln ſoll, iſt 
noch nicht genehmigt, ein zweigliedriger Vorſtand, wie ihn Art. 8 
des Geſetzes vom 15. März 1910 vorſchreibt, iſt für ſie noch nicht 
beſtellt. 

Die Kläger haben nun Klage auf Feſtſtellung ihrer Bauholz⸗ 
berechtigung gegen die „Waldgenoſſenſchaft Gütergemeinde H., geſetz⸗ 
lich vertreten durch den Vorſtand A.“, erhoben. 

Das Landgericht hat die Klage abgewieſen, weil fie verfrüht fei, 
ſolange nicht die Verfaſſung der Waldgenoſſenſchaft durch die Satzung 
geregelt und über die Beteiligung der Kläger in der Verſammlung 
der Waldgenoſſen Beſchluß gefaßt ſei. 

Das Oberlandesgericht hat die Berufung dagegen zurückgewieſen, 
weil der Beklagten die geſetzliche Vertretung fehle: 

Der Streit hat ſich im zweiten Rechtsgang auf die Frage zu⸗ 
geſpitzt, ob die Beklagte richtig geſetzlich vertreten iſt (58 51, 56, 274 
Ziff. 7 ZPO.). Das iſt zu verneinen. 

Die Gütergemeinde H. (d. i. die Gemeinſchaft der Waldeigen⸗ 
tümer und Nutzungsberechtigten) iſt durch die Entſcheidung des zu⸗ 
ſtändigen Forſtamts vom 6. April 1911 zu einer Waldgenoſſenſchaft 
und damit zu einer juriſtiſchen Perſon erklärt worden (Art. 1 Abſ. 2, 
3, 22 Abſ. 3 des Geſetzes vom 15. März 1910). Es gelten alſo 
für ſie die zwingenden Vorſchriften der Art. 8 Abſ. 1, 9 Abſ. 1 
a. a. O., wonach ſie durch einen Vorſtand geſetzlich vertreten wird, 
der aus mindeſtens zwei Perſonen beſteht (vgl. $ 171 Abſ. 3 ZPO.). 
Nach dem Wortlaut: und Sinn des Geſetzes tritt dieſe Neuordnung 
ſchon dann in Kraft, wenn die Waldgenoſſenſchaft durch den Aus⸗ 
ſpruch des Forſtamts (Art. 22 Abſ. 3, 3 a. a. O.) rechtskräftig ald 
ſolche erklärt iſt. Nur bis dahin (bis zur Rechtskraft der forſtamtlichen 
Entſcheidung) wird ſie durch ihre bisherigen Organe vertreten. Da⸗ 
durch tritt allerdings ein verfaſſungsloſer Zwiſchenzuſtand ein für die 
Zeit, in der die Waldgenoſſenſchaft noch keine Satzung errichtet und 
damit keine dem Geſetz entſprechende Organiſation erhalten hat (Art. 5, 
8, 9 a. a. O.). Dieſe praktiſch wenig erfreuliche Folge hätte das 
Geſetz dadurch vermeiden können, daß es die Waldgenoſſenſchaft (als 
neue Rechtsperſönlichkeit) nicht eher ins Leben treten ließ, als ihre 
Verfaſſung und geſetzliche Vertretung geordnet war. Oder es hätte 
den Rechtszuſtand in der Zwiſchenzeit wenigſtens durch Uebergangs⸗ 
beſtimmungen regeln können. Den erſten Weg hat das Geſetz nicht 
eingeſchlagen. Von der zweiten Möglichkeit hat es nur in beſchränktem 
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Maß Gebrauch gemacht; es hat nur in Art. 24 Abſ. 2, 3 u. 16 
Vorſorge für die einſtweilige Verwaltung der Genoſſenſchaftsangelegen⸗ 
heiten und für die Beſtellung eines vorläufigen Vorſtands getroffen, 
wenn die Verſammlung der Waldgenoſſen dies verzögert. Dagegen 
enthält es keinerlei Uebergangsvorſchrift, die die Fortführung der Ge⸗ 
ſchäfte durch den bisherigen Vorſtand und die einſtweilige Fortdauer 
ſeiner Vertretungsbefugnis anordnet. Vielmehr weiſen die Vorſchriften 
des Art. 24 Abſ. 1 und 36 deutlich auf den gegenteiligen Willen 
des Geſetzes hin: nach Art. 24 Abſ. 1 ſoll das Forſtamt mit der 
Zuſtellung ſeines Entſcheids (Art. 22 Abſ. 3) alsbald die Aufforderung 
verbinden, den Vorſtand, falls er .. . nicht vollzählig vorhanden iſt, 
zu ergänzen. Und nach Art. 36 tritt für Waldgenoſſenſchaften die 
Vorſchrift des Art. 1 8 3 Abſ. 1 AG. z. BGG. vom 9. Auguſt 1899 
außer Kraft, die für Gütergemeinden und ſonſtige Verbände im Sinne des 
Art. 164 EG. z. BGB. die Beſtellung eines Organs durch das Amts⸗ 
gericht vorſieht. Beide Beſtimmungen beruhen offenbar auf dem Grund⸗ 
gedanken, daß das Geſetz vom 15. März 1910 die Verfaſſung der Wald⸗ 
genoſſenſchaft von dem Zeitpunkt an, wo ſie ins Leben tritt, ausſchließlich 
und zwingend regelt und daher die Vertretungsmacht des bisherigen Or⸗ 
gans der Gemeinſchaft erliſcht. Etwas Gegenteiliges folgt auch nicht, wie 
die Berufungskläger meinen, au? Art. 23 Abſ. 1 des Geſetzes. Solange 
die Entſcheidung des Forſtamts über die Bildung der Waldgenoſſen⸗ 
ſchaft noch nicht rechtskräftig iſt (Art. 3, 22 Abſ. 3), bleibt die Ge⸗ 
meinſchaft mit ihrer bisherigen Verfaſſung und ihrem bisherigen Vor⸗ 
ſtand beſtehen. Es iſt alſo nur folgerichtig, wenn das Geſetz in 
Art. 23 Abſ. 1 vorſchreibt, daß jene Entſcheidung dem bisherigen 
Vorſtand zuzuſtellen iſt. Uebrigens iſt nicht erſichtlich, wem ſie ſonſt 
zugeſtellt werden ſollte. Ebenſowenig läßt ſich aus allgemeinen Rechts⸗ 
grundſätzen die Folgerung ableiten, daß trotz der Umbildung der Ge⸗ 
meinſchaft zu einer Waldgenoſſenſchaft die Vertretungsbefugnis der 
bisherigen Organe fortdauere. Vielmehr ergibt ſich das Gegenteil 
daraus, daß jene Gemeinſchaft auf einen neuen Rechtsboden geſtellt 
worden iſt, daß der Rechtsträger und die Organiſation gewechſelt hat. 
Dabei begründet es keinen Unterſchied, ob die Gütergemeinde H. ſchon 
nach bisherigem Recht volle Rechtsperſönlichkeit beſeſſen hat. Dann 
würde fie zwar dasſelbe Rechtsſubjekt geblieben fein, aber ihre Ver⸗ 
faſſung und geſetzliche Vertretung wäre durch zwingende Vorſchrift 
neu geordnet. Uebrigens iſt die Annahme der Berufungskläger, daß 
die ſogenannte Gütergemeinde H. ſchon bisher eine eigentliche Korporation 
mit juriſtiſcher Perſönlichkeit geweſen ſei, unrichtig. Derlei Wald⸗ 
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gemeinſchaften beſaßen nach Meiningiſchem Privatrecht keine volle 
Rechtsperſönlichkeit, ſondern höchſtens die aktive und paſſive Partei⸗ 
fähigkeit (Art. 164 CG. z. BGB., Art. 1 8 3 AG. z. BGB., Art. 23 
und 37 des Grundgeſetzes vom 23. Auguſt 1829, Art. 25 des Kompeten⸗ 
zedikts vom 16. Juni 1829, Unger, Handbuch I § 46 S. 176; anders 
2 den ſogenannten Wüſtungsgemeinden, f. Unger, daſelbſt $ 42 
. 165). | 

| Danach wird die Beklagte nicht durch den bisherigen Vorſtand 
A. geſetzlich vertreten. Sie iſt vielmehr zur Zeit ohne geſetzliche Ver⸗ 
tretung. Um dieſem Mangel abzuhelfen, hätten die Kläger entweder 
ein Einſchreiten des Forſtamts nach Art. 24 Abi. 3, 16 des Geſetzes 
vom 15. März 1910 veranlaſſen oder — bei Gefahr im Verzug — 
das Prozeßgericht um Beſtellung eines Prozeßvertreters nach 8 57 
ZPO. angehen müſſen. Das haben ſie jedoch nicht getan. 

Die Abweiſung der Klage iſt daher nach 88 56, 274 Ziff. 7 
ZPO., wegen mangelnder geſetzlicher Vertretung der Beklagten, be⸗ 
rechtigt. Die ſonſtigen Gründe, auf die das Landgericht ſeine Ent⸗ 
ſcheidung ſtützt, find unter dieſen Umſtänden nicht nachzuprüfen. 

Urteil des 2. Senats vom 11. Juli 1912 2 U 87/1912 (nach 
Meiningen). 


29. Der ſogenannte Gottesſchilling in Saalfeld (eine 
Beſitzwechſelabgabe) iſt öffentlichrechtlicher Natur, 
eine Verkehrsſteuer, keine Reallaſt. Unzuläſſig⸗ 
keit des Rechtswegs bei Streitigkeiten über die 
Abgabepflicht. Beitreibung im Verwaltungszwangs— 
verfahren (Art. 1. 17—19, 49 der Verordnung vom 
16. Juni 1829, Art. 2 des Geſetzes vom 12. März 
1897). 

In der Stadt Saalfeld beſteht von alters her eine Beſitzwechſel⸗ 
abgabe, der ſogenannte Gottesſchilling, der bei Eigentums veränderungen 
an gewiſſen Grundſtücken zur Kirchkaſſe der St. Johanniskirche (-Firch- 
gemeinde) dort erhoben wird. Zahlungspflichtig ift — mit Ausnahme 
der Aſzendenten, Deſzendenten und der Witwe des letzten Eigentümers — 
jeder Erwerber eines Grundſtücks, das innerhalb des früheren großen 
Weichbilds von Saalfeld gelegen und als geſchoßpflichtig in die Ge⸗ 
ſchoßbücher der Stadt Saalfeld eingetragen if. Durch Reſkript des 
Herzogs Ernſt Friedrich zu Sachſen⸗Coburg⸗Saalfeld wurde die Ab⸗ 
gabe von 1 auf 2 Pfennig (vom Gulden Kaufpreis oder Taxwert) 
erhöht; ſeit 1805 betrug fie bei Hausgrundſtücken 2 Pfennig vom 
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Gulden, bei anderen 3. In dieſer Höhe beſteht ſie auch heute noch; 
in die jetzige Währung umgerechnet, beträgt ſie daher bei Häuſern 
5/6 Pfennig von 1 Mark, bei andern Grundſtücken 1¼ Pfennig 
von 1 Mark. 

Dieſe Abgabe verlangte der Vorſtand der St. Johanniskirche, 
d. i. der St. Johanniskirchgemeinde, in Saalfeld mit ſeiner Klage 
von der Beklagten, weil ſie am 1. Juni 1909 von der Witwe H. in 
Saalfeld das Wohnhaus Nr. 6 am dortigen Marktplatz für 115000 M. 
gekauft und übereignet erhalten hatte. Sie ſollte — dahin ging der 
Klagantrag — 958 M. 33 Pf. mit 4 Proz. Zinſen ſeit Klagzuſtellung 
an ihn zahlen. | 

Die Beklagte weigerte ſich deſſen und berief ſich darauf, daß 
durch ein Privileg des Herzogs Johann Ernſt zu Sachſen⸗Coburg⸗ 
Saalfeld vom 17. Dezember 1689 der damalige Erwerber des Hauſes 
Nr. 6 ſamt allen künftigen Rechtsnachfolgern von der Abgabepflicht 
befreit worden ſei. 

Das Landgericht ſtimmte dem bei und wies die Klage ab. 

Das Oberlandesgericht beſtätigte das Urteil im Ergebnis, weil 
der Rechtsweg unzuläſſig ſei. | 

Aus den Gründen: 

Das Landgericht hat die Frage übergangen, ob für die Ver⸗ 
folgung des eingeklagten Anſpruchs der Rechtsweg zuläſſig iſt ($ 274 
Ziff. 2 ZPO). Ihre Prüfung, die dem Senat von Amts wegen 
obliegt ($ 17 GG.), führt dazu, den Rechtsweg auszuſchließen. 

Mit der Entſcheidung des Oberlandesgerichts vom 19. Mai 1882 
iſt anzunehmen, daß der Gottesſchilling eine Gemeindegrundſteuer, 
alſo öffentlichrechtlicher Natur iſt. Sein Urſprung iſt allerdings nicht 
mehr aufzuklären. So viel ſteht aber feſt, daß er im Jahre 1799 
durch Verfügung des Bürgermeiſters und Rats der Stadt Saalfeld 
mit landesherrlicher Genehmigung (Reſkript vom 19. April 1799) 
von 1 auf 2 Pfennig vom Gulden erhöht und ſeitdem ſtändig bei 
Veränderungen im Eigentum der abgabepflichtigen Grundſtücke vom 
Erwerber erhoben worden iſt. Danach beruht er in ſeinem jetzigen 
Beſtand auf einer Auflage der zuſtändigen ſtädtiſchen und ſtaatlichen 
Gewalt, auf einem Akt der Finanzhoheit; er iſt damit von ſeiner 
urſprünglichen Grundlage, welcher Art ſie immer geweſen ſein mag, 
losgelöſt und hat die Natur einer öffentlichen Abgabe, einer Steuer an⸗ 
genommen. Das Geſetz vom 25. Februar 1876 hat daran nichts 
geändert, es ſchließt neben der Kirchenſteuer, die es ordnet, andere 
öffentlich⸗rechtliche Steuerleiſtungen zu kirchlichen Zwecken nicht aus 
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(vgl. Art. 1). Dem Gottesſchilling fehlt auch nicht das den Steuer⸗ 
leiſtungen eigentümliche Merkmal der Allgemeinheit und Gleichmäßig⸗ 
keit der Belaſtung: als Verkehrsſteuer trifft er alle Beſitzwechſelfälle 
innerhalb des früheren großen Weichbilds der Stadt Saalfeld, ſoweit 
nicht einzelne Grundſtücke durch Privilegien davon befreit ſind. Die 
neuere Steuergeſetzgebung pflegt zwar ſolche Befreiungen nicht mehr 
anzuerkennen, ſondern nur die im Geſetz beſtimmten Ausnahmen von 
der Steuerpflicht zuzulaſſen (vgl. Art. 6 des Geſetzes vom 25. Februar 
1876). Allein beim Gottesſchilling erklärt ſich die Beſonderheit aus 
feinem Urſprung, der in eine Zeit zurückreicht, wo dergleichen Be⸗ 
freiungen durch landesherrliche Privilegien üblich waren; dieſe Privi⸗ 
legien beſtehen naturgemäß — bis zu ihrer Aufhebung — weiter 
und gewähren einzelnen ein wohlerworbenes Recht auf Befreiung. 
ändern aber nichts daran, daß die Verkehrsſteuer des Gottesſchillings 
grundſätzlich allgemein iſt. Wie Weber (Sächſ. Kirchenrecht 2, 971) 
bezeugt, beſtanden ähnliche Abgaben, wie der Gottesſchilling, in den. 
ſächſiſchen Ländern vielfach, und zwar waren ſie meiſt durch die Ge⸗ 
ſetzgebung auferlegt worden, namentlich um die Mittel für die Armen⸗ 
pflege reichlicher zu beſchaffen: in Gotha wurden auf Grund des 
Geſetzes vom 3. Mai 1836 die „Gottespfennige“ beim Eigentums⸗ 
wechſel an Grundſtücken erhoben, in Alt⸗Meiningen die Almoſen⸗ 
prozente (Mandat vom 23. November 1767) und im ehemaligen 
Fürſtentum Hildburghauſen die Waiſenhausabgaben (Reglement vom 
1. Februar 1810; vgl. darüber auch Thür Bl. 28, 29). Ebenſowenig 
wie bei dieſen Abgaben iſt beim Gottesſchilling an der öffentlich⸗ 
rechtlichen Natur zu zweifeln. Allerdings behandeln ihn die Ent⸗ 
ſcheidung des Appellationsgerichts in Hildburghauſen vom 27. Dezem⸗ 
ber 1868 und des Staatsminiſteriums in Meiningen vom 17. Dezember 
1880 nach den Grundſätzen über Reallaſten oder Lehngelder (Lau⸗ 
demien, ſ. dagegen Thür Bl. 28, 29), ſchreiben ihm alſo privatrecht⸗ 
lichen Charakter zu. Allein ſie überſehen dabei die Neuordnung von 
1799. Das damalige Eingreifen der öffentlichen Gewalt liefert den 
Beweis dafür, daß die Abgabe öffentlichrechtlichen Charakter hatte, 
jedenfalls prägte es ihr dieſen Charakter auf. Wäre ſie damals noch 
eine rein privatrechtliche Pflicht geweſen, ſo hätte ſich die Verwaltung 
wohl geſcheut, ſie zu verändern. Urſprünglich mag ſie vielleicht eine 
Art Reallaſt geweſen ſein, wie denn überhaupt im älteren deutſchen 
Recht — vor der Ausbildung der Staatshoheitsrechte — privatrecht⸗ 
liche und öffentlichrechtliche Laſten zuſammenfloſſen (vgl. Gierke, 
Deutſches Privatrecht II § 148, 713/14). Für die ſpätere Ver⸗ 
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änderung ihres Weſens bietet ein wertvolles Zeugnis auch noch die 
Entſcheidung des Geſamt⸗Oberappellationsgerichts in Jena vom 16. De⸗ 
zember 1834, wonach „die Abgabe, weil weder aus der Grundherrlich⸗ 
keit noch aus der Gerichtsbarkeit entſpringend, da, wo ſie als Ge⸗ 
meindeabgabe beſteht, ſo lange fortzuentrichten iſt, bis ſie durch 
einen beſonderen Akt der Verwaltung beſeitigt und aufge⸗ 
hoben iſt“. | 

Ihre öffentlichrechtliche Natur bewährt ſich auch darin, daß fie 
nach Art. 2 Ziff. 1 des Geſetzes vom 12. März 1897 im Verwaltungs- 
zwangsverfahren beigetrieben werden kann. Denn danach ſind in dieſem 
Verfahren alle Abgaben, Gefalle und ſonſtigen aus öffentlichen 
Verhältniſſen entſpringenden Leiſtungen an die zur evangeliſchen 
Landeskirche gehörenden Kirchengemeinden beizuziehn. Nach der all⸗ 
gemeinen Faſſung des Geſetzes ſind dazu auch Abgaben von der 
Art des Gottesſchillings zu rechnen. Dafür ſpricht zudem die in den 
Erläuterungen zum Geſetzentwurf klar bezeugte Abſicht, eine gleich⸗ 
mäßige umfaſſende Regelung des Verwaltungszwangsverfahrens für 
alle Leiſtungen an öffentliche Kaſſen und Stellen zu treffen, weil bei 
ihnen allen das öffentliche Wohl maßgebend ſein kann und eine raſche 
und für den Schuldner nicht zu koſtſpielige Beitreibung ermöglicht 
werden ſoll (ſ. darüber die Beilagen zu den Landtagsverhandlungen 
1895/97 S. 602/03). Dem ſtehen die Vorſchriften in Art. 17 und 
18 der Verordnung vom 16. Juni 1829 nicht entgegen. Danach 
hat allerdings die Kammer und das Konſiſtorium — letzteres wegen 
des unter ſeiner Verwaltung ſtehenden Vermögens der Kirchen, Schulen 
und milden Stiftungen — das Recht der exekutoriſchen Beitreibung 
nur für die „unbeſtrittenen laufenden Gefälle“, während bei „be⸗ 
ſtrittenem Recht“ die Sache „im förmlichen Weg Rechtens ausgemacht 
und entſchieden werden ſoll“ (ſ. auch Art. 5 des Geſetzes vom 25. Februar 
1876). Dieſe Einſchränkung des Verwaltungszwangsverfahrens iſt 
indes durch das Geſetz vom 12. März 1897 beſeitigt. Die Er⸗ 
läuterungen dazu (a. a. O. S. 601/02) erwähnen auddrücklich die 
Art. 17 und 18 und laſſen erkennen, daß die darin genannten Ge⸗ 
fälle in die allgemeine Regelung einbezogen werden ſollen. Der 
Unterſchied zwiſchen „unbeſtrittenen laufenden Gefällen“ und „be⸗ 
ſtrittenen“ iſt damit fallen gelaſſen. Es iſt auch kein innerer Grund 
erſichtlich, warum die beſtrittenen von dem Zwangsͤverfahren hätten 
ausgenommen werden ſollen, da doch die Rechte des Schuldners auch 
bei ihnen durch die Zulaſſung von (materiellen) Einwendungen 
(Art. 10 des Geſetzes) und durch die Eröffnung des Rechtswegs für 
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die Zurückforderung (Art. 1, 49 der Verordnung vom 16. Juni 1829) 
genügend gewahrt ſind. Damit erledigen ſich die Bedenken, die das 
Staatsminiſterium in ſeinem Erlaß vom 5. April 1864 gegen die 
Zwangsbeitreibung des Gottesſchillings im Verwaltungsweg erhebt. 
Ebenſo werden auch die Gründe hinfällig, aus denen der Oberkirchen⸗ 
rat in ſeinem Beſcheid vom 18. Januar 1881 dem Gottesſchilling die 
Zwangsbeitreibung verſagt. Unter dieſen Umſtänden kann unerörtert 
bleiben, ob Art. 18 a. a. O. überhaupt auf Abgaben an die Kirch⸗ 
gemeinde entſprechend anzuwenden iſt. 

Iſt danach der Gottesſchilling eine öffentlich rechtliche Leiſtung 
und im Verwaltungszwangsverfahren beitreibbar, fo unterliegt er auch 
den Vorſchriften der Art. 1, 49 der Verordnung vom 16. Juni 1829. 
Nach Art. 1 iſt über die Entrichtung öffentlicher Abgaben zur Landes⸗ 
ſteuerkaſſe und anderer Leiſtungen an den Staat kein Rechtsſtreit 
nachzulaſſen. Vielmehr müſſen ſie auf dem verfaſſungsmäßigen Weg 
ausgeſchrieben und alsdann von dem einzelnen unweigerlich geleiſtet 
werden, ſelbſt wenn er die Geſetzwidrigkeit der Abgabe überhaupt oder 
ihrer individuellen Anforderung behauptet. Dagegen hat ein jeder 
das Recht, die angebliche Geſetzwidrigkeit auf gerichtlichem Weg aud⸗ 
zuführen und das zu viel Gezahlte zurückzufordern. Entſprechend 
ſollen nach Art. 49 andre in der Verordnung nicht ausdrücklich ent⸗ 
ſchiedene Fälle und Verhältniſſe beurteilt werden; die Behörden ſollen 
dieſe Fälle ſammeln und berichtlih anzeigen, „um dereinſt weitere 
Verordnungen über ſie treffen zu können“. Damit iſt nicht etwa nur 
eine künftige Regelung für ähnliche Fälle in Ausſicht geſtellt, ſondern 
die analoge Anwendung der Verordnung auf ähnliche Verhältniſſe 
ſolange vorgeſchrieben, bis eine beſondere Verordnung etwas andres 
beſtimmt (ſiehe das Urteil des Senats vom 7. März 1912 in den 
ThürBl. 59, 115 ff.). Eine ſolche Verordnung iſt für die Abgaben 
an die Kirchengemeinden nicht ergangen (ſiehe nur Art. 5 des Geſetzes 
vom 25. Februar 1876). Sie müſſen daher gemäß Art. 49 nach 
Analogie der Staatsabgaben (Art. 1) behandelt werden. Denn ebenſo 
wie die Abgaben an die politiſchen Gemeinden, für die das Urteil 
des Senats vom 7. März 1912 (Thür Bl. a. a. O.) ſchon die An 
wendbarkeit des Art. 1 bejaht hat, ſind ſie den Staatsabgaben rechts⸗ 
ähnlich. Folglich dürfen fie nach Art. 1 (nur im Zwangsverfahren,) 
nicht im ordentlichen Rechtsweg verfolgt werden (ſiehe noch Art. 19 
der Verordnung vom 16. Juni 1829). Vergeblich verſucht die Klägerin 
die Zuläſſigkeit des Rechtswegs gerade aus dieſem Artikel 19 her⸗ 
zuleiten. Abſatz 1 bezieht ſich auf Abgaben, die die Verwaltungs⸗ 
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behörde nach einem beſtimmten Verteilungsmaßſtab ausſchreibt, alfo 
nicht auf unregelmäßige, von äußeren Ereigniſſen abhängige Leiſtungen 
von der Art des Gottesſchillings. Abſatz 2 geſtattet allerdings ein⸗ 
zelnen Gemeindemitgliedern oder Klaſſen von ihnen, beſondere Statuten 
und vertragsmäßige Rechte im ordentlichen Rechtsweg geltend zu 
machen. Das trifft aber den vorliegenden Fall nicht. Maßgebend 
für die Frage nach der Zuläſſigkeit des Rechtswegs iſt die Rechtsnatur 
des mit der Klage verfolgten Anſpruchs, wie ſie ſich aus der Klagbe⸗ 
gründung ergibt (JW. 93, 572; 05, 646 15, 08, 6532). Darauf, welche 
Einwendungen der Beklagte erhebt und ob die ſachliche Entſcheidung 
hiernach von einer privatrechtlichen Frage abhängt, kommt nichts an. 
Demnach iſt es gleichgültig, daß hier die Beklagte dem öffentlich recht 
lichen Anſpruch einen privatrechtlichen (2) Befreiungsgrund entgegenſetzt. 

Dieſe Erwägungen führen dazu, den Rechtsweg für unzuläſſig 
zu erklären und mithin das klagabweiſende Urteil mit der aus der 
Formel erſichtlichen Maßgabe zu beſtätigen. 

Urteil des 2. Senats vom 8. Juli 1914 2 U 3/13 (nach 
Rudolſtadt). 


2. Strafrecht und Strafverfahren. 


8. Nach §35 coburg⸗gothaiſchen Lotteriegeſetzes vom 
29. November 1905 (und der entſprechenden Be⸗ 
ſtimmung der anderen thüringiſchen Lotteriege⸗ 
ſetze) find auch bei gleichzeitiger Abſendung fo viele 
ſtraf bare e anzunehmen, als es Poſt⸗ 
ſtücke ſind. 

Die Reviſion rügt, daß das Landgericht im Verhalten der An⸗ 
geklagten ſechs ſtrafbare Handlungen geſehen hat. Das Landgericht 
hat feſtgeſtellt, daß die Angeklagte „im Sommer 1913“ von Ham⸗ 
burg aus Loſe der Hamburger Stadtlotterie, die in den Herzogtümern 
Sachſen⸗Coburg und ⸗Gotha nicht zugelaſſen iſt, an ſechs verſchiedene 
Einwohner verſchiedener Orte dieſer Herzogtümer verkauft und ver⸗ 
ſandt hat. 

Die Reviſion macht geltend, die Angeklagte habe die 6 Loſe 

zur ſelben Zeit verſandt, deshalb liege nur eine natürliche Hand⸗ 

lung vor. Die Gleichzeitigkeit der Abſendung hat das Land⸗ 

gericht nicht feſtgeſtellt, und nach den Beiakten würde eine nähere 

Unterſuchung verſchiedene Monate und Jahre der A ergeben. 
Blätter für Rechtspflege LXII. F. N. XLII. 
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Doch bedarf’3 dieſer näheren Feſtſtellung nicht. Denn ſelbſt bei gleich⸗ 
zeitiger Abſendung durfte das Landgericht mit Recht jede der 6 gleich⸗ 
zeitigen Sendungen als eine ſelbſtändige ſtrafbare Handlung anſehn. 
Es mag ſein, daß die Beſtimmung in § 3 Abſ. 3 des coburg⸗gothaiſchen 
Lotteriegeſetzes vom 29. November 1905 (GS. S. 201) ſeiner Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte nach im weſentlichen die Anwendung des Rechts⸗ 
begriffs des „fortgeſetzten“ Vergehens auf zeitlich auseinanderliegende 
Handlungen ausſchließen wollte. Damit indes iſt noch nicht be⸗ 
ſtimmt, was es als natürliche Handlung anſieht. Der Zweck dieſer 
Beſtimmung, die dem Geſetz feinen empfindlichen und wirf- 
ſamen Einfluß gerade auf den geſchäftsmäßigen Loſehandel ſichern 
ſoll, weiſt aber darauf hin, daß es ſeinem Sinne entſpricht, nach 
Art der Zoll⸗ und Steuerſtrafgeſetze die Strafe nach dem zahlen⸗ 
mäßigen Grade der Gefährdung der Staatskaſſe und der Bevölkerung 
zu beſtimmen, alſo nach der Zahl der verſandten Loſe und ſonſtigen 
Lotterie⸗Druckſachen und der Zahl der angegangenen Perſonen die 
Handlungen einzuteilen. Jede einzelne diefer Sendungen (Verſand⸗ 
gegenſtände: Loſe, Druckſachen uſw.) hat ja ihre beſonders hergeſtellte 
eigene Aufſchrift (Anſchrift) und Verpackung, jede ſoll einem anderen 
Empfänger zugehen, jede erfordert eine beſondere Tätigkeit der dazu 
benutzten Poſt (Stempeln, Sortieren, Verpacken, Austragen zu den 
an den verſchiedenſten Orten wohnenden Empfängern), die der Auf⸗ 
liefernde durch gleichzeitige Auflieferung ebenſo hervorruft und hervor⸗ 
rufen will, wie durch Einzelauflieferung. Es entſpricht nicht der natür⸗ 
lichen Auffaſſung, in dem gleichzeitigen Aufliefern ſolcher ſelbſtän⸗ 
digen Sendungen nicht ebenſo viele Handlungen (Auftragserteilungen) 
zu ſehn wie Poſtſtücke, nur um der Gleichzeitigkeit willen. Selbſt 
die Einheitlichkeit der äußeren Körperbewegung, mit der die Mehr⸗ 
heit von Sendungen zum Briefkaſten oder Poſtſchalter befördert wird, 
kann bei natürlicher Betrachtungsweiſe der Auflieferung einer ſolchen 
Mehrheit an ganz verſchiedene Empfänger gerichteter, einzeln ver⸗ 
packter Poſtſtücke nicht die Bedeutung einer einzigen natürlichen Hand⸗ 
lung verleihen. Die äußere Körperbewegung tritt in der Beur⸗ 
teilung zurück hinter die rechtsgeſchäftliche Bedeutung, den Abſchluß 
einer Anzahl ſelbſtändiger Beförderungsverträge; die natürliche Hand⸗ 
lung erſchöpft ſich nicht mit der augenblicklichen Körperbewegung des 
Einwerfens in den Briefkaſten uſw. So eng darf man nicht das 
ſtrafbare Verhalten auffaſſen, das das Lotteriegeſetz treffen will. Die 
Anſchauung des Verkehrs wird in jedem Falle ſo viel Verſendungen 
— Verſendungshandlungen — annehmen, wie es Verſandgegenſtände 
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ſind. Zu unterſcheiden, ob die Tag für Tag im Laufe eines Monats 
bergeftellten Sendungen täglich oder nur zeitweiſe zuſammen am 
Schluß einer Woche oder gar des Monats aufgeliefert werden, ent⸗ 
ſpräche weder dem natürlichen Empfinden noch dem Zwecke des Ge⸗ 
ſetzes. Sonſt würde ja der Loſehändler, der in 30 Tagen je 1 Los 
verſendet, mit 30mal 100 M. = 3000 M. zu beſtrafen fein, da⸗ 
gegen mit nur einmal 100 M. und höchſtens 1500 M., wenn er 
die für ganz verſchiedene Empfänger beſtimmten 30 Loſe erſt am 
letzten Tage zur Poſt gibt, — obwohl die Gefährdung der Staats⸗ 
kaſſe und der Bevölkerung bei beiden Arten dieſelbe iſt. 

Dieſe rechtliche Auffaſſung weicht bewußt ab von der des Kammer- 
gerichts. 

Urteil des 1. Strafſenats vom 1. Oktober 1915, 8 27/15 zu 
6 D 14/15 (nach Gotha). 


Urteil 
des Oberlandesgerichts in Naumburg in Zuſammenlegungsſachen. 


Das ordentliche Gericht, bei dem ein Rechtsſtreit 
anhängig gemacht wird, für den die Auseinanderſetzungs⸗ 
behörde im Zuſammenlegungsverfahren zuſtändig iſt, hat nicht 
die Klage wegen Unzuläſſigkeit des Rechtsweges ab- 
zuweiſen, ſondern durch Beſchluß das Verfahren vor 
dem ordentlichen Gericht einzuſtellen und die Akten 
an die Aus8einanderſetzungsbehörde abzugeben. 

Ein Teil der Grundſtücke in der preußiſchen Gemeinde Großörner 
unterliegt zurzeit einem Zuſammenlegungsverfahren nach Maßgabe 
des Geſetzes vom 2. April 1872. Von dem Verfahren wird auch 
der Grundbeſitz der Parteien, darunter die Parzelle 169/27, betroffen. 
Aus dieſer Parzelle hat der Verklagte, der in jener Gegend eine 
Kiesgrube betreibt, Sand entnommen. Der Kläger, der das Eigen⸗ 
tum an der Parzelle für ſich beanſprucht, verlangt von ihm Ent⸗ 
ſchädigung. Der Verklagte hält das Verlangen für unbegründet, 
weil die Parzelle mit zu feinem Grundbeſitz gehöre. Er erhebt die 
Einrede der Unzuläſſigkeit des Rechtsweges, da die Entſcheidung über 
die Grenzen des Grundſtücks der Parteien und damit auch über d ie 
Entſchädigungsanſprüche des Klägers von der Auseinanderſetzungs⸗ 
behörde in dem ſchwebenden Zuſammenlegungs verfahren zu treffen 

20* 
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ſei. Das Landgericht Halle hat ſich dem angeſchloſſen und die Klage 
wegen Unzuläſſigkeit des Rechtsweges abgewieſen. Das Oberlandes⸗ 
gericht Naumburg hat dieſes Urteil aufgehoben und die Sache zu 
neuer Verhandlung ans Landgericht zurückverwieſen. Es tritt dem 
Urteil des Landgerichts inſoweit bei, als es die Entſcheidung über 
die Entſchädigungsanſprüche des Klägers wegen ihres engen Zu⸗ 
ſammenhangs mit der Entſcheidung über den Grundſtückseigentums⸗ 
ſtreit der Generalkommiſſion zuweiſt, entnimmt aber daraus nicht die 
Unzuläſſigkeit des Rechtsweges, ſondern die Unzuſtändigkeit des ordent⸗ 
lichen Gerichts gegenüber der Auseinanderſetzungsbehörde als Sonder⸗ 
gericht, und führt dazu aus: 
Die Generalkommiſſion wird jedoch bei der Entſcheidung über 
den Entſchädigungsanſpruch nicht als Verwaltungsbehörde oder 
Verwaltungsgericht, ſondern als Sondergericht für bürgerliche Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten im Sinne des $ 14 GVG. tätig (ogl. Ziffer 2 da⸗ 
ſelbſt und RG. 76, 176). Es handelt ſich alſo bei der Frage, 
ob ſie oder die ordentlichen Gerichte für die Entſcheidung zuſtändig 
ſind, nicht um die Zuläſſigkeit des Rechtsweges, ſondern um die 
ſachliche Zuſtändigkeit der einen oder der anderen Art von Ge⸗ 
richten (RG. a. a. O.). 

Die Entſcheidung über die Zuſtändigkeitsfrage (oder über die 
von ihm geſtellte Frage nach der Zuläſſigkeit des Rechtsweges) 
hätte nun aber das Landgericht, wenn es ſich mit Recht für die Zu⸗ 
ſtändigkeit der Generalkommiſſion entſchied, nicht durch klageabweiſen⸗ 
des Urteil treffen dürfen, ſondern es hätte durch Beſchluß das 
Verfahren vor dem ordentlichen Gericht einſtellen und die Akten 
an die Auseinanderſetzungsbehörde abgeben müſſen. Das ergibt 
ſich aus § 9 der Verordnung vom 20. Juni 1817 (vgl. auch die 
vom Vorderrichter angezogene Entſcheidung des Reichsgerichts vom 
30. Mai 1891 — IJMBl. 1891 S. 219). 

Urteil vom 5. Juli 1915. 
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Umfrage 


über den Einfluß des Krieges auf Stent 


Ich wäre zu beſonderem Danke verpflichtet für geneigte Unterſtützung 
mit Unterlagen über die Beeinfluſſung der Straftaten durch den Krieg. Ich 
bearbeite u. a. folgende Fragen: 


1) Sind die Straftaten in der Heimat während des Krieges geſunken ? 
Allgemein oder für beſtimmte Vergehen? Iſt zunächſt ein Sinken, dann ein 
Steigen bemerkbar geweſen? Wie iſt die Bewegung zu erklären? 


2) Haben die durch den Krieg geſchaffenen Verhältniſſe günſtig ein⸗ 
gewirkt? Etwa die vaterländiſche Begeiſterung? Die beſſere Verſorgung 
(Kriegsunterſtützung, Arbeitsloſenverſicherung, gute Arbeitsgelegenheit uſw.) ? 
Schärfere Strafandrohungen? Strengere Beſtrafung? Frühere Polizeiſtunde? 
Verbot der Tanzvergnügen? Kampf gegen Proſtitution? Andere Umſtände? 

3) Welche Umſtände haben die Straftaten ungünſtig beein: 
flußt? Insbeſondere wirtſchaftliche Not? Größere Verſuchung (Lebens⸗ 
mittelwucher, Diebſtähle an Feldpoſtſendungen, Fälſchungen von Liebesgaben, 
Spionage uſw.)? Die Amneſtie uſw.? 

4) In welcher Weiſe iſt die Form be Kriminalitätbeeinflußt 
worden? Betrügereien angeblicher Flüchtlinge aus Oſtpreußen, angeblicher 
Auslandsdeutſchen, Offiziere, Krankenſchweſtern, Verwundete, Ritter des Eiſernen 
Kreuzes uſw.? Diebſtahl von altem Metall uſw.? Treiben von Wahrſagern? 
Verkauf von Himmelsbriefen und anderen Kriegsamuletten? 


5) Wie iſt insbeſondere die Kriminalität der Jugendlichen 
beeinflußt worden? Sind Straftaten die Folge übermäßiger Erregung der 
Phantaſie durch Kriegsberichte? Mangelnde väterliche Aufſicht und mangel⸗ 
hafte Schulzucht? Möglichkeit guten Verdienſtes? Amneſtie? 

6) Haben die Privatklagen nachgelaſſen? Haben Privatklagen 
Bezug auf den Krieg (Vorwurf des Wuchers, der Plünderung, mangelnder 
vaterländiſcher Geſinnung, der Spionage uſw.)? Geneigtheit zum Vergleich? 

Für jede einzelne Mitteilung bin ich dankbar. Beſonders wertvoll 
find konkrete genaue Angaben. Falls augenblicklich keine Zeit vorhanden 
iſt, wäre ich dankbar, wenn künſtig die beſonders bemerkenswerten Fälle nach 
Aktenzeichen notiert und mir ſpäter zugänglich gemacht würden. 


Ganz ergebenſt 
Amtsrichter Dr. Albert Hellwig 
aus Berlin⸗Friedenau, 
bisher Aſſiſtent der Berliner juriſtiſchen Fakultät, 
Lt. d. L. 9. Armeekorps 7. Reſ.⸗Div. Staffel 216. 
| (FArt. ⸗Mun.⸗Kol. des Reſ.⸗Feldart.⸗Rgt. 7. 
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Vereinigung der Freunde des Güteverfahrens. 


Friede in der Heimat! 
Rechtsfriede ein Teil der ſittlichen Volkskraft! 


Unſer Volk leidet an Schuldnernot, nicht minder an Gläubiger: 
not. Beides iſt hervorgegangen aus der Prozeßnot und dieſe iſt gezeugt 
von der äußerlich begrifflichen Regelung des Streitverfahrens, die die Dinge 
nach ſelbſtiſchen Rückſichten laufen läßt und beherrſcht iſt vom Geiſte des Sich⸗ 
Nicht⸗Verſtehen⸗Wollens, der Gegeneinanderarbeit. 

Dieſe Art des Rechtshaders, die ſittliche Werte beinahe nicht kennt und 
nicht beachtet, entzweit noch mehr und mehr die Parteien, ſtatt ſie zueinander 
hinzuführen, ſchürt noch den Brand, ſtatt ihn zu löſchen, läßt wirtſchaftlichen 
Schaden und Seelennot weiter und weiter freſſen. 

Wir leiden auch an kleinlicher Anzeige⸗, Verfolgungs⸗ und e 
Ueberall empfinden wir dieſe Schäden mehr und mehr. 


Von dieſen Kriegszeiten an muß die Loſung ſein: 
Unſer Rechtsleben darf ſeine Grundlage nicht haben in Selbſtſucht 
und Herrſchſucht ichſüchtiger Begierden, Profitſucht, deutſches Rechts⸗ 
leben darf nur aufgebaut ſein auf ſittlicher Achtung vor dem Recht 
des andern, des Volksgenoſſen, auf Treue, Rückſicht, Zuſammenarbeit 
und Zuſammenhalt im Sinne der Volkheit; 
gegenüber der Vereinzelung, dem Gehn⸗ und Geſchehen⸗Laſſen, der 
ruͤckſichtsloſen Durchſetzung der Intereſſengegenſätze, dem Schein beginnt 
das Zeitalter der Organiſation der „Volksgenoſſenſchaft“, des gereifteren 
Bekenntniſſes zur Pflicht des einzelnen Gliedes innerhalb der Lebens⸗ 
einheit des Volkes, des Drangs zur Wahrheit und zur Wirklichkeit. 
Zuerſt Ausgleich, erſt dann, wenn es not tut, der Rechtskampf , 
aber auch dieſer mit voller Verantwortung gegenſeitiger Rückſicht und Verſtehen⸗ 
wollen des andern. 
Dieſe Gedanken ſucht die Vereinigung der Freunde des Güteverfahrens 
in die Tat umzuſetzen, ſie wirbt um treue Helferſchaft bei allen Ständen und 
Berufen. 


Anmeldungen bei Notar Lütkemann in Hannover, Prinzenſtraße 2. 
Mindeſtbeitrag 3 M. Auch einmalige Spenden find erwünſcht. 
Zur Verbreitung werden empfohlen: 
Friede in der Heimat! Flugblatt. Berlin W. 8, Heymanns Verlag, 
Mauerſtr. 43/44. 
Burgfrieden. Singbiatt der „Eiſernen Blätter“, D. Traub, Dortmund. 
Bismarckſtr. 4 
Rechtsfrieden. age von Rechtsanwalt Felix Joſ. Klein, Bonn a. Rh. 


Auf dem Felde der Ehre find gefallen: 


1. aus dem Großherzogtum Sachſen: 


Referendar Kurt Tiſcher aus Eiſenach. 

Staatsanwalt Schmidt, Weimar (RPr. 7./3. 02 — GAPr. 25.1. 06). 
Gerichtsaſſeſſor Martini, Weimar (GANotPr. 28./4. 15). 

Referendar Rudolf Schoder, Weimar (RPr. 4./2. 11). 

Referendar Käſtner, aus Blankenhain (RPr. 14./2. 11). 


2. aus dem Herzogtum Altenburg: 


Referendar Heinrich Steudemann aus Altenburg (RPr. 11./6. 10). 

Referendar Alfred Ellinger aus Altenburg (RPr. 15./1. 10). 

Referendar Gerhard Göpel aus Altenburg (RNotPr. 4./8. 14). 

Referendar Georg Lommer aus Roda (RPr. 26./10. 12). 

Gerichtsaſſeſſor Wilhelm Weber aus Altenburg (RPr. 13./ 10. 08 — 
GAPr. 27./8. 14). 

Referendar Fritz Schubert aus Eiſenberg (RPr. 3 1./5. 13). 

Referendar Backmann aus Lucka am 24./6. 15. 

Referendar Vollandt aus Altenburg (RPr. 4./7. 14). 

Gerichtsaſſeſſor Walter Taubert aus Zehma am 16.8. 15 (RPr. 5/3. 10 
— GRNNot Pr. 2./8. 14). N 


3. aus dem Herzogtum Meiningen: 


Referendar Martin Liebermann aus Judenbach (RPr. 25./7. 15). 
Referendar Wilhelm Krech aus Meiningen. 

Landrichter Albrecht Fedden in Meiningen. 

Rechtsanwalt Krichauff in Meiningen (RA Pr. 2./5. 08 — GPr. 13.12. 12). 


4. aus dem Herzogtum Coburg⸗Gotha: 


Rechtsanwalt Dr. Mittelsdorf aus Gotha am 10./5. 15 (GA Pr. 
16./9. 98). 
„Referendar Ernſt Nedwig aus Gotha am 1./ 10. 15. 


5. aus dem Fürſtentum Reuß ä. L.: 


Gerichtsaſſeſſor Otto Köhler in Greiz (RPr. 6./11. 09 — Gapr. 
23./5. 14). 


Referendar Dr. Fritz Oberreuter in Zeulenroda am 6./10. 15. 


6. aus dem Fürſtentum Reuß j. L.: 


Reg.⸗Rat Kratzſch in Gera am 10.5. 15. 
Referendar Walter Müller in Gera (RPr. 23./5. 14). 
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Bücherbeſprechungen. 


50. Coenders, Dr. j. Albert, Privatdozent an der Univerſität Bonn, 
Der Strafantrag und die Privatklage der Nichtverletzten. 
Eine ſtrafrechtliche und ſtrafprozeſſuale Studie. Stuttgart 
(Enke) 1915. 129 S. 4 M. 

Die äußerſt gründliche, hier und da etwas gar zu breite Schrift gibt nach 
einigen allgemeinen Betrachtungen einen geſchichtlichen und ſyſtematiſchen Ueberblick 
über die Befugniſſe des Einzelnen hinſichtlich der Strafverfolgung und führt ſodann 
richtig aus, daß der Strafantrag keine Prozeßvorausſetzung, ſondern materiellen 
Rechtens ſei indes unrichtig, daß er die Strafbarkeit der Tat bedingte. Unrichtig auch 
erblickt ſie beim Geſetzeswechſel im neuen Geſetz ausnahmslos das mildere und da⸗ 
her das ſtets anzuwendende. Richtig führt ſie weiter aus, der Strafantrag ſei 
höchſt perſönlichen Weſens, weder für eine bloße Gefühlsäußerung noch für eine 
bloße Verfügung zu erachten; er ſei möglich auch für juriſtiſche Perſonen ſowie mittels 
Boten oder durch Stellvertreter, durch dieſe jedoch regelmäßig nur wegen Verletzung 
materiellen Rechtsgutes; das Privatklage⸗Verfahren ſei zivilprozeſſuales Strafver⸗ 
fahren und daher ein Unding; das Antragsrecht ſei ein beſonderes ſtrafrechtliches 
Gebilde; die Antragsbefugniſſe des amtlichen Vorgeſetzten, des Ehemanns, der 
Eltern, des Vormunds, des geſetzlichen Vertreters ſeien ſelbſtändige Eigenrechte. 
Hinſichtlich des geſetzlichen Vertreters eines 18 Jahre alt gewordenen geiſtesgefunden 
Minderjährigen folgt die Schrift der herrſchenden Anſicht, nach welcher ſowohl jener 
Vertreter als dieſer Minderjährige die Privatklage haben, dieſer Minderjährige aber 
durch jenen im Verfahren vertreten werden muß!! 8 

Die Schrift ſchlägt hierauf für die künftige deutſche Strafprozeßordnung un⸗ 
efähr dasſelbe vor, wie der Geſetzentwurf der Kommiſſionsglieder, erläutert die Be⸗ 
ſugnis zu Strafantrag und Privatklage als ein ſubjektives öffentliches Recht und 
ſtellt zum Schluß dar die Befugniſſe des Verletzten und der ſelbſtändigen Antrags⸗ 
berechtigten hinſichtlich der Veröffentlichung eines Strafurteils, die Wirkungen folder 
Veröffentlichung auf Täter und Verletzten, die Grenzen des geſetzgeberiſchen Zweckes 
in dieſen Wirkungen; die Veröffentlichung ſoll Strafe, nicht Genugtuung ſein und 
daher der Gnade unterliegen. ö 


51. Knoll, Dr. Ernſt, Der Begriff der Ehe nach heutigen 
Recht. Karlsruhe i. B. (G. Braun). 114 S. 2,40 M. = 

K. führt mit großem Scharfſinn und gründlichſter Gelehrſamkeit überzeugend 
aus, daß die Eheſchließung des heutigen deutſchen Rechts nicht zu den im allgemeinen 
Teil des Bürgerlichen Geſetzbuchs geordneten Rechtsgeſchäften und Verträgen gehört, 
ſondern eine Formalhandlung iſt, die heilbar nichtigen Ehen des Bürgerlichen Ge⸗ 
ſetzbuchs vernichtbare, bis zum Nichtigkeitsurteil aber gültige Ehen. Weniger gelungen 
ſind K.'s Ausführungen über die uneingetragenen Ehen unvollkommener Form und 
über die Rechtsfolgen gerichtlicher Trennung von Tiſch und Bett. 
Hannover. W. Ch. Francke. 


52. Mügel, Die preußiſchen Koſtengeſetze. 7. Aufl. Berlin 
(Franz Vahlen). Geh. 18 M., geb. 21 M. | 

Die 6. Auflage ift beſprochen Bd. 58, 157. Die neue Auflage hat der Kammer⸗ 
gerichtsrat Ehm übernommen, der infolge feiner mehrjährigen Tätigkeit als Koſten⸗ 
ſachenbearbeiter und Mitglied des Senats Ia des Kammergerichts mit dem Stoffe 
beſonders vertrant iſt. Die neuere Rechtſprechung iſt ausgiebig benutzt, und das 
Erläuterungsbuch gibt wieder erſchöpfende Antwort auf alle Zweifelsfragen. 

53. Ullmann, Juſtizrat und Notar, Die Veräußerung des 
Vermögens einer Aktiengeſellſchaft im Ganzen (Fuſion). 
München und Leipzig. (Duncker und Humblot). Geh. 1,80 M. 

Behandelt in klarer, verſtändlicher Weiſe die Rechtsfragen, die ſich aus 
88 303—306 HGB. ergeben. 


Entſcheidungen 


in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und des Grund⸗ 
buchrechts. 


Zuſammengeſtellt im Reichsjuſtizamt 1). 


Erbſchein verfahren. Nachweis des Wegfalls einer verſchollenen erbberechtigten 

Perſon. Todeserklärung durch Ausſchlußurteil und öffentliche Aufforderung 

des Nachlaßgerichts zur Anmeldung der anderen Perſonen zuſtehenden 
Erbrechte. 


88 2356, 2358 BGB. 
Kammergericht Berlin, 3. Juli 1913. — Bd. 13 S. 97. 


Die Frau Anna E., geb. St., hat beantragt, ihr einen Erbſchein als 
Alleinerbin ihrer verſtorbenen Mutter zu erteilen. In der Erbeslegitimations⸗ 
verhandlung hat ſie angegeben, ihr Vater, der Ehemann der Erblaſſerin, ſei 
ſeit über 20 Jahren abweſend, ohne daß irgendeine Nachricht von ihm ein⸗ 
gegangen ſei, er gelte alſo als verſchollen. Zum Belege hat ſie eine Be⸗ 
ſcheinigung des Gemeindevorſtehers der letzten Wohnſitzgemeinde ihres Vaters 
vorgelegt, deren Inhalt mit ihren Angaben übereinſtimmt. Das Nachlaßgericht, 
Amtsgericht in H., hat der Antragſtellerin durch Zwiſchenverfügung unter 
Setzung einer Friſt aufgegeben, eine Sterbeurkunde oder ein Urteil, in welchem 
ihr Chemann für tot erklärt werde, beizubringen und für den Fall des er⸗ 
gebnisloſen Friſtablaufs die Ablehnung des Antrags angedroht. Das Land⸗ 
gericht hat die Beſchwerde zurückgewieſen. 

Derr hiergegen gerichteten weiteren Beſchwerde mit dem Antrage, das Nach⸗ 
laßgericht anzuweiſen, die im $ 2358 Abſ. 2 BGB. vorgeſehene Aufforderung 
zu erlaſſen und mangels Anmeldung weiterer Erbrechte den beantragten Erb⸗ 
ſchein zu erteilen, wurde nicht ftattgegeben. In den Gründen iſt ausgeführt: 

Die Beſchwerdeſührerin iſt Alleinerbin ihrer Mutter nur für den Fall 
geworden, daß ihr Vater vor der Erblaſſerin verſtorben iſt, da nach $ 1931 
Abi. 1 Satz 1 BGB. der überlebende Ehegatte neben Verwandten der erſten 
Ordnung zu einem Vierteil als geſetzlicher Erbe berufen iſt. In dem Antrag 
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1) Es werden zu jeder Entſcheidung Band und Seite der Ausgabe der Buch⸗ 
handlung von Puttkammer und Mühlbrecht in Berlin, nach welcher meiſtens die 
Entſcheidungen angezogen werden, bemerkt. 

Blätter f. Rechtspfl. LXII N. F. XLII. Freiw. Gerichtsbark. 1 
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auf Erteilung des Erbſcheins war deshalb anzugeben, in welcher Weiſe diejer 
gefetzliche Erbe weggefallen iſt (8 2354 Abſ. 2 BGB.). Nach § 2356 
Abſ. 1 Satz 1 hatte die Antragſtellerin die Richtigkeit dieſer Angabe nachzu⸗ 
weiſen. Nach Satz 2 daſelbſt genügt, falls die Urkunden nicht oder nur 
mit unverhältnismäßigen Schwierigkeiten zu beſchaffen ſind, die Angabe anderer 
Beweismittel. Unter Benutzung dieſer Beweismittel hat das Nachlaßgericht 
von Amts wegen die zur Feſtſtellung der Tatſachen erforderlichen Ermittlungen 
zu veranſtalten und die geeignet erſcheinenden Beweiſe aufzunehmen (2358 
Abſ. 1 BGB.). Der $ 2358 Abſ. 2 daſelbſt fügt hinzu: „Das Nachlaß⸗ 
gericht kann eine öffentliche Aufforderung zur Anmeldung der anderen Per⸗ 
ſonen zuſtehenden Erbrechte erlaſſen. Die Art der Bekanntmachung und die 
Dauer der Anmeldungsfriſt beſtimmen ſich nach den für die Aufgebotsverfahren 
geltenden Vorſchriften.“ 


Ueber die Auslegung dieſer Vorſchrift und ihr Verhältnis zu § 2356 
Abſ. 1 herrſcht Streit. Planck, BGB. Anm. 8 zu § 2358 und Leonhard, BGB. 
Anm. III B zu § 2358 nehmen an, fie komme nicht zur Anwendung, wenn 
feſtſteht, daß eine beſtimmte, dem Antragſteller vorgehende Perſon gelebt hat, 
und nur zweifelhaft ſei, ob ſie noch lebe; in dieſem Falle ſei dem Antragſteller 
aufzugeben, das Aufgebotsverfahren zum Zwecke der Todeserklärung zu bean⸗ 
tragen. Demgegenüber hat das Oberlandesgericht Colmar in einem Beſchluſſe 
vom 16. Oktober 1907 (RIA. 9, 84) die Anſicht vertreten, daß §S 2358 
Abſ. 2 BGB. auch dann anwendbar ſei, wenn der Antragſteller nicht in der 
Lage fei, den Wegfall eines feiner Perſon nach bekannten Beſſerberechtigten 
durch bereits vorhandene öffentliche Urkunden nachzuweiſen. 


Welcher dieſer Auslegungen der Vorzug zu geben iſt, braucht hier all⸗ 
gemein nicht entſchieden zu werden. Die Entſcheidung des vorliegenden Falles 
hängt nur davon ab, ob das Nachlaßgericht für den Fall, daß der Wegfall 
eines beſtimmten Beſſerberechtigten durch bereits vorhandene öffentliche Urkunden 
nicht nachgewieſen werden kann, nach $ 2358 Abſ. 2 verfahren muß, oder 
ob es dem Antragſteller aufgeben kann, ein Todeserklärungsurteil vorzulegen. 
Dieſe Frage war im letzteren Sinne zu beantworten. Die Entſcheidung des 
Oberlandesgerichts in Colmar nötigte zur Vorlegung der Sache an das Reichs⸗ 
gericht (S 28 FGG.) nicht, denn das Oberlandesgericht gründet feinen Be⸗ 
ſchluß auf die Erwägung, daß das Nachlaßgericht nicht gehindert iſt, auch 
ohne Todeserklärung durch Zuhilfenahme anderer Erkenntnisquellen die Ueber⸗ 
zeugung von dem Wegfall eines Beſſerberechtigten zu gewinnen; die Entſcheidung 
beruht alſo nicht auf der Auslegung, daß die Verweiſung auf das Aufge⸗ 
botsverfahren zum Zwecke der Todeserklärung unzuläſſig ſei. 


Auszugehen iſt von dem Grundſatze, daß der Antragſteller verpflichtet iſt, 
ſeinerſeits den Wegfall eines Beſſerberechtigten nachzuweiſen ($ 2356 Abſ. 1 
Satz 1 BGB.). Dieſer Nachweiſungspflicht iſt er nur dann überhoben, wenn 
die Nachweisurkunden nicht oder nur mit unverhältnismäßigen Schwierigkeiten 
zu beſchaffen ſind. Die Verſchollenheit als ſolche hat den Wegfall eines Erb⸗ 
berechtigten noch nicht zur Folge. Sie kommt als Wegfallgrund nur in Be⸗ 
tracht, wenn der Verſchollene für tot erklärt worden iſt. Dieſe Todeserklärung 
wird nachgewieſen durch Vorlegung des im Aufgebots verfahren ergangenen 
Urteils ($ 970 ZPO.). Das Oberlandesgericht in Colmar führt aus, dieſes 
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Urteil könne den im § 2356 BGB. erwähnten öffentlichen Urkunden nicht 
gleichgeſtellt werden, weil es den Tod nicht nachweiſe, ſondern nur eine Ver⸗ 
mutung für den Tod begründe. Die Bedenken richten ſich alſo gegen die 
materiellen Wirkungen der Todeserklärung. Sie können als begründet nicht 
anerkannt werden. Die MotzBGB. 1, 33 führen aus: „Die Ungewißheit 
über Leben und Tod einer Perſon, welche längere Zeit abweſend iſt, ohne 
daß Nachricht über ihr Leben vorliegt, darf nicht von unbegrenzter Dauer ſein. 
Die mit der Perſon verbundenen Vermögens⸗ und Familienbeziehungen er⸗ 
fordern, daß ein Zeitpunkt eintritt, mit welchem der Schwebezuſtand ein Ende 
erreicht; insbeſondere muß die Beerbung der Perſon ermöglicht werden.“ 
Dieſer Zweck der Todeserklärung würde völlig verfehlt werden, wenn ſie nicht 
für das ganze Gebiet des Vermögens⸗ und Erbrechts den Wegfall des für 
tot Erklärten zur Folge hätte. Insbeſondere können begründete Zweifel da⸗ 
gegen nicht obwalten, daß auf Grund des Todeserklärungsurteils ein Erbſchein⸗ 
verfahren eingeleitet wird, ein Fall, den das Geſetz im § 2370 Abſ. 2 BGB. 
ausdrücklich in Betracht zieht. Demgegenüber verſchlägt es nichts, daß nach 
§ 18 BGB. die Todeserklärung nur die Vermutung des Todes begründet, 
denn das Geſetz trifft Vorſorge, den zu Unrecht für tot Erklärten wieder in 
ſein Recht einzuſetzen. Die Vermutung des § 18 BGB. gilt gegenüber jeder⸗ 
mann, auch gegenüber dem Nachlaßgericht. Es hat bis zum Erweiſe des 
Gegenteils den für tot Erklärten als weggefallen zu betrachten. Dafür, daß 
die Erwirkung des Urteils im Aufgebotsverfahren nicht oder nur mit unver⸗ 
hältnismäßigen Schwierigkeiten möglich ſei, liegt nichts vor. 

Das Nachlaßgericht war hiernach zu der von ihm gemachten Auflage an 
ſich berechtigt. Ob das Nachlaßgericht berechtigt geweſen wäre, ſich die Ueber⸗ 
zeugung von dem Tode des Verſchollenen auch auf andere Weiſe zu bilden, 
wenn beſondere Umſtände hierfür ſprächen, braucht nicht entſchieden zu werden, 
denn obwohl der Antragſtellerin im Laufe des Verfahrens wiederholt dazu 
Gelegenheit gegeben iſt, hat ſie Umſtände ſolcher Art nicht dargelegt. Nach 
der Heiratsurkunde iſt der Verſchollene im Jahre 1882 56 Jahre alt geweſen, 
er ſtände danach jetzt im 84. Lebensjahr; die Erreichung eines ſo hohen 
Lebensalters iſt kein ungewöhnliches Ereignis. Die Antragſtellerin hat auch 
Näheres über den Fortzug des Verſchollenen nicht angegeben, ſo daß kein An⸗ 
halt für die Annahme gegeben iſt, daß er ſich etwa in beſondere Gefahren 
begeben hat. Endlich iſt nicht einmal behauptet. daß Verſuche gemacht ſind, 
durch öffentliche Bekanntmachungen oder Anrufung der Behörden etwas über 
den Verbleib des Verſchollenen zu erfahren. Es liegt nichts vor als die 
Beſcheinigung des Vorſtehers einer Landgemeinde, daß dort ſeit über 20 Jahren 
keine Nachrichten über den Verſchollenen eingegangen ſeien. Dieſe Auskunft 
braucht das Nachlaßgericht nicht zu veranlaſſen, durch ein Verfahren nach 
§ 2358 Abſ. 2 der Antragſtellerin ihre Nachweispflicht abzunehmen, wie denn 
überhaupt nach den Motiven 5, 56 die öffentliche Aufforderung nach § 2358 
Abſ. 2 nur ein Mittel fein ſoll, die Ueberzeugung des Nachlaßgerichts von 
dem Erbrecht des Antragſtellers zu „befeſtigen“, 

Die Antragſtellerin hat es an jedem überzeugenden Nachweiſe für ihr 
Alleinerbrecht fehlen laſſen. Unter dieſen Umſtänden iſt das Verfahren des 
Nachlaßgerichts nicht zu beanſtanden. 

1* 
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Vorausſetzungen für die Leiſtung des Offenbarungseides durch einen zur 
Auskunft verpflichteten Hausgenoſſen des Erblaſſers vor dem Gerichte der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit. 


88 261, 2028 BGB. 
Kammergericht Berlin, 16. Juli 1913. — Bd. 13 S. 99. 


Die Erben des im Jahre 1910 verſtorbenen Polizeiwachtmeiſters R. 
haben von Frau E., die ſich zur Zeit des Erbfalls mit dem Erblaſſer in 
häuslicher Gemeinſchaft befunden hatte, Auskunſt über den Verbleib der Erb⸗ 
ſchaftsgegenſtände verlangt. Frau E. hat die Auskunft erteilt und die Erben 
haben auf Leiſtung des Offenbarungseides geklagt. Ein Urteil iſt in dieſem 
Prozeſſe noch nicht ergangen. Da ſich Frau E. zur Leiſtung des Eides bereit 
erklärte, luden die Erben ſie zur Eidesleiſtung vor das Gericht der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit. In dem vom Amtsgerichte B. beſtimmten Termin erſchien 
Frau E. und erklärte ihre Bereitſchaft zur Eidesleiſtung. Die Eidesabnahme 
unterblieb, da die Antragſteller irrtümlich nicht geladen waren. Das Amts⸗ 
gericht weigerte ſich, einen neuen Termin zur Eidesleiſtung zu beſtimmen, und 
lehnte durch Beſchluß die Eidesabnahme ab, da nicht dargetan ſei, inwiefern 
Grund zu der Annahme beſtehe, daß die Auskunft nicht mit der erforderlichen 
Sorgfalt erteilt ſei (8 2028 BGB.). Die Eidesleiſtungsbereitſchaft der 
Frau E. ſpreche gerade für ein Beſtreiten dieſer geſetzlichen Vorausſetzung. 

Das Landgericht wies die Beſchwerde der Antragſteller zurück. Der 
weiteren Beſchwerde wurde aus folgenden Gründen ſtattgegeben: 

Wer ſich zur Zeit des Erbfalls mit dem Erblaſſer in häuslicher Gemein⸗ 
ſchaft befunden hat, iſt nach 8 2028 Abſ. 1 BGB. verpflichtet, den Erben 
auf Verlangen Auskunft darüber zu erteilen, welche erbſchaftliche Geſchäſte er 
geführt hat und was ihm über den Verbleib der Erbichaftegegenftände bekannt 
it. Beſteht Grund zu der Annahme, daß die Auskunft nicht mit der er⸗ 
forderlichen Sorgfalt erteilt worden iſt, ſo hat der Verpflichtete auf Verlangen 
des Erben den im § 2028 Abſ. BGB. feſtgeſetzten Offenbarungseid zu leiſten. 
In Angelegenheiten von geringer Bedeutung entfällt die Eidesleiſtungspflicht 
(S 2028 Abi. 3, $ 259 Abſ. 3 BGB). 

Hiernach ſteht es außer Zweifel, daß der materiellrechtliche Anſpruch auf 
Leiſtung des Offenbarungeeides an beſtimmte Vorausſetzungen gebunden iſt 
und daß der Erbe das Vorhandenſein dieſer Vorausſetzungen nachweiſen muß, 
wenn er im Prozeßwege den Anſpruch durchführen will. Dieſer materiell: 
rechtliche Anſpruch auf Leiſtung des Offenbarungseides iſt aber wie jeder 
andere Anſpruch des materiellen Rechtes freiwilliger Erfüllung zugänglich, und 
das Geſetz trifft in §8 2028 Abſ. 3 durch die Verweiſung auf $ 261 BGB. 
Vorkehrung, um die gütliche Beilegung oder die Vermeidung eines Streites 
über die Eidesleiſtungspflicht zu ermöglichen. Im § 261 BGB. beſtimmt 
das Geſetz, vor welchem Gerichte der Eid geleiſtet werden kann, „fofern er 
nicht vor dem Prozeßgerichte zu leiſten iſt“. Dieſe Vorſchrift ſoll den Fällen 
Rechnung tragen, in denen der Verpflichtete ſich „ohne Prozeß zur Ableiſtung 
des Eides bereit erklärt oder in denen die Parteien ſich hierauf geeinigt haben“ 
(Mot. 2, 895; Prot. 2, 789). Der Eid ſoll in dieſen Fällen vor dem 
Gerichte der freiwilligen Gerichtsbarkeit geleiſtet werden ($ 163 F GG.). Nun 
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iſt es gewiß richtig, daß die Eidesabnahme nicht auch dann verlangt werden 
kann, wenn nach den eigenen Anführungen der Beteiligten ein vom Geſetz 
anerkannter Fall der Eidespflicht zweiſellos nicht vorliegt, und es iſt durchaus 
dem Oberlandesgerichte Dresden (Sächſ. OLG. 31, 182) in der Annahme beizu⸗ 
ſtimmen, daß das angerufene Gericht zu prüfen hat, „ob überhaupt (abitraft) 
ein Fall vorliegt, in welchem ein ſolcher Eid geſetzlich abgenommen werden 
darf“. Ein ſolcher Fall liegt hier jedoch unzweifelhaft vor, da die Eides⸗ 
leiſtungspflicht auf § 2028 BGB. geſtützt wird. Darüber hinaus aber darf 
das Gericht der freiwilligen Gerichtsbarkeit nicht in eine Prüfung der Frage 
eintreten, ob im Einzelfalle die Vorausſetzungen ſür die Verpflichtung zur 
Eidesleiſtung beſtehen. Iſt der Antrag auf eine geſetzliche Vorſchrift geſtützt 
und der in Anſpruch Genommene bereit, den Eid zu leiſten, ſo darf das 
Gericht feine Mitwirkung nicht verſagen. Anderenfalls würde der mit dem 
Geſetz erſtrebte Zweck vereitelt werden, ohne daß die Beteiligten an der Eides⸗ 
leiſtung gehindert werden könnten. Der Standpunkt der Vorinſtanzen führt 
dazu, daß trotz allſeitiger Uebereinſtimmung ein Prozeß begonnen werden müßte, 
der dann mit einem Anerkenntnis⸗ oder Verſäumnisurteil enden würde. Das 
mit würden die Beteiligten gezwungen, ein langwieriges und koſtſpieliges 
Verfahren zu veranlaſſen, das durch die geſetzliche Regelung gerade vermieden 
werden ſoll. 


Fortbeſtehen einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung trotz Einſtellung 
des Gewerbebetriebs; Notwendigkeit eines Auflöſungsbeſchluſſes. Un⸗ 
zuläſſigkeit des Ordnungsſtrafverfahrens gegen die Geſellſchafter, um 
fie zur Beſtellung eines geſetzlichen Vertreters für die Geſellſchaft zu 
zwingen. 
SS 60, 65, 78 GmbHG.; §8 29, 48 BGB. 
Kammergericht Berlin, 13. Juni 1913. — Bd. 13 S. 112. 


Im Handelsregiſter des Amtsgerichts zu C. tft die „Rockenit Induſtrie 
Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung“ eingetragen. Alleiniger Geſellſchafter iſt 
jetzt der Kaufmann Friedrich N., der auch als Geſchäftsführer eingetragen iſt. 
Am 6. November 1912 richtete das Regiſtergericht an N. die Anfrage, ob 
die Geſellſchaft noch Geſchäfte betreibe; dem Gerichte ſei bekannt geworden, 
daß ein Antrag auf Konkurseröffnung mangels Maſſe abgelehnt worden jei; 
falls dies zutreffe, ſei die Auflöſung der Geſellſchaft und die Beſtellung eines 
Liquidators zu beſchließen. N. beſtätigte am 16. Januar 1913, daß ein 
Konkursantrag mangels Maſſe abgelehnt worden ſei. Er erklärte weiter, daß 
er ſein Amt als Geſchäftsführer niedergelegt habe und als einziger Geſellſchaſter 
nicht beabſichtige, einen neuen Geſchäfte führer zu beſtellen; auch lehne er die 
Uebernahme des Amts als Liquidator ab. Am 17. Februar 1913 ergänzte 
er dieſe Erklärung dahin, daß der Geſchäftsbetrieb ſeit Anfang des Jahres 
1912 ruhe, und daß Vermögen, abgeſehen von den Sacheinlagen, nicht mehr 
vorhanden ſei; er ſelbſt ſei der Hauptgläubiger der Geſellſchaft. Gleichzeitig 
erklärte ſich N. zunächſt bereit, ſich zu einer Geſellſchaſterverſammlung zu konſtituieren 
und die Auflöſung der Geſellſchaft zu beſchließen, lehnte dann aber ab, noch 
irgendwelche Schritte in Sachen der Geſellſchaft zu tun. Durch Verfügung 
vom 20. März 1913 gab ihm dann das Amtsgericht unter Androhung 
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einer Ordnungsſtrafe von 20 M. auf, binnen einer Friſt von drei Wochen 
die faktiſche Auflöſung der Geſellſchaft zur Eintragung in das Handelsregiſter 
anzumelden oder die Unterlaſſung mittels Einſpruchs zu rechtfertigen. N. erhob 
rechtzeitig Einſpruch, den das Amtsgericht durch Beſchluß vom 18. April 1918 
unter Feſtſetzung der Ordnungsſtrafe und Auferlegung der Koſten mit folgender 
Begründung verwarf: Die Geſellſchaft ſei aufgelöſt. Wenn N. ſein Amt als 
Geſchäftsführer niedergelegt habe, ſo ſei es Pflicht der Geſellſchafterverſammlung, 
die allein aus N. beſtehe, einen Liquidator zu beſtellen; die Geſellſchaft müſſe 
eine Spitze haben. Das Landgericht wies durch Beſchluß vom 28. April 1913 
die ſofortige Beſchwerde des N. zurück. Auf die weitere Beſchwerde des N. 
hat das Kammergericht unter Aufhebung der Beſchlüſſe des Landgerichts und 
des Amtsgerichts die Sache zur anderweiten Erörterung und Entſcheidung an 
das Amtsgericht zurückverwieſen. In den Gründen wird ausgeführt: 

Nach S 75 GmbHG. iſt die Auflöſung der Geſellſchaft außer dem Falle 
des Konkursverfahrens zur Eintragung in das Handelsregiſter anzumelden. 
Wie $ 78 GmbHG. beſtimmt, find die im Geſetze vorgeſehenen Anmeldungen 
zum Handelsregiſter durch die Geſchäftsführer oder die Liquidatoren zu bewirken. 
Kommt der geſetzliche Vertreter der Geſellſchaft der Verpflichtung, die Auflöſung 
anzumelden, nicht nach, fo kann er gemäß $ 14 HGB. im Wege des 
Ordnungsſtraſverfahrens dazu angehalten werden, da einer der Ausnahmefälle 
des $ 79 Gmbh. nicht vorliegt. Die Verhängung der Ordnungsſtrafe iſt 
hiernach an zwei Vorausſetzungen geknüpft: einmal, daß die Geſellſchaft auf⸗ 
gelöſt iſt, ſodann, daß derjenige, gegen den ſich die Androhung der Ordnungs⸗ 
ſtrafe richtet, geſetzlicher Vertreter der Geſellſchaft und demgemäß zu der An⸗ 
meldung verpflichtet iſt. Nach beiden Richtungen hin geben die Beſchlüſſe der 
Vorinſtanzen zu Bedenken Anlaß. Während das Landgericht zu der Frage, 
ob die Geſellſchaft aufgelöſt iſt, überhaupt nicht ausdrücklich Stellung nimmt, 
bemerkt das Amtsgericht nur, die Geſellfchaft ſei aufgelöſt, ohne dieſe Anſicht 
näher zu begründen. Es iſt deshalb nicht erſichtlich, ob das Amtsgericht nicht 
etwa von unzutreffenden rechtlichen Erwägungen ausgeht. In dieſer Beziehung 
iſt auf folgendes hinzuweiſen: Es iſt anerkannten Rechtes, daß die Auflöſung 
einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung nicht ſchon dadurch herbeigeführt 
wird, daß ſich ſämtliche Geſchäſtsanteile in einer Hand vereinigen (Seuff Arch. 
60 Nr. 216. Staub⸗ Hachenburg, GmbHG. (3) § 60 Anm. 24). Ebenſo⸗ 
wenig führt, mangels einer ausdrücklichen geſetzlichen Beſtimmung, die bloße 
Einſtellung des Gewerbebetriebs zur Auflöſung. Vielmehr bedarf es dazu ger 
mäß § 60 Abſ. 1 Nr. 2 GmbHG. eines beſonderen Beſchluſſes der Geſell⸗ 
ſchafter, der allerdings formlos gefaßt werden kann, da die Formvorſchrift des 
§ 53 Abi. 2 auf den Auflöſungsbeſchluß nicht anwendbar iſt. 

Sollte im vorliegenden Falle die Auflöſung der Geſellſchaft beſchloſſen 
fein, was gemäß § 12 FGG. aufzuklären fein wird, jo fragt es ſich weiter, 
ob der Beſchwerdeführer geſetzlicher Vertreter der Geſellſchaft und als ſolcher 
zur Anmeldung der Auflöſung verpflichtet iſt. Das Ordnungsſtrafverfahren 
kann ſich nur gegen den zur Anmeldung verpflichteten geſetzlichen Vertreter 
richten. Nicht aber kann der Regiſterrichter die Geſellſchafter durch Androhung 
von Ordnungsſtrafen anhalten, für die Schaffung einer geſetzlichen Vertretung 
Sorge zu tragen; dies gilt auch dann, wenn ſämtliche Geſchäftsanteile in 
einer Hand vereinigt ſind; denn der allein vorhandene Geſellſchafter hat 
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rechtlich keine andere Stellung, und insbeſondere dem Regiſtergericht gegenüber 
keine anderen Verpflichtungen als eine Mehrheit von Geſellſchaftern. Ebenſo 
fehlt es dem Regiſterrichter an der Befugnis, die Annahme des Amtes als 
Geſchäftsführer oder Liquidator zu erzwingen, wie bereits in dem Beſchluſſe des 
Kammergerichts vom 8. April 1907 (RIA. 8, 267) eingehend dargelegt iſt. 
Unterläßt es die Geſellſchafterverſammlung, für eine geſetzliche Vertretung 
Sorge zu tragen, ſo kann auf Antrag eines Beteiligten — wozu auch jeder 
Geſellſchaftsgläubiger gehört — gemäß SS 29, 48 BGB. ſeitens des Gerichts 
die Beſtellung eines geſetzlichen Vertreters erfolgen (RJA. 3, 25; 8, 267). 

Was den vorliegenden Fall angeht, ſo ſind die Vorinſtanzen in eine 
Erörterung der Frage nicht eingetreten, ob N. noch geſetzlicher Vertreter der 
Geſellſchaft iſt. Wenn das Landgericht auf 8 67 GmbHG. hinweiſt, ſo iſt 
dies nicht verſtändlich; denn dieſe Vorſchrift befaßt ſich mit der Anmeldung 
der Liquidatoren, während dem Beſchwerdeführer nur die Anmeldung der 
Auflöſung der Geſellſchaft aufgegeben iſt. Dagegen könnte 8 66 GmbHG. 
in Betracht kommen, wonach die bisherigen Geſchäftsführer ohne weiteres 
Liquidatoren werden, wenn nicht die Liquidation durch den Geſellſchaftsvertrag 
oder durch Beſchluß der Geſellſchafter anderen Perſonen übertragen wird. Die 
Frage iſt aber hier, ob N. noch Geſchäftsführer bzw. Liquidator iſt. Für 
dieſe Frage iſt ohne Belang, daß der Beſchwerdeführer noch als Geſchäſts⸗ 
führer im Handelsregiſter eingetragen iſt; denn da die Eintragung nicht 
konſtitutive, ſondern nur kundmachende Bedeutung hat, iſt die Beendigung der 
Vertretungsbefugnis nicht von ihrer Löſchung abhängig (KGJ. 16, 26). Der 
Regiſterrichter wird alſo zu prüfen haben, ob N., wie er behauptet, wirklich ſein 
Amt rechtswirkſam niedergelegt hat oder etwa — was zu demſelben Ergebniſſe 
führen würde — abberufen iſt. Die Abberufung kann nach § 46 Nr. 5 ($ 66 
Abſ. 3) GmbHG. durch formloſen Beſchluß der Geſellſchaſterverſammlung erfolgen, 
Der Abberufung ſteht auch nicht etwa entgegen, daß der Beſchwerdeführer der 
einzige Geſellſchafter iſt; denn er iſt nicht gehindert, ſich ſelbſt abzuberufen (RJ A. 10, 
262). Sollte das Amtsgericht zu dem Ergebniſſe kommen, daß der Beſchwerde⸗ 
führer nicht mehr geſetzlicher Vertreter der Geſellſchaft iſt, ſo kann es ſomit un⸗ 
geachtet der noch beſtehenden Eintragung als Geſchäftsführer nicht mit Ordnungs⸗ 
ſtrafen gegen ihn vorgehen. 


Unzuläſſigkeit der Eintragung von Beteiligungen auf weitere Geſchäfts⸗ 
anteile einer eingetragenen Geuoſſenſchaft nach Auflöſung der Genoſſenſchaft 
durch Eröffnung des Konkursverfahrens. 


§ 137 GenG.; § 36 RK Bekanntmachung vom 1. Juli 1899. 
Kammergericht Berlin, 20. Juni 1913. — Bd. 13 S. 115. 


Wegen des Sachverhalts wird auf den Beſchluß des Kammergerichts 
vom 4. April 1913 verwieſen. Das Landgericht zu D. hat nunmehr auf 
Anregung mehrerer Genoſſen das Verfahren auf Löſchung der dieſe Genoſſen 
betreffenden Eintragungen in der Liſte der Genoſſen eingeleitet und durch Be⸗ 
ſchluß vom 8. Mai 1918 unter Zurückweiſung des von dem Konkurs⸗ 
verwalter H. erhobenen Widerſpruchs die Löſchung der Eintragungen an⸗ 
geordnet. 
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Die gegen dieſen Beſchluß von dem Konkursverwalter H. eingelegte 
ſofortige Beſchwerde wurde vom Kammergericht aus ſolgenden Gründen 
verworfen: 

Das Landgericht geht mit Recht davon aus, daß bei einer Genoſſenſchaft 
mit beſchränkter Haftpflicht die Eintragung der Beteiligung von Genoſſen auf 
weitere Geſchäftsanteile in die Liſte der Genoſſen konſtitutive Wirkung hat. 
Dies ergibt ſich aus der Vorſchrift des 8 137 Abſ. 2 GenG., wonach die 
Beteiligung auf den weiteren Geſchäſtsanteil“ „mit der Eintragung in Kraft 
tritt“. Iſt dies aber der Fall, ſo war die Eintragung der Beteiligung auf 
weitere Geſchäftsanteile am 13. Februar 1913 nicht mehr zuläffig, da die 
Genoſſenſchaft gemäß 8 101 Gen®. bereits am 30. November 1912 durch 
die Eröffnung des Konkursverfahrens über ihr Vermögen aufgelöſt worden war. 
Nach ihrer Auflöſung aber beſteht die Genoſſenſchaſt nur noch fort für den 
Zweck der Liquidation oder der Durchführung des Konkursverfahrens; ebenſo⸗ 
wenig wie nach der Auflöſung die Begründung neuer Mitgliedſchaften als 
außerhalb dieſes Zweckes liegend möglich iſt (RG. 50, 127), können ſeitens 
der Genoſſen durch die Beteiligung auf weitere Geſchäftsanteile neue Ver⸗ 
pflichtungen übernommen werden. Wenn auch die Vorausſetzungen für die 
Eintragungen bereits vor der Konkurseröffnung vorlagen und die Eintragungen 
nur infolge eines Verſehens des Regiſterrichters unterblieben waren, ſo durften 
doch hiernach die Eintragungen angeſichts ihres konſtitutiven Charakters nicht 
mehr nach der Konkurseröffnung erfolgen. Ihre Zuläſſigkeit läßt ſich auch 
nicht etwa, wie der Regiſterrichter meint, aus 8 36 Abſ. 2 der RKBekannt⸗ 
machung vom 1. Juli 1899 herleiten. Denn nach dieſer Vorſchriſt können 
nur Schreibfehler und ähnliche offenbare Unrichtigkeiten, die in einer Eintragung 
vorkommen, durch einen Vermerk in der letzten Spalte berichtigt werden. Cs 
handelt ſich hier aber nicht um eine in einer Eintragung vorkommende offen⸗ 
bare Unrichtigkeit, ſondern um die Unterlaſſung einer konſtitutiv wirkenden 
Eintragung. Als gänzlich unzuläſſig muß es auch bezeichnet werden, daß in 
Spalte 5 als Tag der Eintragung nicht der 13. Februar 1918 — an 
welchem Tage die Eintragung erfolgt iſt — ſondern der 18. Auguſt 1908 
angegeben iſt. Denn wie keiner weiteren Ausführung bedarf, muß die An⸗ 
gabe des Tages der Eintragung der wirklichen Sachlage entſprechen. Durch 
die Angabe des Tages ſoll im Hinblick auf $ 137 Abſ. 3 Gen®. Hargeftellt 
werden, an welchem Tage die Beteiligung auf weitere Geſchäftsanteile in Kraft 
getreten iſt; durch die Eintragung eines unrichtigen Datums wird die Rechts⸗ 
lage vollſtändig verdunkelt. 


Befugnis des Regiſterrichters, eine bei ihm eingereichte Bilanz zu bes 
anſtanden, deren Unrichtigkeit ſich aus dem Handelsregiſter ſelbſt ergibt. 


SS 39, 40 HGB.; 88 41, 42 GmbHG. 
Oberlandesgericht Karlsruhe, 12. Auguſt 1913. — Bd. 13 S. 116. 


N Die B.ſche Finanz⸗ und Handelsgeſellſchaft mit beſchränkter Haftung in 
P. betreibt unter anderm Bankgeſchäfte. Ihr Geſchäftsführer, der Beſchwerde⸗ 
führer, hat auf Grund der Beſtimmung des $ 41 Abi. 4 GmbHG. eine 
Bilanz für 1911 veröffentlicht, in der das Stammkapital nicht mit der bis⸗ 
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herigen Summe von 520000 M., fondern mit dem erhöhten Betrage von 
650 000 M. als voll einbezahlt eingeſetzt war; hinter den Worten „Erhöhungs⸗ 
kapital voll einbezahlt“ heißt es: „laut Beſchluß der Generalverſammlung“. 
Das Amtsgericht beanſtandete die Bilanz, weil die Erhöhung des Stamm⸗ 
kapitals ſo lange der Rechtswirkſamkeit entbehre, als ſie nicht im Handels⸗ 
regiſter eingetragen ſei. Gleichzeitig forderte es am 24. Auguſt 1912 die 
Geſellſchaft auf, bei Vermeidung einer Ordnungsſtrafe von 25 M. binnen 
2 Wochen den Veröffentlichungsbeleg über die vorſchriftsmäßig aufgeſtellte 
Bilanz dem Gerichte einzureichen oder binnen der gleichen Friſt Einſpruch ein⸗ 
zulegen. Als, auch nach Friſtverlängerung, beides nicht geſchehen war, wurde 
die angedrohte Strafe am 5. November 1912 gegen den Beſchwerdeführer 
als den Geſchäftsführer der Geſellſchaft feſtgeſetzt. Gleichzeitig wurde eine 
weitere Strafe von 100 M. angedroht und auch dieſe am 9. Dezember 1912 
ausgeſprochen. Als in dem Beſchluſſe von dieſem Tage abermals eine 
Ordnungsſtrafe, jetzt von 300 M., angedroht war, falls der Beſchwerdeführer 
nun nicht innerhalb 4 Wochen der geſetzlichen Verpflichtung zur Vorlage des 
Belegblattes über die Bekanntmachung der Bilanz für den 31. Dezember 1911 
Folge leiſte, legte der Beſchwerdeführer Einſpruch ein. Das Amtsgericht ver⸗ 
warf den Einſpruch durch Beſchluß vom 30. Januar 1913, gleichzeitig 
ſetzte es die Strafe von 300 M. gegen den Beſchwerdeführer feſt. Seine 
ſofortige Beſchwerde wies das Landgericht durch Beſchluß vom 15. März 1913 
als unbegründet zurück, weil der Regiſterrichter nicht eine Bilanz zu ſeinen 
Akten zu nehmen brauche, die ſchon nach dem Inhalte der Regiſterakten offen⸗ 
ſichtlich falſch ſei. Auch der weiteren Beſchwerde hat das Oberlandesgericht 
den Erfolg verſagt. 

In den Gründen wird ausgeführt: 

Es iſt davon auszugehen, daß das Stammkaptial zu der in Betracht 
kommenden Zeit 520 000 M. betrug und nicht 650 000 M., wie die Be⸗ 
ſchwerde geltend macht. Es wird weiter dem Landgerichte beigetreten, daß mit 
der Art, wie das Stammkapital aufgeführt iſt, nicht gefehlt iſt gegen die all⸗ 
gemeinen Anforderungen an Bilanzen, wie ſie nach Geſetz und kaufmänniſcher 
Uebung zu ſtellen ſind und auf die der Regiſterrichter die Bilanzen zu prüfen 
hat. In Frage kommen könnte nur, ob die Faſſung nicht gegen das Er⸗ 
fordernis der Klarheit der Bilanz verſtoße, inſofern die Erwähnung, daß die 
Erhöhung beſchloſſen ſei, zu Zweifeln nach der Richtung führen könne, ob 
ſie auch zur Eintragung gekommen ſei. Es iſt indeſſen zu verneinen, daß die 
Faſſung zu ſolchen Zweifeln Anlaß gebe. 

Dem Landgerichte wird fodann auch darin beigepflichtet, daß die von der 
Rechtslehre und der Rechtſprechung angenommene Regel, daß der Regiſterrichter 
nicht berechtigt ſei, die eingereichten Bilanzen wegen Unrichtigkeit zu beanſtanden, 
nicht zutrifft auf Unrichtigkeiten, die ſich aus dem Regiſter ſelbſt ergeben. Der 
Regiſterrichter kann nicht genötigt ſein, eine Einreichung unbeanſtandet hin⸗ 
zunehmen, die mit Tatſachen in Widerſpruch ſteht, welche unter der eigenen 
Mitwirkung des Gerichts zuſtande gekommen ſind. 

Der Senat trug Bedenken, dieſe Rechtsauffaſſung zur Geltung zu bringen 
gegenüber den Ausführungen in der Entſcheidung des Kammergerichts vom 
17. März 1902, Holdheims MSchr. 11, 148. Er hat daher die Beſchwerde 
gemäß § 28 FGG. dem Reichsgerichte vorgelegt. Nach der Entſcheidung des 
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Reichsgerichts vom 23. Juli lfd. Is. ift indeſſen jenen Ausführungen nichts 
zu entnehmen, was der gebilligten Rechtsauffaſſung entgegenſtünde. 

Zutreffend iſt endlich auch die Anſicht des Landgerichts, daß die Pflicht 
des Geſchäftsführers zur Veröffentlichung und Einreichung der Bilanz nicht 
abhängig iſt von der vorherigen Genehmigung durch die Verſammlung der 
Geſellſchafter. Es iſt deshalb unerheblich, daß die vom Regiſtergerichte ver⸗ 
langte Bilanz nicht genehmigt iſt und eine Genehmigung dafür vielleicht nicht 
zu erreichen war. | 


Auflöſung eines Perſonenvereins, welcher Genoſſe einer eingetragenen 
Genoſſenſchaft iſt; Ausſcheiden des Vereins aus der Genoſſenſchaft durch 
Kündigung der Lianidatoren des Vereins. 


§8§ 65, 77 Gen. 
Kammergericht Berlin, 26. September 1913. — Bd. 13 S. 117. 


Die Beſchwerdeführerin, die Landwirtſchaftliche Zentral⸗Ein⸗ und Ver⸗ 
kaufsgenoſſenſchaft des Schleſiſchen Bauernvereins, eingetragene Genoſſenſchaft 
mit beſchränkter Haftung in B., hat bei dem Amtsgericht in B. beantragt, 
das Ausſcheiden einiger Genoſſenſchaften, welche ſich nach den von der Be⸗ 
ſchwerdeführerin überreichten Beſcheinigungen der einzelnen Regiſtergerichte auf⸗ 
gelöſt haben, in der Liſte der Genoſſen zu vermerken. 

Das Amtsgericht hat die Eintragung abgelehnt, weil die Liquidatoren 
der aufgelöſten Genoſſenſchaften das Ausſcheiden gegenüber der Zentralgenoſſen⸗ 
ſchaft durch Aufkündigung anzumelden hätten und erſt, nachdem dies geſchehen 
ſei, das Ausſcheiden in die Liſte der Genoſſen eingetragen werden könne. 
Die Antragſtellerin hat Beſchwerde eingelegt, die das Landgericht zurückgewieſen 
hat. Der weiteren Beſchwerde iſt nicht ſtattgegeben. In den Gründen iſt 
ausgeführt: 

Das Rechtsmittel hätte nur dann Erfolg haben können, wenn die Ent⸗ 
ſcheidung des Landgerichts auf einer Verletzung des Geſetzes beruhte (8 27 
GG.). Eine ſolche iſt aber nicht erſichtlich. Es handelt ſich um die Ent⸗ 
ſcheidung der Streitfrage, ob der Auflöſung eines als Genoſſen eingetragenen 
Perſonenvereins dieſelbe Wirkung wie dem Tode einer als Genoſſen verzeich⸗ 
neten phyſiſchen Perſon zuzuerkennen iſt oder nicht, ob alſo der Perſonenverein 
im Falle feiner Auflöſung in analoger Anwendung des § 77 GenG. ohne 
weiteres mit dem Schluſſe des Geſchäftsjahrs, in welchem die Auflöſung er⸗ 
folgt iſt, als ausgeſchieden gilt oder ob eine Aufkündigung des Perſonenvereins 
durch die Liquidatoren gemäß $ 65 GenG. erforderlich iſt. Die Streitfrage 
it im Sinne der erſten Alternative von Pariſius⸗Krüger (6.) Bem. 6 zu 
§ 77, Maurer⸗Birkenbihl, Gen. (2.) Bem. 6 zu § 75 S. 308 und vom 
Oberlandesgericht Zweibrücken (Urteil vom 8. April 1903, BlGenoſſ W. 1903, 
438) und im Sinne der zweiten Alternative vom Kammergericht durch Be⸗ 
ſchluß vom 5. März 1894 KGJ. 14, 55) beantwortet. Die Gegner der 
kammergerichtlichen Anſicht haben indeſſen nichts vorgebracht, was geeignet 
wäre, den Senat zur Aufgabe der in dem Beſchluſſe vom 5. März 1894 
vertretenen Anſicht zu veranlaſſen. Eine Abgabe der Sache an das Reichs: 
gericht kommt nicht in Frage. Denn die Entſcheidung des Oberlandesgerichts 
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in Zweibrücken iſt in einer Prozeßſache ergangen, fie iſt daher keine „auf 
weitere Beſchwerde ergangene Entſcheidung eines anderen Oberlandesgerichts⸗ 
im Sinne des § 28 FGG. Unbegründet iſt ſchließlich die Anſicht des Be, 
ſchwerdeführers, daß bei der von den Vorinſtanzen vertretenen Anſicht, welche 
die des kammergerichtlichen Beſchluſſes iſt, im gegebenen Falle die Möglich⸗ 
keit der von den Liquidatoren verſäumten Kündigung ausgeſchloſſen ſei, weil 
ein Vorſtand nicht mehr beſtehe, der die Liquidatoren beſtellen könne. Denn 
die Beſtellung der letzteren würde ſich in Anwendung der SS 29, 48 Abſ. 1 
BGB. durch einen Antrag bei dem Amtsgericht, in deſſen Bezirke die einzelne 
Genoſſenſchaſt ihren Sitz hatte, erreichen laſſen (RJ A. 3, 25; 8, 210). 


Unzuläſſigkeit der Beſchwerde gegen eine Eintragung in das Vereinsregiſter 
mit dem Ziele der Löſchung. 


SS 19, 142 ff., 159 366. 
Kammergericht Berlin, 18. April 1913. — Bd. 13 S. 119. 


In das Vereinsregiſter des Amtsgerichts zu A. iſt im Februar 1913 
der „Aerzteverein A.“ eingetragen worden. Gegen dieſe Eintragung hat der 
Regierungspräſident zu A. Beſchwerde erhoben, weil der Zweck des Vereins 
auf einen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb gerichtet und der Verein daher nicht 
eintragungsfähig ſei; er hat gleichzeitig erſucht, gemäß § 143 FGG. die 
Löſchung der Eintragung zu verfügen. Das Landgericht hat die Beſchwerde 
als unzuläſſig verworfen und ferner ein Einſchreiben gemäß 88 159, 143 
a. a. O. abgelehnt, weil der Zweck des Vereins nicht auf einen wirtſchaft⸗ 
lichen Geſchäftsbetrieb gerichtet ſei. 

Die gegen dieſen Beſchluß von dem Regierungspräſidenten erhobene 
weitere Beſchwerde iſt zurückgewieſen worden. In den Gründen wird aus⸗ 
geführt: 

Das Landgericht hat die Beſchwerde des Regierungspräſidenten als un⸗ 
zuläſſig verworfen, weil durch die Eintragung ein Recht des Beſchwerdeführers 
nicht beeinträchtigt und dieſer daher nicht beſchwerdeberechtigt ſei. Es hätte 
jedoch zur Berwerfung der Beſchwerde ſchon deshalb gelangen müſſen, weil 
gegen eine Eintragung in das Vereinsregiſter das Rechtsmittel der Beſchwerde 
überhaupt nicht, alſo ſelbſt dann nicht gegeben iſt, wenn durch die Eintragung 
ein Recht des Beſchwerdeführers beeinträchtigt iſt. Das Kammergericht hat 
bereits früher ausgeſprochen, daß die Beſchwerde gegen eine Eintragung im 
Handelsregiſter mit dem Ziele der Löſchung unzuläſſig iſt. In dem Beſchluſſe 
vom 5. Mai 1911 (KGJ. 41 A, 102) iſt mit eingehender Begründung 
dargelegt, daß die Eintragungsverfügung des Regiſterrichters lediglich ein 
Internum des Gerichts, eine den Beteiligten nicht bekannt zu machende An⸗ 
weiſung an den Gerichtsſchreiber iſt, die Eintragung vorzunehmen, und daß 
der Eintragungsakt ſelbſt nicht eine Verfügung des Gerichts im Sinne des 
$ 19 FG. iſt, ſondern ſich lediglich als eine öffentliche Beurkundung von 
Anmeldungen darſtellt. Die Unzuläſſigkeit der Beſchwerde iſt dort weiter aus 
den beſonderen Vorſchriften hergeleitet, die in den 88 142 ff a. a. O. für 
die Beſeitigung einer Eintragung gegeben ſind. Das Kammergericht hat 
ſeitdem in ſtändiger Rechtſprechung daran feſtgehalten, daß die Eintragung 


im Handelsregiſter keine Verfügung ift, gegen die das Rechtsmittel der Bes 
ſchwerde zuläſſig iſt. Dasſelbe muß aber auch von der Eintragung im Vereins 
regiſter gelten; denn die Rechtslage iſt hier vollſtändig die gleiche wie bei 
der Eintragung im Handelsregiſter. Dies ergibt ſich ohne weiteres aus Art. 3 
und 5 der Allg. Verf. des Juſtizminiſters vom 6. November 1899 über 
die Führung des Vereinsregiſters (JMBl. 302) und aus $ 159 F., 
der die Vorſchriften der SS 142, 143 betreffend die Löſchung von Ein⸗ 
tragungen für entſprechend anwendbar erklärt. 


Ausſchließung der Schlüſſelgewalt; Zuläſſigkeit der Eintragung in das 

Güterrechtsregiſter, auch wenn die Schlüſſelgewalt zur Zeit der And- 

ſchließung der Fran infolge Getreuntlebend der Ehegatten nicht mehr 
zuſtand ). 


8 1357 BGB.; 88 142, 161 566. 
Kammergericht Berlin, 6. Juni 1913. — Bd. 13 S. 120). 


Der Ingenieur Rudolf W. beantragte zu notariellem Protokolle vom 
26. Auguſt 1912 unter Ueberreichung der Heiratsurkunde, in das Güter⸗ 
rechtsregiſter einzutragen, daß die Befugnis ſeiner Frau, innerhalb ihres 
häuslichen Wirkungskreiſes ſeine Geſchäfte für ihn zu beſorgen und ihn zu 
vertreten, insbeſondere Waren in ſeinem Namen auf Kredit zu kaufen, von. 
ihm ausgeſchloſſen worden ſei. Dem Antrage wurde von dem Amtsgericht 
in B., als dem zuſtändigen Regiſtergericht, am 6. September 1912 ſtatt⸗ 
gegeben. Nachdem das notarielle Protokoll auf Veranlaſſung des Mannes 
ſeiner Ehefrau zugeſtellt worden war, beantragte die getrennt lebende Frau 
beim Regiſtergerichte, die erfolgte Eintragung im Güterrechtsregiſter von Amts 
wegen zu löſchen, da die Eintragung wegen Mangels einer weſentlichen 
geſetzlichen Vorausſetzung unzuläſſig ſei (SS 161, 142 GG.). Sie berief 
ſich auf eine von ihr als Anlage überreichte Ausfertigung eines Beſchluſſes 
des Landgerichts in B. vom 11. Dezember 1912, woſelbſt feſtgeſtellt ſei, 
daß die Frau vom Manne getrennt lebe und hierzu berechtigt ſei, und wo⸗ 
ſelbſt ausgeführt ſei, daß infolge des getrennten Hausweſens der Ehegatten 
eine Schlüſſelgewalt der Frau zur Zeit der Zuſtellung der. notariellen Er⸗ 
klärung nicht mehr beſtanden habe, die rechtsgeſchäſtliche Ausſchließung der 
Schlüſſelgewalt der Frau durch den Mann daher bedeutungslos geweſen und 
der an das Vormundſchaftsgericht gerichtete Antrag der Frau, die Ausſchließung 
der Schlüſſelgewalt aufzuheben, daher unbegründet ſei. Das Amtsgericht er⸗ 
kannte in ſeiner auf den Löſchungsantrag ergangenen Verfügung den Antrag 
als begründet an und ſetzte gleichzeitig dem Manne eine Friſt zur Erhebung 
des Widerſpruchs (8 142 366.) Nachdem friſtgerecht Widerſpruch erhoben 
und beide Teile gehört worden waren, wies das Regiſtergericht den Wider⸗ 
ſpruch des Mannes als unbegründet zurück. Es nahm an: Infolge Getrennt⸗ 
lebens der Ehegatten habe zur Zeit der Zuſtellung des notariellen Protokolls, 
d. h. zur Zeit der Entziehung der Schlüſſelgewalt durch den Mann, eine 


*) Pgl. RIA. 13, 76. 
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Schlüͤſſelgewalt der Frau überhaupt nicht mehr beſtanden. Die Entziehung 
durch den Mann und die Eintragung im Güterrechtsregiſter ſeien daher gegen⸗ 
ſtandslos geworden. Die Löſchung der Eintragung müſſe wegen Fehlens 
einer weſentlichen Vorausſetzung erfolgen. Die Ehefrau könne verlangen, 
daß nicht durch eine unrichtige Eintragung die Oeffentlichkeit irregeſührt werde. 


Gegen dieſen Beſchluß hat der Ehemann rechtzeitig die ſofortige Be⸗ 
ſchwerde erhoben. Das Landgericht als Beſchwerdegericht hat den amtsgericht⸗ 
lichen Beſchluß aufgehoben und den Widerſpruch des Mannes gegen die vom 
Regiſtergerichte beabſichtigte Löſchung für begründet erklärt. 

Die von der Chefrau W. eingelegte ſofortige weitere Beſchwerde wurde 
zurückgewieſen. In den Gründen iſt ausgeführt: 

Für die hier zu entſcheidende Frage, ob der Widerſpruch des Mannes 
gegen die die Loſchung der erfolgten Eintragung in das Güterrechtsregiſter in 
Ausſicht nehmende Verfügung des Regiſtergerichts gerechtfertigt iſt, kommt es 
nach den SS 161, 142 366. allein darauf an, ob die Eintragung der Aus⸗ 
ſchließung der Schlüſſelgewalt in das Güterrechtsregiſter „wegen Mangels einer 
weſentlichen Vorausſetzung unzuläſſig war“ (§ 142 Abſ. 1). Dieſe Frage 
iſt im vorliegenden Falle zu verneinen. Abgeſehen von den formellen Voraus⸗ 
ſetzungen hat ſich die Prüfungspflicht des Regiſterrichters auch darauf zu er⸗ 
ſtrecken, ob der beantragte Vermerk eintragungsfähig war, d. h. ob er eine 
Eintragung darſtellt, für die nach geſetzlicher Vorschrift das Güterrechtsregiſter 
beſtimmt iſt. Im vorliegenden Falle iſt der vom Manne verfügte Ausſchluß 
der aus §S 1357 Abſ. 1 BGB. ſich ergebenden Schlüſſelgewalt der Frau in 
das Regiſter eingetragen worden. Dieſe Eintragung war zuläſſig, wie ſich 
aus § 1357 Abſ. 2, § 1435, § 1561 Abſ. 1 BGB. ergibt. Zweifel⸗ 
haft kann ſein, ob dem Regiſterrichter noch eine weitere Prüfung oblag. Dieſe 
Frage iſt nach zwei Richtungen zu bejahen. Da die Ausſchließung der 
Schlüſſelgewalt das Vorhandenſein einer formell gültigen Ehe zur notwendigen 
Vorausſetzung hat, ſo iſt der Nachweis der Eheſchließung durch eine Heirats⸗ 
urkunde zu führen (RIA. 1, 12). Da ferner die Eintragung vorausſetzt, 
daß der Mann die Schlüſſelgewalt der Frau rechtsgültig ausgeſchloſſen hat, 
und da dieſer Rechtsakt die Tatſache bildet, die durch die Eintragung als 
eine bereits vorher erfolgte regiſtriert werden ſoll, ſo iſt auch zu prüfen, 
ob der Rechtsakt der Ausſchließung ſtattgefunden hat. Das iſt insbe⸗ 
ſondere deshalb zu fordern, weil die Eintragungen in das Güterrechtsregiſter 
weder konſtitutive Wirkung haben noch öffentlichen Glauben in dem Sinne 
genießen, daß ein Dritter ſich auf ſie berufen könnte, auch wenn ihr Inhalt 
unrichtig iſt (RIA 7, 162). Die Ausſchließung der Schlüſſelgewalt der Frau 
durch den Mann erfolgt nun, wie im KGJ. 32A, 34 ausführlich dargelegt 
iſt, durch Erklärung des Mannes der Frau gegenüber. Im vorliegenden 
Falle iſt dem Regiſtergerichte der Nachweis der ECheſchließung durch eine 
Heiratsurkunde erbracht worden. Ob auch der Nachweis der erfolgten Aus: 
ſchließung der Schlüſſelgewalt erbracht war, ergeben die Akten nicht. Da 
aber in der notariellen Erklärung vom 26. Auguſt 1912 zugleich die Aus⸗ 
ſchließung der Schlüſſelgewalt zu finden iſt, und da nach der Feſtſtellung des 
Landgerichts dieſe Erklärung der Ehefrau zugeſtellt worden iſt, und zwar bereits 
am 28. Auguſt 1912, ſo lag der Eintragung in das Güterrechtsregiſter in 
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der Tat eine rechtsgültige Ausſchließung der Schlüſſelgewalt zugrunde. Hier⸗ 
mit waren die Vorausſetzungen der Eintragung erſchöpft; die Eintragung 
erfolgte auf Grund ihrer weſentlichen Vorausſetzungen im Sinne des § 142 
Abſ. 1 GG.; fie war daher „zuläſſig“. 

Abzulehnen iſt dagegen der von der Beſchwerdeführerin verfochtene 
Geſichtspunkt, daß die Eintragung deshalb „unzuläſſig“ geweſen ſei, weil 
infolge Getrenntlebens der Ehegatten ſchon zur Zeit der Zuſtellung der Aus⸗ 
ſchließungserklärung eine Schlüſſelgewalt der Ehefrau nicht mehr beſtanden 
habe. Zu Unrecht beruft ſich die Beſchwerdeführerin auf die Entſcheidung im 
KGJ. 32 A, 34. Dort war allerdings von der Frage, ob infolge Getrennt⸗ 
lebens der Ehegatten die Schlüſſelgewalt der Frau zur Zeit ihrer rechtsgeſchäft⸗ 
lichen Ausſchließung durch den Mann noch in Kraft war, die Entſcheidung 
abhängig gemacht worden. Aber es handelte ſich um keine regiſterrechtliche, 
ſondern um eine vormundſchaftsrechtliche Angelegenheit: Die Frau hatte die 
Aufhebung der Ausſchließung gemäß $ 1357 Abſ. 2 BGB. wegen Miß⸗ 
brauchs des Rechtes des Mannes beim Vormundſchaftsgerichte beantragt. Vom 
Standpunkte der Frage aus, ob das ehemännliche Ausſchließungsrecht miß⸗ 
bräuchlich gehandhabt worden war, erachtete das Kammergericht die Frage, ob 
die Schlüſſelgewalt von vornherein noch in Kraft war, für erheblich. Im 
vorliegenden Falle iſt dagegen die von der Beſchwerdeführerin aufgeworfene 
Frage lediglich die: Durfte die Eintragung der Ausſchließung der Schlüſſel⸗ 
gewalt eeiolgen, obwohl letztere der Ehefrau infolge Getrenntlebens nicht mehr 
zuſtand? 

Von dem Satze ausgehend, daß nur eintragungsbedürftige Tatſachen in 
das Güterrechtsregiſter eingetragen werden dürfen, hat das Kammergericht 
allerdings wiederholt ausgeſprochen, daß nur die im Geſeße ſelbſt als ein⸗ 
tragungsbedürftig bezeichneten Aenderungen eintragungsfähig find (KGJ. 24 A, 
78; 37 A, 206; OL GRipr. 6, 278), und daß ein gegenſtandsloſer Vor⸗ 
gang der Eintragung in das Güterrechtsregiſter nicht zugänglich iſt (RIA. 6, 
53). Das Kammergericht hat ferner den $ 142 366. auch auf ſachlich 
unrichtige Regiſtereintragungen angewendet (KGJ. 34 A, 125). Aber auf 
alle dieſe Umſtände kommt es im vorliegenden Falle nicht an. Denn die 
rechtsgeſchäftliche Ausſchließung der Schlüſſelgewalt durch den Mann ($ 1357 
Abſ. 2 Satz 1 BGB.) war nicht gegenſtandslos, nicht unrichtig und enthielt 
in der Tat eine Rechtsänderung. Geprüft iſt allerdings bisher nicht, ob das 
Getrenntleben der Ehegatten, was nur nach Lage des Falles zu beurteilen 
it (KGJ. 32 4, 34), in der Tat die Schlüſſelgewalt der Frau beeinflußt 
hat, und ob, falls dies zutrifft, dieſe Tatſache allein auch dem dritten gut⸗ 
gläubigen Gläubiger entgegenſtehenwürde (vgl. die die letztere Frage verneinenden 
Entſcheidungen in DIZ. 1905 S. 272, 1072; Seuff Arch. 56, 309; 
anders OL GRſpr. 2, 868). Aber ſelbſt wenn die von der Ehefrau inne 
gehaltene Wohnung nicht auch zugleich als Wohnung des Ehemannes ſich 
darſtellt und ſolglich ein „gemeinſchaftliches Hausweſen“ (KGJ. 32 A, 39) 
nicht beſteht, ſo hatte doch die Ausſchließungserklärung des Ehemannes eine 
weitergreifende Tragweite als die aus dem tatſächlichen Getrenntleben der 
Gatten folgende Beeinfluſſung der Schlüſſelgewalt. Letzteres bewirkt, ſelbſt in 
ſeiner weiteſten Wirkung, nur ein Ruhen der Schlüſſelgewalt; dieſes Recht 
der Frau wacht von ſelbſt wieder auf, wenn die Frau wieder einem gemein⸗ 
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ſchaftlichen Hausweſen vorſteht. Die rechtsgeſchäftliche Ausſchließung durch den 
Mann beſeitigt dagegen die Schlüſſelgewalt vollſtändig und ohne zeitliche Be⸗ 
ſchränkung. Sie kann nur durch einen actus contrarius (eine auf Auf⸗ 
hebung oder Milderung der Ausſchließung gerichtete Erklärung des Mannes) 
neu erſtehen, ſoweit nicht wegen Rechtsmißbrauchs eine vormundſchaftsgericht⸗ 
liche Entſcheidung nach $ 1357 Abſ. 2 Satz 2 BGB. eingreift. Mit Recht 
hat daher das Reichsgericht (60, 12/15) ausgeſprochen: Es könne dahin⸗ 
geſtellt bleiben, ob die Schlüſſelgewalt der Frau ohne weiteres durch die 
Trennung der Parteien erloſchen war; denn jedenfalls ſtehe dem Ehemanne 
das Recht zu, dieſe Befugnis in der Weiſe auszuſchließen, daß ſie zunächſt 
und ſo lange nicht beſtand, bis die Frau eine richterliche Aufhebung der vom 
Manne getroffenen Verfügung erreicht habe. Die Beſchwerdeführerin ver⸗ 
wechſelt das Recht der Schlüſſelgewalt mit ſeiner Ausübungsmöglichkeit. Jede 
Ehefrau hat diefes Recht, fie kann es nur, folange ein gemeinſchafiliches Haus⸗ 
weſen nicht beſteht, nicht ausüben, wobei als zweifelhaft dahingeſtellt bleiben 
kann, ob der Gläubiger, falls er von der Trennung der Gatten keine Kennt⸗ 
nis hat, ſich dennoch auf dieſes Recht berufen kann. Die Ausſchließung des 
Rechtes ſeinem Grunde nach erfolgt nicht durch räumliche Trennung der 
Gatten, ſondern bei beſtehender Ehe nur gemäß § 1357 Abſ. 2 BGB. 
Dies ergibt ſich deutlich aus $ 1357 BGB. ſelber. Das Geſetz kennt nur eine 
Ausſchließung der Schlüſſelgewalt durch den Mann. Letztere iſt die durch die 
Eheſchließung begründete Berechtigung der Frau, „innerhalb ihres häuslichen 
Wirkungskreiſes die Geſchäfte des Mannes für ihn zu beſorgen und ihn zu 
vertreten“. Beſteht ein häuslicher Wirkungskreis nicht, ſo fehlt dem Rechte 
der Frau das Betätigungsgebiet; das Recht ſelbſt aber bleibt beſtehen. So⸗ 
bald ein Betätigungsgebiet wieder vorhanden iſt, tritt das „Recht“ elaſtiſch 
wieder in die Erſcheinung. 

In der Aufhebung des gemeinſchaftlichen Hausweſens kann allerdings 
unter Umſtänden die der Frau gegenüber abgegebene Erklärung des Mannes, 
daß er die Schlüſſelgewalt aufhebe oder beſchränke, gefunden werden. Aber 
gerade eine ſolche Erklärung des Mannes iſt eintragungsfähig ($ 1357 
Abſ. 2, § 1435, § 1501 Abſ. 1 BGB.). Selbſt wenn nun im vor⸗ 
liegenden Falle ſchon bei der Trennung der Gatten eine ſolche Ausſchließungs⸗ 
erklärung des Mannes erfolgt war, ſo ſtand dies doch nicht der auf Grund 
der — ſpäteren — Ausſchließungserklärung vom 26. Auguſt 1912 erfolg⸗ 
ten Eintragung in das Guͤterrechtsregiſter entgegen. Denn ſelbſt wenn die 
ſpätere Erklärung nur eine Wiederholung der frühreren war, ſo kommt es 
doch für die Eintragung auf das Datum der nur zwiſchen den Ehegatten 
wirkſamen Erklärung nicht an. Die Eintragung enthält nur den Vermerk, 
daß die Schlüſſelgewalt ausgeſchloſſen worden iſt, nicht, wann die im Ver⸗ 
hältniſſe zwiſchen den Ehegatten wirkſame Erklärung abgegeben wurde. Hatte 
die Erklärung vom 26. Auguſt 1912 im Innenverhältniſſe zwiſchen den 
Gatten die Wirkung der Rechtsänderung nicht, weil dieſe Wirkung einer 
früheren Erklärung bereits innewohnte, ſo bleibt die Tatſache beſtehen, daß 
der Mann der Frau gegenüber eine wirkſame Ausſchließungserklärung abge⸗ 
geben hat. Dies allein, in Verbindung mit der Beobachtung der formellen 
Vorſchriften für den Eintragungsantrag, war für die Eintragung ausreichend. 
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Eigentümerhypothek oder Eigentümergrundſchuld. Unterſchied bei der 
Verwendung zur Sicherung eines neuen Darlehens. Vorausſetzungen der 
Umſchreibung auf den neuen Gläubiger. 


88 1177, 1180, 1198 BGG. 
Kammergericht Berlin, 12. März 1913. — Bd. 13 S. 128. 


Eingetragener Eigentümer des im Grundbuche von B. Bd. 6 Bl. Nr. 174 
geführten Grundſtücks iſt ſeit dem 17. Oktober 1902 der Kaufmann M. 
In Abteilung III Nr. 4 iſt eine Darlehnshypothek von 4000 M. für 
Frau Z. eingetragen. Dieſe Hypothek ift am 17. Ottober 1902 abgezweigt 
von einer am 24. März 1902 für die N. Bank eingetragenen Darlehns⸗ 
hypothek von 92000 M. 

In der öffentlich beglaubigten Urkunde vom 10. September 1912 hat 
Frau Z. bekannt, die 4000 M. nebſt Zinſen „von dem Grundeigentümer“ 
erhalten zu haben und die Löſchung der Hypothek bewilligt. Der Grundſtücks⸗ 
eigentümer M. hat in der notariellen Verhandlung vom 14. September 1912 
erklärt: 

1. er ſchulde dem Malermeiſter O. 4000 M., dieſe Schuld ſei vom 
1. Oktober 1912 ab mit 4½ Proz. zu verzinſen und unter den näher ans 
gegebenen Bedingungen fällig; 

2. er habe die Darlehnshypothek der Frau Z. durch Befriedigung der 
Gläubigerin erworben. Er wandle dieſe Hypothek in eine Hypothek für die 
anerkannte Darlehnsforderung des O. um, bewillige die Eintragung dieſer 
Aenderung unter Angabe der Zinserhöhung, der neuen Fälligkeitsbeſtimmungen 
und des neuen Gläubigers in das Grundbuch und beantrage die Wieder⸗ 
aushändigung des dem neuen Gläubiger bereits übergebenen Hypothekenbriefes 
an dieſen. 

Auf Grund dieſer Urkunden, die von dem Notar M. beglaubigt bzw. 
aufgenommen ſind, hat dieſer beantragt, die Hypothek der Frau Z. als Hypo⸗ 
thek für die in der Verhandlung vom 14. September 19 12 anerkannte 
Darlehnsſchuld auf O. umzuſchreiben. 

Das Grundbuchamt hat durch Zwiſchenverfügung vom 10. Dezember 
1912 den Antrag beanſtandet. Es hat ausgeführt, aus den Urkunden ſei 
nicht erſichtlich, ob der Eigentümer die Z.ſche Hypvthek als Hypothek oder 
als Grundſchuld erworben habe, dieſes ſei jedoch weſentlich, denn wenn er 
die Fypothek als ſolche erworben habe, jo komme nicht eine Umwandlung 
($ 1198 BGB.), ſondern nur eine Forderungsauswechſelung ($ 1180 368) 
in Frage. Sei die Hypoihek dagegen als Grundſchuld auf den Eigentümer 
übergegangen, ſo ſei begrifflich gleichzeitig mit der Umwandlung in eine Hypo⸗ 
thek die Abtretung an O. notwendig. 

Das Landgericht hat die eingelegte Beſchwerde zurückgewieſen. Auch 
die weitere Beſchwerde hatte keinen Erfolg. In den Gründen iſt ausgeführt: 

Befriedigt der Grundſtückseigentümer den Hypoihekengläubiger, fo ver⸗ 
einigt ſich in ſeiner Perſon die Hypothek mit dem Eigentum. Dabei ſind 
zwei Fälle zu unterſcheiden: Iſt der Eigentümer nicht der perſönliche Schuldner, 
jo geht die Forderung auf ihn über ($ 1143 Abſ. 1 Satz 1 BG), die 
Hypothek bleibt alſo auch in ſeiner Hand Hypothek ($ 1153 Abſ. 1 BGB.). 
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Iſt dagegen der Eigentümer gleichzeitig perſönlicher Schuldner, ſo erliſcht die 
Forderung und die Hypothek geht in dieſem Falle als Grundſchuld auf den 
Eigentümer über (88 1163 Abſ. 1 Satz 2, 1177 Abſ 1 Satz 1 BGB.). 
Hat der Eigentümer die Hypothek als Hypothek erworben, ſo kommt, wie 
das Grundbuchamt richtig hervorhebt, eine „Umwandlung“ in eine andere 
Hypothek nicht in Frage (8 1198 BGB.). Dagegen kann unter Beibehaltung 
der Belaſtungsform eine Auswechſelung der geſicherten Forderung gegen eine 
andere Forderung ſtattfinden (8 1180 BGB.). Iſt die Hypothek dagegen 
zur Grundſchuld geworden, ſo iſt eine Forderungsauswechſelung gemäß § 1180 
BGB. nicht möglich, da eine durch eine andere Forderung zu erſetzende 
Forderung nicht vorhanden iſt. Wohl kann jedoch in dieſem Falle die Grund⸗ 
ſchuld in eine Hypothek umgewandelt werden ($ 1198 BGB.). Dieſe Um: 
wandlung kann jedoch, wie das Kammergericht in dem Beſchluſſe vom 11. April 
1910 (863. 39 A, 240) ausführlich dargelegt hat, wenn es ſich um die 
Umwandlung einer Eigentümergrundſchuld handelt, begrifflich nicht ohne min⸗ 
deſtens gleichzeitge Abtretung des dringlichen Rechtes an den neuen Gläubiger 
erfolgen. Darüber, ob es ſich im vorliegenden Falle um eine Forderungs⸗ 
auswechſelung (§S 1180 BGB.) oder um eine Umwandlung (8 1198 BGB.), 
verbunden mit einer Abtretung des dinglichen Rechtes, handelt, geben die vor⸗ 
gelegten Urkunden keine Auskunft, und die Beſchwerdeführer heben in der 
erſten Beſchwerde auch hervor, daß dieſe Unklarheit ihrem Willen entſprochen 
habe, weil bei Aufnahme der Urkunde der Sachverhalt nicht habe mit Sicher⸗ 
heit feſtgeſtellt werden können. Dieſes Verfahren kann nicht für zuläſſig er⸗ 
achtet werden. Allerdings hat das Kammergericht in dem Beſchluſſe vom 
15. März 1906 (RJ A. 7, 151) die Umſchreibung einer von dem Eigen⸗ 
tümer erworbenen Hypothek auf den Namen eines neuen Gläubigers für zu⸗ 
läſſig erklärt, ohne daß es der Feſtſtellung bedürfe, ob der Eigentümer die 
Hypothek als Eigentümerhypothek oder als Eigentümergrundſchuld erworben 
habe, da in den Fällen des $ 1180 BGB. einerſeits und des § 1198 
BGB. verbunden mit der Abtretung des dinglichen Rechtes anderſeits ſowohl 
die Vorausſetzung wie die Wirkung die gleiche ſei. An dieſer Rechtsauffaſſung 
kann jedoch nach erneuter Prüfung nicht feſtgehalten werden. Sie berück⸗ 
ſichtigt nicht, daß die erwähnten Rechtsvorgänge einen verſchiedenen grundbuch⸗ 
mäßigen Ausdruck finden müſſen, denn die Grundbuchvermerke haben nicht 
nur den formellen Vorgang der Einſchreibung in das Grundbuch zu kenn⸗ 
zeichnen, ſondern auch darüber Auskunft zu geben, durch welchen Rechtsakt 
das materielle Recht geändert iſt (KGJ. 40 A, 268). Dieſer Rechtsakt iſt 
aber in beiden Fällen weſentlich verſchieden, und dementſprechend müſſen auch 
die Grundbuchvermerke verſchieden lauten. Handelt es ſich um eine Forderungs⸗ 
auswechſelung ($ 1180 BGB.), fo ift fie entſprechend dem Vermerk 3 in 
Abteilung III Spalte 7 des amtlichen preußiſchen Grundbuchformulars 
(JMBl. 1899 S. 367) einzutragen; es iſt alſo zu buchen: 

„Umgeſchrieben für .. . . mit der Maßgabe, daß an die Stelle der bis⸗ 

herigen Forderung eine .. . . forderung geſetzt wird.“ 
Der Buchung des dieſer Auswechſelung vorausgehenden Uebergangs der 
Hypothek auf den Eigentümer bedarf es nicht, denn, wie das Kammergericht 
in ſtändiger Praxis angenommen hat, iſt, wenn durch eine Eintragung das 
Recht des Eigentümerhypothekars betroffen wird, dem $ 40 Abſ. 1 GB. 

Blätter ſ. Rechtspfl. LXII. N. F. XLII. Freiw. Gerichtsbark. 2 
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dadurch genügt, daß der Gläubiger als Eigentümer eingetragen iſt. Handelt 
es ſich dagegen um eine Umwandlung der zur Grundſchuld gewordenen Eigen⸗ 
tümerhypothek, verbunden mit der Abtretung des dinglichen Rechtes, jo genügt 
nicht der Umwandlungs⸗ und Abtretungsvermerk, fondern es muß auch ge⸗ 
bucht werden, daß die Hpyothek als Grundſchuld auf den Eigentümer über⸗ 
gegangen war, denn andernfalls wäre der Vermerk, da es eine Umwandlung 
einer Hypothek in eine Hypothek gleicher Art nicht gibt, inhaltlich unverſtändlich. 
Der Vermerk würde alſo in dieſem Falle zu lauten haben: 

„Abgetreten mit den Zinſen ſeit . .. an den. . .. unter Umwand⸗ 

lung der zunächſt als Grundſchuld auf den Eigentümer übergegangenen 

Hypothek in einer Hypothek für eine Forderung aus | 
(KGJ. 39 A, 245), 

Hat hiernach das Grundbuchamt die Grundbuchvermerke verſchieden zu 
wählen, je nachdem der eine oder der andere Fall vorliegt, ſo muß ihm auch 
dargelegt und, ſoweit erforderlich, nachgewieſen werden, ob es ſich im Einzel⸗ 
fall um einen Fall des $ 1180 oder des §8 1198 BGB. handelt; hierzu 
bedarf es nach den vorſtehenden Ausführungen des Nachweiſes, ob der Eigen⸗ 
tümer die Hypothek als Hypothek oder als Grundſchuld erworben hat. Für 
dieſen Nachweis genügt, da es ſich um einen Fall der Berichtigungsbewilligung 
handelt, die Angabe des Eigentümers (RIA. 9, 218; KGJ. 39 A, 242). 
Da dieſe Angabe fehlt, hat das Grundbuchamt den Eintragungsantrag mit 
Recht beanſtandet. Einer weiteren Ergänzung bedürfen die Antragsunterlagen 
nicht. Die Auffaſſung des Landgerichts, daß es in jedem Falle einer Ab⸗ 
tretungserklärung bedürfe, iſt nicht zutreffend, denn für den Fall der Forderungs⸗ 
auswechſelung kommt eine Abtretung nicht in Frage. Ergibt ſich aber aus 
der noch beizubringenden Ergänzungserklärung des Eigentümers, daß es ſich um 
eine Umwandlung im Sinne des $ 1198 BGB. handelt, jo kann in der 
Urkunde vom 14. September 1912 unter Anwendung des § 133 BGB. 
ohne Bedenken die Erklärung der Abtretung gefunden werden, die in der 
„Bewilligung der Eintragung des neuen Gläubigers“ ihren ausreichenden 
Ausdruck gefunden hat. Aus derſelben Erwägung iſt für dieſen Fall in dem 
Antrag auch der Antrag auf Eintragung der Abtretung als mitenthalten an⸗ 
zuſehen. 


Unzuläſſigkeit einer Zwiſchenverfügung mit Friſtſetzung zur Hebung eines 
weiteren Eintragungshinderniſſes, wenn das Grundbuchamt die beantragte 
Eintragung bereits aus anderen Gründen endgültig zurückgewieſen hat. 


§ 18 GBO. 
Kammergericht Berlin, 12. März 1913. — Bd. 13 S. 131. 


Von den Erben des Grundſtückseigentümers B. hatten drei Miterben durch 
Verhandlung vor Notar P. der Firma S. D. ihre Erbteile übertragen. Die 
Erwerberin hatte die Uebertragung angenommen, Veräußerer und Erwerberin 
hatten die Eintragung der Uebertragung bei den Nachlaßgrundſtücken im Grund⸗ 
buche „bewilligt und beantragt“. Der Notar P. hat daraufhin beim Grund⸗ 
buchamte den Antrag geſtellt, die in den erwähnten Urkunden bewilligten 
Eintragungen in das Grundbuch vorzunehmen. Sein Antrag wurde durch 
Beſchluß des Amtsgerichts S. aus ſachlichen Gründen zurückgewieſen. 
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Gegen dieſen Beſchluß hat der Notar Beſchwerde eingelegt. 

Bevor das Amtsgericht die Beſchwerde dem Landgerichte vorlegte, gab 
es dem Antragſteller durch Zwiſchenverfügung unter Beſtimmung einer drei⸗ 
wöchigen Friſt auf, einen beglaubigten Antrag der ſämtlichen Erben des B. 
auf Umſchreibung des Grundſtücks auf die Erben in ungeteilter Erbengemein⸗ 
ſchaft gemäß $ 22 Abſ. 2 GBO. beizubringen. Die Zwiſchenverfügung ent⸗ 
hielt den Zuſatz, daß bei fruchtloſen Friſtablaufe die Beſchwerde auch auf die 
Zwiſchenverfügung auszudehnen ſei. 

Gegen dieſe Zwiſchenverfügung hat der Antragſteller gleichfalls Beſchwerde 
eingelegt. 

Das Amtsgericht legte daraufhin die Beſchwerde dem Landgerichte vor. 
Das Landgericht hat die Beſchwerde, ausgehend von der Zuläſſigkeit der nach 
Erlaß des Ablehnungsbeſchluſſes noch getroffenen Zwiſchenverfügung, zurück⸗ 
gewieſen. Gegen dieſen Beſchluß haben die Antragſteller, vertreten durch den 
genannten Notar, die weitere Beſchwerde erhoben. Das Kammergericht hat 
die Zwiſchenverfügung des Amtsgerichts und den Beſchluß des Landgerichts, ſo⸗ 
weit er die Zwiſchenverfügung betrifft, aufgehoben. In den Gründen iſt ausgeführt: 

Was das vom Grundbuchamt eingeſchlagene Verfahren betrifft, fo hat 
es zunächſt einen die beantragte Eintragung endgültig ablehnenden Beſchluß 
und nach eingelegter Beſchwerde noch eine Zwiſchenverfügung erlaſſen, gegen 
die ebenfalls Beſchwerde eingelegt iſt. 

Zweifelhaft könnte es nun ſein, ob das Grundbuchamt, wenn es nach 
Einlegung der Beſchwerde gegen den Beſchluß ſeinen Ablehnungsgrund fallen 
läßt, mit Rückſicht auf die Vorſchrift des §S 75 GBO. noch eine Zwiſchen⸗ 
verfügung wegen eines weiteren, bisher noch nicht erörterten Hinderniſſes er⸗ 
laſſen darf. Darum handelt es ſich aber im vorliegenden Fall nicht; da 


nämlich die Zwiſchenverfügung die Hinderniſſe des Beſchluſſes nicht für erledigt 


erklärt, ſondern von der eventuellen Ausdehnung der Beſchwerde auf die 
Zwiſchenverfügung ſpricht und die Gründe des erſten Beſchluſſes in der ſpäteren 
Ueberſendungsverfügung ausdrücklich aufrecht erhält, ſo ſteht feſt, daß das 
Grundbuchamt den ablehnenden Beſchluß nicht hat aufheben wollen. Der 
endgültigen und den Gründen nach aufrecht erhaltenen Ablehnung fügt es 
alſo noch eine Friſtbeſtimmung zur Hebung eines anderen Hinderniſſes hinzu. 
Dieſe Friſtbeſtimmung iſt unzuläſſig. Aus § 18 GB. ergibt ſich, daß das 
Grundbuchamt eine Friſt nur dann ſetzen darf, wenn es dem Antrage nach 
Behebung des betreffenden Hinderniſſes ſtattgeben will. Das aber war, wie 
ſich aus dem erſten Beſchluß ergibt, nicht der Fall. Die Hebung des in der 
Zwiſchenverfügung gerügten Hinderniſſes berührte den ablehnenden erſten Be⸗ 
ſchluß, der ſich im weſentlichen auf die Unklarheit des Vertrages ſtützt, noch 
nicht. Es hätte alſo bei der Ablehnung verbleiben müſſen. Die Zwiſchen⸗ 
verfügung war alſo völlig zwecklos. Es hätte genügt, wenn das Grundbuch⸗ 
amt das Landgericht bei Ueberſendung der Beſchwerde auf feine weiteren Be⸗ 
denken hinwies; denn das Landgericht hatte nicht nur über den im Beſchluß 
geltend gemachten Ablehnungsgrund zu befinden, ſondern alle dem Eintragungs⸗ 
antrag entgegenſtehenden Bedenken zu berückſichtigen (KG J. 55 A, 202). 
Da hiernach die Zwiſchenverfügung unzuläſſig iſt, war ſie unter gleichzeitiger 
Aufhebung des ſie beſtätigenden Teiles des landgerichtlichen Beſchluſſes auf 
die weitere Beſchwerde aufzuheben. 
2% 
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Löſchung eines auf Grund einer einſtweiligen Verfügung eingetragenen 

Widerſpruchs infolge einer die einftweilige Verfügung aufhebenden 

Entſcheidung, anch wenn der Widerſpruch nicht nur zugnuſten des 

Verfügungsklägers, ſondern eines weiteren Kreiſes von Berechtigten ein⸗ 
getragen iſt. 


§ 25 GB. 
Kammergericht Berlin, 12. März 1913. — Bd. 13 S. 132. 


Das im Grundbuche von B. Blatt Nr. 432 verzeichnete Grundſtück, 
das ſeinerzeit dem Maurerpolier D. gehörte, wurde nach deſſen im Jahre 1874 
erfolgten Tode im Jahre 1885 auf feine Ehefrau als Eigentümerin um⸗ 
geſchrieben, und zwar auf Grund eines von den Ehegatten im Jahre 1874 
errichteten wechſelſeitigen Teſtaments, in welchem ſich die Ehegatten gegenſeitig 
als Erben mit der Beſtimmung eingeſetzt hatten, daß nach ihrem Tode der 
ganze Nachlaß zur Hälfte an die Verwandten des Mannes, zur anderen Hälfte 
an die Verwandten der Frau fallen ſollte. Im Jahre 1900 ließ die Witwe 
D. das Grundſtück an die Beſchwerdeführerin auf, die als Eigentümerin in das 
Grundbuch eingetragen wurde. Im Jahre 1907, nachdem inzwiſchen auch die 
Witwe D. verſtorben war, klagten die zu den Verwandten des Ehemanns D. 
gehörende Frau S. und deren Ehemann gegen die Beſchwerdeführerin auf 
Zuſtimmung zu der Berichtigung des Grundbuchs; ſie erwirkten am 4. Sep⸗ 
tember 1907 eine vom Oberlandesgericht in P. als Beſchwerdegericht erlaſſene 
einſtweilige Verfügung, auf Grund deren am 6. September 1907 gemäß dem 
gleichlautenden Erſuchen dieſes Gerichts in Abt. II Nr. 4 des Grundbuchblatts 
ein Widerſpruch gegen die Richtigkeit der Eintragung der Beſchwerdeführerin 
als Eigentümerin des Grundſtücks „zugunſten der Nacherben der D. ſchen Ehe⸗ 
leute“ eingetragen wurde. Nachdem im Hauptprozeſſe durch Urteil des Ober⸗ 
landesgerichts in P. die Klage abgewieſen worden war, wurde die einſtweilige 
Verfügung auf den von der Beſchwerdeführerin gegen ſie erhobenen Wider⸗ 
ſpruch durch ein am 5. Juni 1912 gegen die Eheleute S. erlaſſenes, rechts⸗ 
kräftig gewordenes Verſäumnisurteil des Landgerichts in B. aufgehoben. Unter 
Vorlegung einer Ausfertigung diefes Urteils beantragte die Beſchwerdeführerin 
die Löſchung der Eintragung vom 6. September 1907 im Grundbuche. Das 
Grundbuchamt, Amtsgericht in B., forderte durch die Zwiſchenverſügungen vom 
11. und 16. November 1912 die Stellung des Löſchungsantrags in grundbuch⸗ 
mäßiger Form und — mit der Begründung, daß das die einſtweilige Ver⸗ 
fügung aufhebende Urteil nur gegenüber einer Nacherbin ergangen, den übrigen 
Nacherben gegenüber aber nicht wirkſam ſei — die Beibringung einer form⸗ 
gerechten Zuſtimmungserklärung dieſer Nacherben. Gegen dieſe Verfügungen 
legte die Antragſtellerin mit dem Antrage Befchwerde ein, von dem Verlangen 
der Zuſtimmung der am Prozeß nicht beteiligt geweſenen Nacherben Abſtand 
zu nehmen. Die Beſchwerde wurde durch Beſchluß des Landgerichts zurück⸗ 
gewieſen. Hiergegen hat die Beſchwerdeführerin die weitere Beſchwerde ein⸗ 
gelegt, der das Kammergericht ſtattgegeben hat. 

In den Gründen iſt ausgeführt: 

Der eingetragene Widerſpruch würde als inhaltlich unzuläſſig gemäß § 54 
Abi. 1 Satz 2 EBD. von Amts wegen zu löſchen fein, wenn ſich auch aus 
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der Eintragung die Perſon der Berechtigten nicht mit Sicherheit beſtimmen 
ließe. Als berechtigt eingetragen ſind die Nacherben der Eheleute D. Die 
Ehefrau D. hat aber nach dem von ihr und ihrem Manne unter der Herrſchaft 
des Preußiſchen Allgemeinen Landrechts errichteten gemeinſchaftlichen Teſtamente 
gar keine Nacherben hinterlaſſen. Die Nacherben ihres Mannes ſind nicht 
ihre Nacherben, ſondern ihre Erben (Erſatzerben) geworden. Da aber auch 
ſie für den Fall, daß ihr Mann ſie überleben würde, dieſe Perſonen als 
Nacherben berufen hatte, ſo muß die eingetragene Angabe ſinngemäß auf die 
von den Eheleuten D. als Nacherben eingeſetzten, in den Nachlaß des Mannes 


als Nacherben, in den Nachlaß der Frau als Erſatzerben gefolgten Perſonen 


bezogen werden. 

Abgeſehen von dem hiernach nicht vorliegenden Falle des 8 54 Abf. 1 
Satz 2 GBO. dient zur Löſchung eines auf Grund einer einſtweiligen Ver⸗ 
fügung eingetragenen Widerſpruchs, wie einer ſolchen Vormerkung, neben der 
Bewilligung des Berechtigten ($ 19 GBO.) und dem Nachweiſe der Un⸗ 
richtigkeit des Grundbuchs ($ 22 GBO.) die Beſtimmung des § 25 GB., 
nach der es „zur Löſchung nicht der Bewilligung des Berechtigten bedarf, wenn 


die einſtweilige Verfügung durch eine vollſtreckbare Entſcheidung aufgehoben 


iſt“. Mit Unrecht beſchränken die Vorinſtanzen die Anwendbarkeit dieſer Vor⸗ 
ſchrift auf den Fall, daß die aufhebende Entſcheidung gegenüber den ſämtlichen 
eingetragenen Berechtigten ergangen iſt. Allerdings wird in der Regel der 
eingetragene Berechtigte mit der Perſon identiſch ſein, welche die einſtweilige 
Verfügung beantragt hat und gegen welche daher auch die aufhebende Ent⸗ 
ſcheidung ergangen iſt. Es beſteht aber weder nach dem Wortlaute noch nach 
dem Sinne des § 25 GBO. genügender Anlaß, dieſen Paragraphen für un: 
anwendbar zu erklären, wenn der Widerſpruch nicht nur zugunſten des Ver⸗ 
fügungsklägers, ſondern, wie hier, gemäß der zu Recht oder Unrecht in 
ſolchem Umfang erlaſſenen einſtweiligen Verfügung zugunſten eines den 
Verfügungskläger umſchließenden weiteren Kreiſes von Berechtigten einge⸗ 
tragen iſt. 

Nach dem oben wiedergegebenen Wortlaute des S 25 GBO. kann ein 
auf Grund einer einſtweiligen Verfügung eingetragener Widerſpruch, wie eine 
ſolche Vormerkung, gelöſcht werden, ſobald die einſtweilige Verfügung durch 


eine vollſtreckbare Entſcheidung aufgehoben iſt. Daß dieſer umfaſſende Wort⸗ 


laut den gewollten Sinn der Beſtimmung wiedergibt, geht aus dem für den 
§ 25 GBD. vorbildlich geweſenen $ 19 Pr AGG. z. ZPO. vom 24. März 1879 
hervor, welcher lautet: 
„Die durch einſtweilige Verfügung angeordneten Eintragungen in einem 
Grund⸗ oder Hypothekenbuche find nach Vorlegung eines vollſtreckbaren 
Urteils oder Beſchluſſes, durch welche die einſtweilige Verfügung aufgehoben 
iſt, auf Antrag des Eigentümmers zu löſchen.“ 
Hier fehlt jeder Hinweis auf die „Bewilligung des Berechtigten“. Durch die 
Einfügung dieſer Worte in den § 25 iſt deſſen Faſſung derjenigen des 22 GBO. 
angepaßt, aber kein neues Erfordernis aufgeſtellt. Durch die neue Beſtimmung 
hat vielmehr mit der Beſchränkung auf die Vormerkung und den Widerſpruch, 
wie durch die alte auch mit Bezug auf ſonſtige Eintragungen, der Gedanke 
ausgedrückt werden ſollen, daß die zufolge einer einſtweiligen Verfügung bes 
wirkte Eintragung „ihre Berechtigung verliert, wenn die gerichtlliche Anordnung, 
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auf der ſie beruht, wegfällt“. Das iſt in der Denkſchrift zum Entwurfe der 
Grundbuchordnung (Heymannſche Ausgabe S. 41) mit aller Deutlichkeit aus⸗ 
geſprochen. | 

Derſelbe Gedanke liegt der Beſtimmung in $ 775 Nr. 1, $ 776 ZPO. 
zugrunde, daß die Zwangsvollſtreckung einzuſtellen und die bereits erfolgten 
Vollſtreckungsmaßregeln aufzuheben find, wenn die Ausfertigung einer vollſtreck⸗ 
baren Entſcheidung vorgelegt wird, durch die das zu vollſtreckende Urteil auf⸗ 
gehoben iſt. Entſprechenderweiſe iſt im $ 868 Abſ. 1 ZPO. für die Zwangs⸗ 
hypothek und im $ 932 Abſ. 2 ZPO. für die Arreſthypothek vorgeſchrieben, 
daß, wenn durch eine vollſtreckbare Entſcheidung die zu vollſtreckende Ent⸗ 
ſcheidung aufgehoben wird, der Eigentümer des Grundſtücks die Hypothek 
erwirbt. 0 

Wie in dieſen Beſtimmungen der vollſtreckbaren Aufhebungsentſcheidung 
ſchlechthin die Wirkung beigelegt iſt, die Beſeitigung der Vollſtreckungsmaßregeln 
oder (mit Rückſicht auf die Vorſchriſten des $ 1163 BGB.) den Uebergang 
der einmal entſtandenen Hypothek von dem Gläubiger auf den Eigentümer zu 
begründen, ſo begründet die vollſtreckbare Aufhebung der einer Vormerkung 
oder einem eingetragenen Widerſpruche zugrunde liegenden einſtweiligen Ver⸗ 
fügung die Löſchung jener Eintragung. Die Aufhebung erfolgt gegenüber 
demjenigen, welcher die einſtweilige Verfügung erwirkt hat. Darauf, ob die 
einſtweilige Vorfügung und die auf ihr beruhende Eintragung zugunſten 
eines weiteren Perſonenkreiſes ergangen iſt, kommt es nicht an. Die Buch⸗ 
rechte ſolcher anderen als Berechtigte eingetragenen Perſonen bei Fortfall der 
Grundlage ihrer Eintragung zu beſeitigen, iſt deshalb unbedenklich, weil ſich 
an den Widerſpruch ein gutgläubiger Erwerb nicht anſchließen kann (RIA. 4 
S. 48, 66). | 

Ob und eventuell wie der Grundſatz, der im KGJ 22A, 136 über 
die Löſchung einer das eingebrachte Gut einer Ehefrau betreffenden Vormerkung 
aufgeſtellt iſt, mit dem oben Geſagten vereinigt werden kann, braucht hier 
nicht erörtert zu werden. Im vorliegenden Falle iſt jenem Grundſatze dadurch 
genügt, daß das aufhebende Urteil gegenüber den beiden Eheleuten S. er⸗ 
gangen iſt. 


Ungeſetzliche Löſchung einer Vormerkung. Unzuläſſigkeit der Beſchwerde. 
Unzuläſſigkeit der Eintragung eines Widerſpruchs. 


§ 54, § 13 Abſ. 1, S 71 Abſ. 2 GBd. 
Kammergericht Berlin, 10. April 1913. — Bd. 13 S. 140. 


Im Grundbuche von B. Bd. 4 Art. 24 ſtand in Abteilung III unter 
Nr. 3 eine Vormerkung zur Sicherung des Anſpruches auf Eintragung einer 
Sicherungshypothek in Höhe von reſtlichen 2184,93 M. einer Bauwerkvertrags⸗ 
forderung nebſt 4 Proz. Zinſen und 200 M. Koſtenpauſchſumme für den 
Bauunternehmer F. auf Grund einer einſtweiligen Verfügung vom 16. Juli 
1910 eingetragen. Dieſer Eintragung folgte eine Reihe weiterer Hypotheken. 

Der damalige Grundſtückseigentümer H. hat über dieſe Vormerkung eine 
notariell beglaubigte Quittung und Löſchungsbewilligung des Gläubigers vom 
1. November 1912 vorgelegt und er hat ferner in notarieller Urkunde vom 
gleichen Tage die durch dieſe Löſchungsbewilligung angeblich als entſtanden 


u 


nachgewieſene Eigentümergrundſchuld unter Umwandlung in eine Hypothek für 
ein näher bezeichnetes Darlehen von 2384,93 M. an die Stiftsbrauerei 
Aktiengeſellſchaft in H. abgetreten und die Umſchreibung auf die neue Gläubigerin 
bewilligt und beantragt. 

Das Amtsgericht H. hat durch Beſchluß vom 8. November 1912 die 
beantragte Umſchreibung abgelehnt und gleichzeitig die Löſchung der Vormerkung 
von Amts wegen angeordnet. Die Löſchung iſt am ſelben Tage verfügt und 
am 12. November 1912 noch vor der Zuſtellung des Beſchluſſes eingetragen 
worden. 

Gegen den Beſchluß des Amtsgerichts haben die Rechtsanwälte S. und 
F. namens des Antragitellers H., des Vormerkungsgläubigers F. und der 
Stiftsbrauerei Beſchwerde eingelegt und in erſter Linie die Vornahme der be⸗ 
antragten Eintragung erbeten. Eventuell haben ſie die Wiedereintragung der 
von Amts wegen gelöſchten Vormerkung beantragt und einen weiteren Eventual⸗ 
antrag dahin geſtellt, daß die Eintragung eines Widerſpruchs gegen die Löſchung 
der Vormerkung angeordnet werde. Zu ihren Eventualanträgen haben ſie 
ausgeführt, daß die Löſchung zu Unrecht erfolgt und durch die ungerechtfertigte 
Löſchung das Grundbuch unrichtig geworden ſei. Der Vormerkungsgläubiger 
habe die Löſchungsbewilligung nur zum Zwecke der Umſchreibung auf die 
Stiftsbrauerei erteilt, nicht aber beabſichtigt, ſein Recht gemäß § 875 BGB. 
endgültig aufzugeben. Zur Löſchung der Vormerkung habe der erforderliche 
Antrag gefehlt. 

Das Landgericht hat die Beſchwerde zurückgewieſen. Gegen dieſen Beſchluß 
haben der Antragſteller, der Vormerkungsgläubiger F. und die Stiftsbrauerei 
weitere Beſchwerde eingelegt. Auf den urſprünglichen Umſchreibungsantrag ſind 
ſie im Verfahren der weiteren Beſchwerde nicht zurückgekommen. Sie haben 
vielmehr hier in erſter Linie die Wiedereintragung der Vormerkung, eventuell 
die Eintragung eines Widerſpruchs gegen deren Löſchung beantragt. 

Das Kammergericht hat der weiteren Beſchwerde aus folgenden Gründen 
den Erfolg verſagt: 

Die Beſchwerde iſt ihrem Wortlaute nach gegen den Beſchluß vom 
8. November 1912 erhoben. Ihr jetzt noch zur Erörterung ſtehender Eventual⸗ 
antrag richtet ſich gegen den Beſchluß, inſoweit dieſer die Löſchung der Vor⸗ 
merkung von Amts wegen anordnet. Dieſe Anordnung, die vor der Bekannt⸗ 
machung des Beſchluſſes an den Antragſteller ſofort durch eine beſondere 
Löſchungsverfügung zur Ausführung gebracht iſt und offenſichtlich nicht die 
Bedeutung einer an die Beteiligten gerichteten Verfügung hat, ſtellt ſich dem⸗ 
gemäß nicht als eine angriffsfähige Entſcheidung dar. Die Beſchwerde iſt 
vielmehr als gegen die angeordnete Löſchung ſelbſt eingelegt anzuſehen. Sie 
könnte übrigens, auch wenn man den Beſchluß ſelbſt als beſchwerdefähig an⸗ 
ſehen wollte, jetzt, nachdem die angeordnete Eintragung erfolgt iſt, nicht 
anderen Regeln unterſtellt werden, als die Beſchwerde gegen die Eintragung ſelbſt. 

Nach § 71 Abſ. 2 Satz 1 GB0. iſt die Beſchwerde gegen Eintragungen, 
zu denen auch die Löſchungen gehören, unzuläſſig. Dieſe Vorſchrift bezieht 
NH auf ſolche Eintragungen, auf die ſich gemäß §8 892 BGB. ein gut⸗ 
gläubiger Rechtserwerb Dritter gründen kann. Deshalb iſt zwar gegen die 
Eintragung von Vormerkungen die Beſchwerde zuläſſig, da ihr Vorhandenſein 
nicht die Grundlage eines gutgläubigen Rechtserwerbs bilden kann. Nicht 


aber iſt die Beſchwerde zuläſſig gegen die Löſchung einer Vormerkung, weik 
im guten Glauben an das Nichtbeſtehen des vorgemerkten Anfpruches Rechte 
in der Zwiſchenzeit erworben fein können (KGJ. 20 A, 217; 42 A, 203). 
Soweit alſo die Beſchwerde die Löſchung der Vormerkung bekämpft und ihre 
Wiedereintragung bezweckt, iſt fie nach der Vorſchrift des §S 71 Abf. 2 Satz 1 
mit Recht zurüdgewiejen worden. 

Mit dem weiteren Eventualantrage der Beſchwerde iſt nun aber auch 
die Eintragung eines Widerſpruchs gegen die erfolgte Löſchung der Vormerkung 
verfolgt. Ein folder Antrag iſt in der Beſchwerdeinſtanz nach S 71 Abſ. 2 
Satz 2 GBO. unter den Vorausſetzungen des S 54 GBO. zuläſſig. Er 
ſetzt alſo hier nach $ 54 Abſ. 1 Satz 1 voraus, daß das Grundbuchamt 
unter Verletzung geſetzlicher Vorſchriften eine Eintragung vorgenommen hat, 
durch die das Grundbuch unrichtig geworden iſt. 

Eine Verletzung geſetzlicher Vorſchriften liegt vor. Nach $ 13 Abſ. 1 GBO. 
ſoll eine Eintragung, ſoweit nicht das Geſetz ein anderes vorſchreibt, nur auf 
Antrag erfolgen. Die Grundbuchordnung aber kennt nur zwei Ausnahmen, 
in denen eine Vormerkung von Amts wegen zu löſchen iſt. Nach § 18 Abſ. 2 
Satz 2 GB. iſt die zugunſten eines unerledigten Antrages bei Eingang 
neuer Anträge eingetragene Vormerkung und nach § 76 Abſ. 2 GBO. die 
vom Beſchwerdegericht einſtweilig angeordnete Vormerkung von Amts wegen 
zu löſchen, wenn im erſten Falle der früher geſtellte Antrag zurückgewieſen, 
im zweiten die Beſchwerde zurückgenommen oder zurückgewieſen iſt. Im übrigen 
gilt auch für die Vormerkung das Erfordernis des Antrags (KGJ. 32 B, 16). 
Dieſen Grundſatz hat das Grundbuchamt hier verletzt, indem es die Vormerkung 
ohne Antrag von Amts wegen gelöſcht hat. 

Das Grundbuch iſt aber durch dieſe Löſchung nicht unrichtig geworden. 
Die Vormerkung ſtellt kein ſelbſtändiges dingliches Recht dar; ſie verleiht 
nach § 883 BGB. nur beſtimmten Anſprüchen gewiſſe dingliche Wirkungen, 
nämlich die Sicherungs⸗ und die Rangwirkung. Erliſcht der geſchützte An⸗ 
ſpruch, ſo wird die Vormerkung inhaltlos, und durch ihre Löſchung wird des⸗ 
halb nur die Uebereinſtimmung mit der wirklichen Rechtslage hergeſtellt. Das 
iſt hier der Fall. Durch die zu den Akten gegebene Quittung des F. und 
die entſprechende Erklärung des H. iſt klargeſtellt, daß die der Vormerkung 
zugrunde liegende Forderung getilgt iſt. Die Vormerkung iſt alſo gegen⸗ 
ſtandslos geworden. Daß dieſe Befriedigung etwa entgegen den erwähnten 
Angaben nicht erfolgt ſei, iſt in keiner Weiſe dargelegt. Das iſt auch nicht 
etwa aus der Behauptung der Beſchwerdeführer zu folgern, wonach die 
Löſchungsquittung nur zum Zwecke der Umſchreibung und unter ihrer Be⸗ 
dingung erteilt iſt. Aber ſelbſt wenn man dieſen Darlegungen der Beſchwerde⸗ 
führer folgen müßte, ſo würde doch durch die, wenn auch unrechtmäßige 
Löſchung der Vormerkung das Grundbuch nicht unrichtig geworden ſein, weil 
nach der in der Entſcheidung des Kammergerichts vom 17. Juni 1912 
(RIA. 12, 170) vertretenen Anſicht die Vormerkung kein ſelbſtändiges dingliches 
Recht verkörpert, das außerhalb des Grundbuchs fortbeſtehen könnte, und 
weil deshalb ohne Rückſicht auf den geſicherten Anſpruch mit ihrer Löſchung 
in jedem Falle ihre Wirkungen erlöſchen. Danach iſt die Beſchwerde auch, 
8 fie auf die Eintragung eines Widerſpruchs geht, mit Recht zurüͤck⸗ 
gewieſen. 
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Berechtigtes Intereſſe an der Einſicht des Grundbuchs. Verſagung der 
Einſicht, wenn das Intereſſe auf öffentlich⸗ rechtlicher Grundlage ohne 
wirtſchaftlichen Charakter beruht. 


§ 11 EBD. 
Kammergericht Berlin, 17. April 1913. — Bd. 13 S. 143. 


Im Kreisblatte für den Kreis S. vom 18. September 1912 iſt gemäß 
§ 96 der Kreisordnung für die Provinz Schleswig⸗Holſtein vom 26. Mai 
1888 das vom Kreisausſchuß aufgeſtellte Verzeichnis der vom Wahlverbande 
der größeren ländlichen Grundbeſitzer gehörenden Grundbeſitzer uſw. veröffent⸗ 
licht. Der Beſchwerdeführer, Hufner K., hat nach ſeiner Angabe bei dem 
Kreisausſchuſſe die Berichtigung dieſes Verzeichniſſes beantragt und gegen 
den ſeinen Antrag zurückweiſenden Beſchluß Klage bei dem Bezirksausſchuß 
erhoben. Indem er geltend machte, daß er zur Nachprüfung der Frage, ob 
beſtimmte in das Verzeichnis aufgenommene Perſonen hinſichtlich der Art und 
Größe ihres Grundeigentums die geſetzlichen Vorausſetzungen erfüllten, der 
Einſicht der Grundbücher jener von ihm namentlich angeführten Perſonen 
bedürfe, beantragte er bei dem Amtsgericht in S., ihm dieſe Einſicht zu ge⸗ 
ſtatten. Das Amtsgericht und ihm folgend das Landgericht wieſen den An⸗ 
trag zurück mit der Begründung, daß ein auf öffentlich⸗rechtlicher Grundlage 
beruhendes Intereſſe kein berechtigtes Intereſſe im Sinne des $ 11 BED. 
ſei. Auch der weiteren Befchwerde hat das Kammergericht nicht ſtattgegeben. 
In den Gründen iſt ausgeführt: 

Dem Beſchwerdeführer ſteht ein berechtigtes Intereſſe im Sinne des 
§ 11 EBD. nicht zur Seite. 

Was unter einem berechtigten Intereſſe im Sinne dieſer Vorſchrift zu 
verſtehen iſt, darüber beſteht in der Literatur Meinungsverſchiedenheit (Güthe, 
GBO. (3) S 11 Anm. 6). Der zutreffende Ausgangspunkt für die Ent⸗ 
ſcheidung der Frage iſt zu entnehmen aus dem Zuſammenhange zwiſchen dem 
formellen Grundbuchrecht und dem materiellen Liegenſchaftsrechte, zwiſchen dem 
formellen und dem materiellen Publizitätsprinzip. Dieſer Zuſammenhang war 
ſchon unter der Herrſchaft des früheren preußiſchen Rechts anerkannt: „Wenn 
nach ALR. I 4 § 19“, ſo heißt es bei Achilles (Die preußiſchen Geſetze über 
Grundeigentum und Hypothekenrecht vom 5. Mai 1872) in Anm. 1 zu 
§ 19 GBBO., „ſich niemand mit der Unwiſſenheit einer in das Hypotheken⸗ 
buch eingetragenen Verfügung entſchuldigen und der Inhalt des Buches gegen 
jedermann wirkſam werden kann, ſo fordert die Konſequenz, daß das Buch 
den Beteiligten offenſteht. . . .. Derjenige hat ein Recht auf Einſicht des 
Buches, deſſen Rechtsverhältniſſe von dem Inhalte des Buches betroffen werden 
können“. Für das geltende Recht iſt in den 88 892, 893 BGB. der Grund⸗ 
ſatz des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs ausgeſprochen. Zugunſten 
desjenigen, welcher im Vertrauen auf den Inhalt des Grundbuchs ein Recht 
an einem Grundſtück oder ein Recht an einem ſolchen Rechte durch Rechts⸗ 
geſchäft erwirbt oder an den eingetragenen Berechtigten eine Leiſtung bewirkt 
oder mit ihm in Anſehung des eingetragenen Rechtes ein ſonſtiges Ver⸗ 
ſfügungsgeſchäft vornimmt, gilt der Inhalt des Grundbuchs als richtig. Dieſes 
materielle Publizitätsprinzip hat den im $ 11 GBO. niedergelegten Grund» 
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ſatz der Offenlegung des Grundbuchs, das formelle Publizitätsprinzip, zur 
notwendigen Vorausſetzung. Wenn die Eintragungen in das Grundbuch nach 
Maßgabe der 88 892, 893 BGB. als richtig und vollſtändig gelten, muß 
die Einſicht des Grundbuchs jedem, der ein berechtigtes Intereſſe daran hat, 
offenſtehen. Dieſer innere Zuſammenhang wird auch durch die Entſtehungs⸗ 
geſchichte des Geſetzes beſtätigt. 

In den Motiven zu dem den Rechtserwerb in gutem Glauben behan⸗ 
delnden $ 837 des erſten Entwurfs zum Bürgerlichen Geſetzbuch (3, 212) 
war gejagt: Das Grundbuch müſſe formell öffentlich fein. Dieſe Oeffentlich 
keit habe den Sinn, daß es von jedem Beteiligten eingeſehen werden könne 
und müſſe. Die zu dem erſten Punkte erforderliche Vorſchrift werde der 
Grundbuchordnung vorbehalten. Demgemäß war dem § 837 des erſten 
Entwurfs die Anmerkung beigefügt, die Grundbuchordnung werde vorſchreiben, 
daß die Grundbuchämter verpflichtet ſeien, die Einſicht des Grundbuchs und 
der dazu gehörigen Akten jedem Beteiligten zu geſtatten. In der Kommiſſion 
für die zweite Leſung des Bürgerlichen Geſetzbuchs wurde dieſe Anmerkung 
gebilligt, allerdings mit dem Bemerken, daß der Frage in keiner Weiſe vor⸗ 
gegriffen werden ſolle, ob nicht etwa bei der zweiten Leſung der Grundbuch⸗ 
ordnung der Kreis der zur Einſicht berechtigten Perſonen zu erweitern ſei 
(Prot. 3, 91 V). Der zweite Entwurf der Grundbuchordnung ($ 10) machte 
indeſſen wie der erſte (§ 15) nach dem Vorgange des § 19 der Preußiſchen 
Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872 das Recht auf Grund bucheinſicht von 
dem Vorhandenſein eines rechtlichen Intereſſes abhängig. Die gegenwärtige 
Faſſung, nach der ein berechtigtes Intereſſe genügt, erhielt die Vorſchrift erſt 
in der Reichstagskommiſſion. Der Bericht dieſer Kommiſſion zu $ 10 des 
zweiten Entwurfs (Druckſ. des Reichstags 1895/97 Nr. 686 S. 8) ergibt, 
daß durch die neue Faſſung das in der preußiſchen Praxis aufgeſtellte Er⸗ 
fordernis eines breits vorhandenen Rechtes des Antragſtellers beſeitigt werden 
ſollte. Das Grundbuch ſollte insbeſondere demjenigen offenſtehen, welcher 
über den Erwerb des Grundſtückes oder eines Rechtes am Grundſtücke mit 
dem Berechtigten verhandle, ſowie demjenigen, der mit dem Eigentümer einen 
Werkvertrag abgeſchloſſen habe oder abſchließen wolle (vgl. 8 648 BGB. ). 
Auch ſonſt ſollte ein „verſtändiges, durch die Sachlage gerechtfertigtes Inter⸗ 
eſſe“, ſich über die Rechtsverhältniſſe am Grundſtücke zu unterrichten, genügen. 

Kann hieraus auch entnommen werden, daß der Ausdruck „berechtigtes 
Intereſſe“ nicht nur ein rechtliches, d. h. wie in den Motiven zu $ 15 des 
erſten Entwurfs einer Grundbuchordnung (amtliche Ausgabe S. 46) hervor⸗ 
gehoben war, ein auf ein Privatrecht gegründetes, ſondern auch ein wirt⸗ 
ſchaftliches Intereſſe umfaſſen ſollte, ſo iſt doch der Zuſammenhang zwiſchen 
formellem und materiellem Publizitätsprinzip, wenngleich im Verkehrsintereſſe 
gelockert, beſtehen geblieben. Auch nach der neuen Faſſung des Geſetzes 
kommen ausſchließlich oder doch in erſter Linie ſolche Fälle in Betracht, in 
denen eine Beziehung desjenigen, der die Einſicht des Grundbuchs begehrt, 
oder wenigſtens eine künftige oder mögliche Beziehung zu dem Inhalte des 
Grundbuchs gegeben iſt. Dem entſpricht die Ausführung in einem früheren 
Beſchluſſe des Kammergerichts (RIA. 1, 74): Ein berechtigtes Intereſſe ſei 
nicht nur bei jedem, der ein Recht am Grundſtücke bereits beſitze oder auf 
Grund eines von ihm erworbenen Titels erlangen könne, ſondern auch da 
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anzuerkennen, wo der Antragſteller vernünſtigerweiſe damit rechnen müſſe, daß 


ihn die ordnungsmäßige Wahrnehmung bereits überſehbar, wenn auch nur 


tatſächlicher Intereſſen in Zukunft zum Erwerbe von Rechten am Grundſtück 
— eventuell im Zwangsvollſtreckungswege — werde führen können. 


Dafür, daß auch ein auf ein öffentliches Recht gegründetes oder ſonſtiges 
Intereſſe von dem Ausdrucke „berechtigtes Intereſſe“ mitumfaßt werden ſollte, 


gewähren weder das Geſetz ſelbſt noch der ausführliche Kommiſſionsbericht und 


die anderen Materialien einen Anhalt. In der Begründung zum erſten Ent⸗ 
wurf einer Grundbuchordnung (Amtliche Ausgabe S. 46) iſt vielmehr, ohne 
daß hiergegen in der Reichstagskommiſſion ein Widerſpruch geäußert worden wäre, 
zum Ausdruck gebracht, daß die Berückſichtigung öffentlicher Intereſſen an 
der Kenntnis des Grundbuchinhalts als nicht dem Privatrecht angehörig der 
„„ e überlaſſen werden ſollte (Denkſchrift, Heym. Ausgabe, 


So beſtätigt die Entſtehungsgeſchichte, was auch ohne ſolche Begründung 


angenommen werden müßte: Die Grundbuchordnung als ein Ergänzungsgeſetz 


zu dem materiellen Liegenſchaftsrechte des Bürgerlichen Geſetzbuchs iſt, wie 
dieſes, nur für das Privatrechtsgebiet beſtimmt. Sie hat in das in den 
deutſchen Einzelſtaaten geltende oder zu erlaſſende öffentliche Recht auch hin⸗ 


ſichtlich der Bekanntgabe des Grundbuchinhalts nicht eingreifen wollen und 


nicht eingegriffen (KJ. 23 A, 213 ff. in Uebereinſtimmung mit 4, 112). 


Wenn daher nach preußiſchem öffentlichen Recht ein Recht auf Grundbuchein⸗ 


ſicht zugunſten von Privatperſonen überhaupt gegeben wäre, würde es jeden⸗ 
falls nicht mit den Rechtsmitteln der Grundbuchordnung, ſondern nur im 
Aufſichtswege verfolgt werden können (KG J. 23 A, 213). 

Kann, wie dargelegt, ein auf öffentlichrechtlicher Grundlage beruhendes 
Intereſſe im allgemeinen nicht als ein berechtigtes Intereſſe im Sinne des 
8 11 GBO. angeſehen werden, fo mag vielleicht in beſonderen Fällen, wenn 
ein öffentliches Recht vorwiegend wirtſchaftlichen Charakter hat, wie etwa ein 
Konzeſſſonsrecht, eine unmittelbare oder analoge Anwendung des § 11 GBO. 
geboten und zuläſſig erſcheinen. Dieſe Frage kann hier dahingeſtellt bleiben. 
Denn das dem Beſchwerdeführer zur Seite ſtehende öffentliche Recht hat keine 
ſolche wirtſchaftliche Natur. 

Aus der lediglich dem materiellen und formellen Liegenſchaftsrecht ent⸗ 
nommenen Begründung dieſes Beſchluſſes folgt auch, daß in ihm zu der 
Frage, wie der Begriff des berechtigten Intereſſes in dem 8 34 FGG., dem 
8 9 Abſ. 2 HGB. oder in anderen Vorſchriften auszulegen iſt, nicht Stellung 
genommen zu werden brauchte und nicht Stellung genommen worden iſt. 


Pflicht des Grundbuchamtes, die Auflaſſung eines Grundſtücks durch den 
Konkursverwalter entgegenzunehmen, auch wenn die Genehmigung der 
Gläubigerverſammlung zu der freihändigen Veräußerung nicht vorliegt. 


SS 134, 136 KO. 
Kammergericht Berlin, 30. April 1913. — Bd. 13 S. 146. 


Eingetragener Eigentümer des im Grundbuche von L. Bd. 39 Blatt 667 
verzeichneten Grundſtücks iſt der Kaufmann Fritz G. Er iſt verſtorben. 
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Ueber ſeinen Nachlaß iſt der Konkurs eröffenet. Zum Konkursverwalter iſt 
der Kommiſſionär W. ernannt. Ein Gläubigerausſchuß iſt nicht beſtellt. 

W. hat das Grundſtück durch notariellen Vertrag vom 13. Mai 1910 
an den Gutsbeſitzer K. freihändig ohne Genehmigung der Gläubigerver⸗ 
ſammlung verkauft. Der Käufer beantragte beim Amtsgericht, einen Termin 
zur Entgegennahme der Auflaſſung anzuberaumen. Das Grundbuchamt lehnte 
jedoch durch Beſchluß vom 5. November 1912 die Anberaumung ab, weil. 
die Auflaſſung erſt erfolgen könne, wenn die Zuſtimmung der Gläubigerver⸗ 
ſammlung beigebracht ſei, und das Landgericht wies die Befchwerde des Käufers 
zurück. Der weiteren Beſchwerde, welche die Verletzung der 88 133 ff. KO. 
rügt, iſt mit folgender Begründung ſtattgegeben worden: 

Nach §8 134 Nr. 1 KO., der auch auf den Nachlaßkonkurs Anwendung. 
findet, hat der Konkursverwalter die Genehmigung des Gläubigerausſchuſſes 
oder, falls ein ſolcher nicht beſtellt iſt, die Genehmigung der Gläubigerver⸗ 
ſammlung einzuholen, wenn ein unbeweglicher Gegenſtand aus freier Hand 
veräußert werden ſoll. Dieſes Erfordernis der Genehmigung betrifft lediglich 
den inneren Geſchäftsgang mit der Maßgabe, daß der Konkursverwalter dem 
Gemeinſchuldner und den Gläubigern verantwortlich iſt, wenn er ohne dieſe 
Genehmigung ein Grundſtück freihändig veräußert. Dies ſolgt aus der Be⸗ 
ſtimmung des $ 136 KO. Danach wird durch die Vorſchriften der 88 133 
bis 135 KO. und deren Nichtbeachtung die Gültigkeit einer Rechtshandlung 
des Verwalters dritten Perſonen gegenüber nicht berührt. Es ergibt ſich 
dies auch aus der Entſtehungsgeſchichte. Die Begründung zu § 136 führt 
aus (Druckſ. des Reichstags 1874, Nr. 200 S. 356): „Die Vorfchriften 
ſollen ferner nicht nach außen wirken. Ihre Nichtbeachtung begründet eine 
Verantwortlichkeit des Verwalters, ſoll aber die Gültigkeit der von ihm vor⸗ 
genommenen Rechtshandlung und die Wirkſamkeit als Maſſeſchuld dem Dritten 
gegenüber in keiner Weiſe beeinträchtigen. Der Verwalter iſt nach außen der 
geſetzliche Disponent. Erregt ſchon jede geſetzliche Einſchränkung eines vertrags⸗ 
mäßigen Disponenten, Prokuriſten, Liquidators uſw. dem Publikum gegenüber 
Bedenken, ſo ſteigern ſich dieſelben bei einer geſetzlichen Stellvertretung. Un⸗ 
möglich aber kann dem Publikum die Prüfung zugemutet werden, ob ein 
Gläubigerausſchuß beſtellt, ob vorſchriſtsmäßig die Gläubigerverſammlung be⸗ 
rufen ob ordnungsmäßig der Beſchluß des Ausſchuſſes oder der Verſammlung 
zuſtande gekommen iſt, in welcher Lage der Konkurs ſich befindet, welche 
Gründe zu einem Verkaufe drängen, ob das in Rede ſtehende Rechtsgeſchäft 
zu der einen oder zu der anderen oder zu keiner der beiden Kategorien zu 
rechnen iſt uſw. Die 88 121, 122 (88 133, 134 des Geſetzes) find nur 
Kautelen für den inneren Geſchäftsgang.“ Dieſe gefeßgeberiichen Gedanken 
find im $ 136 KD. zu unzweideutigem Ausdruck gelangt. Sie haben auch 
für den Verkehr zwiſchen Konkursverwalter und dem Grundbuchamte Geltung. 
Demgemäß wird allgemein angenommen, daß der Grundbuchrichter die Ein⸗ 
tragung des Grundſtücks auf den Namen des Erwerbers im Falle des $ 134 
KO. nicht um deswillen ablehnen darf, weil im die erteilte Genehmigung der 
Gläubigerverſammlung oder des Gläubigerausſchuſſes nicht nachgewiefen ſei. 
Dieſer Rechtsauffaſſung iſt beizutreten. Das Wiſſen des Dritten oder des 
Grundbuchamts vom Mangel der Genehmigung ſchadet der Rechtsgültigkeit 


der Rechtshandlung noch nicht ohne weiteres. Welche Rechtsfolgen im Falle 
einer Kolluſion, für deren Vorhandenſein hier, ſoviel erſichtlich, keine Anhalts⸗ 
punkte gegeben ſind, eintreten würden, kann dahingeſtellt bleiben. Hiernach 
erweiſen ſich die Vorentſcheidungen als unzutreffend. 


Erſuchen des Vollſtreckungsgerichts, den Rechtsnachfolger des nach dem 

Zuſchlage verſtorbenen Erſtehers eines Grundſtücks als Eigentümer in das 

Grundbuch einzutragen; Befugnis des Grundbuchamts zur Prüfung des 
Eintritts der Rechtsnachfolge. 


§ 39 GB.; § 130 3G. 
Oberſtes Landesgericht München, 2. Mai 1913. — Bd. 13 S. 147. 


Das zur Konkursmaſſe der Eheleute K. gehörige, im Grundbuche von 
N. eingetragene Anweſen, Haus Nr. 7, wurde am 5. September 1912 durch 
das Notariat N. zwangsweiſe verſteigert. Meiſtbietender mit einem Gebote 
von 68 700 M. blieb der Maurermeiſter F. In dem zur Verkündung der 
Entſcheidung über die Erteilung des Zuſchlags anberaumten Termine vom 
12. September 1912 wurde der Zuſchlag den in allgemeiner Gütergemeinſchaft 
lebenden Eheleuten Emil und Magdalena H. erteilt, da nach der Urkunde des 
Notariats N. vom 12. September 1912 der Maurermeiſter F. die Anſprüche 
auf das Meiſtgebot an die Eheleute H. abgetreten und dieſe die Verpflichtungen 
aus dem Meiſtgebot übernommen hatten. Der Zuſchlag iſt rechtskräftig ge⸗ 
worden. N 

Nach dem Zeugniſſe des Amtsgerichts N. vom 7. November 1912 iſt 
Emil H. am 8. Oktober 1912 geſtorben. Die Witwe Magdalena H. ſetzt 
mit den drei Abkömmlingen die Gütergemeinſchaft fort. Am 15. März 1913 
erſuchte das Amtsgericht N. als Vollſtreckungsgericht unter Mitteilung der 
Akten das Grundbuchamt, gemäß $ 130 3G. die Erſteherin, Witwe Magda⸗ 
lena H. in fortgeſetzter Gütergemeinſchaft lebend, als Eigentümerin des An⸗ 
weſens Haus Nr. 7 im Grundbuche einzutragen und den Verſteigerungs⸗ 
und Konkursvermerk ſowie die durch den Zuſchlag erworbenen Rechte zu löſchen. 

Das Grundbuchamt lehnte am 19. März 1913 dieſes Erſuchen ab, weil 
nach dem Beſchluſſe des Notariats N. vom 12. September 1912 der Zuſchlag 
den in allgemeiner Gütergemeinſchaft lebenden Eheleuten H. erteilt worden ſei; 
die Prüfung des Grundbuchamts gegenüber dem Erfuchen des Vollſtreckungs⸗ 
gerichts habe ſich darauf zu erſtrecken, ob in dem Erſuchen „der Erſteher“ 
angeführt ſei, denn gemäß § 130 ZVG. ſei es zu erſuchen, den Erſteher 
und nicht deſſen Erben als Eigentümer einzutragen. Die Veränderungen in⸗ 
folge Todesfalles habe das Vollſtreckungsgericht nicht zu beachten, ſondern die 
Berichtigung des Grundbuchs in dieſer Beziehung den Beteiligten zu überlaſſen. 
Die Eintragung, wie ſie das Erſuchen des Vollſtreckungsgerichts bezwecke, ſei 
unrichtig: der Grundbuchrichter dürfe, ſelbſt Erſuchen von Behörden gegenüber, 
eine Unrichtigkeit nicht mit Bewußtſein herbeiführen, zumal wenn hierdurch, 
wie im vorliegenden Falle, ein koſtſpieliger Rechtsſtreit entſtehen könne. 

Gegen dieſen Beſchluß legte das Vollſtreckungsgericht die Beſchwerde ein. 
Durch das von der Witwe Magdalena H. vorgelegte Zeugnis des Nachlaß⸗ 
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gerichts vom 7. November 1912 ſei dem Vollſtreckungsgerjchte der Tod des 
Emil H. und die Tatſache der Fortſetzung der Güͤtergemeinſchaft der Magda⸗ 
lena H. mit ihren Kindern amtlich bekannt geworden. Magdalena H. ſei als 
Verwalterin des Geſamtgutes der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft im Verfahren 
nach § 144 3G. zugezogen worden und habe dem Gerichte durch öffentliche 
und öffentlich beglaubigte Urkunden nachgewieſen, daß fie die nach $ 144 3G. 
Berechtigten befriedigt habe oder daß ſie von ihnen als alleinige Schuldnerin 
angenommen worden fei. Das Erſuchen des Vollſtreckungsgerichts ſei voll⸗ 
ſtändig richtig; es läge eine unrichtige Eintragung vor, wenn die Eheleute H. 
eingetragen würden, da Emil H. geſtorben ſei. Das Grundbuchamt ſei aber 
auch zu einer materiellen Nachprüfung des Erſuchens des Vollſtreckungsgerichts 
gar nicht berechtigt. Für die materielle Richtigkeit der im Erſuchungsſchreiben 
enthaltenen Eintragungen habe das Vollſtreckungsgericht allein die Verantwortung 
zu tragen. 

Das Landgericht N. wies die Beſchwerde als unbegründet zurück. Auch 
die von dem Vollſtreckungsgerichte hiergegen eingelegte weitere Beſchwerde iſt 
als nicht begründet zurückgewieſen worden. In den Gründen iſt ausgeführt: 

Nach den SS 130, 145 38G. iſt, wenn der Teilungsplan ausgeführt 
oder das Verfahren nach § 144 durchgeführt und der Zuſchlag rechtskräftig 
iſt, das Grundbuchamt zu erſuchen, den Erſteher als Eigentümer einzutragen, 
den Verſteigerungsvermerk ſowie die durch den Zuſchlag erloſchenen Rechte zu 
löſchen und die Eintragung der Sicherungs hypothek für die Forderung gegen 
den Erſteher zu bewirken. Erſteher iſt, wem der Zuſchlag erteilt iſt. Hieraus 
folgt, daß die im § 130 vorgeſehene Aufgabe des Vollſtreckungsgerichts be⸗ 
züglich der Eintragung des Erſtehers auf die Herbeiführung der Eintragung 
desjenigen beſchränkt iſt, der in dem Zuſchlagsbeſchluß als Erſteher bezeichnet 
worden iſt ($ 82 3G.). Wie die Eintragung des Rechtsnachfolgers des 
Erſtehers herbeigeführt wird, richtet ſich nach den allgemeinen Grundſätzen des 
Grundbuchrechts. Tritt die Rechtsnachfolge nach dem Tode des Erſtehers ein, 
fo iſt es Sache des Rechtsnachfolgers ſelbſt, feine Eintragung zu veranlaſſen. 
Es iſt aber nicht unzuläſſig, daß das Vollſtreckungsgericht auf Antrag des 
Rechtsnachſolgers um deſſen Eintragung erſucht. Allein dieſem Erſuchen kommt 
eine andere rechtliche Bedeutung bei als dem Erſuchen, den Erſteher ſelbſt ein⸗ 
zutragen. Bei dem Erſuchen, den Erſteher einzutragen, handelt das Vollſtreckungs⸗ 
gericht im Rahmen des ihm im § 139 33G. zugewieſenen Wirkungskreiſes, 
ſeinem Erſuchen kommt hiernach die im $ 39 EBD. beſtimmte Tragweite 
zu; bei dem Erſuchen, den Rechtsnachfolger des Erſtehers einzutragen, 
handelt das Vollſtreckungsgericht nur als Vermittler des Antrags des Rechts⸗ 
nachfolgers. 

Der Zuſchlag wurde im vorliegenden Falle den in allgemeiner Güter⸗ 
gemeinſchaft lebenden Privatierseheleuten Emil und Magdalena H. in N. er⸗ 
teilt; dieſe find ſonach die Erſteher; das Vollſtreckungsgericht kann deshalb 
nicht nach $ 130 3 G., weil inzwiſchen Emil H. geſtorben iſt, um die Ein⸗ 
tragung der Witwe Magdalena, in fortgeſetzter Gütergemeinſchaft lebend, als 
Erſteher erſuchen. Es muß vielmehr in dem Erſuchungsſchreiben die Eheleute H. 
als Erſteher bezeichnen und um ihre Eintragung nach § 130 erſuchen, kann 
aber damit das Erſuchen verbinden, gleichzeitig den Uebergang des Eigentums 
auf Magdalena H. in fortgeſetzter Gütergemeinſchaft einzutragen. 
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Das Vollſtreckungsgericht meint, wenn das Grundbuchamt den Stand: 
punkt vertrete, Erſteher ſei nicht die Witwe H., ſondern die in allgemeiner 
Gütergemeinſchaft lebenden Eheleute H., jo könne es hierzu nur auf Grund 
der Nachprüfung der materiellen Richtigkeit des Erſuchens ſowie auf Grund 
der Einſicht der Akten gekommen ſein. Eine materielle Prüfung ſtehe aber 
dem Grundbuchamte nicht zu; die Mitteilung der Vollſtreckungsakten ſei nicht 
Pflicht des Vollſtreckungsgerichts, ſondern geſchehe nur auf Grund einer be⸗ 
ſtehenden Uebung; das Erſuchungsſchreiben bilde die einzige Grundlage der 
Tätigkeit des Grundbuchamtes, dieſes Schreiben aber gebe keinerlei Anhalts⸗ 
punkte für einen derartigen Einwand. Denn es gehe dahin, „die Erſteherin 
Magdalena H. .. einzutragen. Dieſe Ausführungen find nur zum Teil 
zutreffend. In den Fällen, in denen nach geſetzlicher Vorſchrift eine Behörde 
befugt iſt, das Grundbuchamt um eine Eintragung zu erſuchen, erfolgt allerdings 
die Eintragung auf Grund des Erſuchens der Behörde ($ 39 GBO.). Das 
Erſuchen erſetzt den Eintragungsantrag, die Eintragungsbewilligung und die 
ſonſt etwa erforderliche Zuſtimmung eines Dritten. Das Grundbuchamt hat 
aber zu prüfen, ob die Zuſtändigkeit der Behörde begründet iſt, ob ſich das 
Erſuchen alſo auch in dem Rahmen der geſetzlichen Vorſchrift, nach der die 
Behörde zu dem Erſuchen befugt iſt, hier des §S 130 3G. hält, und ob 
ſich nicht aus dem Inhalte des Grundbuchs Bedenken gegen die Eintragung 
ergeben. Eine Mitteilung der Vollſtreckungsakten an das Grundbuchamt ferner 
iſt nicht vorgeſchrieben; die Beſtimmung im § 174 des I. Entwurfs eines 
Geſetzes, betr. die Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen, daß 
dem Erſuchen eine Ausfertigung des Zuſchlagsbeſchluſſes und des Protokolls 
über den Verteilungstermin mit dem Teilungsplane beigefügt werden ſolle, 
wurde von der Reichstagskommiſſion geſtrichen. Es geſchah dies, um, wie 
der Kommiſſionsbericht ſagt, „zum Ausdruck zu bringen, daß für das Grundbuch⸗ 
amt nur der Inhalt des Erſuchungsſchreibens des Vollſtreckungsgerichts maß⸗ 
gebend iſt, während ihm eine Prüfung der Grundlagen des Erſuchungsſchreibens 
. . . nicht zukommt“. Allein gerade weil dem Grundbuchamt eine Nachprüfung 
nicht zuſteht, muß das Erſuchen ſo gehalten ſein, daß das Grundbuchamt alles, 
was es einzutragen hat, aus dem Erſuchen entnehmen kann. Nach den 
§§ 253, 343, 353, 355 der Dienſtanweiſung für die Grundbuchämter hat 
die Eintragung des Eigentums unter Angabe des Erwerbsgrundes zu erfolgen. 
Bei der Zwangsverſteigerung iſt der Zuſchlag der Erwerbsgrund ($ 355 
Nr. 8), nicht etwa das Erſuchen. In dem Erſuchen iſt deshalb der Zuſchlags⸗ 
beſchluß mit dem Datum desſelben anzugeben (OL GRſpr. 6, 437). 

In dem Erſuchen vom 15. März 1913 iſt der Zuſchlagsbeſchluß mit 
dem Datum nicht angegeben; es wird unter Zuleitung der Vollſtreckungsakten 
um Eintragung der Erſteherin Witwe Magdalena H., in fortgeſetzter Güter⸗ 
gemeinſchaft lebend, als Eigentümerin des Anweſens erſucht. Wenn das 
Erſuchen das Datum des Zuſchlagsbeſchluſſes (12. September 1912) enthielte, 
jo würde ſich ſchon hieraus im Zuſammenhalte mit dem Zeugniſſe vom 
7. November 1912, daß Emil H. erſt am 8. Oktober 1912 geſtorben iſt, 
die Unrichtigkeit, daß die Witwe H. die Erſteherin iſt, und damit die Un⸗ 
zuſtändigkeit des Vollſtreckungsgerichts, um deren Eintragung als Eigentümerin 
zu erſuchen, ergeben. Daß die Witwe H. nicht die Erſteherin iſt, wußte das 
Grundbuchamt übrigens auch deshalb, weil die Urkunde vom 12. September 1912, 
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in dem der Anſteigerer F. ſeine Anſprüche aus dem Meiſtgebot an die Che⸗ 
gatten H. abgetreten hat, zugleich einen Tauſchvertrag enthält und zum Vollzuge 
dieſes Tauſches dem Grundbuchamte ſchon vorgelegt war. 

Hiervon abgeſehen, ergibt ſich auch aus der rechtlichen Natur des Erſuchens 
um Eintragung des Erſtehers, daß das Vollſtreckungsgericht im Sinne des 
§ 130 nur um die Eintragung desjenigen erſuchen kann, dem der Zuſchlag 
erteilt worden iſt. Denn daß das Grundbuchamt nach 8 39 EBD. das in 
Gemäßheit des $ 130 38G. geſtellte Erſuchen ohne Prüfung feiner materiellen 
Richtigkeit vollziehen muß, hängt damit zuſammen, daß der Zuſchlag rechts⸗ 
kräftig iſt. Für das Grundbuchamt kann alſo eine Berichtigung der Ein⸗ 
tragung des Erſtehers nicht in Frage kommen. Anders bei der Eintragung 
des Rechtsnachfolgers des Erſtehers. Fiele feine Eintragung auch unter die 
Vorſchrift des 8 130, jo wäre fie gemäß § 39 GB. gleichfalls jeder 
materiellen Nachprüfung des Grundbuchamts entzogen. Das Grundbuchamt 
muß jedoch, wenn z. B. die Rechtsnachfolge im Erbwege oder auf Grund der 
allgemeinen Gütergemeinſchaft eintritt, hinſichtlich der Eintragung des Erben 
oder des überlebenden Ehegatten des Erſtehers das gleiche Prüfungsrecht haben, 
das ihm ſonſt im Falle des Erbgangs oder des Eintritts der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft gegenüber einem Erbſchein oder Zeugnis über die Fortſetzung 
der Gütergemeinſchaft zuſteht. Insbeſondere muß, wenn der Erbſchein ſpäter 
etwa eingezogen wird, das Grundbuchamt die Kraftloserklärung des Erbſcheins 
berückſichtigen dürfen, während in dieſem Falle, wenn die Eintragung des Er⸗ 
ſtehers unter den $ 130 3VG. und damit den $ 39 GB. fiele, weder 
das Vollſtreckungsgericht zur Berichtigung ſeines Erſuchens noch das Grundbuch⸗ 
amt zur Berückſichtigung der Kraftloserklärung des Erbſcheins befugt wären. 
Denn das Grundbuchamt wäre an das Erſuchen des Vollſtreckungsgerichts ge⸗ 
bunden, das Vollſtreckungsgericht aber kann die im Zuſchlagsbeſchluſſe aus⸗ 
geſprochene Bezeichnung des Erſtehers, wenn einmal der Zuſchlagsbeſchluß 
rechtskräftig iſt, nicht mehr ändern. Eine Ergänzung oder Berichtigung des 
Erſuchungsſchreibens des Vollſtreckungsgerichts kann nicht für die im Zuſchlags⸗ 
beſchluſſe ausgeſprochenen Verfügungen ($ 82 3G.), ſondern nur für deren 
rechtliche Folgen in Frage kommen. 
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Eintragung eines Altenteils für mehrere Berechtigte ohne Angabe von 
Bruchteilen oder eines beſonderen für die Gemeinſchaft maßgebenden 
Rechtsverhältniſſes. 


SS 48, 50 GB. 
Kammergericht Berlin, 20. März 1913. — Bd. 13 S. 135. 


Durch notariellen Vertrag vom 3. Oktober 1912 überließ der Landmann 
Niels Anderſen C. ſeinem Sohne Marius C. ſeine im Grundbuche von B. 
verzeichnete Landſtelle gegen einen hypothekariſch einzutragenden Preis von 
2000 M. und Beſtellung eines im Range vor der Hypothek einzutragenden 
Altenteils für den Ueberlaſſer und feine Ehefrau. Ueber dieſes im einzelnen 
genau feſtgeſetzte Altenteil, zu dem ein Wohnungsrecht, Gartennutzung und 
gewiſſe Leiſtungen gehörten, beſtimmt der Vertrag, daß es den Eheleuten, als 
den „Geſamtberechtigten“ bis zum Tode des Längſtlebenden zu gewähren ſei. 

Das Grundbuchamt, Amtsgericht in T., nahm die Auflaſſung entgegen, 
machte jedoch die Eintragung des Eigentumsüberganges, der Hypothek und des 
Altenteils davon abhängig, daß entweder der Antrag auf Eintragung des 
Altenteils dahin geändert werde, daß zwei ſelbſtändige Altenteile einzutragen 
ſeien, oder daß er jo gefaßt werde, daß der Vorſchrift des S 48 GBO. ge⸗ 
nügt ſei. Die gegen dieſe Zwiſchenverfügung eingelegte Beſchwerde beider 
Vertragsteile wurde vom Landgericht als unbegründet zurückgewieſen. Das 
Beſchwerdegericht läßt dahingeſtellt, ob ein gemeinſchaftliches Wohnungsrecht für 
mehrere Perſonen überhaupt nicht beſtellt werden könne; es erklärt die Ein⸗ 
tragung des Altenteils, ſo wie beantragt, ſchon deswegen für unzuläſſig, weil 
das „Geſamtrechtsverhältnis“, in dem die beiden Altenteiler zueinander ſtehen 
ſollen, nicht näher dargelegt werde und weil, ſoweit das Wohnungsrecht in 
Betracht komme, deſſen Begründung für die Altenteiler als Geſamtberechtigte 
rechtlich unmöglich ſei. Das Gleiche gelte für das den Altenteilern zu ge⸗ 
währende Nießbrauchrecht an dem Gartengrundſtücke. 

Nach Erlaß dieſer Entſcheidung wies das Grundbuchamt durch Beſchluß 
die Eintragungsanträge endgültig zurück. 

Der gegen den landgerichtlichen Beſchluß eingelegten weiteren Beſchwerde 
hat das Kammergericht aus folgenden Gründen ſtattgegeben: 

Die Zuläſſigkeit der weiteren Beſchwerde gegen die Zwiſchenverfügung 
bezw. den ſie beſtätigenden Beſchluß des Beſchwerdegerichts wird nach der 
Rechtsübung des Kammergerichts (RG. 61, 273; 70, 234) nicht dadurch 
ausgeſchloſſen, daß inzwiſchen die endgültige Zurückweiſung der Eintragungs⸗ 
anträge erfolgt iſt. Das Grundbuchamt wird den letztgedachten Beſchluß auf⸗ 
heben müſſen, ſofern er ihm nur vermöge der der Zwiſchenverfügung zugrunde 
liegenden Rechtsauffaſſung gerechtfertigt erſcheint. Denn in der Sache ſelbſt 
iſt die Beanſtandung der Eintragung des Altenteils nicht zu billigen. Damit 
entfällt auch das Hindernis für die Vornahme der übrigen Eintragungen, da 
dieſe nur deswegen unterblieben ſind, weil nach der von den Beſchwerdeführern 
nicht bemängelten Annahme der Vorinſtanzen die eine Eintragung nicht ohne 
die andere vorgenommen werden ſoll ($ 16 Abſ. 2 GBD.). 

Wie bereits im KGJ. 40 A, 150 ausgeführt worden iſt, iſt das Alten⸗ 
teil als einheitliches dingliches Recht an einem Grundſtücke dem heutigen Rechte 
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unbekannt. Es ergibt ſich das ſchon aus feiner Nichterwähnung im BGB. 
und der geſchloſſenen Zahl der dinglichen Rechte. Der Vorbehalt des Art. 96 
EGzBGB. betrifft nur die ſchuldrechtliche Seite des Verhältniſſes, den Alten⸗ 
teilsvertrag; nur dieſer hat daher auch im Art. 15 PrAGz BGB. eine, überdies 
nicht erſchöpfende, Regelung erfahren. Durch die Vorſchrift des S 50 GBO. 
wird hieran nichts geändert; ſie bedeutet nur, daß über den allgemeinen Satz 
des $ 874 BGB. hinaus nicht nur zur Bezeichnung des Inhalts der Rechte, 
ſondern zur Bezeichnung der einzelnen Rechte ſelbſt, aus denen ſich das 
Leibgedinge zuſammenſetzt, auf die Eintragungsbewilligung Bezug genommen 
werden darf. Iſt hiernach das Altenteil kein einheitliches dingliches Recht, 
ſondern nur eine Zuſammenfaſſung verſchiedenartiger, durch die Perſon des 
Berechtigten und den gemeinſamen wirtſchaftlichen Zweck verbundener Rechte 
unter eine einheitliche Bezeichnung, ſo ergibt ſich daraus ohne weiteres, 
daß bei der Eintragung eines Altenteils für mehrere Berechtigte — wenn 
dieſe für zuläſſig erachtet wird, worauf noch einzugehen iſt — der § 48 
GBO. dann keine Anwendung findet, wenn, wie dies dem Zwecke und der 
Abſicht des § 50 GBO. entſpricht, die einzelnen Leiſtungen nicht in das 
Grundbuch eingetragen werden. Denn unter einem „Recht“ im Sinne des 
§ 48 iſt nur ein wahres dingliches Recht zu verſtehen, das an einem Grund⸗ 
ſtück oder einem Grundſtücksrechte beſteht. Auf dem hier vertretenen Standpunkte 
ſtehen u. a. Fuchs⸗Arnheim, Grundbuchrecht (1.) I, 364 Anm. 8 II zu $ 1105 
BGB., II, 537, Anm. 15 zu $ 50 GBO. und anſcheinend auch Güthe, 
GBO. (2.) Anm. 21 zu § 50, Anm. 3, 5 zu § 48, während Predari, 
GBO. Anm. IIc zu § 6, Anm. 1 Bb zu den $$ 23, 24, Anm. 8 
Abſ. 2 zu § 48 zwar an der aus der preußiſchen Rechtslehre überlieferten Auf⸗ 
faſſung des Altenteils als eines einheitlichen dinglichen Rechtes feſthält, aber gleich⸗ 
wohl für die Anwendung des § 48 GBO. keinen Raum ſieht, weil die Gemein: 
ſchaft mehrerer Altenteiler weder Bruchteilsgemeinſchaft noch Geſamthänderſchaft 
noch Geſamtgläubigerſchaft im Sinne der SS 428 ff. BGB. ſei. Hiernach kann 
es dahingeſtellt bleiben, ob, wenn der $ 48 GBOD. auf ein für mehrere einzu⸗ 
tragendes Altenteil anwendbar wäre, das für die Gemeinſchaft maßgebende Rechts⸗ 
verhältnis nicht ſchon durch die Bezeichnung des Rechtes als Altenteil und durch 
die Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung genügend bezeichnet ſein würde. 

Was ſodann die Frage betrifft, ob überhaupt die Eintragung eines 
Altenteils für mehrere Perſonen, insbeſondere für Ehegatten, zuläſſig iſt oder 
ob für jeden Berechtigten je ein ſelbſtändiges Altenteilrecht eingetragen werden 
muß, ſo beſteht für das geltende Recht kein zwingender Anlaß, hierin von der 
früher hergebrachten Uebung der einheitlichen Eintragung abzuweichen. Eben 
deswegen, weil das Altenteil kein einheitliches dingliches Recht iſt und weil 
nach $ 50 GB. die einzelnen unter der Bezeichnung Altenteil zuſammen⸗ 
gefaßten Rechte nicht der Eintragung bedürfen, iſt der Grundbuchrichter auch 
einer Entſcheidung der Konſtruktionsfrage überhoben, ob bezüglich einzelner von 
jenen Rechten, insbeſondere des Wohnungsrechts, worüber in der Rechtslehre 
Streit beſteht, die Möglichkeit der Beſtellung eines gemeinſchaftlichen Rechtes für 
mehrere Berechtigte anzuerkennen oder zu verneinen iſt. Welches praktiſche 
Intereſſe den Grundbuchrichter zu einer Stellungnahme zu jener weſentlich 
theoretiſchen Frage nötigen ſollte, iſt nicht erſichtlich. Durch die Eintragung 
des Altenteils für mehrere Leibzüchter wird der Frage, in welchem Verhältniſſe 
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die Berechtigten zu den einzelnen Rechten oder bezüglich ihrer zueinander 
ſtehen, keineswegs vorgegriffen. Dieſes Verhältnis iſt nach der Natur der 
einzelnen Rechte und im übrigen nach der Art und Weiſe ihrer Begründung 
im einzelnen Falle zu beurteilen; es kann bei der Eintragung des Altenteils 
auf ſich beruhen. Die Eintragung des Altenteils für mehrere Leibzüchter unter 
einer und derſelben Nummer aber rechtfertigt ſich durch die Einheit des Be⸗ 
ſtellungsaktes und durch den — mindeſtens wirtſchaftlichen — Zuſammenhang 
der den mehreren Berechtigten zuſtehenden Rechte, der auch im Art. 15 8 10 


PrAGz BGB. zu der ſtillſchweigenden Anerkennung eines (in dieſem Sinne) 


einheitlichen Rechtes geführt hat. Vorausſetzung iſt natürlich, daß die Be⸗ 
teiligten wirklich ein einheitliches Altenteil und nicht verſchiedene, voneinander 
unabhängige Altenteile haben ſchaffen wollen, welche letztere Möglichkeit z. B. bei 
der Ausſetzung von Altenteilen für einen Elternteil und ein verſorgungsbedürftiges 
Geſchwiſter des Gutsübernehmers regelmäßig zutreffen wird, aber auch bei den 
Ehegatten (Eltern) nicht ſchlechthin ausgeſchloſſen iſt. Daß die Schaffung eines 
einheitlichen Altenteils gewollt iſt, wird namentlich dann meiſtens anzunehmen 
fein, wenn hinſichtiich aller oder einzelner Leiſtungen ein Mitberechtigungs⸗ 
oder Geſamtberechtigungsverhältnis zwiſchen den Altenteilsnehmern beſteht. 

Hiernach iſt es auch unſchädlich, wenn in dem Altenteilsvertrage bezw. 
der Eintragungsbewilligung geſagt iſt, das Altenteil ſei den beiden Ehegatten 
„als Geſamtberechtigten bis zum Tode des Längſtlebenden“ zu gewähren. Auch 
dieſer Ausdruck, der wohl hauptſächlich die im Art. 15 §8 10 PrAGzBGB. 
vorgeſchriebene Befreiung des Verpflichteten von dem Kopfteile des erſtverſterbenden 
Auszüglers an den teilbaren Leiſtungen ausſchließen ſoll, iſt nur auf diejenigen 
Leiſtungen zu beziehen, betreffs deren ihrer Natur nach ein Geſamtgläubiger⸗ 
verhältnis nach SS 428 ff. BGB. überhaupt möglich iſt. Ob dies lediglich 
für die in dem Vertrag aufgeführten Naturallieferungen und die erſatzweiſe zu 
zahlende Geldrente zutrifft und ob betreffs anderer Leiſtungen wenigſtens ein 
Rechtsverhältnis nach §S 432 BGB. beſtehen kann, bedarf vom Standpunkte 
des Grundbuchrichters aus keiner Entſcheidung. Es iſt auch aus dem Antrag 
und den Beſchwerdeſchriften nicht zu entnehmen, daß es den Beklagten gerade 
auf die Aufnahme der Geſamtberechtigung in den Grundbuchvermerk ankommt. 
Ein Recht darauf ſteht ihnen nicht zu, da die Faſſung des Eintragungsvermerkes, 
insbeſondere auch hinſichtlich der Bezugnahme überhaupt und ihres Umfanges, 
dem Grundbuchamt obliegt, das nach dem Zwecke des $ 50 GBBO., eine Weber: 
füllung der Grundbücher zu vermeiden, bei Altenteilen von der Bezugnahme 
einen möglichſt weiten Gebrauch machen ſoll. 

Aus dieſen Gründen waren die Vorentſcheidungen als rechtsirrtümlich auf⸗ 
zuheben und die Sache war an das Amtsgericht zurückzuverweiſen. 


Unwirkſamkeit der antragsgemäß nur bei einem der belaſteten Grundſtücke 
erfolgten Umſchreibung einer Geſamthypothek, trotz ſpäterer Löſchung der 
Hypothek auf dem Blatte des anderen Grundſtücks. 


8 54 G50. 
Kammergericht Berlin, 20. März 1913. — Bd. 13 S. 138. 
Für die Aktiengeſellſchaft B.er Volksbank ſtand bis zum 10. März 1911 


im Grundbuche von W. Bd. 34 Bl. 1666 Abt. III Nr. 1 und W. Bd. 32 
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Art. 1582 Abt. III Nr. 1 eine Geſamtſicherungshypothek bis zum Höchſt⸗ 
betrage von 100 000 M. für alle Forderungen der Gläubigerin gegen die 
Firma M. & K. G. m. b. H. eingetragen. In der notariellen Verhandlung 
vom 26. Januar 1911 trat der Bankdirektor T. „als Liquidator der auf⸗ 
gelöſten Aktiengeſellſchaft B.er Volksbank“ die im Grundbuche von W. Bd. 34 
Bl. 1666 eingetragene hypothekariſch geſicherte Forderung nebſt den Zinſen 
und allen damit verbundenen Rechten an die B.er Bank, Zweiganſtalt der 
Bergiſch⸗Märkiſchen Bank zu B., ab und bewilligte und beantragte Umſchreibung 
„dieſer“ Hypothek auf den Namen der Zeſſionarin. Demgemäß wurde am. 
10. März 1911 die Hypothek nur im Grundbuche von W. Bd. 34 Bl. 1666 
auf die neue Gläubigerin umgeſchrieben. Am 15. Juli 1912 vereinbarte die 
Schuldnerin mit der B.er Bank, Zweiganſtalt der Bergiſch⸗Märkiſchen Bank 
in B., daß die Hypothek auf W. Bd. 34 Bl. 1666 „außer für die erwähnten 
der B.er Bank abgetretenen Forderungen auch beſtellt ſein ſolle für alle bisher 
entſtandenen und künftig noch entſtehenden Forderungen der B.er Bank, Zweig⸗ 
anſtalt der Bergiſch⸗Märkiſchen Bank zu B., aus ihrem Geſchäftsverkehr mit 
der M. & K. Maſchinenfabrik Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung zu W. und 
deren Inhaber“. Der beurkundende Notar überreichte dieſe Urkunde zur Ein⸗ 
tragung der Veränderungen und ergänzte den Eintragungsantrag, nachdem er 
von dem Grundbuchamt auf die Eintragung im Grundbuch von W. Bd. 32 
Art. 1582 hingewieſen war, durch Vorlegung eines weiteren Antrages der 
B.er Bank, der dahin ging, zur Berichtigung des Grundbuchs noch im Grund⸗ 
buche von W. Bd. 32 Art. 1582 die Hypothek auf ſie umzuſchreiben. 

Das Grundbuchamt lehnte die Anträge ab, und das Landgericht wies 
die Beſchwerde zurück. In der notariellen Verhandlung vom 3. Mai 1912 
verzichtete der Liquidator T. mit der Erklärung, daß die Liquidation der Beer 
Volksbank beendet ſei und das Erlöſchen der Firma zur Eintragung in das 
Handelsregiſter werde eingetragen werden, „auf alle Hypotheken, die noch auf 
den Namen der Bier Volksbank eingetragen ſein ſollten“. Darauf wurde 
auf Antrag der Firma M. & K. G. m. b. H. die Hypothek im Grundbuche von 
W. Bd. 32 Art. 1582 am 11. Dezember 1912 gelöſcht. Nunmehr legten 
die B.er Bank und die Eigentümerin des Grundſtücks W. Bd. 34 Bl. 1666 
gegen den landgerichtlichen Beſchluß inſoweit weitere Beſchwerde ein, als durch 
ihn die Beſchwerde gegen die Ablehnung der Eintragung der aus der Urkunde 
vom 15. Juli 1912 erſichtlichen Veränderung im Grundbuche dieſes Grund⸗ 
ſtücks zurückgewieſen iſt. 

Die weitere Beſchwerde wurde zurückgewieſen. In den Gründen iſt aus⸗ 
geführt: | 

Der Antrag auf Eintragung der aus der Urkunde vom 15. Juli 1912 
erſichtlichen Veränderung bei der Hypothek W. Bd. 34 Bl. 1666 Abt. III 
Nr. 1 geht davon aus, daß die B.er Bank, Zweiganſtalt der Bergiſch⸗Märkiſchen 
Bank in B., die genannte Hypothek rechtswirkſam erworben habe. Dieſe An⸗ 
nahme iſt unzutreffend. Der Uebergang der Hypothek ſetzt Einigung und 
Eintragung voraus. Die Eintragung vom 10. März 1911 iſt jedoch inhaltlich 
unzuläſſig. Da es ſich um eine Geſamthypothek handelte, hätte die Umſchreibung 
der Hypothek auf die neue Gläubigerin rechtswirkſam und gleichzeitig nur auf 
den Blättern beider mitverhafteten Grundſtücke erfolgen können. Im vor⸗ 
liegenden Falle bezog ſich die Abtretung und der an ſie geknüpfte Umſchreibungs⸗ 
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antrag ausſchließlich auf das Grundbuch von W. Bd. 34 Bl. 666, und demgemäß 
iſt die Umſchreibung auch nur auf dieſem Blatte erfolgt. Dieſes Verſehen führte 
begriffsnotwendig zur Vervielfältignng des Geſamtrechts. Die Buchung vom 
10. März 1911 iſt infolgedeſſen, wie das Kammergericht in ſtändiger Recht⸗ 
ſprechung ausgeführt hat, inhaltlich unzuläſſig. Aus dieſem Grunde mußte 
die weitere Beſchwerde zurückgewieſen werden. Das Grundbuchamt wird zu⸗ 
nächſt den Vermerk vom 10. März 1911 gemäß § 54 Abſ. 1 Satz 2 GB. 
zu löſchen haben. Dabei iſt davon auszugehen, daß eine Heilung dieſer Un⸗ 
zuläſſigkeit durch die am 11. Dezember 1912 erfolgte Löſchung der Hypothek 
im Grundbuche von W. Bd. 32 Art. 1582 nicht erfolgt iſt. Wie der Be⸗ 
Schluß des Kammergerichts vom 14. Oktober 1912 (RIA. 12, 254) ausführt, 
iſt eine inhaltlich unzuläſſige Eintragung ein rechtliches Nichts und ſo anzuſehen, 
als wäre ſie überhaupt nicht erfolgt. Gilt ſie aber als rechtlich nicht vorhanden, 
jo iſt auch, wie in dem angeführten Beſchluſſe gleichfalls rechtsgrundſätzlich 
ausgeſprochen iſt, eine Heilung durch einen ſpäteren Rechtsakt nicht möglich. 


Zuläſſigkeit der Eintragung einer Vormerkung zur Sicherung des An⸗ 

ſpruchs auf eine Rangänderung, durch die einer nachſtehenden Hypothek 

der Vorrang vor dem jeweils getilgten Teile einer anderen im Range 
vorgehenden Hypotyek beigelegt werden ſoll. 


88 883, 1179 BGB.; § 40 860. 


Oberſtes Landesgericht München, 6. Juni 1913. — Bd. 13 
S. 152. 


Die Eheleute Mathias und Babette G. beſtellten mit notarieller Urkunde 
vom 6. Februar 1913 der Aktienbrauerei A. an mehreren ihnen gehörigen 
Grundſtücken für ein Darlehen von 8200 M. Hypothek hinter 10 000 M. 
Annuitätendarlehen der B. Bank nebſt 10%, Kaution und vier weiteren 
Hypotheken, darunter 2000 M. Darlehenskapital der Aktienbrauerei A. ſelbſt. 
In Nr. VIII der Urkunde iſt beſtimmt: 

Die Eheleute G. räumen hiermit den für die Aktienbrauerei A. bereits 
eingetragenen 2000 M. und noch einzutragenden 8200 M. bis zum 
Betrage von 10000 M. den Vorrang ein vor allen auf die Hypo⸗ 
thek der B. Bank zur Tilgung kommenden Amortiſationsquoten und 
allen etwaigen außerordentlichen Rückzahlungen und bewilligen und 
beantragen die Eintragung dieſer Rangeinräumung im Grundbuche. 

Das Grundbuchamt lehnte die Eintragung der Rangeinräumung ab, weil 
nach § 40 GBO. eine Eintragung nur erfolgen ſoll, wenn derjenige, deſſen 
Recht durch ſie betroffen wird, als der Berechtigte eingetragen iſt, der Um⸗ 
ſtand aber, daß die Hypothek von vornherein beſtimmt iſt, Eigentümerhypo⸗ 
thek zu werden, daß der Eigentümer alſo gewiſſermaßen als der künftige 
Berechtigte eingetragen iſt, den Eigentümer noch nicht zum gegenwärtig Berechtigten 
mache. . 

Die von den Eheleuten G. eingelegte Beſchwerde hatte keinen Erfolg. 
Der weiteren Beſchwerde wurde ſtattgegeben. In den Gründen iſt ausge⸗ 
führt: N 

Die Vorinſtanzen ſind in ihren Entſcheidungen mit Recht davon ausge⸗ 
gangen, daß der § 40 GBO. ein gegenwärtiges, eingetragenes Recht zur 


Vorausſetzung hat und daß demnach Verfügungen über eine noch nicht zur 
Entſtehung gelangte Eigentümerhypothek grundbuchrechtlich unzuläſſig ſind. Auf 
dieſem Standpunkte ſteht nicht bloß das Reichsgericht (61, 374; 72, 274), 
ſondern auch das Kammergericht, welches unter Abſtandnahme von ſeiner 
früheren, teilweiſe abweichenden Auffaſſung in der Entſcheidung vom 11. Okt. 
1906 (RIA. 8, 70) ausgeſprochen hat, daß der Eigentümer über eine ihm 
künftig möglicherweiſe zufallende Eigentümerhypothek nicht dadurch wirkſam 
verfügen kann, daß er einer Hypothek den Vorrang vor der künftigen Eigen⸗ 
tümerhypothek bewilligt. In gleichem Sinne hat auch der Senat wiederholt 
entſchieden (BayObLG. 9, 173; 10, 454). Hiervon abzugehen, beſteht kein 
Anlaß. 

Inſoweit durch die Erklärung der Eheleute G. etwa eine ſofort in 
Wirkſamkeit tretende Rangänderung zugunſten der Hypothek der Aktienbrauerei 
A. herbeigeführt werden ſoll, kann ihr daher auf keinen Fall eine Folge ge⸗ 
geben werden. Ihr Antrag kann aber auch dahin verſtanden werden, daß 
ſie ſich lediglich verpflichten, den Rang einer künftig durch Rückzahlungen 
entſtehenden Eigentümerhypothek der Aktienbrauerei A. einzuräumen, und daß 
dieſe obligatoriſche Verpflichtung durch entſprechende Eintragung in das Grund⸗ 
buch dinglich geſichert werden ſoll. 

Mit dem Reichsgericht (72, 276) iſt grundſätzlich davon auszugehen, 
daß die Eintragung der obligatoriſchen Verpflichtung zu Verfügung über eine 
Hypothek denſelben Einſchränkungen unterliegt wie die Eintragung der ding⸗ 
lichen Verfügung ſelbſt, daß alſo auch zur Sicherung einer die künftige Eigen⸗ 
tümerhypothek betreffenden Verpflichtung eine Eintragung im Grundbuche nicht 
erfolgen kann. § 883 Abſ. 1 Satz 2 BGB. kann nicht zum Beweiſe des 
Gegenteils angeführt werden, denn dieſer läßt zwar die Eintragung einer 
Vormerkung zur Sicherung eines künftigen oder bedingten Anſpruchs zu, hier 
aber iſt nicht der zu ſichernde Anſpruch betagt oder bedingt, ſondern das 
Recht ſelbſt, an dem der Anſpruch künftig entſtehen ſoll. 

Eine Ausnahme von der Regel des 8 40 GO. findet ſich jedoch im 
§ 1179 BGB., wonach, wenn ſich der Eigentümer einem anderen gegenüber 
verpflichtet, die Hypothek löſchen zu laſſen, wenn ſie ſich mit dem Eigentum 
in einer Perſon vereinigt, zur Sicherung des Anſpruchs auf Löſchung eine 
Vormerkung in das Grundbuch eingetragen werden kann. Dieſe Ausnahme 
zu verallgemeinern und damit auch anderen Verfügungen des Eigentümers 
über die künftige Eigentümerhypothek die Sicherung der Vormerkung zu er⸗ 
öffnen, wie das Kammergericht will (J. 33, 280), geht nicht an; denn die 
Beratungen der zweiten Kommiſſion, denen $ 1179 feine Entſtehung ver: 
dankt, laſſen entnehmen, daß die Kommiſſion, indem ſie zur Sicherung des 
Löſchungsanſpruchs im Intereſſe des Verkehrs die Vormerkung zuließ, ſich 
wohl bewußt war, eine Ausnahme zu ſchaffen, die aus anderen geſetzlichen 
Beſtimmungen, insbeſondere aus $ 883 BGB. nicht gefolgert werden könne. 

Kann ſonach von einer ausdehnenden Auslegung des 8 1179 BGB. 
keine Rede ſein, jo fragt ſich anderſeits doch, ob nicht durch die im $ 1179 
zugelaſſene Sicherung des Löſchungsanſpruchs die weniger weitgehende Sicherung 
des Anſpruchs auf Rangeinräumung mitumfaßt ſei. Das Reichsgericht (72, 
277) hat die Frage offen gelaſſen; einzelne Autoren bejahen ſie; die Mehr⸗ 
heit ſteht auf einem ablehnenden Standpunkte. Der Senat glaubt ſich der 
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bejahenden Auffaſſung anſchließen zu ſollen. Wenn einer im Range un⸗ 
mittelbar nachſtehenden Hypothek der Rang vor der vorausgehenden Eigen⸗ 
tümerhypothek eingeräumt wird, ſo iſt die Wirkung für die nachfolgende 
Hypothek weſentlich dieſelbe, wie wenn ihr durch Löſchung das Aufrücken 
ermöglicht wird. Beſtehen Zwiſchenhypotheken, ſo iſt die Wirkung auf dieſe 
bei der Löſchung und bei Rangeinräumung allerdings eine verſchiedene; allein 
auf die Löſchung der vorausgehenden Eigentümerhypothek haben die einge⸗ 
tragenen Zwiſchenhypotheken keinen Anſpruch, ſie ſind daher auch nicht ge⸗ 
ſchädigt, wenn ſtatt der Löſchung die Rangeinräumung zugunſten einer nach⸗ 
eingetragenen Hypothek erfolgt. 

Die Kommiſſion ging bei Schaffung des $ 1179 BGB. von der Er⸗ 
wägung aus, daß die Eigentümerhypothek für einen großen Teil von Deutſch⸗ 
land eine Neuerung darſtelle und man deshalb jedenfalls die Möglichkeit 
bieten müſſe, die hypothekariſchen Verhältniſſe dem bisherigen Verkehr ent⸗ 
ſprechend zu regeln (Prot. 3, 606). Gerade in Bayern war das Syſtem 
der Rangeinräumung an Stelle einer erloſchenen, aber im Hypothekenbuche 
noch nicht gelöſchten Hypothek geſetzlich zugelaſſen und wurde im Verkehr zur 
Verhinderung des Aufrückens der nachfolgenden Hypotheken häufig angewendet. 
Dieſer Uebung des Verkehrs entſpricht es jedenfalls, wenn § 1179 auf den 
Fall der Rangeinräumung mitbezogen wird. Ob die Einräumung des Ranges 
hier eine Aenderung im Inhalte der Hypothek darſtellt (nach einzelnen 
Geſetzesbeſtimmungen, z. B. $ 877 BGB., wird fie mitumfaßt, nach anderen, 
insbeſondere $ 883, nicht), kann ganz dahingeſtellt bleiben; von entſcheidender 
Bedeutung iſt nur, ob die Rangeinräumung, weil im wirtſchaftlichen Erfolge 
der Löſchung gleichſtehend, von § 1179 mitumfaßt wird. Dies iſt nach dem 
Ausgeführten zu bejahen. 


Zeugnis des Nachlaßgerichts, daß beim Tode eines in Gütergemeinſchaft 

lebenden Ehegatten die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft nicht eingetreten 

iſt. Beweiskraft eines ſolchen Zengniſſes im Verkehr mit dem Grundbuch⸗ 
amte. 


§ 1507 BGB.; § 29 G80. 
Kammergericht Berlin, 14. Juni 1913. — Bd. 13 S. 154. 


Im Grundbuche von S. Bd. VII Bl. Nr. 204 iſt in Abt. III eine 
Hypothek von 1200 Mark eingetragen für P. Für dieſe Hypothek iſt auch 
das Grundſtück S. Bd. VII Bl. Nr. 201 mitverhaftet. Gelegentlich der 
Auflaſſung des Grundſtücks S. Bd. VII Bl. Nr. 204 an den jetzigen Eigen⸗ 
tümer, den Grafen S., erklärte die Witwe des Hypothekengläubigers P., jetzt 
verehelichte M., ſie entlaſſe das genannte Grundſtück aus der Verbindlichkeit 
für die Hypothek und beantrage die Löſchung der Hypothek im Grundbuche 
dieſes Grundſtücks; der Ehemann M. genehmigte dieſe Erklärung, und die 
Veräußerer und der Erwerber ſchloſſen ſich dem Löſchungsantrage an. Zum 
Nachweis ihrer Beſugnis zur Verfügung über die Hypothek überreichte Frau M. 
ein Teſtament ihres erſten Ehemanns P. vom 2./6. Januar 1905 nebſt Er⸗ 
öffnungsprotokoll in Ausfertigung. Das Grundbuchamt beanſtandete den 
Löſchungsantrag durch eine an die Veräußerer, den Erwerber und Frau M. 
gerichtete Zwiſchenverfügung. Es verlangte den Nachweis, daß die Hypothek 
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zum Vorbehaltsgute des Ehemanns P. gehört habe, oder die Vorlegung eines 
Erbſcheins nach ihm und die Zuſtimmung ſämtlicher Erben. 

Die hiergegen von Frau M. eingelegte Beſchwerde iſt vom Landgerichte 
durch Beſchluß zurückgewieſen worden. Der weiteren Beſchwerde der Frau M. 
iſt ſtattgegeben worden. Die Gründe führen aus: 

Als Hypothefengläubiger iſt noch eingetragen der Ehemann P. Er hat 
die Hypothek erworben im Jahre 1906. Damals war ſeine erſte Ehefrau 
bereits verſtorben. Aus der erſten Ehe des P. ſind Kinder hervorgegangen. 
Die Möglichkeit, daß die Hypothek etwa zum Geſamtgut einer von dem Ehe⸗ 
manne P. mit ſeinen Kindern erſter Ehe gebildeten ſortgeſetzten Gütergemein⸗ 
ſchaft gehört, war nicht in Betracht zu ziehen, denn für den Grundbuchrichter 
iſt nach 8S 891 BGB. in erſter Linie der Inhalt des Grundbuchs maßgebend, 
und er darf andere Rechtslagen nur berückſichtigen, wenn er weiß, daß das 
Grundbuch unrichtig iſt. Dafür, daß P. mit ſeiner erſten Ehefrau in einem 
Güterſtande gelebt hat, an den ſich die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft anſchließt, 
ergeben die vorgelegten Urkunden nichts. Dagegen ergibt ſich aus dem Teſta⸗ 
mente vom 2./6. Januar 1905 in Verbindung mit den Anführungen der 
Beteiligten, daß P. mit der Beſchwerdeführerin in allgemeiner Gütergemein⸗ 
ſchaft verheiratet war. Nach § 1438 Abi. 1 Satz 2 BGB. gehört deshalb 
die Hypothek, ſofern ſie nicht Vorbehaltsgut iſt, zum Geſamtgute dieſer Güter⸗ 
gemeinſchaft. Dieſe Rechtslage haben die Vorinſtanzen, obwohl ſie ſich aus 
dem Grundbuche nicht ergibt, mit Recht berückſichtigt. Die Anführungen der 
Beſchwerdeführerin ſind ſo zu verſtehen, daß ſie mit P. in kinderloſer Ehe 
gelebt habe. Wäre das richtig, ſo könnte das Gläubigerrecht der Beſchwerde⸗ 
führerin nicht beanſtandet werden. Denn, da in dieſem Falle der Anteil des 
Ehemannes am Geſamtgut ebenſo wie ſein Vorbehaltsgut zu ſeinem Nachlaſſe 
gehört ($ 1482 BGB.) und die Erbfolge der Beſchwerdeführerin nach ihrem 
Ehemanne P. durch das öffentliche Teſtament vom 2./6. Januar 1905 und 
das Protokoll über die Teſtamentseröffnung nachgewieſen wird ($ 36 Abſ. 1 
Satz 2 GB.), ſtände feſt, daß das Gläubigerrecht an der Hypothek ſich 
nunmehr in der Perſon der Beſchwerdeführerin vereinigt hat. Das Verlangen 
der Vorlegung eines Erbſcheins wäre in dieſem Falle nicht zu rechtfertigen. 

Die Beſchwerdeführerin muß jedoch, ſofern ſie nicht die Zugehörigkeit der 
Hypothek zum Vorbehaltsgut in der Form des $ 20 GBO. nachweiſen kann, 
in eben dieſer Form den Nachweis erbringen, daß der Anteil des Ehemanns P. 
am Geſamtgut zu deſſen Nachlaß gehört hat. Sie muß alſo mit Rückſicht auf 
§ 1483 Abſ. 1 Satz 2 BGB. den Nachweis führen, daß beim Tode des P. 
gemeinſchaftliche Abkömmlinge, die im Falle der geſetzlichen Erbfolge als Erben 
berufen ſind, nicht vorhanden waren, oder daß aus einem anderen Grunde 
fortgeſetzte Gütergemeinſchaft nicht eingetreten iſt. Dieſer Nachweis kann durch 
einen Erbſchein nicht geführt werden. Der Erbſchein iſt ein Zeugnis über das 
Erbrecht ($ 2353 BGB.). Er kann, wie das Kammergericht wiederholt aus: 
geſprochen hat (OL GRſpr. 4, 397; 6, 315; 7, 446) 1), abgeſehen von dem 
geſetzlich anerkannten Ausnahmefalle des S 2369 BGB., als gegenſtändlich 
beſchränktes Zeugnis nicht erteilt werden und iſt nicht dazu beſtimmt, über den 
Beſtand des Nachlaſſes Auskunft zu geben. Mag es noch Fälle geben, die 


1) Vgl. jedoch auch RIA. 13, 16. 


es empfehlenswert erſcheinen laſſen, in dem Erbſcheine darauf hinzuweiſen, ob 
fortgeſetzte Gütergemeinſchaft eingetreten iſt oder nicht, ſo käme der Erbſchein 
als ein ausreichendes Nachweismittel hier doch nur unter der Vorausſetzung 
in Betracht, daß ein ſolcher Hinweis in dem Sinne für notwendig erachtet 
werden könnte, daß aus dem Fehlen eines ſolchen Vermerkes mit der Wirkung 
der Rechtsvermutung des $ 2365 BGB. auf die Nichtfortſetzung der Güter⸗ 
gemeinſchaft zu ſchließen wäre. Für eine ſolche Auffaſſung fehlt es an der 
geſetzlichen Grundlage. In dem Beſchluſſe vom 31. Januar 1907 (KGJ. 
34 A, 229) hat das Kammergericht allerdings ausgeſprochen, daß, wenn ein 
Zeugnis über die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft ($ 1507 BGB.) den 
Bruchteil des ehelichen Geſamtguts, der Geſamtgut der fortgeſetzten Güter⸗ 
gemeinſchaft geworden iſt, nicht angebe, durch das Zeugnis bewieſen werde, 
daß neben den gemeinſchaftlichen Abkömmlingen andere erbberechtige Ab⸗ 
kömmlinge des verſtorbenen Ehegatten nicht vorhanden find (vgl. § 1483 
Abſ. 2 BGB.). Dieſer Rechtsgrundſatz iſt jedoch nicht auf den Erbſchein zu 
übertragen, denn der Nachlaß iſt in ſeinem Weſen nicht dem Geſamtgut der 
ehelichen Gütergemeinſchaft gleichzuſtellen. Dieſes Geſamtgut bildet ein ab⸗ 
geſchloſſenes Sondervermögen. Sein Uebergang einerſeits auf das Geſamtgut 
der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft, andererſeits auf die daran nicht beteiligten 
Abkömmlinge vollzieht ſich nach feſten Bruchteilen. Der Nachlaß dagegen iſt 
das geſamte Vermögen des Erblaſſers, der nicht durch geſetzliche Vorſchrift der 
Vererbung oder doch der Vererbung im techniſchen Sinne entzogen iſt. Es 
ſcheiden alſo nicht nur feſte Bruchteile aus, wie es nach $ 1482 Abſ. 2 
BGB. geſchieht, falls anderes Vermögen als das eheliche Geſamtgut nicht 
vorhanden war, ſondern es kommen auch verſchiedene Vermögensmaſſen neben⸗ 
einander in Betracht, wie Vorbehaltsgut, Sondergut, unter Umſtänden Ge⸗ 
ſamtgut, ferner „gebundenes“ Vermögen, wie Fideikommißbeſitz, für das eine 
beſondere Erbfolge gilt, und endlich Vermögensgegenſtände, die überhaupt un⸗ 
vererblich ſind. Dieſe Weſensverſchiedenheit in Verbindung mit dem Grund⸗ 
ſatze, daß der Erbſchein, wie erwähnt, ein Zeugnis über das Erbrecht, alſo 
über die Geſamtnachfolge in den Nachlaß iſt, ſtehen der Verwertung jenes für 
das Zeugnis über die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft entwickelten Rechts⸗ 
gedankens im Wege. 

Hieraus folgt, daß der Erbſchein auch aus dieſem Geſichtspunkte zum 
Nachweiſe der Legitimation der Beſchwerdeführerin nicht verlangt werden kann, 
ſo daß aus dieſem Grunde die Vorentſcheidungen der Aufhebung unterliegen. 

Darüber, in welcher Weiſe der überlebende Ehegatte den im §S 29 GB. 
verlangten urkundlichen Nachweis, daß fortgeſetzte Gütergemeinſchaft nicht ein⸗ 
getreten iſt, zu führen hat, gibt das Geſetz unmittelbar keinen Aufſchluß. Im 
Falle der Ablehnung der Fortſetzung der Gütergemeinſchaft (88 1484, 1945 
Abſ. 1 BGB.) ſowie im Falle des Verzichts aller Abkömmlinge (SS 1517, 
2348 BGB.) wird ein ſolcher urkundlicher Nachweis unter Umſtänden durch 
Vorlegung der für das der Fortſetzung der Gütergemeinſchaft entgegenſtehende 


Ereignis maßgebenden Urkunden geführt werden können. Dasſelbe kann der 


Fall ſein, wenn durch öffentliche letztwillige Verfügung alle Abkömmlinge von 


der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft ausgeſchloſſen find ($ 1511 BGB.; KGJ. 


25 A, 228; 26 A, 55), und im Falle der Ausſchließung der Fortſetzung 
der Gütergemeinſchaft (§S 1508 BGB.) wird unter Umſtänden eine beglaubigte 


Abſchrift aus dem Güterrechtäregifter ausreichen (O GRſpr. 8, 335). Bes 
denken können auch in dieſen Fällen obwalten, wenn Zweifel an der Gültigkeit 
oder Wirkſamkeit der Urkunde beſtehen. Daneben gibt es aber auch wichtige 
Hinderungsgründe für die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft, die nicht bereits 
ihrem Weſen nach urkundlich belegt ſind. Das gilt z. B. für den Fall der 
Erbunwürdigkeit ſämtlicher Abkömmlinge (SS 1506, 2344 BGB.) und für 
den hier in Betracht kommenden Fall der Kinderloſigkeit. In Frage kommt 
ferner der Fall der Ausſchließung ſämtlicher Abkömmlinge durch eigenhändiges 
Teſtament, da dieſes nach § 29 GBO. kein für den Grundbuchverkehr ge⸗ 
eignetes Nachweismittel iſt. Da nun, wie auch der vorliegende Fall zeigt, 
ein unabweisbares Bedürfnis nach einem für den Grundbuchverkehr aus⸗ 
reichenden Nachweismittel für die Nichtfortſetzung der Gütergemeinſchaft be⸗ 
ſteht, muß unter Verwertung der in dem Geſetz als zutreffend anerkannten 
Rechtsgedanken und unter Fortentwicklung der poſitiven Vorſchriften ein Aus⸗ 
weg gefunden werden. Zugrunde zu legen iſt der $ 1507 BGB., wonach 
das Nachlaßgericht unter entſprechender Anwendung der Vorſchriften über den 
Erbſchein dem überlebenden Ehegatten auf Antrag ein Zeugnis über die Fort⸗ 
ſetzung der Gütergemeinſchaft zu erteilen hat. Dieſes Poſitivzeugnis iſt ein 
Erzeugnis reiner Zweckmäßigkeitserwägungen (Prot. 5, 729 ff.). In An⸗ 
knüpfung an den Erbſchein iſt dem Nachlaßgerichte die Ausſtellung eines 
Poſitivzeugniſſes über die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft auf Antrag des 
überlebenden Ehegatten oder ſeiner Rechtsnachfolger in Gemeinſchaft mit den 
anteilsberechtigten Abkömmlingen (KGJ. 414, 52) zur Pflicht gemacht, weil 
nach Anſicht der Mehrheit der Kommiſſion ein ſolches Zeugnis im Rechts⸗ 
verkehr nicht zu entbehren iſt. Aus denſelben Erwägungen muß der Nachlaß⸗ 
richter für verpflichtet angeſehen werden, auf Antrag des überlebenden güter⸗ 
gemeinſchaftlichen Ehegatten auch ein Zeugnis des Inhalts auszuſtellen, daß 
die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft nicht eingetreten iſt; denn wenn, wie 
dargelegt iſt, der urkundliche Nachweis der Nichtfortſetzung der Gütergemein⸗ 
ſchaft nicht zu entbehren, die Nachweisurkunde aber in vielen Fällen und 
namentlich in dem praktiſch wichtigen Falle der Kinderloſigkeit nicht ohne 
weiteres vorhanden iſt, muß dem überlebenden Ehegatten die Möglichkeit ge⸗ 
boten werden, die Urkunde in der Form eines gerichtlichen Zeugniſſes zu er⸗ 
langen, und die zuſtändige Stelle für die Erteilung dieſes Zeugniſſes iſt unter 
Berückſichtigung des S 1507 BGB. naturgemäß das Nachlaßgericht. Auch 
das Negativzeugnis iſt wie das Poſitivzeugnis des $ 1507 nicht etwa nur 
ein Tatſachenzeugnis (Art. 31 Pr§c GG.; § 9 Abſ. 3 HGB.; § 162 GG.), 
ſondern ein Urteilszeugnis mit dem Charakter des Erbſcheins. Wird bei dem 
Nachlaßrichter der Antrag auf Erteilung des Negativzeugniſſes geſtellt, ſo hat 
er unter Berückſichtigung der Angaben des Antragſtellers und unter Benutzung 
der von ihm angegebenen Beweismittel von Amts wegen die zur Feſtſtellung 
der Tatſachen erforderlichen Ermittelungen zu veranſtalten und die geeignet er⸗ 
ſcheinenden Beweiſe aufzunehmen, und er darf das Negativzeugnis nur er⸗ 
teilen, wenn er die zur Begründung des Antrages erforderlichen Tatſachen für 
feſtgeſtellt erachtet (SS 2358, 2359, 1507 BGB.). Das Negativzeugnis 
ſteht wie das Poſitivzeugnis unter dem öffentlichen Glauben (88 2366 ff., 
1507 BGB.) und beweiſt im Verkehr mit dem Grundbuchamte, daß fort⸗ 
geſetzte Gütergemeinſchaft nicht eingetreten iſt (§ 36 GB.). 
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Die Beibringung eines ſolchen Negativzeugniſſes oder des Nachweiſes 
der Zugehörigkeit der Hypothek zum Vorbehaltsgut iſt den Antragſtellern durch 
Zwiſchenverfügung aufzugeben. 


Unzuläſſigkeit einer Eintragung auf Grund der Bewilligung des Konkurs⸗ 
verwalters nach der Aufhebung des Konkursverfahrens. 


§ 19 GBO. 
Kammergericht Berlin, 19. Juni 1913. — Bd. 13 S. 158. 
Im Grundbuche von B. iſt eine Sicherungshypothek eingetragen für die 
offene Handelsgeſellſchaft Richard B. & Co. Dieſe Handelsgeſellſchaft iſt in 
Konkurs geraten, und der Konkursverwalter Rechtsanwalt G. hat die Forde⸗ 
rung mit der Hypothek am 12. März 1910 abgetreten und am 4. April 1910 


die Eintragung der Abtretung im Grundbuche bewilligt. 


Auf Grund dieſer Urkunden hat der neue Gläubiger die Umſchreibung 
der Poſt auf ſeinen Namen beantragt. Das Grundbuchamt, Amtsgericht in C., 
hat durch Zwiſchen verfügung den Antrag beanſtandet. Mit Rückſicht darauf, 
daß nach Auskunft des Konkursgerichts infolge Aufhebung des Konkursver⸗ 
fahrens das Amt des Konkursverwalters ſeit dem 24. Juni 1910 beendet 
ſei, hält das Amtsgericht die Bewilligung der offenen Handelsgeſellſchaft 
Richard B. & Co. für notwendig. 

Die hiergegen von dem Erwerber der Hypothek eingelegte Beſchwerde iſt 
durch Beſchluß des Landgerichts zurückgewieſen worden. Der weiteren Be⸗ 
ſchwerde iſt gleichfalls der Erfolg verſagt worden. In den Gründen iſt aus⸗ 
geführt: 

Die Auffaſſung der Vorinſtanzen, daß die Eintragungsbewilligung des 
Konkursverwalters keine ausreichende Unterlage für die beantragte Eintragung 
bilde, da das Konkursverfahren bei Eingang des Eintragungsantrages ſchon 
aufgehoben war, läßt einen Rechtsirrtum nicht erkennen. Nach 8 19 GBO. 
erfolgt eine Eintragung, wenn derjenige ſie bewilligt, deſſen Recht von ihr 
betroffen wird. Bewilligungsberechtigt iſt derjenige, dem das materielle Ver⸗ 
fügungsrecht über das betroffene Recht zuſteht. Dieſes braucht nicht notwendig 
der Inhaber des Rechts zu ſein. Iſt nicht der Rechtsinhaber, ſondern ein 
anderer kraft eigenen Rechts zur Verfügung über das Recht berechtigt, ſo muß 
die Eintragungsbewilligung von ihm erteilt werden. Dieſes gilt auch für den 
Konkursverwalter. Er hat nach der herrſchenden und vom Reichsgericht in 
ſtändiger Rechtsübung feſtgehaltenen Anſicht (RG. 54. 120; 55, 265; 63, 69; 
66, 113; 71, 38) nicht die Rechtsſtellung eines geſetzlichen Vertreters; er iſt 
vielmehr ein im öffentlichen Intereſſe geſchaffenes Organ für die Durchführung 
des Zweckes des Konkurſes, das ſeine Legitimation unmittelbar aus dem Ge⸗ 
ſetze entnimmt und hierbei die Intereſſen des Gemeinſchuldners und der 
Gläubiger in Erfüllung der ihm geſetzlich auferlegten Verpflichtungen wahrzu⸗ 
nehmen hat. Er hat das Verwaltungsrecht und Verfügungsrecht über die 
Konkursmaſſe kraft eigenen Rechts auszuüben ($ 6 Abſ. 2 KO.), und deshalb 
hat auch das Reichsgericht (71, 38/40) und, ihm folgend, jetzt auch das 
Kammergericht (KGJ. 40 A, 278) angenommen, daß während der Dauer 
des Konkursverfahrens das Recht des Konkursverwalters im Sinne des § 19 
GB. durch rechtsändernde Eintragungen betroffen wird. Zur Zeit der Aus⸗ 
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ſtellung der Bewilligung war hiernach allein der Konkursverwalter bewilligungs⸗ 
berechtigt. Dieſes Verfügungsrecht, aus dem ſich das Bewilligungsrecht er⸗ 
gibt, muß jedoch, wenn die Bewilligung eine geeignete Eintragungsgrundlage 
bilden ſoll, fortbeſtehen bis zur Eintragung, denn erſt durch die Eintragung 
wird der Verfügungstatbeſtand vollendet, und hieran fehlt es im vorliegenden 
Falle. Richtig iſt es, daß die von dem Konkursverwalter innerhalb der 
Grenzen ſeines Amtes abgegebenen Willenserklärungen und vorgenommenen 
Rechtshandlungen den Gemeinſchuldner auch über die Dauer des Konkurſes 
hinaus binden (RG. 29, 29), aber die materielle Bindung des Verfügungs⸗ 
berechtigten an die Rechtshandlungen eines Vorgängers im Verfügungsrecht 
er ſetzt nicht die eigene Bewilligung. Trotz dieſer Bindung muß eine Be⸗ 
willigung desjenigen verlangt werden, dem im Zeitpunkte der Eintragung das 
Verfügungsrecht zuſteht (K GJ. 37 A, 289) ). Eine folche Bewilligung liegt 
nicht vor, weil der Konkursverwalter nach ſeiner rechtlichen Stellung nicht in 
der Art eines geſetzlichen Vertreters die Bewilligung der Geſamtſchuldnerin 
erklärte, ſondern aus eigenem Rechte bewilligt hat. 


Befugnis des Ehemannes, die Eintragung eines von ihm allein erworbenen 

Grundſtücks für ſich und ſeine Ehefrau als Miteigentümer in allgemeiner 

Gütergemeinſchaft zu beantragen. Stillſchweigende Bevollmächtigung des 
Mannes durch die Frau. 


88 1438, 1443 BOB.; § 22 Abſ. 2, § 29 G80. 


Oberſtes Landesgericht München, 10. Juli 1913. — Bd. 13 
S. 160 2). 


Im Grundbuche von R. ſind mehrere Grundſtücke für die in allgemeiner 
Gütergemeinſchaft lebenden Eheleute Martin und Juliana V. als Geſamtgut 
eingetragen. In einer notariellen Urkunde erklärten Martin V. und Ignaz 
V., ſie ſeien darüber einig, daß das Eigentum an vier Grundſtücken von 
Ignaz V. auf Martin V. übergehen ſolle, und bewilligten und beantragten 
die Eintragung dieſer Rechtsänderung in das Grundbuch. Ferner bewilligte 
in dieſer Urkunde Martin V., daß ſeine Ehefrau Juliana auf Grund des 
feſtgeſtellten Güterſtandes als Miteigentümerin in allgemeiner Gütergemeinſchaft 
in das Grundbuch eingetragen werde. 


Der Notar beantragte bei der Vorlage der Urkunde an das Grundbuch⸗ 
amt namens des Martin V., deſſen Ehefrau Juliana auf Grund der bee 
ſtehenden Gütergemeinſchaft als Miteigentümerin der aufgelaſſenen Grundftüde 
gleichzeitig miteinzutragen. Das Grundbuchamt wies den Antrag ab, weil es 
ſich um eine Berichtigung des Grundbuchs handele, wenn die Ehefrau als 
Miteigentümerin eingetragen werden ſolle, und weil dieſe Berichtigung nach 
§ 22 Abſ. 2 GBO. die Zuſtimmung der Frau erfordere. Die gegen dieſe 
Verfügung eingelegte Beſchwerde wurde durch den Beſchluß des Landgerichts 
zurückgewieſen. Der weiteren Beſchwerde wurde ſtattgegeben. In den Gründen 
iſt ausgeführt: 


1) RIA. 9, 274. 
2) RA. 13, 163. 
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Die Entſcheidung hängt von der Beantwortung der Frage ab, ob 
ein mit ſeiner Frau in allgemeiner Gütergemeinſchaft lebender Ehemann, 
der ohne Mitwirkung der Frau ein Grundſtück erwirbt und an den allein 
die Auflaſſung erfolgt, in der Urkunde über die Eigentumsübertragung 
rechtswirkſam beantragen kann, ihn und ſeine Frau als Miteigentümer des 
erworbenen Grundſtücks in allgemeiner Gütergemeinſchaft in das Grundbuch 
einzutragen. 

Nach S 1438 Abſ. 1 Satz 2 BGB. fällt das von einem in allge: 
meiner Gütergemeinſchaft lebenden Ehegatten erworbene Vermögen kraft Ge⸗ 
ſetzes in das Geſamtgut, ohne daß es der Mitwirkung des anderen Ehegatten 
bedarf. Zum Uebergange des Eigentums an einem Grundſtück iſt nach den 
88 873, 925 BGB. außer der Auflaſſung noch die Eintragung der Rechts⸗ 
änderung in das Grundbuch erforderlich. Der in allgemeiner Gütergemein⸗ 
ſchaft lebende Ehemann kann nun nach feſtſtehender Rechtſprechung (RIA. 4, 108; 
7, 55) für ſich allein ohne Mitwirkung der Frau ein Grundſtück erwerben. 
Mit der Eintragung des Mannes in das Grundbuch als des Erwerbers des 
Grundſtücks geht das Grundſtück aber nicht in das Alleinrecht des Mannes 
über, ſondern es wird nach $ 1438 Abſ. 1 Satz 2 kraft Geſetzes Geſamt⸗ 
gut. Der im Grundbuch eingetragene Rechtszuſtand, daß das Grundſtück 
dem Manne allein gehört, entſpricht alſo nicht dem Geſetze; das Grundbuch 
iſt unrichtig. Für die zum Geſamtgute gehörenden Rechte im Grundbuche 
den Eintrag herbeizuführen, der dem Geſetz entſpricht, muß als eine Pflicht 
desjenigen Ehegatten angeſehen werden, der das Geſamtgut zu verwalten 
hat. Dies kommt im Bürgerlichen Geſetzbuche wenigſtens inſofern zum 
Ausdruck, als, wenn ein Recht gemeinſchaftlich wird, das im Grundbuch 
eingetragen iſt oder in das Grundbuch eingetragen werden kann, der $ 1438 
Abſ. 3 jedem Ehegatten das Recht gibt, von dem anderen die Mitwirkung 
zur Berichtigung des Grundbuchs zu verlangen. Dielen Berichtigungsan⸗ 
ſpruch hat nicht nur der Ehegatte, welcher nicht eingetragen iſt, der alſo 
infolge der Gütergemeinſchaft an dem eingetragenen Rechte von ſelbſt einen 
Anteil bekommt, ſondern nach dem Beſchluſſe der Kommiſſion für die 2. Leſung 


des Entwurfes eines Bürgerlichen Geſetzbuchs (Prot. 4, 232) kann auch der 


eingetragene Ehegatte von dem anderen verlangen, daß dieſer zu ſeiner Ein⸗ 
tragung mitwirkt. ö 

Das Geſamtgut unterliegt — von den im Geſetze beſtimmten Fällen 
z. B. des § 1450 BGB., abgeſehen — nach § 1443 BGB. der alleinigen 
Verwaltung des Mannes; nur in beſonderen Fällen, die geſetzlich beſtimmt 
find (88 1444 ff. BGB.), bedarf er hierbei der Zuſtimmung der Frau. 
Zu dieſen beſonderen Fällen gehört die Erwerbung eines Grundſtücks für 
das Geſamtgut nicht. Das Recht des Mannes, die Verwaltung des Geſamt⸗ 
guts zu führen, hat einen anderen Inhalt als das bei dem geſetzlichen 
Güterſtande dem Manne zuſtehende Recht der Verwaltung des eingebrachten 
Gutes ($ 1443 mit $ 1375 BGB.). In bezug auf letzteres handelt der 
Mann innerhalb der Grenzen ſeines Verwaltungsrechts für Rechnung oder 
im Namen der Frau. Die Verwaltung des Geſamtguts führt der Mann 
für eigene Rechnung und im eigenen Namen, jedoch mit der Wirkung, daß 
ſeine Handlungen, ſoviel das Geſamtgut betrifft, auch die Ehefrau binden. 
Das Verwaltungsrecht des Mannes begründet eine ſachliche Legitimation zu 
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Rechtsgeſchäften und Rechtsſtreitigkeiten in Anſehung des Geſamtguts (Mot. 4, 
350; Prot. 4, 238). 

Aus dem Ausgeführten folgt, daß der Mann, der ohne die Mitwirkung 
der Frau ein Grundſtück erwirbt, das mit der Eintragung des Erwerbs in 
das Grundbuch Geſamtgut wird, kraft ſeines Verwaltungsrechts verpflichtet iſt, 
dafür zu ſorgen, daß das Grundſtück im Grundbuch als Geſamtgut bezeichnet 
wird. Die Kehrſeite dieſer Verpflichtung iſt, daß er auch für befugt erachtet 
werden muß, ſchon von vornherein, alſo ſchon beim Erwerbe des Grundſtücks, 
d. h. bei der Auflaſſung, den Antrag zu ſtellen, daß das Grundſtück im 
Grundbuch als Geſamtgut eingetragen wird. 

Dieſes Ergebnis entſpricht auch allein dem wirtſchaftlichen Bedürfniſſe, 
wie es namentlich in Gegenden mit ſtark zerſplittertem Grundbeſitze beſteht. 


Die Vorinſtanzen haben mit Unrecht unter Berufung auf den Beſchluß 
des Senats vom 26. Januar 1906 (Bay. Obs G. 7, 46) die Berechtigung 
des Martin V. zur Herbeiführung der Eintragung ſeiner Ehefrau Juliana als 
Miteigentümerin der Grundſtücke Pl. Nr. 2200, 2201 und 2202 ½ in all 
gemeiner Gütergemeinſchaft verneint. Der vorliegende Fall iſt anders ge⸗ 
lagert als der dem Beſchluſſe vom 26. Januar 1906 zugrunde liegende und 
anders als der im Beſchluſſe des Kammergerichts vom 7. November 1910 
(J. 40 A, 153) entſchiedene. In dieſen Beſchlüſſen war die Eintragung des 
Mannes als Alleineigentümers in das Grundbuch bereits erfolgt; es handelte 
ſich bei ihnen alſo um die Berichtigung des Grundbuchs, und es ſtand die 
außerordentlich beſtrittene Frage zur Entſcheidung, ob zu einer ſolchen Be⸗ 
richtigung die Einwilligung der Frau notwendig iſt. Von einer ſolchen Be⸗ 
richtigung kann im gegenwärtigen Falle nicht die Rede ſein. Denn auf Grund 
der Urkunde vom 16. November 1912 iſt noch gar kein Eintrag im Grund⸗ 
buche gemacht worden. Dieſe Urkunde iſt vom Grundbuchamt erſt jetzt zu 
vollziehen und kann nach vorſtehenden Ausführungen nur in der Art voll⸗ 
zogen werden, daß Martin und Juliana V. als Miteigentümer der erworbenen 
Grundſtücke in allgemeiner Güͤtergemeinſchaſt eingetragen werden. 


Vom Standpunkte der Frau betrachtet, iſt freilich die Rechtslage in dem 
Falle, daß der Mann den Antrag, die Frau als Miteigentümerin in allge⸗ 
meiner Gütergemeinſchaft einzutragen, ſtellt, ehe er ſelbſt als Eigentümer ein⸗ 
getragen iſt, und in dem Falle, daß er den Antrag ſtellt, nachdem er bereits 
eingetragen iſt, die gleiche. Die Erwägung, auf der die Vorſchrift des § 22 
Abi. 2 GBO. beruht, daß niemand ohne ſeinen Willen als Eigentümer in 
das Grundbuch eingetragen werden ſoll, trifft in beiden Fällen ebenmäßig zu. 
Es läßt ſich darum auch rechtfertigen, den $ 22 Abſ. 2 entſprechend auf 
den hier in Frage ſtehenden Fall anzuwenden, daß der Mann den Antrag, 
ſeine Frau als Miteigentümerin zur geſamten Hand einzutragen, ſtellt, ehe er 
ſelbſt als Eigentümer eingetragen iſt. Wendet man nun den § 22 Abſ. 2 
entſprechend an, ſo iſt an der vom Senat in der Entſcheidung vom 26. Ja⸗ 
nuar 1906 vertretenen Anſicht feſtzuhalten, daß der Mann nicht kraft ſeines 
Verwaltungsrechts ($ 1443 Abſ. 1 BGB.) berechtigt iſt, die Zuſtimmung 
ſeiner Frau zu erklären. Denn das Verwaltungsrecht gibt ihm nur die Be⸗ 
fugnis, im eigenen Namen Erklärungen abzugeben. Allein es iſt zu be⸗ 
achten, daß mit dem Antrage des Mannes, die Frau als Miteigentümerin 
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zu geſamter Hand einzutragen, nur erreicht werden ſoll, was kraft Geſetzes 
auch ohne die Eintragung der Frau gilt. Die Frau hat kein Intereſſe daran, 
daß der kraft Geſetzes eingetretene Rechtszuſtand im Grundbuche nicht zum 
Ausdrucke kommt. Im Gegenteil, ihr ganzes Intereſſe geht darauf hin, daß 
ſie miteingetragen wird. Denn den Schutz, den die Vorſchriften des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs über das Erfordernis der Zuſtimmung der Ehefrau zu Ver⸗ 
fügungen des Mannes über das Grundſtück bezwecken, genießt ſie wegen des 
öffentlichen Glaubens des Grundbuchs nur, wenn ſie als Miteigentümerin zu 
geſamter Hand eingetragen iſt. Auf der anderen Seite erwächſt ihr aus der 
Eintragung kein Nachteil. Die Motive zur Grundbuchordnung rechtfertigen 
das im § 22 Abſ. 2 aufgeſtellte Erfordernis der Zuſtimmung des als Eigen⸗ 
tümer Einzutragenden zu ſeiner Eintragung damit, daß das Eigentum nicht 
nur Rechte gewähre, ſondern auch Verpflichtungen öffentlich⸗ rechtlicher Natur, 
insbeſondere in polizeilicher und ſteuerlicher Hinſicht, auferlege (Hähn⸗ 
Mugdan, Materialien zur Grundbuch-Ordnung, Denkſchrift S. 159, 
Kommiſſionsbericht S. 221). Derartige öffentlich = rechtliche Verpflichtungen, 
insbeſondere die Steuerpflicht, treffen indeſſen die Frau bei der allgemeinen 
Gütergemeinſchaft — wenn ſie für ſie nach den maßgebenden Geſetzen 
überhaupt perſönlich haftet — ſchon kraft ihres Miteigentums, gleichgültig, 
ob ihr Miteigentum eingetragen iſt oder nicht. Für die übrigen Ver⸗ 
bindlichkeiten, die mit dem Grundſtücke zuſammenhängen, als deſſen Miteigen⸗ 
tümerin zu geſamter Hand die Frau eingetragen werden ſoll, haftet ſie nicht 
perſönlich, weil ſie bei der allgemeinen Gütergemeinſchaft für Geſamtguts⸗ 
verbindlichkeiten, die nicht in ihrer Perſon entſtanden ſind, nicht perſönlich 
haftet (8 1479 BGB.). Daß fie mit dem Grundſtücke beziehungsweiſe mit 
dem Geſamtgute haftet, kommt nicht in Betracht; denn in dieſem Umfange 
haftet ſie, auch wenn ſie nicht als Miteigentümerin im Grundbuch einge⸗ 
tragen iſt. 


Berückſichtigt man dies, ſo darf angenommen werden, daß die Frau mit 
ihrer Eintragung immer einverſtanden iſt. Es darf daher der Mann als von 
der Frau ſtillſchweigend bevollmächtigt betrachtet werden, für ſie die Zuſtimmung 
zu ihrer Eintragung als Miteigentümerin zu geſamter Hand zu erklären. 
Eine ſolche Bevollmächtigung entſpricht auch den Erfahrungen des täglichen 
Lebens. Der Grundbuchrichter darf daher dieſe Bevollmächtigung des Mannes 
als offenkundig annehmen, ſolange er nicht einen Anhaltspunkt für eine gegen⸗ 
teilige Annahme hat. 


Ein begründetes formelles Bedenken gegen die Annahme einer bei dem 
Grundbuchamt offenkundigen ſtillſchweigenden Bevollmächtigung des Mannes 
kann nicht beſtehen. Denn die im S 22 Abſ. 2 GB. erforderte Zu⸗ 
ſtimmung des als Eigentümer Einzutragenden kann ſtillſchweigend erteilt werden 
(Bayd LG. 8, 552), und gleiches gilt von der Vollmachterteilung. Die Boll: 
macht muß aber nach 8 29 Satz 2 GBO. nur dann durch eine öffentliche 
Urkunde nachgewieſen werden, wenn ſie bei dem Grundbuchamte nicht offen⸗ 
kundig iſt. 

Demgemäß kommt man, auch wenn man den § 22 Abſ. 2 für an⸗ 
wendbar hält, zu dem Ergebniſſe, daß der Mann den Antrag ſtellen kann, 
ſeine Frau als Miteigentümerin zu geſamter Hand einzutragen. 
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Mangelnde Befugnis des Ehemannes, ohne Zuſtimmung der Frau die 
Eintragung eines von ihm erworbenen Grundſtücks für ſich und ſeine Ehe⸗ 
frau in Gütergemeinſchaft zu beantragen. 


§ 1438, 1443 GB.; § 22 Abſ. 2, $ 29 EBD. 


Oberlandesgericht Darmſtadt, 13. September 1913. — DB. 13 
S. 163). 


Louis H. hat an die Eheleute Johannes W. Grundſtücke verkauſt und 
aufgelaſſen mit dem Hinzufügen, daß das Eigentum als Geſamtgut der Er: 
rungenſchaftsgemeinſchaft der Käufer einzutragen ſei. Das Amtsgericht hat 
es abgelehnt, den Eigentumswechſel im Grundbuch einzutragen, weil die Frau 
des Käufers weder beim Vertrage mitgewirkt, noch ihm zugeſtimmt hatte. Die 
Beſchwerde war erfolglos. Auch die weitere Beſchwerde iſt zurückgewieſen 
worden, und zwar aus folgenden Gründen: 

Die Entſcheidungen, auf die ſich die Beſchwerdeſchrift beruft (RG. 69, 177; 
RIA. 2, 89). betreffen die Frage, ob der in Gütergemeinſchaft lebende Che: 
mann, der ein Grundſtück auf ſeinen Namen erwirbt, ohne Zuſtimmung ſeiner 
Frau für das Kaufgeld eine Hypothek beſtellen kann. Hier iſt dagegen die 
Frage zu entſcheiden, ob ein ſolcher Ehemann ohne Mitwirkung oder Zu⸗ 
ſtimmung ſeiner Frau ein von ihm gekauftes Grundſtück als Geſamtgut der 
Eheleute eintragen laſſen kann. 

Die Frage wird von Fuchs-Arnheim, Grundbuchrecht Anm. 17 zu 
§ 34, und Predari, EBD. (2.) Anm. 20 zu § 19, bejaht, von Güthe, 
GBO. § 34, Anm. 64, und Staudinger, BGB. Anm. 4 zu § 1443, 
verneint. Das Gericht folgt der letzteren Anſicht. Nach den materiellrecht⸗ 
lichen Vorſchriften der SS 1438, 1519 BGB. fallen allerdings die von dem 
Ehemann W. erworbenen Grundſtücke, ſelbſt wenn fie allein auf feinen Namen 
eingetragen würden, in das Geſamtgut der Errungenſchaftsgemeinſchaft; eine 
andere Frage iſt es aber, ob ſie nach den formellen Vorſchriften der Grund⸗ 
buchordnung auch ohne weiteres ſo eingetragen werden können. 


Nach § 22 Abf. 2 GBO. darf die Berichtigung des Grundbuchs durch 
Eintragung eines Eigentümers, ſofern nicht der Fall des $ 14 vorliegt — 
und dieſer Fall iſt nicht gegeben — nur mit Zuſtimmung des Eigentümers 
erfolgen. Hiernach wäre, wenn eine Eintragung auf den Namen des Mannes 
bereits erfolgt wäre, zur Berichtigung dahin, daß das Grundſtück den Che 
leuten als Geſamtgut der Errungenſchaftsgemeinſchaft gehört, die Zuſtimmung 
der Frau erforderlich. Die Vorſchrift des S 22 Abſ. 2 GBO. muß nun 
auch in dem Falle entſprechende Anwendung finden, wenn das Grundſtück 
von vornherein als Gefamtgut eingetragen werden ſoll. Die Zuſtimmung der 
Frau wäre nur dann entbehrlich, wenn im Güterſtande der Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft der Mann berechtigt wäre, die Erklärung für die Frau abzu⸗ 
geben. Predari a. a. O. will dies allerdings annehmen; mit Güthe, 
a. a. O., Staudinger, a. a. O., dem Kammergericht in J. 40 A, 153 
und dem Bayeriſchen Oberſten Landesgericht iſt dieſe Annahme jedoch abzu⸗ 
lehnen, denn das Weſen des Verwaltungsrechts des Mannes beſteht darin, 
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daß er für eigene Rechnung und jedenfalls im eigenen Namen tätig wird, 
während er Rechtsgeſchäfte im Namen der Frau nicht wahrnehmen kann, 
und um ein ſolches Rechtsgeſchäft der Frau handelt es ſich hier. Die Zu⸗ 
ſtimmung der Frau iſt deshalb mit Recht von den Vorinſtanzen gefordert 
worden. | 


Unehelichkeit eines während der Ehe geborenen Kindes; Vorausſetzungen 
für die Beſtellung eines Vormundes. 


SS 1593, 1773 BGB. 
Kammergericht Berlin, 29. Auguſt 1913. — Bd. 13, S. 165. 


Die Witwe Marie F., geb. W., iſt die Mutter eines von ihr bei Leb⸗ 
zeiten ihres Mannes, des Invaliden Guſtav F., vor der rechtskräftigen 
Scheidung ihrer Ehe am 1. Auguſt 1910 geborenen Kindes. Der Beſchwerde⸗ 
führer, der Handelsmann Louis F., behauptet, der natürliche Vater des Kindes 
zu ſein, und hat am 21. Mai 1913 in den Akten des Landgerichts in B. 
gegenüber einem zu dieſem Zwecke dem Kinde beſtellten Pfleger ein Verſäumnis⸗ 
urteil erwirkt, durch das rechtskräftig feſtgeſtellt worden iſt, daß das Kind 
nicht das ehelichs des Guſtav F. fe. Der im Jahre 1911 verſtorbene 
Guſtav F. ſelbſt hat die Ehelichkeit des Kindes nicht angefochten. 

Dem Antrage des Beſchwerdeführers, dem Kinde einen Vormund zu 
beſtellen, hat das Vormundſchaftsgericht nicht entſprochen. Seine dagegen ein⸗ 
gelegte Beſchwerde iſt durch Beſchluß des Landgerichts zurückgewieſen worden. 

Der weiteren Beſchwerde wurde aus folgenden Gründen jtattgegeben: _ 

Das Landgericht hält die Beſtellung eines Vormundes weder auf Grund 
des Urteils vom 21. Mai 1913 noch kraft Geſetzes für erforderlich, und ſo⸗ 
weit dieſe Entſcheidung auf der Würdigung des Urteils beruht, erſcheint ſie 
unbedenklich richtig, da das Urteil nur im Verhältnis des Beſchwerdeführers 
zu dem Kinde ergangen iſt, für die Frage alſo, ob das Kind ſchlechthin als 
ehelich oder unehelich zu gelten habe, nicht entſcheidend iſt. Dagegen befindet 
ſich das Landgericht im Widerſpruche mit der Rechtſprechung ſowohl des 
Bayobt. (KGJ. 27 A, 288) als auch des KG. (KGJ. 42 A, 15 ff.), wenn 
es die Beſtellung eines Vormundes geſetzlich für ausgeſchloſſen erachtet. Dieſe 
Entſcheidungen haben zwar unmittelbar nur die rechtliche Stellung eines von 
einer Witwe nach dem Tode ihres Ehemanns geborenen Kindes zum Gegen⸗ 
ſtande, die Gründe jedoch, die zur Bejahung der Frage geführt haben, ob zu⸗ 
treffendenfalls dem Kinde ein Vormund zu beſtellen ſei, treffen in gleicher 
Weiſe auf ein Kind zu, welches während des Beſtehens einer Ehe von der 
Ehefrau geboren worden iſt. Der Unterſchied der beiden Fälle iſt nur darin 
gefunden worden, daß bei einem nach dem Tode des Ehemanns geborenen 
Kinde nicht in Frage kommen könne, daß er die Ehelichkeit angefochten oder 
das Anfechtungsrecht verloren habe, während bei einem während des Be⸗ 
ſtehens der Ehe geborenen Kinde jedesmal geprüft werden müſſe, ob nicht die 
Geltendmachung oder Feſtſtellung der Unehelichkeit des Kindes im Hinblick auf 
Vorgänge, die ihren Grund in den Vorſchriften der SS 1593, 1598 BGB. 
haben, ausgeſchloſſen ſei (zu vergl. KGJ. 42 A, 17, 18). Im übrigen 
treffen aber für beide Fälle folgende Ausführungen des KG. zu, die a. a. O. 
S. 18 dahin lauten: „In der Regel — im vorliegenden Falle alſo, wenn 
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der Ehemann bei Lebzeiten weder das Kind anerkannt, noch rechtzeitig die 
Ehelichkeit mit Erfolg angefochten, noch das Anfechtungsrecht verloren hat — 
bedarf es der Einleitung einer Vormundſchaft nicht, da die Vermutung für 
die Ehelichkeit des Kindes ſpricht und der Mutter eines ehelichen Kindes nach 
dem Tode des Vaters die elterliche Gewalt über das Kind zuſteht. Wird aber 
(zu vgl. 8 1591 BGB.) die Vermutung der Ehelichkeit widerlegt und damit 
die Unehelichkeit des Kindes erwieſen, ſo iſt die Beſtellung eines Vormundes 
notwendig, da der unehelichen Mutter die elterliche Gewalt über das Kind 
nicht zukommt (SS 1707, 1773 BGB.). Das Vormundſchaftsgericht muß 
deshalb, wenn begründeter Anhalt dafür beſteht, daß der Mann während der 
Empfängniszeit der Mutter nicht beigewohnt hat oder das Kind nicht aus der 
Beiwohnung des Mannes herrühren kann, nach $ 12 FG. die erforderlichen 
Ermittelungen veranſtalten und die Beweiſe aufnehmen. Wird durch das Er⸗ 
gebnis der Ermittelungen die Vermutung der Chelichkeit beſeitigt, jo muß das 
Gericht zur Einleitung einer Vormundſchaft ſchreiten.“ Dieſe Rechtsauffaſſung 
hat in der Rechtslehre zwar mehrfach Widerſpruch gefunden, wird aber auch, 
z. B. von Planck (Erl. 2e zu § 1773, zu vgl. auch Erl. 3 zu § 1593), 
gebilligt und auch von dem Senate geteilt, da ſie zu den geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen nicht im Widerſpruche ſteht und das Intereſſe des Kindes die 
Beſtellung eines Vormundes fordert, wenn feſtgeſtellt iſt, daß es ein un⸗ 
eheliches Kind iſt. 


Vorausſetzungen der gerichtlichen Feſtſetzung einer Vergütung für den 
Vormund; Berüdfihtigung der Geſamtheit der dem Mündel zuftehenden 
Vermögensrechte (des Aktivvermögens). 


SS 1836 Abſ. 1 BGB. 
Kammergericht Berlin, 19. September 1913. — Bd. 13, S. 167. 


Der Beſchwerdeführer iſt Vormund des wegen Trunkſucht entmündigten 
Drogiſten L., über deſſen Vermögen vom Amtsgericht in R. das Konkurs⸗ 
verfahren eröffnet worden iſt. Juſtizrat H. hat im Namen des Vormundes 
beim Amtsgericht in R. als dem zuſtändigen Vormundſchaftsgericht beantragt, 
dem Vormunde gemäß § 1836 BGB. eine Vergütung von 1000 M. zu 
bewilligen. Das Amtsgericht hat den Antrag abgewieſen: die Beſchwerde iſt 
vom Landgericht zurückgewieſen worden. Der weiteren Beſchwerde wurde ſtatt⸗ 
gegeben: 

Das Landgericht erkennt zwar an, daß der Umfang und die Bedeutung 
der vom Vormund geführten Geſchäfte die Zubilligung einer Vergütung aus 
Billigkeitsgründen wohl rechtfertigen würden, es iſt aber der Anſicht, daß dieſe 
Billigkeitsrückſichten wegfallen müßten, wenn, wie hier aus der Konkurs⸗ 
eröffnung folge, der Mündel im weſentlichen vermögenslos ſei. Diefe Be⸗ 
gründung ergibt klar, daß das Landgericht die Zubilligung einer Vergütung 
nicht etwa darum verſagt, weil es eine ſolche nach Lage der Sache nicht für 
angemeſſen erachtet, ſondern weil es ſie, da der Mündel im weſentlichen ver⸗ 
mögenslos ſei, für unzuläſſig hält. In dieſer Begründung würde keine Ge⸗ 
ſetzes verletzung ($ 27 FGG.) zu finden fein, wenn die Annahme des Land: 
gerichts, daß der Mündel im weſentlichen vermögenslos ſei, auf einer unan⸗ 
fechtbaren tatſächlichen Feſtſtellung beruhte, denn da nach § 1836 Abſ. 1 
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Satz 3 BGB. dem Vormunde nur dann eine angemeſſene Vergütung be⸗ 
willigt werden ſoll, wenn abgeſehen vom Umfang und der Bedeutung der 


Geſchäfte das Vermögen des Mündels es rechtfertigt, ſo würde es nur dem 


Geſetz entſprechen, wenn das Landgericht wegen des Nichtvorhandenſeins von 
Vermögen die Zubilligung einer Vergütung für unzuläſſig erachtete. Das 
Landgericht hat indeſſen ſeine Annahme, daß der Mündel im weſentlichen 
vermögenslos ſei, nur damit begründet, daß über deſſen Vermögen der Kon⸗ 
kurs eröffnet ſei, und dieſe Begründung legt die Annahme nahe, daß das 
Landgericht unter „Vermögen“ im Sinne des § 1836 Abſ. 1 Satz 3 BGB. 
das nach Abzug der Schulden verbleibende reine Vermögen — im Gegenſatze 
zum Aktivvermögen (ohne Abzug der Schulden) — verſteht, denn gegen die 
Annahme, daß überhaupt kein Aktivvermögen vorhanden ſei, ſpricht die Tat⸗ 
ſache der Konkurseröffnung, bei der vorausſichtlich das Konkursgericht davon 
ausgegangen iſt, daß eine den Koſten des Verfahrens entſprechende Konkurs⸗ 
maſſe vorhanden ſei ($ 107 KO.). Sollte das Landgericht in der Tat der 
Auffaſſung ſein, ſo würde dies rechtsirrtümlich ſein. 

Die Motive zu $ 1699 des erſten EntwzBGGB. (4, 1182) rechtfertigen 
die Vorſchrift, wonach dem Vormund eine angemeſſene Vergütung bewilligt 
werden kann, mit Gründen der Zweckmäßigkeit und Billigkeit ſowohl vom 
Standpunkte des Vormundes wie des Mündels aus, wobei der Richter nicht 
nur, wie dies nach § 34 Abſ. 2 der preußiſchen Vormundſchaftsordnung der 
Fall geweſen ſei, auf den Umfang der Vermögensverwaltung, ſondern auch auf 
den Umfang und die Bedeutung der ſonſtigen die Perſon des Mündels be⸗ 
treffenden vormundſchaftlichen Geſchäſte Rückſicht zu nehmen habe. Die Mo⸗ 
tive verſtehen hiernach, wenn ſie von dem Vermögen des Mündels ſprechen, 
das bei der Feſtſetzung der Vergütung in Betracht zu ziehen ſei, offenbar das 
Aktivvermögen, welches während der Führung der Vormundſchaft vom Vor⸗ 
mund verwaltet worden iſt, und da die in dem Cntwurfe vorgeſchlagene Be⸗ 
ſtimmung im weſentlichen in das Geſetz ($ 1836 BGB.) übergegangen iſt, 
jo iſt davon auszugehen, daß auch §S 1836 Abſ. 1 S. 3 BGB. unter „Ver⸗ 
mögen“ nur das Aktivvermögen, alſo das Vermögen ohne Abzug der Schulden 
verſteht. So iſt anerkannt, daß das nach $ 1802 BGB. aufzunehmende 
Vermögensverzeichnis, ebenſo wie im Falle des § 1640 BGB., nicht not⸗ 
wendig die Schulden mitzuumfaſſen braucht. Nach §S 1805 BGB. darf der 
Vormund Vermögen des Mündels nicht für ſich verwenden, worunter nur das 
Aktivvermögen verſtanden ſein kann. Dasſelbe gilt von der Vorſchrift des 
§ 1806 BGB., wonach der Vormund „das zum Vermögen des Mündels 
gehörende Geld“ verzinslich anzulegen hat, ſoweit es nicht zur Beſtreitung von 
„Ausgaben“ bereitzuhalten iſt. Ebenſo iſt der Ausdruck „Vermögen“ z. B. 
im § 1822 Nr. 1, $ 1890 BGB. gebraucht. Daher kann dahingeſtellt 
bleiben, ob nicht, wie das RG. für $ 419 BGB. angenommen hat (RG. 69, 
288), das BG. an allen Stellen, in denen es den Ausdruck „Vermögen“ 
gebraucht, darunter die Geſamtheit der einer Perſon zuſtehenden Vermögens⸗ 
rechte — das Aktivvermögen — begreift. 

Da hiernach, wie anzunehmen, die Entſcheidung des Landgerichts und 
Amtsgerichts auf einer rechtsirrtümlichen Auflegung des $ 1836 Abſ. 1 Satz 3 
BGB. beruht oder doch beruhen kann, ſind die Beſchlüſſe aufzuheben und iſt 


die Sache zurückzuverweiſen, damit feſtgeſtellt und geprüft werde, ob außer 
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dem vom Landgerichte bereits anerkannten Umfange und der Bedeutung der 
vormundſchaftlichen Geſchäfte auch das vom Vormunde bis zur Konkurs⸗ 
eröffnung verwaltete Vermögen des Mündels die Zubilligung einer Vergütung 
rechtfertige und ob auch ſonſt bei Würdigung der geſamte Sachlage die Zu⸗ 
billigung der Vergütung angemeſſen erſcheine. In dieſer Beziehung wird es 
nicht als ein grundſätzliches Hindernis der Zubilligung einer Vergütung an⸗ 
zuſehen ſein, daß ſie vorausſichtlich zu einer Befriedigung des Beſchwerdeführers 
aus der Konkursmaſſe um deswillen nicht führen würde, weil der Anſpruch 
auf die Vergütung erſt durch die Feſtſetzung des Vormundſchaftsgerichts ent⸗ 
ſteht (K GJ. 27 A, 179) und daher zur Zeit der Konkurseröffnung als 
Konkursforderung (8 3 KO.) noch nicht begründet geweſen iſt. Denn Vor⸗ 
ausſetzung der Feſtſetzung iſt nicht, daß dieſe unmittelbar dem bisher vom 
Vormund verwalteten Vermögen entnommen werden kann, vielmehr bleibt es 
dem Vormund überlaſſen, in welcher Weiſe er Befriedigung aus dem (gegen⸗ 
wärtigen oder künftigen) Vermögen des Mündels erlangt. Kann die Konkurs⸗ 
maſſe zur Befriedigung des Vergütungsanſpruchs nicht herangezogen werden 
und iſt auch nach Lage der Sache auf eine andere Befriedigung aus ſonſtigen 
Mitteln oder aus einem ſpäteren Erwerbe des Mündels nicht mehr zu rechnen, 
ſo könnte möglicherweiſe von Feſtſetzung einer Vergütung abgeſehen werden, 
weil ſie praktiſch keinen Zweck hätte und daher nicht angemeſſen erſchiene. In⸗ 
deſſen hängt die Entſchließung hierüber von dem pflichtmäßigen Ermeſſen des 
Vormundſchaftsgerichts auf Grund etwa zu treffender Feſtſtellungen ab. Daß 
Erwägungen dieſer oder ähnlicher Art den Entſcheidungen der Vorinſtanzen 
zugrunde lägen, läßt ſich ihrer Begründung nicht entnehmen. 


Unzuläſſigkeit der Bewilligung einer Vergütung aus dem Mündelvermögen 
an einen ſtädtiſchen beſoldeten Sammelvormund. 


§ 1836 BGB. 
Kammergericht Berlin, 26. September 1913. — Bd. 13, S. 169. 


Das Amtsgericht in A. hat am 5. Dezember 19 10 den Magiſtrats⸗ 
oberſekretär M. zum Vormund der am 4. Juli 1903 geborenen Karla H., 
unehelichen Tochter der Verkäuferin Martha H., beſtellt. M. iſt ein von der 
Stadt A. zur Uebernahme zahlreicher Vormundſchaften zur Verfügung geſtellter 
und als ſolcher beſoldeter Beamter. Er hat beim Vormundſchaftsgericht be⸗ 
antragt, ihm nach $ 1836 BGB. eine Vergütung zu bewilligen, da er als 
Sammelvormund dem Einzelvormunde rechtlich gleichzuſtellen ſei und das Ver⸗ 
mögen des Mündels ſowie der Umfang und die Bedeutung der vormund⸗ 
ſchaftlichen Geſchäfte die Bewilligung einer Vergütung rechtfertigten. Das 
Amtsgericht hat dies mit der Begründung abgelehnt, daß das Vermögen des 
Mündels ſowie der Umfang und die Bedeutung der vormundſchaftlichen Ge⸗ 
ſchäfte die Bewilligung einer Vergütung nicht rechtfertigten. Das Land⸗ 
gericht hat die Beſchwerde des Vormundes zurückgewieſen. Es hat ebenfalls 
die von dem Beſchwerdeführer in erſter Linie begehrte grundſätzliche Stellung⸗ 
nahme zu der Frage abgelehnt, ob dem ſtädtiſchen Sammelvormund überhaupt 
eine Vergütung gemäß $ 1836 BGB. gewährt werden kann, wenn es auch 
ſeiner Auffaſſung dahin Ausdruck gegeben hat, daß überwiegende Gründe für 
die Verneinung der Frage ſprächen. Selbſt wenn man nämlich dieſe Frage 
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bejahen wolle, ſo führt es weiter aus, könne dem Beſchwerdeführer eine Ver⸗ 
gütung nicht bewilligt werden; der außereheliche Erzeuger des Kindes habe 
ſich ſchon lange vor dem Amtsantritte des Beſchwerdeführers vertraglich zur 
Zahlung von Unterhaltsgeldern verpflichtet und ſei ſeiner Verpflichtung ohne 
Zwang nachgekommen. Die Tätigkeit des erſt am 5. Dezember 1910 be⸗ 
ſtellten Beſchwerdeführers habe ſich auf einige Eingaben beſchränkt; er habe 
keinerlei Schwierigkeiten rechtlicher oder tatſächlicher Art zu überwinden gehabt. 
Wenn er darauf hinweiſe, daß er Schulgelderbeiträge habe einziehen müſſen, 
ſo handele es ſich auch hierbei nicht um eine irgendwie beſonders umfang⸗ 
reiche Arbeit, zumal wenn man berückſichtige, daß er ſich bei Erledigung ſeiner 
Aufgaben von der Stadt geſtellter Hilfskräfte zu bedienen pflege. Ebenſowenig 
wie hiernach der Umfang und die Bedeutung der vormundſchaftlichen Geſchäfte 
die Bewilligung einer Vergütung rechtfertigten, ſei dies der Fall, wenn man 
dar Vermögen des Mündels in Betracht ziehe. Dieſes belaufe ſich zurzeit 
auf 9000 M. Da der Mündel erſt zehn Jahre alt ſei, ſo liege auf der 
Hand, daß die Koſten der Erziehung und des Unterhalts bis zum Eintritte 
der Erwerbsfähigkeit dieſes Kapital mindeſtens zum Teil aufzehren würden; 
die Zubilligung einer Vergütung widerſpreche alſo in hohem Maße den Inter⸗ 
eſſen des Mündels. 

Die weitere Beſchwerde wurde aus folgenden Gründen zurückgewieſen: 

Dem Landgericht iſt darin beizutreten, daß dem Beſchwerdeführer keine 
Vergütung nach $ 1830 BGB. zu bewilligen iſt. Es iſt nämlich grund⸗ 
ſätzlich dem im Dienſte der Stadt ſtehenden und von ihr beſoldeten Sammel⸗ 
vormunde von dem Vormundſchaſtsgerichte keine Vergütung für die Führung 
der Vormundſchaft zu bewilligen und zwar auch dann nicht, wenn an ſich 
das Vermögen des Mündels ſowie der Umfang und die Bedeutung der vor⸗ 
mundſchaftlichen Geſchäfte die Bewilligung einer Vergütung rechtfertigen würden. 
Das Geſetz ($ 1836 BGB.) ſteht auf dem Standpunkte, daß die Vor⸗ 
mundſchaft unentgeltlich zu führen iſt. Es läßt jedoch die Bewilligung einer 
angemeſſenen Vergütung an den Vormund zu, wenn das Vermögen des 
Mündels ſowie der Umfang und die Bedeutung der vormundſchaftlichen Ge⸗ 
ſchäſte es rechtfertigen. Dem Beſchwerdeführer iſt auch zuzugeben, daß der 
ſogenannte Sammelvormund rechtlich dieſelbe Stellung wie der Einzelvormund 
hat (KJ. 38 A, 34); er unterſcheidet ſich von dieſem nur dadurch, daß er 
eine größere Anzahl von Vormundſchaften in ſeiner Perſon vereinigt. Wenn 
trotzdem einem von der Stadt als Sammelvormund bereitgeſtellten und be⸗ 
ſoldeten Beamten eine Vergütung grundſätzlich zu verſagen iſt, ſo beruht dies 
auf folgenden Erwägungen: 

Die Vorſchrift des $ 1836 BGB. wird in den Motiven (Mugdan, 
Materialien zum BGB. Bd. 4, S. 626) damit begründet, daß der Stand⸗ 
punkt wirtſchaftlich nicht zu billigen ſei, nach welchem ein ſelbſt mittelloſer 
Vormund genötigt werde, das Vermögen ſeines reichen Mündels unentgeltlich 
zu verwalten; denn er führe zu einer ungerechtfertigten Beſteuerung der 
Arbeitskraft zugunſten des Kapitals. Ueberdies trage die unbedingte Ver⸗ 
ſagung eines Honorars dazu bei, die Abneigung gegen die Uebernahme von 
Vormundſchaften zu ſteigern. Die von dem Vormundſchaftsgericht unter ges 
wiſſen Umſtänden zu bewilligende Vergütung iſt alſo als eine billige Ent⸗ 
ſchädigung für die mit dem Amte des Vormundes verbundene Mühewaltung 
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gedacht (KG. v. 16. April 1908 in OLG. 17, 266). Die Erwägungen, 
die den Geſetzgeber veranlaßt haben, die Bewilligung einer Vergütung zuzu⸗ 
laſſen, treffen aber offenſichtlich dann nicht zu, wenn der Vormund bereits von 
anderer Seite für ſeine Mühewaltung entſchädigt wird. Hier kann weder von 
einer ungerechtfertigten Beſteuerung der Arbeitskraft zugunſten des Kapitals 
die Rede ſein, noch auch die Befürchtung Platz greifen, daß die Verſagung 
des Honorars die Abneigung gegen die Uebernahme von Vormundſchaſten 
ſteigern werde. Das Kammergericht hat bereits im Beſchluſſe vom 25. Ja⸗ 
nuar 1906 (Recht 1906 S. 565) ausgeſprochen, daß kein Grund vorliege, 
einem Vormunde, der bereits von anderer Seite eine angemeſſene Entſchädi⸗ 
gung für feine Mühewaltung erhalte, eine Vergütung gemäß $ 1836 BGB. 
zu bewilligen, daß vielmehr in einem ſolchen Falle die grundſätzliche Unent⸗ 
geltlichkeit der Vormundſchaftsführung zur Geltung gebracht werden müſee. 
An dieſer Entſcheidung, die in der Rechtslehre Billigung gefunden hat, iſt 
unbedenklich feſtzuhalten. Ihr ſteht nicht etwa $ 1836 1, 3 entgegen, wonach 
die Bewilligung nur erfolgen ſoll, wenn das Vermögen des Mündels ſowie 
der Umfang und die Bedeutung der vormundſchaftlichen Geſchäfte es recht⸗ 
fertigen. Denn dieſe Sollvorſchrift will nur verhüten, daß ohne jene Umſtände 
eine Vergütung feſtgeſetzt werde; ſie läßt aber die Berückſichtigung anderer als 
dieſer Umſtände bei der Entſcheidung der Frage zu, ob eine Vergütung zu 
bewilligen iſt (zu vgl. KG J. 45 A, 48). 

Der Beſchwerdeführer erhält, wie er ſelbſt hervorhebt, von der Stadt: 
verwaltung eine angemeſſene Vergütung für ſeine Mühewaltung. Er iſt von 
der Stadtverwaltung beauftragt, ſich dem Vormundſchaftsgerichte zur Ueber⸗ 
nahme von Vormundſchaften zur Verfügung zu ſtellen und feine Arbeitskraft, 
die dadurch anderen ſtädtiſchen Angelegenheiten entzogen wird, dieſen Vor⸗ 
mundſchaften zu widmen. Die Vergütung für ſeine Tätigkeit als Vormund 
beſteht in dem Gehalte, das er als ſtädtiſcher Beamter bezieht. Dem Be⸗ 
ſchwerdeführer iſt daher von dem Vormundſchaftsgerichte für die Führung der 
Vormundſchaft eine Vergütung ſelbſt dann nicht zu bewilligen, wenn an ſich 
das Vermögen des Mündels ſowie der Umfang und die Bedeutung der 
vormundſchaftlichen Geſchäſte die Bewilligung rechtfertigen ſollten. Daß dem 
Beſchwerdeführer auch nicht etwa auf Grund des $ 1836 BGB. eine Ver⸗ 
gütung zum Zwecke der Abführung an die Stadtkaſſe zugebilligt werden kann, 
iſt bereits in dem Beſchluſſe des Kammergerichts vom 25. April 1913, 1a 
X. 455/13, dargelegt; gemäß $ 1836 BGB. kann, wenn überhaupt, nur 
dem Vormund eine Vergütung bewilligt werden. Ä 


Annahme an Kindes Statt. Unzuläſſigkeit des Abſchluſſes des Annahme: 
vertrags durch Vertreter, auch wenn fie nur botenmäßige Uebermittler der 
beiderſeitigen Willenserklärungen ſind. 
§ 1750 BGB. 


Kammergericht Berlin, 10. Oktober 1913. — Bd. 13, S. 172. 


Am 31. März 1913 hat der Notar Sch. eine Verhandlung beurkundet, 
worin der Profeſſor B. und deſſen Frau, die jetzigen Beſchwerdeführer, er⸗ 
klären, daß ſie den am 22. Dezember 1913 geborenen Sohn Viktor des ver⸗ 
ſtorbenen Landwirts B. an Kindes Statt anzunehmen beabſichtigten, und ihnen 


der Juſtizminiſter die nachgeſuchte Befreiung von $ 1744 BGB. erteilt habe, 
In der Verhandlung iſt ferner der Buchhalter K. als miterſchienen aufgeführt, 
und dieſer hat ſodann unter Vorzeigung einer ihm von der Witwe des E. B. 
am 4. März 1913 erteilten, den vollen Wortlaut des abzuſchließenden Ver⸗ 
trags enthaltenden Vollmacht erklärt, daß er im Namen ſeiner Vollmacht⸗ 
geberin zu der vorſtehend bezeichneten Annahme an Kindesſtatt die Einwilligung 
erteile. Im Anſchluß hieran iſt der zwiſchen den Beſchwerdeführern einerſeits 
und dem Buchhalter K. im Namen der Witwe B., als der elterlichen Ge⸗ 
walthaberin des Viktor B., anderſeits geſchloſſene Vertrag beurkundet, wodurch 
die Beſchwerdeführer den Viktor B. als gemeinſchaftliches Kind an Kindes Statt 
annehmen. 

Das Amtsgericht hat die Beſtätigung verſagt, da ſowohl der Annahme: 
vertrag als auch die Einwilligungserklärung der Mutter nichtig ſeien, indem 
dabei in unzuläſſiger Weiſe ein Bevollmächtigter ſtatt der Mutter ſelbſt mit⸗ 
gewirkt habe. Das Landgericht hat die Beſchwerde zurückgewieſen; es nimmt, 
abweichend von der Anſicht des Amtsgerichts, an, daß die Mutter des Kindes 
bei Abgabe der nach $ 1748 BGB. erforderlichen Einwilligungserklärung fi 
allerdings eines Bevollmächtigten habe bedienen dürfen, dagegen ſteht es mit 
dem Amtsgericht auf dem Standpunkte, daß der Annahmevertrag nichtig ſei, 
da die Mutter ihn nicht perſönlich geſchloſſen habe. 

Die weitere Beſchwerde wurde zurückgewieſen: Hier liegt der Fall des 
§ 1750 Abſ. 1 S. 2 BGB. vor, indem die Mutter des an Kindes Statt an⸗ 
zunehmenden Kindes als deſſen geſetzliche Vertreterin den Annahmevertrag mit 
den dazu bereiten Beſchwerdeführern zu ſchließen gewillt iſt, und es würde 
hiernach ein wirkſamer Annahmevertrag zuſtande gekommen ſein, wenn die 
Form des Vertrags den geſetzlichen Anforderungen entſpräche, wenn insbe⸗ 
ſondere ſich die Mutter bei der Verhandlung durch einen Dritten habe ver⸗ 
treten laſſen dürfen. Die Beſchwerdeführer find der Anſicht, daß eine Ver⸗ 
tretung nicht verboten ſei, da §S 1750 Abſ. 1 S. 1 BGB., wonach der 
Annahmevertrag nicht durch einen Vertreter geſchloſſen werden könne, nur eine 
Vertretung im Willen ausſchließen wolle, während es ſich hier um eine rein 
botenmäßige Uebermittelung der bereits in der Vollmacht endgültig feſtgelegten 
Willenserklärung handle. Im übrigen halten ſie es nicht für unbedingt er⸗ 
forderlich, daß die Vertragſchließenden perſönlich vor Gericht oder Notar er⸗ 
ſcheinen, da $ 1750 BGB. eine ſolche persönliche Anweſenheit nicht erfordere. 
Für dieſe Auslegung können ſich die Beſchwerdeführer allerdings auf Stau⸗ 
dinger, 7./8. Aufl. Anm. 3 zu § 1750 berufen, und es iſt zuzugeben, 
daß nach dem ſonſtigen Sprachgebrauche des BGB. das Verbot der Ver⸗ 
tretung nicht ſchlechthin das Verbot botenmäßiger Uebermittelung in ſich ſchließt 
und mit dem Erforderniſſe der gleichzeitigen Anweſenheit beider Teile nicht 
ſchlechthin das Erfordernis perſönlicher Anweſenheit aufgeſtellt wird. So be⸗ 
ſtimmen § 1307, 8 1336 Abſ. 1, $ 1337 Abſ. 3, 88 1516, 1595, 1728, 
1748, 2282 BGB., daß die dort vorgeſehenen rechtsgeſchäftlichen Erklärungen 
nicht durch einen Vertreter abgegeben werden können; es iſt aber in der Rechts⸗ 
lehre allgemein anerkannt, daß dadurch eine Vertretung in der Erklärung des 
Willens nicht ausgeſchloſſen wird (zu vgl. z. B. BGB. RGRKomm. Anm. 2 
zu 88 1307, 1336, Anm. 3 zu $ 1516, Anm. 1 zu § 1595, Anm. 3 
zu § 1748). Und ſoweit die perſönliche Anweſenheit beider Teile bei einem 
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Vertragsabſchluß als weſentliches Erfordernis der Wirkſamkeit des Vertrags 
aufgeſtellt iſt, iſt es in jedem der Fälle ausdrücklich hervorgehoben (88 1317, 
2064, $ 2256 Abſ. 2 Satz 2, S$ 2274, 2290 Abſ. 2, § 2347 Abi. 2, 
§ 2351 BGB.). 

Indeſſen iſt gegenüber dieſem Sprachgebrauche nicht außer acht zu laſſen, 
daß es ſich bei den erwähnten Rechtsgeſchäften, wo eine Vertretung bei Ab⸗ 
gabe der Willenserklärung für zuläſſig erachtet wird, durchweg um einſeitige 
Willenserklärungen handelt. Im Falle des §S 1750 BGB. ſtehen Verträge 
in Frage, zu deren Wirkſamkeit nach S 1750 Abſ. 2 erfordert wird, daß 
beide Teile gleichzeitig vor dem Gericht oder Notar erſcheinen. Wenn dann 
§ 1750 Abſ. 1 noch weiter beſtimmt, daß der Vertrag durch einen Vertreter 
nicht geſchloſſen werden könne, ſo müſſen allerdings erhebliche Bedenken be⸗ 
ſtehen, den Fall des $ 1750 mit den erwähnten Fällen, wo eine Vertretung 
bei Abgabe der Willenserklärung für zuläſſig erachtet wird, auf eine Stufe 
zu ſtellen. Vielmehr iſt es, um zu einem dem Willen des Geſetzes entſprechenden 
Ergebniſſe zu kommen, erforderlich, die Beſtimmungen des $ 1750 nach ihrem 
Zuſammenhang und nach dem mit ihnen verfolgten Zwecke ins Auge zu faſſen. 

Der erſte Entwurf des BGB. enthielt im § 1616 Abſ. 1 nur den 
Satz, daß der Annahmevertrag vor Gericht oder Notar geſchloſſen werden 
müſſe, die Motive (mugdan, Mat. 4, 516) erläutern aber dieſe Beſtimmung 
dahin, daß damit, wie im Falle des $ 868 des Entwurfs, die Willenserklärung 
der Vertragſchließenden bei gleichzeitiger Anweſenheit vor Gericht oder Notar 
mündlich abgegeben werden müſſe. Dies iſt dann im § 1631 des Entwurfs 
zweiter Leſung lentſprechend der jetzigen Faſſung des § 1750 Abſ. 2) deut: 
licher zum Ausdrucke gebracht worden. Zur Begründung dieſer erſchwerenden 
Form geben die Motive (a. a. O. 4, 516) gn, daß ſie bei der Wichtigkeit 
des Vertrags empfehlenswert ſei, um eine größere Garantie für die Fortdauer, 
Ernſtlichkeit und Uebereinſtimmung des Willens der Kontrahenten und gegen 
unbeſonnenes Vorgehen zu gewinnen. 

Abſatz 1 des § 1750 iſt aus § 1612 des erſten Entw. hervorge⸗ 
gangen, der lautet: 

„Hat der Anzunehmende das 14. Lebensjahr noch nicht zurückgelegt, ſo 

kann der Annahmevertrag für ihn durch den geſetzlichen Vertreter ge⸗ 

ſchloſſen werden. Im übrigen kann die Schließung des Vertrags, ſo⸗ 
wohl für den Annehmenden als für den Anzunehmenden, nicht durch 
einen Vertreter, insbeſondere auch nicht durch den geſetzlichen Vertreter, 
erfolgen.“ 
Zur Begründung wird lediglich auf $ 1588 des Entwurfs, der auf ähnlichen 
Erwägungen beruhe, Bezug genommen. § 1588 des Entwurfs entſpricht im 
weſentlichen dem § 1728 BGB., und zur Begründung dieſer Beſtimmung 
wird auf den höchſtperſönlichen Charakter der Willenserklärung hingewieſen. 

Etwas Weiteres läßt ſich aus den Geſetzes materialien nicht feſtſtellen, ins⸗ 
beſondere enthalten dieſe keinerlei Bemerkung darüber, ob oder inwieweit eine 
Vertretung nicht nur im Willen, ſondern auch bei Abgabe der Willens⸗ 
erklärung ausgeſchloſſen ſein ſolle. Jedenfalls ergeben aber die Motive ſo viel, 
daß der Zweck der ſtrengen Vorſchrift des S 1750 BGB. der iſt, eine mög⸗ 
lichſt große Gewähr für die Fortdauer, Ernſtlichkeit und Willensübereinſtimmung 
der Vertragſchließenden zu gewinnen. Deshalb ſollen die Beteiligten gleich⸗ 
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zeitig vor der Urkundsperſon bei dem Abſchluſſe des Annahmevertrags an⸗ 
weſend ſein und dürfen ſie dieſen Vertrag weder durch einen Vertreter im 
Willen ($ 164 BGB.) noch — abgeſehen von dem hier vorliegenden Falle 
des § 1750 Abſ. 1 S. 2 BGB. — durch ihren geſetzlichen Vertreter ab: 
ſchließen. Der Zweck dieſer Vorſchrift, daß die Beteiligten zum Vertrags⸗ 
abſchluß vor der Urkundsperſon ſelbſt zweckentſprechend miteinander verhandeln, 
würde vereitelt werden, wenn fie (oder im Falle des S 1750 Abi. 1 S. 2 
BGB. der geſetzliche Vertreter) für befugt erachtet würden, ihre Erklärungen 
vor dem Vertragsabſchluſſe mündlich oder in einer (noch ſo ausführlichen) Ur⸗ 
kunde abzugeben und einen andern zu ermächtigen, als Bote ($ 120 BGB.) 
ihre Erklärung vor Gericht oder Notar zu wiederholen. Eine jo zuſtande ge⸗ 
kommene Vereinbarung entbehrt der im $ 1750 BGB. vorausgeſetzten Form. 
Dies iſt offenbar auch der Standpunkt des Reichsgerichts, wenn es (War: 
neyer, Ergb. 6, 469) für den Anwendungsfall des § 313 BGB. das 
Zuſtandekommen eines wirkſamen Vertrags für den Fall verneint, daß beide 
Vertragsteile ihre Abreden durch einen Boten vor der Urkundsperſon abge⸗ 
geben haben. Dabei kann es dahingeſtellt bleiben, ob der vom Reichsgericht 
ausgeſprochene Grundſatz etwa nur den Fall der Simultanbeurkundung im 
Auge hat, alſo im Falle einer nach S 313 BGB. auch zuläſſigen Sukzeſſiv⸗ 
beurkundung ($ 128 BGB.) ein anderes zu gelten hätte, jedenfalls trifft die 
der Reichsgerichtsentſcheidung zugrunde liegende Erwägung unbedenklich hier 
zu, da § 1750 BGB. die gleichzeitige Anweſenheit beider Teile beim Vertrags⸗ 
abſchluſſe vorſchreibt, die Form der Sukzeſſivbeurkundung alſo ausſchließt. 

Allerdings läßt ſich nicht verkennen, daß das Geſetz durch ſeine ſtrengen 
Formvorſchriften unter Umſtänden den Beteiligten erhebliche Koſten und Lim: 
ſtände verurſacht und ſogar den Annahmevertrag ſcheitern laſſen kann. In⸗ 
deſſen hat der Geſetzgeber trotz der dagegen erhobenen Bedenken (Mugdan, 
Mat. 4, 1046) die erſchwerenden Formvorſchriften für erforderlich erachtet, 
und der Richter iſt nicht in der Lage, geſetzlich nicht zugelaſſene Erleichte⸗ 
rungen zu gewähren. 


Entziehung der elterlichen Gewalt gegenüber einem Ausländer zum Schutze 
des im en befindlichen Minderjährigen. Anwendbarkeit des aus⸗ 
ländiſchen Rechtes. 

8 1666 BGB.; Art. 23 CG.z. BGB.; Art. 5, 7, 8 des Haager Ab⸗ 
kommens zur Regelung der Vormundſchaft über Minderjährige vom 12. Juni 
1902. 


Kammergericht Berlin, 28. November 1913. — Bd. 13, S. 178. 


Der Zimmermeiſter B. in K. iſt niederländiſcher Staatsangehöriger. 
Seine Ehe iſt im Jahre 1910 durch Urteil des Landgerichts in K. geſchieden. 
Das Amtsgericht entzog dem B. die elterliche Gewalt über ſein eheliches Kind 
auf Grund des S 1666 Abi. 1, 2 BGB. und beſtellte die Mutter zum 
Vormunde. Gegen dieſen Beſchluß legte der Vater Beſchwerde ein. Er be⸗ 
ſtritt das Vorliegen der materiellen Vorausſetzungen des §8 1666 BGB., 
machte aber auch geltend, daß er Niederländer ſei und ein deutſches Gericht 
kein Recht habe, in ſein Verfügungsrecht über ſein Kind einzugreiſen. Das 
Landgericht wies die Beſchwerde zurück. Es hielt die Anordnung des Amts⸗ 
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gerichts ſachlich für gerechtfertigt und führte aus: Die niederländiſche Staats⸗ 
angehörigkeit des Kindes ſtehe der Anordnung nicht entgegen. Für die Ein⸗ 
leitung einer inländiſchen Vormundſchaft über einen minderjährigen Ausländer 
gälten Art. 23 EGz. BGB. und das Haager Vormundſchaftsabkommen, dem 
Holland beigetreten ſei. Letzteres beſtimme in Uebereinſtimmung mit Art. 28 
EGz. BGB., daß die zuſtändigen Ortsbehörden bis zur Anordnung der Bor: 
mundſchaft durch den Heimatſtaat ſowie in allen dringenden Fällen die Maßregeln 
treffen könnten, die zum Schutze der Perſon und der Intereſſen des minder⸗ 
jährigen Ausländers nötig ſeien. Für die Anordnung gelte nach Art. 3 des 
Abkommens das Recht des anordnenden Staates, wenn vom Heimatſtaat keine 
Vormundſchaft eingeleitet worden ſei. Hiernach ſei die Entziehung des Per⸗ 
ſonenſorgerechts des Vaters und die Beſtellung der Mutter zum Vormund als 
„vorläufige Regelung“ zu Recht erfolgt. 

Der weiteren Beſchwerde des Vaters wurde ſtattgegeben. In den 
Gründen des Beſchluſſes iſt ausgeführt: 

Das Haag. Vormundſch. Abk. vom 12. Juni 1902 (RGbl. 04, 240) 
bezieht ſich nicht auf die Entziehung der elterlichen Gewalt. Dieſes Abkommen 
würde als völkerrechtliche Regelung den im EGz. BGB. getroffenen Beſtim⸗ 
mungen über internationales Privatrecht (Art. 7— 31) vorgehen, da letztere nur 
Grundſätze des ſtaatlichen internationalen Privatrechts ſind (KJ. 35 A, 18). 
Daß aber das Haag. VormundſchAbk. ſich nicht auf die Entziehung der elter⸗ 
lichen Gewalt bezieht, ergibt ſich aus folgendem: Es ſpricht in allen ſeinen 
Teilen immer nur von der „Vormundſchaft“. Die Auslegung dieſes Be⸗ 
griffs darf von dem innerſtaatlichen Begriffe der „Vormundſchaft“, wie ihn 
das BGB. aufſtellt, nicht einſeitig entnommen werden. Da aber ein völker⸗ 
rechtliches Privatrecht, woraus der Sinn der im völkerrechtlichen International⸗ 
privatrechte gebrauchten Schlagworte entnommen werden könnte, nicht exiſtiert, 
ſo iſt für die Auslegung einmal das zu berückſichtigen, was die Vertrag⸗ 
ſchließenden ſelbſt verſtanden wiſſen wollten, wobei die in Denkſchriften nieder⸗ 
gelegten Abſichten von Wichtigkeit ſind, ſodann aber, in welchem Sinne das 
bisherige internationale Privatrecht den Ausdruck aufgefaßt hat. In erſterer 
Hinſicht gibt für die Auslegung des Wortes „Vormundſchaft“ die Denkſchrift 
zu dem Haag. VormundſchAbk. (Drucks. des Reichstags Nr. 347 f. 1903/1904) 
wertvolle Hinweiſe, indem ſie (S. 45) ausführt: die Zuſtändigkeit der Be⸗ 
hörden erſtrecke ſich ſowohl auf die ihnen obliegende Aufſicht und die Formen 
des Verfahrens als auch auf die Führung der Vormundſchaft, die Pflichten 
des Vormundes und alle ſonſtigen Fragen, für deren Regelung weſentlich das 
Intereſſe des Mündels entſcheidend ſei, und indem ſie ſpäter bei den Art. 7 
und 8 davon ſpricht: dieſe Artikel verfolgten den Zweck, den Mündel, der ſich 
außerhalb ſeines Heimatſtaates befinde, dagegen zu ſchützen, daß ihm die vor⸗ 
mundſchaftliche Fürſorge verſagt bleibe (S. 48). In zweiter Hinſicht aber 
kommt in Betracht, daß der Begriff der Vormundſchaft bisher im internatio⸗ 
nalen Sprachgebrauch und in der Wiſſenſchaft ſich auf die eigentlichen Vor⸗ 
mundſchaftsſachen beſchränkt hat, welche die Fürſorge durch Anordnung und 
Leitung von Vormundſchaften zum Gegenſtande haben (KGJ. 37A, 36). 
Die Anwendung dieſer Interpretationsmittel führt daher dazu, den Begriff 
der Vormundſchaft im Sinne des Haag. Abk. auf die eigentlichen Vormundſchafts⸗ 
ſachen zu beſchränken, wie ſie den Vormundſchaftsgerichten im 3. Abſchnitte 
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des 4. Buches des BGB. zugewieſen find, und ihn nicht auch auf die 
familienrechtlichen Angelegenheiten auszudehnen, welche im BGB. dem Vor⸗ 
mundſchaftsgericht auch ſonſt noch, insbeſondere in den SS 1666, 1635, 
1636 BGB. überwieſen find. Danach fällt die Entziehung der elterlichen 
Gewalt überhaupt nicht unter das Haager Abkommen. Dieſe Anſicht wird 
auch in der Wiſſenſchaft vertreten. Findet aber hiernach das Haag. Abk. im 
allgemeinen auf die Entziehung der elterlichen Gewalt keine Anwendung. fo 
können auch nicht vorläufige Maßregeln, durch die einſtweilen einem Eltern⸗ 
teile die elterliche Gewalt entzogen wird, im Art. 7 Haag. Abk. ihre Grund⸗ 
lage finden. Denn dieſe Vorſchrift verfolgt den Zweck, einem Minderjährigen, 
der ſich außerhalb ſeines Heimatſtaates befindet und der behördlichen Vor⸗ 
mundſchaft bedürftig iſt, die vormundſchaftliche Fürſorge zu ſichern; ſie gibt 
aber den Ortsbehörden nicht das Recht, zum Schutze und im Intereſſe eines 
minderjährigen Ausländers, der den rechtlichen Schutz des Vaters genießt, 
gegen den Vater durch einſtweilige Anordnungen einzuſchreiten. Dieſe Anſicht 
teilt auch das Eidgenöſſiſche Juſtizdepartement. Aus alledem ergibt ſich, daß 
auf das Haager Abkommen weder eine endgültige noch eine vorläufige Ent⸗ 
ziehung der elterlichen Gewalt gegründet werden darf und die Anſicht des 
Landgerichts, das eine vorläufige Entziehung der elterlichen Gewalt auf Grund 
der Konvention für zuläſſig erachtet hat, nicht zutrifft. 

Scheidet aber das Haag. Abk. als völkerrechtliche Grundlage für eine auf 
Entziehung der elterlichen Gewalt gerichtete Maßnahme aus, ſo fragt ſich 
weiter, ob in dem im EGBGB. (Art. 7—3 1) kodifizierten ſtaatlichen inter: 
nationalen Privatrecht eine Grundlage für eine ſolche Maßnahme gegeben iſt. 
In Betracht kommt hier der Art. 23, den das Landgericht angewandt 
wiſſen will. 

Mit deſſen Wortlaut läßt ſich die Anwendung auf die Fälle der Ent⸗ 
ziehung der elterlichen Gewalt nicht vereinigen. Denn die Entziehung des 
Elternrechts ſelbſt iſt, wie bereits oben dargetan iſt, keine eigentliche Vormund⸗ 
ſchafts⸗ oder Pflegſchaftsſache. Sie geht vielmehr der Anordnung der Vor⸗ 
mundſchaft oder Pflegſchaft voraus, und erſt die Beſeitigung des Elternrechts 
kann die Grundlage für die Vormundſchaft oder Pflegſchaft ſchaffen. Die 
Entziehung der elterlichen Gewalt iſt daher keine „Anordnung einer Vor⸗ 
mundſchaft oder Pflegſchaft“ im Sinne des Abſ. 1, und die vorläufige Ent⸗ 
ziehung der elterlichen Gewalt iſt keine „vorläufige Maßnahme“ im Sinne des 
Abſ. 2. Letzteres ergibt ſich daraus, daß, wie das Kammergericht bereits in 
dem Beſchluſſe vom 15. Oktober 1908 (KGJ. 37 A, 33) mit Hinweis auf 
die Worte „ſolange eine Vormundſchaft oder Pflegſchaft nicht angeordnet iſt“ 
ausgeführt hat, der Rahmen für die Zuſtändigkeit der inländiſchen Gerichte in 
den beiden Abſätzen in der gleichen Weiſe beſtimmt iſt. Kann aber aus dem 
Wortlaute des Art. 28 deſſen Anwendung auf die endgültige oder vorläufige 
Entziehung der elterlichen Gewalt nicht gefolgert werden, ſo kann auch aus 
der Entſtehungsgeſchichte, wie das Kammergericht ausgeführt hat, nicht die 
Abſicht des Geſetzgebers gefolgert werden, daß der Art. 23 über den Rahmen 
der eigentlichen Vormundſchaftsſachen hinaus Platz greifen ſollte. Iſt aber 
dies der Fall, ſo muß auch eine analoge Anwendung dieſer Vorſchrift auf die 
Entziehung der elterlichen Gewalt ausſcheiden. Denn wenn der Geſetzgeber 
ein engeres Anwendungsgebiet gewollt hat, darf die Rechtſprechung dieſes Ge⸗ 
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biet nicht erweitern. Hiernach ergibt ſich als Rechtsſatz, daß der Art. 23 
EGz BGB. Abſ. 1 und 2 ſich nur auf die Anordnung der Vormundſchaft 
oder Pflegſchaft im eigentlichen Sinne bezieht und daher die Beſchränkung 
oder Entziehung der elterlichen Gewalt, welche nicht die Anordnung einer Vor⸗ 
mundſchaft oder Pflegſchaft betrifft, nicht zu den Maßnahmen gehört, welche 
von dem deutſchen Vormundſchaftsgericht auf Grund des Art. 23 getroffen 
werden können. 

Die Folge dieſer Ausführungen iſt nun nicht etwa, daß ein Einſchreiten 
der deutſchen Vormundſchaftsgerichte mit dem Ziele der Entziehung der elter⸗ 
lichen Gewalt eines im Reichsgebiete wohnenden oder ſich aufhaltenden Aus: 
länders unzuläſſig wäre, vielmehr ergibt ſich umgekehrt, daß die deutſchen Vor⸗ 
mundſchaftsgerichte, da ſie weder durch völkerrechtliche Normen noch durch das 
kodifizierte ſtaatliche internationale Recht des Art. 23 am Einſchreiten gegen 
Ausländer verhindert ſind, zur Entziehung der elterlichen Gewalt von Aus⸗ 
ländern zuſtändig ſind, wenn dieſe ſich mit den Kindern im Reichsgebiete auf⸗ 
halten. Bei der Entziehung der elterlichen Gewalt durch einen Rechtsakt 
handelt es ſich um eine Fürſorgetätigkeit des Staates, weil die Fürſorge der 
normal und gewiſſermaßen natürlich berufenen Eltern verſagt. In einem 
ſolchen Falle greift der Staat ſchützend ein. Die Staatshoheit, die über Land 
und Leute beſteht, dringt durch. Der Staat ſelbſt beſtimmt aber ſelbſtändig 
Art und Maß ſeines Handelns, und zwar bilden dieſe ſeine Beſtimmungen 
einen Teil ſeines inneren öffentlichen Rechtes, nämlich ſeines Verwaltungsrechts, 
da fie die Grenzen feiner Behördentätigkeit betreffen (zu vergl. Zitelmann, 
Internationales Privatrecht Bd. 1 S. 63, Bd. 2 S. 94 ff.; Neubecker, 
Jahrbuch für den internationalen Rechtsverkehr 1912/13 S. 64/65; Ha: 
bicht⸗Greiff a. a. O. Anm. 5 b zu Art. 8 S. 64). Die deuiſche Rechts⸗ 
ordnung hat nun nirgends beſtimmt, daß, abgeſehen von den in den Art. 7—30 
EGBGB. erfolgten Regelungen, die Vormundſchaftsgerichte in den Fällen, wo 
es ſich um Ausländer handelt, in ihrem Tätigwerden irgendwie beſchränkt 
ſeien. Daraus ergibt ſich, daß das deutſche Vormundſchaftsgericht, dem vom 
Staate die hier in Rede ſtehenden Angelegenheiten übertragen ſind, nicht ge⸗ 
hindert iſt, auch Ausländern die elterliche Gewalt zu entziehen. 

Cs fragt ſich nunmehr, welches Recht das Vormundſchaftsgericht bei der 
Entziehung der elterlichen Gewalt gegenüber Ausländern anzuwenden hat. 
Da dieſer Rechtsakt der ſouveränen Beſtimmung des Domitzilſtaates unterliegt, 
ſo beſtimmt dieſer Staat auch die Vorausſetzungen, unter denen die Entziehung 
zu erfolgen hat, alſo auch, ob das Recht des Inlandes oder das Perſonal⸗ 
ſtatut des Ausländers entſcheidet (zu vergl. Zitelmann a. a. O. S. 98, 99). 
Eine ausdrückliche Vorſchrift iſt in der deutſchen Rechtsordnung nicht vor⸗ 
handen. Es beſtimmt aber der Art. 19 Satz 1 EGzBGB.: „Das Rechts⸗ 
verhältnis zwiſchen den Eltern und einem ehelichen Kinde wird nach den 
deutſchen Geſetzen beurteilt, wenn der Vater und, falls der Vater geſtorben iſt, 
die Mutter die Reichsangehörigkeit beſitzt.“ Dieſe Vorſchrift gehört zu den 
ſogenannten einſeitigen Kölliſionsnormen, d. h. fie beſtimmt nur, daß das 
Rechtsverhältnis zwiſchen den Eltern und einem ehelichen Kinde nach deutſchem 
Rechte zu beurteilen iſt, wenn der Vater oder die Mutter die Reichsange⸗ 
hörigkeit beſitzt, gibt aber keine Norm für den Fall, daß der Vater Ausländer 
iſt. Aus dem Art. 19 muß aber der Grundſatz entnommen werden, daß über 
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die Rechte der Eltern ihren Kindern gegenüber das Recht des Staates ent- 
ſcheidet, dem der Vater (die Mutter) angehört. Dies wird in der Recht⸗ 
ſprechung der höchſten Gerichtshöfe und in der Literatur allgemein angenommen 
(RG. in JW. 11, 209; RGZ. 81, 373). Sind aber für das Rechtsverhältnis 
zwiſchen Eltern und ehelichen Kindern die Rechte des Heimatſtaates auch für 
das Inland maßgebend, ſo hängt es folgerichtig allein vom Willen des Per⸗ 
ſonalſtatuts ab, ob das Elternrecht an der Perſon oder am Vermögen des 
Kindes weiterbeſtehen ſoll. Daraus ergibt ſich, daß für die Entziehung der 
elterlichen Gewalt das Recht des Heimatſtaates des Ausländers maßgebend iſt. 
Gegen dieſes Ergebnis kann nicht eingewandt werden, daß es ſich bei der 
Entziehung der elterlichen Gewalt um einen verwaltungsrechtlichen Akt des 
inländiſchen Gerichts handle, für den nur das materielle Recht des Inlandes 
maßgebend ſein dürfe. Denn da der Inlandſtaat ſelbſt darüber entſcheidet, 
welches materielle Recht bei dem Akte der Entziehung der elterlichen Gewalt 
gegenüber Ausländern anzuwenden iſt, fo kann er auch beftimmen, daß in 
materieller Hinſicht das Perſonalſtatut des Ausländers gelten ſoll, auch wenn 
es ſich um einen verwaltungsrechtlichen Akt des inländiſchen Gerichts handelt. 
Eine ſolche Beſtimmung der deutſchen Rechtsordnung muß aber daraus ent⸗ 
nommen werden, daß ſich aus Art. 16 die uneingeſchränkte Anerkennung des 
Perſonalſtatuts des Vaters (der Mutter) ergibt. Beſchränkt iſt der Grundſatz 
der Geltung des Perſonalſtatuts auf das Elternrecht nur durch den Art. 30 
Ez BGB., der beſtimmt: „Die Anwendung eines ausländiſchen Geſetzes iſt 
ausgeſchloſſen, wenn die Anwendung . . ... gegen den Zweck eines deutſchen 
Geſetzes verſtoßen würde.“ Dieſe Vorſchrift iſt vom Reichsgericht (RGZ. 60, 
299) in dem Sinne verſtanden worden, daß die Anwendung des nach dem 
internationalen Privatrecht an ſich maßgebenden ausländiſchen Rechtes verboten 
ſei, wenn der Unterſchied der ſozialen Anſchauungen, worauf dieſes Recht und 
das konkurrierende deutſche Recht beruhe, ſo erheblich ſei, daß die Anwendung 
des ausländiſchen Rechtes direkt die Grundlagen des deutſchen ſtaatlichen oder 
wirtſchaftlichen Lebens angreifen würde; in einem derartigen Falle könne das 
ausländiſche Recht nicht zugelaſſen, müſſe vielmehr das inländiſche Geſetz an⸗ 
gewendet werden. Dieſer Anſicht, welche das Reichsgericht eingehend unter 
Bezugnahme auf die Entſtehungsgeſchichte begründet und an der es auch in 
ſpäteren Entſcheidungen (73, 368) feſtgehalten hat, tritt der Senat bei, 
Wendet man ſie auf die Entziehung der elterlichen Gewalt an, ſo ergibt ſich 
folgendes: § 1666 BGB. bezweckt, dem Kinde in ſolchen Fällen gegenüber 
dem Inhaber der elterlichen Gewalt richterlichen Schutz zu gewähren, wo dieſer 
durch ſein Verhalten das geiſtige oder leibliche Wohl des Kindes gefährdet. 
In ſolchem Falle ſind die Vormundſchaftsgerichte befugt, den gewiſſermaßen 
natürlich berufenen Eltern das Elternrecht ganz oder teilweiſe zu nehmen und 
an ihrer Statt für die Kinder geeignete Erzieher und Vertreter zu beſtellen. 
Ob dieſe Maßregel aus Humanitätsgründen im privaten Intereſſe der Kinder 
erfolgen ſoll, weil das Kind einen privatrechtlichen Anſpruch auf ordnungs⸗ 
gemäße Erziehung hat, oder ob ſie darauf abzielt, das allgemeine Volkswohl 
zu ſchützen, und daher überwiegend im Staatsintereſſe erfolgt, kann hier dahin⸗ 
geſtellt bleiben. Denn in jedem Falle bleibt als unmittelbarer Zweck des 
§ 1666 BGB. der behördliche Schutz des Kindes gegen den das geiſtige oder 
leibliche Wohl des Kindes gefährdenden Elternteil beſtehen. Wird nun dieſer 


L 


— 62 — 


Zbweck auch bei Anwendung des ausländiſchen Rechtes, des Perſonalſtatuts 


der Eltern erreicht, weil auch dieſes Statut gleiche oder ähnliche Beſtimmungen 
wie das deutſche Geſetz enthält. ſo kann man unmöglich ſagen, daß „die An⸗ 
wendung des ausländiſchen Rechtes gegen den Zweck des deutſchen Geſetzes 
verſtoßen würde“. Hieraus ergibt ſich als Rechtsſatz, daß das deutſche Vor⸗ 
mundſchaftsgericht bei der Entziehung der elterlichen Gewalt eines Ausländers 
grundſätzlich deſſen Perſonalſtatut anzuwenden hat, es ſei denn, daß die An⸗ 
wendung des ausländiſchen Rechtes den durch 8 1666 BGB. bezweckten 
Schutz des durch das Verhalten des Vaters gefährdeten Kindes beeinträchtigen 
würde. 

Die Vorinſtanzen haben gegen die vorſtehend erörterten Rechtsgrundſätze 
verſtoßen, das Landgericht, indem es auf die Entziehung der elterlichen Gewalt 
des Beſchwerdeführers die Vorſchriften des Haag. Vormundſchubk. und den 
Art. 23 EGBGB. anwandte, obwohl dies nicht zuläſſig iſt, das Amtsgericht 
und das Landgericht, indem ſie ohne Prüfung des niederländiſchen Rechtes 
den $ 1666 BGB. anwandten, obwohl dieſe Vorſchrift nnr anwendbar war, 
wenn durch die Anwendung des niederländiſchen Rechtes der Schutz des ge⸗ 
fährdeten Kindes beeinträchtigt werden würde. 


Unterbringung eines wegen Trunkſucht entmündigten Volljährigen in einer 
Trinkerheilſtätte; Unzuläſſigkeit der Unterbringung a das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht. 

S& 1838, 1897, 1901 BEL. 


Kammergericht Berlin, 5. Dezember 1913. — Bd. 18, S. 185. 


Durch Beſchluß des Amtsgerichts wurde ohne Zuſtimmung des Vormunds 
angeordnet, daß der wegen Trunkſucht entmündigte S. ſich in die Arbeiter⸗ 
kolonie K. begebe, wo er auch gezwungen enthaltſam leben müſſe. Das Land⸗ 
gericht wies die Beſchwerde des Mündels zurück. 

Die weitere Beſchwerde des Mündels hatte Erfolg: 

Das Landgericht hält die Anordnung des Amtsgerichts, daß der Ent⸗ 
mündigte in der Arbeiterkolonie untergebracht werde, auf Grund des § 1991 
BGB. für zuläſſig. Nach dieſer Vorſchrift hat der Vormund für die Perſon 
des volljährigen Mündels nur inſoweit zu ſorgen, als es der Zweck der Vor⸗ 
mundſchaft erfordert. Mit dieſer Vorſchrifſt in Verb. mit § 1631 Abſ. 2 
Satz 2, SS 1800, 1897 BGB. könnte die getroffene Anordnung, ſofern fie 
überhaupt zuläſſig ſein ſollte, immer nur gerechtfertigt werden, wenn der 
Vormund beſtimmt hätte, daß der Entmündigte in der Arbeiterkolonie unter⸗ 
gebracht werde. In einem ſolchen Falle könnte in der Anordnung des Vor⸗ 
mundſchaſtsgerichts eine Unterſtützung des Vormundes erblickt werden (KGJ. 
39 A, 9, 43 A, 67; RG; 67, 418). Hier aber hat der Vormund nicht 
die Unterſtützung des Vormundſchaftsgerichts in dieſer Beziehung beantragt, 
er hat auch gar nicht beſtimmt, daß der Entmündigte in der Arbeiterkolonie 
untergebracht werde. Deshalb iſt der Hinweis des Landgerichts auf $ 1901 
BGB. verfehlt. 

Aber auch der Beſchluß des AG. konnte nicht aufrecht erhalten werden. 
Er enthält keine Angabe darüber, auf Grund welcher Vorſchrift er anordnet, 
daß ſich der Entmündigte in die Arbeiterkolonie begeben ſoll. Soweit er als 
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eine den Vormund unterjtügende Anordnung gedacht ſein ſollte, würde er aus 
denſelben Gründen ungerechtfertigt ſein, wie der des Landgerichts. Soweit er 
aber etwa auf Grund des 8 1838 BGB. ergangen ſein ſollte, jo hätte das 
Amtsgericht prüfen müſſen, ob dieſer überhaupt anwendbar ſei. Es hat aber 
jede Prüfung nach dieſer Richtung hin unterlaſſen. Deshalb war auch er 
aufzuheben. 5 | 

$ 1838 BGB. kann hier nicht angewandt werden. Er enthält eine 
Beſchränkung des Grundſatzes der Selbſtändigkeit des Vormunds in Anſehung 
der Erziehungsgewalt; er dient beſonders dem öffentlichen Intereſſe, indem er 
bezweckt, die ordnungsmäßige Erziehung der heranwachſenden Jugend ſicher⸗ 
zuſtellen, ihre Verwahrloſung zu verhüten und ſie zu brauchbaren Mitgliedern 
der menſchlichen Geſellſchaft zu machen. Das Vormundſchaftsgericht wird alſo 
durch dieſe Vorſchrift ermächtigt, gegen den Willen des Vormundes zum Zwecke 
der Erziehung des Minderjährigen die darin angegebenen Maßregeln zu treffen. 
Hieraus ergibt ſich, daß die Maßregel zum Zwecke der Heilung eines Minder⸗ 
jährigen nicht getroffen werden kann. Denn Wortlaut und Zweck der Vor⸗ 
ſchrift beſchränken ihre Anwendung auf die Fälle, wo die Anordnung zum 
Zwecke der Erziehung des Minderjährigen erfolgen ſoll. Im vorliegenden 
Falle handelt es ſich um einen wegen Trunkſucht Entmündigten, der ſich nach 
der Anordnung des Amtsgerichts in die „Arbeiterkolonie K.“ begeben ſoll. 
Ein wegen Trunkſucht Entmündigter wird auf Grund des § 1838 BGB, 
weder zum Zwecke der Erziehung und Beſſerung in einer Beſſerungsanſtalt 
noch zum Zwecke der Heilung in einer Heilanſtalt untergebracht werden können. 
In erſterer Hinſicht hat der Senat bereits in dem Beſchluſſe vom 3. Mai 1912 
(KGJ. 43 A, 67) ausgeführt, daß der Vormund nicht berechtigt iſt, einen 
wegen Trunkſucht Entmündigten gegen deſſen Willen zum Zwecke der Erziehung 
und Beſſerung in einer Beſſerungsanſtalt unterzubringen. Dieſe Entſcheidung 
iſt im weſentlichen damit begründet, daß der Vormund eines Volljährigen, 
dem die durch das Erziehungsbedürfnis wegen jugendlichen Alters des Mündels 
bei der Altersvormundſchaft gebotene Erziehungs⸗ und Zuchtgewalt nicht zu⸗ 
ſteht (Motive Bd. 4 S. 1238), für die Perſon des volljährigen Mündels 
nach $ 1901 BGB. nur inſoweit zu ſorgen habe, als der Zweck der Vor: 
mundſchaft es erfordere, daß der Zweck der über einen Trunkſüchtigen ange⸗ 
ordneten Vormundſchaft, ſoweit es ſich um die Perfon des Entmündigten 
handele, ſich in erſter Linie auf die Heilung von der Trunkſucht richte, und 
daher der Vormund den Trunkſüchtigen nicht zum Zwecke der Erziehung und 
Beſſerung — d. h. zur Hebung ſeiner ſittlichen Mängel — einer Anſtalt 
überweiſen dürfe. Hält man an dieſen Grundſätzen feſt, ſo ergibt ſich folge⸗ 
richtig, daß auch das Vormundſchaftsgericht die dem Vormunde verſagte Be⸗ 
fugnis nicht haben kann. Denn der $ 1838 BGB., deſſen Anwendbarkeit 
auf Volljährige grundſätzlich nicht ausgeſchloſſen iſt (8 1897 BGB.), gibt 
dem Vormundſchaftsgerichte nicht mehr Rechte, als ſie der Vormund hat. Der 
volljährige Mündel ift in der Regel nicht mehr erziehungsbedürſtig (RGRKomm.? 
Anm. 1 zu $ 1897; Staudinger, 7./8. Aufl. Anm. la zu $ 1901). 
Insbeſondere bedarf der Trunkſüchtige nicht der Erziehung, ſondern der Heilung 
von dem krankhaften Hange zum übermäßigen Genuſſe geiſtiger Getränke. 
Deshalb iſt es unzuläſſig, auf Grund des $ 1838 BGB, einen wegen Trunk⸗ 
ſucht Entmündigten gegen ſeinen Willen zum Zwecke der Erziehung und 
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Beſſerung in einer Beſſerungsanſtalt unterzubringen. Die zweite Frage, ob 
der $ 1838 BGB. das Vormundſchaftsgericht ermächtigt, den Trunkſüchtigen 
zum Zwecke der Heilung in einer Heilanſtalt unterzubringen, hat der Senat 
verneint. Zwar hat der Vormund, wie der Senat wiederholt anerkannt hat 
(KGJ. 39 A, 8; 43 A, 67; RIA. 12, 90), das Recht und die Pflicht, den 
trunkſüchtigen Mündel auch gegen feinen Willen zur Herbeiführung der Hei⸗ 
lung in einer Trinkerheilanſtalt unterzubringen. Auch hat das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht nach SS 1837, 1886 BGB. das Recht und die Pflicht, den 
Vormund bei ſolchen Maßnahmen zu beaufſichtigen und auf ihn einzuwirken. 
Aber ſelbſtändig darf das Vormundſchaftsgericht auf Grund des § 1888 die 
Unterbringung des Trunkſüchtigen in einer Trinkerheilanſtalt zum Zwecke der 
Heilung nicht anordnen. Denn der § 1838 BGB. beſchränkt die Selbſt⸗ 
ſtändigkeit des Vormundes nur auf die Fälle, wo die Unterbringung zum 
Zwecke der Erziehung erfolgen ſoll. Ebenſowenig wie nun nach den früheren 
Ausführungen bei Minderjährigen das Vormundſchaftsgericht befugt iſt, die im 
§ 1838 BGB. erwähnten Maßnahmen zum Zwecke der Heilung des Minder⸗ 
jährigen zu treffen, kann es dieſe Maßnahmen zum Zwecke der Heilung des 
volljährigen Mündels treffen. Dafür, daß der Geſetzgeber dem Vormund⸗ 
ſchaftsgerichte hinſichtlich der volljährigen Mündel weitergehende Befugniſſe als 
hinſichtlich der Minderjährigen hat einräumen wollen, fehlt es an jedem An⸗ 
halte. Nach §8 1897 BGB. finden auf die Vormundſchaft über einen Voll⸗ 
jährigen die für die Vormundſchaft über einen Minderjährigen geltenden Vor⸗ 
ſchriften Anwendung, ſoweit ſich nicht aus den 88 1878 —1908 ein anderes 
ergibt. Aus den letztgenannten Paragraphen ergibt ſich aber nicht, daß die 
Grenzen der Anwendung des $ 1838 BGB. erweitert werden ſollten. Der 
Umſtand, daß die Motive (4, 1235) den Inhalt des § 1897 als „Ge⸗ 
ſtaltung nach Analogie der Altersvormundſchaft“ bezeichnen, kann nicht dazu 
führen, im Wege der Analogie den $ 1838 auf die Fälle anzuwenden, wo 
ein Volljähriger zum Zwecke der Heilung in einer Anſtalt untergebracht werden 
ſoll. Denn der geſetzgeberiſche Grund des $ 1838 BGB. iſt die Sicher⸗ 
ſtellung der Erziehung im allgemeinen Intereſſe. Heilungsanordnungen liegen 
auf einem anderen, nur das Intereſſe des einzelnen und ſeiner Familie be⸗ 
ruhenden Gebiete. Aus dieſem Grunde muß hier die Analogie verſagen. 
Nach alledem darf das Vormundſchaftsgericht auf Grund des §8 1888 BGB. 
nicht die Unterbringung eines wegen Trunkſucht entmündigten Volljährigen 
zum Zwecke der Heilung der Trunkſucht in einer Trinkerheilanſtalt anordnen. 
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Tragweite der Lebensvermutung. Zulüſſigkeit der Abweſenheitspflegſchaft 
für einen verſchollenen Miterben trotz beſtehender Nachlaßpflegſchaft. 


88 19, 1911 368. 


Oberſtes Landesgericht München, 14. November 1913. — Bd. 13, 
S. 176. 


Am 28. Februar 1911 ſtarb in B. die ledige Freiin v. G. Als Erbe 
iſt, wenn er zu dieſem Zeitpunkte noch lebte, der im Jahre 1870 geborene 
Zahntechniker Z. neben 42 Miterben berufen. Sein Aufenthalt iſt ſeit dem 
1. März 1902 unbekannt. Das Amtsgericht in B. als Nachlaßgericht hat 
den Rechtsanwalt G. als Nachlaßpfleger nach §S 1960 BGB. beſtellt. Deſſen 
Antrag, für Z. eine Abweſenheitspflegſchaft einzuleiten, hat das Amtsgericht 
abgelehnt. 

Gegen dieſen Beſchluß legte der Nachlaßpfleger Beſchwerde ein, worin er 
im weſentlichen geltend machte, der Nachweis, daß Z. zur Zeit des Erbſchafts⸗ 
anfalls noch am Leben geweſen ſei, könne nicht geführt werden, deshalb habe 
ſich die Stellung des Antrags auf Todeserklärung als notwendig heraus⸗ 
geſtellt. Da nun die letzte Nachricht über Z. auf den 1. März 1902 falle, 
beſtehe nach SS 14, 18 BGB. die Vermutung, daß Z. am 1. März 1912 
geſtorben ſei, alſo den am 25. Februar 1911 erfolgten Anfall der Erbſchaft 
noch erlebt habe. Die Beſtellung des Abweſenheitspflegers ſolle in erſter Linie 
den Zweck haben, die Erbſchaft für den Abweſenden anzunehmen, damit das 
Nachlaßgericht den beantragten gemeinſchaftlichen Erbſchein erteilen könne. 


Das Landgericht wies die Beſchwerde zurück. Es nahm an: Eine 
Ausſchlagung des Erbteils komme nicht in Frage. Vor Erlaß des Ausſchluß⸗ 
urteils beſtehe im übrigen noch keine Vermutung dafür, daß Z. den Erbfall 
noch erlebt habe. Eine Feſtſtellung, ob er Erbe wurde, wäre daher zunächſt 
noch gar nicht möglich. Die Teilung des Nachlaſſes könnte daher ebenfalls 
noch nicht in Frage kommen. Die Sicherung des Nachlaſſes im Sinne des 
S 1960 BGB. ſei mit der ſchon erfolgten Beſtellung des Nachlaßpflegers 
geſchehen. Zur Beſtellung des Abweſenheitspflegers nach § 1911 BGB. be 
ſtehe ſonach kein Bedürfnis. 

Der von dem Nachlaßpfleger hiergegen eingelegten weiteren Beſchwerde 
wurde ſtattgegeben. In den Gründen des Beſchluſſes iſt ausgeführt: 

Die Anſchauung des Beſchwerdegerichts, daß vor Erlaß des Ausſchlußurteils 
keine Vermutung dafür beſtehe, daß Z. den Erbfall noch erlebt habe, ſteht im 
Widerſpruche mit der im § 19 i. Verb. mit 8 18 Abſ. 2 BGB. ausge⸗ 
ſprochenen Lebensvermutung. Der § 19 erweitert die Lebensvermutung auch 
für ſolche Fälle, in denen eine Todeserklärung nicht erfolgt iſt. Die Fort⸗ 
dauer des Lebens ſoll bis zu dem Zeitpunkte vermutet werden, der nach § 18 
Abſ. 2 in Ermangelung eines anderen Ergebniſſes der Ermittelungen als 
Zeitpunkt des Todes anzunehmen iſt (Planck, 4. Aufl. Erl. 1 zu § 19). 
Die Lebensvermutung hat dieſelbe Bedeutung wie die durch die Todeserklärung 
begründete Todes vermutung, deren Kehrſeite fie bildet (Kretzſchmar im 
„Recht“ 15. Jahrg. 1911 S. 573). Da der Erbfall am 25. Februar 1911 
eintrat, die letzte Nachricht von dem Verſchollenen aber vom 1. März 1902 
ſtammt, ſo iſt hiernach anzunehmen, daß er den Erbfall noch erlebte. 

Blätter f. Rechtspfl. LXII N. F. XIII. Freiw. Gerichtabark. 5 
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Iſt die Verneinung der Lebensvermutung, wie ſie das Beſchwerdegericht 
vertritt, nicht zutreffend, ſo ergibt ſich hieraus, daß auch deſſen weitere An⸗ 
nahme nicht haltbar iſt, daß, da eine Feſtſtellung, ob Z. Erbe wurde, zu⸗ 
nächſt gar nicht möglich wäre, die Teilung des Nachlaſſes ebenfalls noch nicht 
in Frage kommen könne. 

Freilich iſt Z. gegenwärtig ſchon ſo lange verſchollen, daß die Lebens⸗ 
vermutung des § 19 jetzt nicht mehr Platz greift. Allein daraus folgt nur, 
daß jetzt keine geſetzliche Vermutung für das Leben des Verſchollenen mehr 
beſteht. Dagegen darf hieraus nicht geſchloſſen werden, daß er nunmehr als 
tot zu gelten hat. Es bewendet vielmehr nur bei den allgemeinen Grund⸗ 
ſätzen, nach denen Leben und Tod ungewiß ſind; das Leben hat alſo zu be⸗ 
weiſen, wer ſich auf das Leben, und den Tod hat zu beweiſen, wer ſich auf 
den Tod beruft. Hieraus ergibt ſich auch, daß die beſtrittene Frage zu be⸗ 
ahen iſt, ob, wenn zu der Zeit, zu welcher die Anordnung einer Abweſenheits⸗ 
pflegſchaft für einen Verſchollenen beantragt wird, die Lebensvermutung für 
ihn nicht mehr begründet iſt, noch eine Abweſenheitspflegſchaft zuläſſig iſt. Die 
Entſch. des Senats in BayObe GZ. 4, 80 und 5, 677 vertreten keine ab: 
weichende Anſicht; in den ihnen zugrunde liegenden Fällen handelte es ſich 
um Nachläſſe, die dem Verſchollenen nach dem Ablaufe der Lebensvermutung 
erſt angefallen waren, ein Abweſenheitspfleger aber kann für den Verſchollenen 
die Erbſchaft nur annehmen, wenn feſtſteht, daß der Verſchollene den Erbfall 
erlebt hat. 

Nun kann allerdings, wie der Senat in der vom Vormundſchaftsgericht 
in Bezug genommenen Entſcheidung (Obs GZ. 5, 677) ausgeſprochen hat, der 
Umſtand allein, daß Ungewißheit beſteht, ob ein Abweſender, der unbekannten 
Aufenthalts iſt, einen Erbfall erlebt hat, nicht die Anordnung einer Ab⸗ 
weſenheitspflegſchaft erforderlich machen. Entſcheidend iſt nach 8 1911 BGB., 
deſſen ſonſtige Erforderniſſe vorausgeſetzt, vielmehr, ob eine Vermögensange⸗ 
legenheit des Abweſenden der Fürſorge bedarf. Die Vorinſtanzen verneinen 
dies, weil ja die Sicherung des Nachlaſſes im Sinne des § 1960 BGB. 
mit der ſchon erfolgten Beſtellung des Nachlaßpflegers geſchehen ſei. Wenn 
nun zwar ein Abweſender ſchon dadurch genügend geſchützt ſein kann, daß ein 
Nachlaßpfleger feine Intereſſen wahrnimmt (BB. RGRKomm. Anm. 2 zu 
§ 1911), ſo iſt doch durch das Vorhandenſein eines Nachlaßpflegers allein 
nicht jedes Bedürfnis einer Fürſorge durch einen Abweſenheitspfleger ausge⸗ 
ſchloſſen. So kann, auch wenn die durch die Beſtellung eines Nachlaßpflegers 
für die Sicherung des Nachlaſſes möglichen Schutzmaßnahmen getroffen ſind, 
nach Lage des Falles ganz wohl das Intereſſe nicht bloß Dritter, das ja für 
die Beſtellung einer Abweſenheitspflegſchaft einflußlos iſt, ſondern des Ab⸗ 
weſenden ſelbſt die tunlichſt baldige Herbeiführung der Nachlaßauseinander⸗ 
ſetzung wünſchenswert erſcheinen laſſen. Zur Durchführung der Auseinander⸗ 
ſetzung des Nachlaſſes iſt aber der Nachlaßpfleger nicht berufen. Gleiches gilt 
nach der herrſchenden Anſicht von der Ausſtellung eines Erbſcheins. Gerade 
um die Nachlaßauseinanderſetzung und die Ausſtellung eines Erbſcheins zu er⸗ 
möglichen, will der Beſchwerdeführer die Abweſenheitspflegſchaft angeordnet 
haben und er begründet die Notwendigkeit der Auseinanderſetzung damit, daß 
durch ſie das Riſiko ferngehalten werden ſoll, das ſich aus dem längeren Un⸗ 
geteiltſein des Nachlaſſes zumal im Hinblick auf die durch ein Aufgebotsver⸗ 


fahren nach $ 965 ZPO. notwendige Verzögerung ergibt. Die Vorinſtanzen 
find, weil fie den Begriff des Bedürfniſſes im Sinne des $ 1911 BGB. 
verkannt haben, hierauf nicht eingegangen. Ihre Beſchlüſſe mußten deshalb 
aufgehoben werden. 


Unzuläſſigkeit der Ablehnung einer Vormundſchaft mit der Behauptung, 
daß der Ablehnende ungeeignet ſei. Unzuläſſigkeit der Beſchwerde. 


88 1779, 1786, 1897 B6.; $ 20, § 57 Abſ. 1 Nr. 9, § 60 
Nr. 2 386, 


Kammergericht Berlin, 19. Dezember 1913. 


Für den wegen Trunkſucht entmündigten Schreiner H. wählte das 
Amtsgericht, nachdem dreizehn Perſonen die Uebernahme der Vormundſchaft 
mit Erfolg abgelehnt hatten, den Bergmann V. als Vormund aus und ſetzte, 
als auch er ablehnte, gegen ihn eine Ordnungsſtrafe feſt. V. beantragte, die 
Ordnungsſtrafe aufzuheben und einen anderen Vormund zu beſtellen. Er 
machte geltend, er ſei zur Führung der Vormundſchaft ungeeignet: er gehe 
vom frühen Morgen bis zum Nachmittag ſeinem Berufe nach und verliere ſeine 
Stelle, wenn er nicht pünktlich und regelmäßig arbeite; in ſeiner freien Zeit 
müſſe er feine Landwirtſchaft beſorgen; er leide an den Folgen eines Unfalles; 
er könne außer ſeinem Namen nichts ſchreiben. Das Amtsgericht lehnte den 
Antrag ab. Die ſofortige Beſchwerde hatte nur den Erfolg, daß die ee 
ſtrafe ermäßigt wurde. 

Die weitere Beſchwerde wurde zurückgewieſen: 

Auf die Vormundſchaft über einen Volljährigen find nach 8 1897 BGB. 
die Vorſchriften für die Vormundſchaft über einen Minderjährigen anzuwenden, 
ſoweit ſich nicht aus den 88 1898 bis 1908 ein anderes ergibt. Somit 
hat das Vormundſchaftsgericht, ſofern die Vormundſchaft nicht einem nach den 
88 1776, 1898, 1899 BGB. Berufenen zu übertragen iſt, nach § 1779 
Abſ. 1 BGB. nach Anhörung des Gemeindewaiſenrats den Vormund aus⸗ 
zuwählen. Im § 1779 Abſ. 2 Satz 1 BGB. heißt es: „Das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht ſoll eine Perſon auswählen, die nach ihren perſönlichen Verhält- 
niſſen und ihrer Vermögenslage ſowie nach den ſonſtigen Umſtänden zur 
Führung der Vormundſchaft geeignet iſt. Daraus leitet der Beſchwerdeführer 
ein Recht für ſich ab, die Uebernahme der Vormundſchaft abzulehnen. Die 
Uebernahme der Vormundſchaft iſt für jeden, der vom Vormundſchaftsgerichte 
hierzu ausgewählt wird, eine öffentlichrechtliche Verpflichtung. Dieſe Auffaſſung 
ft auch im $ 1785 BGB. zum Ausdrucke gelangt; die Motive (Mugdan 
Bd. IV S. 563) hielten es für erforderlich, dieſer Auffaſſung geſetzlichen 
Ausdruck zu geben, weil die Erfahrung lehre, daß keineswegs in allen Fällen 
mit Sicherheit auf die Bereitſchaft zu einer freiwilligen Uebernahme der Vor⸗ 
mundſchaft zu rechnen ſei. Dieſe öffentlichrechtliche Pflicht beſteht aber 
nicht ausnahmslos für jedermann und in allen Fällen. Das Geſetz ſtellt 
ihr vielmehr für gewiſſe Fälle ein Recht des zum Vormund Ausgewählten 
gegenüber, die Uebernahme der Vormundſchaft abzulehnen. Die Ablehnung 
kann aber nur geſtützt werden: 1. auf die Gründe des S 1786 BGB.; 2. 
auf den Mangel der Reichsangehörigkeit ($ 1785 BGB.); 3. auf die Aus- 
ſchließungsgründe der SS 1780 bis 1784 BGB.; 4. auf die Eigenſchaft als 
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Militärperſon des Friedensſtandes oder als Zivilbeamter der Militärverwaltung 
8 41 des RMilG. vom 2. Mai 1874). Andere Ablehnungsgründe kennt 
das Geſetz nicht; nur innerhalb dieſer Grenzen kann daher die Behauptung 
des Beſchwerdeführers, daß er zur Führung der Vormundſchaft nicht geeignet 
ſei, oder daß ihm die Führung zu beſchwerlich falle, als Ablehnungsgrund 
in Betracht kommen (RGRKomm., 2. Aufl. Ben. Abſ. 1 zu $ 1786; 
Staudinger, BGB., 7./ 8. Aufl. $ 1786 Bem. 1 letzter Abſ.; a. A. ohne 
Begründung Fuchs, Vormundſchaftsrecht, 1899, S. 157; Böhm, Vormund⸗ 
ſchaftsrecht, 2. Aufl. S. 61). Daraus ergibt ſich daß der Beſchwerdeführer 
die Ablehnung der Vormundſchaft überhaupt nicht auf §8 1779 BGB. ſtützen 
kann. Zwar kann das Vormundſchaftsgericht ſolche Verhältniſſe, welche keinen 
Ablehnungsgrund darſtellen, aber gegen die Eignung des Ausgewählten im 
Sinne des § 1779 BGB. ſprechen, bei der endgültigen Auswahl mitberüd- 
ſichtigen (RGRKomm.); aber wenn das Vormundſchaftsgericht deſſen ungeachtet 
an ſeiner Wahl feſthält, kann der Ausgewählte ſeine Weigerung nicht darauf 
gründen, das Vormundſchaftsgericht habe den $ 1779 BGB. verletzt und 
einen ungeeigneten Vormund ausgeſucht. Wollte man eine Weigerung auf 
Grund des S 1779 Abſ. 2 BGB. zulaſſen, jo würden die in den SS 1780 
bis 1786 BGB. getroffenen Beſtimmungen nur eine überflüſſige Wiederholung 
eines jedem Ausgewählten ſchon generell zuſtehenden Ablehnungsrechts darſtellen. 
Die Vorſchrift des $ 1779 Abi. 2 BGB. iſt vielmehr lediglich im Intereſſe 
des Mündels gegeben, will aber kein Gegenrecht ſchaffen gegenüber der öffentlich⸗ 
rechtlichen Pflicht zur Uebernahme der Vormundſchaft. 

Im Falle der Verletzung eines geſetzlichen Ablehnungsrechts oder wenigſtens 
der Behauptung eines ſolchen Rechts ſteht dem zum Vormund Ausgewählten 
Beſchwerde auf Grund des 8 20 FGG. zu. Denn das ihm im Geſetze 
gewährleiſtete Recht, die Vormundſchaft abzulehnen, iſt nur dann beeinträchtigt, 
wenn das Vormundſchaftsgericht ihn trotz eines geſetzlichen Ablehnungsgrundes 
zum Vormund ausgewählt hat oder wenn der Ausgewählte wenigſtens einen 
ſolchen Ablehnungsgrund behauptet. Dagegen kann die Beſchwerde des Aus⸗ 
gewählten nicht darauf geſtützt werden, daß das Vormundſchaftsgericht entgegen 
dem § 1779 Abſ. 2 Satz 1 BGB. einen wegen ſeiner perſönlichen Verhältniſſe 
Ungeeigneten ausgewählt habe. Denn dadurch könnte nur ein Recht des 
Mündels, aber nicht ein ſolches des Ausgewählten beeinträchtigt fein (§ 20 
FGG.) . Gegen eine Verfügung, durch welche die Weigerung, eine Vormund⸗ 
ſchaft zu übernehmen, zurückgewieſen wird, findet gemäß § 60 Nr. 2 366. 
die ſofortige bzw. die fofortige weitere Beſchwerde (§ 29 Abſ. 2) ſtatt. Durch 
dieſe Beſtimmung wird aber kein ſelbſtändiges, von jeder Beeinträchtigung 
eines Rechts unabhängiges Beſchwerderecht geſchaffen, vielmehr bezieht ſie ſich 
nur auf die Fälle, wo ein wirkliches oder vermeintliches geſetzliches Ablehnungs⸗ 
recht verletzt iſt, alſo die Vorausſetzungen des § 20 GG. vorliegen (zu 
vgl, Rausnitz, FGG. 1900 § 60 Nr. 2 Anm. 25, 26; Schultze⸗Görlitz 
u. Oberneck, FGG. Anm. 1; Birkenbihl, Anm. 1 b; a. A. anſcheinend Fuchs, 
Anm. 8). 

Hier hat das Landgericht ohne Rechtsirrtum ſeſtgeſtelt, daß dem Be⸗ 
ſchwerdeführer kein geſetzlicher Ablehnungsgrund zuſteht, daß er insbeſondere 
nicht durch Krankheit oder durch Gebrechen verhindert iſt, die Vormundſchaft 
ordnungsgemäß zu führen (§S 1786 Nr. 4 BGB.). Hiergegen hat der 
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Beſchwerdeführer in der jofortigen weiteren Beſchwerde auch keine Rügen er⸗ 
hoben. Er rügt vielmehr nur Verletzung des § 1779 Abſ. 2 Satz 1 BGG. 
mit der Behauptung, daß das Vormundſchaftsgericht ihn ausgewählt habe, 
obwohl er bei ſeinen perſönlichen Verhältniſſen keine genügende Zeit zur Führung 
der Vormundſchaft habe, außer ſeinem Namen auch nichts ſchreiben oder leſen 
könne. Mit dem allem kann er aber in den Beſchwerdeinſtanzen nicht gehört 
werden. Denn inſoweit beſteht kein Beſchwerderecht aus den 88 20, 60 
Nr. 2 FGG. In dieſer Hinſicht können die Beſchwerde und die weitere Be⸗ 
ſchwerde ſchließlich auch nicht auf $ 57 Abſ. 1 Nr. 9 FGG. geſtützt werden. 
Das Kammergericht nimmt allerdings in ſtändiger Rechtſprechung an, daß die 
Auswahl des Vormundes eine Entſcheidung über eine die Sorge für die Perſon 
des Mündels betreffende Angelegenheit im Sinne der angegebenen Vorſchrift 
enthält (KJ. 43 A, 43). Jedoch müßte die Beſchwerde und weitere Bes 
ſchwerde ſchon daran ſcheitern, daß nach §S 57 Abi. 2 FGG. die Vorſchrift 
des Abſ. 1 Nr. 9 in Fällen der ſofortigen Beſchwerde keine Anwendung 
findet. Im übrigen iſt nach der ſtändigen Rechtſprechung des Kammergerichts 
(KGJ. 43 A, 45) die Beſchwerde und die weitere Beſchwerde aus § 57 
Nr. 9 FGG. nur dem gegeben, der mit ihr im Intereſſe des Mündels eine deſſen 
Intereſſen verletzende Verfügung angreifen will. Die Ausführungen des Be⸗ 
ſchwerdeführers laſſen aber hier keinen Zweifel, daß dieſer mit der Beſchwerde 
und der weiteren Beſchwerde ausſchließlich eigene Zwecke verfolgt. 


Beſchwerderecht einer Ehefran gegen die gerichtliche Anordnung, zufolge 
deren eine Aenderung des Familiennamens des Ehemanns ins Heirats⸗ 
regiſter eingetragen werden ſoll. 


8 20 FGG. 
Kammergericht Berlin, 26. September 1913. — Bd. 13, S. 192. 


Am 5. Februar 1908 hat der Standesbeamte in D. die Cheſchließung 
des Muſikers Adolf B. von Cz., Sohnes der Eheleute Heinrich B. von Cz. 
und Auguſte geb. Z., mit der Konzertſängerin Karoline J. beurkundet. Ferner 
hat derſelbe Standesbeamte am 5. Februar 1910 die Anzeige des Muſikers 
Adolf B. von Cz. beurkundet, wonach ſeine Ehefrau Karoline B. von Cz. 
geb. J. am 30. Januar 1910 ein Mädchen geboren hat, welches die Vor⸗ 
namen Martha Erika erhalten hat. 

Das Amtsgericht hat durch zwei Beſchlüſſe Berichtigung angeordnet, 
und zwar 

a) bei der Eintragung im Heiratsregiſter: 

„Dem die Ehe eingehenden Manne und ſeinen Eltern ſteht 
nicht der adlige Name B. von Cz., ſondern der bürgerliche Familien⸗ 
name Br. zu“, 

b) bei der Eintragung im Geburtsregiſter: 

„Den Eltern des hierneben eingetragenen Kindes ſteht nicht 
der adlige Name B. von Cz., ſondern der bürgerliche Familienname 
Br. zu.“ 

Gegen den zu a genannten Beſchluß hat die Ehefrau des in der Heirats⸗ 
urkunde genannten Mannes, gegen den zu b genannten Beſchluß das in der 


Geburtsurkunde bezeichnete Kind, vertreten durch feinen Vater, ſofortige Be 
ſchwerde eingelegt. Das Landgericht hat beide Beſchwerden zurückgewieſen. 

Beide Beſchwerdeführer haben die ſofortige weitere Beſchwerde eingelegt. 
Der weiteren Beſchwerde der Ehefrau wurde ſtattgegeben: 

Das Landgericht erachtet die Ehefrau nicht für beſchwerdeberechtigt: Aus 
dem Rechtsſatze, daß die Frau den Namen ihres Mannes erhalte (§ 1355 
BGB.), ſei zu folgern, daß die Beſchwerdeführerin auch den durch Berichtigungs⸗ 
beſchluß ſtandesamtlich berichtigten Namen ihres Mannes ohne weiteres führe. 
Hier ſei in der Geburtsurkunde des Ehemanns der Beſchwerdeführerin durch 
Beſchluß des Amtsgerichts berichtigend vermerkt worden, daß dem als geboren 
angemeldeten Kinde — dem jetzigen Ehemanne der Beſchwerdeführerin — 
nicht der adlige Name B. von Cz., ſondern der bürgerliche Familienname 
Br. zuſtehe. Deshalb habe nunmehr die Beſchwerdeführerin, nachdem der 
Familienname ihres Ehemanns in „Br.“ berichtigt worden ſei, kraft Geſetzes 
dieſen Namen zu führen. Sie ſei daher durch die Berichtigung ihrer Heirats⸗ 
urkunde nicht beſchwert, vielmehr ſtehe lediglich ihrem Ehemanne das Recht 
zu, der Berichtigung der Heiratsurkunde zu widerſprechen. 

Dieſe Ausführungen beruhen auf einer rechtsirrtümlichen Würdigung der 
Bedeutung ſtandesamtlicher Eintragungen und ihrer Berichtigungen. Allerdings 
beweiſen nach 8 15 PStöG. die ordnungsmäßig geführten Standesregiſter die 
Tatſachen, zu deren Beurkundung ſie beſtimmt und die darin eingetragen ſind, 
bis der Nachweis der Fälſchung, der unrichtigen Eintragung oder der Unrichtigkeit 
der Anzeigen und Feſtſtellungen erbracht iſt, auf Grund deren die Eintragung 
ſtattgefunden hat. Immerhin handelt ſich's aber bei den Standesregiſtereintragungen 
nur um ein Beweismittel im Sinne des 8 16 Nr. 2 EG. z. ZPO., gegen 
deſſen Richtigkeit der Gegenbeweis zuläſſig iſt. Wenn daher auch die be⸗ 
richtigte Geburtsurkunde des Ehemanns der Beſchwerdeführerin bis auf weiteres 
beweiſt, daß der Ehemann den bürgerlichen Familiennamen „Br.“ führt, fo 
hat doch dieſe Eintragung im Geburtsregiſter nicht die Bedeutung eines Rechts⸗ 
akts in dem Sinne, daß die Beſchwerdeführerin nunmehr ſchlechthin dieſen 
Namen zu führen verpflichtet wäre, ohne auch nur die Möglichkeit zu haben, 
auf einen andern Inhalt dieſer Eintragung oder anderer für ihren Perſonen⸗ 
ſtand erheblichen Eintragungen hinzuwirken. Das Perſonenſtandsgeſetz kennt 
weder eine Rechtskraft der Regiſtereintragungen noch eine ſolche der eingetragenen 
Berichtigungsvermerke (K GJ. 39 A, 41), ebenſowenig hängt die Zuläſſigkeit 
der Berichtigung einer Regiſtereintragung von der vorgängigen Berichtigung 
einer anderen Perſonenſtandsbeurkundung ab (KGJ. 34 A, 75). Daher ſteht, 
wenn ſonſt nur der Beweis als erbracht angeſehen werden könnte, rechtlich 
nichts im Wege, trotz der berichtigten Geburtsurkunde des Ehemanns eine 
Berichtigung ſeiner Heiratsurkunde mit einem vom Inhalt der Geburtsurkunde 
abweichenden Inhalt anzuordnen oder umgekehrt den Antrag auf Vornahme 
einer dem Inhalte der berichtigten Geburtsurkunde entſprechenden Berichtigung 
abzulehnen, wenn der Beweis der Unrichtigkeit der vorliegenden Eintragung 
nicht als geführt angeſehen wird. Es bedarf keiner näheren Erörterung, daß 
die Gerichte zu derart voneinander abweichenden Entſcheidungen nur gelangen 
werden, wenn ſchwerwiegende Gründe dazu vorhanden ſind, und daß auch 
dann auf möglichſte Uebereinſtimmung der Regiſtereintragungen, nötigenfalls 
durch Verweiſung des Antragſtellers auf den Prozeßweg ($ 66 Abſ. 2 
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S. 3 PStG.), hinzuwirken fein wird. Jedenfalls kann aber die Legitimation 
eines Beteiligten, die Berichtigung einer Regiſtereintragung zu beantragen, 
nicht mit der Begründung in Frage geſtellt werden, daß ſeinem Begehren der 
Inhalt einer anderen Regiſtereintragung entgegenſtehe. Wenn daher hier die 
Beſchwerdeführerin in ihrer Heiratsurkunde als die aufgeführt iſt, die mit dem 
Muſiker B. von Cz. die Ehe ſchließe, ſo kann, wenn zufolge einer Anordnung 
des Amtsgerichts im Heiratsregiſter als Familienname ihres jetzigen Ehemanns 
der Name „Br.“ vermerkt werden ſoll, die Legitimation der Beſchwerdeführerin, 
gegen die Berichtigungsanordnung Beſchwerde einzulegen, nicht wohl bezweifelt 


werden, denn durch die angeordnete Berichtigung wird nicht nur der Name 


ihres Manns, ſondern auch der ihr als Frau ($ 1355 BGB.) zukommende 
Familienname betroffen ($ 20 FGG.). Die Entſcheidung des Landgerichts 


verſtößt hiernach gegen das Geſetz (8 27 FGG.) 


Nachweis der Legitimation eines unehelichen Kindes gegenüber dem Standes⸗ 
beamten; Unzulänglichkeit einer eidesſtattlichen Verſicherung der Mutter 
des Kindes. 


88 1719, 1720 BG8.; $ 26 PStG. 
Oberlandes gericht Hamburg, 7. November 1913. — Bd. 13 S. 194. 


Der Beſchwerdeführer Friedrich J. iſt am 29. März 1912 außerehelich 
geboren. Seine Mutter hat ſich am 13. Juli 1912 mit dem Arbeiter S. 
verheiratet. S. iſt am 15. September 1912 geſtorben. Der Beſchwerdeführer 
behauptet, er habe, da S. ſein Vater geweſen ſei, nach $ 1719 BGB. durch 
die Verheiratung ſeiner Eltern die rechtliche Stellung eines ehelichen Kindes 
erlangt. Er verlangt demgemäß nach § 26 PStG. die Hinzufügung eines 
entſprechenden Vermerks bei ſeiner Geburtsurkunde im Standesamtsregiſter. 


Alle Vorinſtanzen haben den Antrag zurückgewieſen. Auch die weitere Be⸗ 
ſchwerde wurde zurückgewieſen: 


Der angefochtene Beſchluß läßt keinen Rechtsirrtum erkennen. Dem Land⸗ 
gericht iſt insbeſondere darin beizutreten, daß die von der Mutter des Beſchwerde⸗ 
führers notariell ausgeſtellte eidesſtattliche Erklärung, ſie habe in der für den 
Beſchwerdeführer in Betracht kommenden Empfängniszeit mit ihrem ſpäteren 
Ehemann und nur mit dieſem geſchlechtlich verkehrt, nicht genügt, um in der 
Form einer öffentlichen Urkunde den nach 8 26 PStG. erforderlichen Nach 
weis zu erbringen, daß der Beſchwerdeführer jetzt die Stellung eines ehelichen 
Kindes erlangt hat. Denn die Urkunde beweiſt nur, daß die Mutter gewiſſe 
Erklärungen abgegeben hat, nicht aber deren inhaltliche Richtigkeit. Wenn die 
weitere Beſchwerde demgegenüber geltend macht, daß eine vom Vater in einer 
öffentlichen Urkunde erklärte Anerkennung des Kindes allgemein als ausreichend 
angeſehen werde, obwohl ſie in Wahrheit doch auch nur die Tatſache ſeiner 
Erklärung, nicht aber deren Richtigkeit beweiſe, ſo wird dabei überſehen, daß 
eine ſolche Anerkennungserklärung des Vaters nach §8 1720 Abſ. 2 BGB. 
die geſetzliche Vermutung begründet, daß er der Mutter innerhalb der Empfängnis- 
zeit beigewohnt hat. Dieſe Vermutung erbringt in Verbindung mit der Heirats⸗ 
urkunde nach $ 1719 BGB. den vollen Beweis, daß das Kind ent die rechtliche 
Stellung eines ehelichen Kindes erlangt hat. 


Das Ergebnis mag für den Beſchwerdeſührer vielleicht hart fein. Ander⸗ 
ſeits würde es eine bedenkliche Unſicherheit in die Beweiskraſt ſtandes amtlicher 
Urkunden hineintragen, wenn ſie von der Beweiswürdigung eines einzelnen 
Standesbeamten abhängig gemacht würden. Dem Beſchwerdeführer wird daher, 
falls er die angeblich eingetretene Aenderung ſeines Perſonenſtandes nicht durch 
öffentliche Urkunde nachzuweiſen und daher keinen Zuſatz bei ſeiner Geburts⸗ 
urkunde im Standesamtsregiſter zu erreichen vermag, nichts anderes übrig 
bleiben, als im Einzelfalle dafür den Nachweis zu erbringen. 


Unzuſtändigkeit des Gerichtsſchreibers zur Richtigſtellung einer fehlerhaften 
Abſchrift im Standesnebenregiſter. 
$ 14 PStG.; § 17, 18, 24 der Ausführungsbeſtimmungen vom 25. März 1899. 


Kammergericht Berlin, 14. November 1913. — Bd. 13 S. 195. 


Im Geburtsregiſter iſt am 5. Dezember 1885 die am Tage zuvor er⸗ 
folgte Geburt des F. B. richtig beurkundet. Bei der Uebertragung ins Neben⸗ 
regiſter hat der Standesbeamte verſehentlich ſtatt des 5. Dezember 1885 den 
19. November 1885 als Tag der Beurkundung angegeben und den Be 
glaubigungsvermerk gleichfalls von dieſem Tage datiert. Als das Verſehen 
entdeckt wurde, erſuchte der Landrat als Vorſitzender des Kreisausſchuſſes den 
Gerichtsſchreiber des Amtsgerichts um Richtigſtellung des dort aufbewahrten 
Nebenregiſters. Dieſer lehnte das Erſuchen ab, weil er ſich zu der Richtig⸗ 
ſtellung nicht für befugt erachte. Das Amtsgericht billigte dies. Das Land⸗ 
gericht wies die Beſchwerde des Landrats zurück. Auch die weitere Beſchwerde 
wurde zurückgewieſen: 

Der Landrat als Vorſitzender des Kreisausſchuſſes iſt beſchwerdeberechtigt, 
da die Aufſichtsbehörde des Standesbeamten Uebereinſtimmung zwiſchen Haupt⸗ 
regiſter und Nebenregiſter herbeizuführen hat ($ 14 Abſ. 2, 3 PStG.). 
Jedoch iſt die weitere Beſchwerde nicht begründet. Die Nichtübereinſtimmung 
zwiſchen Hauptregiſter und Nebenregiſter beruht auf einem Schreibfehler des 
Standesbeamten bei Herſtellung des Nebenregiſters. Wie das Kammergericht 
bereits im Beſchluſſe vom 5. November 1909 (KJ. 39 A, 50) näher 
ausgeführt hat, bedarf es in einem ſolchen Falle zur Herbeiführung der Ueberein⸗ 
ſtimmung nicht der Einleitung und Durchführung des Berichtigungsverfahrens 
nach 88 65, 66 PStG., vielmehr iſt der Schreibfehler ohne weiteres durch 
Beiſchreibung eines Randvermerks zu beſeitigen. 

Die Frage iſt im PStG. und in den Ausführungsbeſtimmungen des 
Bundesrats nicht ausdrücklich beantwortet. § 24 der Bekanntmachung des 
BR. vom 25. März 99 trifft nicht den Fall. Es fehlt an einer Be⸗ 
ſtimmung, daß hier der Gerichtsſchreiber die beglaubigte Abſchrift zu berichtigen 
habe. Mangels einer ausdrücklichen Vorſchrift kann aber der Gerichtsſchreiber 
weder für verpflichtet noch auch nur für berechtigt erachtet werden, eine von 
einer anderen Amtsſtelle beglaubigte Abſchrift richtigzuſtellen. Es iſt viel⸗ 
mehr nach der Natur der Sache Aufgabe der Amtsſtelle, welche die Ueberein⸗ 
ſtimmung eines Eintrags im Nebenregiſter mit dem im Hauptregiſter bezeugt 
hat, nachträglich zu beſtätigen, daß die beglaubigte Abſchrift einen Fehler ent⸗ 
hält; wenn der Gerichtsſchreiber an Stelle des Standesbeamten die Richtig⸗ 
ſtellung des Nebenregiſters vornähme, fo könnte die Beweiskraft des Neben: 
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regiſters in Frage geſtellt werden. Zutreffend wird im Beſchluß des Obs. 
München vom 2. Mai 92 (Reger 18, 192 ff.) ausgeführt, daß Nachläſſig⸗ 
keiten bei der Herſtellung von Abſchriften von dem Beamten, der fie begangen 


hat, wieder gut zu machen ſeien und daß die Befugnis des Standesbeamten, 
ein bei Herſtellung des Nebenregiſters untergelaufenes Verſehen zu berichtigen, 


nirgends auf eine beſtimmte Zeit beſchränkt ſei. Wenn in einem Beſchluſſe 
des Appellationsgerichts in Inſterburg vom 7. Dezember 78 (KGJ. 1, 20) 
und ebenſo in einem im „Standesbeamten“ (80, 77 und 93, 249) ab⸗ 
gedruckten Aufſatze die Zuſtändigkeit des Gerichtsſchreibers zur Berichtigung 
von Schreibfehlern im Nebenregiſter damit begründet wird, daß das Neben⸗ 
regiſter vom Amtsgericht aufzubewahren und hiermit die Herausgabe des Neben⸗ 
regiſters an den Standesbeamten zwecks Richtigſtellung nicht zu vereinbaren 
ſei, ſo kann eine ſolche Zweckmäßigkeitserwägung nicht dazu führen, den 
Gerichtsſchreiber trotz Fehlens einer dahin gehenden Vorſchrift mit der Richtig⸗ 
ſtellung zu betrauen. Uebrigens werden die Fälle, in denen Schreibfehler im 
Nebenregiſter noch nach deſſen Abgabe an das Amtsgericht zu berichtigen ſind, 
verhältnismäßig ſelten ſein, zumal die Aufſichtsbehörde das Nebenregiſter vor 
der Abgabe an das Amtsgericht zu prüfen hat ($ 14 Abſ. 2 PStG.); auch 
beſteht in Preußen keine Beſtimmung, wonach das in den Gewahrſam des 
Amtsgerichts gelangte Nebenregiſter nicht wieder für kurze Zeit herausgegeben 
werden darf. Die Anſicht, daß die Beſeitigung von Schreibfehlern im Neben⸗ 
regiſter ſtets dem Standesbeamten obliege, wird denn auch überwiegend in der 
Rechtslehre vertreten. Hiermit ſteht die Bekanntmachung der Bay. Min. der 
Juſtiz und des Innern vom 29. April 1900, betr. die geſchäftliche Be⸗ 


handlung der Perſonenſtands ſachen ($ 39), im Einklange. 


Berechtigung des Abweſenheitspflegers, die Erteilung eines Erbſcheins für 
ſeinen Mündel zu beantragen. 
88 1911, 2353 BGB. 


Kammergericht Berlin, 8. Auguſt 1913. — Bd. 13 S. 198. 


Der Beſchwerdeführer iſt zum Pfleger für den mit unbekanntem Aufenthalt 
abweſenden volljährigen B. beſtellt. Sein Wirkungskreis umfaßt die Sorge 
für das Vermögen, das dem B. von ſeiner Mutter angefallen iſt. Durch 
Beſchluß des Amtsgerichts iſt der Antrag des Beſchwerdeführers auf Erteilung 
eines Erbſcheins für B. über die Beerbung ſeiner Mutter zurückgewieſen 
worden, da ſich die Abweſenheitspflegſchaft ausſchließlich auf Vermögens⸗ 
angelegenheiten erſtrecke und der Abweſenheitspfleger keine Erklärungen erb⸗ 
rechtlicher Natur, wie die zur Erwirkung des Erbſcheins erforderliche eidesſtattliche 
Verſicherung des $ 2356 Abſ. 2 BGB., abgeben könne. Die Beſchwerde 
iſt durch Beſchluß des Landgerichts zurückgewieſen worden. Das Landgericht 
nimmt an, daß zwar der allgemeine geſetzliche Vertreter zur Stellung des 
Antrags auf Erteilung eines Erbſcheins berechtigt ſei, daß aber der nach 
§ 1911 BGB. beſtellte Abweſenheitspfleger kein ſolcher allgemeiner geſetzlicher 
Vertreter ſei. Der Beſchwerdeführer ſei nur Vertreter ſeines Mündels für 
das dieſem von ſeiner Mutter angefallene Vermögen und demgemäß, wie auch 
der Nachlaßpfleger, nicht berechtigt, für ſeinen Mündel die Erteilung eines Erb⸗ 
ſcheins zu beantragen. 


3 


Der weiteren Beſchwerde iſt ſtattgegeben worden: 

Darüber, daß nach $ 2353 BGB. nicht lediglich der Erbe ſelbſt das 
Recht auf Erteilung des Erbſcheins hat, ſondern daß es auch andere für ihn 
haben können, herrſcht kein Streit. Die Gründe, woraus dem Nachlaßpfleger 
das Antragsrecht verſagt worden iſt (KGJ. 40 A, 37), treffen beim Abweſenheits⸗ 
pfleger nicht zu, inſofern dieſer einen beſtimmten Erben vertritt. Auch daß 
die Abweſenheitspflegſchaft des 8 1911 BGB. nur eine Vermögens pflegſchaft 
iſt, ſteht dem Antragsrechte des Pflegers nicht entgegen. Denn das Betreiben 
des Erbſcheinverfahrens iſt keine rein perſönliche, ſondern eine vermögensrechtliche 
Angelegenheit. Zu Unrecht billigt auch der angefochtene Beſchluß nur dem 
allgemeinen geſetzlichen Vertreter das Recht zu, für den Erben die Erteilung 
eines Erbſcheins zu beantragen. Es iſt kein Grund erſichtlich, warum ein 
beſondrer geſetzlicher Vertreter, alſo ein Pfleger, hierzu nicht berechtigt ſein ſoll, 
falls nur ſein Wirkungskreis die betreffende erbrechtliche Angelegenheit umfaßt. 
Letzteres iſt aber hier der Fall, da der Beſchwerdeführer gerade zur Sorge für 
das ſeinem Mündel von deſſen Mutter (deren Erbſchein in Frage kommt) an⸗ 
gefallene Vermögen beſtellt iſt. Dem Beſchwerdeführer wäre die Erfüllung 
ſeiner Pflicht unmöglich, wenn man ihm nicht das Antragsrecht zubilligte. 


Antrag eines Gläubigers des Erben auf Erteilung eines Erbſcheins; Un⸗ 
zuläſſigkeit der Abgabe der eidesſtattlichen Erbesverſicherung durch einen 
Generalbevollmächtigten des Gläubigers. 


§ 2356 Abſ. 2 BGB.; § 792 ZPO. 
Kammergericht Berlin, 5. September 1913. — Bd. 18 S. 199. 


Der Rechtsanwalt H. beantragte als Generalbevollmächtigter der Mathilde M. 
nach $ 792 ZBO. beim Amtsgericht die Erteilung eines Erbſcheins dahin, 
daß die im Jahre 07 verſtorbene Witwe K. von Arnold K. allein beerbt 
worden ſei. Er verſicherte die Richtigkeit ſeiner Angaben über die erbrechtlichen 
Verhältniſſe an Eides Statt. Das Amtsgericht verlangte, daß die eidesſtattliche 
Verſicherung von der Gläubigerin ſelbſt abgegeben werde, da es durch einen 
Bevollmächtigten unzuläſſig ſei. Nachdem ſeine Beſchwerde vom Landgericht 
zurückgewieſen worden war, legte H. weitere Beſchwerde ein und führte aus: 
Der Satz, daß die Verſicherung des Erben nicht von einem Bevollmächtigten 
abgegeben werden könne, ſolle nicht angegriffen werden. Hier handle fid's 
aber nicht um die Verſicherung des Erben, ſondern um die eines Gläubigers 
des Erblaſſers nach $ 792 ZPO. Die Abgabe dieſer Verſicherung erfolge 
lediglich zu vermögensrechtlichen Zwecken. Beſtelle aber jemand einen General⸗ 
bevollmächtigten, jo wolle er, daß diefer alle vermögensrechtlichen Geſchäfte für 
ihn beſorge. §8 792 ZPO. zeige, daß bei der eidesſtattlichen Verſicherung, 
jedenfalls ſoweit es ſich um die des Gläubigers handle, eine Stellvertretung 
möglich ſei, da, wie die Denkſchrift zu S 7008 der Novelle zur ZPO. ſage, 
der Gläubiger ſelbſt die Verſicherung in Stellvertretung des ſchuldneriſchen 
Erben abgebe. Ein Grund, weshalb dieſe Stellvertretung des Erben vom 
Gläubiger ſelbſt und nicht auch von ſeinem Generalbevollmächtigten ausgeübt 
werden könnte, ſei nicht erſichtlich. Aber auch bei Auslegung des $ 2856 BGB. 
werde man den Bevollmächtigten des Gläubigers nicht mit dem Erben gleich⸗ 
ſtellen können. Dieſer kenne aus den natürlichen Verhältniſſen heraus von 
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fih die Erbfolge. Der Gläubiger müſſe ſich Kenntnis erſt durch Nachforſchungen 


verſchaffen. Bei Beſtellung eines Generalbevollmächtigten werde dieſer die 


Nachforſchungen anſtellen. 

Auch die weitere Beſchwerde iſt zurückgewieſen worden: 

Mit der herrſchenden Meinung iſt davon auszugehen, daß, wenn ein Erbe 
die Erteilung eines Erbſcheins beantragt, er die erforderliche eidesſtattliche Ver⸗ 
ſicherung nicht durch einen Bevollmächtigten abgeben kann. Abweichendes gilt 
nicht, wenn ein Gläubiger einen Erbſchein nach $ 792 3. beantragt. 
Er leitet ſein Recht, ſelbſt die Erteilung eines Erbſcheins zu beantragen, nur 
her aus der Perſon ſeines Schuldners, ſein Recht kann daher keinen weiteren 
Umfang haben als das des Schuldners, des Erben ſelbſt. Kann dieſer die 
eidesſtattliche Verſicherung nicht durch einen Bevollmächtigten abgeben, ſo kann 
es auch der Gläubiger nicht. Das Geſetz verlangt, daß die Verſicherung ab⸗ 
gegeben werde vom Antragſteller. Es legt alſo für den Nachweis der tat⸗ 
ſächlichen Erbfolgeverhältniſſe Gewicht auf die Kenntnis gerade des Antrag⸗ 
ſtellers und ſeine eidesſtattlichen Angaben darüber. Dieſe ſtellen kein Rechts⸗ 
geſchäft dar, und eine gewillkürte Stellvertretung, bei der es ſich um Abgabe 
einer Willenserklärung im Namen eines anderen handelt, iſt bei ihnen nicht 
möglich. Der Bevollmächtigte kann keine Angaben machen über die Kenntnis 
feines Machtgebers, und auf feine eigene Kenntnis kommt es nach dem Geſetze 
nicht an. Vermögensrechtlichen Zwecken dient die Verſicherung nicht nur im 
Falle des §S 792 ZPO., fondern auch bei Abgabe durch den Erben. Darauf, 
ob bei Erteilung der Generalvollmacht der Machtgeber auch zur Abgabe eides⸗ 
ſtattlicher Verſicherungen hat bevollmächtigen wollen, kommt es nicht entſcheidend 
an, ſondern darauf, ob eine ſolche Bevollmächtigung zuläſſig und wirkſam iſt. 
Daher iſt die behauptete geringe Erheblichkeit der Abgabe der Verſicherung 
und der Beitreibung der Forderung im Verhältnis zu den von der General- 
vollmacht umfaßten Angelegenheiten von keiner Bedeutung. Auch trifft durch⸗ 
aus nicht zu, daß der Erbe im Gegenſatze zu dem Gläubiger von ſich aus 
Kenntnis von der Erbfolge habe. Ganz abgeſehen davon, daß ſolche Kenntnis 
ſelbſt bei Blutsverwandten, beſonders entfernten, durchaus nicht immer voraus⸗ 
zuſetzen iſt, kann der im Teſtament eingeſetzte Erbe, der einen Erbſchein be⸗ 
antragt, ein Fremder und ohne die geringſte Kenntnis von den perſönlichen 
Verhältniſſen des Erblaſſers ſein. 


Fehlende Unterſchrift des Notars auf der Teſtamentsurkunde. Ablehnung 
der Wiederaushäudigung der Urkunde zur Nachholung der Unterſchrift. 
Ausſchluß einer Beſchwerde des Notars. 


§ 20 Abſ. 1 FGG. 
Kammergericht Berlin, 16. Oktober 1913. — Bd. 13 S. 201. 


Der Rentner L. hat am 20. November 1905 dem Notar K., der zu 
der Verhandlung zwei Zeugen zugezogen hatte, eine verſchloſſene Schrift mit 
der mündlichen Erklärung übergeben, daß ſie ſeinen letzten Willen enthalte. 
Der Notar hat über die Verhandlung ein Protokoll auſgenommen, dieſes 
nebſt der übergebenen Schrift mit ſeinem Amtsſiegel verſchloſſen und ſodann 
das Teſtament dem Amtsgericht zur amtlichen Verwahrung eingereicht. L. iſt 
im April 1913 verſtorben. Bei der Eröffnung und Verkündung des Teſta⸗ 
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ments bat fich herausgeſtellt, daß das Protokoll zwar von dem Erblaſſer und 
den beiden Zeugen unterſchrieben iſt, aber nicht vom Notar. Der Notar hat 
darauf beim Amtsgericht beantragt: | 
ihm die Akten, zumal das Protokoll zwecks nachträglicher Vollziehung 
— ſelbſtredend unter dem Vermerk, daß er die bei Errichtung ver⸗ 
geſſene Unterſchrift an dem zu bezeichnenden Tage nachgeholt habe — 
zugänglich zu machen, ihm alſo die Möglichkeit der nachträglichen Voll⸗ 
ziehung mit dieſem Vermerke zu geben. 

Das Amtsgericht hat dieſen Antrag zurückgewieſen, weil das Teſtament 
mangels Vollziehung des Protokolls durch den Notar ungültig ſei und durch eine 
nach dem Tode des Erblaſſers erfolgende nachträgliche Vollziehung nicht gültig 
werden könne, die nachträgliche Vollziehung alſo zwecklos ſei. 

Die Beſchwerde des Notars iſt zurückgewieſen worden. Das Landgericht 
hat unter Berufung auf den Beſchluß des Kammergerichts vom 24. Mai 1909 
(KGJ. 38 A, 141) ausgeführt, daß jedenfalls nach der Eröffnung des 
Teſtaments, welche ſich auf das Errichtungsprotokoll erſtrecken müſſe und auch 
tatſächlich erſtreckt habe, keine Veränderung an den Urkunden mehr vorgenommen 
werden dürfe. 

Die weitere Beſchwerde wurde zurückgewieſenn: 

Der Notar K. hat kein ſelbſtändiges Beſchwerderecht. Nach § 20 Abſ. 1 
FGG. ſteht die Beſchwerde jedem zu, deſſen Recht durch die angefochtene Ver: 
fügung beeinträchtigt iſt. Dabei iſt in der Rechtſprechung anerkannt, daß 
das verletzte Recht nicht ein privates zu ſein braucht, ſondern auch ein öffent⸗ 
liches ſein kann; daß aber anderſeits ein bloßes wirtſchaftliches Intereſſe an 
einer Abänderung der angefochtenen Verfügung nicht ausreicht. Unzweifelhaft 
hat hier der Beſchwerdeführer wegen des ihm drohenden Schadenerſatzanſpruchs 
ein erhebliches Intereſſe daran, daß ihm die Möglichkeit gegeben wird, das 
begangene Verſehen durch Nachholung ſeiner Unterſchrift wieder gut zu machen, 
falls eine ſolche Nachholung das Teſtament überhaupt gültig machen kann. 
Dieſes Intereſſe liegt aber lediglich auf wirtſchaftlichem Gebiete. Die Ab⸗ 
lehnung des auf die nachträgliche Vollziehung des Protokolls gerichteten Antrags 
verletzt nicht ein irgendwie geartetes Recht des Notars, der das Protokoll auf⸗ 
genommen hat, ſondern nur das Recht der Perſonen, die, wenn das Teſtament 
durch die nachträgliche Vollziehung gültig werden könnte, daraus Rechte er⸗ 
werben würden, hier alſo der Perſonen, die im Teſtamente bedacht ſind. 
Nur dieſen ſteht daher das Beſchwerderecht nach S 20 FGG. zu. Damit 
ſteht im Einklange, daß in dem vom Kammergerichte durch den Beſchluß vom 
24. Mai 1909 entſchiedenen Falle (KGJ. 38 A, 141) das Beſchwerderecht 
den im Teſtament ernannten Teſtamentsvollſtreckern zugebilligt worden iſt. 


Feſtſetzung einer Vergütung des Nachlaßpflegers; Unzuläſſigkeit der Ein⸗ 
beziehung von Aufwendungen. Zum Begriff „Aufwendungen“. 
88 1835, 1886, 1915, 1962 BGB. 


Kammergericht Berlin, 30. Oktober 1913. — Bd. 13 S. 203. 
Der Nachlaßpfleger, Rechtsanwalt K., beantragte nach Aufhebung der 


Pflegſchaft beim Nachlaßgericht die Feſtſetzung einer Vergütung von 1 ½ Prozent 
des Bruttonachlaſſes. In dieſer Vergütung waren nach ſeiner Erklärung die 
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ihm „nach 8 1835 BGB. zu erſtattenden Aufwendungen“ inbegriffen. Das 
Amtsgericht gab dem Antrage ſtatt. Auf Beſchwerde des Erben ſetzte das 
Landgericht die Vergütung herab; es führte aus, daß die dem Pfleger durch 
Inanſpruchnahme feiner Hilfsarbeiter, insbeſondere der Schreib⸗ und Rechnungs⸗ 
gehilfen, erwachſenen Aufwendungen bei der Bemeſſung der Vergütung nicht 
zu berückſichtigen ſeien. Die weitere Beſchwerde des Pflegers wurde zurück⸗ 
gewieſen: 

Die 88 1835, 1836 BGB. über die dem Vormunde zu erſtattenden 
Aufwendungen und eine ihm zuzubilligende Vergütung, welche nach SS 1915, 
1962 auch für den Nachlaßpfleger gelten, knüpfen an die Vorſchriften des 
früheren Rechts, daneben aber weſentlich an die Rechtsſätze des BGB. über 
den Auftrag an. Im Gegenſatze zum Dienſt⸗ und Werkvertrag und zur 
unentgeltlichen Geſchäftsbeſorgung (SS 611, 631, 675 BGB.) begründet 
der Auftrag keinen Anſpruch auf eine Vergütung, der Auftraggeber hat jedoch 
dem Beauftragten Aufwendungen zu erſetzen, d. h. das, was der Beauftragte 
aus ſeinem eigenen Vermögen zum Zwecke der Ausführung des Auftrags 
hergegeben hat, wiederzugeben, ſoweit der Beauftragte nach den Umſtänden 
des Falles dieſe Aufwendungen für erforderlich halten durſte (SS 662, 670 
BGB.). Dielen Beſtimmungen entſpricht $ 1886 Abſ. 1 Satz 1, $ 1835 
Abſ. 1 BGB. Wenn $ 1836 Abi. 1 S. 2, 3 in Verb. mit §§ 1915, 
1962 BGB. dem Nachlaßgerichte geſtatten, aus beſonderen Gründen dem 
Nachlaßpfleger eine angemeſſene Vergütung zu bewilligen, ſo erhellt, daß dieſe 
Vergütung nicht etwa die Aufwendungen mitumfaßt ſondern neben den Auf⸗ 
wendungserſatz tritt. Während hiernach über die Vergütung das Nachlaßgericht 
in freier Weiſe durch Beſchluß befindet, hat über die Aufwendungen das 
Prozeßgericht zu entſcheiden, vor dem der Nachlaßpfleger erforderlichenfalls in 
den zivilprozeſſualen Formen den Nachweis der Aufwendungen und ihrer Er⸗ 
ſtattungsfähigkeit zu führen hat. Die ſtrenge Einhaltung dieſer geſetzlich ge⸗ 
zogenen Zuſtändigkeitsgrenze iſt im Intereſſe aller Beteiligten geboten. Würde 
es zugelaſſen, die Aufwendungen ganz oder zum Teile mit der vom Nachlaß⸗ 
gerichte feſtzuſetzenden Vergütung abzugelten, ſo könnte es ſich leicht ereignen, 
daß Aufwendungen doppelt erſtattet werden, d. h. ſowohl auf Grund der 
Feſtſetzung des Nachlaßgerichts wie auch auf Grund der Entſcheidung des 
Prozeßgerichts. Anderſeits müßte mit der Möglichkeit gerechnet werden, daß 
einzelne Aufwendungen unerſetzt blieben, weil der Nachlaßrichter ſie vom 
Prozeßrichter vergütet wiſſen will, während dieſer der Anſicht iſt, daß ſie durch die 
vom Nachlaßrichter feſtgeſetzte oder feſtzuſetzende Vergütung gedeckt ſeien. Nach 
beiden Richtungen beſteht die Gefahr um ſo mehr, als die erſtinſtanzlichen Ver⸗ 
fügungen des Richters der freiwilligen Gerichtsbarkeit in der Regel nicht dem 
Begründungszwange unterliegen. 

Bei dieſer Rechtslage liegt in dem angeſochtenen Beſchluſſe des Land⸗ 
gerichts kein Rechtsirrtum. Ausdrücklich hat das Landgericht zwar nur die 
dem Pfleger durch Inanſpruchnahme ſeiner Hilfsarbeiter, insbeſondere von 
Schreibgehilfen und Rechnungsbeamten, erwachſenen Unkoſten als bei Bemeſſung 
der Vergütung nicht zu berückſichtigen bezeichnet. Nach dem Zuſammenhange 
muß jedoch angenommen werden, daß es auch alle anderen als „Aufwendungen“ 
in Anſatz gebrachten Leiſtungen außer Betracht gelaſſen hat. Dabei handelt 
es ſich außer den Schreib⸗ und Rechnungsarbeiten noch um einen Anteil an 
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den allgemeinen Bureauunkoſten und einer Bankfachmiete, um rechtsanwaltliche 
Dienſtleiſtungen und um Erſatz von Schreibſtoff. Die Auffaſſung des Pflegers, 
daß es ſich bei dieſen ſämtlichen Unkoſten und Auslagen nicht um Aufwendungen 
nach $ 1835 BGB. handle und fie deshalb auch bei Bemeſſung der Ver: 
gütung mitberückſichtigt werden müßten, iſt nicht zutreffend. Die Aufwendungs⸗ 
natur der rechtsanwaltlichen Dienſtleiſtungen ergibt ſich unmittelbar aus dem 
Geſetze, denn nach $ 1835 Abſ. 2 BGB. gelten als Aufwendungen „auch 
ſolche Dienſte des Vormundes oder des Gegenvormundes (alſo auch des Nach⸗ 
laßpflegers: 88 1915, 1962 BGB.), die zu ſeinem Gewerbe oder ſeinem 
Berufe gehören“. Ebenſo unbedenklich handelt es ſich um Aufwendungen im 
Sinne des § 1835 BGB., ſoweit der Pfleger unmittelbar für die einzelne 
Sache Arbeitskräfte nutzbar gemacht und Räume, Einrichtungen und Geräte 
(3. B. Schreibmittel) verwendet hat, die ihm bereits zur Verfügung ftanden. 
Es iſt richtig, daß nach Planck, BGB. (3.) $ 670 Anm. 2 der Beauftragte 
allgemeine Geſchäftsunkoſten nicht als Aufwendungen nach $ 670 BGB. be⸗ 
rechnen kann, und es mag anerkannt werden, daß dieſe Auslegung für den 
Regelfall zutrifft. Hier darf indeſſen die Eigenart des Falles nicht unberück⸗ 
ſichtigt bleiben. Der Beſchwerdeführer wird vom Amtsgerichte ſeit dem 1. Juni 
1906 in ausgedehntem Maße mit den Aemtern als Nachlaßfleger, Teſtaments⸗ 
vollſtrecker, Vormund, Pfleger und Beiſtand betraut, und er widmet ſich be⸗ 
ſonders der Bearbeitung dieſer Angelegenheiten. Um ſie gründlichſt und 
ſchleunigſt bearbeiten zu können, hat er die Räumlichkeiten und ſein Bureau⸗ 
perſonal entſprechend eingerichtet. Es bedarf keiner Ausführung, daß, wenn 
er von ſolchen Vorkehrungen abgeſehen und für jede Einzelſache die notwendigen 
Arbeitskräſte angenommen und nach dem Umfang ihrer Verwendung für 
dieſe Sache entlohnt, ſich auch jedesmal die erforderlichen Räume und Geräte 
beſchafft hätte, es ſich um Aufwendungen im Sinne des § 1835 BGB. 
handeln würde, über deren Entſtehung und Erſtattungsfähigkeit der Prozeß⸗ 
richter zu befinden hätte. Ein ſolches Verfahren wäre jedoch unwirtſchaftlich. 
Ganz abgeſehen davon, daß die Koſten ſich bei einer ſolchen Art der Ent⸗ 
lohnung nicht unbeträchtlich erhöhen würden, liegt naturgemäß die Heranziehung 
geſchulter und erprobter Hilfskräfte auch im Intereſſe der Sache. Aus dieſen 
berechtigten Erwägungen hat der Beſchwerdeführer, da er nach Lage der Ver⸗ 
hältniſſe auf eine fortdauernde Betrauung mit den Aemtern des Vormund⸗ 
ſchafts⸗ und Nachlaßrechts rechnen konnte, nicht erſt abgewartet, bis die Einzel⸗ 
ſache Anforderungen an ſein Vermögen ſtellen würde, ſondern gewiſſermaßen 
auf Vorrat ſich die Hilfsmittel an Sacheinrichtungen und Arbeitskräften ge⸗ 
ſichert, ſie für alle ihm zu übertragenden Aemter bereit gehalten und, je 
nachdem es ihm angezeigt erſchien, für ſie verwendet. Der Beſchwerdeführer 
hat alſo die Auslagen, wenn auch nicht zeitlich im unmittelbaren Zuſammen⸗ 
hange mit dem Einzelamte, ſo doch im Hinblick auf die vorausſichtlichen Ver⸗ 
richtungen gemacht. Inſofern liegt dieſer Fall weſentlich anders, als wenn 
z. B. ein Gewerbetreibender ſeine kauſmänniſchen oder gewerblichen Gehilfen 
bei der Bearbeitung einer ihm übertragenen Vormundſchaft oder Pfleg⸗ 
ſchaft mit heranzieht, denn dieſe kaufmänniſchen und gewerblichen Gehilfen 
ſind für den Gewerbebetrieb angenommen, und ihre Beſchäftigung mit der 
Vormundſchafts⸗ oder Nachlaßſache bildet im Beiſpielsfall einen Zufall, der 
bei der Annahme der Gehilfen nicht in Betracht gezogen iſt. Hier dagegen 
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find die Sacheinrichtungen und Hilfskräfte gerade zur Ausführung der Ver⸗ 
richtungen, die das Amt eines Vormundes, Pflegers uſw. mit ſich bringt, 
bereitgeſtellt. 

Es kann keinen begrifflichen Unterſchied machen, ob der Pfleger erſt die 
Bedürfniſſe der einzelnen Sache abwartet oder ſchon im voraus einen Teil 
ſeines Vermögens in die zur Befriedigung ſolcher zu erwartenden Bedürfniſſe 
geeigneten Mittel umſetzt und dieſe Mittel dann für die einzelnen Sachen 
verwendet. Auch von ſolchen im voraus gemachten Auslagen kann man 
ſagen, daß es ſich um „vorbereitende Verausgabungen im Dienſte der Geſchäfts⸗ 
beſorgung“ (RGRKomm. [2.] S 670 Anm. 3) handelt. Danach gehört es 
zur Zuſtändigkeit des Prozeßgerichts, nicht des Nachlaßgerichts, zu prüfen, zu 
welchem Betrage jene im voraus gemachten Auslagen auf die einzelne Sache 
entfallen und ob der Pfleger die Widmung dieſer bereit gehaltenen Hilfsmittel 
für die Einzelſache den Umſtänden nach für erforderlich halten durfte. Dieſe 
Frage wird das Prozeßgericht verneinen müſſen, ſoweit der Pfleger Hilfskräfte 
zu Verrichtungen zugezogen hat, die ihm nach Umſtänden des Falles unter 
Berückſichtigung ſeiner Berufs⸗ und Lebensſtellung als eigene Arbeit zuzumuten 
waren. Zum Ausgleich kann dieſe Fremdarbeit wie eigene Arbeit des Pflegers 
neben dem, was er tatſächlich ſelbſt geleiſtet hat, bei der Feſtſetzung der Ver⸗ 
gütung (8 1836 BGB.) berückſichtigt werden. Andere Fremdarbeit kommt 
dagegen lediglich unter dem Geſichtspunkte des Aufwendungerſatzes in Be⸗ 
tracht, über den der Prozeßrichter zu befinden hat. 

Da nicht erhellt, daß das Landgericht gegen dieſe Grundſätze verſtoßen 
hat, war die weitere Beſchwerde zurückzuweiſen. 


Teſtament eines Blinden; Erfordernis der Unterſchrift des Erblaſſers oder 
der formgerechten Feſtſtellung ſeiner Erklärung, daß er nicht ſchreiben könne. 


§ 2242 BGB, 
Kammergericht Berlin, 27. November 1913. — Bd. 13 S. 108. 


Der Kaufmann M. hat vor dem Notar W. drei Teſtamente errichtet, 
am 9. Januar 09, 18. Juli 11, 14. Juni 13. Im Eingange der drei 
Protokolle heißt es, nachdem M. als erſchienen aufgeführt iſt: 

„Herr M. iſt blind und erklärte auch, blind zu ſein. 

Zu der Verhandlung wurden (hier iſt in den Protokollen vom 

18. Juli 1911 und vom 14. Juni 1913 eingeſchaltet: deshalb) 

als Zeugen zugezogen .. .. (es folgen die Namen von 2 Zeugen).“ 
Die Protokolle enthalten am Schluſſe den Vermerk, daß ſie vorgeleſen und 
von M. genehmigt ſeien. Unterſchrieben ſind ſie von M. nicht. Das Proto⸗ 
koll vom 9. Januar 1909 ſchließt mit dem Satze: 

„Herr M. unterſchrieb mit Rückſicht auf die Blindheit nicht.“ 
Die beiden anderen Protokolle enthalten keinen derartigen Vermerk. 

M. iſt am 24. Juni 1913 geſtorben. Seine Tochter hat mit der Aus⸗ 
führung, daß ſie durch die Teſtamente zur alleinigen Erbin eingeſetzt ſei, auf 
Grund dieſer Teſtamente für ſich die Erteilung eines Erbſcheins beantragt. 
Das Amtsgericht hat es abgelehnt, weil die Teſtamente wegen Verletzung des 
§ 2242 BGB. nichtig ſeien. Die Beſchwerde iſt zurückgewieſen e 
ebenſo auch die weitere Beſchwerde: 


Die Annahme des Landgerichts, daß die vom Erblaſſer errichteten drei 
Teſtamente nichtig ſeien, iſt rechtlich nicht zu beanſtanden. Nach § 2242 
Abſ. 1 BGB. muß das Protokoll über die von einem Richter oder einem 
Notar erfolgte Errichtung eines Teſtaments vom Erblaſſer eigenhändig unter⸗ 
ſchrieben werden. Erklärt der Erblaſſer, daß er nicht ſchreiben könne, jo wird 
nach Abſ. 2 daſelbſt ſeine Unterſchrift durch die Feſtſtellung dieſer Erklärung 
im Protokoll erſetzt. Dieſe Vorſchriften ſind zwingende Formvorſchriften, ihre 
Nichtbeobachtung hat die Nichtigkeit des Teſtaments zur Folge. 

Sie finden auch Anwendung, wenn der Erblaſſer blind iſt. 

Die weitere Beſchwerde beſtreitet die Notwendigkeit der Unterſchrift eines 
blinden Erblaſſers (Schultze⸗Görlitz, Zentrbl. f. freiw. Ger. 7, 468, und von 
Pignol in DIZ. 1904, 737). Ihr mag zugegeben werden, daß, wenn es 
der Unterſchrift eines blinden Erblaſſers überhaupt nicht bedarf, auch die im 
S 2242 Abſ. 2 vorgeſchriebene Feſtſtellung entbehrlich iſt, da fie nur die an 
ſich erforderliche Unterſchrift zu erſetzen beſtimmt iſt. Die Annahme, daß für 
den blinden Erblaſſer eine Ausnahme von dem im § 2242 Abſ. 1 auf⸗ 
geſtellten Formerfordernis der eigenhändigen Unterſchrift des Protokolls gelte, 
läßt ſich aber für das Recht des Bürgerlichen Geſetzbuchs nicht rechtfertigen. 

Das Bürgerliche Geſetzbuch enthält keine allgemeinen Vorſchriften über 
Willenserklärungen der Blinden. Die Motive erklären in bewußter Abweichung 
von dem PrAllgR. (1. Teil 5. Titel SS 171—179) eine beſondere Vor: 
ſorge für die Fälle einer einfachen ſchriftlichen Willenserklärung für entbehrlich; 
ſie führen aus, daß der Blinde ſich von dem Inhalt eines Schriſtſtücks durch 
die Mitteilung Anderer Kenntnis zu verſchaffen möge, und daß das Geſetz, 
wenn er im Vertrauen auf die Gewiſſenhaftigkeit der ihm zur Seite Stehenden 
die Urkunde unterzeichnen wolle, keinen genügenden Grund habe, dieſem Wollen 
ein Verbot entgegenzuſetzen (Motive zum BG. Bd. 1 S. 187). Daraus 
ergibt ſich, daß das Geſetz den von einem Blinden unter eine Urkunde ge 
ſetzten Namenszug, obgleich der Blinde ſich vom Inhalte des Schriftſtücks nicht 
durch eigene Wahrnehmung überzeugen kann, doch als eine Unterſchrift im 
Rechtsſinne gelten läßt, den Blinden alſo nicht etwa als geſetzlich zur Leiſtung 
einer Unterſchrift unfähig behandelt. 

Das FGG. enthält eine Sondervorſchrift für Blinde nur im § 169, 
wonach, wenn ein Beteiligter nach der Ueberzeugung des Richters oder des 
Notars blind iſt, der Richter einen Gerichtsſchreiber oder zwei Zeugen, der 
Notar einen zweiten Notar oder zwei Zeugen zuziehen muß. In dem von der 
Vollziehung des Protokolls handelnden § 177 ift der Blinde nicht beſonders 
erwähnt. Die Vorſchriften des BGB. über die Errichtung von Teſtamenten, 
wonach zur Errichtung in der Form des § 2231 Nr. 1 gemäß 88 2232, 
2233 die Zuziehung eines Gerichtsſchreibers oder zweier Zeugen durch den 
Richter und eines zweiten Notars oder zweier Zeugen durch den Notar für alle 
Fälle geboten iſt, enthalten Beſtimmungen für blinde Erblaſſer nur inſofern, als, 
wer Geſchriebenes nicht zu leſen vermag — und das trifft bei dem Blinden 
zu —, ein Teſtament weder in der durch § 2231 Nr. 2 zugelaſſenen Form 
einer eigenhändigen Erklärung noch durch Uebergabe einer ſeinen letzten 
Willen enthaltenden Schrift an den Richter oder Notar errichten kann, 
ſondern nur durch mündliche Erklärung ſeines letzten Willens vor dem 
Richter oder dem Notar ($ 2238 Abf. 2, § 2247). Für das in 
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dieſem Falle aufzunehmende Protokoll fehlt es an beſonderen Beſtimmungen, 
inſoweit bleibt es daher bei der allgemeinen Vorſchrift des §S 2242 (zu vergl. 
Motive Bd. 5 S. 277). Daß nun der Blinde, dem das Geſetz an ſich 
die Fähigkeit zur rechtsgültigen Leiſtung einer Unterſchrift nicht abſpricht, doch 
im Sinne des $ 177 FGG. und des S 2242 BGB. zur Leiſtung einer 
Unterſchrift unfähig ſei, iſt eine Annahme, für welche es an jedem geſetzlichen 
Anhalte fehlt. Die von Schultze⸗Görlitz und Pignol hervorgehobenen Geſichts⸗ 
punkte mögen für den Geſetzgeber beachtenswert ſein, im geltenden Rechte haben 
ſie keine Anerkennung gefunden. Ihre Ablehnung läßt auch keine Lücke im 
Geſetz und führt zu keinerlei Schwierigkeiten. Denn ſowohl nach § 177 
366. wie nach §S 2242 BGB. wird die Unterſchrift durch die im Protokolle 
feſtgeſtellte Erklärung des Beteiligten, daß er nicht ſchreiben könne, erſetzt. 
Vermag der Blinde zu ſchreiben, ſo kann er ſeine Unterſchrift leiſten; vermag 
er es nicht, ſo bedarf es nur der Aufnahme der geſetzlich vorgeſchriebenen 
Feſtſtellung in das Protokoll. Dagegen würde vom Standpunkte der von 
Schultze⸗Görlitz und Pignol verteidigten Auffaſſung aus das Bürgerliche Ge⸗ 
ſetzbuch eine auffallende Lücke enthalten. 

Erklärt der Erblaſſer, daß er nicht ſchreiben könne, ſo wird ſeine Unter⸗ 
ſchrift durch die Feſtſtellung dieſer Erklärung im Protokoll erſetzt ($ 2242 
Abi. 2). Wer nach Ueberzeugung des Richters oder des Notars ſtumm oder 
ſonſt am Sprechen verhindert iſt, kann das Teſtament nur in der durch 
§ 2243 beſtimmten Form errichten. Nach Abſ. 2 daſelbſt muß die Ueber⸗ 
zeugung des Richters oder des Notars, daß der Erblaſſer am Sprechen ver⸗ 
hindert ſei, im Protokolle feſtgeſtellt werden. 

Erklärt der Erblaſſer, daß er der deutſchen Sprache nicht mächtig ſei, 
fo finden die Vorſchriften des 8 2244 Anwendung. Nach Abſ. 3 daſelbſt 
muß das Protokoll die Erklärung des Erblaſſers, daß er der deutſchen Sprache 
nicht mächtig ſei, enthalten. 

In dieſen Vorſchriften kommt der Grundſatz zum Ausdruck, daß die 
Umſtände, welche eine Abweichung von den regelmäßigen Formen der Teſtaments⸗ 
errichtung bedingen, bei Vermeidung der Nichtigkeit aus dem Protokolle ſelbſt 
erſichtlich ſein müſſen (RG. 56, 366). 

Wäre der Standpunkt des Geſetzes der, daß der Blinde — in Ab⸗ 
weichung von der regelmäßig durch § 2242 vorgeſchriebenen Form — von 
einer Unterſchrift des Protokolls entbunden ſei, ſo hätte es folgerichtig auch 
beſtimmen müſſen, daß und in welcher Weiſe die Blindheit des Erblaſſers 
im Protokolle feſtzuſtellen ſei. Eine ſolche Vorſchrift aber fehlt; danach alſo 
bliebe zweifelhaft, ob die Blindheit überhaupt einer Feſtſtellung im Protokolle 
bedarf — was aber nach dem dargelegten Standpunkte des Geſetzes keines⸗ 
falls verneint werden könnte, da ſonſt aus dem Protokolle ſelbſt gar nicht 
zu erſehen wäre, ob es trotz der fehlenden Unterſchrift gültig iſt und die Feſt⸗ 
ſtellung auf die Ueberzeugung des Richters bzw. Notars oder auf die Erklärung 
des Erblaſſers zu richten iſt. $ 169 FGG. kann zur Ergänzung nicht 
herangezogen werden, da er gegenüber dem $ 2233 BGB., der die Zuziehung 
eines Gerichtsſchreibers oder zweiten Notars oder zweier Zeugen in allen 
Fällen vorſchreibt, überhaupt keine ſelbſtändige Bedeutung hat. 

Dieſe Erwägung beſtätigt, daß auf das Teſtament des Blinden lediglich 
die allgemeinen Vorſchriſten des $ 2242 Anwendung finden, insbeſondere 
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ſoweit es ſich um die Unterſchrift des Protokolls handelt. Das iſt denn auch 
in der Rechtslehre überwiegend zur Anerkennung gelangt. 

Hier fehlt die Unterſchrift des Erblaſſers in allen drei Protokollen. 
Auch eine Feſtſtellung, daß der Erblaſſer erklärt habe, nicht ſchreiben zu können, 
iſt mit dieſen Worten in den Protokollen nicht enthalten. 

Dagegen enthalten alle Protokolle im Eingange den Satz: 

„Herr M. iſt blind und erklärte auch, blind zu ſein.“ 

Die weitere Beſchwerde führt aus, daß hierin die Feſtſtellung der Er⸗ 
klärung des Erblaſſers, er könne nicht ſchreiben, gefunden werden müſſe. 
Dem vermag das Kammergericht aber nicht beizutreten. 

Es iſt richtig, daß die im §S 2242 BGB. vorgeſehene Erklärung des 
Erblaſſers nicht mit den im Geſetze gebrauchten Worten als rechtsförmlichen 
feſtgeſtellt zu werden braucht, daß es vielmehr genügt, wenn ſie dem Sinne 
nach überhaupt aus dem Protokolle zu entnehmen iſt. Aber da es keineswegs 
ausgeſchloſſen iſt, daß ein Blinder tatſächlich ſchreiben kann, und anderſeits 
der Blinde auch nicht geſetzlich unfähig iſt, eine Unterſchrift zu leiſten, ſo iſt 
die Erklärung, blind zu ſein, mit der Erklärung, nicht ſchreiben zu können, 
nicht gleichbedeutend und vermag ſie nicht zu erſetzen. 

Wollte man jedoch annehmen, daß es nicht ſchlechthin unzuläſſig ſei, die 
Erklärung des Blindſeins im Sinne der Erklärung der Schreibensunfähigkeit 
auszulegen, ſo erſcheint eine ſolche Auslegung doch nur unter beſonderen Um⸗ 
ſtänden ſtatthaft und erfordert auf alle Fälle die zweifelsfreie Feſtſtellung, daß 
der Erblaſſer mit der abgegebenen Erklärung die Erklärung, er könne nicht 
ſchreiben, hat zum Ausdrucke bringen wollen. 

Einer ſolchen Annahme ſtehen hier entſcheidende Umſtände entgegen. 

Die Feſtſtellung, Herr M. iſt blind und erklärte auch, blind zu ſein, 
ſteht in allen drei Protokollen nicht am Schluſſe an der Stelle, wo der Erb⸗ 
laſſer ſeine Unterſchrift hätte leiſten müſſen, ſondern bereits im Eingange: ſie 
ſtellt ſich alſo ſchon äußerlich nicht als ein Erſatz der Unterſchrift dar. Nun 
würde es auf die räumliche Stellung freilich nicht entſcheidend ankommen. 
Sie iſt aber hier von Bedeutung für die Auslegung. Unmittelbar an dieſe 
Feſtſtellung ſchließt ſich nämlich in allen drei Protokollen der Vermerk über 
die Zuziehung von zwei Zeugen, und zwar in dem zweiten und dritten Teſtament 
in der Faſſung: 

„Zu der Verhandlung wurden deshalb als Zeugen zugezogen. 
Das läßt darauf ſchließen, daß der Notar bei der Aufnahme jener Gellhrung 
überhaupt nicht an die Vorſchrift des S 2242 Abſ. 2 BGB. gedacht hat, 
ſondern daß ihm § 169 FGG. vorgeſchwebt hat, wonach die ſonſt nicht er⸗ 
forderliche Zuziehung von zwei Zeugen, wenn ein Beteiligter blind iſt, gerade 
aus dieſem Grunde geboten iſt. § 169 macht zwar die Notwendigkeit der 
Zuziehung der Zeugen nur von der Ueberzeugung des Notars, daß ein Be⸗ 
teiligter blind ſei, abhängig, nicht von der Erklärung des Beteiligten, daß er 
blind ſei; inſofern wäre die Aufnahme einer ſolchen Erklärung im Hinblick 
auf § 169 nicht nötig geweſen. Und anderſeits kam die Anwendung des 
§ 169 in Wirklichkeit überhaupt nicht in Frage, da die Zuziehung von zwei 
Zeugen auch ohne Rückſicht auf die Blindheit des Erblaſſers ſchon nach der 
allgemeinen Vorſchrift 8 2233 BGB. geboten war. Immerhin iſt nun 
einmal die Erklärung des Erblaſſers, blind zu ſein, mit der Zuziehung der 
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Zeugen in eine nicht nur räumliche, ſondern auch innerliche enge Verbindung 
geſetzt, und das ſpricht gegen die Annahme, daß mit ihr eine Erklärung hat 
abgegeben werden ſollen, auf die es erſt ankam, wenn es ſich nach Aufnahme 
des Protokolls um deſſen Vollziehung handelte. 

Vor allem aber ergibt ſich aus den Akten, daß der Erblaſſer ſchreibens⸗ 
kundig war. Eine Erklärung, er könne nicht ſchreiben, wäre daher unrichtig 
geweſen. Kommt es nun, wenn der Erblaſſer erklärt hat, er könne nicht 
ſchreiben, auch auf die Richtigkeit dieſer Erklärung nicht an (KGJ. 37, 
124, insbeſ. 126), ſo ſpricht doch nichts dafür, daß der Erblaſſer hier eine 
unrichtige Erklärung hat abgeben wollen. Die Sachlage iſt vielmehr offenbar 
die, daß bei Aufnahme der drei Teſtamente allſeitig von der, jetzt auch von 
der weiteren Beſchwerde verteidigten Auffaſſung ausgegangen wurde, ein blinder 
Erblaſſer brauche das Protokoll überhaupt nicht zu unterſchreiben, ſelbſt wenn 
er dazu imſtande ſei, und daß daher die Abgabe einer Erklärung, der Erb⸗ 
laſſer könne nicht ſchreiben, gar nicht beabſichtigt, vielmehr nur die Feſtſtellung 
ſeiner Blindheit und eine ſie ausdrücklich beſtätigende Erklärung ſür notwendig 
erachtet worden iſt. 

Unter dieſen Umſtänden iſt auch der am Schluſſe des erſten Teſtaments 
enthaltene Satz: 

„Herr M. unterſchrieb mit Rückſicht auf die Blindheit nicht“, 

nicht geeignet, die im §S 2242 Abſ. 2 vorgeſchriebene Feſtſtellung der Erklärung 
des Erblaſſers, daß er nicht ſchreiben könne, zu erſetzen. Denn er bezeugt 
nur die Tatſache, daß der Erblaſſer wegen ſeiner Blindheit nicht unterſchrieben 
hat, beſagt alſo nicht, daß der Erblaſſer wegen der Blindheit nicht habe 
unterſchreiben können. Wollte man aber ſelbſt annehmen, daß die Erklärung, 
nicht ſchreiben zu können, als abgegeben zu gelten habe, wenn dieſer Vermerk 
dem Erblaſſer vorgeleſen und von ihm genehmigt ſei, ſo fehlt es doch an 
dieſer Vorausſetzung. Denn durch die vorausgehende Feſtſtellung, daß das 
Protokoll vorgeleſen und vom Erblaſſer genehmigt ſei, wird die Verleſung 
und Genehmigung des nachfolgenden Feſtſtellungsvermerks nicht beurkundet, 
wie in der neueren Rechtſprechung des Reichsgerichts feſtſteht (63, 81 ff.; 69, 
79, 75, 374; JW. 09, 314 Nr. 13). 


Erbſcheinverfahren. Bedeutung der Lebensvermutung für den Nachweis 
des Erbrechts eines Verſchollenen. 


| 88 19, 2356, 2357 BOB. 
Kammergericht Berlin, 18. Dezember 1913. — Bd. 13 S. 211. 


In notarieller Verhandlung beantragten fünf Geſchwiſter K. und der 
Pfleger ihres verſchollenen, nach Amerika ausgewanderten Bruders Johann K. 
die Erteilung eines gemeinſchaftlichen Erbſcheins über die Beerbung ihres am 
19. April 1901 verſtorbenen Vaters, nachdem ſie zuvor die nach 88 2354 
bis 2357 BGB. erforderlichen eidesſtattlichen Verſicherungen abgegeben und 
erklärt hatten, daß die Erbſchaft von ſämtlichen Erben angenommen worden 
ſei. Das Nachlaßgericht lehnte den Antrag ab, weil nicht nachgewieſen ſei, 
daß der verſchollene Johann K. den Erbfall erlebt habe. Die Beſchwerde 
wurde vom Landgerichte zurückgewieſen. Es ſtellte feſt, daß Johann K. am 
16. Januar 1867 geboren, im Jahre 1892 nach Amerika ausgewandert und 

6 * 


— 84 — 


ſeitdem verſchollen iſt. Aber es vermißte den Nachweis, daß der Verſchollene 
den Erbfall erlebt habe, und führte aus, daß dieſer weder durch die Erklärung 
des Abweſenheitspflegers, die Erbſchaft für den Verſchollenen angenommen zu 
haben, noch auf Grund der geſetzlichen Beſtimmungen über die Lebensvermutung 
erbracht werden könne. 

Der weiteren Beſchwerde wurde ſtattgegeben: 

Nach S 2357 Abſ. 3 BGB. hat der nicht von allen Erben geſtellte 
Antrag auf Erteilung eines gemeinſchaftlichen Erbſcheins die Angabe zu ent⸗ 
halten, daß die übrigen Erben die Erbſchaft angenommen haben, und zwar 
verlangt das Geſetz mit der „Angabe“, wie dies aus Satz 2 des Abſ. 3 
and, erhellt, den Nachweis dieſer Tatſache (K GJ. 27 A, 189). Die Erb⸗ 
ſchaft kann nur angenommen werden, wenn fie „angefallen“ iſt ($ 1942 
Abſ. 1 BGB.). Die Antragſteller müſſen deshalb den Nachweis erbringen, 
daß ihr verſchollener Bruder Johann den Erbfall erlebt hat ($ 1923 Abſ. 1 
BGB.). Das ergibt ſich aus den Grundbegriffen des Erbrechts (KGJ. 32 A, 
108). KGJ. 32 A, 108 iſt auch bereits ausgeführt, daß die Erklärung des 
Abweſenheitspflegers, die Erbſchaft namens des Abweſenden angenommen zu 
haben, den Nachweis des Erbanfalls nicht erübrigt. Hieran iſt feſtzuhalten. 

Mit Recht aber berufen ſich die Beſchwerdeführer auf die Lebensvermutung 
des $ 19 BGB. Danach wird das Fortleben eines Verſchollenen, ſolange 
nicht die Todeserklärung erfolgt iſt, bis zu dem Zeitpunkte vermutet, der nach 
§ 18 Abſ. 2 BGB. mangels eines anderen Ergebniſſes als Zeitpunkt des 
Todes anzunehmen iſt. Wer ſich auf die Lebensvermutung beruft, muß 
mindeſtens glaubhaft machen, daß der Beteiligte verſchollen iſt und der nach 
§ 18 Abſ. 2 BGB. anzunehmende Zeitpunkt des Todes in dem Augenblicke 
noch nicht eingetreten iſt, für den das Fortleben des Beteiligten bewieſen 
werden muß. Dieſe Vorausſetzungen ſind hier erfüllt. Eine Todeserklärung 
des Johann K. iſt bisher nicht erfolgt. Er iſt nach den Feſtſtellungen des 
Beſchwerdegerichts verſchollen und hat im Jahre 1892 noch gelebt. Danach 
würde der Zeitpunkt des Todes des Johann K. nach § 14 BGB. früheſtens 
auf den 1. Januar 1903 feſtgeſetzt werden können, alſo auf einen Termin, 
der nach dem am 19. April 1901 erfolgten Tode des Erblaſſers liegt. Der 
Umſtand, daß es ſich hierbei nur um eine Vermutung handelt, hindert nicht, 
das Fortleben des Verſchollenen auch im Erbſcheinverfahren anzuerkennen. Die 
Nichtberückſichtigung der Lebensvermutung im Erbſcheinverfahren wäre mit dem 
Zwecke der Lebensvermutung nicht vereinbar. Beläßt man es aber bei den 
allgemeinen Grundſätzen, ſo iſt die regelmäßige Folge die, daß der Anfall 
wegen des nicht zu erbringenden Beweiſes als nicht eingetreten behandelt und 
die Perſon übergangen wird. Ein ſolches Ergebnis iſt weder billig noch ſach⸗ 
gemäß. Solange die Wahrſcheinlichkeit für Leben oder Tod mindeſtens gleich 
groß iſt, muß die Entſcheidung zugunſten deſſen ausfallen, der nach dem aus⸗ 
drücklichen Willen des Erblaſſers oder nach dem Geſetze in erſter Reihe zur 
Nachfolge berufen iſt. Die Vorſchriften über die Lebensvermutung ſind ſeiner⸗ 
zeit alſo gerade mit Rückſicht auf den Erbſchaftserwerb in den erſten Ent⸗ 
wurf eingeſtellt worden. In der zweiten Kommiſſion ſind dieſe Vorſchriften 
zwar im einzelnen umgeſtaltet worden. Die Auffaſſung, daß die Einrichtung 
der Lebensvermutung gerade auch mit Rückſicht auf den Erbſchaftserwerb bei⸗ 
zubehalten ſei, iſt jedoch auch in den Beratungen der zweiten Kommiſſion 
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hervorgetreten (Prot. 1, 22). In dem Beſchluſſe des KG. vom 3. Juli 1913 
iſt ausgeführt worden, daß die durch die Todeserklärung begründete Todes⸗ 
vermutung ($ 18 Abſ. 1 BGB.) auch im Erbſcheinverfahren Beachtung 
finden müſſe, wenn ſie nicht ihren Zweck verfehlen ſolle. Dasſelbe gilt für 
die Lebensvermutung. Beſteht hiernach auch mit Wirkſamkeit für das Erb⸗ 
ſcheinverfahren hinſichtlich des verſchollenen Johann K. eine Lebensvermutung, 
ſo iſt anzunehmen, daß er Erbe geworden iſt. Sollte ſich ſpäter ergeben, 
daß Johann K. vor ſeinem Vater verſtorben iſt, insbeſondere hierfür durch 
ein Todeserklärungsurteil eine Vermutung begründet werden, ſo iſt der Erb⸗ 
ſchein nach $ 2361 BGB. einzuziehen. 

Zum Nachweiſe der Erbſchaftsannahme reicht die Erklärung des für ihn 
beſtellten Abweſenheitspflegers aus. Das Nachlaßgericht hat den Erbſchein zu 
erteilen. 


Gültigkeit eines öffentlichen Teſtaments, das aus Verſehen unrichtig 
| datiert iſt. 


§ 2241 BGB. 
Reichsgericht, IV. Zivilſenat, 14. Februar 1914. — Bd. 13 ©. 213. 


Die Witwe B. hat am 15. Mai 1913 vor dem Notar R. durch 
Uebergabe einer verſchloſſenen Schrift ihr Teſtament errichtet, worin ſie u. a. 
den F. zum Teſtamentsvollſtrecker ernannt hat. Nach deren Tode am 
16. Mai 1913 hat F. dieſes Amt angenommen und bei dem Amtsgericht 
ein Zeugnis über ſeine Ernennung beantragen laſſen. Das Amtsgericht hat 
es abgelehnt, weil im Protokoll als Tag der Verhandlung unrichtig der 
15. Mai 1900 angegeben und das Teſtament daher ungültig fei. Das 
Protokoll beginnt folgendermaßen: „Nr. 222 des Not. Reg. von 1913. 
Verhandelt zu E. am 15. Mai des Jahres Eintauſend neun⸗ 
hundert im Hauſe Bachſtraße Nr. 18.“ Vorgedruckt ſind die vorſtehend 
geſperrten Stellen. Hinter „neunhundert“ befindet ſich eine unausgefüllte 
Lücke. Die von der Erblaſſerin übergebene Schrift trägt das richtige Datum 
der Teſtamentserrichtung: „E., den 15. Mai 1913“ und darunter die Unter⸗ 
ſchrift der Erblaſſerin. Der Umſchlag enthält eine vom 19. Mai 1913 
datierte und vom Notar unterſchriebene Aufſchrift. Mittels Eingabe vom ſelben 
Tage hat der Notar das Teſtament dem Amtsgericht in E. zur gerichtlichen 
Verwahrung überreicht. 

Die Beſchwerde F.s iſt vom Landgerichte zurückgewieſen worden. Die 
weitere Beſchwerde des F. hat das Kammergericht dem Reichsgericht zur Ent⸗ 
ſcheidung vorgelegt. Es würde, wie es ausſpricht, die Beſchwerde als un⸗ 
begründet zurückweiſen, glaubt jedoch daran gehindert zu ſein durch das Urteil 
des 3. Zivilſenats des Reichsgerichts vom 16. Dezember 1910 (74, 421), 
wonach eine auf bloßem Verſehen beruhende unrichtige Datierung eines gericht⸗ 
lichen oder notariellen Teſtaments deſſen Nichtigkeit jedenfalls dann nicht 
zur Folge haben ſoll, wenn das richtige Datum in anderer Weiſe feſtgeſtellt 
werden kann. 

Das Reichsgericht hat die Entſcheidung abgelehnt. 

Der Fall des § 28 FGG. liegt nicht vor. Der jetzt beſchließende 
Senat hat in ſeinem Urteile vom 12. Dezember 1912 (81, 95) ausgeſprochen, 
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daß er der Meinung des 3. Senats in jenem Urteile zwar inſofern nicht bei⸗ 
treten könne, als dieſer jegliches Beweismittel zur Ermittelung des richtigen 
Datums zulaſſen wolle. Er hat ſich aber inſoweit auf den Standpunkt des 
3. Senats geſtellt, als er, über ſeine bisherige Rechtſprechung hinausgehend, 
angenommen hat, daß eine verſehentlich unrichtige Datierung des Protokolls 
dann unſchädlich ſei, wenn aus den unmittelbar mit der Protokollierung zuſammen⸗ 
hängenden und dem Geſetz entſprechenden Vorgängen die richtige Tages⸗ 
bezeichnung entnommen werden könne. Das Kammergericht hält dieſe Rechts⸗ 
anſicht für zutreffend. Es meint jedoch, im vorliegenden Falle ſeien die 
Vorausſetzungen, unter denen ſich der 4. Zivilſenat des Reichsgerichts aus⸗ 
nahmsweiſe mit der Auffaſſung des 3. Zivilſenats einverſtanden erklärt habe, 
nicht gegeben. Denn das Protokoll ſelbſt gebe zu Bedenken hinſichtlich der 
Richtigkeit des Datums keinen Anlaß. Es bedürfe deshalb keiner näheren 
Prüfung der Frage, ob es im vorliegenden Falle überhaupt möglich ſein würde, 
mit Hilfe der vom 4. Zivilſenate des Reichsgerichts als anwendbar anerkannten 
Erkenntnisquellen das richtige Datum feſtzuſtellen. Das Kammergericht kommt 
deshalb zu dem Ergebniſſe, daß das Teſtament ungültig ſei, weil das 
Teſtamentsprotokoll unſtreitig ein unrichtiges Datum enthalte, das aus ihm 
ſelbſt nicht als ſolches zu erkennen und richtigzuſtellen ſei. 

Schon der Ausgangspunkt des Kammergerichts iſt verfehlt. Denn aus 
dem Protokolle ſelbſt ergeben ſich allerdings Zweifel an der Richtigkeit der 
Zeitangabe, vor allem deshalb, weil die von dem Notar der Erblaſſerin 
übergebene Teſtamentsſchrift zwar dasſelbe Monatsdatum, aber eine andere 
Jahreszahl: 1913 ſtatt 1900 aufweiſt. Das Kammergericht will das 
nicht gelten laſſen, weil die nach $ 2238 BGB. dem Notar übergebene 
Schrift nach der allgemein anerkannten Anſicht keinen Teil des Protokolls 
bilde. Dieſe Auffaſſung des Kammergerichts beruht auf einem Mißverſtändniſſe. 
Die Schrift bildet bei der Teſtamentserrichtung abweichend von $ 176 Abſ. 2, 
§ 177 366. keinen Teil des Protokolls in dem Sinne, daß fie der Vor⸗ 
ſchrift des § 2242 BGB. unterliegt, alſo mit vorgeleſen und genehmigt 
werden muß. Daß jene Schrift durch die im $ 2238 BGB. vorgeſchriebene 
Uebergabe und Erklärung an ſich Beſtandteil des Protokolls und damit Teil 
der öffentlichen Urkunde wird, iſt allgemein anerkannt. Es liegt alſo eine 
Beſcheinigung des Notars darüber vor, daß die Erblaſſerin eine vom 
15. Mai 1913 datierte Schriſt überreicht hat ($ 415 Abſ. 1, $ 418 
Abſ. 1 ZPO) Da dieſes Datum ein ſpäteres iſt, als das im Protokolle 
ſelbſt enthaltene, ſo ergeben ſich Zweifel an der Richtigkeit des im Protokoll 
Enthaltenen. a 

Das Bedenken wird unverkennbar verſtärkt durch den Umſtand, daß ſich 
hinter der vorgedruckten Jahreszahl 1900 im Protokolle jelbft eine Lücke be 
findet, zumal in Verbindung mit der offenkundigen und deshalb (RG. 64, 
423) verwertbaren Tatſache, daß bei der Ausfüllung von Formularen leicht 
Verſehen unterlaufen. 

Richtig iſt es, wenn das Kammergericht ausführt, daß die an der Spitze 
des Protokolls ſtehenden Worte: „Nr. 222 des NotReg. von 1913“ nicht 
zum Protokoll im Sinne des $ 2241 BGB. gehören und an ſich nur die 
Bedeutung eines gemäß Art. 95 des PreußFGG. auf die Urkunde geſetzten 
und den inneren Dienſt des Notars betreffenden Vermerk haben. Aber dadurch 
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ift noch nicht ausgeſchloſſen, daß der Vermerk im Einzelfalle durch Aufnahme 
in den Text der Urkunde Teil des Protokolls wird und, wenn er auch nicht 
vom öffentlichen Glauben des Protokolls betroffen wird, doch, wenn er wie 
hier von der Jahreszahl des Protokolls abweicht, Bedenken gegen die Richtig⸗ 
keit der Protokollangabe zu erregen geeignet iſt. 

Schließlich hat das Kammergericht auch zu Unrecht die Aufſchrift des 
Umſchlags außer acht gelaſſen. Dem liegt eine zu enge Auffaſſung des Urteils 
des Senats vom 12. Dezember 1912 zugrunde. Wenn dort ausgeſprochen 
iſt, daß eine Klarſtellung des ein unrichtiges Datum enthaltenden Protokolls 
aus den mit der Protokollierung zuſammenhängenden und dem Geſetz ent⸗ 
ſprechenden Vorgängen erfolgen könne, jo find jene Vorgänge ſicher aus: 
reichend, um Zweifel gegen die Richtigkeit des Protokolls zu rechtfertigen. 
Können jene Materialien einmal zur Auslegung für das im Protokoll Ent⸗ 
haltene Verwertung finden, ſo muß das nicht nur nach der poſitiven, ſondern 
erſt recht nach der negativen Richtung gelten. 


Sachliche Unzuſtändigkeit der deutſchen Gerichte zur Anordnung einer 
Nachlaß verwaltung, weun der Erblaſſer nach öſterreichiſchem Rechte be⸗ 
erbt wird. 


Art. 25 EGz BGB. 
Oberlandesgericht Dresden, 17. Februar 1914. — Bd. 13 S. 216. 


Am 3. Mai 1913 ſtarb an ſeinem Wohnorte D. der öſterreichiſche 
Staatsangehörige M. Der minderjährige St. beantragte durch ſeinen geſetzlichen 
Vertreter bei dem Amtsgericht die Beſtellung eines Kurators (Nachlaßpflegers) 
zur Erlangung von Befriedigung wegen eines ihm gegen die Erbmaſſe zu⸗ 
ſtehenden Unterhaltsanſpruchs. Das Amtsgericht lehnte den Antrag ab, da 
ihm wegen der öſterreichiſchen Staatsangehörigkeit des Erblaſſers die fachliche 
Zuſtändigkeit fehle. Das Landgericht hat dies gebilligt. Die weitere Be⸗ 
ſchwerde iſt zurückgewieſen worden: 

Das Landgericht nimmt zutreffend an, daß auf die Beerbung des M. 
nach Art. 25 Satz 1 EGBGB. öſterreichiſches Recht anzuwenden iſt. Dies 
läßt die angefochtene Entſcheidung gerechtfertigt erſcheinen. Allerdings hat das 
Oberlandesgericht die Meinung vertreten, daß die Zuſtändigkeit der inländiſchen 
Nachlaßgerichte hinſichtlich des Nachlaſſes eines Ausländers nicht dadurch be⸗ 
rührt werde, daß der ausländiſche Erblaſſer nach den Geſetzen ſeines Heimats⸗ 
ſtaats beerbt wird. Dieſe Meinung, die auf $ 73 FGG. geſtützt war, kann 
nicht aufrecht erhalten werden. Wie vom Kammergericht (41 A, 62 ff.) 
nach der Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes eingehend dargelegt wird, ordnet 
§ 73 nur die örtliche Zuſtändigkeit. Die Frage dagegen, ob und inwieweit 
die deutſchen Gerichte tätig zu werden haben, iſt bei dem engen Zuſammen⸗ 
hange, der zwiſchen dem materiellen Erbrecht und dem Verfahren in Nachlaß⸗ 
ſachen beſteht, nach den dem internationalen Privatrecht angehörenden Kolliſions⸗ 
normen der Art. 24 ff. EGzBGB. zu beantworten. Wenn es in der Regel⸗ 
vorſchrift des Art. 25 heißt, daß ein Ausländer, auch wenn er zur Zeit ſeines 
Todes ſeinen Wohnſitz im Inlande hatte, nach den Geſetzen des Staates be⸗ 
erbt wird, dem er zur Zeit ſeines Todes angehörte, ſo umfaßt dies, ebenſo 
wie Art. 213 daſ., die ſämtlichen erbrechtlichen Verhältniſſe, einſchließlich des 


— 88 — 


der Ordnung des Nachlaſſes dienenden Verfahrens. Die deutſchen Gerichte 
aber können, wie auch in der angeführten Entſcheidung des Oberlandesgerichts 
hervorgehoben iſt, für die von ſich aus vorzunehmenden Verrichtungen nur 
die dem deutſchen Erbrecht angepaßten Verfahrensvorſchriften des FGG. an⸗ 
wenden. Abgeſehen von der Erteilung eines gegenſtändlich beſchränkten Erb⸗ 
ſcheins (zu vgl. $ 2369 BGB.) find daher die deutſchen Gerichte hinſichtlich 
des im Inlande befindlichen Nachlaſſes eines ausländiſchen Erblaſſers grund⸗ 
ſätzlich nur inſoweit zuſtändig, als der Erblaſſer nach Art. 27 — 29 EGz BGB. 
nach deutſchem Rechte beerbt wird. Eine Ausnahme ergibt ſich aus dem all⸗ 
gemeinen Satze des internationalen Rechtsverkehrs, daß die inländiſchen Be⸗ 
hörden, auch wenn ſie für die Angelegenheit nicht zuſtändig ſind, im Bedarfsfalle 
tätig zu werden haben, bis die zuſtändigen ausländiſchen Behörden in der Lage 
ſind, das Erforderliche vorzunehmen. Dementſprechend ſind die deutſchen Gerichte 
ebenſo berechtigt wie verpflichtet, bis zum Eingreifen der zuſtändigen aus⸗ 
ländiſchen Behörden alle vorläufigen Maßregeln zu treffen, die ſich zur Sicherung 
des im Inlande befindlichen Nachlaſſes eines Ausländers nötig machen. 

Eine ſolche Maßregel kommt hier nicht in Frage. Die Erben des M. 
ſind bekannt und haben nach dem eigenen Anführen des Beſchwerdeführers 
die Erbſchaſt angetreten. Insbeſondere kann daher auch nicht ein Nachlaß⸗ 
pfleger nach §S 1961 BGB. beſtellt werden. Was der Beſchwerdeführer be⸗ 
gehrt, das iſt die Anordnung einer Nachlaßverwaltung zum Zwecke ſeiner 
Befriedigung. Die Nachlaß verwaltung geht über die Zwecke der bloßen 
Sicherung des Nachlaſſes hinaus. 


Unzuläſſigkeit der Verminderung einzelner Stammeinlagen einer Geſellſchaft 
mit beſchränkter Haftung unter gleichzeitiger Erhöhnng anderer Stamm⸗ 
einlagen ohne Aenderung der Höhe des Stammkapitals. 


8 15 Abi, 2, § 19 Abſ. 2, 8 35 Abſ. 3 Gmbh. 
Kammergericht Berlin, 10. Oktober 1913. — Bd. 13 S. 218. 


Nach S 4 des Geſellſchaftsvertrags der im Handelsregiſter des Amtsgerichts 
inE, eingetragenen Brikett⸗Vertriebs⸗Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung haben 
die einzelnen Geſellſchafter Stammeinlagen in verſchiedener Höhe übernommen. 
Durch Beſchluß der Geſellſchafter wurde § 4 ſpäter dahin abgeändert, daß 
die Stammeinlagen dreier Geſellſchafter verringert, die der anderen Geſell⸗ 
ſchafter erhöht wurden; das Stammkapital ſollte nicht verändert werden. 

Das Amtsgericht lehnte die Eintragung dieſer Satzungsänderung ab, und 
das Landgericht wies die Beſchwerde zurück: die Stammeinlagen könnten nach 
der Eintragung nicht mehr geändert werden, wobei es unerheblich ſei, ob es 
ſich um Sach⸗ oder Geldeinlagen handele. 

Die weitere Beſchwerde iſt zurückgewieſen worden: 

Der Geſellſchaftsvertrag hat nach dem zwingenden § 3 Abſ. 1 Nr. 4 
GmbHG. den Betrag der von den einzelnen Geſellſchaftern zu leiſtenden 
Stammeinlagen zu enthalten. Die Stammeinlage iſt der Betrag der Werte, 
die der einzelne Geſellſchafter mindeſtens eingelegt oder einzulegen hat. Die 
Summe der Stammeinlagen iſt gleich dem Betrage des Stammkapitals. 
Durch die von dem einzelnen Geſellſchafter übernommene Stammeinlage wird 
ſein Geſchäftsanteil beſtimmt (§ 14), d. h. die Mitgliedſchaft, die in dem 
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Rechte auf Mitverwaltung, Gewinnbeteiligung uſw. zum Ausdrucke kommt. 
Die Stammeinlage und der Geſchäftsanteil ſtehen zueinander in unlösbaren 
Wechſelbeziehungen. Durch die Stammeinlage wird die Rechtsſtellung des 
einzelnen Geſellſchafters in der Geſellſchaft ein für allemal geſchaffen. Sit 
ſchon danach eine nachträgliche Aenderung der übernommenen Stammeinlagen 
nach Eintragung der Geſellſchaft unzuläſſig, ſo auch aus folgendem: 

Nach § 19 Abſ. 2 können die Stammeinlagen den Geſellſchaftern außer 
dem Falle einer Herabſetzung des Stammkapitals weder erlaſſen noch geſtundet 
werden. Dieſe Vorſchrift muß nach ihrer allgemeinen Faſſung auch auf den 
Fall bezogen werden, daß ohne eine Aenderung des Betrags des Stamm⸗ 
kapitals einzelne Stammeinlagen unter gleichzeitiger entſprechender Erhöhung 
anderer Stammeinlagen vermindert werden ſollen. Es ſteht alſo die Ver⸗ 
minderung der Stammeinlagen von drei Geſellſchaftern mit § 19 Abſ. 2 im 
Widerſpruch, weil die Verminderung noch nicht eingezahlter Stammeinlagen 
ein Erlaß iſt. Daß hier nicht etwa ein Vergleich über die Stammeinlagen 
vorliegt, der an ſich zuläſſig ſein würde (RG. 79, 271), iſt in dem an⸗ 
gefochtenen Beſchluſſe zutreffend dargelegt. Sollten aber die Stammeinlagen 
bereits eingezahlt geweſen ſein, ſo wäre infolge ihrer Herabſetzung eine teil⸗ 
weiſe Rückzahlung erforderlich. Daß dies unzuläſſig iſt, wird in der Begründung 
zum Entwurf eines GmbHG. ausdrücklich hervorgehoben und dabei bemerkt, 


daß ſich die Aufnahme einer beſonderen Beſtimmung, die dies verbiete, erübrige. 


Aus der Unzuläſſigkeit des Erlaſſes der Stammeinlage muß gefolgert werden, 


daß auch ihre Rückzahlung nicht zuläſſig iſt. 


Eine Erhöhung der Stammeinlagen aber verbietet ſich, weil damit zu⸗ 
gleich — was offenbar auch beabſichtigt iſt — die Geſchäftsanteile erhöht 
werden würden. Daß eine Erhöhung der Geſchäftsanteile nicht zuläſſig iſt, 
ergibt ſich ſchon aus $ 15 Abſ. 2 des Geſetzes. Denn danach behalten die 
Geſchäftsanteile, die ein Geſellſchafter zu ſeinem urſprünglichen Geſchäftsanteile 
erwirbt, ihre Selbſtändigkeit; es erhöht ſich alſo nicht der urſprüngliche 
Geſchäftsanteil um die hinzu erworbenen Geſchäftsanteile. Zu demſelben Er⸗ 
gebniſſe führt 8 35 Abſ. 3 des Geſetzes. Wird von einem der Geſellſchaft 
bereits angehörenden Geſellſchafter eine Stammeinlage auf das erhöhte Kapital 
übernommen, ſo erwirbt dieſer einen weiteren Geſchäftsanteil. Das iſt un⸗ 
zuläſſig (KG J. 35 A, 186). 


Unzuläſſigkeit der Beſchwerde gegen einen die Abberufung eines Liqaui⸗ 
dators anordnenden Beſchluß, wenn die Abberufung bereits ins Handels⸗ 
regiſter eingetragen worden iſt. Zurückweiſung der weiteren Beſchwerde, 


wenn ſie nach Erlaß der Entſcheidung des Beſchwerdegerichts gegenſtands⸗ 


los geworden iſt. 
§ 27 FGG. 
Kammergericht Berlin, 17. Oktober 1913. — Bd. 13 S. 220. 


Nach der Auflöſung der off. Hand Geſ. Gebr. S. beſtellte das Amtsgericht 
den Kaufmann K. zum Liquidator. Der Mitgeſellſchafter P. beantragte darauf 
beim Regiſtergerichte, K. abzuberufen und einen anderen zu beſtellen. Das 
Amtsgericht lehnte jedoch eine Entſcheidung über P.s Abberufungsgründe ab, 
weil bis zur Beendigung des gegen den Liquidator eingeleiteten Strafverſahrens 
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nichts veranlaßt werden könne. Auf die fofortige Beſchwerde hob das Lands 
gericht durch Beſchluß vom 22. Auguſt die Verfügung des Amtsgerichts auf, 
berief K. ab und übertrug dem Amtsgerichte die Beſtellung eines anderen 
Liquidators, weil die Beweisaufnahme ein Handeln 8.3 zum Nachteile der 
Geſellſchaft und eine Parteinahme zugunſten des Geſellſchafters S. erwieſen 
habe. Durch weiteren Beſchluß des Beſchwerdegerichts vom 12. September 1913 
wurde die ſofortige Wirkſamkeit dieſer Entſcheidung angeordnet und daraufhin 
am 12. September in das Handelsregiſter eingetragen, daß an Stelle des 
durch Beſchluß des Landgerichts abberufenen Liquidators K. der Bankdirektor 
S. zum Liquidator beſtellt werde. Gegen den Beſchluß des Landgerichts vom 
22. Auguſt 1913 legten der Liquidator K. und der Geſellſchafter S. ſofortige 
weitere Beſchwerde ein und beantragten außerdem: 
den Beſchluß vom 12. September über die ſofortige Wirkſamkeit des Be⸗ 
ſchluſſes vom 22. Auguſt ſofort aufzuheben und die Wirkſamkeit der Ent⸗ 
ſcheidung bis zur Rechtskraft des Beſchluſſes oder der Entſcheidung des 
Kammergerichts auszuſetzen. 

Die weitere Beſchwerde iſt zurückgewiefen worden: 

Die Abberufung des alten und die Beſtellung des neuen Liquidators iſt 
inzwiſchen ins Handelsregiſter eingetragen worden. Selbſt wenn jetzt der 
Beſchluß des Landgerichts, durch den der Liquidator K. abberufen und dem 
Amtsgericht die Beſtellung eines anderen übertragen worden iſt, aufgehoben 
würde, wäre damit keineswegs die Eintragung im Handelsregiſter beſeitigt. 
Folglich müſſen ſich die Beſchwerdeführer, um das von ihnen erſtrebte Ziel 
zu erreichen, gegen dieſe Eintragung wenden und verſuchen, ihre Löſchung gemäß 
SS 142 ff. FGG herbeizuführen. Die ſofortige weitere Beſchwerde iſt mit 
der Eintragung gegenſtandslos geworden. 

Die weitere Beſchwerde wird hiernach zurückgewieſen wegen einer neuen 
Tatſache, die erſt nach Erlaß des landgerichtlichen Beſchluſſes eingetreten iſt. 
Dem ſteht jedoch $ 27 FGG. nicht entgegen, wenn durch fie die Sachlage 
ſo verändert wird, daß die weitere Beſchwerde zweck⸗ und gegenſtandlos ge⸗ 
worden iſt (OLG. 8, 318; 20, 398 d). 


Zuläſſigkeit einer Beſtimmung des Geſellſchaftsvertrags, wonach der Prokuriſt 
nur gemeinſam mit dem einzigen Vorſtandsmitgliede der Aktiengeſellſchaft 
zu deren Vertretung berufen iſt. 


§ 231 Abſ. 1, 2, § 232, 8 235 Abſ. 2 HGB. 
Oberlandesgericht Dresden, 28. Oktober 1918. — Bd. 13 S. 222. 


Auf dem Regiſterblatt der Aktiengeſellſchaft U. & H. in D. wurde am 
25. April 1910 eingetragen, daß dem F. Geſamtprokura erteilt ſei und daß 
er die Geſellſchaſt nur gemeinſam mit einem Vorſtandsmitglied oder mit einem 
anderen Prokuriſten vertreten dürfe. Außer F. war Prokuriſt der Geſellſchaft 
der Buchhalter G.; ſeine Prokura iſt laut Eintragung vom 3. Mai 1913 
erloſchen. Einziges Mitglied des Vorſtandes der Geſellſchaft iſt der Beſchwerde⸗ 
führer B. Das Amtsgericht war der Meinung, daß durch das Erlöſchen der 
Prokura G.s die Prokura F.s gegenſtandslos geworden und damit ebenfalls 
erloſchen ſei. Es gab deshalb gemäß § 132 FGG. dem Beſchwerdeführer B. 
als dem Vorſtande der Geſellſchaft auf, zur Vermeidung einer Ordnungsſtrafe 
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von 15 M. binnen einer zweiwöchigen Friſt das Erlöſchen der Geſamt⸗ 
prokura F.s zur Eintragung ins Handelsregiſter anzumelden oder die Unter⸗ 
laſſung der Anmeldung durch Einſpruch zu rechtfertigen. Der Einſpruch B.s 
wurde vom Amtsgerichte verworfen und die ſofortige Beſchwerde vom Land⸗ 
gerichte als unbegründet zurückgewieſen. Der weiteren Beſchwerde iſt ſtatt⸗ 
gegeben worden: 

F. darf nach der ihm erteilten Prokura die Geſellſchaft nicht nur gemeinſam 
mit einem anderen Prokuriſten, ſondern auch gemeinſam mit einem Vorſtands⸗ 
mitgliede vertreten. Gegenſtandsloſigkeit ſeiner Prokura könnte ſonach nur in 
Frage kommen, wenn der ihm erteilten Ermächtigung, die Geſellſchaft gemein⸗ 
ſam mit einem Vorſtandsmitgliede zu vertreten, die Wirkſamkeit abginge. Das 
iſt aber nicht der Fall. 

Schon unter der Herrſchaft des früheren Handelsgeſetzbuchs wurde an⸗ 
genommen, daß Geſamtprokura im Sinne des $ 48 Abſ. 2 HGV. bei einer 
offenen Handelsgeſellſchaft und bei einer Aktiengeſellſchaft auch in der Form 
zuläſſig iſt, daß neben dem beſtellten Prokuriſten ein Geſellſchafter bezw. ein 
Vorſtandsmitglied zur Vertretung der Geſellſchaft mitzuwirken hat. Im Handels⸗ 
geſetzbuche vom 10. Mai 1897 hat dieſe Form der Geſamtprokura durch die 
Vorſchriften des § 125 Abi. 3, § 232 Abſ. 2 geſetzliche Anerkennung ge 
funden. Das Landgericht geht hiervon auch aus, es vertritt aber die Meinung, 
daß die bezeichnete Form der Prokura hier unzuläſſig ſei, weil der Vorſtand 
der Geſellſchaft aus einer einzigen Perſon beſteht. Wie die Bezugnahme auf 
Staub, Komm. z. HGB., Anm. 17 zu $ 232 ergibt, nimmt das Landgericht 
hierbei an, durch die Geſamtprokura F.s werde zuwider den Vorſchriften des 
§ 231 Abſ. 1 und des § 235 Abſ. 2 Satz 1 HGB. der Beſchwerdeführer B. 
dergeſtalt in ſeinen Befugniſſen als Vorſtand beſchränkt, daß er die Geſellſchaft 
nur noch in Gemeinſchaft mit F. vertreten könne. Das iſt nicht zutreffend. 

Nach § 10 Nr. 3 des Geſellſchaftsvertrags bedarf es dann, wenn der 
Vorſtand aus mehr als einer Perſon beſteht, zu Willenserklärungen, insbeſondere 
zur Zeichnung des Vorſtandes für die Geſellſchaft, der Mitwirkung zweier 
Vorſtandsmitglieder oder eines Vorſtandsmitglieds in Gemeinſchaft mit einem 
Prokuriſten. Für den Fall, daß der Vorſtand der Geſellſchaft aus einer ein⸗ 
zigen Perſon beſteht, iſt über die Vertretungsmacht des Vorſtandes im Geſellſchafts⸗ 
vertrag keine Beſtimmung getroffen und konnte auch etwas vom Geſetz Ab⸗ 
weichendes nicht beſtimmt werden; inſoweit gelten die geſetzlichen Vorſchriſten, 
wonach der Beſchwerdeführer B. ſelbſtändig zur Vertretung der Geſellſchaft 
befugt iſt. An dieſer Vertretungsmacht B.s wird durch die Geſamtprokura 
F.s nichts geändert. Denn wenn danach zur Vertretung der Geſellſchaft durch 
F. die Mitwirkung von Mitgliedern des Vorſtandes vorgeſehen und beim 
Fehlen eines weiteren Prokuriſten nötig iſt, ſo läßt dies die Vertretungsmacht 
unberührt, die dem Vorſtand als folchem zuſteht, und zur Vertretung der 
Geſellſchaft bedarf eben nur F. der Mitwirkung des Beſchwerdeführers B., 
nicht aber umgekehrt auch B. der Mitwirkung 5.3. Hiervon iſt das Amts⸗ 
gericht früher ſelbſt ausgegangen; ſonſt hätte es weder die Prokura F.s noch 
auch die G.s ins Handelsregiſter eintragen können. 

Der Beibehaltung der Prokura F.s ſtehen ſomit keine rechtlichen Bedenken 
entgegen. Ein Verfahren zur Erzwingung der Löſchung der Prokura erſcheint 
damit ausgeſchloſſen. 
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Kontrollrecht des ſtillen Geſellſchafters; Vorausſetzung der Ausübung 
des Rechtes durch einen Vertreter. Recht des bei einer Zweignieder⸗ 
laſſung beteiligten ſtillen Geſellſchafters, in die zwiſchen der Zweignieder⸗ 
laſſung und der Hauptniederlaſſung gewechſelten Schriftſtücke Einſicht zu 
nehmen. | 
§ 338 Abi, 1, 3 HGB. 


Oberſtes Landesgericht München, 31. Oktober 1913. — Bd. 13 
| S. 223. 


Die D. Bank hat im Jahre 1907 das Geſchäft der Bankkommandit⸗ 
geſellſchaft Eduard L. und Co. in N. übernommen und in eine Zweignieder⸗ 
laſſung umgeſtaltet. An dieſem Unternehmen iſt auf Grund des Vertrags vom 
24. Juli 1907 unter anderen der Kaufmann F. als ſtiller Geſellſchafter be⸗ 
teiligt. Der Geſchäftsgang der Niederlaſſung war ungünftig und ſchloß für 
die Jahre 1911 und 1912 mit einem Verluſte ab. F. hält zu ſeiner 
Aufklärung für geboten, daß ihm die Bücher und Papiere, die ſich auf die 
Kreditgewährungen beziehen, vorgelegt werden, und zwar insbeſondere die ſo⸗ 
genannten Kreditmappen, in denen die ſämtlichen auf die Hingabe der Kredite 
und die geleiſteten Sicherheiten bezüglichen Papiere und namentlich die hierüber 
zwiſchen der Zweig⸗ und der Hauptniederlaſſung gewechſelten Schriftſtücke ent⸗ 
halten ſeien. Er hat daher auf Grund des § 338 Abſ. 3 HGB. beim 
Amtsgericht beantragt, anzuordnen, daß die D. Bank, Niederlaſſung in N., 
ihm oder ſeinem Bevollmächtigten oder doch einem bevollmächtigten beeidigten 
Bücherreviſor alle gewünſchten Aufklärungen über die den notleidenden Schuld⸗ 
nern gewährten Kredite gebe, insbeſondere ihm die Kreditmappen und die 
ſämtlichen Korreſpondenzen, die zwiſchen der Antragsgegnerin und der Haupt⸗ 
niederlaſſung oder ſonſtwie über dieſe Kredite geführt wurden, ferner auch die 
Bücher, die ſich hierauf beziehen, vorlege. 

Das Amtsgericht hat den Antrag zurückgewieſen, weil ſich der Antrag⸗ 
ſteller durch die Ausübung des Kontrollrechts nach S 338 Abſ. 1 HGB. die 
nötigen Aufſchlüſſe verſchaffen könne und keine Gründe für ein außerordentliches 
Kontrollrecht beſtänden. Die ſofortige Beſchwerde wurde zurückgewieſen. 


Der weiteren Beſchwerde iſt zum Teil ſtattgegeben worden: 

Der Antrag auf Zulaſſung eines Bevollmächtigten iſt nicht gerechtfertigt. 
Das dem ſtillen Geſellſchafter im § 338 Abſ. 8 HGB. eingeräumte Kontroll: 
recht iſt, wie in den Fällen des §8 716 BGB. und des $ 118 HGB., dem 
Geſellſchafter nur perſönlich gegeben. Seine Ausübung durch einen rechts⸗ 
geſchäftlich Bevollmächtigten iſt daher nur ausnahmsweiſe, zur Vermeidung 
von gegen Treu und Glauben verſtoßenden Härten, dann zuläſſig, wenn der 
Geſellſchafter außerſtande iſt, ſelbſt das Kontrollrecht auszuüben. Dieſe Voraus⸗ 
ſetzung liegt hier nicht vor. Weder die vorausſichtliche Dauer der Prüfung 
noch die Entfernungsverhältniſſe laſſen es unbillig erſcheinen, dem Antragſteller 
die perſönliche Ausübung zuzumuten. Unbedenklich kann auch angenommen 
werden, daß der Antragſteller vermöge ſeines Berufs die zur Vornahme der 
Prüfung erforderlichen Geſchäftskenntniſſe beſitzt, zumal es ſich für ihn hierbei 
hauptſächlich nur um die Frage handelt, ob die Antragsgegnerin bei Gewährung 
der beanſtandeten Kredite die im Verkehr erforderliche Sorgfalt eines ordentlichen 


— 


Zu. 108, 2 


Kaufmanns angewendet hat. Ueberdies wäre es ihm unbenommen, im Bedarfs⸗ 
falle die Zuziehung eines Sachverſtändigen anzuregen (RIA. 6, 124). 

Anders verhält es ſich mit dem Verlangen des Antragſtellers, daß ihm 
ſämtliche auf die Gewährung der Kredite bezüglichen Papiere, die zwiſchen 
der Antragsgegnerin und der Zentraldirektion gewechſelten mitinbegriffen, 
vorgelegt werden. Die Antragsgegnerin will von der Vorlage allgemein alle 
Schriftſtücke ausſcheiden, die zwiſchen ihr und der Zentraldirektion gewechſelt 
wurden, weil dieſe innere, vertrauliche Angelegenheiten beträfen und aus⸗ 
ſchließlich unter der Verfügung der Zentraldirektion ſtänden. Dieſe Ausſcheidung 
iſt mit dem Weſen der Zweigniederlaſſung nicht vereinbar. Die Zweig⸗ 
niederlaſſung iſt dem Hauptgeſchäfte gegenüber wirtſchaftlich und rechneriſch 
ſelbſtändig. Sie kann mit dem Hauptgeſchäfte in Geſchäftsverkehr treten und 
es in ihren Büchern als Gläubiger oder Schuldner buchen. Wenn daher 
die Antragsgegnerin, wie ſie ſelbſt geltend macht, von dem Hauptgeſchäfte 
Gelder vorgeſtreckt erhält und hierfür Zinſen zahlt, ſo hat ſie dieſe Geſchäfte 
in ihren Büchern zu buchen, und die hierüber zwiſchen ihr und dem Haupt⸗ 
geſchäfte gewechſelten Schriftſtücke bilden begriffsnotwendig einen Beſtaudteil 
ihrer eigenen Buchführung. Anderſeits iſt die Zweigniederlaſſung trotz ihrer 
wirtſchaftlichen und rechneriſchen Selbſtändigkeit auch dann, wenn ſie, wie hier, 
nicht durch den Geſchäftsherrn ſelbſt, ſondern durch einen Geſchäftsführer be⸗ 
trieben wird, vom Geſchäftsherrn abhängig, ſei es, daß er ſich allgemein 
Geſchäfte beſtimmter Art vorbehält oder einzelne Geſchäfte der Zweigniederlaſſung 
ſelbſt erledigt. In dieſen Fällen handelt der Geſchäftsherr nicht als Leiter 
des Hauptgeſchäfts, ſondern als Leiter der Zweigniederlaſſung, und die hierbei 
zwiſchen ihm und der Zweigniederlaſſung gewechſelten Schriftſtücke bilden wieder 
begriffsnotwendig Beſtandteile der Buchführung der Zweigniederlaſſung. Wenn 
daher, wie der Antragſteller behauptet und die Antragsgegnerin ſelbſt wenigſtens 
nicht ausdrücklich beſtreitet, der Vorſtand der D. Bank ſelbſt und ſogar gegen 
den Willen des Betriebsleiters der Zweigniederlaſſung deren Kunden Kredit 
gewährt hat, ſo handelte er hierbei nicht für das Hauptgeſchäft, ſondern für 
die Zweigniederlaſſung, und die hierüber zwiſchen ihm und dieſer gewechſelten 
Schriftſtücke zählen zu den Papieren der Zweigniederlaſſung. Die von der 
Antragsgegnerin vorgeſchützte Ausſcheidung iſt danach ſachlich unhaltbar. Sie 
ſteht aber auch im Widerſpruche mit dem Sinne des Geſetzes. Der ſtille 
Geſellſchafter hat nach 8 338 HGB. das Recht auf Einſicht aller Bücher 
und Papiere des Komplementars, in denen die Verhältniſſe des Geſchäfts ver⸗ 
zeichnet ſind. Ohne Einſicht der von der Antragsgegnerin dem Antragſteller 
vorenthaltenen Schriftſtücke iſt es aber dieſem nicht möglich, ſich über die 
Geſchäftsverhältniſſe ſeines Komplementars genügende Aufklärung zu verſchaffen. 
Die Weigerung, dieſe Papiere vorzulegen, kommt ſomit in ihrer Wirkung der 
Verweigerung der Prüfung überhaupt gleich und iſt daher ein „wichtiger Grund“ 
im Sinne des § 388 Abſ. 3 HGB. Als ſolcher könnte auch die ungünſtige 
Geſchäftslage im Zuſammenhalte mit den bedenklichen Kreditgewährungen gelten, 
fie würde aber für ſich allein nicht die Anwendung des § 338 Abſ. 3 recht⸗ 
fertigen, da in dieſer Richtung, wie die Vorinſtanzen mit Recht annahmen, 
die Intereſſen des Antragſtellers durch die Ausübung des im Abſ. 1 gewährten 
ordentlichen Kontrollrechts genügend gewahrt werden können. 
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Umfang des Prüfungsrechts des Regiſterrichters bei der Eintragung der 
von der Generalverſammlung einer eingetragenen Genoſſenſchaft beſchloſſenen 
Satzungsänderung. 
§ 16 Gen. 


Kammergericht Berlin, 21. November 1913. — Bd. 13 S. 227. 


Das bisherige Statut des im Genoſſenſchaftsregiſter des Amtsgerichts 
in T. eingetragenen H.er Spar- und Darlehnskaſſenvereins, e Gmuß., beſtimmte 
im § 52, daß Abänderungen des Statuts hinſichtlich verſchiedener Punkte, 
darunter „des gegenwärtigen §S 52“, nur erfolgen können, wenn in vor⸗ 
ſchriftsmäßig berufener Generalverſammlung mindeſtens drei Viertel ſämtlicher 
Mitglieder anweſend ſind und ſämtliche Erſchienenen dafür ſtimmen. Im Juni 
1913 meldete der Vorſtand der Genoſſenſchaft einen Beſchluß der General⸗ 
verſammlung, wonach an die Stelle des bisherigen Statuts ein neues Statut 
tritt, zur Eintragung in das Genoſſenſchaftsregiſter an. Die der Anmeldung 
beigefügten Abſchriften des Generalverſammlungsbeſchluſſes enthielten keine 
Angabe über die Zuſammenſetzung der Verſammlung und das Stimmenver⸗ 
hältnis bei der Abſtimmung. 

Das Amtsgericht verlangte unter Hinweis darauf, daß durch § 50 des 
neu beſchloſſenen Statuts der $ 52 des alten Statuts abgeändert werde, 
vom Vorſtande den Nachweis, daß dem § 52 des alten Statuts genügt ſei. 
Die Beſchwerde des Vorſtandes wurde vom Landgericht zurückgewieſen. 


Die weitere Beſchwerde iſt zurückgewieſen worden: 

Das Prüfungsrecht des Regiſterrichters iſt zu bejahen. Dieſer iſt Auf⸗ 
ſichtsbehörde; er darf nicht zu einem willenloſen Werkzeug des Anmeldenden 
herabſinken und nicht zu einer Eintragung mitwirken, die mangels der Gültig⸗ 
keit des zugrunde liegenden Beſchluſſes wirkungslos bleiben würde. Wenn 
dem Regiſterrichter durch 8 16 Abſ. 3 GenG. die Schranke gezogen fein 
mag, daß er nur die Beibringung von Abſchriften des Beſchluſſes, nicht aber 
den Nachweis ſeines formell ordnungsmäßigen Zuſtandekommens verlangen darf, 
jo bleibt hierdurch fein Recht, die materielle Gültigkeit des Beſchluſſes nad: 
zuprüfen, unberührt. Stellt ſich die Nichtigkeit des Beſchluſſes heraus, ſo 
darf er die Eintragung nicht vornehmen. Er hat aber nicht nur die Ein⸗ 
tragung abzulehnen, wenn bereits bei der Anmeldung die Nichtigkeit des Be⸗ 
ſchluſſes erhellt, ſondern er iſt auch, ſofern die eingereichten Abſchriften des 
Beſchluſſes nach dieſer Richtung Zweifeln Raum geben, befugt, den Nachweis 
zu verlangen, daß der Beſchluß nicht wegen Vorſtoßes gegen zwingende Vor⸗ 
ſchriften des Geſetzes oder des Statuts nichtig iſt. Von dieſer in ſtändiger 
Praxis vom Kammergerichte (KGJ. 84 A, 196, 41A, 151) vertretenen 
Rechtsauffaſſung abzuweichen, beſteht keine Veranlaſſung. 

Hier war daher zu prüfen, ob ein Verſtoß gegen $ 52 des alten 
Statuts Nichtigkeit des Generalverſammlungsbeſchluſſes herbeiführen würde. 
Dies iſt zu bejahen. Für den Fall, daß im Statut die Anweſenheit aller 
Mitglieder bei der Beſchlußfaſſung erfordert iſt, herrſcht in der Rechtſprechung 
Einigkeit darüber, daß eine Verletzung ohne weiteres Nichtigkeit des Beſchluſſes 
bewirkt (RG. 76, 170). Ganz gleich ſind aber die Fälle, wo nach dem 
Statut eine beſtimmte Anzahl aller Mitglieder bei der Beſchlußfaſſung an⸗ 
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weſend ſein muß. Auch da erkennt das Statut die Verſammlung als 
Generalverſammlung im geſetzlichen Sinne nur an, wenn ſie in ganz be⸗ 
ſtimmter Weiſe zuſammengeſetzt iſt. Verſammlungen, die den ſtatutariſchen 
Beſtimmungen in dieſer Hinſicht nicht genügen, können und dürfen keine Be⸗ 
ſchlüſſe faſſen. Tun ſie es dennoch, ſo ſind ihre Beſchlüſſe unheilbar nichtig. 

Dieſen Rechtsgrundſatz hat das Kammergericht bereits für das Aktienrecht 
(KJ. 43 A, 105) ausgeſprochen; die Erwägungen dort müͤſſen zu dem 
gleichen Ergebnis auch bei Genoſſenſchaften führen. Die Entſcheidungen des 
Reichsgerichts (60, 413; 75, 239) ſtehen nicht entgegen, da die Ver⸗ 
ſammlung an ſich zur Beſchlußfaſſung zuſtändig war und nur nicht eine be⸗ 
ſtimmte Mehrheit der erſchienenen Genoſſen (des vertretenen Grundkapitals) 
vorhanden war. 


Anmeldung einer Firmenänderung zum Handelsregiſter durch den im Han⸗ 
delsregiſter eingetragenen Firmeninhaber; Befugnis des Regiſtergerichts, 
die ſachliche Berechtigung des Anmeldenden zu prüfen. 


88 8 ff. HGB.; § 12 866. 
Kammergericht Berlin, 21. November 1913. — Bd. 13, S. 230. 


Im Handelsregiſter des Amtsgerichts in C. iſt die Firma Michael P. 
eingetragen. Als ihr Inhaber war zunächſt der Kaufmann Michael P. ein⸗ 
getragen. Auf ſeine und ſeiner Frau Anmeldung, daß Geſchäft mit Firma 
auf dieſe übergegangen ſei, wurde die Frau Gertrude P. geb. C. als Firmen⸗ 
inhaberin eingetragen. Nach ihrem Tode ließ ſich ihr Sohn erſter Ehe, 
Jakob S., als Inhaber der Firma eintragen auf Grund eines Teſtaments 
ſeiner Mutter, worin er als ihr alleiniger Erbe eingeſetzt war. 

Am 30. September 1913 meldete Jakob S. zur Eintragung an, daß 
er die Firma in „Jakob S., vormals Michael P.“ geändert habe. Da dem 
Regiſterrichter bekannt war, daß beim Landgericht in C. zurzeit Prozeſſe 
ſchwebten, welche die Frage betrafen, ob Jakob S. in Wahrheit der Inhaber 
der Firma ſei, forderte er dieſe Akten ein. Als S. hiervon Kenntnis erhielt, 
beantragte er, die Firmenänderung alsbald einzutragen, ohne den Eingang 
der Prozeßakten abzuwarten, indem er geltend machte, daß der eingetragene 
Inhaber der Firma dieſe jederzeit ändern könne und er durch die Verzögerung 
der Eintragung erheblichen Schaden leide. Gleichzeitig teilte Michael P. dem 
Regiſtergericht mit, daß Geſchäft und Firma auf S. nur zum Schein über⸗ 
tragen ſeien und in Wahrheit er ſelbſt noch Inhaber ſei; auch habe S. das 
Geſchäft mit der Firma auf ſeine, des Michael P., jetzige Frau übertragen. 
Das Amtsgericht lehnte ab, über die Eintragung der angemeldeten Firmen: 
änderung vor Einſicht in die Prozeßakten zu befinden, das Landgericht wies 
die Beſchwerde des S., das Kammergericht die weitere Beſchwerde zurück: 

Daß der Regiſterrichter auf die Anmeldung des als Inhaber Eingetragenen 
eine den firmenrechtlichen Vorſchriften entſprechende Aenderung der Firma ſtets 
einzutragen habe, ohne Rückſicht darauf, ob ein Dritter das Verfügungsrecht 
über die Firma für ſich in Anſpruch nehme, kann nicht als zutreffend aner⸗ 
kannt werden. Wenn jemand als Inhaber eingetragen iſt, ſo begründet dies 
allerdings eine gewiſſe Vermutung dafür, daß er auch wirklich Inhaber der 
Firma iſt (KGJ. 34 A, 125; RG. 41, 19). Die Eintragung als ſolche 
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macht ihn aber nicht zum Firmeninhaber, vielmehr vollzieht ſich der Uebergang 
des Geſchäfts und der Firma außerhalb des Handelsregiſters; die Eintragung 
iſt inſoweit nicht rechtsbegründend, ſondern nur kundmachend. Der RNegiſter⸗ 
richter wird zwar in der Regel davon auszugehen haben, daß der Eingetragene 
auch wirklich deren Inhaber iſt, und nicht nachzuprüfen haben, ob die Ein⸗ 
tragung der Rechtslage entſpricht oder noch entſpricht. Anderſeits aber darf 
er eine Eintragung nicht vornehmen, wenn er die Unrichtigkeit des Inhalts 
einer Anmeldung kennt oder weiß, daß der Anmeldende nicht berechtigt iſt 
(KGJ. 30 A, 109). Der Regiſterrichter, der ſachlich unrichtigen Anmeldungen 
entgegenzutreten hat, iſt auch nicht gehindert, einem Zweifel nachzugehen, der 
ſich ihm aus beſonderen Gründen an der Richtigkeit einer Anmeldung ergibt; 
hier hat er aus den Mitteilungen des Michael P. Bedenken entnommen, ob 
Jakob S. in Wirklichkeit Inhaber der Firma iſt. Bei ſolchem Sachverhalt 
iſt es dem Regiſterrichter nicht verwehrt, bevor er ſich über die Eintragung 
der Firmenänderung ſchlüſſig macht, zunächſt die Prozeßakten einzuſehen, welche 
die Frage betreffen, ob Jakob S. wirklich Inhaber der Firma iſt. Sollte 
der Regiſterrichter auf Grund der von ihm mit möglichſter Beſchleunigung 
heranzuziehenden Prozeßakten zu dem Ergebniſſe kommen, daß dies nicht der 
Fall iſt, ſo wird er die Eintragung der Firmenänderung abzulehnen haben. 
Anderſeits wird er ſich aber vor Augen zu halten haben, daß es in erſter 
Linie Sache des Dritten, welcher ſich als Inhaber der Firma betrachtet, iſt, 
ſelbſt ſeine Rechte zu wahren, und daß durch die Eintragung der Aenderung 
der Firma auf Grund der Anmeldung des etwa materiell nicht berechtigten 
Jakob S. die Befugnis des etwa berechtigten Dritten zur Fortführung der 
alten Firma und zur Stellung des Antrags auf ihre Wiedereintragung nicht 
beeinträchtigt wird (RG. 65, 15; HoldhMſchr. 1909, 324). Der Re 
giſterrichter wird ſich daher nach Einſicht der Prozeßakten über die Eintragung 
der Firmenänderung endgültig ſchlüſſig zu machen, alſo von einer Ausſetzung 
nach § 127 FGG. abzuſehen haben; von der Ausſetzung darf er überhaupt 
nur aus beſonders triftigen ſachlichen und in der Entſcheidung darzulegenden 
Gründen Gebrauch machen und auch nur dann, wenn die Eintragung von 
ſo ſchwer wiegenden Folgen ſein würde, daß die Ausſetzung zur Vermeidung 
der Verletzung weſentlicher Intereſſen geboten erſcheint (KGJ. 21 A, 243; 
RIA. 12, 60). 
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n der Erklärung des Erben, daß er aus dem zur Erbschaft 
gehörigen Handelsgeſchäft anstrete. 
§ 2033 Abſ. 2 BGB.; § 27 HGB. 


Kammergericht Berlin, 7. November 1913. — Bd. 13 S. 226. 


Im Handelsregiſter des Amtsgerichts in H. iſt die Firma „Moritz M.“ 
und als deren alleiniger Inhaber Moritz M. eingetragen. Dieſer iſt verſtorben 
und von ſeinen beiden Kindern, Leo und Friederike, zu gleichen Teilen beerbt 
worden; eine Auseinanderſetzung hat noch nicht ſtattgefunden. Im Auguſt 1913 
iſt der Rechtsanwalt W. zum Pfleger der volljährigen Friederike M. für ihre 
Perſon und ihr Vermögen beſtellt worden. Er meldete im September 1913 
zur Eintragung ins Handelsregiſter an, daß ſeine Pflegebefohlene aus dem 
Geſchäft ausſcheide und mit dieſem vom Erbfalle ab nichts zu tun haben 
wolle. Das Amtsgericht lehnte die Eintragung ab. Das Landgericht wies die 
Beſchwerde zurück. Die weitere Beſchwerde iſt ebenfalls zurückgewieſen worden. 

Da Moritz M. ſeine beiden Kinder als Erben hinterlaſſen hat, ſo iſt 
ſein Nachlaß gemeinſchaftliches Vermögen dieſer Erben geworden ($ 2032 BGB.). 
Zu dem Nachlaſſe gehört auch das Geſchäft. Es gelten daher bis zur Aus⸗ 
einanderjegung auch bezüglich des Geſchäfts SS 2033 bis 2042 BGB. Die 
Erbengemeinſchaft als ſolche iſt Inhaberin des Geſchäfts und der Firma. In 
der Inhaberſchaft kann ein Wechſel dadurch herbeigeführt werden, daß die 
Miterben gemeinſchaftlich das Geſchäft mit der Firma veräußern ($ 2040 BGB.) 
oder daß der einzelne Erbe über ſeinen Anteil an dem ungeteilten Nachlaſſe 
gemäß § 2033 BGB. dinglich verfügt (OLG. 21, 311). Dagegen kann 
der einzelne Erbe nicht über feinen Anteil am Geſchäfte verfügen ($ 2033 
Abſ. 2 BGB.). Daraus folgt, daß der Erklärung des einzelnen Miterben, 
er ſcheide aus dem Geſchäft aus und wolle mit ihm „vom Erbfall ab nichts 
zu tun haben“, keine rechtliche Bedeutung zukommt. Der Miterbe kann das 
von ihm erſtrebte Ziel des Ausſcheidens aus dem Geſchäfte nur dadurch er⸗ 
reichen, daß er die Erbſchaft ausſchlägt (ſofern dies nach SS 1943, 1944 BGB. 
noch zuläſſig iſt) oder über ſeinen Anteil am Nachlaſſe dinglich verfügt oder 
nach $ 2042 BGB. die Auseinanderſetzung herbeiführt. Etwas Gegenteiliges 
ergibt ſich auch nicht etwa aus $ 27 HGB. Solange die Erbengemeinſchaft 
beſteht, iſt die Beſchwerdeführerin gegen ungeeignete Maßnahmen ihres Bruders 
durch § 2038 in Verbindung mit § 745 Abſ. 2 BGB. geſchützt; hiernach 
kann jeder Teilnehmer der Gemeinſchaft, ſofern nicht die Verwaltung durch 
Vereinbarung oder Mehrheitsbeſchluß geregelt wird, eine im Intereſſe aller 
Teilhaber nach billigem Ermeſſen entſprechende Verwaltung verlangen und 
darauf klagen. 


Verpfändung eines Geſchäftsanteils einer Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung. Unübertragbarkeit des Rechts der Geſellſchafter, die Beſtellung 
oder Abberufung eines Liquidators durch das Gericht zu verlangen. 


§S 66 Abſ. 2, 3 GmbHG. 
Kammergericht Berlin, 28. November 1913. — Bd. 13, S. 232. 
Durch Urteil iſt die Auflöſung der Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung 


K K Co. ausgeſprochen worden. Geſellſchafter waren zuletzt der ent 
Blätter f. Rechtspfl. LXII. N. F. XIII. Freiw. Gerichtsbark. 


ur. 


K. mit 5000 M. und der Beſchwerdeführer D. mit 15000 M. Stammes 
einlage. K. hatte dem D. in notarieller Verhandlung zur Sicherheit für ein 
Darlehn von 1250 M. ſeinen Geſchäftsanteil verpfändet. In der Ver⸗ 
pfändungsurkunde heißt es u. a.: 
„Die Verpfändung umfaßt ſelbſtverſtändlich die ſämtlichen mit meinem Ge⸗ 
ſchäftsanteil verbundenen Rechte.“ 
Die Auflöſung der Geſellſchaft iſt am 25. Juni 1913 ins Handelsregiſter 
eingetragen worden, zugleich iſt der Beſchwerdeführer D., der alleinige Geſchäfts⸗ 
führer, als Liquidator eingetragen worden. 

Der Antragſteller hat am 12. Juli 1913 bei dem Regiſtergerichte be⸗ 
antragt, an Stelle des D. den Bücherreviſor M. zum Liquidator zu ernennen. 
Das Regiſtergericht hat nach Anhörung des Gegners dieſem Antrage ſtatt⸗ 
gegeben, jedoch die Abberufung des D. und die Beſtellung des M. bisher 
noch nicht in das Handelsregiſter eingetragen. Gegen den Abberufungsbeſchluß. 
hat der abberufene Liquidator ſoſortige Beſchwerde eingelegt und beantragt, 
den Beſchluß aufzuheben und ſeine Vollziehung einſtweilen auszuſetzen. 

Das Landgericht hat den Antrag abgelehnt und die ſofortige Beſchwerde 
zurückgewieſen. In den Gründen iſt vor allem auf die Feindſchaft zwifchen. 
K. und D. hingewieſen ſowie ausgeführt, daß durch das Gutachten des Bücher⸗ 
reviſors F. erwieſen oder doch ausreichend glaubhaft gemacht ſei, daß D. in 
den von ihm geführten Büchern der Geſellſchaft unkorrekte Buchungen vorge⸗ 
nommen habe. ö 

Mit der jofortigen weiteren Beſchwerde beſtreitet der Beſchwerdeführer 
die Berechtigung des Geſellſchafters K., den Antrag auf Abberufung des Be⸗ 
ſchwerdeführers als Liquidator zu ſtellen. Dieſe entfalle, weil mit der Ver⸗ 
pfändung des Geſchäftsanteils zugleich ſämtliche damit verbundenen Verwaltungs⸗ 
rechte von dem Antragſteller dem Beſchwerdeſührer verpfändet ſeien. 

Die Beſchwerde iſt zurückgewieſen worden: 

Zunächſt iſt die Legitimation des Antragſtellers nicht zu beanſtanden. 
Das Antragsrecht aus § 66 Abſ. 2, 3 GmbHG. ſteht auch einem einzelnen 
Geſellſchafter zu, ſofern nur ſein Geſchäftsanteil mindeſtens dem zehnten Teile 
des Stammkapitals entſpricht. Dies iſt hier beim Antragſteller der Fall. 
Sein Antragsrecht iſt auch nicht durch die Verpfändung des Geſchäftsanteils 
verloren gegangen. Eine Verpfändung des Geſchäftsanteils iſt zwar zuläjlig 
(RG. 58, 223). Sie hat aber auf die Ausübung der Mitgliedſchaftsrechte 
durch den verpfändenden Geſellſchafter keinerlei Einfluß. Die Befugnis zur 
Ausübung des Antragsrechts aus § 66 Abſ. 2, 3 GmbHG. iſt nicht auf 
den Beſchwerdeführer übergegangen. Dieſes Recht iſt ein geſetzlich gegebenes 
Recht der Minderheit und unentziehbar. Es kann — anders als das Stimm⸗ 
recht oder das im §8 50 Abſ. 1 GmbHG. gegebene Recht auf Ein⸗ 
berufung der Geſellſchafterverſammlung — nicht nach S 45 Abſ. 2 be 
ſchränkt oder ausgeſchloſſen werden. Die Abſicht des Geſetzes iſt, das Antrags⸗ 
recht ans §S 66 Abſ. 2, 3 untrennbar mit der Geſellſchaftereigenſchaft zu 
verbinden. Hieraus folgt, daß es auch nicht übertragen werden kann, ſolange 
der Uebertragende noch Geſellſchafter bleibt. Die Verpfändung des Geſchäfts⸗ 
anteils hat aber auf die Geſellſchaftseigenſchaft des Verpfänders keinen Einfluß. 
Er hört bis zur Realiſierung des Pfandrechts nicht auf, Geſellſchafter zu ſein, 
kommt daher der Geſellſchaft gegenüber allein als ſolcher in Betracht und 
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kann ſich der Antragsrechte aus § 66 Abſ. 2, 3, das als höchſt perſönliches 
Recht rein geſellſchaftlicher Natur anzuſehen iſt, nicht begeben. Es ſteht dem 
Weſen dieſes Rechts entgegen, daß ein Nichtgeſellſchafter durch eine Verein⸗ 
barung mit einem Geſellſchafter in die Lage verſetzt wird, an Stelle des 
Geſellſchafters die rechtlichen Schicksale der Geſellſchaft, bei der das perſönliche 
Element eine nicht unerhebliche Rolle ſpielt, durch Ausübung dieſes Rechts 
zu beeinfluſſen. 


Fortbeſtehen der offenen Handelsgeſellſchaft bis zur vollſtändigen Verteilung 
des Geſellſchaftspermögens trotz Löſchung der Firma. Mangelnde Be⸗ 
fugnis des Regiſtergerichtes, nach Löſchung der Firma die Fortſetzung der 
noch nicht beendeten Lignidation anzuordnen. 
§ 157 HGB. 


Kammergericht Berlin, 5. Dezember 1913. — Bd. 13 S. 234. 


Die im Jahre 1894 gegründete offene Handelsgeſellſchaft in Firma 
Walter H. trat am 1. Oktober 1908 in Liquidation. Liquidatoren waren 
zunächſt die drei Geſellſchafter Walter, Wilhelm und Richard H. Durch Be⸗ 
ſchluß des Amtsgerichts in M. wurden ſie abberufen und der Kaufmann H. 
zum Liquidator ernannt. Am 3. Juli 1913 meldete H. zum Handelsregiſter 
an, daß die Liquidation beendet und die Firma erloſchen ſei. Dies wurde 
in das Handelsregiſter eingetragen. 

Mittels Schreibens vom 12. Juli 1913 beantragte der Mitgeſellſchafter 
Walter H. beim Amtsgericht die „Wiedereröffnung der Liquidation“, weil 
noch unverteiltes Geſellſchaftsvermögen vorhanden ſei; insbeſondere beſtänden 
Schadenerſatzforderungen gegen ungetreue frühere Angeſtellte der Zweignieder⸗ 
laſſung in B. Das Amtsgericht lehnte den Antrag ab. Das Landgericht 
wies die Beſchwerde zurück, auch die weitere Befchwerde wurde zurückgewieſen: 

Nach den Behauptungen des Beſchwerdeſührers iſt noch unverteiltes 
Vermögen der Geſellſchaft vorhanden. Trifft das zu, ſo beſteht die offene 
Handelsgeſellſchaft noch im Zuſtande der Liquidation fort. Allerdings bedeutet 
die Beendigung der Liquidation grundſätzlich auch das Ende der Geſellſchaft 
und das Erlöſchen ihrer Firma. Die Liquidation iſt aber erſt beendigt, wenn 
das nach Einziehung der Forderungen und Berichtigung der Schulden übrig⸗ 
bleibende Vermögen der Geſellſchaft unter die Geſellſchafter verteilt iſt. Das 
iſt noch nicht geſchehen. Die Liquidation iſt alſo noch nicht beendigt und die 
Firma der Geſellſchaſt noch nicht erloſchen. Die Eintragung hat nur kund⸗ 
machende Bedeutung. Dies iſt vom Reichsgericht (41, 93) und in ſtändiger 
Rechtſprechung auch vom Kammergerichte (31 A, 267; 41 A, 138) für das 
Recht der Aktiengeſellſchaft ausgeſprochen. Dasſelbe muß aber auch für die 
offene Handelsgeſellſchaſt gelten, da dieſe Rechtsgrundſätze nicht aus Sonder⸗ 
beſtimmungen des Aktienrechts hergeleitet ſind, ſondern ſich aus der Natur 
der Sache ergeben. Danach beſteht die offene Handelsgeſellſchaft in Liquidation 
ungeachtet der Eintragung im Zuſtand fort, in dem ſie ſich vor der Eintragung 
befunden hat. Die Liquidation dauert alſo noch fort. Liquidator iſt nach 
wie vor der Kaufmann H.; ſein Amt iſt durch die Eintragung der Beendigung 
der Liquidation und des Erlöſchens der Firma, die auch in dieſer Beziehung 
eine kundmachende Bedeutung hat, nicht erloſchen (OLG. 14, 369; RIA. 13, 
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42). $ 302 Abſ. 4 HGB. kann für die offene Handelsgeſellſchaft nicht 
Anwendung finden, da er eine Sonderbeſtimmung für Aktiengeſellſchaften iſt. 
Der Liquidator H. hat alſo, ungeachtet der Eintragung, ſeine Tätigkeit fort⸗ 
zuſetzen, wenn es richtig iſt, daß noch unverteiltes Vermögen der Geſellſchaft 
vorhanden iſt. Der Beſchwerdeführer kann aber nicht verlangen, daß das 
Regiſtergericht die Fortſetzung der Liquidation anordne und den Liquidator 
anweiſe, eine weitere Tätigkeit auszuüben. Das Regiſtergericht iſt, wie das 
Landgericht zutreffend ausführt, nicht berechtigt, eine ſolche Anordnung und 
Anweiſung zu erlaſſen, weil es dafür an einer geſetzlichen Grundlage fehlt. 
Der Beſchwerdeführer iſt, um ſeine Forderung auf Fortſetzung der Liquidation 
durch den Liquidator zur Geltung zu bringen, auf den Klageweg oder darauf 
angewieſen, die Abberufung des Liquidators zu beantragen. Mehr Rechte ge⸗ 
währt ihm aber das Geſetz nicht, insbeſondere kein Recht auf die hier ver⸗ 
langte Anweiſung durch das Regiſtergericht. Dies führt das Landgericht ohne 
Rechtsverletzung zutreffend aus. 

Allerdings ſteht die Eintragung im Handelsregiſter, daß die Liquidation 
beendigt und die Firma erloſchen ſei, im Widerſpruche mit der im Falle der 
Richtigkeit der tatſächlichen Behauptungen des Beſchwerdeführers gegebenen 
wirklichen Rechtslage. Dieſe Unrichtigkeit des Handelsregiſters kann aber nach 
§ 142 FGG., und zwar nur auf dem dort vorgeſchriebenen Wege, beſeitigt 
werden. Das Landgericht hätte Veranlaſſung nehmen können, nach § 143 
ſich darüber ſchlüſſig zu machen, ob es von Amts wegen die angeblich un⸗ 
richtige Eintragung löſchen wollte. Es war aber zu dieſer Prüfung nicht 
verpflichtet, da die Beſchwerde nicht die Frage der Löſchung betraf. Bisher 
hat der Beſchwerdeführer die Löſchung nach § 142 nicht angeregt. Die 
Entſcheidung des Landgerichts iſt daher auch bezüglich der Nichtberückſichtigung 
der 88 142, 143 frei von Rechtsverletzung. 
| Der Beſchwerdeführer kann die Löſchung der angeblich unrichtigen Ein⸗ 
tragung, daß die Liquidation beendigt und die Firma erloſchen ſei, nach 8 142 
beim Amtsgericht anregen. Aber auch ohne dem wird das Amtsgericht 
auf Grund der bisher aufgeſtellten tatſächlichen Behauptungen des Mitgeſell⸗ 
ſchafters Walter H. nach 8 12 von Amts wegen zu prüfen haben, ob die 
Eintragung nach § 142 zu löſchen iſt. 


Fortbeſtehen der Geſellſchaft mit beſchräukter Haftung in der Zeit zwiſchen 
der Beendigung des Konkurſes über das Geſellſchaftsvermögen bis zur Er⸗ 
ledigung der gegen die Geſellſchaft geführten Prozeſſe. 

8 60 Abſ. 1 Nr. 4, § 66 Abſ. 1, $ 69 Abſ. 1 GmbHG. 


Oberſtes Landesgericht München, 16. Januar 1914. — Bd. 13 
N S. 2386. 


Im Geſellſchaftsregiſter des Amtsgerichts in M. iſt die Firma Süͤddeutſche 
Gummiwarenfabrik G. m. b. H. eingetragen. 

Am 2. April 1912 wurde über ihr Vermögen Konkurs eröffnet. Er 
wurde durch Zwangsvergleich erledigt, wobei die nicht bevorrechtigten Gläubiger 
mit 25% ihrer Forderungen abgefunden wurden. Die Fortſetzung der Ge⸗ 
ſellſchaft wurde von den Geſellſchaftern nicht beſchloſſen. Am 30. November 1912 
meldete der frühere Geſchäftsführer P. zur Eintragung ins Handelsregiſter an, 
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daß er nunmehr Liquidator ſei; die Eintragung wurde am 2. Dezember 1912 
vollzogen. Auf ſeine weitere Anmeldung vom 25. April 1913 wurde am 
30. April 1913 das Erlöſchen der Firma im Geſellſchaftsregiſter eingetragen. 

Nachträglich ſtellte ſich heraus, daß zwiſchen der Firma Otto D. als 
Klägerin und der Süddeutſchen Gummiwarenfabrik als Beklagten beim Land⸗ 
gericht in M. ein Rechtsſtreit über Zahlung einer Kaufpreisforderung von 
1801,60 M. und zweier Vertragsſtrafen von 204,17 M. und 100,27 M. 
anhängig war. Darauf eröffnete das Regiſtergericht dem P., daß es die 
Löſchung der Eintragung des Erlöſchens der Firma und die Wiederherſtellung 
der früheren Einträge der Geſellſchaft und des Liquidators beabſichtige, wenn 
nicht binnen einer Woche Widerſpruch erhoben werde. Der von P. beim 
Regiſtergericht erhobene Widerſpruch wurde zurückgewieſen, ebenſo die beim 
Landgericht eingelegte Beſchwerde. Auch die weitere Beſchwerde iſt zurück⸗ 
gewieſen worden: 

Die Geſellſchaft m. b. H. wird durch den Konkurs aufgelöſt (S 60 
Nr. 4 GmbH.). Ihre Liquidation unterbleibt jedoch; fie findet erſt nach der Be⸗ 
endigung des Konkursverfahrens ſtatt. Das Landgericht hält die Liquidation 
noch nicht für beendigt, weil noch der Rechtsſtreit ſchwebt und nicht ausgeſchloſſen 
ſei, daß der Geſellſchaft hieraus ein Anſpruch, vielleicht nur auf Koſtenerſtattung, 
erwachſe oder ſich noch eine Verpflichtung ergebe. Da der Liquidator trotz 
Kenntnis von dem ſchwebenden Rechtsſtreite das Erlöſchen der Geſellſchaft zur 
Eintragung angemeldet und ſogar verſucht habe, aus der Tatſache der Löſchung 
der Firma der Gegenpartei im Rechtsſtreite Schwierigkeiten zu bereiten, überdies 
das Objekt, das künftig zur Liquidation zu bringen ſei, zurzeit noch nicht 
mit einiger Sicherheit feſtſtehe, ſo rechtfertige es ſich, die unzuläſſige Eintragung 
des Erlöſchens von Amts wegeu wieder zu löſchen. 

Der Beſchwerdeführer glaubt, daß zur Wiederherſtellung der früheren 
Einträge kein Anlaß beſtehe, da der Rechtsſtreit, nachdem die Klägerin die 
Kaufpreisforderung fallen gelaſſen habe, nur noch die Bezahlung der Kon⸗ 
ventionalſtrafen und die Verpflichtung zur Koſtentragung, alſo ganz gering⸗ 
fügige Objekte, betreffe und eine Schädigung der Gegenpartei ſchon dadurch 


ausgeſchloſſen ſei, daß der Kaufmann Otto H. ſich den nicht bevorrechtigten 


Gläubigern gegenüber als Bürge für die Zwangsvergleichsquote verpflichtet 
habe. Darum beſtehe für die Klagpartei nicht das mindeſte Intereſſe, den 
Rechtsſtreit gegen die erloſchene Firma fortzuſetzen. 

Der Rechtsſtreit iſt dadurch beendigt worden, daß die beklagte Geſellſchaft 
verurteilt wurde, an den Kläger 51,04 M. zu zahlen und von den Koſten 
ein Fünftel zu tragen. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob das Landgericht, 
wenn ihm bei ſeinem Beſchluß ſchon dieſer Ausgang bekannt geweſen wäre, 
die Erneuerung der gelöſchten Firma angeordnet hätte. Denn unzuläfſig war 
die Anordnung des Landgerichts auf keinen Fall. Nur darauf aber kommt 
es für die weitere Beſchwerde an, ob der angefochtene Beſchluß das Geſetz 
verletzt. 

Darüber, ob es angemeſſen war, die gelöſchte Firma zu erneuern, ent⸗ 
ſcheidet das Regiſtergericht nach freiem Ermeſſen ($ 140 FGG.); dem Gerichte 
der weiteren Beſchwerde ſteht darüber keine Prüfung zu. 

Die Geſellſchaft tritt mit der Beendigung des Konkurſes in Liquidation. 
Durch ihre mit der Eröffnung des Konkursverfahrens eingetretene Auflöſung 
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iſt nur ihrer Erwerbstätigkeit ein Ziel geſetzt, nicht aber verſchwindet ſie in 
Anſehung bereits begründeter Rechtsverhältniſſe aus dem Verkehr; dieſe müſſen 
vielmehr im Konkursverfahren, und falls darin keine vollſtändige Erledigung 
ſtattfindet, im Liquidations verfahren zum Abſchluſſe gebracht werden (JW. 1894, 
139 Nr. 5). Nach § 70 GmbHG. haben die Liquidatoren die laufenden 
Geſchäfte zu beendigen, die Verpflichtungen zu erfüllen, die Forderungen ein⸗ 
zuziehen und das Vermögen in Geld umzuſetzen. Zur Beendigung laufender 
Geſchäfte gehört auch die Erledigung ſchwebender Prozeſſe. Solange der 
Rechtsſtreit der Geſellſchaft mit D. noch ſchwebte, war alſo nicht die Aufgabe 
der Liquidatoren, alſo auch nicht die Liquidation beendigt. 

Daß ſich der Kaufmann Otto H. den Konkursgläubigern gegenüber als 
Bürge verpflichtet hat, kommt nicht in Betracht; denn in erſter Linie haftet 
immer noch die Süddeutſche Gummiwarenfabrik der Klägerin für ihre Anſprüche, 
wenn auch nur mit der Vergleichsquote, und die Klägerin kann nicht ge⸗ 
zwungen werden, ihre Anſprüche gegen dieſe aufzugeben und nunmehr gegen 
den Bürgen mit neuer Klage vorzugehen. 

Bei einer Einzelfirma wird allerdings dann, wenn der Inhaber den 
Geſchäftsbetrieb endgültig eingeſtellt und die Handelsniederlaſſung aufgehoben 
hat, die Firma als ſolche bedeutungslos; für die aus dem Geſchäftsbetriebe 
hervorgegangenen Verbindlichkeiten haftet nach wie vor der Geſchäftsinhaber 
perſönlich. Bei der Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung dagegen wie auch 
bei der Aktiengeſellſchaft und der Kommanditgeſellſchaft auf Aktien iſt die 
juriſtiſche Perſon auch nach Einſtellung des Geſchäftsbetriebs Träger der be⸗ 
ſtehenden Rechte und Verpflichtungen und findet nach Auflöſung der Geſellſchaft 
die Liquidation ſtatt (8 66 GmbHG.; § 294 HGB.). Die Geſellſchaft 
hört mit dem Eintritte der Liquidation nicht auf, nur ihre Art und ihr Zweck 
werden verändert. 


Beſchwerderecht des Antragſtellers; Grenze der Verpflichtung des Beſchwerde⸗ 
gerichts zur Prüfung der Rechtsfähigkeit des Beſchwerdeführers. 
§ 20 366. 


Oberſtes Landesgericht München, 23. Januar 1914, — Bd. 13 
S. 239. 


Auf die Anmeldung des Ingenieurs E. als alleinigen Geſchäftsführers 
wurde die Firma V.⸗F.⸗Geſellſchaft m. b. H. mit dem Sitze in N. ins Geſellſchafts⸗ 
regiſter des Amtsgerichts in N. eingetragen. Das Stammkapital beträgt 
20 000 M., wovon 19000 M. von E., 1000 M. von S. gezeichnet 
wurden. Die Stammeinlage des S. ging alsbald auf E. über, der dadurch 
alleiniger Geſellſchafter wurde. 

Am 29. April 1913 wurde eine notarielle Urkunde errichtet, wonach C. 
ſeine Geſchäftsanteile auf die Firma A.⸗S.⸗Limited in London übertrug. Am 
26. Juli 1913 meldete E. zur Eintragung an, daß er ſein Amt als 
Geſchäftsführer niedergelegt habe. Dieſe Anmeldung wies das Regiſtergericht 
zurück, weil die geſetzlichen Vorausſetzungen nicht vollſtändig erfüllt ſeien. 

Am 13. September 1913 meldete der Kaufmann C. unter Ueberreichung 
der Ausfertigungen zweier notarieller Urkunden vom 26. Juli und 11. Sep⸗ 
tember 1913 über Geſellſchaftsverhandlungen der V.⸗F.⸗Geſellſchaft zum Handels⸗ 
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regiſter an, daß E. als Geſchäftsführer ausgeſchieden, er ſelbſt zum Geſchäfts⸗ 
führer beſtellt und der Sitz der Geſellſchaft nach B. verlegt worden ſei. Dem 
Vollzuge der Anmeldung widerſprach E.: er habe den Vertrag vom 29. 
April 1913 wegen Irrtums und argliſtiger Täuſchung angefochten. Gegen 
die A.⸗S.⸗Limited habe er beim Landgericht in N. Klage eingereicht auf 
Feſtſtellung, daß die Anteile der V.⸗F.⸗Geſellſchaft noch ihm zuſtehen; auch 
habe er eine einſtweilige Verfügung beantragt, wonach ſich die A.⸗S.⸗Limited 
jeder Verfügung über die Geſchäftsanteile und der Ausübung der Geſellſchafter⸗ 
befugniſſe zu enthalten habe. 

Das Regiſtergericht ſetzte die Entſcheidung über die Anmeldung des C. 
bis zur Entſcheidung des Prozeßgerichts über das ſtreitige Rechtsverhältnis aus. 

Auf die Beſchwerde der A.⸗S.⸗Limited hob das Landgericht den Beſchluß 
des Regiſtergerichts auf und wies es an, die nötigen Maßregeln zu treffen. 


Die weitere Beſchwerde iſt zurückgewieſen worden: 

Verfehlt iſt der Einwand, daß die Beſchwerdeführerin zur Beſchwerde 
gar nicht berechtigt geweſen ſei, weil fie keine Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung 
im Sinne des reichsdeutſchen oder auch nur des engliſchen Rechts ſei. Dieſe 
Frage wird zu prüfen ſein; im gegenwärtigen Abſchnitte iſt nur zu entſcheiden, 
ob die Ablehnung der Ausſetzung des Verfahrens geſetzlich begründet war oder 
nicht. Wenn das Regiſtergericht das Verfahren über den Antrag auf Löſchung 
ausſetzt, jo hat der Antragſteller unter allen Umſtänden das Beſchwerderecht 
(S 20 FGG.). Ob er das Antragsrecht hat, iſt eine andere Frage; fie 
hängt davon ab, ob er überhaupt rechtsfähig iſt. Bei der Frage aber, ob 
die Ausſetzung des Verfahrens gerechtfertigt iſt, handelt es ſich darum, ob 
über den Antrag und damit das Antragsrecht entſchieden werden ſoll. Hätte 
das Gericht, das über die Beſchwerde gegen die Ausſetzung oder deren Ab⸗ 
lehnung befindet, zu prüfen, ob der Antragſteller rechtsfähig iſt, ſo hätte es 
über eine Frage zu befinden, die noch gar nicht Gegenſtand der erſtinſtanzlichen 
Entſcheidung war. Die Sache liegt nicht anders, als wenn im Prozeßverfahren 
der Antrag auf Erlaß einer prozeßleitenden Verfügung geſtellt iſt; auch hier 
wird zunächſt nur über den geſtellten Antrag entſchieden; die Frage, ob die 
den Antrag ſtellende Partei überhaupt prozeßfähig iſt, bleibt der weiteren 
Sachverhandlung überlaſſen. 


Unzuläſſigkeit der Veräußerung der Firma einer im Konkurſe befindlichen 
Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung ohne gleichzeitige Annahme einer 
neuen Firma. 
§ 22 HGB.; $ 3 GmbH. 

Kammergericht Berlin, 6. Februar 1914. — Bd. 13 S. 240. 


Ueber das Vermögen der Firma S. & Co., Geſellſchaft m. b. H., iſt das 
Konkursverfahren eröffnet; zum Konkursverwalter iſt Rechtsanwalt St. beſtellt 
worden. Am 17. Juli 1913 beſchloß die Geſellſchafterverſammlung unter 
Zuziehung des Geſchäftsführers, daß das bisher von der Geſellſchaft betriebene 
Geſchäft an den Ingenieur F. übertragen werde und die bisherige Firma mit der 
Aenderung auf den Erwerber übergehen ſolle, daß ſie ſtat „S. & Co. G. m. b. H.“ 
„S. & Co.“ laute. Der Konkursverwalter veräußerte daraufhin das bisherige 
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Geſchäft an F. und beantragte zuſammen mit F., den Uebergang der Firma 
ins Handelsregiſter einzutragen. 

Das Amtsgericht lehnte den Eintragungsantrag ab, weil die im Konkurs 
befindliche Geſellſchaft bis zur Beendigung des Konkurſes ihre Firma behalte 
und keine gleichlautende Firma eingetragen werden könne. Das Landgericht 
wies die Beſchwerde des Konkursverwalters zurück. Auch die weitere Be⸗ 
ſchwerde iſt zurückgewieſen worden: 

Nach § 60 Abſ. 1 Nr. 4 GmbHG. wird die Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftpflicht durch die Eröffnung des Konkursverfahrens aufgelöſt. Damit aber 
hört ſie als Rechtsperſönlichkeit nicht zu beſtehen auf. Veräußert ſie ihr Ge⸗ 
ſchäft nebſt der Firma, ſo begibt ſie ſich damit des Rechts zu deren Benutzung, 
ſodaß ſie zur Fortführung nicht mehr befugt iſt. Die Veräußerung ihrer 
Firma an ein anderes Rechtsſubjekt hätte alſo zur Folge, daß ſie firmenlos 
würde. Damit würde ſie aber zugleich völlig namenlos werden, da ſie im 
Gegenſatze zum Einzelkaufmann keinen anderen Namen beſitzt. Eine Gefellſchaft 
mit beſchränkter Haftung kann nicht firmenlos fein; dies würde 88 3, 4 GmbHG. 
widerſprechen. Sie iſt daher, wenn ſie ihre Firma veräußern will, gezwungen, 
ſich gleichzeitig eine neue Firma beizulegen; nur wenn ſie dies tut, kann ſie 
mit dem Geſchäfte die Firma veräußern; eine Veräußerung der Firma ohne 
gleichzeitige Annahme einer neuen Firma iſt rechtlich wirkungslos. 

Daraus folgt, daß der Erwerber des Geſchäfts ſich auf die ihm erteilte 
Einwilligung in die Fortführung der Firma der Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung nicht berufen kann, wenn die Geſellſchaft nicht eine andere Firma ange⸗ 
nommen hat. Die Vorausſetzungen des §S 22 HGB. hinſichtlich der Führung 
einer „abgeleiteten“ Firma liegen dann nicht vor. Da die Geſellſchaft mit 
beſchränkter Haftung S. & Co. bisher keine andere Firma angenommen hat, 
iſt die Eintragung des Firmenüberganges mit Recht abgelehnt worden. 


Sofortige Beſchwerde gegen eine Verfügung, durch welche die Eintragung 
eines Vereins in das Vereinsregiſter wegen des Zweckes des Vereins ab⸗ 
gelehnt wird. Zuſtändigkeit im Verfahren der weiteren Beſchwerde. 


S 60 Abſ. 2 BGB.; $ 28 366. 


Reichsgericht, IV. Zivilſenat, 14. Februar 1914. — Bd. 13 
S. 242. 


Der Vorſtand meldete den Rabatt⸗Sparverein in R. beim Amtsgericht 
zur Eintragung ins Vereinsregiſter an. Das Amtsgericht wies die Anmeldung 
zurück, weil der Hauptzweck des Vereins auf einen wirtſchaftlichen Geſchäfts⸗ 
betrieb gerichtet und deshalb die Eintragung nach den SS 21, 22 BGB. 
ausgeſchloſſen ſei. Die ſofortige Beſchwerde wurde als unbegründet zurück⸗ 
gewieſen. Gegen den im April 1912 zugeſtellten Beſchluß legte der Verein 
im Oktober 1913 weitere Beſchwerde ein. Das Bayriſche Oberſte Landesgericht 
hat die weitere Beſchwerde nach §S 28 Abſ. 2 FGG. dem Reichsgericht zur 
Entſcheidung vorgelegt. 

Das Oberſte Landesgericht möchte die weitere Beſchwerde ſowohl für zu⸗ 
läſſig als für begründet erachten. 

Die Ausführungen des Oberſten Landesgerichts haben dem Reichsgerichte 
Veranlaſſung gegeben, ſeine in den Beſchlüſſen vom 1. November 1900 
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(47, 386) und 6. Juli 1903 (JW. 03, 113) ausgeſprochene Rechtsanſicht 
einer umfaſſenden Nachprüfung zu unterziehen. Dieſe hat zu dem Ergebniſſe 
geführt, daß überwiegende Gründe doch für die Beibehaltung ſeiner Auffaſſung 
ſprechen. 

Neben der in dem Beſchluſſe vom 1. November 1900 beſonders be⸗ 
tonten, auch vom Oberſten Landesgericht als bedenklich bezeichneten Zwie⸗ 
ſpältigkeit des Rechtsmittels, die ſich ergeben würde, wenn je nach dem Grunde 
der Zurückweiſung einer Anmeldung die ſofortige Beſchwerde nach den Vor⸗ 
ſchriften der Zivilprozeßordnung oder die einfache unbefriſtete Beſchwerde nach 
den Vorſchriften des Geſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit gegeben wäre, kommt vor allem in Betracht, daß kein durchſchlagender 
Grund erſichtlich iſt, der den Geſetzgeber beim Erlaſſe des. Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs beſtimmt haben könnte, die Fälle der Zurückweiſung wegen Fehlens der 
Erforderniſſe der 88 56 bis 59 und wegen eines Mangels der hier in Rede 
ſtehenden Art verſchieden zu ordnen. Im Gegenteil. In der Kommiſſion für 
die 2. Leſung des Entw. des BGB. war (Prot. 1, 570/71) ein Antrag 
geſtellt worden, der bezweckte, die jetzt im 8 73 Abſ. 1 Satz 2 und 3 ſowie 
im § 73 Abſ. 2 BGB. enthaltenen Vorſchriften des damaligen $ 575 zu 
ſtreichen und die Anfechtung der ein Eintragungsgeſuch zurückweiſenden Be⸗ 
ſchlüſſe erſt in dem damals in Ausſicht genommenen FGG. zu regeln. Die 
Mehrheit der Kommiſſion hielt es jedoch für erforderlich, die im Entw. des 
BGB. aufgenommenen Beſtimmungen „wenigſtens vorerſt“ darin zu belaſſen, 
und ſpäter (Prot. 6, 117) wurde dann auch aus dem damaligen $ 54 
die jetzt im § 60 Abſ. 2 BGB. enthaltene Vorſchrift beigefügt. Es iſt, 
worauf ſchon Nöldeke (3BlF G. 1, 647 ff., 649) hingewieſen hat, nahezu 
ausgeſchloſſen, daß die Kommiſſion zwar Wert darauf gelegt hätte, bei Zurück⸗ 
weiſung einer Anmeldung wegen Fehlens der Erforderniſſe der SS 56 bis 59 
ein Rechtsmittel zu gewähren und die Art der Anfechtung klarzuſtellen, daß 
ſie aber in dieſer Beziehung für die weit wichtigeren Fälle einer Zurückweiſung 
wegen des wirtſchaſtlichen Zweckes des Vereins alles dem ungewiſſen Schickſale 
des noch nicht einmal in den Grundzügen ausgearbeiteten FGG. hätte über⸗ 
laſſen wollen. Nach der damaligen Lage der Sache ſollte ſich vielmehr die 
im jetzigen § 60 getroffene Regelung ſicherlich auf alle Fälle der Zurückweiſung 
einer Anmeldung erſtrecken. Bei dieſer „wenigſtens vorerſt“ getroffenen 
Regelung iſt es dann ſpäter geblieben. Dabei war man ſich, wie ſchon ein 
Blick in den Bericht der Reichstagskommiſſion zu den §§ 57 bis 60 (Gutten⸗ 
tagſche Ausgabe S. 16) und auf den in der Sitzung des Reichstags vom 


19. Juni 1896 abgelehnten Abänderungsantrag Ancker u. Gen. (Nr. 468 


der Druckſachen) ergibt, deſſen ſehr wohl bewußt, daß das Amtsgericht eine 
Anmeldung nicht bloß, wenn den Erforderniſſen der jetzigen SS 56 bis 59 
nicht genügt iſt, ſondern auch aus anderen Gründen und insbeſondere gerade 
dann zurückweiſen kann, wenn der Zweck des Vereins auf einen wirtſchaftlichen 
Geſchäftsbetrieb gerichtet iſt. Auch das am 17. Mai 1898 vollzogene FGG. 
hat es bei $ 60 BGB. belaſſen. In der dem Entwurfe zu dieſem Reichs⸗ 
geſetze beigegebenen Denkſchrift iſt (S. 83, Mugdan, Materialien, Bd. 7 S. 78) 
zu dem Abſchnitt über die Vereinsſachen ausdrücklich bemerkt, für einzelne Fälle 
habe bereits das BGB. (§8 60, 73) das Beſchwerdeverfahren durch Ber: 
weiſung auf die ZPO. geregelt, dieſe beſonderen Beſtimmungen würden ſelbſt⸗ 
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verſtändlich durch die in den SS 18 bis 27 des Entwurfs getroffenen all⸗ 
gemeinen Beſtimmungen über das Beſchwerdeverfahren nicht berührt. 

Muß hiernach an der Auffaſſung des Reichsgerichts feſtgehalten werden, 
ſo iſt doch damit die Entſcheidung noch nicht ohne weiteres gegeben. Das 
Oberſte Landesgericht hat die weitere Beſchwerde dem Reichsgericht auf Grund 
des § 28 Abſ. 1 FGG. vorgelegt. Sit aber auf dieſe Beſchwerde 8 60 
Abſ. 2 BGB. anzuwenden und folgt fie deshalb den Vorſchriften der ZPO., jo 
fragt ſich, ob das Reichsgericht zum Erlaß einer Entſcheidung überhaupt zuſtändig 
iſt. Auf dieſe Frage der Anwendbarkeit des § 28 und damit zugleich des 
§ 199 366. auch auf die Fälle des § 60 BGB. iſt das Reichsgericht in 
ſeinen früheren Beſchlüſſen nicht näher eingegangen. Die Frage iſt in der 
Rechtslehre ſtreitig. Das Kammergericht und bisher auch das Baydbe G. haben 
fie ſtets bejaht. Das Obe G. äußert jetzt aber Bedenken. Es meint, die SS 28, 
199 FGG. hätten nach Entſtehung, Faſſung und Zuſammenhang nur die 
weitere Beſchwerde des FGG. im Auge, und verweiſt auf die Bemerkung im 
Entwurfe zu der dieſem Geſetze beigegebenen Denkſchrift. Zuzugeben iſt dem 
Obs G., daß feine Bedenken gewichtig find, durchſchlagend find fie aber nicht. 

Die Anſicht, daß die 88 28, 199 FGG. auch in den Fällen der 
SS 60, 73 BGB. gelten, hat das Kammergericht in ſeinen Entſcheidungen 
(a. a. O.) eingehend begründet. Im Ergebniſſe muß dem zugeſtimmt werden. 
Ueberwiegende Gründe ſprechen in der Tat dafür, daß das FGG. die SS 28, 
199 auf alle weiteren Beſchwerden in Sachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit, 
auch auf die nach den §88 60, 73 BGB. den Vorſchriften der ZPO. folgenden, 
angewandt wiſſen will. Auffallend iſt allerdings, daß die Stelle in der Denk⸗ 
ſchrift zum Entw. des FGG. unter den allgemeinen Beſtimmungen über das 
Beſchwerdeverfahren, durch die für die Fälle der SS 60, 73 BGB. die durch 
Verweiſung auf die ZPO. gegebenen beſonderen Vorſchriften „ſelbſtverſtändlich“ 
nicht berührt würden, gerade auch den dem § 28 FGG. entſprechenden $ 27 
des Entwurfs nennt. Entſcheidende Bedeutung kann dem indeſſen nicht bei⸗ 
gemeſſen werden. Die Bemerkung iſt zwar im allgemeinen richtig, kann jedoch, 
da ſie im Geſetze ſelbſt keinen Ausdruck gefunden hat, nicht ohne weiteres auch 
im einzelnen als maßgebend angeſehen werden. 

Sind aber die SS 28, 199 FGG. auch bei SS 60, 73 BGB. an⸗ 
wendbar, ſo kann die Entſcheidung nur auf Verwerfung der weiteren Beſchwerde 
lauten. Die weitere Beſchwerde iſt unzuläſſig, weil ſie nicht innerhalb der 
geſetzlichen Friſt eingelegt iſt (§8 577 Abſ. 2 ZPO.) und auch die mit der 
amtsgerichtlichen völlig, ſogar in der Begründung, übereinſtimmende land⸗ 
gerichtliche Entſcheidung keinen neuen ſelbſtändigen Beſchwerdegrund enthält 
($ 568 Abſ. 2 3 PD.). 


Unzuläſſigkeit einer Zwiſchenverfügung, wenn der Eintragungsantrag nur 
die Wahrung des Vorrangs vor anderen Beteiligten bezweckt und der 
Antragſteller den Mangel ſeines Antrags kannte. 


§ 18 GB. 
Oberlandesgericht Darmſtadt, 13. September 1913. — Bd. 13 S. 246. 


Durch einen am 27. November 1912 beim Grundbuchamt in W. ein⸗ 
gegangenen Schriftſatz beantragte Rechtsanwalt L. in N. namens des Kauf⸗ 
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manns Adolf Kr. wegen einer dieſem gegen die Witwe Kü. zuſtehenden voll: 
ſtreckbaren Wechſelforderung von 800 M. nebſt 6 Prozent Zinſen ſeit 31. 
Oktober 1912, 18,20 M. Wechſelunkoſten und Koſten im Anſchlage von 
100 M. die Eintragung einer Sicherungshypothek „an nächſt offener Stelle“. 
Das Grundſtück war nicht näher bezeichnet, im Schriftſatze ſtand nur: „Nun 
beſitzt Witwe Kü., wie ſich aus dem hiermit in bezug genommenen Grund⸗ 
buche des Amtsgerichts W. ergibt, ein Grundſtück, welches ich als Pfand 
bezeichne.“ 

Da die Witwe Kü., die mit ihrem Sohne in fortgeſetzter Gütergemeinſchaft 
lebt, drei Grundbuchblätter mit 14, 12 und 2 Grundſtücken beſaß, eröffnete 
das Amtsgericht dem Antragſteller, er möge, falls er nicht die Belaſtung eines 
Grundſtücks mit der beantragten Sicherungshypothek wolle, nach § 867 
Abſ. 2 ZPO. verfahren und ſetzte ihm hierzu ſowie zur Erklärung, ob die 
Koſten gleichfalls und wie im einzelnen verteilt werden ſollten, eine Friſt zur 
Behebung des Anſtandes. Nachdem der Antragſteller innerhalb der geſetzten 
Friſt eine Verteilung nach 8 867 Abſ. 2 3PO. vorgenommen hatte, wurde 
die Eintragung der Sicherungshypothek am 17. Dezember 1912 verfügt und 
zwar mit Rang vom 29. November 1912. 


Inzwiſchen hatte nämlich der Beſchwerdeführer Kl. durch einen am 
29. November beim Amtsgerichte W. eingelaufenen Schriftſatz die Zwangs⸗ 
verſteigerung der in Rede ſtehenden Grundſtücke beantragt; die Verſteigerungs⸗ 
verfügung erging am 29. November 1912. Das Amtsgericht hatte darum 
wegen des erſten Antrags nach 8 18 Abf. 2 GBO. von Amts wegen eine 
Vormerkung verfügt und am 29. November 1912 im Grundbuch eingetragen: 
„Vorgemerkt von Amts wegen der Anſpruch des Kaufmanns Adolf Kr. aus 
N. auf Eintragung ſeiner Sicherungshypothek für eine Forderung laut Urteil 
des Landgerichts zu D. vom 19. November 1912 in Höhe von 800 M. 
Hauptgeld nebſt 6 Prozent Zinſen ſeit 3 1. Oktober 1912, 18,20 M. Wechſel⸗ 
unkoſten ſowie 100 M. veranſchlagter Koſten.“ Im Laufe des Sommers 1913 
wurden die Grundſtücke zwangsweiſe verſteigert. Am 29. Mai 1913 be⸗ 
antragte Rechtsanwalt L. in S. namens des Kl., gegen die Vormerkung des 
Adolf Kr. auf Bl. 444, 445, 446 u. 1159 Gemarkung W. einen Wider⸗ 
ſpruch einzutragen oder die Vormerkung von Amts wegen zu löſchen. Das 
Amtsgericht hat dieſen Antrag als unbegründet abgelehnt, weil die Eintragung 
der Vormerkung nach $ 18 GBO. geboten geweſen ſei und ein Verſtoß gegen 
geſetzliche Beſtimmungen nicht vorliege, wies auch darauf hin, daß eine Vor⸗ 
merkung im Bl. 1159 nicht eingetragen ſei. Gegen dieſen Beſchluß erhob 
Kl. Beſchwerde mit dem Antrage, das Grundbuchamt anzuweiſen, die im 
Grundbuch eingetragene Vormerkung Bl. 444, 445 u. 446 zu löſchen. Das 
Landgericht hat die Beſchwerde als unbegründet zurückgewieſen. Gegen dieſe 
Entſcheidung richtet ſich die weitere Beſchwerde des Rechtsanwalts L. namens 
des Kl. 

Der weiteren Beſchwerde wurde ſtattgegeben: 


Die Eintragung einer Vormerkung unterliegt der Anfechtung mit der 
Beſchwerde, denn die Vormerkung fällt nicht unter die Eintragungen im Sinne 
des §S 71 GBO. (RIA. 4, 66). 
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Wenn der Antragſteller Adolf Kr. auch nicht auf Grund des § 883 BGB. 
die Eintragung einer Vormerkung fordern konnte, da § 866 ZPO. dem 
Gläubiger einer vollſtreckbaren Forderung keinen Anſpruch gegen den Schuldner 
auf Beſtellung einer Sicherungshypothek gewährt und die Eintragung einer 
Vormerkung zur Sicherung des Rechtes auf Eintragung einer Zwangshypothek 
deshalb als ausgeſchloſſen erachtet wird (RG. 60, 423), ſo war doch das 
Grundbuchamt berechtigt, von Amts wegen eine Vormerkung nach § 18 
Abi. 2 GBO. einzutragen, wenn der Erlaß einer Zwiſchen verfügung berechtigt 
war und wenn die ſonſtigen Vorausſetzungen des § 18 Abſ. 2 gegeben 
waren. Letzteres trifft aber hier zu, nachdem vor Erledigung des Antrags 
auf Eintragung einer Sicherungshypothek eine andere Eintragung beantragt 
war, durch die dasſelbe Recht betroffen wurde. Dieſer Auffaſſung ſteht auch 
nicht die Entſcheidung des Reichsgerichts 56, 10 ff. entgegen, wie ſich namentlich 
aus den Ausführungen S. 14 und 15 ergibt. Es beſteht darum kein An⸗ 
laß, nach § 79 Abſ. 2 GBO. eine Entſcheidung des Reichsgerichts herbei⸗ 
zuführen, da der erkennende Senat ſich nicht im Widerſpruche mit deſſen Rechts⸗ 
auffaſſung befindet. 

Die Frage iſt nur, ob der Erlaß einer Zwiſchenverfügung hier zuläſſig 
war. „Das Geſetz hat die Frage, ob wegen eines der beantragten Eintragung 
entgegenſtehenden Hinderniſſes der Antrag zurückzuweiſen oder dem Antragſteller 
eine angemeſſene Friſt zur Hebung des Hinderniſſes zu beſtimmen iſt, in das 
pflichtmäßige Ermeſſen des Grundbuchrichters geſtellt. Die Anwendung des 
Ermeſſens nach der letzteren Richtung ſtellt ſich nur dann als dem Sinne des 
Geſetzes, beantragten Eintragungen, die an einem leicht zu behebenden Mangel 
der Begründung leiden, zur Vermeidung unnötiger Koſten durch den Erlaß 
einer Zwiſchenverſügung den Rang zu wahren, widerſprechend dar, wenn der 
Mangel erſt nach längerer Zeit zu beſeitigen iſt, oder wenn der Antragſteller 
in der unlauteren Abſicht, ſich vor anderen Prätendenten den beſſeren Rang 
zu ſichern, trotz Kenntnis des Mangels ſeinen Antrag verfrüht geſtellt hat“ 
(RIA. 11, 230 ff.). 

Beim Mangel der Verteilung nach S 867 Abi. 2 ZPO. iſt eine 
Zwiſchenverfügung nicht am Platze und ihr Erlaß nicht berechtigt, wenn Tat⸗ 
ſachen vorliegen, welche die Annahme rechtfertigen, daß der Antragſteller mit 
ſeinem unvollſtändigen Antrage lediglich den Vorrang vor anderen zu erreichen 
ſuchte, obgleich er den Mangel ſeines Antrags kannte. Ob dieſe Voraus⸗ 
ſetzungen vorliegen, iſt eine Tatfrage und der Nachprüfung des Richters der 
weiteren Beſchwerde entzogen. Aber damit, daß $ 18 GB. in erſter Linie 
das pflichtmäßige Ermeſſen des Richters maßgebend ſein läßt, ob Zurückweiſung 
des Antrags oder ob eine Zwiſchenverfügung am Platze iſt, iſt nicht geſagt, 
daß dies Ermeſſen ihn der Prüfungspflicht enthebe, denn dieſe Prüfung iſt 
vom Geſetze vorgeſchrieben. Prüft der Richter alſo nicht, ſo verſtößt er damit 
gegen das Geſetz. Nun hat hier der Beſchwerdeführer bereits in ſeiner erſten 
Beſchwerde darauf hingewieſen, daß Rechtsanwalt L. namens des Adolf Kr. 
mit ſeinem unvollſtändigen Antrage nur den Vorrang vor anderen Gläubigern 
erſtrebt habe. Der Beſchluß des Landgerichts läßt indes nicht — auch nicht 
im letzten Teile ſeiner Begründung — erkennen, ob es dieſe Frage geprüft 
hat. Er beruht deshalb auf einer Verletzung des Geſetzes. 
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Notwendigkeit der Zuſtimmung der anteilsberechtigten Abkömmlinge zu der 
Erklärung des überlebenden Ehegatten, durch die der Zinsfuß einer anf 
einem Geſamtgutsgrundſtücke laſtenden Hypothek erhöht wird. 


88 1445, 1487 BOB. 


Oberſtes Landesgericht München, 3. Oktober 1913. — Bd. 13 
S. 249. 


Die Zimmermeiſterswitwe Babette W., welche mit ihrem Manne Chriſtoph 
W. in allgemeiner Gütergemeinſchaft lebte, hat nach deſſen Tod im Mai 1903 
mit ihren Kindern die Gütergemeinſchaft fortgeſetzt. Zum Geſamtgute der 
fortgeſetzten Gütergemeinſchaft gehört das Anweſen Hausnummer 16. Darauf 
iſt im Grundbuche ſeit dem 12. Januar 1899 zugunſten der B. ſchen Boden⸗ 
kreditanſtalt in W. ein Darlehen von 69 000 M. nebſt 4 Proz. Zinſen 
hypothekariſch verſichert. Durch die notariellen Urkunden vom 6. und 12. Juni 
1913 vereinbarten die Witwe Babette W. und die B. ſche Bodenkreditanſtalt, 
daß das Kapital vom 1. April 1913 ab zu 4½ Proz. verzinslich, die Zinſen 
in vierteljährlichen Raten zu entrichten ſein ſollen, daß, wenn Zins⸗ oder 
Kapitalsbeträge oder ſonſtige Zahlungen über zwei Wochen rückſtändig bleiben, 
der Zinsfuß ſich auf 5 Proz. erhöhen ſoll und 5000 M. in vierteljährlichen 
Raten vom 1. Juli 1913 bis 1. Juli 1917 getilgt werden ſollen. Ferner 
war beſtimmt, daß die Witwe W.. ſich hinſichtlich aller übernommenen Zah⸗ 
lungsbeſtimmungen ſowohl perſönlich als in Anſehung der Hypothek auch in 
der Weiſe der ſofortigen Zwangsvollſtreckung unterwirft, daß die Zwangs⸗ 
vollſtreckung aus der Urkunde gegen den jeweiligen Eigentümer des ver⸗ 
pfändeten Grundſtücks zuläſſig ſein ſoll. Schließlich wurde noch vereinbart, 
daß die Witwe die Eintragung aller Beſtimmungen ins Grundbuch bewilligt 
und beantragt. 


Auf Vorlage dieſer Urkunden lehnte das Grundbuchamt die Eintragung 
ab, weil die Zinserhöhung und die dingliche Unterwerfungsklauſel Verfügungen 
über das verpfändete Grundſtück enthalten, zu denen der überlebende Ehegatte 
der Einwilligung der anteilsberechtigten Abkömmlinge bedürfe und weil dieſe 
Einwilligung nicht erklärt ſei. 


Die Beſchwerde der Witwe W. wies das Landgericht zurück, ebenſo iſt 
die weitere Beſchwerde zurückgewieſen worden. 


Nach § 1445 mit § 1487 BGB. bedarf der überlebende Ehegatte zur 
Verfügung über ein zum Geſamtgute der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft ge⸗ 
hörendes Grundſtück der Einwilligung der anteilsberechtigten Abkömmlinge. 


Unter einer Verfügung verſteht das Bürgerliche Geſetzbuch ein Rechts⸗ 
geſchäft, durch das unmittelbar ein Recht übertragen, belaſtet, geändert oder 
aufgehoben wird. Die Erhöhung des Zinsſatzes einer auf einem Geſamt⸗ 
gutsgrundſtücke ruhenden Hypothekenforderung iſt eine Verfügung über das 
Grundſtück. Denn durch die Erhöhung wird die Haftung des Grundſtücks 
für die Hypothek erweitert. Der Zinsſatz fol um ½, unter Umſtänden 
ſogar um 1 Proz. erhöht werden. Die Zinserhöhung um ½ Proz. beträgt 
jährlich 345 M. Um dieſen Betrag wird das Grundſtück höher als bisher, 
alſo neu belaſtet. 
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Ob die Erhöhung des Zinsſatzes zu den Aufgaben der laufenden Ver⸗ 
waltung gehört, iſt für die Frage gleichgültig, ob die Einwilligung der anteils⸗ 
berechtigten Abkömmlinge erforderlich iſt. Dafür kommt es nur darauf an, 
ob das Rechtsgeſchäft eine Verfügung enthält. Trifft dies zu, ſo iſt die 
Zuſtimmung erforderlich, auch wenn ſich das Rechtsgeſchäft im Rahmen der 
laufenden Verwaltung bewegt. 

In der Rechtslehre wird denn auch, ſoviel erſichtlich, einſtimmig die 
Meinung vertreten, daß die Erhöhung des Zinsſatzes der Zuſtimmung der 
Frau, ſonſt der anteilsberechtigten Abkömmlinge bedarf. 

Ob die Unterwerfung unter die ſofortige Zwangsvollſtreckung, die in 
Anſehung einer auf einem Geſamtgutsgrundſtücke ruhenden Hypothek erklärt 
wird, eine Verfügung über das Grundſtück enthält, iſt in der Rechtslehre und 
Rechtſprechung beſtritten. 

Es handelt ſich bei der Unterwerfung um eine Erweiterung oder — 
beſſer — Vereinfachung der Zwangsvollſtreckung. Dadurch wird indeſſen 
nicht die Zuſtimmung der Frau erforderlich. 

Hiernach entſpricht der angefochtene Beſchluß allerdings nicht bezüglich 
der Unterwerſung unter die Zwangsvollſtreckung, wohl aber bezuglich der 
Zinserhöhung dem Geſetze. Da die Urkunde indeſſen nur einheitlich vollzogen 
werden kann, iſt die weitere Beſchwerde unbegründet. 


Verfügungsbefugnis des Teſtamentsvollſtreckers über Nachlaßhypotheken beim 
Vorhandenſein von Nacherben. 


| 8 2205 BGB. 
Kammergericht Berlin, 23. Oktober 1913. — Bd. 13 S. 252. 


Im Grundbuche ſtehen 9600 M. Hypothek für den im Jahre 1903. 
verſtorbenen Renter T. eingetragen. Nach dem Zeugniſſe des Nachlaßgerichts 
it der Kaufmann M. zu feinem Teſtamentsvollſtrecker mit den geſetzlichen 
Befugniſſen eines ſolchen ernannt. In notarieller Verhandlung hat dieſer 
die Hypothek an den Rentner G. abgetreten und die Eintragung der Ab⸗ 
tretung beantragt. Das Grundbuchamt hat hierin eine Verfügung der im 
Teſtament eingeſetzten Vorerben geſehen und den Nachweis der Zuſtimmung 
der Nacherben oder den der Wirkſamkeit der Verfügung dieſen gegenüber ge⸗ 
fordert, falls nicht vorgezogen werde, die vorgängige Eintragung der Vorerben 
unter gleichzeitigem Vermerk der Nacherben herbeizuführen. Nach $ 2222 
BOB. könne zwar derſelbe Teſtamentsvollſtrecker gleichzeitig für Erben und 
Nacherben berufen werden; eine dahin gehende Abſicht des Erblaſſers ſei aber 
im Zweifel nicht zu vermuten. Das Teſtament ergebe auch keinen Anhalt 
dafür. Das Grundbuchamt hat darum den Eintragungsantrag zurückgewieſen. 
Die Beſchwerde des Teſtamentsvollſtreckers war ohne Erfolg. Das Land⸗ 
gericht meinte, die Befugniſſe des Teſtamentsvollſtreckers fänden ihre Grenze an 
den Befugniſſen des Erben ſelbſt, den er vertrete, und die Einſetzung eines 
Nacherben binde den Teſtamentsvollſtrecker in gleicher Weiſe wie den Erben. 

Der weiteren Beſchwerde wurde ſtattgegeben: In den letztwilligen Ver⸗ 
fügungen ſind Nacherben eingeſetzt. Falls beim Vorhandenſein von Vorerben 
und Nacherben die Abtretung einer Hypothek des Erblaſſers ohne vorherige 
Eintragung von Vorerben und Nacherben im Grundbuch eingetragen werden 
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ſoll, iſt an ſich nachzuweiſen, daß die Nacherben zugeſtimmt haben oder die 
Verfügung ihnen gegenüber wirkſam iſt. RNechtsirrtümlich iſt es aber, wenn 
dieſer Nachweis auch beim Vorhandenſein einer den Vorſchriften des BGB. 
unterſtehenden Teſtamentsvollſtreckung erfordert wird. Zwar ſind die letzt⸗ 
willigen Verfügungen, welche hier in Frage kommen, bereits vor 1900 er⸗ 
richtet. Der Erblaſſer iſt aber erſt 1903 verſtorben und die angeordnete 
Teſtamentsvollſtreckung unterliegt, ſoweit der Umfang der Befugniſſe des 
Teſtamentsvollſtreckers in Frage kommt und nicht beſondere Beſtimmungen 
des Erblaſſers eingreiſen, den Vorſchriften des BGB. Nach dem BGB. iſt 
aber der Teſtamentsvollſtrecker weder Vertreter des Vorerben noch des Nach⸗ 
erben noch auch des Erben überhaupt. Er nimmt vielmehr eine ſelbſtändige 
Rechtsſtellung zwecks Durchführung des letzten Willens des Erblaſſers ein, 
vermöge deren er gewiſſe, dem Erben entzogene Machtbefugniſſe kraft eigenen 
Rechts, wenn auch in fremdem Intereſſe, auszuüben hat. Dahin hat das 
Kammergericht die Rechtsſtellung des Teſtamentsvollſtreckers in Uebereinſtimmung 
mit dem Reichsgerichte ſtändig ausgelegt. An den in den SS 2203 ff. BGB. 
geregelten geſetzlichen Rechten und Pflichten des Teſtamentsvollſtreckers kann 
ſich deshalb dadurch, daß ihm ſtatt eines unbeſchränkten Erben Vorerbe und 
Nacherbe gegenüberſtehen, nichts ändern. Auch das hat das Kammergericht 
in ſeinem Beſchluſſe vom 25. November 1912 (KGJ. 44 A, 87) aus⸗ 
geſprochen. Daran iſt feſtzuhalten. Es iſt alſo unrichtig, wenn das Land⸗ 
gericht meint, der Teſtamentsvollſtrecker könne nicht mehr Rechte haben, als 
der Erbe ſelbſt — gemeint iſt der Vorerbe — ohne Einſetzung eines 
Teſtamentsvollſtreckers haben würde. Die Beſchränkungen der 88 2113, 2114 
gelten lediglich im Verhältniſſe des Vorerben gegenüber dem Nacherben, nicht 
aber des Teſtamentsvollſtreckers gegenüber dem Nacherben. Etwas Gegen⸗ 
teiliges kann auch nicht aus dem $ 2222 BGB. gefolgert werden. Dieſer 
behandelt lediglich, wie auch S 2223 BGB., eine beſondere Abart des 
Teſtamentsvollſtreckers, hält für zuläſſig einen zur Ausübung der Rechte und 
Erfüllung der Pflichten des Nacherben bis zum Eintritt einer angeordneten 
Nacherbfolge berufenen Teſtamentsvollſtrecker, der danach in gewiſſen Fällen zum 
Erſatz einer Pflegſchaft beſtimmt iſt. Irgendwelche Schlüſſe auf die Stellung 
eines gewöhnlichen Teſtamentsvollſtreckers zum Nacherben im Falle des Fehlens 
eines ſolchen Spezialvollſtreckers ſind demnach nicht zuläſſig. Im gewöhnlichen 
Falle würde eine Beſchränkung des Teſtamentsvollſtreckers auch dem Zwecke 
und der Abſicht des Erblaſſers entgegenſtehen, der den Teſtamentsvollſtrecker 
gerade aus beſonderem Vertrauen und zur unparteiiſchen, von den Sonder⸗ 
intereſſen der Beteiligten tunlichſt losgelöſten Ausführung ſeines letzten Willens 
und Durchführung der dazu erforderlichen Maßnahmen einſetzt. 


Bildung eines neuen Grundſchuldbriefs als Vorausſetzung für die Ab⸗ 
tretung einer Grundſchuld, wenn der urſprüngliche Brief durch Ausſchluß⸗ 
urteil für kraftlos erklärt iſt. 


SS 1154, 1162, 1192 BGB.; § 42 GBO. 
Kammergericht Berlin, 20. November 1913. — Bd. 13 S. 255. 


Der Renter H. beantragte beim Grundbuchamt, a) die Briefgrundſchuld 
von 20 000 M. auf ihn umzuſchreiben und b) einen neuen Grundſchuldbrief 
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für ihn herzuſtellen. Er reichte dabei ein Ausſchlußurteil über den alten 
Brief ein, das ihm vom Konkursverwalter der bisherigen Gläubigerin über⸗ 
geben worden war. Das Grundbuchamt lehnte den Antrag b ab; die Be⸗ 
ſchwerde gegen den Beſchluß und die weitere Beſchwerde find zurückgewieſen 
worden. 

Nach § 67 EBD. iſt „einem Antrage des Berechtigten auf Erteilung 
eines neuen Briefes ſtattzugeben, wenn der bisherige Brief oder in den 
Fällen der SS 1162, 1170, 1171 BGB. das Ausſchlußurteil vorgelegt 
wird“. Das Landgericht hat angenommen, daß der Beſchwerdeführer nicht 
„Berechtigter“ ſei, und hierin liegt kein Rechtsirrtum. Der Beſchwerdeführer 
iſt irrig der Anſicht, daß er die Grundſchuld außerhalb des Grundbuchs er⸗ 
worben habe. Zur Abtretung einer Briefgrundſchuld iſt nach $ 1154 Abſ. 1 
Satz 1 in Verb. mit $ 1192 Abſ. 1 BGB. die Abtretungserklärung in 
ſchriſtlicher Form und die Uebergabe des Grundſchuldbriefs erforderlich. Die 
ſchriftliche Abtretungserklärung liegt in der vom § 29 GBO. vorgeſchriebenen 
Form vor. Dagegen hat keine Uebergabe des Grundſchuldbriefs ſtattgefunden. 
Aus der Verweiſung des § 1154 I, S. 1 auf §S 1117 BGB. folgt, daß 
körperliche Uebergabe nicht durchaus notwendig iſt, es ſtehen vielmehr vier 
Erſatzmittel zur Verfügung: 1) die ſogenannte brevi manu traditio ($ 929 
Satz 2 BGB), 2) das ſogenannte Beſtitzkonſtitut (8 930 BGB.), 3) die 
Abtretung des Herausgabeanſpruchs (§ 931 BGB.), 4) die Vereinbarung. 
daß der Erwerber berechtigt ſein ſoll, ſich den Brief von dem Grundbuchamt 
aushändigen zu laſſen ($ 1117 Abſ. 2 BGB.). Die Fälle 1 und 2 kommen 
hier nicht in Betracht, weil bei der Abtretung der Grundſchuld weder die 
frühere Gläubigerin noch der Beſchwerdeführer H. im Beſitze des Grundſchuld⸗ 
briefs waren. Ebenſowenig kommt Fall 4 in Frage, weil für eine Verein⸗ 
barung nach §S 1117 Abſ. 2 BGB. nichts vorliegt. Ob etwa in der Ab: 
tretungserklärung, weil das perſönliche Zurückbehaltungsrecht der bisherigen 
Gläubigerin erwähnt wird und der Zuſatz „mit allen Nebenrechten“ gemacht 
wird, die Abtretung des Anſpruchs auf Herausgabe des Grundſchuldbriefs im 
Sinne des § 931 BGB. (Fall 3) liegen könnte und ob für dieſen Fall 
nach §S 1018 Abi. 1 ZPO. das Ausſchlußurteil an die Stelle des Grund⸗ 
ſchuldbriefs mit der Wirkung zu treten hätte, daß das Ausſchlußurteil als 
dem Beſchwerdeführer übergeben gilt, kann unentſchieden bleiben, denn dieſe 
Uebergabe des Ausſchlußurteils wäre nicht geeignet, die im § 1154 Abſ. 1 
Satz 1, 8 1192 Abſ. 1 BGB. vorgeſchriebene Uebergabe des zur Zeit der 
Abtretung nicht mehr vorhandenen Grundſchuldbriefs zu erſetzen. 

Der 1. Entwurf, deſſen $ 1123 Abſ. 1 dem $ 1162 BGB. ent⸗ 
ſpricht, beſtimmte im Abſ. 2: „Nach Erlaſſung des Ausſchlußurteils iſt dem 
Gläubiger auf deſſen Antrag ein neuer Hyppothekenbrief zu erteilen. Vor 
deſſen Erteilung kann das Recht aus der Hypothek von dem Gläubiger nicht 
geltend gemacht werden.“ Von der zweiten Kommiſſion wurde der Satz 2 
des Abſ. 2 des § 1123 Entw. geſtrichen. Die Protokolle bemerken hierzu: 
„Die Erörterung ergab Einverſtändnis darüber, daß im Falle der Ueber⸗ 
tragung oder Belaſtung der Hypothek ein neuer Hypothekenbrief vorgelegt 
werden müſſe, daß dagegen im übrigen, insbeſondere zur Löſchung der Hypothek, 
die Vorlegung des Ausſchlußurteils als genügend anzuſehen ſei. In letzterer 
Hinſicht erachtete man aber den § 850 ZPO. (§ 1018 Abf. 1 jetziger 
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Faſſung) für genügend.“ —Dieſe Entſtehungsgeſchichte ergibt, daß trotz Weg⸗ 
laſſung des $ 1123 II, S. 2 des 1. Entwurfs keine fachliche Aenderung, 
jedenfalls für den Fall der Abtretung der Hypothek und ſomit auch der 
Grundſchuld gewollt iſt. Demgemäß wird auch, ſoweit erſichtlich iſt, überall 
in der Rechtslehre mit Recht angenommen, daß zur Abtretung der Brief⸗ 
hypothek (Brieſgrundſchuld) neben der ſchriftlichen Abtretungserklärung die 
Uebergabe des Ausſchlußurteils nicht genügt, daß vielmehr zunächſt ein neuer 
Brief gebildet und dieſer dem Erwerber übergeben werden muß. Hiermit 
steht auch 8 42 Abſ. 2 GBO. im Einklange, wonach die Vorlegung des 
Ausſchlußurteils nur genügt, wenn die Erteilung des Briefes nachträglich 
ausgeſchloſſen oder die Hypothek (Grundſchuld) gelöſcht werden ſoll, während 
es in anderen Fällen der Vorlegung des Briefes nur gleichſteht, wenn auf 
Grund des Ausſchlußurteils die Erteilung eines neuen Briefes beantragt wird. 

Hieraus hat der Beſchwerdeführer die Grundſchuld nicht außerhalb des 
Grundbuchs erworben und iſt auch nicht „Berechtigten“ im Sinne des 
§ 67 GBO. 


Forderungsauswechslung bei einer Höchſthypothek. Zur Anslegung des 
Begriffes „andere Forderung“. Notwendigkeit der Zuſtimmung des Be⸗ 
ſtellers der Hypothek. 


88 1180, 1190 BGB.; § 19 680. 
Kammergericht Berlin, 13. Dezember 1913. — Bd. 13, S. 259. 


Im Grundbuche von .... iſt in Abt. III Nr. 4 eine Sicherungs⸗ 
hypothek zum Höchſtbetrage von 2500 M. eingetragen für die Spar⸗ und 
Darlehnskaſſe, E. G. m. u. H,, in B. zur Sicherung ihrer Anſprüche aus 
dem Kreditverhältnis mit dem damaligen Eigentümer L. Auf Grund der 
Auflaſſung vom 15. iſt am 19. Mai 1913 der Müller S. als Eigentümer 
eingetragen worden. 

In der Verhandlung vor dem Grundbuchamte vom 15. Mai erklärte S., 
er übernehme der Kaſſe gegenüber die Forderungen, die dieſe gegen den 
früheren Eigentümer L. aus dem Kreditverhältnis mit ihm erworben habe; er 
beſtimme, daß die Höchſtbetragshypothek von jetzt ab dienen ſolle als Sicherheit 
ſür die Forderungen, die der Kaſſe nun gegen ihn, S., zuſtehen. Er be⸗ 
antragte die Eintragung eines entſprechenden Vermerks im Grundbuche. Die 
mitanweſenden Vertreter der Kaſſe ſchloſſen ſich an. 

Das Grundbuchamt und das Landgericht wieſen den Antrag zurück. 
Das Kammergericht hat dieſe Beſchlüſſe aufgehoben: 

Der Antrag geht dahin, bei der Höchſthypothek einzutragen, daß ſie ſtatt 
für die in der Eintragungsbewilligung vom 23. November 1906 bezeichneten 
Forderungen der Sparkaſſe gegen L. für deren Forderungen gegen S. hafte. 
Es handelt ſich alſo um eine Aenderung des Inhalts der Hypothek in der 
beſonderen Geſtaltung der Forderungsauswechslung ($ 1180 BGB.). Daß 
§ 1180 BGB. auch auf die Höchſthypothek anzuwenden iſt, iſt vom Reichs⸗ 
gericht (60, 259) wie auch vom Kammergericht anerkannt (KGJ. 33 A, 269; 
RIA. 11, 240.) Ob jedoch hier das Sachverhältnis dem Tatbeſtand des 
$ 1180 BGB. völlig entſpricht, iſt nicht bedenkenfrei. Man könnte ſagen, 
daß nicht „an die Stelle“ der Forderungen gegen L. die Forderungen gegen 
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S. treten, daß vielmehr zu den gegen L. begründeten und im Wege der 
Schuldübernahme auf S. als Schuldner übergegangenen Forderungen noch 
die in der Perſon des S. ſelbſt entſtandenen Forderungen hinzukommen. In⸗ 
deſſen $ 1180 beruht auf Erwägungen der Nützlichkeit. Er ebnet den Be⸗ 
teiligten einen kurzen und einfachen Weg zu einem wirtſchaftlicheu Ziele, das 
ſie ohne eine ſolche Sonderbeſtimmung auf einem Umwege dennoch zu er: 
reichen in der Lage wären. Dieſen Zweck würde der $ 1180 BGB. nicht 
völlig erfüllen, wenn man ſeine Anwendbarkeit auf Tatbeſtände der vor⸗ 
liegenden Art beanſtanden wollte. Hätte die Sparkaſſe auf die Höchſthypothek 
verzichtet, ſo würde ſie der gegenwärtige Eigentümer S. als Eigentümer⸗ 
grundſchuld erworben haben, und er wäre in der Lage geweſen, ſie in eine 
Höchſthypothek für die Sparkaſſe zur Sicherung aller Anſprüche umzuwandeln. 
Das hätte zur Folge gehabt, daß die Höchſthypothek auch für die im Wege 
der Schuldübernahme von L. auf S. als Schuldner übergegangenen Forde⸗ 
rungen hafteten, d. h. ſie würde zum Teil dieſelbe Forderung ſichern, für die 
ſie früher (d. h. vor dem Verzichte) bereits einmal gehaftet hatte. Daß dies 
möglich iſt, hat der Senat in einem Falle des Perſonenwechſels auf der 
Gläubigerſeite angenommen (RIA. 7, 227). Verneinte man die Anwend⸗ 
barkeit des $ 1180 BGB., jo würde das die Beteiligten zu dem Umweg über 
SS 1168, 1198 BGB. nötigen, der ihnen durch § 1180 gerade erſpart 
werden ſoll. Danach iſt die Auslegung zuläſſig: Bei einer Höchſthypothek 
kann eine Forderungsauswechslung in der Art ſtattfinden, daß an die Stelle 
eines Forderungskreiſes ein anderer tritt. Daß eine zu dem alten Forderungs⸗ 
kreiſe gehörige Einzelforderung etwa infolge Schuldnerwechſels in den neuen 
Forderungskreis eingetreten iſt, ſteht dieſer Auswechslung nicht entgegen. 

Es entſteht die weitere Frage, ob für die beantragte Eintragung die 
Zuſtimmung des Beſtellers der Höchſthypothek nötig iſt, d. h. ob von der 
Eintragung ein Recht des Beſtellers betroffen wird (§ 19 GBD.). Dieſe Frage 
iſt aufzuwerfen mit Rückſicht auf den Grundſatz, daß die Höchſthypothek, ſoweit 
die Forderung nicht zur Entſtehung gelangt, nicht dem gegenwärtigen Eigen⸗ 
tümer, ſondern dem Beſteller als Eigentümergrundſchuld zuſteht; RG. 55, 217. 

Das Reichsgericht vertritt jetzt die Anſicht, daß die Höchſthypothek, wenn 
ſie für die dem Gläubiger gegen den Eigentümer künftig entſtehenden Forde⸗ 
rungen beſtellt iſt, zunächſt nach 8 1163 Abſ. 1, § 1177 Abſ. 1 BGB. 
als vorläufige durch Entſtehung der Forderungen auflöſend bedingte Grunde 
ſchuld dem Eigentümer zuſteht und vom Gläubiger erſt erlangt wird, wenn 
und ſoweit die Forderung zur Entſtehung gelangt (RG. 75, 246, 250); 
JW. 12, 402 Nr. 24). Dieſer Auffaſſung war nach nochmaliger Prüfung 
beizutreten. Nach §8 1113 Abſ. 1 BGB. gewährt die Hypothek dem In⸗ 
haber das Recht auf Befriedigung aus dem Grundſtücke wegen einer ihm zu⸗ 
ſtehenden Forderung. Das materielle Gläubigerrecht ſetzt alſo den Beſtand 
einer Forderung voraus. Hiervon macht auch $ 1113 Abſ. 2 keine Aus⸗ 
nahme, wenn er vorſchreibt, daß die Hypothek auch für eine künftige Forde⸗ 
rung beſtellt werden kann. Die Hypothek entſteht in einem ſolchen Falle 
zwar ſofort, ſie gebührt aber zunächſt dem Eigentümer und wird von dem 
Gläubiger erſt erworben mit der Entſtehung der Forderung (RG. 51, 43). 
Es beſteht, wie das Reichsgericht, 75, 245, 250, hervorhebt, in der 
Tat kein ausreichender Anlaß, die Höchſthypothek für eine künftige Forde⸗ 
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rung in ſofern anders zu behandeln als eine andere Hypothek für eine künftige 
Forderung. b 

Steht hiernach, was auch wirtſchaftlich nicht unbefriedigend erſcheint, der 
Höchſtbetrag für eine künftige Forderung zunächſt vorläufig und auflöſend be- 
dingt dem Beſteller der Höchſthypothek zu, ſo wird das Recht des Beſtellers 
durch die Eintragung der Forderungsauswechslung betroffen, ſofern nicht die 
nach $ 1190 Abſ. 1 S. 1 BGB. vorbehaltene Feſtſtellung ergeben haben 
ſollte, daß die pfandgeſicherten Forderungen der Gläubigerin gegen L. den 
eingetragenen Höchſtbetrag erreichen, die auflöſende Bedingung alſo für die 
ganze Hypothek eingetreten iſt. Solange ein ſolches Feſtſtellungsergebnis 
nicht grundbuchmäßig nachgewieſen iſt, kann daher die beantragte Eintragung 
nur mit Zuſtimmung 2.3, des Beſtellers der Höchſthypothek, erfolgen. 

Hiernach haben die Vorinſtanzen den Eintragungsantrag mit Recht be⸗ 
anſtandet. Ein Rechtsirrtum liegt in ihren Entſcheidungen aber inſofern, als 
fie den Antrag nicht zurückweiſen, ſondern nur eine Zwiſchenverfügung er⸗ 
laſſen durften ($ 18 GB.). 

Durch ſolche iſt den Antragſtellern aufzugeben, entweder nachzuweiſen, 
daß nach dem Ergebniſſe der vorbehaltenen Feſtſtellung die pfandgeſicherten 
Forderungen der Gläubigerin gegen L. den eingetragenen Höchſtbetrag erreicht 
haben, oder die Zuſtimmung des L. beizubringen. 

Das Grundbuchamt hat ferner auch den inzwiſchen eingetretenen Ver⸗ 
änderungen der Eigentumsverhältniſſe Rechnung zu tragen. Auf Grund der Auf⸗ 
laſſung vom 28. November 1913 iſt am 8. Dezember 1913 der Landwirt R. 
als Eigentümer ins Grundbuch eingetragen worden. Deshalb iſt nunmehr auch 
die Bewilligung des neuen Eigentümers R. erforderlich. Auch dieſe Bewilligung 
beizubringen, iſt den Antragſtellern durch Zwiſchenverſügung aufzugeben. 


Recht des Fiskus, mittels Beſchwerde die Eintragung eines Widerſpruchs 

von Amts wegen gegen die Richtigkeit des Grundbuchs zu beantragen. 

Fortgeſetzte Gütergemeinſchaft; Notwendigkeit, bei Eintragung der Erben 

des verſtorbenen Ehegatten den überlebenden, wenn er Miterbe iſt, als 
ſolchen beſonders aufzuführen. 


88 54, 71 680. 
Oberlandesgericht Colmar, 15. Dezember 1913. — Bd. 13 S. 263. 


Das Grundſtück ... gehörte zum Geſamtgute der in Gütergemeinſchaft 
lebenden Eheleute Sch. Nach dem Tode der Frau Sch. wurden als Eigen⸗ 
tümer in „Gemeinſchaft zur geſamten Hand (beendigte Gütergemeinſchaft)“ der 
überlebende Mann und in beſonderer Gruppe „die Erben“ der Frau ein⸗ 
getragen; unter den Erben der Frau war der überlebende Chegatte, der zu 
den Erben gehörte, verſehentlich nicht nochmals aufgeführt. 

Der Landesfiskus von Elſaß⸗Lothringen, vertreten durch das Miniſterium 
in Straßburg, dieſes durch den Oberſtaatsanwalt in Colmar, beantragte 
mittels Beſchwerde beim Landgerichte, das Grundbuchamt anzuweiſen, von 
Amts wegen bei dieſer Eintragung einen Widerſpruch zu vermerken: und 
zwar zugunſten des Ehemannes Sch. zur Erhaltung des Rechtes auf die 
Eintragung, daß er auch als Miterbe der Frau Sch. neben deren in der 
Eintragung bezeichneten Erben zu den Eigentümern des Grundſtücks gehört. 

8* 
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Das Landgericht wies die Beſchwerde ab. Der weiteren Beſchwerde hat 
das Oberlandesgericht ſtattgegeben: | 

Wenn das Grundbuchamt unter Verletzung geſetzlicher Vorſchriften eine 
Eintragung vorgenommen hat, durch die das Grundbuch unrichtig geworden 
iſt, ſo kann nach $ 71 Abſ. 3 GBO. durch Beſchwerde auch der Staat ver: 
langen, daß das Grundbuchamt angewieſen wird, nach 8 54 GBO. von 
Amts wegen einen Widerſpruch einzutragen. Allerdings dient die Eintragung 
des Widerſpruchs hier wie auch ſonſt in erſter Linie der Erhaltung des Rechtes, 

gegenüber welchem das Grundbuch unrichtig geworden iſt, indem ſie namentlich 
ausſchließt, daß zugunſten deſſen, der durch Rechtsgeſchäft ein entgegenſtehendes 
Recht erwirbt, der Inhalt des Grundbuchs als richtig gilt, wie es nach § 892 
BGB. ohne die Eintragung des Widerſpruchs der Fall wäre, es ſei denn, 
daß dem Erwerber die Unrichtigkeit bekannt iſt. 

In dem beſonderen Falle aber, in welchem das Grundbuch dadurch un⸗ 
richtig geworden iſt, daß das Grundbuchamt unter Verletzung geſetzlicher Vor⸗ 
ſchriften eine Eintragung vorgenommen hat, iſt zur Erhaltung des durch die 
Unrichtigkeit betroffenen Rechtes durch $ 54 GBO. die Eintragung eines 
Widerſpruchs von Amts wegen erſichtlich nicht ausſchließlich zum Schutze des 
Berechtigten, ſondern auch deshalb vorgeſchrieben, weil für den Schaden, 
welcher dem Berechtigten aus dem Eintritt der im $ 892 BGB. beſtimmten 
Rechtswirkung entſtehen kann, meiſt nach 8 12 GBO. dem Berechtigten der 
Staat und nach den allgemeinen Vorſchriften des bürgerlichen Rechts dem 
Staate ein Grundbuchbeamter haftbar ſein würde. Denn der Natur der 
Sache nach wird es nicht leicht vorkommen, daß unter Verletzung geſetzlicher 
Vorſchriften von dem Grundbuchamt eine Eintragung vorgenommen wird, ohne 
daß zugleich hierdurch von einem Grundbuchbeamten vorſätzlich oder fahrläſſig 
die ihm obliegende Amtspflicht verletzt wird. Die ausdrückliche Beſtimmung 
des Geſetzes, daß im Wege der Beſchwerde an die dem Grundbuchamt im 
Rechtsmittelzuge vorgeſetzten Gerichte auch zur Entſcheidung gebracht werden 
kann, ob nach $ 54 GBO. von Amts wegen ein Widerſpruch einzutragen 
iſt, läßt demnach auch deutlich erkennen, daß die Beſchreitung dieſes Weges 
nicht nur dem durch die Unrichtigkeit des Grundbuchs betroffenen Berechtigten, 
ſondern allen denen offen ſtehen ſoll, zu deren Schutze dem Grundbuchamt im 
§ 54 die Pflicht zur Eintragung eines Widerſpruchs von Amts wegen auf⸗ 
erlegt iſt, alſo auch dem Staate und den Grundbuchbeamten, die unter Ver⸗ 
letzung geſetzlicher Vorſchriften die Eintragung vorgenommen haben. Dies darf 
um ſo unbedenklicher angenommen werden, als die Berechtigung zur Einlegung 
der Beſchwerde gegen Entſcheidungen des Grundbuchamts ſich nach der in der 
Rechtslehre und Rechtſprechung herrſchenden und zutreffenden Geſetzesauffaſſung 
auf den Kreis der Antragsberechtigten (SS 13, 14 GBO.) jo wie ſo nicht 
beſchränkt. und es ſich außerdem gerade um einen ſolchen Fall hier handelt, 
in welchem ausnahmsweiſe das Grundbuchamt nach Vorſchrift des Geſetzes 
eine Eintragung nicht nur auf Antrag ($ 13 Abſ. 1 GB.), ſondern von 
Amts wegen vorzunehmen hat. | 

Daraus ergibt ſich zugleich, daß die Berechtigung des Staates, durch 
Beſchwerde die Eintragung eines Widerſpruchs nach 8 54 zu verlangen, nur 
davon abhängt, daß die Vorausſetzungen für die Eintragung eines Wider⸗ 
ſpruchs von Amts wegen gemäß dieſer Vorſchrift gegeben ſind, nicht davon, daß 
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auch die Vorausſetzungen vorliegen, unter denen der Staat nach 8 12 GBO. 
für einen aus der Unrichtigkeit des Grundbuchs dem Berechtigten entſtehenden 
Schaden haftbar iſt. Es kommt alſo hierbei nicht darauf an, ob die unter 
Verletzung geſetzlicher Vorſchriften vorgenommene Eintragung dadurch zuſtande 
gekommen iſt, daß ein Grundbuchbeamter vorſätzlich oder fahrläſſig die ihm 
obliegende Amtspflicht verletzt hat. 

Dagegen iſt die Eintragung eines Widerſpruchs von Amts wegen un⸗ 
gerechtfertigt und unzuläſſig, wenn das Grundbuch unrichtig nur in ſolcher 
Weiſe geworden iſt, daß die Eintragung eines Widerſpruchs erſichtlicherweiſe 
doch ohne Wirkung bleiben würde und deshalb zwecklos wäre. Allein zunächſt 
iſt hier nicht etwa die Unrichtigkeit oder Unvollſtändigkeit des Grundbuchs aus 
dem Grundbuche ſelbſt ohne weiteres erſichtlich und darum die Eintragung 
eines Widerſpruchs zwecklos (OLG. 18, 220). Als Eigentümer „in Gemein⸗ 
ſchaft zur geſamten Hand (beendigte Gütergemeinſchaft)“ ſind der überlebende 
Ehemann und, in beſonderer Gruppe einzeln benannt, „die Erben“ der Frau ein⸗ 
getragen; unter den Erben iſt der Ehemann, der Miterbe iſt, im Widerſpruche 
mit dem Eintragungsantrag, infolge eines Verſehens nicht mit aufgeführt. 

Die Eintragung iſt ſomit unter Verletzung geſetzlicher Vorſchriften vor⸗ 
genommen, und das Grundbuch dadurch auch unrichtig geworden. Zwar ſind 
die Eigentümer im Grundbuche ſämtlich angegeben, aber das für die Gemein⸗ 
ſchaft maßgebende Rechtsverhältnis (§ 48) iſt unrichtig bezeichnet. Nach ihm 
bemißt ſich aber, inwieweit jeder der Eigentümer an dem Eigentume teilhat; 
alſo iſt auch das Eigentum nicht richtig eingetragen. Nicht eingetragen 
jedenfalls iſt, daß das Eigentum dem überlebenden Ehemann außer nach 
Maßgabe ſeines Anteils an dem Geſamtgut auch nach Maßgabe ſeines An⸗ 
teils am Nachlaſſe der Frau und deren Anteils am Geſamtgut in Gemein⸗ 
ſchaft mit den anderen Eigentümern zuſteht. Eingetragen hingegen iſt, daß 
das Eigentum nach Maßgabe des Anteils der Frau an dem Geſamtgut aus⸗ 
ſchließlich den anderen Eigentümern zuſtehe, die allein in der Eintragung als 
die Erben der Frau bezeichnet ſind. Man kann alſo im gleichen Sinne auch 
ſagen: Der Eigentumsanteil, welcher dem Manne als Erben der Frau zuſteht, iſt 
im Grundbuch nicht nur nicht eingetragen, ſondern unrichtigerweiſe den anderen 
Erben der Frau nach Verhältnis der dieſen zuſtehenden Erbteile mitzugeſchrieben. 

Dieſe Perſonen ſind nicht als Eigentümer nur eingetragen, ſoweit ſie 
Erben find. 

Wären abweichend von § 48 der GBO. die ihnen zuſtehenden Erbteile 
nach den auf ſie am Nachlaſſe der Frau entfallenden Bruchteilen in der Ein⸗ 
tragung bezeichnet, dann wäre allerdings das Vorhandenſein eines weiteren 
Erben und damit die Unvollſtändigkeit der Eintragung über das Eigentum aus 
dem Grund buche ſelbſt erſichtlich. Hingegen hat die im § 48 erforderte Be⸗ 
zeichnung des konkreten für die Gemeinſchaft maßgebenden Rechtsverhältniſſes 
zwar die Wirkung, daß daraus ſich auch der Inhalt des Grundbuchs mit⸗ 
beſtimmt. Aber nur eben im Rahmen des Inhalts des Grundbuchs, nicht 
im Widerſpruche mit dem Inhalte des Grundbuchs, tritt dieſe Wirkung ein. 
Steht ein für mehrere gemeinſchaftlich eingetragenes Recht nach dem für die 
Gemeinſchaft als maßgebend in der Eintragung bezeichneten Rechtsverhältnis 
anderen oder noch anderen als den eingetragenen Berechtigten zu, ſo iſt deswegen 
die Eintragung weder in ſich widerſpruchsvoll und als Eintragung unwirkſam, 
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noch iſt ſie ihrem eigenen Inhalte nach unvollſtändig, ſondern ſie iſt nur unrichtig. 
Sie beſagt vielmehr eben dann, daß das eingetragene Recht nur den einge⸗ 
tragenen Berechtigten und dieſen miteinander nach dem zwiſchen ihnen als 
maßgebend für die Gemeinſchaft bezeichneten Rechtsverhältnis zuſtehe, und mit 
dieſem Inhalt iſt ſie wirkſam, ſoweit eine unrichtige Eintragung wirkſam iſt. 

Der Inhalt des Grundbuchs iſt ſomit auch hier der, Eigentümer ſeien 
nach Maßgabe des Anteils des Mannes am Geſamtgute der Mann, nach 
Maßgabe des Anteils der Frau am Geſamtgut insgeſamt die anderen als 
Eigentümer bezeichneten Perſonen, und zwar je nach Verhältnis der Erbteile, 
die ihnen zuſtehen würden am Nachlaſſe der Frau, wenn ſie allein und unter 
Ausſchluß anderer Perſonen die Frau beerbt hätten. 

Zugunſten derjenigen, die durch Rechtsgeſchäft ein Recht an dem Grund⸗ 
ſtück oder ein Recht an einem ſolchen Rechte erwerben, gilt demnach auch 
dieſer Inhalt des Grundbuchs gemäß §8 892 BGB. als richtig, wenn nicht 
bis dahin ein Widerſpruch gegen die Richtigkeit eingetragen oder dem Er⸗ 
werber die Unrichtigkeit bekannt iſt. 
| Nicht ohne weiteres erfichtlich erſcheint nur bei der beſonderen Lage des 
Falles, ob hieraus auch Rechtsfolgen entſtehen können, die ohne die Be⸗ 
ſtimmung des $ 892 nicht eintreten würden. 

f Aus dem Grundbuch iſt erſichtlich, wer die Eigentümer ſind, und auch 
in der Bezeichnung des für die Eigentumsgemeinſchaft maßgebenden Rechts⸗ 
verhältniſſes weicht der Inhalt des Grundbuchs von der wirklichen Rechtslage 
inſofern nicht ab, als das Grundbuch immerhin erſehen läßt, daß keiner der 
Eigentümer über feinen Anteil an dem Grundſtücke verfügen kann (88 1442, 
1471, 2030 BGB.), daß vielmehr die Eigentümer nur gemeinſchaftlich über 
das Grundſtück verfügen können (SS 1471 ff., 2040 BGB.). 

| Tun die Eigentümer aber dies, jo wird der Rechtserwerb deſſen, zu 
deſſen Gunſten die Verfügung erfolgt, eben auf Grund der Verfügung wirk⸗ 
ſam, und es bleibt dann ohne beſondere Rechtswirkung, daß zugunſten des 
Erwerbers unter den Vorausſetzungen des § 892 der Inhalt des Grund⸗ 
buchs als richtig gilt. Dieſer Fall gibt alſo anſcheinend keinen Anlaß, um 
zur Ausſchließung der im § 892 beſtimmten Rechtsfolge von Amts wegen 
einen Widerſpruch einzutragen. | 

Aber andere Möglichkeiten erfordern es. 

Ueber ihre Anteile am Nachlaſſe der Frau können die Eigentümer ver⸗ 
fügen ($ 2033 Abſ. 1 BGB.). Treten einzelne von ihnen ihre Erbteile 
ab, ſo gehen ohne weiteres damit auch ihre entſprechenden Anteile am Grund⸗ 
ſtück ins Eigentum der Erbteilserwerber über. Für die Anteile der als Erben 
der Frau eingetragenen Eigentümer können ſo an deren Stelle andere Per⸗ 
Ionen Eigentümer werden, und es fragt ſich, ob nicht dann zu deren Gunſten 
der Inhalt des Grundbuchs unter Umſtänden nach $ 892 BGB. als richtig 
zu gelten hätte. Jedenfalls erfolgt auch ein ſolcher Erwerb durch Rechts⸗ 
geſchäft, zwar nicht durch ein Rechtsgeſchäft, das gerade den Erwerb eines 
Rechtes an dem Grundſtück oder eines Rechtes an einem ſolchen Rechte zum 
Gegenſtande hat, aber immerhin durch ein Rechtsgeſchäft, das ſeinem Gegen⸗ 
ſtande nach einen Anteil an dem Grundſtücke mitumfaßt. Tritt aber der 
Mann ſeinen Anteil am Nachlaſſe der Frau ab, ſo iſt möglich, daß zum 
Nachteile des Erbteilserwerbers, der für den dem Erbteil des Mannes ent⸗ 
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ſprechenden Anteil Eigentümer des Grundſtücks geworden tft, auf Grund 
gemeinſchaftlicher Verfügung der als Eigentümer eingetragenen Perſonen von 
Dritten Rechte am Grundſtück oder Rechte an ſolchen Rechten mit der im 
8 892 beſtimmten Wirkung erworben werden. 

Zweifelhaft kann hier nur ſein, ob durch die Eintragung eines Wider⸗ 
ſpruchs zur Sicherung des dem Manne nach Maßgabe ſeines Anteils am 
Nachlaſſe zuſtehenden Rechtes am Grundſtücke der Eintritt der im § 892 be⸗ 
ſtimmten Rechtsfolge ausgeſchloſſen werden würde. Die Folge der Wider⸗ 
ſpruchseintragung im Falle des § 892 iſt, daß der Erwerb gegenüber dem 
durch den Widerſpruch geſicherten Rechte, wenn dieſes wirklich beſteht, keine 
Wirkung hat. Hier würde die Widerſpruchseintragung ihrem Inhalte nach 
den Mann als in Gemeinſchaft mit den übrigen eingetragenen Eigentümern 
verfügungsberechtigt erſcheinen laſſen gerade auch hinſichtlich des durch den 
Widerſpruch geſicherten Rechtes. Die Widerſpruchseintragung ſelbſt aber gehört 
nicht zu dem Inhalte des Grundbuchs, der nach § 892 als richtig gilt; ſie 
gilt niemals nach § 892 als richtig, auch in dem Punkte nicht, daß die 
Verfügung über das durch den Widerſpruch geſicherte Recht, wenn es beſteht, 
dem in der Widerſpruchseintragung bezeichneten Berechtigten zuſtehe. 

Schließlich laſſen ſich überhaupt nicht im voraus erſchöpfend alle die 
Möglichkeiten beſtimmen, die für eine Wirkſamkeit der Widerſpruchseintragung 
gegen den Eintritt der im $ 892 beſtimmten Rechtsfolge in Betracht kommen 
können. Außerdem iſt die Ausſchließung der im § 892 beſtimmten Rechts⸗ 
folge zwar die wichtigſte, aber keineswegs die alleinige Rechtswirkung der 
Eintragung eines Widerſpruchs. Und daß bei der hier vorliegenden Un⸗ 
richtigkeit des Grundbuchs die Eintragung eines Widerſpruchs auch nach den 
Vorſchriften z. B. der SS 900, 902 BGB., § 9 Ziff. 1, §S 48 Zw G. 
nicht wirkſam werden könnte, läßt ſich ebenſowenig ohne eine eingehende Unter⸗ 
ſuchung der in Betracht kommenden Möglichkeiten mit Sicherheit feſtſtellen. 
Gerechtfertigt iſt aber beim Vorliegen der im $ 54 EBD. bezeichneten Voraus: 
ſetzungen die Unterlaſſung der Eintragung eines Widerſpruchs von Amts 
wegen nur dann, wenn ohne weiteres klar iſt, daß ſie keine Wirkung haben 
kann; es genügt nicht, daß bloß einſtweilen nicht erſichtlich ſcheint, wie es 
dazu kommen könnte, daß die Widerſpruchseintragung wirkſam wird. 

Danach ergibt ſich: Die Entſcheidung des Beſchwerdegerichts beruht auf 
Verletzung des Geſetzes, weil ſie dem Landesfiskus die Berechtigung zur Ein⸗ 
legung der Beſchwerde zu Unrecht abgeſprochen hat. Sie iſt aber auch nicht 
etwa darum richtig, weil die Eintragung eines Widerſpruchs gegen die Richtig⸗ 
keit zwecklos wäre (8 78 S. 2 GB., § 563 3] O.). 


Zulüfſigleit der Eintragung des Pfandrechts an einem Nacherbeurecht im 
Grundbuche. 


88 892, 2113 BGB.; SS 40, 52 G80. 
Reichsgericht, V. Zivilſenat, 14. Januar 1914. — Bd. 13 S. 272. 


Im Grundbuche von A. iſt für Ida D. eine Buchhypothek von 
50 000 M. als mütterliches Erbgut eingetragen. Die Beſchwerdeführerin 
Ida E. und ihre Geſchwiſter Emilie und Carl E. ſowie Friedrich W. ſind 
betreffs dieſer 50 000 M. zu Nacherben ernannt. Dies iſt im Grundbuche 
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vermerkt. Nachdem die Beſchwerdeführerin in notarieller Urkunde dem B. 
zur Sicherung eines von ihm gewährten Darlehns von 1000 M. ihre 
ſämtlichen Anſprüche, die ihr als Nacherbin zuſtünden, insbeſondere auch die 
an der Hypothek, verpfändet hatte, beantragte ſie die Eintragung der Ver⸗ 
pfändung. Das Grundbuchamt lehnte den Antrag ab und das Landgericht 
wies die Beſchwerde zurück. Die weitere Beſchwerde hat das Oberſte Landes⸗ 
gericht dem Reichsgericht vorgelegt. Es führt aus, daß es die weitere Be⸗ 
ſchwerde zurückweiſen würde, hieran jedoch durch den Beſchluß des Kammer⸗ 
gerichts vom 4. März 1912 (KGJ. 42, 228 ff.) gehindert ſei. Wie das 
Oberſte Landesgericht feſtſtellt, hat B. in notarieller Urkunde die Verpfändung 
angenommen und auch ſeinerſeits die Eintragung ſeines Pfandrechts beantragt. 

Das Reichsgericht hat den Beſchluß des Landgerichts aufgehoben und- 
das Amtsgericht angewieſen, dem Antrage ſtattzugeben: 

Inſoweit ſtimmen beide Gerichte überein, als fie annehmen, daß das- 
Nacherbenrecht zwar ein bereits vorhandenes, veräußerliches und daher auch 
pfändbares oder verpfändbares Vermögensrecht iſt, daß dieſes Recht jedoch bis- 
zum Eintritt nur erbrechtliche, dagegen nicht auch ſachenrechtliche Wirkungen 
äußert. Demgemäß verneinen auch beide, daß die nach $ 52 EBD. er= 
folgende Eintragung des Rechtes des Nacherben ein Recht am Grundſtücke, 
oder gegebenenfalls an der zur Erbſchaft gehörenden Hypothek begründet. 
Beide gehen von $ 40 GBO. aus, kommen aber zu verſchiedenen Zielen: 
während das Kammergericht meint, von der Eintragung eines am Nacherben⸗ 
recht beſtehenden Pfandrechts werde nicht der Nacherbe betroffen, ſondern das 
eingetragene Recht des Vorerben, und die Eintragung des Pfandrechts fei 
daher deswegen zuläſſig, weil jenes Recht des Vorerben jedenfalls als ein 
eingetragenes Recht im Sinne des § 40 gelten müſſe, iſt das Oberſte 
Landesgericht der Anſicht, daß von der Eintragung des Pfandrechts nicht 
das Recht des Vorerben, ſondern das Recht des Nacherben betroffen werde, 
und daß die Eintragung deshalb nicht erfolgen könne, weil das Recht 
des Nacherben „nicht eingetragen“, ſondern nach § 52 „nur vermerkt ſei“, 
und dieſer Vermerk nicht die Bedeutung habe, eine dingliche Berechtigung des 
Nacherben buchmäßig erkennbar zu machen. Dem Oberſten Landesgericht iſt 
zwar darin beizutreten, daß von der Eintragung des Pfandrechts nicht das⸗ 
Recht des Vorerben, ſondern das Recht des Nacherben betroffen wird; nicht 
zuzugeben iſt ihm aber, daß dies auch zu ſeinem Ergebniſſe führt. 

Bei Prüfung der Frage, ob das an einem nach $ 52 GBO. einge⸗ 
tragenen Nacherbenrechte begründete Pfandrecht eintragbar iſt, darf man über⸗ 
haupt nicht von §8 40 Abſ. 1 GBO. ausgehen. Vielmehr fteht im Vorder⸗ 
grunde die Frage der Eintragungsfähigkeit des Pfandrechts, und über die 
Eintragungsfähigkeit gibt § 40 niemals Auskunft. Denn feine Aufgabe ift 
es überhaupt nicht, die Vorausſetzungen der Eintragbarkeit an ſich zu be⸗ 
ſtimmen; er ſetzt vielmehr die Eintragbarkeit als gegeben voraus und will nur 
beſagen, indes auch nur als Ordnungsvorſchrift, daß die an und für ſich zu⸗ 
läſſige Eintragung „nur dann erſolgen ſoll, wenn derjenige, deſſen Recht 
durch fie betroffen wird, als der Berechtigte eingetragen iſt“. Demnach iſt 
der eigentliche Zweck des § 40 Abſ. 1 auch nur ein negativer, nämlich nur 
der, zu hindern, daß Eintragungen vorgenommen werden, ohne daß das Recht 
des Betroffenen bereits eingetragen worden iſt. Und ſomit würde auch hier 
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§ 40 nur fo weit verwendbar ſein, als die Frage auftauchte, ob der Ein⸗ 
tragung des Pfandrechts, ſeine Eintragungsfähigkeit vorausgefetzt, der Hinde⸗ 
rungsgrund des § 40 entgegenſtünde. 

Das Pfandrecht iſt an und für ſich eintragbar, das ergibt ſich aus 
folgenden Geſichtspunkten: 

Durch die Eintragung des Rechtes des Nacherben entſteht allerdings für 
dieſen kein Recht am Grundſtück oder an der zur Erbſchaft gehörenden Hypothek. 
Demgemäß wäre es auch unzuläſſig, das Nacherbenrecht ſelbſtändig und un⸗ 
abhängig von der Eintragung des Vorerben einzutragen. Das iſt auch ſchon 
gelegentlich im Beſchluſſe des Senats RG. 61, 374 ausgeſprochen. § 52 
GBO. ſieht dementſprechend auch nur vor, daß „bei der Eintragung des 
Vorerben zugleich das Recht des Nacherben von Amts wegen einzutragen iſt“. 
Anderſeits aber läßt ſich angeſichts dieſer Vorſchrift doch nicht leugnen, daß, 
wenn die Eintragung erfolgt, es ſich um eine Eintragung in der gewöhnlichen 
Bedeutung dieſes Wortes handelt. Von einem bloßen „Vermerke“ zu reden, 
wie das Oberſte Landesgericht will, gibt § 52 keinen Anlaß, zumal dem 


Geſetz eine Unterſcheidung zwiſchen „Eintragungen“ und „Vermerken“ über⸗ 


haupt völlig fremd iſt. Sollte alſo im Einzelfalle auch wirklich der Ausdruck 
„vermerkt“ gebraucht ſein, ſo läge doch eine Eintragung im geſetzlichen Sinne 
vor. Weiter läßt ſich aber nach § 52 auch nicht in Abrede ſtellen, daß bei 
der Eintragung des Rechtes des Nacherben Gegenſtand der erſteren „das 
Recht des Nacherben iſt“, mithin aber das Recht, welches das Geſetz dem 
Nacherben überhaupt beilegt, und wie es beſonders nach 8 2113 BGB. hin⸗ 
ſichtlich ſeiner Außenwirkung in Betracht kommt. Endlich aber liegt außer 
allem Zweifel, daß das Geſetz die gleichzeitige Eintragung des Rechtes des 
Nacherben gerade zu dem Zwecke vorſchreibt, um das Vorhandenſein ſeines 
Rechtes buchmäßig und öffentlich kundzutun, als Gegenmittel gedacht gegen 
die Gefahren, die für den Nacherben ohne die Eintragung infolge der Grund⸗ 
ſätze vom gutgläubigen Erwerbe beſtehen würden. Freilich äußert ſich mit 
Rückſicht hierauf das eingetragene Recht des Nacherben nach außen hin nur 
in Geſtalt einer zu Laſten des Vorerben vorhandenen Verfügungsbeſchränkung, 
und zwar derart, daß dieſe ihn unbedingt außerſtand ſetzt, das Recht des 
Nacherben durch ſolche Verfügungen zu beeinträchtigen, die gemäß § 2113 
dem Genannten gegenüber an und für ſich unwirkſam ſein würden. Indeſſen 
trotz dieſes eingeſchränkten Zweckes der Eintragung muß dabei verblieben 
werden, daß nach dem Geſetze Gegenſtand der Eintragung zutreffendenfalls 
das Recht des Nacherben als ſolches iſt. Auch die Vormerkung begründet kein 
Recht am Grundſtücke (RG. 65, 260; 81, 288), ſichert vielmehr nur einen 
Anſpruch, und trotzdem ſtellt ſie eine buchmäßige Eintragung dar. Behält 
man nun aber im Auge, daß Gegenſtand einer nach $ 52 GBO. erfolgten 
Eintragung „das Recht des Nacherben“ iſt, und hält man zugleich daran 
feſt, daß dieſes Recht wirkſam veräußert und verpfändet werden kann (RG. 
80, 377 ff.; Gruch Beitr. 52, 680), dann folgt auch, daß im Falle einer 
ſolchen Veräußerung oder Verpfändung eine dergeſtalt veränderte Rechtslage 
entſteht, daß nunmehr das Recht überhaupt nicht mehr dem Nacherben zuſteht, 
ſondern ſeinem Rechtsnachfolger, oder daß es doch, bei einer bloßen Ver⸗ 
pfändung, von dem erſteren wenigſtens nicht mehr für ſich ausgeübt werden 
kann, ſolange das Pfandrecht fortbeſteht. Insbeſondere könnte fortan auch 
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nicht mehr der Nacherbe, ſondern nur noch fein Rechtsnachfolger, oder aber 
ſein Pfandgläubiger, von den Befugniſſen aus $ 2113 BGB. Gebrauch 
machen (RG. 80, 377 ff.), und wären demgemäß auch nur noch die Letzt⸗ 
genannten, dagegen nicht der Nacherbe, wenigſtens dieſer nicht allein, ſchutz⸗ 
bedürftig. Endlich aber ergäbe ſich ſomit, daß jetzt der Buchinhalt, falls man 
der eingetretenen Veränderung nicht im Wege einer Eintragung Rechnung 
trüge, mit der neuen wirklichen Rechtslage nicht im Einklang ſtände; der un⸗ 
peränderte Buchinhalt würde vielmehr den Anſchein erwecken, als gälte die 
Verfügungsbeſchränkung noch ausſchließlich zugunſten des Nacherben, während 
ſolches in Wirklichkeit nicht zuträfe, und fo könnte dieſer irreleitende Inhalt 
des Grundbuchs gerade zu den Unzuträglichkeiten führen, denen, gegenũber 
den Grundſätzen vom gutgläubigen Erwerbe, die Eintragung vorzubeugen be⸗ 
ſtimmt iſt ($ 892 BGB:). Unter ſolchen Umſtänden kann es daher nur dem 
Willen des Geſetzes entſprechen, wenn die Möglichkeit zugeſtanden wird, den 
Grundbuchinhalt der veränderten Rechtslage wieder anzupaſſen und dazu eine 
neue, zweckentſprechende Eintragung zu geſtatten. Denn darüber läßt ſich 
überhaupt nicht ſtreiten, daß das Geſetz bewußt darauf Bedacht nimmt, den 
Grundbuchinhalt mit der wirklichen Rechtslage tunlichſt in Uebereinſtimmung 
zu halten, und zu dem Ende auch einen beſonderen Rechtsbehelf, nämlich den 
der Grundbuchberichtigung, gewährt. Sofern eine Unrichtigkeit im dinglichen 
Rechtszuſtande in Frage ſteht, gibt das Geſetz den Rechtsbehelf in der materiell⸗ 
rechtlichen Vorſchrift des 8 894 BGB., und, ſoweit es ſich um ſonſtige Un⸗ 
richtigkeiten des Buchinhalts handelt, ſei es, daß ein Rechtsverhältnis von 
vornherein unrichtig beurkundet worden iſt, ſei es, daß das richtig beurkundete 
Rechtsverhältnis durch nachträgliche Vorgänge rechtsgeſchäftlicher Art, namentlich 
alſo durch Uebertragungen oder Verpfändungen, eine Aenderung erfahren hat, 
geſtattet das Geſetz die Berichtigung nach den formalen Regeln der Grundbuch⸗ 
ordnung, wie der § 22 der Grundbuchberichtigung als ſolcher auch aus 
drücklich gedenkt. Demgemäß würde aber auch die Eintragung der Abtretung 
oder der Verpfändung des Rechtes des Nacherben nur eine nach der Grund⸗ 
buchordnung zugelaſſene Berichtigung des Buchinhalts ſein. Daß ſolche Be⸗ 
richtigungen ausſchließlich bei Eintragungen zuläſſig wären, durch die ein Recht 
am Grundſtücke begründet worden iſt, dafür bietet das Geſetz keinen Anhalt. 
§ 19, der die Eintragung von der Bewilligung des Betroffenen abhängig 
macht, enthält keine derartige Einſchränkung, und ebenſowenig § 22, der 
gegenüber § 19 eine Ausnahme vorſieht. Auch hier iſt vergleichsweiſe an 
die Vormerkung zu denken. Wird der durch eine Vormerkung geſicherte An⸗ 
ſpruch abgetreten, dann geht jene als Nebenrecht des Anfpruchs (RG. 52, 5, 11) 
auf den Rechtsnachfolger über, und die Eintragung des Wechſels in der Perſon 
des Berechtigten iſt unbedenklich ſtatthaft. So wird man auch die Eintragung 
des Rechtes des Nacherben als ein Nebenrecht auffaſſen können und die grund⸗ 
buchmäßige Kundbarmachung der in der Perſon des Berechtigten eingetretenen 
Veränderung in eben dem Maße für ſtatthaft halten dürfen. 

Die Eintragungsbewilligung der Beſchwerdeführerin war als Grundlage 
für die Eintragung ausreichend. Nach richtiger Anſicht kann die Beſchwerde⸗ 
führerin und nur dieſe im Sinne des $ 19 EBD, als die von der Eintragung 
Betroffene gelten. Nach der Anſchauung des Geſetzes wird von einer Ein⸗ 
tragung ſtets (88 13, 19, 40 GBO.) nur das Recht betroffen, das durch 
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ſie rechtlich verändert wird, und mithin, ſieht man auf die Perſon des Be⸗ 
rechtigten, entſprechend nur der, der der Inhaber des Rechtes war (RG. 61, 
374). Sind nun ſowohl das Recht des Nacherben wie das Recht des Vor⸗ 
erben eingetragen, dann wird infolge einer Abtretung oder einer Verpfändung 
des erſteren Rechtes immer nur dieſes rechtlich verändert, wie es auch aus⸗ 
geſchloſſen iſt, den Vorerben in bezug auf das Recht des Nacherben als den 
Berechtigten oder Mitberechtigten anzuſehen. Nur mittelbar und lediglich tat⸗ 
ſächlich kann der Vorerbe von der Aenderung betroffen werden, inſofern 
nämlich, als es für ihn wirtſchaftlich einen Unterſchied machen mag, ob er 
fortan bei Verfügungen an die Zuſtimmung des Rechtsnachfolgers des Nach⸗ 
erben gebunden iſt ($S 2113 BGB.), oder ob er es noch mit dem Nacherben 
ſelbſt zu tun hat. Eine ſolche nur tatſächliche Veränderung der Sachlage 
reicht aber als Merkmal des Betroffenſeins keinesfalls aus. Mit Unrecht hält 
das Kammergericht den Fall für anders geartet, als den einer Uebertragung 
oder einer Verpfändung des Hypothekenrechts. Allerdings ſtellt die Hypothek 
ein Recht am Grundſtücke dar, während das eingetragene Recht des Nacherben 
dem Vorerben gegenüber nur die Bedeutung einer Verfügungsbeſchränkung hat. 
Aber es iſt nicht einzuſehen, wie dieſer Unterſchied zugleich zu einer verſchiedenen 
Beurteilung der Frage führen könnte, welches Recht betroffen wird. Wenn 
ein Wechſel in der Perſon des Hypothekengläubigers, wie auch das Kammer⸗ 
gericht annimmt, im Sinne des Geſetzes nur den alten Hypothekengläubiger 
und nicht den Eigentümer und nicht „auch dieſen“ trifft, ſo liegt das auch 
hier allein daran, daß leidender Teil in rechtlicher Beziehung ausſchließlich der 
alte Hypothekengläubiger iſt, und daß die nur tatſächlichen oder wirtſchaſtlichen 
Folgen, die der Wechſel für den Eigentümer mit ſich bringen mag, auch hier 
zur Erfüllung der in den 88 13, 19, 40 GBO. aufgeſtellten Vorausſetzung 
nicht ausreichen. Wird das Recht des Nacherben abgetreten oder verpfändet, 
dann hat das an dem Beſtehen der in jenem enthaltenen Verfügungsbeſchränkung 
rechtlich keinerlei Veränderung zur Folge; die Rechtslage des Vorerben bleibt 
daher nach wie vor die nämliche wie die urſprüngliche, und daher kann auch 
bei ihm eine Befugnis zur Einwilligung in die Grundbuchberichtigung gar 
nicht in Frage kommen. Vielmehr iſt nicht zu bezweifeln, daß dieſe Befugnis 
nach § 19 GBO. hier ebenfalls der Beſchwerdeführerin und allein ihr 
zuſtand. 

Das einzige Bedenken gegen die Anwendbarkeit des § 19 könnte in 
der anderen Frage liegen, ob das Geſetz unter dem Worte „Recht“ nicht 
dennoch — der früheren Ausführung entgegen — unbedingt nur ein ding⸗ 
liches Recht verſtanden wiſſen will, und ob es demgemäß nicht auch die Befugnis 
zur Einwilligung im Sinne des § 19 ſtets allein dem zuſprechen will, der be⸗ 
treffs eines dinglichen Rechtes als der Betroffene erſcheint. Auch dieſes Bedenken 
kann jedoch nicht als ſtichhaltig anerkannt werden. Mag das Geſetz auch 
regelmäßig beim Ausdruck „Recht“ im Gebiete des Liegenſchaftsrechts nur ein 
Recht dinglicher Art im Auge haben, ſo iſt hier doch zu erwägen, daß das 
Geſetz im 8 52 GBO. ausdrücklich die Eintragung des „Rechtes“ des Nach⸗ 
erben vorſchreibt und daß es mithin auch dieſem Rechte mittelbar die Eigen⸗ 
ſchaft eines eingetragenen Rechtes beilegt. Daher iſt es aber keineswegs folge⸗ 
widrig, wenn man annimmt, daß es dem Geſetze entſpricht, dem eingetragenen 
Nacherben auch die Befugnis zuzugeſtehen, die dem betroffenen Berechtigten 
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fonft gemäß § 19 gebührt. Jedenfalls aber muß es geftattet fein, die Vor⸗ 
ſchrift hier entſprechend anzuwenden. Es läßt ſich ſchwerlich annehmen, daß 
das Geſetz die Befugnis, die Eintragung von Rechtsänderungen zu bewilligen 
und horbeizuführen, wirklich ausſchließlich bei dinglichen Rechten hätte gewähren 
wollen. Es entſpräche das ſchon gar nicht ſeiner Abſicht, wie früher bereits 
erwogen worden, zu ermöglichen, daß eine ſtete Uebereinſtimmung zwiſchen 
dem Buchinhalte und der wirklichen Rechtslage erwirkt wird. Auch dem 
Vormerkungsberechtigten wird auch der, welcher in der Vormerkung kein 
dingliges Recht ſieht, das Recht nicht abſprechen wollen, im Falle der Ab⸗ 
tretung des geſchützten Anſpruchs die Eintragung des Perſonenwechſels zu 
bewilligen. 

Dem Antrag der Beſchwerdeführerin ſtand alſo kein Hindernis aus dem 
§ 40 GBO. entgegen. Für fie war das Recht bereits eingetragen, und ihr 
Recht wird auch im Sinne des § 40 von der Eintragung betroffen. 


Unzuläſſigkeit der Anfechtung einer Pflegſchaftsübernahme wegen Irrtums. 
88 119, 1785, 1786, 1915 BGB. 


Kammergericht Berlin, 9. April 1914. — Bd. 14, S. 8. 


Der zum Pfleger einer Geiſteskranken beſtellte P. R. beantragte, ihn 
von ſeinem Amte zu befreien, weil er bereits einige Vormundſchaften führe 
und das Amt nur unter der Vorausſetzung angenommen habe, daß es ihm 
wenig Arbeit verurſache. Das Amtsgericht lehnte den Antrag ab. Beſchwerde 
und weitere Beſchwerde wurden zurückgewieſen. 

Der Beſchwerdeführer, der ſchon drei Vurmundſchaften führt, war nach 
§ 1786 Abſ. 1 Nr. 8 BGB. berechtigt, die Uebernahme der Pflegſchaft abs 
zulehnen, hat aber diefes Ablehnungsrecht nach $ 1786 Abſ. 2 BGB. ver: 
loren, weil er es nicht vor der Beſtellung geltend gemacht hat. Er meint 
aber, er habe ſich in einem nach 8 119 BGB. erheblichen Irrtum über den 
Umfang der Geſchäfte befunden und ſei deshalb berechtigt, ſeine Einwilligung 
wegen Irrtums anzufechten. Dieſes Vorbringen iſt unerheblich. Die Ver⸗ 
pflichtung jedes Deutſchen, die Vormundſchaft oder Pflegſchaft, für die er von 
dem Vormundſchaftsgericht ausgewählt wird, zu übernehmen, iſt eine allgemeine 
Staatsbürgerpflicht, iſt öffentlich⸗rechtlicher Natur und beſteht gegenüber dem 
Staate. Inhalt dieſer Pflicht iſt die ausdrückliche oder ſtillſchweigende Ein⸗ 
willigung in die Uebernahme des Amtes. Eine Anfechtung dieſer Einwilligungs⸗ 
erklärung ſieht das Bürgerliche Geſetzbuch in den SS 1785 ff. nicht vor, 
vielmehr beſtimmt $ 1786 Abſ. 2 ausdrücklich und ohne jede Einſchränkung, 
daß das Ablehnungsrecht erliſcht, wenn es nicht vor der Beſtellung bei dem 
Vormundſchaftsgerichte geltend gemacht wird. Hieraus ergibt ſich, daß eine 
Anfechtung der Einwilligungserklärung in die Uebernahme des Amtes un⸗ 
ſtatthaft iſt. 


Verzeichnis 


der vom Reichsjuſtizamte zuſammengeſtellten, in dieſem Bande ent⸗ 
haltenen Entſcheidungen, unter Angabe der darin ausgeſprochenen 
Rechtsanſichten. 
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1. Iſt jemand verſchollen, der ein beſſeres Erbrecht hat, ſo kann das Nach⸗ 

laßgericht nach 8 2356 BOB. verlangen, daß ein Ausſchlußurteil bei⸗ 

gebracht wird, es muß nicht nach $ 2358 BGB. verfahren und eine 
öffentliche Aufforderung Nſe‚e‚e‚‚‚ ee 8 1 

2. Iſt der Hausgenoſſe des Erblaſſers bereit, den Offenbarungseid zu leiſten, 

ſo darf das Gericht der freiwilligen . ſeine eee es 
DErIANEN u 2 u ee £ e 4 

3. Einſtellung des Geſchäftsbetriebs löſt eine Geſellſchaſt mit beſchränkter 

Haftung noch nicht auf, es bedarf eines Auflöſungsbeſchluſſes. Der Re⸗ 
giſterrichter kann einen Geſellſchafter nicht durch Ordnungsſtrafen zwingen, 

die Auflöſung anzumelden. Obgleich ein Geſellſchafter als Geſchäftsführer 

eingetragen iſt, kann er doch niedergelegt haben oder als einziger SAL 
ſchafter ſich ſelbſt abgerufen haben 5 5 

4. 1 über eine Genoſſenſchaft das Konkursverfahren eröffnet, ſo kann eine 

Beteiligung eines 5 N auf weitere Geſchäftsanteile nicht mehr ein⸗ 

getragen werden. Die Genoffenſchaft beſteht nur fort fil Durchführung 
der Liquidation oder des Konkurſfſe s 7 

5. Der Regiſterrichter darf eine ihm eingereichte Bilanz anden wenn 

ſich ihre Unrichtigkeit aus dem Handelsregiſter ſelbſt ergibt, das Stamm⸗ 

kapital z. B. höher angegeben iſt, als eingetragen Say ein e 
beſchluß noch nicht eingetragen iſt )jj 200000. s 8 

6. Ein Perſonenverein, der Genoſſe einer eingetragenen Genoſſenſchaft iſ, 

ſcheidet nicht ſchon durch ſeine Auflöſung aus, ſein Liquidator muß 


kündigen %%%h a ee a ine Ser 10 
7. Die Eintragung eines Vereins im Vereinsregiſter kann eine öffentliche 
Behörde nicht durch Beſchwerde gelöſcht verlangen 11 


8. Die Ausſchließung der Schlüſſelgewalt kann der Mann auch dann im | 
Güterrechtsregiſter eintragen laſſen, wenn die Frau von ihm getrennt 
lebt; denn das Getrenntleben beſeitigt die Schlüſſelgewalt noch nicht. 12 
9. Will der Eigentümer, der eine Hypothek bezahlt hat, ſie zur Sicherung 
eines neuen Darlehns verwenden, fo muß er angeben, ob er ſie als 
Eigentümerhypothek oder Eigentümergrundſchuld erworben hat, da im 
erſten Fall eine Auswechſelung ſtattfinden kann ($ 1180 BGB.), im 
zweiten Fall die Grundſchuld in eine Dypothel umgewandelt werden kann 
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Hat das Amtsgericht die beantragte Eintragung bereits endgültig abge⸗ 
lehnt, ſo kann es nicht noch eine Zwiſchenverfügung erlaſſen, daß auch 
noch ein weiteres Eintragungshindernis behoben werden müſſe; denn die 
Eintragung ſoll nicht ſtattfinden, wenn der Zwiſchenverfügung entſprochen 
ff... EB Er 
Ein im Grundbuch anf Grund einer einftweiligen Verfügung eingetragener 
Widerſpruch iſt auf Grund des dieſe aufhebenden Urteils zu löſchen, auch 
wenn dies nur zugunſten eines Klägers ergangen, der Widerſpruch aber 
auch zugunſten andrer eingetragen iſt, z. B. der Erben 

Iſt eine Eintragung, wenn auch unzuläſſig, ohne Antrag gelöscht, ſo iſt 
dagegen keine Beſchwerde zuläſſig. Ein Widerſpruch gegen die Löſchung 
kann nicht eingetragen werden, weil die Vormerkung kein eTämbiges 
dingliches Recht verkörpert. 
Berechtigtes Intereſſe an Einſicht des 1 liegt nicht vor, wenn 
jemand zur ng öffentlicher Rechte, z. B. des Wahlrechts, das 
Grundbuch einſehen will 
Das Grundbuchamt muß die Auflaſſung des Konkursverwalter entgegen⸗ 
nehmen, auch wenn ihm nicht die Genehmigung der e en 
zur freihändigen Veräußerung nachgewieſen wird.. 5 


Das Vollſtreckungsgericht kann nur erſuchen, den als Eigentümer ein⸗ 
zutragen, dem der Zuſchlag erteilt iſt. Erſucht es, deſſen Rechtsnachfolger 
einzutragen, ſo hat das Grundbuchamt das Recht, ſelbſtändig zu prüfen, 
ob die Rechtsnachfolge nachgewieſen iſ e: 
Ein einheitliches Altenteil kann auch für mehrere Mitberechtigte ein⸗ 
lauch werden, ohne daß das innere Verhältnis angegeben zu werden 
Rau”... 88 

Eine Geſamthypothel kann nicht nur auf einem Blatt umgeſchrieben 
Werden,... a et ee en 
Eine Vormerkung kann eingetragen werden auch zur Sicherung des An⸗ 
ſpruchs auf Rangeinräumunnn g nen 
Das Nachlaßgericht hat ein Zeugnis auch darüber auszuſtellen, daß keine 
fortgeſetzte Gütergemeinſchaft eingetreten ff ma a fe 
Die Abtretungserklärung des Konkursverwalters genügt nicht mehr, wenn 
zur Zeit der Eintragung der Konkurs beendet it. tet 


Der in allgemeiner Gütergemeinſchaft lebende Mann kann ein ihm allein 
le Grundſtück auf ſich und feine Frau als Geſamtgut eintragen 
G)) 8 
Zur Eintragung der Frau iſt au bei Gütergemeinſchaft deren Zu⸗ 
ſtimmung erforderlichchchch ee 
Ergibt ſich, daß ein während der Ehe geborenes Kind unehelich iſt, fo iſt 
ihm ein Vormund zu beſtelle“ nnd 

Das Aktivvermögen entſcheidet darüber, ob dem Vormund eine Vergütung 
zu gewähren tft 8 
Ein als Beamter bezahlter ſtädtiſcher Sammelvormund kann keine Ver⸗ 


Trotz megupſegſcen kann für einen verſchollenen Miterben ein Ab⸗ 
weſenheitspfleger beſtellt werden, wenn ein Bedürfnis befteht . 

eil er ungeeignet ſei zum Vormund, kann niemand die Bormundfchaft 
ablehnen und ſich gegen die Wahl beſchweren „ ee ee 
Auch die Frau kann ſich beſchweren. wenn der Name ihres Mannes im 
Heiratsregiſter geändert wid r . 
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Eine eidesſtattliche Verſicherung der außerehelichen Mutter über den Bei⸗ 
ſchlaf mit dem ſpäteren Ehemann genügt nicht, um den m. zu er⸗ 
bringen, das Kind habe die Stellung eines ehelichen erlange 
Der Gerichtsſchreiber iſt nicht berechtigt, eine fehlerhafte 9abſchrift des 
Standesbeamten im Standesnebenregiſter zu berichtigen 
Der Abweſenheitspfleger kann für ſeinen Mündel die Erteilung eines Erb⸗ 
ſcheins beantragen, ſoweit es ſeinen Geſchäftskreis betrifft 
Für den Gläubiger eines Erben, der nach $ 792 ZPO. den Erbſchein 
beantragt, kann nicht ein Generalbevollmächtigter die eidesſtattliche Ver⸗ 
ſicherung abgebtt nnn 
Ein Notar, der unter der Teſtamentsurkunde ſeine Unterſchrift vergeſſen 
hat, hat kein ſelbſtändiges e wenn das ee die 
Herausgabe zur Ergänzung verſag eee 
Die Vergütung des Nachlaßpflegers ſetzt das Nachlaßgericht feft, feine 
Aufwendungen unter Umſtänden das Progeßgeriht -. .. ... - 
Ein Blinder muß das Teſtamentsprotokoll vor Richter oder Notar unter⸗ 
ſchreiben oder es muß ſeine Erklärung feſtgeſteut werden, daß er wegen 
bund ü nicht ſchreiben könne. Es genügt nicht die Feſtſtellung, daß er 
110. Mic Sa er a a ae one a ee er 
Einem verſchollenen Miterben gilt eine Erbſchaft als angefallen, ſolange 
die Lebensvermutung gilt, demgemäß iſt ein Erbſchein zu erteilen 
Ein aus Verſehen unrichtig datiertes Teſtament iſt gültig, wenn das 
richtige Datum aus den mit der Protokollierung zuſammenhängenden 
Vorgängen feſtgeſtellt werden kanns 
Eine Nachlaßverwaltung kann nicht von deutſchen Gerichten eingeleitet 
werden, wenn der Verſtorbene nach ausländiſchem Recht beerbt worden 
iſt und es ſich nicht um bloße Sicherung des Nachlaſſes handelt 
Bei einer GmbH. können nicht einzelne Stammeinlagen erhöht und dafur 
andere vermindert werdens 
Iſt die Abberufung eines Liquidators ſchon ins Handelsregiſter eingetragen 
worden, ſo kann gegen den anordnenden Beſchluß keine a mehr 
eingelegt werden 
Es iſt zuläſſig, daß ein Prokuriſt 1 mit dem einzigen Vorſtands⸗ 
mitglied zur Vertretung der Geſellſchaft befugt iſſ 0... 
Der ſtille Geſellſchafter kann ſein Kontrollrecht nur dann durch einen 
Vertreter ausüben, wenn die eigene Kontrolle unbillig erſchwert würde. 
Die Schriftftüde über den Verkehr zwiſchen Haupt⸗ und Zweigniederlaſſung 
kann er vorgelegt verlangen 
Der Regiſterrichter hat bei Anmeldung einer Satzungsänderung zu prüfen, 
ob ſie etwa nichtig if: = tt 
Der Stegifterrichter darf bei Anmeldung einer Firmenänderung prüfen, 
1 5 ee ee berechtigt iſt, wenn er Zweifel an der Richtig⸗ 
/ ¶ / re en 
950 3 kann nicht aus dem Geſchäft austreten, das zur Erbſchaft 
lll 8 
Durch Verpfändun des Geſchäftsanteils verliert der Geſellſchafter einer 
GmbH. nicht das Recht, die Abberufung oder Beſtellung eines Liquidators 
zu verlangen, der Pfandgläubiger erwirbt es niche 
Trotz Löſchung der Firma beſteht eine offene Handelsgeſellſchaft im Zu⸗ 
ſtand der Liquidation fort, wenn noch ungeteiltes Vermögen vorhanden iſt. 
Der Regiſterrichter aber kann nicht Anweiſungen an den e 
geben, wohl aber kann die unrichtige Löſchung beſeitigt werden 
Die GmbH. beſteht auch nach Beendigung des Konkursverfahrens weiter, 
wenn noch Vermögen zu verteilen iſ tee 
Gegen die Ausſetzung des Verfahrens der Eintragung hat der Antrag⸗ 
2915 ſtets die Beſchwerde, ohne en ob er ſachlich zum una 8 
kechtigt wa 
Eine GmbH. kann im Konkurs ihre Firma nur veräußern, wenn fe 
ſelbſt eine andre Firma annimmt 
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Wird die Eintragung eines Vereins wegen ſeines Zwecks abgelehnt, ſo 
VV ff ee a re 
ine Zwiſchenverfügung ift auf einen Vormerkungsantrag nicht zuläſſig, 
wenn der Antragſteller den Mangel ſeines Antrags kennt und ihn nur 
ſtellt, um den Vorrang vor andern zu wahren 
Zur Erhöhung der Zinſen einer Hypothek auf einem Geſamtgutsgrundſtück 
iſt zur Erklärung des überlebenden Ehegatten die Zuſtimmung der Ab⸗ 
kömmlinge notwendiungggggggggg 
Der Teſtamentsvollſtrecker kann über Nachlaßhypotheken verfügen, ohne 
daß er an die Zuſtimmung der Nacherben gebunden ware 
Iſt der Grundſchuldbrief für kraftlos erklärt, ſo bedarf es zur Ab⸗ 
tretung der Schuld eines neuen Briefs 
Auch bei einer Höchſthypothek kann eine Forderungsauswechslung nach 
8 1180 BGB. ſtattfinden. Die Zuſtimmung des Beſtellers iſt notwendig, 
wenn nicht die Hypothek durch die Forderungen erreicht iſtet. 
Auch der Fiskus kann durch Beſchwerde die Eintragung eines Wider⸗ 
ſpruchs gegen die Richtigkeit des Grundbuchs beantragen, wenn die Un⸗ 
1 nicht ohne weiteres erſichtlich, die Eintragung darum zweck⸗ 
08 i 2 0 0 0 1 0 ® 0 0 0 0 6 E 6 E 0 0 0 0 0 ® 0 0 U} 0 0 4 
Wer als Nacherbe an einer Hypothek eingetragen iſt, kann die Eintragung 
der Verpfändung beantragen 
Die Uebernahme einer Vormundſchaft kann nicht wegen Irrtums an⸗ 
gefochten werden Be ae 1 ee 
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